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I. Die Entſtehung der völkiſchen Verfaſſung 


4. 
Die Weimarer Verfaſſung 

Schrifttum: 6. Anſchütz, Die Derfaſſung des Deutſchen Reiches vom 
11. Auguft 1919. 3. Aufl. 1933.-Anſchüͤtz⸗Thoma, Handbuch des deutſchen Staats⸗ 
rechts. 1950/52 — fl. v. Sreytagh-Loringhoven, Die Weimarer Derfaffung in 
Lehre und Wirklichkeit. 1924. - L. Gebhard, handlommentar zur Derfaſſung des 
Deutſchen Reiches. 1932 - S. Gieſe, Kommentar zur Reichsverfaffung. 8. Aufl. 
1931. - f. Poetzſch⸗heffter, Kandlommentar der Reichsverfaſſung. 3. Aufl. 
1928. - Derſelbe, Dom Staatsleben unter der Weimarer Derfaffung. IbdöR. 
Bd. 15 (1925), 5. 1 fl.; BO. 17 (1929), S. 1 fl.; Bd. 21 (1934), S.1ff.- C. Schmitt, 
Verfaſſungslehre. 1928. - R. Smend, Derfaffung und Derfaſſungsrecht. 1928. 


a) Die Zerftörung des Bismarckſchen Reiches 


Schrifttum: E. Sorſthoff, Deutſche Geſchichte feit 1918 in Dokumenten. 
1954. 5 S. Meinecke, Die Revolution. Urſachen und Catſachen. HbodstR., Bd. 1, 
S. 95 ff. 


Die Bismarckſche Derfaffung, die die politiſche Ordnung des erneuerten 
Reiches feſtigen und ſichern ſollte, war im Weltkrieg den unausgeſetzten An= 
griffen der inneren Reichsfeinde erlegen. In der „Sriedensrefolution“ vom 
19. Juli 1917 triumphierte der parlamentariſche Parteienſtaat über das Bis⸗ 
marcſche Reich. Die Derfaffungsänderungen vom 28. Oktober 1918, die das 
parlamentariſche Regierungsſuſtem formell einführten, war en nur der nach⸗ 
trägliche Niederſchlag der tatsächlichen Derfaffungslage, die ſich ſeit 1917 
gebildet hatte. 

Der Umſturz von 1918, der das alte Reich endgültig zerſtörte, brach am 
29./30. Oktober in Riel, am 7. November in München aus. Am 9. November 
verkündete der Reichskanzler prinz Max von Baden eigenmächtig die 
Abdantung des Raiſers; das Reichskanzleramt übertrug er an den ſozial⸗ 
demokratiſchen Parteiführer Ebert. Darauf rief der Sozialdemokrat Scheide⸗ 
mann, bis dahin kaiſerlicher Staatsſekretär, die Republik aus. Ebert bildete 
eine kollegiale Regierung aus drei Mehrheitsſozialiſten und drei Unabhängi⸗ 
gen Sozialiſten, den ſogenannten Rat der Volksbeauftragten. Diefer gab durch 
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einen fluftuf vom 12. November das revolutionäre ſozialiſtiſche Programm 
bekannt. 

Inzwiſchen hatte der Umſturz weiter um ſich gegriffen. Überall war es zur 
Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten gekommen, die die tatſäch⸗ 
liche Gewalt an ſich geriſſen hatten. Schon zeigte ſich ein unüberbrückbarer 
Gegenſatz zwiſchen den ſozial⸗ liberal⸗demokratiſchen Zielen der Mehrheits⸗ 
ſozialiſten und den Beſtrebungen der weitgehend ſpartakiſtiſchen Arbeiter⸗ 
und Soldätenräte. Beſonders radikal eingeſtellt war der Großberliner Are 
beiter⸗ und Soldatenrat, deſſen Kontrolle der Rat der Dolks beauftragten 
unterftellt wurde, und der deshalb eigentlicher Träger der revolutionären 
Zentralgewalt war. Am 19. Dezember trat ein allgemeiner Kongreß ſämt⸗ 
licher Arbeiter⸗ und Soldatenräte Deutſchlands zuſammen, dem die oberſte 
Entſcheidung über Deutſchlands Schickſal zuerkannt wurde. In ihm über⸗ 
wogen im Gegenſatz zum Großberliner Arbeiter- und Soldatenrat die mehr⸗ 
heitsſozialiſtiſchen Vertreter. Er lehnte daher ab, eine Rätediktatur nach 
bolſchewiſtiſchem Muſter zu errichten, und beſchloß vielmehr, eine National⸗ 
verſammlung auf Grund des gleichen, allgemeinen, direkten Verhältnis⸗ 
wahlrechts einzuberufen. Damit hatten ſich die revolutionären Machthaber 
gegen den Bolſchewismus und für die parlamentariſche Demokratie ent⸗ 
ſchieden. Die Unabhängigen Sozialiften traten aus der Regierung aus, 
und es kam zu einem ſpartakiſtiſchen Aufftand gegen Ebert, der mit Hilfe 
der Freikorps niedergeſchlagen wurde. 

Am 19. Januar 1919 fanden die Wahlen zur Nationalverſammlung ſtatt; 
ſie endeten mit einem großen Sieg der Mehrheitsſozialiſten über die Unab⸗ 
hängigen Sozialiſten; beide ſozialiſtiſche Parteien zuſammen blieben gegen⸗ 
über der Geſamtheit der bürgerlichen Parteien in der Minderheit. Die Natio⸗ 
nalverſammlung zeigte folgende Mandats verteilung: 


Deutſchnationale 44 
Deutſche Volkspartei 19 
Zentrum 91 (davon 18 Baur. Volkspartei) 
Hannover aner 1 
Baur. Bauernb und 4 
Demokraten 75 
Mehrheitsſozialiſten 163 


Unabhängige Sozialiften 22 


Der Zentralrat der Arbeiter: und Soldatenräte und der Rat der Volksbeauf⸗ 
tragten legten ihre Befugniſſe in die hand der Nationalverſammlung. Dieſe 
trat in Weimar zuſammen und beſchloß zunächſt das Geſetz über die vor⸗ 
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läufige Reichsgewalt vom 10. Sebruar 1919, das als Träger der Staatsgewalt 
einen von der Nationalverſammlung gewählten Reichspräfidenten und ein 
von dieſem ernanntes, vom Vertrauen der Nationalverſammlung abhängiges 
Reichs miniſterium vorſah. Erſter Reichspräſident wurde Ebert, erſter 
Miniſterpräſident des Reiches wurde Scheidemann. Die Grundlage für die 
parlamentariſche Regierung wurde die Koalition von Mehrheitsſozialiſten, 
Demokraten und Zentrum — die ſogenannte Weimarer Koalition. Die Geſetz⸗ 
gebung wurde von der Nationalverſammlung zuſammen mit dem Staaten⸗ 
ausſchuß, einem Dertretungsorgan der Länderregierungen, ausgeübt. Am 
22. Juli 1919 nahm die Nationalverſammlung das Derfailler Diktat mit 237 
Stimmen gegen 138 Stimmen an. Am 31. Juli 1919 billigte fie die Weimarer 
Derfaffung mit 262 gegen 75 Stimmen. Die Verfaſſung wurde am 11. Auguft 
vom Reichspräfidenten und dem Kabinett ausgefertigt und trat am 14. Au= 
guft in Kraft. 

Die Weimarer Verfaſſung war durch drei Grundzüge gekennzeichnet: 
Demokratie, Jöderalismus und Liberalismus. In dieſen drei Grundzügen 
ſtimmte fie mit dem tatſächlichen Verfaſſungszuſtand der Jahre 1917/18 
durchaus überein. Der einzige „FJortſchritt“ war die Beſeitigung der Mon⸗ 
archie; aber man ſah ſich ſofort gezwungen, das dadurch entſtandene Vakuum 
durch die Konſtruktion eines Erſatzmonarchen, des Reichspräfidenten, aus⸗ 
zufüllen. Daran zeigt ſich, daß bei dem Umſchwung 1918/19 nicht wirkliche 
Revolutionäre geſiegt haben, ſondern die parlamentariſchen Nutznießer des 
Krieges, die ſich behend an die Spitze des Umſchwunges ſtellten, um den 
Spartakiſten den Wind aus den Segeln zu nehmen, die aber tatſächlich nur 
den im Jahre 1917 erworbenen Beſitzſtand, den status quo des parlamen⸗ 
tariſchen Parteienſtaates, gegen die Gefahr einer ſpartakiſtiſchen Rätediktatur 
verteidigten. 


b) Das Prinzip der Demokratie 


Schrifttum: Bund zur Erneuerung des Reiches, Die Rechte des deut⸗ 
ſchen Reichspräſidenten nach der Reichsverfaſſung. 2. Aufl. 1930. - F. Glum, Die 
ſtaatsrechtliche Stellung der Reichsregierung ſowie des Reichskanzlers und des 
Reichs finanzminiſters in der Reichsregierung. 1925. H. Herrfahrdt, Die Kabir 
nettsbildung nach der Weimarer Verfaſſung unter dem Einfluß der politiſchen 
Praxis. 1927. — . Liermann, Das deutſche Volk als Rechtsbegriff. 1927. — 
O. Koellreutter, Die politiſchen Parteien im modernen Staat. 1926.—C. Schmitt, 
Die geiſtesgeſchichtliche Cage des heutigen Parlamentarismus. 1923. — Derſelbe, 
Der Hüter der Verfaſſung. 1931.— Derſelbe, Legalität und Legitimität. 1932. — 
R. Uhoma, Der Begriff der modernen Demokratie in ſeinem Verhältnis zum Staats⸗ 
begriff (Erinnerungsgabe für Max Weber. 1923. Bd. 2, S. 37 ff.). Derſelbe, Das 
Reich als Demokratie. HbodstR. Bd. 1, S. 186 ff. H. Triepel, Die Staatsverfaſ⸗ 
fung und die politiſchen Parteien. 1927. W. Weber, Parlamentariſche Unverein⸗ 
barkeiten. AÖR. N. §. 19, S. 161 ff. 
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Das Prinzip der Demokratie trat in der Weimarer Derfaſſung in vier 
Beziehungen hervor: in der unmittelbaren Volks tätigkeit, im Reichstag, im 
Reichs prãſidenten und in der Reichsregierung. 

1. Die unmittelbare Dolkstätig keit baute ſich auf dem art. 1 w. 
auf: Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.” Dieſer Satz hatte einen doppel⸗ 
ten polemiſchen Sinn. Die Staats gewalt ſollte nicht mehr in der Hand des 
Monarchen, ſondern in der des Volkes liegen; ſie ſollte auch nicht mehr den 
Ländern oder Stämmen, ſondern dem Reichs volk gehören. Die Prinzipien der 
Doltsfouveränität und der Reichs einheit wurden hier gegen Monarchie und 
Söderalismus aufgerichtet. Das Geſamtvolk wurde zum Träger der ſtaat⸗ 
lichen Hoheit und Gewalt eingeſetzt. In politiſche Aktion trat das Volk bei der 
Reichstagswahl, bei der Wahl (und Abſetzung) des Reichspräſidenten, bei 
volls begehren und Volks entſcheid. Sür die Wahlen galt im allgemeinen das 
Verhältnis prinzip, für die Albſtimmungen das Mehrheits prinzip. 

Was hieß nun Volk in dieſer Derfaffung? Die Weimarer Verfaſſung ging 
von einem etatiſtiſche n Doltsbegriff aus. Das Volk wurde nicht aus eigenen 
Elementen (Raſſe, Sprache, Geſchichte) beſtimmt, ſondern es wurde vom 
Staate her geprägt. Volkszugehörig war, wer ſtaats angehörig war, und die 
Staatsangehörigkeit konnte jedermann durch einen formalen (lkt der ſtaat⸗ 
lichen Behörden erwerben. Wahl- und abſtimmungsberechtigt war jeder 
Staatsangehörige; auf die bollszugehörigkeit kam es nicht an. Die Weimarer 
Derfaffung ging ferner von einem liberalen Volksbegriff aus. Voll war ihr 
keine organiſche, gewachſene Einheit, ſondern eine Summe freier Individuen. 
Das Volk wurde alſo vom einzelnen her aufgebaut, der einzelne nicht als 
Glied eines Ganzen begriffen. In der ſtrengen Einzelwahl in der Zelle kam 
dieſe Auffaffung ſumboliſch zum Ausdrud. Die Weimarer Verfaſſung ver⸗ 
wandte ſchließlich einen parteimäßigen Volksbegriff; das Volk war ihr 
weſentlich Parteienvolk. Sie ging von der Vorſtellung aus, das Volk vermöge 
als unformierte Summe von einzelnen nicht politiſch zu handeln, ſondern 
bedürfe der Sormierung in einer Vielzahl politiſcher Parteien. Sie fand fo die 
eigentümliche Organiſationsform des Parteienvolkes. 

Zwar erwähnte die Weimarer Derfaffung die Parteien nur an einer 
Stelle (im Art. 130 Abf. 2), und auch dort nur in einem abſchätzigen Sinne. 
Doch das Suſtem der Verhältniswahl, das die Weimarer Verfaſſung ein⸗ 
führte, ſetzte ein ſolches Parteienſyſtem voraus, da es dem Einzelgänger keine 
Ausfichten gab, ſondern die parteimäßige Durchorganiſation des Volkes ver⸗ 
langte. fluch bei der Reichs präſidentenwahl hatte nur der Kandidat großer 
Parteien wirkliche Erfolgsausſichten. Ebenſo lag es beim Volks entſcheid und 
Volksbegehren, die von einer großen politiſchen Organisation getragen 
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werden mußten. Das Volk mußte daher nach weltanſchaulichen und intereſſen⸗ 
mäßigen Unterſchieden in eine Mehrheit politiſcher Gruppen zerlegt werden. 
Dieſe „Parteien“ waren im 19. Jahrhundert als loſe Wahlvereinigungen ent⸗ 
ftanden; fie hatten urſprünglich eine kleine Mitgliederzahl und eine loſe Or⸗ 
ganiſation; ſie beſchränkten ihre Tätigkeit auf die Zeit vor den Wahlen; ſie 
waren reine Zweckverbände. Über ihnen ſtand urſprünglich unangetaftet der 
Staat als ein ſelbſtändiges Eigenweſen. Dieſe ſogenannten Honoratioren⸗ 
parteien entwickelten ſich mehr und mehr zu Maſſenparteien, die durch hohe 
Mitgliederzahl, feſte Organiſation und dauernde Tätigkeit gekennzeichnet 
waren. Sie wiederum wandelten ſich vor allem unter der Weimarer Der- 
faſſung in den Typus der Kampfpartei um, der es auf die totale Eroberung 
der Macht, die vollkommene Erfaſſung der zugehörigen Menſchen und die voll⸗ 
ftändige Überwindung des Gegners ankam, und die deshalb über diſzipli⸗ 
nierte. Sormationen für den phuſiſchen und den geiſtigen Kampf verfügte. 
Nun hörte der Staat auf, den eigenen politiſchen Geſetzen zu folgen; er beſaß 
politiſchen Willen und politiſche Macht nicht mehr aus ſich felbft, ſondern 
er wurde von den politiſchen Parteien als Inſtrument benutzt. Er hatte ſich 
in einen „Parteienſtaat“ verwandelt. Jede diefer Parteien fühlte ſich als eine 
politiſch autonome Organiſation. Es gab kein gemeinſames weltanſchau⸗ 
liches Band und kein ſchlechthin anerkanntes politiſches Geſamtziel zwiſchen 
ihnen. Die Parteien entwickelten ſich zu feſten geſchloſſenen Machtkörpern mit 
einer eigenen Weltanſchauung, einer feſtumriſſenen politiſchen Idee, mit 
einer ſtarken inneren Hierarchie und einer ſchlagkräftigen Wehrformation. 
Sie waren die entſcheidenden Träger öffentlicher Macht im Staate, die jedoch 
ohne öffentliche Derantwortung ihre Zwecke verfolgten. In der inneren Cogik 
der Weimarer Derfaffung lag die Entwicklung zu einem ſolchen Zuftand, in 
dem das ganze Volk in eine Mehrzahl von feſtgefügten Parteiformationen 
aufgeſpalten war, lag alſo die Ausbildung eines totalen Parteienſyſtems, in 
dem das Volk keine Einheit war, ſondern in einen Pluralismus von poli⸗ 
tiſchen Parteien zerfiel. 

Der Weimarer Staat war damit ein ganz beſtimmter Sonderfall der Demo⸗ 
kratie. Er baute ſich auf dem Typus des etatiſtiſchen, liberalen, parteimäßig 
zerſpaltenen Volkes auf. Ein ſolches Volk konnte natürlich nicht felbft herr⸗ 
ſchen, ſondern bedurfte dazu eines Organs; man glaubte, im Reichstag ein 
geeignetes Organ geſchaffen zu haben. 

2. Der Reichs tag war die Vertretung des etatiſtiſchen, liberalen par⸗ 
teienvolles, und er zeigte in ſich alle Züge dieſes Volksbegriffes. Zwar bezeich⸗ 
nete der Art. 21 WD. die Abgeordneten als „Vertreter des ganzen Volkes“, 
die „nur ihrem Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht gebunden“ 
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ſeien. In Wahrheit war der Abgeordnete der Vertreter feiner Partei, an 
deren Beſchlüſſe er zwar nicht formaljuriſtiſch, aber doch tatſächlich weit⸗ 
gehend durch den Sraktionszwang und andere Mittel gefeſſelt war. Das 
Verhältnis wahlſyſtem, das bei der Wahl des Reichstags angewandt wurde, 
verhinderte die Bildung einer klaren Mehrheit, ſo daß für den Reichstag das 
Roalitionsſyſtem kennzeichnend wurde. Eine mehr oder weniger feſte 
Gruppe von Parteien fand ſich zu einem Bündnis zuſammen, um die Auf- 
gabe der Regierungsbildung und der Geſetzgebung gemeinſam zu löſen. 

Bei der Regierungsbildung war der Reichstag auf eine Verſtändigung 
mit dem Reichspräfidenten angewiefen, dem die Auswahl des Kanzlers und 
die Ernennung der Minifter zuſtand, der aber doch weitgehend die Vorſchläge 
der maßgebenden Reichstagskoalition berückſichtigte. Bei der Geſetzgebung 
wirkte neben dem Reichstag der Reichsrat mit, dem jedoch nur ein auf⸗ 
ſchiebendes Vetorecht zukam. Die Geſetzgebung durch volksentſcheid hat prak⸗ 
tiſche Bedeutung nicht erlangt. Die ſtarke Stellung, die dem Reichstag nach 
der Abficht der Weimarer Verfaſſung zukam, wurde eingeſchränkt durch die 
innere Uneinigkeit der Parteien, die die Bildung feſter Koalitionen in immer 
ſtärkerem Maße verhinderte und die dem Reichspräſidenten die Möglichkeit 
gab, durch die Anwendung der Diktaturgewalt und durch wiederholte Auf- 
löſungen den Reichstag mehr und mehr auszuſchalten und den Vorrang des 
parlamentariſchen Prinzips zu vernichten. 

3. Der Reichspräſident war ein volksgewählter, jedoch an die Mit⸗ 
wirkung einer parlamentariſchen Regierung gebundener Präſident. Das 
Amt des Reichspräſidenten wurde in die Verfaſſung eingeführt, nachdem 
man die Doricjläge, ein Reichs direktorium oder ein Reichsminiſterium an die 
Spitze des Reiches zu ſtellen, verworfen hatte. Man glaubte, auf „eine, wenn 
auch durchaus einfach gehaltene würdige Repräsentation“ des Reiches nicht 
verzichten zu können. Dieſes repräſentative Reichsoberhaupt ſollte vom Volke 
gewählt werden, aber nicht ſelbſt regieren, ſondern eine an das Vertrauen 
des Reichstages gebundene Regierung ernennen. In dieſer Art des Amtes 
find gewiſſe Elemente des nordamerikaniſchen und des franzöſiſchen Präſi⸗ 
dentenamtes vermiſcht worden. Der nordamerikaniſche Präſident wird vom 
volke gewählt und leitet die Geſchäfte ſelbſt, ohne parlamentariſche Regie⸗ ; 
rung. Der franzöſiſche Präfident wird von Kammer und Senat gemeinſam 
gewählt, und die Geſchäfte werden von einer parlamentariſchen Regierung 
geführt. Der Weimarer Reichspräſident war eine für das ganze Syſtem tupi⸗ 
ſche Zwiſchenlöſung zwiſchen dieſen Möglichkeiten einer konſtitutionellen und 
einer parlamentariſchen Organiſation. Doch ſetzte ſich in der politiſchen Ent⸗ 
wicklung das konſtitutionelle gegenüber dem parlamentariſchen Element 
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durch. Während man urfprünglich im Reichs prãſidenten nicht viel mehr als 
eine äußere Dekoration erblickte, ſprach man ihm bald die Aufgabe eines 
oberſten Schlichters und Schiedsrichters zu. Dann erkannte man in ihm den 
„Hüter der Derfaſſung“, der die ſtaatliche und nationale Ordnung und Ehre 
zu wahren habe. Schließlich wurde für ihn ſogar die Stellung des autoritären 
Staats ober hauptes in Anſpruch genommen. Dieſer wiſſenſchaftliche Mei- 
nungsſtreit war ein getreues Spiegelbild der ſich wandelnden politiſchen Lage 
und der fortſchreitenden Entwicklung, in der ſchließlich die konſtitutionellen 
über die parlamentariſchen Kräfte die Oberhand erlangten. 

Im Grunde ftellte der Weimarer Reichsprãſident nur einen Erſatz für den 
konſtitutionellen Monarchen dar. Nur in der Wahl und der Abſetzungs mög⸗ 
lichkeit, aber nicht in der politiſchen Zunktion des Amtes zeigten ſich weſent⸗ 
liche Unterſchiede! Die Volkswahl des Reichs präſidenten wurde vorgeſchrie⸗ 
ben, um ein Gegengewicht gegen das parlamentariſche Regierungsprinzip 
zu ſchaffen. Bei den fortgeſetzten Schwankungen des Parlamentarismus ſuchte 
man eine ſtabile Inſtitution einzubauen. Gerade darin aber liegt die Analogie 
mit dem konſtitutionellen König, der gleichfalls das Moment der Dauer und 
der Einheit gegenüber dem bewegten, geſpaltenen Parlament bilden follte. 
So konnte die in der konſtitutionellen Monarchie entwickelte Lehre vom 
pouvoir neutre auf den Weimarer Präfidenten übertragen werden; er er⸗ 
ſchien als die neutrale, ſchlichtende Gewalt über dem Parteienhader und dem 
Intereſſenſtreit. Er wurde zum „Hüter der Verfaſſung“, d. h. nicht nur des 
Verfaſſungs rechts, ſondern auch der verfaſſungsmäßigen politiſchen Einheit 
des Reiches. Je ſtärker die Parteiengegenſätze im Dolke und im Reichs tag 
wurden, je mehr die parlamentariſche Zerriſſenheit fortſchritt, deſto mehr 
gründete ſich der Staat auf die präſidentiellen Befugniſſe. 

Die Rechte des Reichs prãſidenten waren im weſentlichen: die Ernennung 
und Entlaſſung des Reichskanzlers und der Reichs miniſter, die völkerrecht⸗ 
liche Vertretung des Reiches, der Oberbefehl über die Wehrmacht, die Aus⸗ 
fertigung und Verkündung der Reichs geſetze, die fluflöſung des Reichstages, 
die Reichs exekution und die Diktaturgewalt. Dieſe ſieben hochpolitiſchen 
Rechte gaben dem Reichspräſidenten ein natürliches Übergewicht über alle 
anderen Organe, auch über den Reichstag. Die bedenkliche Schwäche des 
Amtes, die in der Bindung an die Gegenzeichnung durch eine vom Vertrauen 
des Reichstages abhängige Regierung lag, konnte mit der Zeit überwunden 
werden. Derweigerte die Reichs regierung die Gegenzeichnung, ſo konnte der 
Reichs präſident fie entlaſſen und eine neue, ihm ergebene Regierung bilden; 
einem drohenden Mißtrauens votum konnte er durch die Auflöfung des 
Reichs tages zuvorkommen. Die Dorfchrift, daß der Reichstag nur einmal aus 
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dem „gleichen Anlaß“ aufgelöft werden könne, verhinderte wiederholte Auf- 
löſungen nicht, da es ftets möglich blieb, einen „neuen Anlaß“ für die neue 
Auflöfung zu finden. So wurde, entgegen dem urſprünglichen Sinn der Wei⸗ 
marer Derfaffung, der Reichs präſident zum oberſten Reichsorgan. Insbeſon⸗ 
dere in der Amtszeit des Generalfeldmarſchalls v. Hindenburg ſammelte 
ſich im Reichs präſidenten alle erhaltende und beſtimmende politiſche Kraft 
des Reiches. 

4. Die Reichsregierung ſtand zwiſchen dem Reichstag und dem 
Reichs präſidenten. Sie war dieſen beiden Reichsorganen untergeordnet und 
damit von Natur ſchwach. Sie war erſtens vom Vertrauen des Reichstags 
abhängig. Das bedeutete in der Verfaſſungspraxis, daß ſich eine beſtimmte 
Reichstags mehrheit, „die Regierungskoalition“, auf ein politiſches Pro⸗ 
gramm einigte, das die Regierung durchzuführen hatte. Sie war zweitens 
vom Vertrauen des Reichs präſidenten abhängig, der fie berief und nach 
feinem Ermeſſen wieder entlaſſen konnte. Es war umſtritten, wie weit dieſe 
Abhängigkeit juriſtiſch ging, ob der Reichspräſident etwa nur Anregungen 
ausfprechen konnte, oder ob ihm die Reichsregierung dienſtlich unterſtellt war. 
Jedenfalls aber war die Regierung politiſch dem Reichspräſidenten unter⸗ 
legen. Eine gewiſſe Selbſtändigkeit beſaß ſie nur, wenn es ihr gelang, den 
Reichspräfidenten und den Reichs tag gegeneinander auszufpielen und ſich 
ſelbſt zum Schnittpunkt dieſes Balanceſyſtems zu machen. Dieſe Taktik war 
nur vorübergehend erfolgreich; im allgemeinen waren die Regierungen durch 
die parlamentariſche oder präſidentielle Abhängigkeit gekennzeichnet. 

Die Reichsregierung ſelbſt war als Kollegium organiſiert, das über alle 
politiſchen Fragen nach Mehrheits prinzip entſchied. Innerhalb feines Amts⸗ 
bereichs war jeder Miniſter ſelbſtändig und ſelbſtverantwortlich; Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten wurden vom Kollegium geregelt. Doch ſollte der Reichs⸗ 
kanzler eine ſchwer definierbare Vorrangſtellung beſitzen; er ſollte die Richt⸗ 
linien der Politik“ beſtimmen. Nur wenige Kanzler haben wirklich eine ſolche 
leitende Sunttion in ihrem Kabinett aus geübt; die meiſten waren durch das 
vor ihrer Ernennung vereinbarte Noalitions programm, durch die Beiclüffe 
des Regierungskollegiums und durch ſonſtige Rückſichten und Hemmungen 
{6 ſtark gebunden, daß von einer ſelbſtändigen Beſtimmung der politik nichts 
übrigblieb. Dieſe Unentſchiedenheit zwiſchen Einmannprinzip und Rollegial⸗ 
prinzip iſt ſumptomatiſch für eine Derfaffung, die in allen entſcheidenden 
Sragen nach einer Balance entgegengeſetzter Kräfte und Grundſätze ſtrebte. 
In der Derfaffungstrife wurde die innere Unmöglichkeit eines ſolchen 
Balanceſyſtems deutlich; es wurde durch die präſidentielle Diktatur über- 
wunden. 
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c) Das Prinzip des Söderalismus 


Schrifttum: G. Anſchütz, Der deutſche Söderalismus. Deröff. d. Ogg. d. 
deutſchen Staatstechtslehter, J. 1, 1925.— K. Bilfinger, Der Einfluß der Einzel⸗ 
ftaaten auf die Bildung des Reichswillens. 1923. - Derfelbe, Der Reichsrat. 
HbödSER., Bd. 1, S. 545 ff., 559 fl. Bund zur Erneuerung des Reiches, Reich 
und Länder. 1928. - Derfelbe, das Problem des Reichsrats. 1930. - Derſelbe, 
Die Reichsreform. 1933. — E. R. huber, Reichsgewalt und Staats gerichtshof. 
1952. - ©. Koellteutter, Der deutſche Staat als Bundesſtaat und als Parteien 
ſtaat. 1927. - R. Thoma, Das Reich als Bundesſtaat. HbddSER., Bd. 1, S. 169 ff.— 
h. Triepel, Streitigkeiten zwiſchen Reich und Ländern (Seſtgabe für Kahl). 1923. 

Das Prinzip des Föderalismus beſtimmte neben dem demokratiſchen Ge⸗ 
danken das Geſicht des Weimarer Staates. Zwar hatte die Weimarer Der- 
faſſung verſucht, den Jöderalis mus zu beſeitigen und den deutſchen Einheits⸗ 
ſtaat aufzurichten. Doch ſcheiterte dieſes Streben an dem gemeinſamen 
preußiſch⸗füddeutſchen Widerſtand. Die neuen Machthaber in den Ländern 
waren nicht gewillt, ihre eben errungene poſition an das Reich abzutreten. 
Schon die Staatenkonferenz, die vom 26.—30. Januar 1919 tagte, ſetzte durch, 
daß die „Eigenſtaatlichkeit“ der Länder anerkannt wurde. Die Weimarer 
Derfaflung ſelbſt vermied zwar, die Bezeichnung Bundesſtaat“ für das Reich 
und den Ausdruck „Staat“ für die Länder anzuwenden. Ihre Präambel 
ſprach nicht einmal von den Ländern, ſondern nur von den Stämmen, und, 
der Art. 18 ſah eine völlige Neugliederung des Reiches vor, zu der vor allem 
auch die „Zerſchlagung Preußens“ gehören ſollte. Aber entgegen dieſen Len⸗ 
denzen der Weimarer verfaſſung wurde tatſächlich die „Eigenſtaatlichkeit“ 
der Länder, d. h. ihr ſelbſtändiges und urſprüngliches politiſches Eigenleben, 
erhalten. Das Reich verſuchte, dieſer Selbſtändigkeit nicht durch einen offenen 
Angriff, ſondern durch die ſtille ſchleichende „Aushöhlung der Eigenſtaatlich⸗ 
keit“ zu begegnen. Die finanzielle Selbſtändigkeit der Länder wurde durch die 
Erzbergerſche Sinanzreform vernichtet; auch andere wichtige Zuſtändig⸗ 
keiten wurden den Cändern entzogen; die unmittelbare Reichs verwaltung 
und die Reichs auftrags verwaltung wurden ausgedehnt. Mit ſolchen Mitteln 
ſtrebte das Reich danach, die Länder auf kaltem Wege in Provinzen des 
Reichs zu verwandeln. Demgegenüber verteidigten die Länder ihre „Eigen⸗ 
ſtaatlichkeit“ hartnäckig und mit Erfolg; es gelang ihnen, die föderaliftifche 
Struktur des Reiches zu behaupten. Dieſe zeigte ſich im Länderparlamentaris- 
mus, im füddeutjchen partikularis mus, im Dualismus Reich Preußen und 
im Sinnwandel des Reichsrats. \ 

1. Der Länderparlamentarismus wirkte ſich beſonders verhängnis⸗ 
voll aus. Seine Grundlage war der Art. 17 WD., der die Verhältniswahl und 
das parlamentariſche Regierungs prinzip in den Ländern feſtlegte und damit 
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das Parteienfyftem vom Reich auf die Länder übertrug. Man beabfichtigte, 
mit dieſer verfaſſungsrechtlichen Parallelität eine Art „Gleichſchaltung“ 
zwiſchen Reich und Cändern herbeizuführen. Das Ergebnis aber war, daß ein 
eigenes Candes⸗Parteienvolk, im Unterſchied und im Gegenſatz zum Reichs⸗ 
Parteienvolk, entſtand, und daß ſich zugleich eine aus dieſem Landes- 
Parteienvolk hervorgegangene ſelbſtändige Landes-Parteientoalition und 
entſprechend eine eigenwüchſige Landesregierung bildete. Dieſe Candes⸗ 
regierung, die durch den Landtag berufen wurde und politiſch nur ihm ver⸗ 
antwortlich war, beanſpruchte für ſich Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit 
gegenüber dem Reich. Sie konnte das, weil das parlamentariſche Prinzip nach 
feiner Natur jede Verantwortlichkeit einer Regierung außer derjenigen, die 
gegenüber dem Parlament ſelbſt beſtand, ausſchließen mußte. 

Das parlamentariſche Regierungsprinzip in den Cändern machte jede 
Verantwortung der Landesregierung gegenüber der Reichsregierung un⸗ 
möglich. Es führte zum Recht der Länder auf eine eigene, ſelbſtändige, 
unabhängige Politik, die ſich auch gegen die Reichspolitit richten konnte. 
Pflichten der Länder gegenüber dem Reich waren von dieſem Standpunkt 
aus nur als einzelne, ſpezielle, ausdrücklich geregelte Rechtspflichten denk⸗ 
bar; es gab dagegen keine umfaſſende allgemeine politiſche Gefolgſchafts⸗ 
pflicht. Die Tänder waren alſo berechtigt, auf Koſten des Reiches eigene 
politiſche Ziele zu verfolgen und einen eigenen politiſchen Willen zu bilden. 
In die Praxis des Parteienſtaates überſetzt hieß das: die Landesregierung 
war abhängig nur von der Parteienkoalition, die im Cande herrſchte; ſie war 
aber zu jeder Oppoſition gegenüber der im Reich regierenden Parteien⸗ 
koalition berechtigt. Parteiegoismus und Cänderſtaatlichkeit gingen hier ihr 
politiſches Bündnis gegen das Reich ein. Die Parteien niſteten ſich in allen 
Organiſationen der Länder ein, um die ſelbſtändige Candesſtaatsgewalt als 
waffe im Kampf gegen das Reich zu benutzen. Dieje fluffaſſung vom „Ber 
griff und Weſen des Bundesſtaats“, die insbeſondere von den Vertretern des 
extremen bayriſchen Söderalis mus verfochten wurde, ſetzte ſich in der Der- 
faſſungspraxis durch. Sie fand vor allem die finerkennung des Staatsgerichts⸗ 
hofs in feiner berühmten Entſcheidung vom 25. Oktober 1932. Karl Bil⸗ 
finger prägte für dieſes parlamentariſch⸗föderaliſtiſche Syſtem, in dem die 
„Eigenſtaatlichkeit“ der Länder als eine Waffe im Kampf einer Parteien- 
gruppe gegen eine andere benutzt wurde, den treffenden Ausdrud „Parteien⸗ 
bundesſtaatt) 7“. . 

2. Im ſüddeutſchen Partikularismus wurde dieſe „Eigenſtaatlich⸗ 
keit“ der Länder und dieſe „Eigenwüchſigkeit“ der Candesregierungen am 

1) R. Bilfinger, Exekution, Diktatur und Jöderalis mus. DJ, 1932. Sp. 1018. 
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ſtärkſten betont. In wiederholten Dorjtößen wurde unter dem Ruf „Zurüd zu 
Bismarck!“ die Revifion der Weimarer Verfaſſung im föderaliſtiſchen Sinne 
gefordert. In zahlreichen Proteſten wurde die „Aushöhlung der Cänderſtaat⸗ 
lichkeit“ bekämpft, und eine Reihe von bayriſchen Verfaſſungsdenkſchriften 
ſuchte darauf hinzuwirken, daß die alten Cänderrechte wiederhergeſtellt 
würden. Später trat dann die Bayriſche Volkspartei ſelbſt in die Reichsregie⸗ 
rung ein, um die bauriſchen Sonderwünſche beſſer durchſetzen zu können. Der 
politiſche Klerikalismus verwandte hier die Staatlichkeit als einen Vorwand, 
um die eigenen Intereſſen gegenüber dem Reich zu verfechten. Die Schlüſſel⸗ 
ſtellung, die dieſe klerikale Partei im Reichstag und innerhalb der verſchiede⸗ 
nen Koalitionen beſaß, gewährleiſtete den dauernden Erfolg dieſes Miß⸗ 
brauchs. Der Gedanke der „Eigenſtaatlichkeit“ wurde hier zu einem Angriffs- 
mittel im Dienſte der klerikalen und partikulariſtiſchen Sonderintereſſen 
gegen die Reichseinheit. 

5. Der Dualismus Reich- Preußen war der ſchlimmſte Sehler in 
der Konitruftion der Weimarer Derfaflung. Die Bismarkſche Derfaffung war 
auf der Einheit des Reiches und Preußens aufgebaut worden, die durch Per⸗ 
ſonal⸗ und Realunionen in der Staatsleitung hergeftellt und durch die Hege⸗ 
monie Preußens im Reichsganzen geſichert war. Dieſe alte Verbindung zwi⸗ 
ſchen Reich und Preußen wurde nun aufgehoben, einmal um die angebliche 
Gefahr einer „Derpreußung“ des Reiches zu bannen, dann aber auch, um den 
Cãnderparlamentarismus auf Preußen anwenden zu können. Bei einer Der- 
einigung der preußiſchen und der Reichsregierung wäre die Reichsregierung 
zugleich vom Reichstag und vom preußiſchen Candtag abhängig geworden, 
was bei der veeſchiedenen Juſammenſetzung der beiden Parlamente eine Un⸗ 
möglichkeit bedeutet hätte. So wurde man durch die innere Logik des parla⸗ 
mentariſchen Suſtems gezwungen, in Berlin zwei völlig ſelbſtändig nebenein⸗ 
ander ſtehende Regierungen zu bilden, von denen die eine die formale 
Überlegenheit, die andere aber den ſtraffen Derwaltungsunterbay und die 
exekutiven Machtmittel beſaß. Dieſe Cage war halbwegs erträglich, ſolange die 
Parteienkoalitionen, die die Regierungen trugen, politiſch homogen waren. Die 
Cage wurde aber unmöglich, ſobald beide Regierungen ſich parteipolitiſch ver⸗ 
ſchieden zuſammenſetzten. Das Reich, dem der Derwaltungsunterbau und die 
Exekutive fehlten, war auf die loyale Unterſtützung durch die preußiſchen 
Regierungs⸗ und Derwaltungsitellen angewieſen, um feine politik durch⸗ 
führen zu können. Jeder Gegenſatz zwiſchen den beiden Regierungen wurde 
zu einer Gefahr für das Reich, weil die Sabotage des Reichs willens durch die 
preußiſchen Inſtanzen möglich war. Nur gegen politiſche Kompenſationen 
konnte das Reich in wichtigen politiſchen Sragen die preußiſche Unterſtützung 
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erhalten. Praktiſch hieß das, daß die in Preußen herrſchende Sozialdemokratie 
einen erheblichen Einfluß auch auf die rein bürgerlichen“ Reichsregierungen 
auszuüben vermochte. Hier wird klar, was der Machtbeſitz in Preußen füt 
eine politiſche Partei bedeutete: ohne nach außen die Verantwortung zu 
tragen, konnte man vermöge der natürlichen Stärke des preußiſchen Regie⸗ 
rungs⸗ und Derwaltungsiyftens entſcheidenden Einfluß auf die Reichs⸗ 
geſchicke ausüben. preußen war die Etappe, von der aus man Operationen 
leiten konnte, ohne ſelbſt den Gefahren des unmittelbaren Kampfes aus⸗ 
geſetzt zu fein. Der häufig erhobene Kampfruf „Wer Preußen hat, hat das 
Reich!“ erhielt durch dieſe Cage ſeinen wirklichen Sinn. 

4. Der Reichsrat war die Vertretung der Gliedſtaaten beim Reich; er 
war das föderaliſtiſche Reichsorgan. Seine Vorläufer waren der Bundestag 


des Deutichen Bundes und der Bundes rat des Bis marckſchen Reiches. Der 


alte Bundestag war das oberſte Organ des Deutſchen Bundes; ebenſo galt 
der Bundes tat als der eigentliche Träger der Souveränität im Bis marckſchen 
Reich. Ihm kam die entſcheidende Mitwirkung bei der Geſetzgebung zu; er 
ordnete die Reichsexekution an; er hatte ein Zuſtimmungsrecht bei der Er⸗ 
klärung von klngriffskriegen, beim klbſchluß von Staatsverträgen, bei der 
fluflöſung des Reichstages. Verfaſſungsänderungen konnten durch eine 
Minderheit von 14 Stimmen im Bundesrat (bei einer Geſamtzahl von 58, 
fpäter 61 Stimmen) verhindert werden. 

Die Rechte des Weimarer Reichs rats waren demgegenüber ſtark ver⸗ 
mindert. Bei der Geſetzgebung hatte er nur ein Vetorecht, das durch eine 
zweidrittelmehrheit des Reichs tags überwunden werden konnte. Jedoch übte 
der Reichs rat immer noch. ein politiſches Einflußrecht der Länder auf die Bil- 
dung des Reichs willens aus. Er war zwar ein Reichsorgan, kein „gemein- 
james Länderorgan“, aber er diente weniger den Reichs intereſſen als den 
Intereſſen der Länder. Er ſetzte den ſelbſtändigen politiſchen Willen der ein⸗ 
zelnen Länder voraus. Doch war der Reichsrat fein „Staatenhaus“, ſetzte ſich 
alſo nicht aus gewählten Dertretern der einzelſtaatlichen Parlamente zu⸗ 
ſammen, ſondern er war ein Geſandtenkongreß, in dem ernannte Vertreter 
der einzelſtaatlichen Regierungen zuſammenkamen. Er war kein parlament 
und ſollte überhaupt kein parteipolitiſches Organ ſein, ſondern war als eine 
Derfammlung von Regierungsvertretern, die an Inſtruktionen gebunden 
waren und keine felbftändige politiſche Entſcheidungsfreiheit beſaßen, gedacht. 
Nur für Preußen galt eine Ausnahme, indem die Hälfte der preußiſchen Stim⸗ 
men, die ohnedies auf zwei Sünftel der Geſamtſtimmenzahl beſchränkt waren, 
von Vertretern der Provinzen geführt wurde. Durch dieſe provinzialvertreter, 
die von vornherein parteipolitiſch ausgewählt wurden, kam der erſte parla⸗ 
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mentariſche Zug in den Reichsrat. Bald aber wurde auch die Mehrheit der 
eigentlichen Regierungsvertreter unter rein parteipolitiſchen Erwägungen 
berufen, Da die Reichs rats bevollmächtigten die Vertreter von Parteiregie⸗ 
tungen waren, konnte dieſe Entwicklung nicht ausbleiben. Der Reichsrat 
gruppierte ſich daher entgegen den Abſichten der Weimarer Verfaſſung nach 
parteipolitiſchen Geſichtspunkten: es gab eine Gruppe von Vertretern der 
Weimarer Koalition und ihnen gegenüber eine Gruppe von Vertretern der 
bürgerlichen Roalition; zwiſchen beiden bewegten ſich in mannigfacher 
Schattierung die vermittelnden Elemente. Der Reichs rat wurde fo aus einem 
Geſandtenkongreß zu einem Parteienhaus. Gerade der Reichsrat zeigte die 
Entwicklung zum Parteienbundesſtaat am deutlichſten; er war die föderali⸗ 
ſtiſche Saffade vor der politiſchen Wirklichkeit des Parteienſtaates. Er war 
das wichtigſte Inſtrument der in den Ländern herrſchenden Oppoſitions⸗ 
parteien gegen die Reichsregierung. Der alte Bundesrat war eine weſentliche 
Stütze der Reichs politik; er war das öffentliche Sorum der Bundestreue der 
Einzelfürſten. Der Reichsrat dagegen war die weſentliche Stütze der Reichs⸗ 
oppoſition; das ergab ſich aus dem prozeß der Parlamentariſierung, den er 
unter der Weimarer Verfaſſung durchlief. 

Der Söbderalismus der Weimarer Republik war kein echter §öderalis mus. 
Er war der verderbte Söderalismus des Parteienbundes ſtaates, in dem die 
politiſchen Parteien die Einzelſtaaten durchſetzten und als Baſtionen für 
ihren Kampf gegen das Reich benutzten. Die Eigenſtaatlichkeit der Cänder 
war der Stützpunkt für die getarnte Reichs feindſchaft der politiſchen Oppo⸗ 
ſition. Adolf Hitler prägte für dieſes Suſtem das treffende Wort vom 
„Söderalis mus als Maske“. 


d) Das prinzip des Liberalismus 


Schrifttum: O. Bähr, Der Rechtsstaat. 1864. - R. Gneiſt, Der Rechtsstaat 
und die Derwaltungsgerichte in Deutſchland. 2. Aufl. 1879. — E. R. Huber, 
Keichsgewalt und Staatsgerichtshof. 1932. — Derſelbe, Bedeutungswandel der 
Grundrechte. flöR. N. S. 23, S. 1 ff.. W. Jeruſalem, Die Staatsgerichtsbarkeit. 
1930. - Rrauß⸗Schweinichen, Disputation über den Rechtsſtaat. 1935. - 5. €. 
Ripperdey, Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichsverfaſſung. Bd. 1-3. 
1929/30. - C. Schmitt, Inhalt und Bedeutung des zweiten Hauptteils der Reichs 
verfaſſung. HbddstR., Bd. 2, S. 572 fl. Derſelbe, Freiheitsrechte und inſtitutio⸗ 
nelle Garantien der Reichsperfaſſung. 1931. - Derſelbe, Was bedeutet der Streit 
um den Rechtsſtaat? Zeitſchr. geſ. SEI. Bd. 95, 1935, S. 189 ff. R. Thoma, Rechts⸗ 
ſtaatsidre und Derwaltungsrechtswiffenichaft. Jbdö R. Bd. 4, 1910, S. 196 fi.-Der- 
ſelbe, Die Funktionen der Staatsgewalt. HboͤdstR. Bd. 2, S. 108 ff. O. Weidner, 
Der Grundſatz der Gewaltenteilung und die Weimarer Derfaſſung. 1932. 


Der Liberalismus war das dritte Prinzip, von dem die Weimarer Der- 
faſſung durchdrungen war. Er hatte einen beherrſchenden Rang, da er auch 
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die anderen politiſchen Gedanken durchſetzte; die Weimarer Demokratie war 
eine liberale Demokratie, der Weimarer Söderalismus war ein liberaler Söde- 
ralis mus. In drei Dorftellungen der Weimarer Derfaffung trat der Libera⸗ 
lismus am ſtärkſten hervor: in der Gewaltenteilung, in den Grundrechten 
und in der Idee des Rechtsſtaates. 

1. Die Gewaltenteilung war ſeit Montesquieu ein allgemeines Prin⸗ 
zip der modernen Verfaſſungen. Sie bedeutete in der ſeither maßgebend 
gewordenen Prägung nicht nur eine begriffliche Unterſcheidung der drei 
Staatsfunktionen Geſetzgebung, Exekutive und Juſtiz, ſondern verlangte 
darüber hinaus die organiſatoriſche Trennung der drei Gewalten und ihre 
Zuteilung an drei verſchiedene, voneinander unabhängige Staatsorgane. Die 
Geſetzgebung ſollte durch das volks gewählte Parlament, die Exekutive durch 
den ſtaatlichen Derwaltungsapparat, die Juſtiz durch unabhängige Richter 
ausgeübt werden. So wurde die alte Einheit der Staatsgewalt durch eine 
Dreiheit der Gewalten erſetzt. Wenn in der liberalen Staatslehre hervor⸗ 
gehoben wurde, es handle ſich nur um die „Verteilung der Zuſtändigkeiten, 
nicht Teilung der Gewalt“, jo war das eine bloße Siktion. In der politiſchen 
Wirklichkeit waren nicht nur die rechtlichen Zuſtändigkeiten, ſondern war die 
politiſche Gewalt ſelbſt in drei Elemente zerlegt. In der konkreten Verfaſſungs⸗ 
lage des liberaldemokratiſchen bürgerlichen Rechts ſtaats gab es keine ein⸗ 
heitliche und umfaſſende Staatsgewalt, ſondern nur die Mehrheit der ver⸗ 
ſchiedenen politiſchen Gewalten. 

Dieſe tatſächliche Dreiteilung der ſtaatlichen Gewalt ſtimmt mit dem 
Sinn des ganzen Gewaltenteilungsſyſtems überein. Nicht die Kraft der ein⸗ 
heitlichen Staatsgewalt, ſondern die Ohnmacht der geteilten Staatsgewalt 
war das politiſche Ziel, um das es ging. Der Sinn dieſer Regelung war, 
durch gegenſeitige hemmung und Beſchränkung der drei Staatsfunktionen 
die Staatsgewalt als Ganzes zurückzudrängen, um dem Einzelbürger Frei⸗ 
heit und Eigentum in möglichſt großem Umfang zu ſichern. Die Einzel⸗ 
intereſſen, die private Freiheit und das persönliche Eigentum waren die 
Werte, denen das Prinzip der Gewaltenteilung diente. Es kam darauf an, 
die Staatsgewalt innerlich zu lähmen und ſie außerſtande zu ſetzen, dem Ein⸗ 
zelnen machtvoll und geſchloſſen entgegenzutreten. Um den Gefahren der 
ſtaatlichen Allmacht zu entgehen, ſchlug man bewußt den Weg zum plura⸗ 
liſtiſchen Staate ein. Die Gewaltenteilung war alſo ein Schutzſuſtem für den 
freien bürgerlichen Beſitz; fie war das ſpeziſiſche Verfaſſungsſyſtem des Libe- 
ralis mus. f 

In der Weimarer Verfaſſung war dieſes Suſtem der Gewaltenteilung 
grundſätzlich durchgeführt. Die Geſetzgebung wurde durch den Reichstag, die 
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Exekutive durch den Reichspräfidenten und die Reichsregierung, die Juſtiz 
durch unabhängige Richter aus geübt. Jedoch war zwiſchen dieſen verſchie⸗ 
denen Gewaltträgern eine Sülle von Vorrichtungen zur gegenſeitigen Beein- 
fluſſung und Balance eingebaut. Ohne diefes Balanceiyitem mußte der ge⸗ 
waltenteilende Staat vollſtändig in drei felbftändige Sunktionsbereiche zer⸗ 
fallen. Des halb war es notwendig, ſchwache Verbindungsſtücke zu ſchaffen, 
die die vollſtändige Zerlegung des Staates verhinderten. So entſtand im Wei⸗ 
marer Staat ein äußerſt kompliziertes Syſtem gegenſeitiger hemmungen, 
Beſchränkungen, Interventionen und Kontrollen. Der Reichstag beeinflußte 
durch das parlamentariſche Prinzip die Bildung und den Beſtand der Reichs⸗ 
regierung: er konnte ſogar die fbſetzung des Reichspräfidcnten einleiten. Um⸗ 
gekehrt hatte der Reichspräjident ausgedehnte Einwirkungs möglichkeiten 
gegenüber dem Reichstag; er konnte die vom Reichstag beſchloſſenen Geſetze 
zum Volksentſcheid ſtellen, er konnte den Reichstag auflöfen, er konnte durch 
Diktaturverordnungen an Stelle des Reichs tages handeln. Die Juſtiz war 
zwar an das Geſetz gebunden, beanſpruchte aber für ſich das „richterliche 
Prüfungsrecht“, d. h. das Recht, alle Geſetze auf ihre Derfaſſungsmäßigkeit 
zu unterſuchen. Die Weimarer Verfaſſung war ſomit im ganzen ein Suſtem 
von Teilungen, Balancen und Kontrollen, die dem Schutze der bürgerlichen 
Sreiheit und des bürgerlichen Eigentums dienten. 

2. Die Grundrechte gehörten nach den Lehren des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts gleichfalls zu den notwendigen Beſtandteilen einer modernen Der- 
faſſung. Es handelte ſich bei ihnen um Rechte des Einzelnen gegenüber der 
Staatsgewalt auf eine grundſätzlich unantaftbare ſtaats freie Sphäre. Aus- 
gehend von der Religionsfreiheit ſetzte ſich die Sorderung nach ſolchen Grund⸗ 
rechten innerhalb der politiſchen Theorien des 18. Jahrhunderts durch. Sie 
wurde zuerſt in den Derfaffungen der nordamerikaniſchen Staaten nach deren 
Lölung von England verwirklicht und erhielt dann in der Stanzöfiichen Re⸗ 
volution durch die Er klärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte vom 26. Auguft 
1789 ihre epochemachende Bedeutung. Seither ſtanden faſt alle wichtigen 
verfaſſungen im Zeichen dieſer Grundrechte der Einzelperſon. Nur die Bis⸗ 
marckſche Verfaſſung erlag diejer allgemeinen Suggeſtion von der begriff⸗ 
lichen Notwendigkeit ſolcher Grundrechte nicht. Die Prinzipien des weſt⸗ 
europäiſchen Individualismus wurden in der Derfaffungsurfunde nicht an⸗ 
erkannt. Sie ſetzten ſich allerdings in der tatſächlich en politiſchen Ordnung des 
Zweiten Reiches doch in zunehmendem Maße durch. 

Die Weimarer Verfaſſung nahm entſprechend der weſteuropäiſchen Tra⸗ 
dition einen umfangreichen Katalog ſolcher Grundrechte auf, unter ihnen 
vor allem die perſönliche Steiheit, die Meinungsfreiheit, die Dereins- und 
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Derfammlungsfreiheit, die Religionsfreiheit, die Eigentums- und Wirt⸗ 
ſchaftsfreiheit. Ein ſpezialiſiertes Syftem individueller Sicherungen, Gewähr⸗ 
leiſtungen und Derbriefungen entſtand. Man ſchuf ein Abbild der alten libe⸗ 
talen Sreiheits kataloge, die man nur um einige „Glanzſtücke“ aus der Ideo- 
logie des politiſchen Katholizismus und des Marxismus vermehrte. Wie die 
Gewaltenteilung, ſo ſollten auch dieſe Grundrechte die bürgerlichen Wert⸗ 
bereiche gegenüber dem Staat ſchützen. Eingriffe in die bürgerliche Wert⸗ 
ſphäre waren teils überhaupt verboten, teils nur auf Grund von Diktatur⸗ 
maßnahmen, teils nur auf Grund von Reichsgeſetzen, teils allerdings ſchon 
auf Grund von Candesgeſetzen zuläffig. Auch ſoweit ſolche Eingriffe zu⸗ 
gelaſſen waren, bedeuteten fie nur eine ausnahmsweife Beſchränkung, keine 
Kuslöſchung der Sreiheit, die vielmehr als ein unantaftbares Prinzip über 
allen ſtaatlichen Schranken beſtand. In dieſem Grundrechtsſuſtem zeigte ſich, 
welche Werte für den Weimarer Staat letztlich entſcheidend waren. Das waren 
nicht Ehre und Größe der Nation, Macht und Sreiheit des Volkes, nicht Stärke 
und Ruhm des Staates; ſondern die maßgebende Grundvorſtellung war die 

Freiheit des Einzelbürgers. A 
Urſprünglich wurden die Weimarer Grundrechte allerdings ziemlich 
gering eingeſchätzt: man hielt fie für unverbindliche Proklamationen oder für 
Selbſtverſtändlichkeiten. Dann aber nahmen die Grundrechte unter dem Ein- 
fluß der Rechtſprechung und der Rechts wiſſenſchaft eine außerordentliche Be⸗ 
deutung an. Sie wurden als Schranken gegenüber der klllmacht des geſetz⸗ 
gebenden Parlaments verſtanden; immer neue derartige Beſchränkungen für 
die geſetzgebende Gewalt wurden aus dem Grundrechtsteil der Derfaſſung 
herausgelejen. Mit dieſer Entwicklung waren die individualiſtiſchen Ten⸗ 
denzen, die ſich in den Grundrechten ausprägten, zur letzten Konſequenz 
geführt worden. Alle Staats funktionen, nicht nur Rechtſprechung und Der: 
waltung, ſondern auch und weſentlich die Geſetzgebung, waren durch ein 
Syitem von Sreiheitsrechten des Einzelnen beſchränkt. Die Abwehr der 
Staats gewalt von der Sphäre des individuellen freien Beliebens, der Schutz 
der privaten Persönlichkeit gegen die hoheitliche Einmiſchung hatte hier die 
ſtärkſte Sorm gefunden. Derfuche, einen „Bedeutungswandel der Grund⸗ 
rechte“ herbeizuführen und ſie zu poſitiven, ordnungsbegründenden und 
ſtaatstragenden Einrichtungen zu entwickeln, ſcheiterten am Widerſtand der 
herrſchenden politiſchen Kräfte. Die Grundrechte behaupteten ſich als Rechte 
des „negativen Status“ im extremen Sinne; ſie behielten abwehrenden, ver⸗ 
neinenden Charakter. Ihnen lag ein konſequent liberaler Staatsbegriff und 
ein radikal individualiſtiſcher Rechtsbegriff zugrunde. Es ging ihnen aus⸗ 
ſchließlich um die Sreiheit vom Staat. 
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Nun war der Begriff der bürgerlichen Sreiheit ein negativer Begriff. Er 
verneinte die Bindung durch Volk, Staat und Gemeinſchaft, ohne jedoch 
poſitive Werte und Kräfte zu bezeichnen, die den Raum der perſönlichen 
Sreiheit ausfüllen konnten. Das Bekenntnis zur individuellen Freiheit ver⸗ 
deckte nur den Mangel eines einheitlichen und verbindlichen Grundwertes 
und hatte daher keine einigende und ordnende Kraft. Jeder Verſuch, den 
negativen Sreiheitsbegriff durch pofitive Werte auszufüllen, führte ſofort ein 
Chaos von unvereinbaren, einander entgegengeſetzten und feindlichen Dor- 
ſtellungen herbei. Im zweiten Hauptteil der Weimarer Derfaffung wurde 
dieſer Derſuch gemacht; das Ergebnis war ein Katalog unvereinbarer poli⸗ 
tiſcher Sorderungen. So vermochte der Grundrechtskatalog nicht, als „inter: 
fraftionelles Patteiprogramm die bürgerliche Geſellſchaft als Einheit zu kon⸗ 
ſtituieren, ſondern er zeigte nur, in welchem Maße die bürgerliche Geſellſchaft 
zerſtört und aufgelöft war. Auf einem ſolchen Grund ließ ſich eine dauerhafte 
Ordnung nicht errichten. 

3. Die Idee des Rechtsſtaates wurde von den gleichen Dorftellungen 
wie die Gewaltenteilung und das Grundrechtsſuſtem genährt. Der Begriff 
des Rechtsſtaates wird vielfach immer noch in einem allgemeinen und ab⸗ 
ſtrakten Sinne verſtanden und auf jeden Staat bezogen, in dem das Recht 
als hoher ſittlicher und politiſcher Wert anerkannt wird. Der konkrete Begriff 
des Rechtsſtaates, wie er im 19. Jahrhundert entſtanden ift, hatte einen an⸗ 
deren Gehalt. Das Recht, um das es hier ging, war das Recht des Indivi- 
duums; der Rechtsſtaat diente im Wege der parlamentariſchen Geſetzgebung 
dem Schutz dieſer individuellen Rechte. Zu dieſem Zwecke wurden die Ge⸗ 
waltenteilung und das Grundrechtsſuſtem geſchaffen; zum gleichen Zwecke 
wurden auch die übrigen ſpezifiſchen Einrichtungen des bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtaats eingeführt. Zu ihnen gehörten vor allem der Dorrang des Geſetzes und 
die Kontrolle aller ſtaatlichen Hoheits akte durch unabhängige Gerichte. 

Der Vorrang des Geſetzes vor der Verwaltung und der Rechtſprechung 
wurde in Deutſchland häufig als eine logiſche Notwendigkeit im Gewalten⸗ 
teilungsſyſtem behandelt. In Wahrheit war er eine politiſch begründete 
Doktrin, die dem bürgerlichen parlament den Vorrang vor der Exekutive 
und der Juſtiz verſchaffen ſollte. Aus dieſem Grunde wurde die Gleichung 
Recht iſt Geſetz ! eingeführt, die nur die geſchriebene, in die Form des par⸗ 
lamentariſchen Beſchluſſes gekleidete Norm als „Recht“ anerkennen wollte. 
Die Cehre vom Vorrang des Geſetzes“ ſpielte dem parlament das Monopol 
der Rechtsſchöpfung in die hand. Durch die Grundſätze von der „Geſetz⸗ 
mägßigkeit der Verwaltung“ und der „Bindung des Richters an das Geſetz 
wurde dieſe Dorrangftellung des Parlaments weiter ausgebaut. Es wurde 
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hierdurch ſichergeſtellt, daß Verwaltung und Juſtiz nur auf Grund einer vom 
Parlament erteilten geſetzlichen Ermächtigung über Sreiheit und Eigentum 
des Individuums beſtimmen konnten. Das im Verwaltungs recht und im 
Strafrecht beſtehende Derbot analoger Rechtsanwendung trug zur weiteren 
Sicherung des Individuums in dieſem „Geſetzesſtaat“ bei. Dieſes geſetzes⸗ 
ſtaatliche Denken beruhte nicht auf dem abſtrakt⸗logiſchen Vorrang der gene⸗ 
rellen Norm vor der Einzelverwirklichung des Rechtes in Juſtiz und Ver⸗ 
waltung, ſondern es führte den Vorrang des Individuums und der im 
Parlament vertretenen bürgerlichen Geſellſchaft vor der ſtaatlichen Exekutiv⸗ 
und Juſtiz gewalt herbei. So ſicherten die rechtsſtaatlichen Grundſätze einen 
liberalen Geſetzesbegriff, eine liberale Handhabung der Exekutive und eine 
liberale Rechtſprechung. j 

Die richterliche Kontrolle der ftaatlihen hoheitsakte war 
das zweite Stück dieſes rechts ſtaatlichen Syſtems. Zwar gelang es in Deutſch⸗ 
land nicht, die radikale Sorm dieſes Prinzips, den ſogenannten Juſtizſtaat, 
in dem die ordentlichen Zivilgerichte als Kontrollinſtanzen über die Exekutive 
geſetzt ſind, durchzuführen. Man begnügte ſich mit der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit und der Staatsgerichtsbarkeit, die beide in der Weimarer Der- 
faſſung verankert wurden. Die Weimarer Verfaſſung verlangte die Kontrolle 
aller ſtaatlichen Verwaltungsakte durch unabhängige Verwaltungsgerichte; 
die politiſchen Staatsakte unterbreitete fie einem unabhängigen Staats⸗ 
gerichtshof. Beide Gedanken führte ſie zwar nicht ausnahmslos durch; aber 
fie bekannte ſich doch grundſätzlich zu dieſem Kontrollgedanten, der das innere 
Prinzip des Rechtsſtaats war. Die Solge eines ſolchen Syſtems war notwendig, 
daß die unabhängigen Gerichte den politiſchen Staat kontrollierten und da⸗ 
durch ſelbſt zu politiſchen Inſtanzen wurden. Die Idee des Rechtsſtaates 
endete in einer juſtizförmigen Politik unabhängiger Gerichte und hob damit 
ihre eigene Dorausfegung — den unpolitiſchen Charakter der Rechtspflege 
— auf. Der Bankerott der juſtizförmigen Politik in der Rechtſprechung des 
Staatsgerichtshofs fiel mit der Kataftrophe der Weimarer Derfafjung zu⸗ 
ſammen. 

Eine Geſamtwürdigung der Weimarer Derfaſſung ergibt, daß dieſes 
Syftem, das aus einem phuſiſchen und moraliſchen Juſammenbruch der 
Etappe und der Heimat entstanden war, keine wirkliche Ordnung des deut⸗ 
ſchen Volkes und Reiches zu begründen vermochte. Die Weimarer Verfaſſung 
enthielt kein eigenes ſchöpferiſches Prinzip, ſondern kapitulierte, indem ſie 
ſich zum Liberalismus und zur Demokratie bekannte, vor den Ideen von 
1789. Dieſe weſteuropäiſchen Derfaffungsprinzipien wurden mit dem alten 
deutſchen Erbübel, dem Partikularismus der Parteien und Stämme, ver⸗ 
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bunden. So vereinigten ſich fremde Sormen mit eigenen Laſtern; das war 
die Quinteſſenz der Weimarer Derfaffung. Nur die Beſinnung auf die eigene 
Art und die rüdfichtslofe Bekämpfung der deutſchen Erbuntugenden konnten 
zur Dernichtung des Weimarer Syſtems und zur Errichtung einer wahrhaft 
deutſchen Derfaffung führen. 3 
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Es iſt hier nicht der Ort, über die geiſtige und politiſche Entwicklung der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu berichten. Im Rahmen dieſer Darſtel⸗ 
lung kommt es vielmehr nur auf die verfaſſungsrechtliche Auswirkung der 
Bewegung im Weimarer Staate an. Innerhalb diefer Auswirkung ſind eine 
Reihe von zeitlichen Phafen zu unterſcheiden, deren erſte von der Gründung 
bis zum 9. November 1923, deren zweite von der Neugründung bis zum 
14. September 1930, deren dritte von dieſem erſten großen Wahlſieg bis 
zum 30. Januar 1933 reicht, und deren vierte den Jeitraum der Macht⸗ 
eroberung nach dem 30. Januar 1933 umfaßt. 


a) Der erſte Doritoß 
Als die Partei im Jahre 1919 gegründet wurde, ſchien es nur durch den 
aktiven Dorjtoß einer entſchloſſenen Minderheit möglich zu ſein, die national⸗ 
ſozialiſtiſchen Ziele zu verwirklichen. Die von der Partei eingeſetzten Pro⸗ 
pagandamittel — Maſſenverſammlungen, Demonſtrationen, Slugblätter 
und Zeitungen — zielten auf eine unmittelbare fluseinanderſetzung mit den 
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Trägern des marxiſtiſchen Syſtems. In der erſten dieſer Maſſenverſamm⸗ 
lungen, am 24. Februar 1920, gab Adolf Hitler das Parteiprogramm be⸗ 
kannt. Im Sommer 1920 gab er der Bewegung im hakenkreuzbanner ihr 
Symbol. Am 29. Juli 1921 übernahm er die Führung der NSDAP. Schon 
im Jahre 1920 war eine Ordnertruppe der Partei als Saalſchutz gebildet 
worden, die am 4. November 1921 den Namen Sturmabteilung (SA.) erhielt. 
Am 14. Oktober 1922 fand der „Deutſche Tag“ in Koburg ftatt, die erſte 
große Demonſtration der geſamtvölkiſchen Bewegung. Am 8. November 1923 
rief Adolf hitler im Bürgerbräukeller in München die nationale Revo⸗ 
lution aus; Reichspräſident und Reichsregierung wurden für abgeſetzt er⸗ 
klärt; eine vorläufige Nationalregierung wurde gebildet. Der Vorſtoß brach 
am 9. November 1923 zuſammen, nachdem der Generalſtaatskommiſſar von 

Ka hr ſich verräteriſch von der revolutionären Bewegung zurückgezogen hatte. 
Sechzehn deutſche Männer ließen ihr Leben. im 23. November 1923 wurde 
die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei für das ganze Reichsgebiet 
verboten. Der Sührer dieſer Bewegung mit feinen Mitftreitern aber wurde 
vom Münchener Volks gericht am 1. April 1924 wegen Hochverrats verurteilt. 
Trotz dieſer äußeren Niederlage war die innere Kraft der Bewegung nicht 
gebrochen. Die Schlußworte Adolf Hitlers in dem Münchener Prozeß find 
ein ewiges Zeugnis eines auch in der Niederlage ungebeugten Mutes und 
unbeirrbaren Willens: 


„Das iſt das ſichtbare Jeichen des Gelingens des 8. November, daß in ſeiner 
Solge die Jugend ſich wie eine Sturmflut erhebt... Das iſt der größte Gewinn des 
8. November, daß er nicht zur Depreſſion geführt hat, ſondern dazu beitrug, das 
Dolt aufs höchſte zu begeiſtern. Ich glaube, daß die Stunde kommen wird, da die 
Maſſen, die heute mit unſerer Kreuzfahne auf der Straße ſtehen, ſich vereinen wer⸗ 
den mit denen, die am 9. November auf uns geſchoſſen haben. Ich glaube daran, 
daß das Blut nicht ewig uns trennen wird... Einmal wird die Stunde kommen, daß 
die Reichswehr an unferer Seite ſtehen wird, Offiziere und Mannſchaften 
Die Armee, die wir herangebildet haben, die wächſt von Tag zu Tag, von Stunde 
zu Stunde ſchneller. Gerade in dieſen Tagen habe ich die ſtolze Hoffnung, daß ein⸗ 
mal die Stunde kommt, daß dieſe wilden Scharen zu Bataillonen, die Bataillone zu 
Regimentern, die Regimenter zu Diviſionen werden, daß die alte Kolarde aus dem 
Schmutz herausgeholt wird, daß die alten Fahnen wieder voranflattern, daß dann 
die Derföhnung kommt beim ewigen letzten Gottesgericht, zu dem anzutreten wir 
willens ſind.“ 


b) Der parlamentariſche Kampf 
Der Aufitand vom 8. November 1923 hatte gezeigt, daß es unmöglich 
war, die ſtaatlichen Machtmittel durch einen gewaltſamen äußeren Angriff zu 
überwinden. Es war daher notwendig, den Kampf der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung mit einer anderen Methode zu führen, der Methode der Cega⸗ 
lität. Damit war keine innere klnerkennung des beſtehenden Syſtems ver⸗ 
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bunden; Cegalitãt bedeutete nur die äußere Beachtung einer Rechtsordnung, 
die formale Finfügung in einen gegebenen juriſtiſcꝛen Rahmen. Dieſe Me 
thode der Legalität enthielt Gefahren und zugleich Vorteile; ſie zog dem 
aktiviſtiſchen Angriff gewiſſe Schranken, fie machte es aber auch möglich, fich 
der beſtehenden Rechtseinrichtungen zum Rampf für die eigenen Ziele zu 
bedienen und den Schutz der Geſetze gegen die Staats gewalt in Anſpruch zu 
nehmen. Dieſe Cegalität erforderte auch den Eintritt der Bewegung in die 
Parlamente. Am 6. April 1924 wurden die erſten Nationalſozialiſten in den 
Baperiſchen Landtag gewählt; am 4. Mai 1924 zogen die erſten National ⸗ 
ſozialiſten in den Reichstag ein. ö 

Nachdem am 27. Sebruar 1925 die NSDAP. neu gegründet worden war, 
konnte dieſer parlamentariſche Kampf mit verftärkter Kraft aufgenommen 
werden. Der parlamentariſche Kurs machte jedoch nur ſcheinbar die NS DAp. 
zu einer Partei neben anderen gleichartigen Parteien. Die alten Parteien 
waren ihrem Weſen nach Teile des politiſchen Geſamtkörpers. Sie waren 
darauf angelegt, daß es neben ihnen eine Mehrheit von anderen gleich⸗ 
artigen Parteien gab. Das Vorhandenſein einer „Regierungs koalition“ und 
einer „parlamentariſchen Oppoſition“ gehörte zum Staatsbild dieſes par⸗ 
teienſyſtems. Die NSDAP. bediente fi der Einrichtungen dieſes Suſtems, 
ohne einen flugenblick dieſem Staatsbild zu verfallen. Sie vergaß, auch fo 
lange nur ein Teil des deutſchen Volkes hinter ihr ſtand, niemals den An- 
ſpruch, Vertreter des ganzen Volkes zu ſein. Der kinſpruch auf politiſche 
Totalität ſchloß jedes innere Erliegen gegenüber dem parlamentariſchen 
Syftem aus. Der parlamentarische Kampf der USDAP. hatte nur den Sinn, 
das parlamentariſche Syftem von innen her, durch feine eigene Logik zu zer⸗ 
ſtören. Es kam entſcheidend darauf an, die Möglichkeiten des parteienſtaat⸗ 
lichen Syſtems for mal auszunutzen, die ſachliche Mitarbeit aber abzulehnen 
und dadurch das parlamentariſche Syſtem, das ſeinem Weſen nach auf die 
verantwortliche Mitarbeit auch der Oppoſition angewieſen iſt, funktions⸗ 
unfähig zu machen. ö 

Die Anfangserfolge bei den Wahlen von 1924 und 1928 und bei dem 
Houng⸗Volksbegehren von 1929 waren noch nicht ſtark genug, um den Par⸗ 
lamentarismus mit den eigenen Waffen zu ſchlagen. Der erſte große parla⸗ 
mentariſche Erfolg wurde bei den Wahlen in Thüringen im Januar 1930 
erkämpft. Am 23. Januar 1950 wurde Dr. Srid thüringiſcher Innenminiſter; 
die NSDAP. hatte ſich damit die erſte Machtſtellung innerhalb einer Candes- 
regierung erobert. Die Reichstagswahlen vom 14. September 1930 beſcherten 
dieſer legalen parlamentariſchen Taktik dann den zweiten, ungeahnt großen 
Erfolg. Die Regierung Brüning wurde bei dieſen Wahlen geſchlagen; 
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fie fand die parlamentarifche Mehrheit, nach der fie ſtrebte, nicht. Die NSDAP. 
die die außerordentliche Zahl von 107 Mandaten bei einer Geſamtzahl von 
577 Mandaten errang, war damit zwar noch weit davon entfernt, die aktive 
Sührung des Reiches übernehmen zu können. Aber fie war in der Lage, 
jede poſitive Mehrheitsbildung im Reichstag unmöglich zu machen und da⸗ 
durch die Sunktionsfähigkeit des zentralen Organs im Weimarer Staat zu 
zerſtören. Die NSDAP. hatte jo die Möglichkeit, durch ihre ſtarke Stellung 
den Reichstag als geſetzgebendes und regierungsbildendes Organ lahmzu⸗ 
legen. Sie konnte zuſammen mit anderen oppofitionellen Gruppen die par⸗ 
lamentariſche Geſetzgebung und die parlamentariſche Budgetfeſtſtellung ver⸗ 
hindern. Eine vom Vertrauen des Reichstages getragene Regierung war 
unmöglich geworden. Der Sieg vom 14. September 1930 ſchaltete den Reichs⸗ 
tag in feinen verfaſſungsrechtlichen Sunktionen aus; er legte den Motor 
des parlamentariſchen Suſtems ſtill. ‘ 

Es gab in dieſer Situation zwei Möglichkeiten für die Verteidiger des 
parlamentariſchen Suſtems. Man konnte entweder verſuchen, die NSDAP. 
zur Regierungspartei zu machen, ſie dadurch langſam in die parlamentariſche 
Front einzuſchalten und „abwirtſchaften“ zu laſſen. Diejer Weg iſt damals 
viel erwogen und viel empfohlen worden; doch Brüning ſcheute das damit 
verbundene Riſiko. Oder man konnte ſich ſelbſt vorübergehend von parlamen⸗ 
tariſchen Methoden löfen; man mußte in dieſem Sall die NSDAP. aufs ſchärfſte 
bekämpfen, um ſie in die Illegalität zu drängen und dann gegen ſie loszu⸗ 
ſchlagen. Brüning wählte dieſen Weg; er verlieh ſelbſt den Boden des Par⸗ 
lamentaris mus, in der Hoffnung, fo die NSDAP. vernichten und das Suſtem 
retten zu können. Die taktiſche Situation war alſo die: Die NSDAP. hatte 
mit parlamentariſchen Mitteln den Kampf gegen den Parlamentarismus 
geführt; nun verſuchte Brüning, mit nichtparlamentariſchen Methoden den 
Parlamentarismus zu verteidigen. Da er das nicht aus eigener Kraft ver⸗ 
mochte, ſtützte er ſich auf die einzig ſichere und unantaſtbare Machtpoſition 
des Weimarer Staates: die Autorität des Reichspräſidenten von hin⸗ 
denburg. Die NSDAP. hielt demgegenüber an dem Prinzip der Legalität 
feit, wie es Adolf hitler unmittelbar nach dem großen Wahlſieg am 25. Sep⸗ 
tember 1930 im Ulmer Reichswehrprozeß vor dem Reichs gericht eidlich be⸗ 
kräftigte. Er ſagte dort: 

„Die national ſozialiſtiſche Bewegung wird in dieſem Staat mit den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Mitteln das Ziel zu erreichen ſuchen. Die Derfaffung ſchreibt uns nur die 
Methoden vor, nicht aber das Ziel. Wir werden auf dieſem verfaſſungsmäßigen 
Wege die ausſchlaggebenden Mehrheiten in den geſetzgebenden Rörperſchaften zu 


erlangen verſuchen, um in dem Augenblid, wo uns das gelingt, den Staat in die 
Sorm zu gießen, die unſern Gedanken entſpricht.“ 
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c) Das Präfidialfyftem 

Das Präſidialſyſtem, das vom 14. September 1930 bis zum 30. Januar 
1933 beſtand, war ein Derſuch, an die Stelle des zerſtörten parlamentariſchen 
Syſtems ein autoritäres Regiment zu ſetzen. Zwei ganz verſchiedene Ge⸗ 
dankenſtröme vereinigten ſich in der Idee des Präſidialſyſtems. Dem einen 
war das Präfidialiyftem der Ausdrud einer wiederhergeſtellten Autorität 
und Hoheit des Staates; Reichspräſident, Wehrmacht und Beamtentum 
erſchienen hier als eine über den politiſchen und wirtſchaftlichen Gegen⸗ 
ſätzen ſtehende neutrale Macht, die den Staat in feiner „permanenten Zden⸗ 
tität“ repräſentierte. Dem andern war das Präſidialſuſtem nur ein Aushilfs- 
mittel gegen die antiparlamentariſche haltung der NSDAP., durch die die 
Regierung gezwungen wurde, ſelbſt vom Parlamentarismus abzugehen, 
ohne daß ſie dafür etwas wirklich Neues aufzurichten gewußt hätte. Beide 
Gedanken — die Idee des autoritären Staates und der Plan eines Derzweif- 
lungskampfes gegen den Nationalſozialismus — find in der Derfaffungs- 
entwicklung der Jahre 1930 —1932 fo eng miteinander verſtrickt, daß es 
ſchwer möglich ift, fie voneinander zu ſcheiden. Als die Gefahr eines Miß⸗ 
brauchs des Präſidialſyſtems für den Kampf gegen die NSDAP. ihren höch⸗ 
ſten Stand erreicht hatte, übertrug der Reichspräſident von hindenburg 
ſelbſt die Macht auf den Führer der NSDAP. Adolf Hitler. 

Verfaſſungsrechtlich bedeutete das präſidiale Suſtem, daß Reichskanzler 
und Reichsminister nicht auf Grund des parlamentariſchen Vertrauens, 
ſondern allein auf Grund des Vertrauens des Reichspräſidenten berufen 
wurden. Die poſitive Mitarbeit des Reichstags wurde entbehrlich gemacht, 
indem die Diktaturgewalt des Reichspräſidenten angewandt wurde, um Ge⸗ 
ſetze zu erlaſſen und um den Haushaltsplan feſtzuſtellen. Den Reichstag ſuchte 
man durch möglichſt lange Dertagungen aus zuſchalten. Drohende Miß⸗ 
trauensvoten und bevorſtehende Beſchlüſſe über die Kußerkraftſetzung 
von Diktaturverordnungen wurden durch die Auflöfung des Reichstags ab⸗ 
gewehrt. Aus dieſem verfaſſungs rechtlichen Aufbau ergab ſich die beſondere 
ſtrukturelle Schwäche des präſidialen Syſtems. Es hing entſcheidend von der 
Möglichkeit ab, den Reichstag zu vertagen und aufzulöſen. Die Vertagung 
war nur möglich, wenn ſich im Reichstag eine Mehrheit dafür fand. Die 
Auflöfung war nur einmal aus dem gleichen Anlaß zuläffig. Das Präſidial⸗ 
ſuſtem ſetzte alſo eine gewiſſe Duldung durch das Parlament voraus. Es 
bedurfte einer parlamentariſchen Mehrheit, die allerdings keine Mehrheit 
der aktiven Mitarbeit, ſondern eine Mehrheit der paſſiven Duldung war. 
Immerhin fand ſich in dieſer „Duldungsmehrheit“ ein weſentlicher Reit des 
parlamentariſchen Syſtems. 
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Die Regierung Brüning verſtand es lange, ſich in dem am 14. Septem- 
ber 1930 gewählten Reichstag eine ſolche Mehrheit zu ſichern, die die Re⸗ 
gierung duldete, „um Schlimmeres zu verhüten“. Die Regierung v. Papen 
beſaß eine ſolche zur Duldung bereite Mehrheit im Reichstag nicht; auch in 
den Wahlen vom 31. Juli und 6. November 1932 erwarb fie keine Mehrheit 
dieſer Art. Der Reichstag ging vielmehr zum offenen Angriff auf die Präſi⸗ 
dialregierung über. Dieſer dauernde aktive Widerſtand des Reichstags führte 
die Kriſe des Präſidialſyſtems herbei. Es blieb als ultima ratio nur die ge⸗ 
waltſame flusſchaltung des Reichstags auf Grund eines angeblichen „Staats⸗ 
notrechts“. 

Man hat während der Epoche der Präſidialregierungen häufig mit 
dem Gedanken des Staatsnotrechts geſpielt, aber dieſen äußerſten Schritt 
doch nicht gewagt. Denn dieſer Schritt hätte den Staatsſtreich bedeutet, von 
dem aus es kein Zurück auf den Boden der Weimarer Verfaſſung mehr ge⸗ 
geben hätte. Er hätte den Bruch der Legalität bedeutet. Sie aufzugeben 
aber hätte nur wagen können, wer feſten und zuverläſſigen Rückhalt im 
Volke beſaß. Ein Staatsſtreich konnte nur unternommen werden, wenn man 
eine breite und entſchiedene Gefolgſchaft hatte. Die Verehrung für die Per- 
fon des Reichspräſidenten konnte das mangelnde politiſche Vertrauen zu 
den Regierungen nicht erſetzen. Die Vorausſetzungen für ein konſequentes 
und radikales Präſidialſyſtem waren alſo nicht gegeben; die entſchiedene 
und vollſtändige Cöſung vom Reichstag und vom parlamentariſchen Syſtem 
war unmöglich. 

Das Schickſal der drei Präſidialregierungen zeigt deutlich dieſe innere 
Schwierigkeit. Brüning hat das Präſidialſyſtem am virtuoſeſten gehand⸗ 
habt; er konnte am längſten das Vertrauen des Reichspräſidenten und die 
Duldung des Reichstages vereinen. Nach ergebnisloſen Verhandlungen über 
die Umbildung der Regierung Brüning zog die nationale Oppoſition 
(RNationalſozialiften und Deutſchnationale) am 10. Februar 1931 aus dem 
Reichstag aus, um das Parlament arbeitsunfähig zu machen. Dieſe Ob⸗ 
ſtruktion wurde von Brüning zunächſt geſchickt benutzt, indem er bis zum 
Mai 1932 fortgeſetzt langfriſtige Dertagungen des Reichstags veranlaßte. 
Die NSDAP, verlegte in dieſer Zeit das Schwergewicht ihres Kampfes in 
die einzelnen Länder. Schon im Oktober 1950 war in Braunſchweig ein 
großer Wahlſieg errungen worden; die NSDAP. trat darauf mit einem 
Miniſter in die Regierung ein. Daran ſchloſſen ſich am 17. Mai 1931 Wahlen 
in Oldenburg, am 15. November 1931 Wahlen in Heſſen. In beiden $ällen 
wurden große Erfolge erzielt, doch konnte die zur ſelbſtändigen Regierungs⸗ 
bildung erforderliche abſolute Mehrheit nicht errungen werden. Im Januar 
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1932 näherte ſich Brüning vorübergehend der nationalen Oppofition, um 
mit ihrer Hilfe die parlamentariſche Wiederwahl des Reichs präſidenten 
v. Hindenburg durchzuführen und die im Art. 41 der Derfaffung vor: 
geſchriebene unmittelbare Doltswahl zu vermeiden. In zwei Denkſchriften 
vom 19. Januar und 25. Januar 1932 lehnte Adolf hitler aus verfaſſungs⸗ 
rechtlichen und politiſchen Erwägungen die Unterſtützung dieſes Planes ab. 
Es kam zur Volkswahl; im erſten Wahlgang am 13. März 1932 erhielt 
hindenburg 18651000 Stimmen, hitler 11339000 Stimmen; im zweiten 
Wahlgang am 10. April 1932 erhielt Hindenburg 19360000 Stimmen, 
hitler 13418000 Stimmen. Seit dem 14. September 1930 hatte die NSDAP. 
ihre Stimmenzahl alſo verdoppelt. 

Trotzdem glaubte die Regierung, daß nunmehr die Zeit zu ſcharfem 
vorgehen gegen die NSDAP. gekommen fei. Am 13. April 1932 wurde die 
Skl. verboten; die Regierung rechnete damit, die NSADP. zur Illegalität 
treiben und dann den entſcheidenden Schlag gegen ſie führen zu können. 
Die Difziplin der Bewegung beſtand auch diefe ſchwere Prüfung. Die NS DAp. 
konzentrierte ihre ganze Kraft auf die am 24. April in Preußen, Bayern, 
Württemberg, Hamburg, Oldenburg, Mecklenburg und Anhalt ſtattfinden⸗ 
den Candtagswahlen und errang überall bedeutende Erfolge. Doch konnten 
nur in den kleinen Ländern nationalſozialiſtiſche Regierungen gebildet wer⸗ 
den (in Mecklenburg⸗Strelitz im April 1932, in Anhalt im Mai 1932, in 
Oldenburg im Juni 1932, in Mecklenburg⸗Schwerin im Juli 1932). In 
Preußen, Bayern, Württemberg und hamburg blieben die alten Regierungen 
als fogenannte Geſchäftsregierungen im Amt. In den am 9. Mai beginnen⸗ 
den Reichsfagsſitzungen wurde der Kampf mit parlamentariſchen Mitteln 
weitergeführt. Am 12. Mai mußte nach einer ſchweren parlamentariſchen 
Schlappe der für das SA.-Derbot in erſter Linie verantwortliche General 
Groener als Wehrminiſter zurücktreten. Am 30. Mai trat dann die ganze 
Regierung Brüning zurück, nachdem der Reichs präſident dem Kanzler das 
Vertrauen entzogen hatte. 

Der Reichskanzler v. Papen, der nunmehr zur Bildung einer „Regie⸗ 
rung der nationalen Konzentration“ berufen wurde, beſaß zwar das volle 
vertrauen des Reichs prãſidenten, konnte jedoch mit einer Duldungs mehrheit 
im Reichstag nicht rechnen. Des halb wurde der Reichstag aufgelöft. Bei den 
Wahlen am 31. Juli 1932 erkämpfte die NSDAP. einen weiteren großen 
Sieg; ſie erhielt 250 von 608 Mandaten. Der Reichs prãſident bot Adolf 
hitler und einigen feiner Mitkämpfer den Eintritt in die Regierung 
v. papen an. Doch die NSDAP. verlangte entſchloſſen die Führung der 
Regierung für Adolf Hitler. In der Unterredung vom 13. Auguft lehnte 
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der Reichspräsident das ab, weil er der NSDAP. nicht die geſamte Staats⸗ 

gewalt ausliefern könne. Die NSDAP. ging darauf zum ſchärfſten Kampf 

gegen die Präſidialregierung über. In der Reichstagsſitzung vom 12. Sep⸗ 

tember kam es zum offenen Konflikt zwiſchen dem Reichskanzler v. Papen 

und dem neuen Reichstagspräſidenten Göring. Während der entſcheiden⸗ 

den Abjtimmung über das Mißtrauensvotum überreichte der Reichskanzler 

das Auflöfungsdefret; trotzdem ließ der Reichstags präſident die Abitimmung 

zu Ende führen, die mit einer Niederlage der Regierung von 512 gegen 42 

Stimmen endete. Die Regierung behandelte die Abſtimmung als ungültig 

und blieb im Amt. Bei den Wahlen vom 6. November 1932 erlangte die 

NSDAP. 196 von 584 Mandaten; ihre Stimmziffer war alſo nicht uner heb⸗ 

lich zurückgegangen. Trotzdem war eine Duldungsmehrheit für v. Papen im 

Reichstag ausgeſchloſſen. Daher trat der Kanzler am 17. November zurück. 

Es kam zu erneuten Verhandlungen mit der NSDAP. Am 19. November 

beauftragte der Reichspräſident den Führer der NSDAP., die Bildung einer 

Mehrheitsregierung zu verſuchen. Adolf hitler wies die Bildung einer 

parlamentariſchen Regierung zurück, erklärte ſich aber bereit, an die Spitze 

einer Präſidialregierung zu treten. Wie am 13. Auguft, fo lehnte auch am 

24. November der Reichspräſident es ab, Adolf hitler zum Führer eines 

Präſidialkabinetts zu machen, weil das nach feiner Auffaffung zur Parteidik⸗ 

tatur führen müſſe. Reichskanzler v. Papen aber war nicht in der Lage, die 

Regierung weiterzuleiten, weil er die zur Durchführung des präſidialen Sy⸗ 

ſtems erforderliche Duldung des Reichstags nicht zu erlangen vermochte. 

Der am 3. Dezember 1932 zum Reichskanzler ernannte General 

v. Schleicher beſaß weder das ſichere Vertrauen des Reichspräſidenten noch 

die Duldung des Reichstags. Mit gewagten Methoden ſuchte er dieſe Dul⸗ 

dung zu erlangen; fo verhandelte er einerſeits mit Vertretern der Freien 
Gewerkſchaften, andererſeits mit einem Unterführer der NS Da p. Der Der- 

ſuch, Verwirrung in die Reihen der NSDAP. zu tragen, ſcheiterte endgültig 
mit dem Sieg der NS Delp. bei den Wahlen in Lippe am 15. Januar 1933, 
der, für ſich allein geſehen, unbedeutend war, in der damaligen Situation 
aber kundtat, daß die rückläufige Entwicklung der NSDAP., die ſich in den 
Reichstagswahlen vom 6. November gezeigt hatte, einem erneuten Auf- 
ſchwung gewichen war. Der Widerſtand des Reichstags gegen die Regierung 
v. Schleicher veranlaßte den Kanzler, im Januar 1955 vom Reichs präſi⸗ 
denten die Auflöjungsorder zu verlangen. Als fie ihm verweigert wurde, 
trat er am 28. Januar 1933 zurück. Die nun gegebene Situation wurde durch 
ein Schreiben des ſcheidenden Reichskanzlers an den Reichspräfidenten be⸗ 
leuchtet, in dem hervor gehoben wurde, es gebe drei Möglichkeiten, die Kriſe 
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zu überwinden: 1. eine parlamentariſche Mehrheitsregierung unter Hitler; 
2. eine Minderheitsregierung unter Hitler; 3. eine völlig überparteiliche 
Präſidialregierung mit diktatoriſchen Vollmachten. Nur vor einer vierten 
Möglichkeit warnte der zurückgetretene Reichskanzler mit Ernſt: einer 
Schein⸗Präſidialregierung der Deutſchnationalen. Diefe Kriſe offenbarte, daß 
das Präſidialſyſtem endgültig geſcheitert war; es war zuſammengebrochen 
in einer Regierung, die weder das volle Vertrauen des Reichspräſidenten 
hatte, noch die Duldung des Reichstags erlangen konnte. 


d) Die Eroberung der Macht 

Gerade in dieſem Ausgang der präfidialen Zeit hatte ſich erwieſen, daß 
es nicht möglich war, aus dem Präſidialgedanken einen neuen ſelbſtändigen 
Verfaſſungsbau zu errichten. Das Präſidialſyſtem konnte nicht mehr als ein 
Notbau in der alten zuſammenbrechenden Derfafjung von Weimar fein. 
Als ſich ergab, daß das alte Syſtem mit keinem Mittel erhalten werden 
konnte, blieb nur die eine Möglichkeit, das Tor für die neuen Kräfte des 
Doltes zu öffnen und ihnen den Weg zum Aufbau einer neuen Ordnung 
freizugeben. So entſchloß ſich in der Nacht vom 29. zum 30. Januar der 
Reidjspräfident v. Hindenburg, die Dorſchläge Adolf Hitlers anzu⸗ 
nehmen und ihn zum Sührer der „Regierung des nationalen Zuſammen⸗ 
ſchluſſes“ zu ernennen. Außer ihm wurden feine Mitkämpfer Wilhelm 
Srick und hermann Göring zu Reichs miniſtern ernannt. Der Regierung 
gehörte ferner Sranz v. Papen als Vizekanzler und Reichs kommiſſar für 
Preußen an. Dazu kamen Alfred hugenberg (der Leiter der Deutſch⸗ 
nationalen), Sranz Seldte (der Leiter des Stahlhelms) und eine Reihe 
von Fachminiſtern. Am 1. Sebruar wandte ſich die neue Regierung mit 
einem großen Aufruf an das deutſche Volk, in dem die Abrechnung mit der 
Vergangenheit vollzogen und die Ziele des neuen Aufbaus proklamiert 
wurden. Gleichzeitig wurde der am 6. November 1932 gewählte Reichstag 
aufgelöſt, „damit das deutſche Volk durch Wahl eines neuen Reichstags zu 
der neugebildeten Regierung des nationalen Zuſammenſchluſſes Stellung 
nimmt“ (DO. des Reichs präſidenten vom 1. Sebruar 1933, RGBl. 1 45). 
Als Zeitpunkt für die Neuwahl wurde der 5. März 1933 feſtgeſetzt. 

Die erſten Maßnahmen der neuen Regierung bewegten ſich naturgemäß 
auf verfaſſungs rechtlichem Gebiet; fie hatten den Zweck, bis zu der Entſchei⸗ 
dung des 5. März die äußere Ordnung aufrechtzuerhalten und die Macht⸗ 
ſtellung der Regierung gegen alle Angriffe und Störungen zu ſchützen. Als 
erſtes wurde die DO. zum Schutze des deutſchen Volkes vom 4. Sebruar 1933 
erlaſſen. Sie begründete die ſtaatliche Kontrolle politiſcher Derſammlungen 
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und Aufzüge und ermöglichte die Beſchlagnahme und das Derbot ordnungs⸗ 
gefährdender Druckſchriften. Daran ſchloß ſich die DO. zur Herſtellung ge⸗ 
ordneter Regierungsverhältniſſe in Preußen vom 6. Sebruar 1933, die ſämt⸗ 
liche Regierungsbefugniſſe in Preußen auf den Reichs kommiſſar v. Papen 
übertrug. Im Anſchluß daran wurde der Preußiſche Landtag aufgelöſt; die 
Neuwahlen wurden mit den Reichstagswahlen verbunden. Als Gegenwir⸗ 
kung gegen den Reichstagsbrand ergingen am 28. Sebruar 1955 (R Gl. I 85) 
zwei weitere Verordnungen. Die VO. zum Schutz von Volk und Staat ſetzte zur 
Abwehr kommuniſtiſcher Gewaltakte die Artifel 114, 115,1 17, 118, 125, 124 und 
155 der Weimarer Derfaffung außer Kraft. Sie ermöglichte der Reichsregie⸗ 
rung, die Befugniſſe der oberſten Landesbehörden vorübergehend wahrzuneh⸗ 
men; ſie unterſtellte die Behörden der Cãnder und Gemeinden den Anordnun- 
gen der Reichsregierung; fie ſetzte ſchließlich verſchärfte Strafbeſtimmungen für 
Hochverrat, Brandſtiftung und andere politiſche oder gemeingefährliche 
verbrechen feſt. Die Su spenſion der Grundrechte ſchuf vor allem die formale 
Grundlage für die Verhängung der Schutzhaft über ſtaatsfeindliche Perſonen 
und für die Beſchlagnahme ihres Eigentums. Die DO, gegen Verrat am 
deutſchen Volk und hochverräteriſche Umtriebe brachte ſcharfe Strafandro⸗ 
hungen gegen Landesverrat, Spionage, Zerſetzung der Reichswehr und der 
Polizei und andere politiſche Delikte. Alle dieſe maßnahmen gaben der Re⸗ 
gierung die Möglichkeit, die Staatsgewalt in vollem Umfange zum Rampf 
gegen die kommuniſtiſchen und marxiſtiſchen Staatsfeinde einzuſetzen. 

Die Hauptkraft der Bewegung wurde in dieſer Zeit durch die Dor- 
bereitung der Reichstagswahl in Anfprud; genommen. Die Wahl vom 
5. März führte zum vollen Erfolg der neuen Regierung. 647 Abgeordnete 
wurden in den neuen Reichstag gewählt. Davon erhielt die NS DAp. 288 Ab- 
geordnete, die Kampffront Schwarz⸗Weiß⸗Rot 52 Abgeordnete. Die Re⸗ 
gierung verfügte damit über 340 Mandate, alſo eine klare Mehrheit. Die 
Wahlbeteiligung betrug 88,8 v. h.; die NSDAP. erlangte 43,9 v. H., die 
Kampffront Schwarz⸗Weiß⸗Rot 8 v. H. der abgegebenen Stimmen; für 
die Regierung ſprachen ſich alſo 51,9 v. H. der Stimmen aus. Es war eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß die 81 Mandate, die die kommuniſtiſchen Staats- 
feinde damals noch errungen hatten, nicht anerkannt werden konnten; die 
kommuniſtiſchen Abgeordneten wurden des halb zur erſten Sitzung des Reichs⸗ 
tags nicht eingeladen. Dadurch verminderte ſich die Jahl der Geſamtman⸗ 
date auf 566, von denen die NSDAP. allein 288, alſo die abſolute Mehrheit 
beſaß. Über eine Zweidrittelmehrheit verfügten Nationalſozialiſten und 
Kampffront Schwarz⸗Weiß⸗Rot im neuen Reichstag auch nach Ausichaltung 
der Rommuniſten nicht. 
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Nach der Wahl wurden weitere Maßnahmen zur Sicherung der eroberten 
Machtſtellung getroffen. Die erſte von ihnen war die Gleichſchaltung der 
nichtnationalſozialiſtiſchen Cänder. Dieſe Gleichſchaltung wurde zu⸗ 
erſt in Hamburg vollzogen, wo nach Unruhen, die am Abend des 5. März 
ſtattfanden, die polizeigewalt einem Nationalſozialiſten übertragen wurde, 
Ahnlich vollzog ſich die Machtübernahme in Bremen, Lübed und Heſſen am 
6. März, in Sachſen, Württemberg, Baden und Schaumburg ⸗Cippe am 9. März. 
Am ſchwierigſten war die Lage in Bayern, wo am 9. März die NSDAP. 
die Regierung zum Rücktritt aufforderte, was der Miniſterpräſident ab⸗ 
lehnte. Huch die Forderung der Reichsregierung, den General von Epp 
zum Generalſtaatskommiſſar zu beſtellen, wurde von der baueriſchen Re⸗ 
gierung abgewieſen. Darauf wurde am 9. März der General von Epp von 
der Reichsregierung zum Reichs beauftragten für die Er haltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit und Ordnung in Bayern eingeſetzt. Die Reichs kommiſſare 
waren formell auf die Wahrung der öffentlichen Sicher heit und Ordnung be⸗ 
ſchränkt. Sie faßten jedoch mit Recht dieſe Vollmacht nicht im rein polizeilichen 
Sinne auf, ſondern übernahmen die Wahrung der politiſchen Ordnung und 
Sicher heit in den Ländern. Um dieſe Aufgabe zu erfüllen, mußten fie die ge⸗ 
ſamte Candesſtaats gewalt ihrer Einwirkung unterwerfen. Sie taten das häufig 
in der Weiſe, daß ſie „Beauftragte“ in die einzelnen Miniſterien entſandten. 

Die zweite entſcheidende Maßnahme war die Einführung der neuen 
Sahnen. Sofort nach dem Siege vom 5. März wurden. auf allen öffentlichen 
Gebäuden die Hakenkreuzfahnen gehißt, wo es notwendig war, auch gegen 
den Widerſtand der formal noch zuſtändigen bisherigen Behörden. Am Dolts- 
trauertag, dem 12. März, wurden auf allen öffentlichen Gebäuden die alten 
Sarben Schwarz ⸗Weiß⸗Rot gezeigt. Am gleichen Tage erging der berühmte 
Slaggenerlaß des Reichspräfidenten von Hindenburg (RGBl. I 103), 
der folgenden Wortlaut hatte: 

„Am heutigen Tage, an dem in ganz Deutſchland die alten ſchwarz⸗weiß ⸗ roten 
Sah nen zu Ehren unſerer Gefallenen auf Halbmaſt wehen, beſtimme ich, daß vom 
morgigen Cage bis zur endgültigen Regelung der Reichsfarben die ſchwarz⸗weiß⸗ 
rote Sahne und die hakenkreuzfahne gemeinſam zu hiſſen find. Dieſe Slaggen 
verbinden die ruhmreiche Vergangenheit des Deutſchen Reiches und die kraftvolle 
Wiedergeburt det deutſchen Nation. Dereint ſollen ſie die Macht des Staates und 
die innere Verbundenheit aller nationalen Kreiſe des deutſchen Volkes verkörpern! 

Die militäriſchen Gebäude hiſſen nur die Keichskriegs flagge.“ 

Mit dieſem Erlaß wandte ſich der oberſte Repräſentant des Reiches von 
den Symbolen des Weimarer Syftems ab; er richtete zugleich die neuen 
Symbole des Reiches auf, in denen Überlieferung und Zukunft des Reiches zu 
einer Einheit verbunden wurden. 
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An dieſe beiden grundlegenden Vorgänge unſeres Verfaſſungslebens 
ſchloſſen ſich eine Reihe weiterer Maßnahmen, die einerſeits dem Kampfe 
gegen die alten Seinde, andererſeits der Befeſtigung der neuen Ordnung 
dienten. Zu nennen iſt einmal die Einrichtung der Konzentrationslager, in 
denen die in Schutzhaft genommenen ſtaatsfeindlichen Perſonen zuſammen⸗ 
gefaßt wurden. Weiter iſt die Säuberung des Beamtenkörpers zu erwähnen; 
unzuverläſſige Beamte in Reich, Ländern und Gemeinden wurden beurlaubt 
oder entlaſſen und durch kommiſſariſch berufene Kräfte erſetzt. Serner ift 
überhaupt die vielfache Einſetzung von Kommiſſaren für einzelne beſondere 
Aufgaben der politiſchen Umſchaltung und Neugeſtaltung in großen und 
kleinen Bereichen, in öffentlichen und halböffentlihen Funktionen hervor⸗ 
zuheben. Dazu kam dann am 15. März die Errichtung des Reichsminiſte⸗ 
riums für Volksaufklärung und Propaganda, dem die Aufgabe geſtellt 
wurde, dem Volke die klufbauarbeit der neuen Regierung verſtändlich zu 
machen. Am 16. März trat der bisherige Reichsbankpräſident zurück; das 
Amt wurde mit einem Vertrauensmann des Reichskanzlers neu beſetzt. Es 
folgten ſchließlich eine Reihe von Maßnahmen auf dem Gebiete der Straf- 
rechtspflege, die das Verfahren bei Hoch⸗ und Landesverrat beſchleunigten 
(D. vom 18. März), die Straffreiheit für Straftaten im Kampf um die 
nationale Erhebung gewährten, die Strafandrohungen für heimtückiſche An- 
griffe gegen die Regierung der nationalen Erhebung (Uniformmißbrauch 
und Verbreitung von Lügenmeldungen) feſtſetzten, und die Sondergerichte für 
beſtimmte politiſche Straftaten einführten (Verordnungen vom 21. Mä. z). 


e) Der Staatsakt in potsdam 


Am 21. März 1953 fand in der neuen Garniſonkirche in Potsdam der 
feierliche Staatsakt ſtatt, durch den ein „Bekenntnis für die Einheit und für 
die Sreiheit des deutſchen Volkes und Reiches“ abgelegt wurde, durch den 
gezeigt wurde, „daß das deutſche Volk, einig in feinen Ständen und Stämmen, 
aus Schmach und Demütigung neu erſtanden“ war. An dem Staatsakt 
nahmen der Keichspräſident, der Reichskanzler, die Reichsregierung, die 
Vertreter der NSDAP. und der Wehrmacht, die Candesregierungen und die 
Abgeoröneten des Reichstags (außer SPD. und KPD.) teil. Im Mittelpunkt 
des Staatsaktes ſtanden die Anſprachen des Reichspräfidenten und des 
Reichskanzlers. Aus der Unſprache des Reichspräſidenten iſt folgender Satz 
hervorzuheben: 

„In der Reichstagswabl vom 5. März hat unſer Volk ſich mit einer klaren 


Mehrheit hinter dieſe durch mein Vertrauen berufene Regierung geſtellt und 
ihr hierdurch die verfaſſungsmäßige Grundlage für ihre Arbeit gegeben.“ 
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Die „verfaſſungs mäßige Grundlage“, von der hier die Rede war, war nicht 
mehr die parlamentariſche Baſis, die die Weimarer Derfaffung für die 
Regierung vorausſetzte, ſondern fie war das Derwurzeltſein der Regierung 
im Volke ſelbſt, wie es am 5. März bezeugt worden war, und wie es ſeither 
der Grundſtock aller Macht und alles Anſehens im Dolte iſt. Aus der An⸗ 
ſprache des Reichskanzlers ſeien einige Sätze wiedergegeben, die richtung⸗ 
weiſend für alles ſpätere Handeln geblieben ſind: f 

„Am 5. März hat ſich das Volk entſchieden und in feiner Mehrheit zu uns be⸗ 
kannt. In einer einzigartigen Erhebung hat es in wenigen Wochen die nationale 
Ehre wiederhergeſtellt und dank Ihrem Verſtehen, herr Reichspräſident, die Der- 
mählung vollzogen zwiſchen den Symbolen der alten Größe und der jungen 
Kraft 

„Wir wollen wiederherſtellen die Einheit des Geiſtes und des Willens der deut⸗ 


ſchen Nation. Wir wollen wahren die ewigen Sundamente unſeres Lebens: unfer 
Doltstum und die in ihm gegebenen Kräfte und Werte.” 


hier wurden die Grundfäße der politiſchen Entwicklung und die Ziele des 
neuen Verfaſſungsaufbaues umriſſen; hier wurde der Grund für die leben⸗ 
dige Ordnung des Dritten Reiches gelegt. 

Gelegentlich wird geleugnet, daß dieſem Staatsakt eine verfaſſungsrecht⸗ 
liche Bedeutung zukommt; er ſei nur eine politiſche Demonſtration, aber kein 
juriftifcher Dorgang. Gewiß kann man dieſes Ereignis nicht unter die aus 
der Weimarer Derfaſſung geläufigen juriſtiſchen Kategorien einordnen. 
Aber gerade daran zeigt ſich, daß ſchon damals ein neues Rechtsleben mit 
neuen rechtlichen Formen und Einrichtungen entſtanden war. Es wäre ein 
trauriges Zeugnis für unſere Rechtswiſſenſchaft, wenn fie politiſche Dor- 
gänge vom hiſtoriſchen Ausmaß des 21. März nicht als rechtlich bedeutſame 
Geſchehniſſe zu werten vermöchte, bloß weil ſie in ein geläufiges Begriffs⸗ 
ſchema nicht paſſen. In Wahrheit handelt es ſich beim Staatsakt vom 
21. März um einen verfaſſungsrechtlich entſcheidenden Vorgang. Es liegt hier 
der erſte Derfaſſungsakt des neuen Reiches vor, der erſte Akt, in dem 
Partei und Staat ein gemeinſames Bekenntnis zur revolutionär entſtande⸗ 
nen neuen Ordnung abgegeben haben. Der Staatsakt war keine bloße 
politiſche Deranitaltung, keine bloße „nationale Seierftunde auf hiſtoriſch ge⸗ 
weihtem Boden“. Er war ein verfaſſungsrechtlicher At, der die Grundſätze 
des neuen politiſchen Seins feierlich proklamierte; er war ein konſtituieren⸗ 
der kt für die neue politiſche und rechtliche Ordnung. Die nachfolgenden 
Reichstagsſitzungen waren ſtärker auf politiſche Auseinanderfegungen mit den 
alten Kräften und auf beſtimmte Einzelzwecke ausgerichtet, während der 
Staatsakt das verfaſſungsrechtlich entſcheidende Bekenntnis zur neuen völ⸗ 
kiſchen Einheit und Ganzheit bedeutete. 
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Am gleichen Tage fand in der Kroll⸗Oper die erfte Sitzung des neuen 
Reichstages ſtatt. Eine Einladung an die Abgeordneten der KPD. war nicht 
ergangen. Dieſe Maßnahme wird gelegentlich als „verfaſſungswidrig“ be⸗ 
zeichnet. Dabei wird überſehen, daß unſer Reich ſchon damals nicht mehr 
unter der Weimarer Derfaffung lebte, und daß die Derfaffungsmäßigteit 
eines Attes nicht mehr vom Boden der Weimarer Verfaſſung, ſondern nur 
vom Boden der neuen völkiſchen Verfaſſung aus beurteilt werden durfte. 
Rach den Grundſätzen der neuen Verfaſſungsordnung aber war es eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß Kommuniſten nicht im Deutſchen Reichstag ſitzen 
konnten. Die erſte Sitzung des Reichstags beſchränkte ſich auf die Wahl des 
Präfidiums; zum Präfidenten wurde der Reichs miniſter her mann Göring 
berufen. In dieſer Wahl eines Reichs miniſters zum Präfidenten des Reichs⸗ 
tages trat die gewandelte Sunktion des Reichstages zum erſten Male ſichtbar 
hervor. Ein parteienſtaatliches Parlament hatte vornehmlich die Aufgabe, 
die Regierung zu kontrollieren; damit war unvereinbar, daß ein aktiver 
Minifter Präſident des Parlaments wurde. Ein völkiſcher Reichs tag umfaßt 
die unmittelbare Gefolgſchaft der Regierung; deshalb kann ein Mitglied der 
Regierung an ſeiner Spitze ſtehen. 

In der zweiten Reichs tagsſitzung vom 23. März gab der Reichskanzler 
die Regierungserklärung ab. Sie wurde eines der wichtigſten Doku⸗ 
mente des neuen Reiches. Sie entwickelte nicht nur das Arbeitsprogramm 
der Regierung, ſondern gab vor allem auch die verfaſſungsrechtlichen und 
politiſchen Prinzipien an, von denen die Regierung bei ihrer Aufbauarbeit 
ausging. Sie war kein gewöhnliches Regierungsprogramm, ſondern die 
Richtſchnur einer neuen Zeit. Trotz der zahlreichen unvorherſehbaren Ereig⸗ 
niffe, die ſeither eingetreten find, ift dieſe Erklärung vom 23. März 1933 
auch heute noch die Grundlage für die Innen⸗ und Außenpolitik der Reichs⸗ 
führung. Die Grundſätze und Forderungen dieſer Erklärung ſind für die 
Gefamtpolitit maßgebend geblieben; und der Sinn zahlreicher fpäterer Maß⸗ 
nahmen kann nur richtig begriffen werden, wenn man auf dieſe Erklärung 
zurückgeht. hier wurde die Vernichtung des Marxismus proklamiert, zugleich 
aber die Gewinnung des deutſchen Arbeiters für den nationalen Staat als 
oberſtes Ziel bezeichnet. Die Herſtellung einer wirklichen Volks gemeinſchaft 
wurde angekündigt, zugleich wurde ausgeſprochen, daß das deutſche Volk in 
freundſchaftliche Beziehungen zu anderen Mächten ohne Rüdficht auf ihre 
Weltanſchauung treten wolle. Die zügelloſe Unitariſierung des Reiches wurde 
abgelehnt, zugleich aber die geiſtige und willensmäßige Einheit der Nation 
über jeden Zweifel erhoben. Die unbedingte Notwendigkeit gleichmäßiger 
politiſcher Abſichten in Reich und Ländern wurde beſonders ſcharf betont. 


$2. Die nationalfozialiftifche Revolution 43 


Don dieſen Grundgedanken aus wurde die Reform des Reich es ange⸗ 
kündigt, für die der Reichskanzler folgende parole ausgab: 
Ihr Ziel muß die Konitruftion einer Derfaffung fein, die den Willen des Volkes 


mit der Autorität einer wirklichen Führung verbindet. Die geſetzliche Legali⸗ 
ſierung einer ſolchen Derfaſſungsreform wird dem Volke ſelbſt zugebilligt werden.“ 


Zu Beginn dieſer Sitzung war aus der Mitte des Reichstags ein Geſetz⸗ 
entwurf eingebracht worden, deſſen Hauptinhalt die Übertragung der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt an die Reichsregierung war. In der Regierungserklärung 
wurde auch zu dieſem „Geſetz zur Behebung der Not von bolk und 
Reich“ Stellung genommen. Der Reichskanzler führte dazu aus: 

„Es würde dem Sinn der nationalen Erhebung widerſprechen und für den 
beabſichtigten Zweck nicht genügen, wollte die Regierung ſich für ihre Maßnahmen 
von Sall zu Sall die Genehmigung des Reichstags erhandeln und erbitten. Die 
Regierung wird dabei nicht von der Abſicht getrieben, den Reichstag als ſolchen auf⸗ 


zuheben. Im Gegenteil, ſie behält ſich auch für die Zukunft vor, den Reichstag über 
ihre Maßnahmen zu unterrichten oder feine Juſtimmung einzuholen.“ 


Nur der Abg. Wels als vertreter der SPD. wandte ſich in einer Oppo⸗ 
ſitionsrede gegen das Geſetz. In einer vernichtenden Erwiderung rechnete 
Adolf hitler mit ihm und feiner Partei ab. In der Abjtimmung wurde das 
Geſetz mit 441 gegen 94 Stimmen angenommen; am 24. März wurde das 
Geſetz ausgefertigt. Die Geltungsdauer des Geſetzes, die urſprünglich bis zum 
1. April 1957 beſchränkt war, wurde am 30. Januar 1937 durch einſtimmigen 
Beſchluß des Reichstags bis zum 1. April 1941 ausgedehnt). Am 30. Januar 
1939 wurde das Geſetz bis zum 10. Mai 1943 verlängert. 


Dieſes Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich iſt kein Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz im alten Sinne. Mit Recht hat man für das Geſetz die Bezeich⸗ 
nung „Reichsführungsgeſetz“ vorgeſchlagen. Es ift keine Ausnahme: 
regelung und Durchbrechung gegenüber einem prinzipiell fortbeſtehenden 
alten Syſtem. Es enthält in ſich ſelbſt die Grundzüge einer neuen ſelbſtändigen 
Ordnung, die das alte Suſtem nicht nur „durchbricht“, ſondern völlig ein- 
reißt und vernichtet. Es iſt das erſte Grundgeſetz des neuen Reiches, das 
erſte geſchriebene Stück aus der lebendigen Geſamtordnung des deutſchen 
Volkes. Sein Kernſtück iſt die Vereinigung der Legislative und der Exekutive 
in einer hand. Das iſt ein Akt von ſäkularer Bedeutung, in dem die ganze 
weſtliche Derfaffungsentwidlung ſeit Montes quieu verneint, in dem der 
Begriff des Derfaffungsitaates des 19. Jahrhunderts zerſtört wird. 


) gl. J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 


- 30. Januar 1957. Deutſche Derwaltungsblätter 1937, S. 49 ff. 
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a) Der Sinn der Revolution 


Die Eroberung der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung war 
eine wirkliche Revolution. Sie war nicht nur eine Revolution im weltan⸗ 
ſchaulichen und geiſtigen Sinne, wenn auch der Kern des Umbruchs in der 
radikalen Abkehr von Individualismus und Liberalismus, von Materialis- 
mus und Marxismus beſtand. Aber dieſer geiſtige Umbruch hat in den Er⸗ 
eigniſſen von 1933 auch zu einem politiſchen und rechtlichen Umſturz geführt. 
Das bisherige ſtaatliche Syſtem wurde nicht nur geiſtig überwunden, ſon⸗ 
dern auch in feinen Einrichtungen und Sormen umgeſtoßen. Zum Weſen 
der Revolution gehört, daß die bisherige Derfafjung vernichtet wird, und 
daß zugleich eine neue Grundordnung an ihre Stelle tritt. Die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Revolution hat die Weimarer Derfaffung als Gefamtfyften beſeitigt: 
fie hat zugleich die völkiſche Verfaſſung aufgerichtet. 

Man hat zwar vielfach den legalen Charakter dieſes Umbruchs betont. 
Aber die „Cegalität“ betrifft nur die äußere Ordnungsmäßigkeit der Ereig⸗ 
niſſe und ſtellt ihren wahrhaft revolutionären Charakter nicht in Frage. Der 
diſziplinierte ruhige Verlauf der Revolution darf nicht darüber hinwegtäu⸗ 
ſchen, daß tatſächlich die Rechtseinrichtungen und rechtlichen Prinzipien des 
alten Syſtems vernichtet worden find. Die Eroberung der Macht, die in 
dieſen Wochen vor ſich ging, beſeitigte die alten verfaſſungsrechtlichen 
Grundgedanken und Formen vollſtändig und erſetzte ſie durch eine neue 
geiſtige und rechtliche Ordnung. Dieſe neue Ordnung war zunächſt noch nicht 
äußerlich umſchrieben und nicht allgemein bewußt, aber ſie war deshalb 
nicht weniger exiſtent. Sie lebte als ein ungeſchriebenes Geſetz im herzen der 
Männer, die ſich an die Spitze des erwachenden Volkes geftellt hatten. 


* 
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Sragen wir nach der verfaſſungsrechtlichen Würdigung jener Zeit, ſo muß 
es der oberſte Grundſatz ſein, daß ſie nicht vom Boden der Weimarer Derfaſſung 
ausgehen kann, ſondern vom Boden der werdenden nationalſozialiſtiſchen 
Verfaſſung aus vollzogen werden muß. Schon die Ernennung Adolf hit⸗ 
lers zum Reichskanzler am 30. Januar war ein Akt, der nur vom neuen 
Rechte her wirklich verſtanden werden kann. Diefe Ernennung war ſelbſt⸗ 
verſtändlich „legal“ im Sinne der äußeren Buchſtabentreue, aber niemand 
wird behaupten, daß es dem inneren Sinn der Weimarer Derfaffung ent⸗ 
ſprochen hätte, daß hier ihr geſchworener Seind an die Spitze des Reiches 
geſtellt wurde. Die eigentliche innere Rechtfertigung erfährt dieſe Maßnahme 
des Reichspräfidenten von Hindenburg vom Geiſte der neuen werdenden 
Ordnung aus. Im Sebruar 1933 bediente man ſich für die notwendigen 
Regierungs maßnahmen zwar noch der Formen des alten Rechtes. Aber ſchon 
in dieſer Zeit wurden die alten Einrichtungen und Rechts mittel im neuen 
Geifte angewandt, und damit war das Recht ſelbſt bereits ein anderes ge⸗ 
worden. Das deutlichſte Zeichen des Umbruchs war die Reichstagswahl vom 
5. März, die keine parlamentarische, parteienſtaatliche Wahl im Weimarer 
Sinne war, ſondern die eine Volksabſtimmung im Rahmen der werdenden 
nationalſozialiſtiſchen Derfaſſung bedeutete. f 

Man hat hier die politiſche und die rechtliche Bedeutung des Dor⸗ 
ganges unterſcheiden wollen und geſagt, es handele ſich zwar politiſch um 
ein Referendum, juriſtiſch aber um eine Wahl. Das iſt eine unmögliche Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen politiſcher und rechtlicher Wertung. Was politiſch keine 
Wahl im alten Sinne ift, iſt auch rechtlich keine Wahl, ſelbſt wenn man ſich 
der äußeren Sormen eines überwundenen Wahlſuſtems bedient. Es handelte 
ſich am 5. März Einzig und allein um die Entſcheidung für oder gegen 
Adolf Hitler; das war der ausſchließliche Sinn der Srage, die an das Volk 
geſtellt war. Die formale Einkleidung dieſer Srageſtellung, die aus der An⸗ 
wendung des alten Wahlverfahrens folgte, konnte dieſen eindeutigen Sinn 
nicht verhüllen. Eine ſolche Stage konnte aber finnvoll vom Boden der Wei⸗ 
marer Verfaſſung aus gar nicht geſtellt werden. Nur von der neuen revo⸗ 
lutionären Ordnung aus war es möglich, dem volke dieſe Stage vorzu⸗ 
legen, deren Bejahung die Aftlamation zur deutfchen Revolution bedeutete. 
Die Abftimmung vom 5. März war alſo nicht ſelbſt die Revolution. Dieſe 
lag in der Eroberung der Macht durch die NS gp. Das volt jedoch legte 
durch die Abftimmung ein Bekenntnis zum Vorgang der Revolution ab. 

Der Vollzug der Revolution wurde dann durch den Slaggenwechſel ſym⸗ 
bolhaft dokumentiert. Der Slaggenerlaß des Reichspräſidenten von Bin= 
denburg vom 12. März 1933, der den vollzogenen Slaggenwechſel feierlich 
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beftätigte, wäre vom Boden der Weimarer Derfaffung aus unmöglich ge⸗ 
weſen. Trotzdem war er kein Rechtsbruch, denn das alte Weimarer Recht 
beſtand in dieſem Zeitpunkt nicht mehr, konnte daher auch nicht mehr ver⸗ 
letzt werden. Der Slaggenerlaß ging aus einer neubegründeten rechtlichen 
Ordnung hervor, ja, er iſt die erſte große Formulierung, in der das neue 
revolutionäre Recht ſeinen Niederſchlag fand. Im gleichen Sinne ſind auch 
die ſonſtigen Rechtsvorgänge dieſer Zeit zu beurteilen, die Gleichſchaltung 
etwa oder die Einrichtung der Konzentrationslager. Es wäre unſinnig, ſie an 
den Normen der Weimarer Derfaffung meſſen zu wollen. Sie waren Rechts⸗ 
erſcheinungen im Rahmen des neuen werdenden verfaſſungsrechts. Das 
deutſche Volk lebte alſo ſchon vor dem 23. März 1933 nach einer neuen un⸗ 
geſchriebenen Derfaffung. 


b) Gilt die Weimarer Derfaffung noch? 

Aus der Legalität der nationalſozialiſtiſchen Revolution iſt häufig ge⸗ 
ſchloſſen worden, die Weimarer Derfaffung habe trotz der Revolution ihre 
Geltung bewahrt, ſoweit ſie nicht ausdrücklich in dem von ihr vorgeſehenen 
Verfahren des Art. 76 beſeitigt worden ſei. Man hat zum Beiſpiel unter Be⸗ 
rufung auf die „Legalität” der nationalſozialiſtiſchen Revolution den Cha⸗ 
rakter „einer Revolution im Rechtssinne“ abgeſprochen und fie lediglich als 
„ſtimmungsmäßige Revolution“ anerkannt; es gebe kein revolutionäres 
Recht, ſondern nur die feſte Rechtsgrundlage der Weimarer Derfaffung!). 
Don anderer Seite hat man betont, daß die Weimarer Derfaffung „formal“ 
noch gelte, obwohl „der nationalſozialiſtiſche Rechtsgeiſt über den Ungeiſt 
von Weimar triumphiert“ habe; das nationalſozialiſtiſche Recht ſtehe „auf 
der Grundlage der Vorſchriften der [Weimarer] Reichsverfaſſung“ ). Eine 
mittlere Cöſung hat man in dem Begriff der „Derfaffungsüberlagerung” zu 
finden verſucht. Damit iſt gemeint, „daß gleichzeitig zwei völlig verſchiedene 
Verfaſſungsſchichten nebeneinander in Geltung ſtehen“, wobei die neue 
nationalſozialiſtiſche Derfaffung die alte Weimarer Derfaffung immer ſtärker 
überdecke und ausichalte?). Gegenüber dieſen verſchiedenen Meinungen hat 
Carl Schmitt von Anfang an die allein zutreffende Anſicht vertreten, daß 
die Weimarer Derfafjung nicht nur dem Geiſte nach, ſondern auch formal zu 

) Reichsgerichtstat Slor, Der Kirchenſtreit vom Rechtsſtandpunkt aus beur⸗ 
teilt. Junge Kirche, 1935, H. 16, S. 226 ff. - Die Fortgeltung der Weimarer Der⸗ 
faſſung behauptet auch A. Cobe, Das richterliche Prüfungsrecht im neuen Reich. 
Hö R. NS. 28 (1937), S. 197. 

h. Nicolai, Der Neuaufbau des Reiches nach dem Reichsreformgeſetz vom 


30. Januar 1934. S. 32 fl. 9 
) G. A. Walz, Das Ende der Zwiſchenverfaſſung. 1933. S. 45 ff. 
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gelten aufgehört hat, und daß das neue völkiſche Recht „auf feiner eigenen 
Grundlage ruht“). Mit einem treffenden Wort hat hans Gerber dieſen 
Sachverhalt gekennzeichnet: „Die Derfaffung von Weimar iſt tot, es lebt die 
Verfaſſung von potsdam“). 

In den Meinungen, die ſich für die Sortgeltung der Weimarer Derfaſſung 
einſetzen, findet ſich immer wieder als ſtärkſtes Argument der Hinweis darauf, 
daß der Nationalſozialismus ſich der Formen des alten Rechts bedient hat, 
um neues Recht zu ſchaffen. Der Umſturz, der ſich am Beginn des Jahres 
1933 vollzogen hat, wird als ein rein geiſtiger, weltanſchaulicher, ja „kultu⸗ 
teller“ Umbruch verſtanden, der ohne jeden äußeren, gewaltſamen Rechts⸗ 
bruch vor ſich gegangen ſei. Die Revolution hahe die Rechtsordnung nicht 
unmittelbar berührt; Anderungen der Rechtsordnung ſeien eine Sache der 
Reform, nicht der Revolution. Dieſe Anſchauung ſucht eine Stütze vor allem 
in dem Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 1933, 
das unter Anwendung des Art. 76 der Weimarer Verfaſſung als „Derfaffungs- 
änderung“ beſchloſſen worden iſt. Dieſes Geſetz ſieht allerdings Änderungen 
der Weimarer Derfaflung im Wege der Geſetzgebung vor und gewährleiſtet 
ſogar den unangetaſteten Sortbeftand einzelner Einrichtungen und Vorſchrif⸗ 
ten der alten Derfaffung. Daraus wird häufig die grundſätzliche Unberührtheit 
der Weimarer Derfaffung geſchloſſen; das Geſetz wird als ein „Ermächti⸗ 
gungsgeſetz“ angeſehen. Das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 
50. Januar 1934 enthält zwar ſolche Vorbehalte zugunſten der Weimarer 
Derfaflung nicht und verzichtet auch auf die Beftiſtung des früheren Geſetzes. 
Aber es wird im Rahmen dieſer Anſchauungsweiſe gleichfalls als ein auf 
dem Boden der Weimarer Derfaſſung ftehendes, noch umfaſſenderes und 
unbefriſtetes „Ermächtigungsgeſetz“ betrachtet. 

Es iſt wiederholt darauf hingewieſen worden, daß der Ausdruck „Er⸗ 
mächtigungsgeſetz“ ungeeignet iſt, auf das Geſetz vom 24. März 1933 an⸗ 
gewandt zu werden?). Das gilt natürlich ebenſo für das Geſetz vom 30. Januar 
1954. Urotzdem werden dieſe Geſetze von einer verbreiteten Anſicht, auch 
wo man die Bezeichnung ſelbſt ablehnt und vermeidet, der Sache nach als 


) C. Schmitt, Staat, Bewegung, Volk. 1933. S. 5f. 
) h. Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des neuen Reiches. 1933. S. 32. 


C. Schmitt, Das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich. DJ3. 
1953, Sp. 455. — Derfelbe, Staat, Bewegung, Volk. 1933. S. 7. — U. Scheuner, 
Die nationale Revolution Hö R. N. §. 24, S. 298.— Iſchucke, Reichsführungsgeſetz, 
nicht Ermächtigungsgeſetz. DJ3. 1933, Sp. 835, - fluch J. Heckel, Die Führerrede 
und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 30. Januar 1937. Deutſche Derwaltungs⸗ 
blätter 1937, S. 50, Anm. 6, betont, daß der Name Ermächtigungsgeſetz den ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Catbeſtand nicht richtig wiedergibt. 
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Ermächtigungsgeſetze behandelt!). Ermächtigungsgeſetze im präziſen Sinne 
des Wortes find Aus nahmegeſetze, die in Notzeiten der Regierung (oder auch 
einem anderen ſtaatlichen Organ) das Recht geben, an Stelle der geſetz⸗ 
gebenden KRörperſchaft geſetzesvertretende Verordnungen zu erlaſſen. Die 
wichtigſten deutſchen Fälle dieſer Art find die Geſetze vom 4. Auguft 1914, 
vom 15. Oktober 1923 und vom 8. Dezember 1923. Für Oſterreich iſt auf das 
bekannte kriegswirtſchaftliche Ermächtigungsgeſetz vom 24. Juli 1917, für 
die Vereinigten Staaten auf den National Induſtrial Recovery Act vom 
16. Juni 1935 hinzuweifen?). Solche Geſetze find für vorübergehende Not- 
zeiten gedacht und eröffnen ein irreguläres Verfahren, neben dem das nor⸗ 
male ordentliche Verfahren unangetaſtet beſtehen bleibt. Die Anordnungen 
der Regierung tragen einen „Makel“, indem ſie nicht als Geſetze, ſondern 
„nur“ als Verordnungen bezeichnet werden. Zum Geſetzesbegriff, der in 
feinem rechtsſtaatlichen Beſtand nicht angetaftet wird, gehört eben notwen⸗ 
dig die Mitwirkung des Parlaments. Die normale Ordnung bleibt bei ſolchen 
Ermächtigungsgeſetzen der Sache nach beſtehen. Sie wird nur vorübergehend 
während der Notzeit ausgeſchaltet. Das Ermächtigungsgeſetz bedeutet eine 
„Verfaſſungsdurchbrechung“, d. h. eine vorübergehende, beſchränkte Aus- 
ſchaltung beſtimmter Einzelvorſchriften in einer grundſätzlich und insgeſamt 
fortgeltenden Derfaffungsordnung. Als Ausnahmeregelungen müſſen ſolche 
Ermächtigungsgeſetze einſchränkend ausgelegt werden; ſie gelten niemals 
weiter, als ihr förmlicher Wortlaut reicht. Eine verbreitete Lehre ſieht — 
wie gejagt — in den Geſetzen vom 24. März 1933 und vom 30. Januar 1934 
ſolche Exmächtigungsgeſetze. Die Regierung gilt als ermächtigt, an Stelle des 
Reichstages (und neben dieſem) Geſetze zu erlaſſen und dabei ſogar von 
der Weimarer Verfaſſung abzuweichen. Aber das wird — nach dieſer Mei⸗ 
nung — nur als eine vorübergehende und vom Boden der Verfaſſung ſelbſt 
aus getroffene Ausnahmeregelung angeſehen. Grundſätzlich wird die Wei⸗ 
marer Derfaſſung als die Verfaſſung Deutſchlands betrachtet. 

In Wahrheit find die Geſetze vom 24. März 1933 und vom 30. Januar 
1934 keine Ausnahmebeftimmungen gegenüber der fortgeltenden Weimarer 
Derfaffung, ſondern fie find ſelbſt die Kernftüde einer neuen werdenden Der- 
faſſung des Dritten Reiches. Sie ſtellen die Grundſätze über die Führung 
und den Neuaufbau des Reiches auf; fie find daher nicht als Ermächtigungs⸗ 


2) Dgl. 3. B. Kaifenberg, Das Ermächtigungsgeſetz D 33. 1933, Sp. 458. 

2) Näheres bei Carl Schmitt, vergleichender Überblick über die neueſte Ent⸗ 
wicklung des Problems der geſetzgeberiſchen Ermächtigungen (Legislative Delega⸗ 
tionen). Zeitſchrift für ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht. 1956 
Bd. 6 S. 252 ff. 
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geſetze“, ſondern als Reichsführungsgeſetz und Neuaufbaugejeß zu bezeich⸗ 
nen. Dem widerſpricht nicht, daß dieſe Geſetze formell als Derfaffungsände- 
rung im Wege des Art. 76 der Weimarer Derfaſſung zuſtande gekommen 
find, Die Methode des Art. 76 (Reichstagsbeſchluß mit doppelter Zweidrittel⸗ 
Mehrheit) iſt aus Gründen der Cegalität, der äußeren Ordnungsmäßigkeit, 
gewählt worden!). Sie diente der Wahrung einer formellen Kontinuität. 
Durch fie wurden Erschütterungen der äußeren Ordnung verhindert, die 
unvermeidbar geweſen wären, wenn man jede techniſche Anknüpfung an 
den früheren Rechtszuſtand abgelehnt hätte. Die Legalität bedeutet eine 
äußere Überbrückung der Kluft, die in Wahrheit zwei weſensverſchiedene 
Ordnungen trennt. Kückſichten auf das techniſche Funktionieren des Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsapparates find die eigentlichen Gründe für die Methode 
der Cegalität. Das aber ſind rein äußerliche und formelle Erwägungen, die 
nicht beſagen, daß die Geſetze vom 24. März 1933 und vom 30. Januar 1934 
ſich der Sache nach aus der Weimarer Derfaffung herleiten, daß alſo die 
Weimarer Derfaffung die Weſensgrundlage, die innere Dorausſetzung dieſer 
Geſetze ſei. In der Sache beſteht keine Kontinuität, ſondern die ſchärfſte Dis⸗ 
kontinuität zwiſchen dem Weimarer Syftem und der neuen Ordnung. Don 
der bloßen Cegalität iſt zu unterſcheiden die Cegitimität, die innere Recht⸗ 
fertigung eines politiſchen oder ſtaatsrechtlichen Aktes. Dieſe Legitimität der 
Geſetze vom 24. März 1935 und 30. Januar 1934 geht nicht aus der Weimarer 
Verfaſſung, ſondern aus der nationalſozialiſtiſchen Revolution hervor. 

Wer aus der Legalität der nationalſozialiſtiſchen Revolution ſchließt, die 
Meimarer Derfaſſung gelte noch, bewegt ſich in den Bahnen eines verfehlten 
juriſtiſchen Sormalismus, eines verfaſſungsrechtlichen Poſitivismus und Nor⸗ 
mativismus. Er nimmt eine äußere Sorm für die Wirklichkeit, er klammert 
ſich an geſchriebene Normen, über die das Leben längſt hinweggeſchritten iſt. 
Die Aufgabe des Juriſten iſt jedoch, das Weſen der Dinge, die wirkliche 
Derfajjungslage eines Volkes und Staates zu erfaſſen, nicht an Schemen 

) Z. Heckel, Die Führerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 30. Januar 
1937, Deutſche Derwaltungsblätter 1957, S. 54 f., hat ausgeführt, die in die Sorm 
des Art. 76 Weimarer Derfaffung gekleideten Geſetze vom 23. März 1953 und vom 
30. Januar 1934 bedeuteten „ſachlich eine Kapitulation des Weimarer Parteien- 
ſtaates vor dem Nationalſozialismus“. Aber das würde doch wohl vorausgeſetzt 
haben, daß im März 1935 und im Januar 1934 der Weimarer parte ienſtaat noch 
als eine politiſch handlungsfähige, wenn auch zur Kapitulation bereite, Macht 
beſtand, als deren Repräſentation der Reichstag aufgetreten wäre. Catſächlich aber 
war der Weimarer Parteienſtaat durch die Revolution bereits vernichtet und der 
Reichstag war nicht mehr das Glied der alten Ordnung, das ſich dem National- 
ſozialismus unterwarf, ſondern ein Organ der neuen Derfaffung, das im Namen 


des nationalſozialiſtiſch geeinten Volkes ſprach. Die Beſchlüſſe vom 23. März 1933 
und vom 30. Januar 1934 find ſachlich nicht Kapitulationen, ſondern Akklamationen. 
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und Schatten zu haften. Die Weimarer Derfaffung iſt ſeit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution ein bloßer Schemen und keine wirkliche Verfaſſung. 
Sie iſt nicht mehr der rechtliche Ausdrud für das politiſche Sein des Volkes, 
fie iſt kein geſchloſſenes Geſamtſuſtem mehr, in dem das Dolt ſeine Ordnung 
findet. Sie hat — mit einem anderen Wort — ihte Geltung verloren. 

Was heißt überhaupt „Geltung einer Derfaffung”?l) Genügt es, 
daß eine Verfaſſung auf dem Papier ſteht und nicht ausdrücklich aufgehoben 
worden iſt? Muß man zur Aufhebung etwa gar die Formen anwenden, die 
die Verfaſſung ſelbſt für ihre Anderung vorſchreibt? Das letzte kann nicht 
richtig fein, ſonſt müßten viele alte Derfaſſungen noch gelten, die aus der 
politiſchen Wirklichkeit verſchwunden ſind, und deren Sortbeſtand auch der 
extremſte Normativiſt nicht behaupten wird. So wird niemand der Meinung 
ſein wollen, die Bismarckſche Derfafjung gelte noch, obwohl fie niemals in 
der orm, die fie für Derfaffungsänderungen vorjad, aufgehoben worden 
iſt. Jede Verfaſſung kann durch einen revolutionären Umbruch ihrer recht⸗ 
lichen Geltung beraubt werden. Eine ſonderbare Neigung führt häufig zu 
der Annahme, dieſe revolutionäre Verfaſſungsvernichtung bedürfe irgend⸗ 
einer feierlichen Kundgabe, einer äußeren Proklamation und dergleichen. 
In Wahrheit kann eine Derfafjung auch durch einfache Nichtanwendung 
untergehen. hat die Derfajjung ihre lebendige Kraft verloren, jo hört fie 
auf, wirkliche Ordnung zu ſein, fie büßt dann ihre Geltung ein. Zur Geltung 
einer Derfafjung gehört, daß fie aus der politiſchen Wirklichkeit erwächſt 
und daß fie die politiſche Wirklichkeit formt — gehört, daß fie das Volk in 
ſeinem Beſtande ſchützt und ihm ermöglicht, feine geſchichtliche Sendung zu 
erfüllen. Ohne Verwurzelung im politiſchen Leben des Volkes, ohne Be- 
ziehung zur geſchichtlichen Aufgabe der Nation gibt es keine Geltung einer 
Verfaſſung. Gerade an dieſer Stage der Verfaſſungsgeltung zeigt ſich, daß 
die Rechts wiſſenſchaft die bisherige Trennung von Geſetz und Wirklichkeit, 
von Norm und Exiſtenz überwinden muß. Die Geltung einer Verfaſſung 
ſetzt voraus, daß beſtimmte fundamentale Rechtsgrundſätze ein politiſches 
Geſamtſuſtem, eine geſchloſſene politiſche Ordnung ausmachen, in der das 
Volk ſeine Geſtalt gewinnt. Die Weimarer Verfaſſung hat durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Revolution den Rang einer ſolchen Grundordnung für das poli⸗ 
tiſche Sein des Volkes verloren. Sie hat aufgehört, die geltende Derfaſſung 
des Deutſchen Reiches zu ſein. 

Die Geltung einer Derfafjung bedeutet vor allem die rechtliche Derbind- 
lichkeit beſtimmter politiſcher Jundamentalſätze. Jede Derfaſſung beſteht 


) Dgl. E. R. huber, Weſen und Inhalt der politiſchen Derfaffung. 1935. 
S. 49 ff. } 
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weſentlich aus ſolchen Prinzipien, die die Geſamtheit der Verfaſſungsord⸗ 
nung beſtimmen, die den „Geiſt der Verfaſſung“ ausmachen. Unter den 
zahlreichen Beſtimmungen einer geſchriebenen Verfaſſungsurkunde beſteht 
kein gleicher Rang, ſondern die tragenden Grundſätze der Gefamtordnung 
haben einen deutlichen Vorrang: von ihnen leiten ſich die übrigen Rechts⸗ 
ſãtze ab. Bei der Auslegung der Derfaffung müffen alle Einzelbeſtimmungen 
auf dieſe Fundamentalſätze zurüdbezogen werden. Don einer Derfaffung 
kann man nur fagen, daß fie gilt, ſolange dieſer Derfaffungstern feinen Be⸗ 
ſtand behauptet. Wird der Verfaſſungskern zerftört, fo iſt die ganze Derfaffung 
vernichtet, auch wenn einzelne Verfaſſungsſätze von untergeordnetem Rang 
noch weiter in rechtlicher Geltung bleiben. Der Verfaſſungskern des Wei- 
marer Suſtems beſtand in den Grundſätzen der Demokratie, des Liberalis- 
mus, des Parlamentarismus, des Parteienftaates, des Söderalismus, der 
Gewaltenteilung, des bürgerlichen Rechtsſtaates. Dieſe tragenden Säulen 
der Weimarer Republik ſind durch die nationalſozialiſtiſche Revolution zer⸗ 


ſchlagen worden. Gerade gegen dieſe Prinzipien, in denen das Weimarer 


Syftem der völkiſchen Zerriffenheit und Ohnmacht ſich verkörperte, hat ſich 
die Revolution gerichtet. Diefe alten Grundfäße find durch die Revolution 
unmittelbar erſetzt worden von den neuen Grundſätzen der völkiſchen Ver⸗ 
faſſung: den Prinzipien der völkiſchen Einheit und Ganzheit, der Bewegung 
und der Sührung!). Mit der Catſache der Revolution hat ſich ohne weiteres 
dieſer neue Verfaſſungskern durchgeſetzt. Die Revolution hat nicht nur zer⸗ 
ſtört, ſondern zugleich eine neue Derfafjungsorönung an der Stelle der alten 
begründet. Die Derfafjung des liberaldemokratiſchen und föderaliſtiſchen 
Parteienſtaates iſt durch die Derfaffung des völkiſchen Bewegungs⸗ und 
Sührerſtaates abgelöſt worden. : 

Nicht die „Cegalität“ der nationalſozialiſtiſchen Revolution iſt das ver⸗ 
faſſungs rechtlich Entſcheidende dieſes geſchichtlichen Vorgangs. Gewiß iſt 
die Weimarer Derfaffung durch zahlreiche Einzelvorſchriften ausdrücklich in 
„legaler“ Sorm, d. h. gemäß den Dorfchriften des alten Syitems, aufgehoben 
oder geändert worden. Aber dieſe legale Beſeitigung von Einzelbeſtim⸗ 
mungen iſt nicht das Weſentliche, das ſich bei der Überwindung der wei⸗ 
marer Derfaffung vollzog. Wichtiger als die Aufhebung und Änderung von 
Einzelvorſchriften iſt die Zerftörung des Geſamtſuſtems, die ohne ausdrück⸗ 
liche Proklamation durch ſtillſchweigende und ſelbſtverſtändliche Nichtbeach⸗ 
tung vor ſich ging. Dieſes einfache Ignorieren war nur möglich, weil mit der 
Eroberung der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung das Weimarer 
Syſtem untergehen mußte. Der Name Adolf hitler ift ein Programm, 

) Dgl. E. R. huber, Dom Sinn der Verfaſſung. 1935. S. 20 ff. 
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in dem der äußerſte und tödliche Kampf gegen das Weimarer Syſtem ein 
Kernpunkt iſt. Als der Reichspräſident v. Hindenburg die Führung der 
Reichsregierung in die hand Adolf Hitlers gelegt hatte und als das Volk 
ſich in ſeiner Mehrheit zu dieſer Entſcheidung bekannte, war die Weimarer 
Derfaſſung tot. 

Die Eroberung der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
mußte alle Sundamentalſätze des Weimarer Suſtems vernichten. Sie mußte 
die Farben Schwarz⸗rot⸗gold beſeitigen; ſie mußte die Gewaltenteilung 
überwinden; fie mußte die individuellen Sreiheitsrechte ausſchalten. Auch 
die Prinzipien des Parlamentarismus, des Söderalismus und der 
liberalen Rechtsſtaatlichkeit konnten keinerlei tatſächlichen und rechtlichen 
Beſtand mehr beſitzen. Es war unſinnig, wenn in der erſten Zeit von 
manchen Seiten behauptet wurde, der Art. 54 (Mißtrauenserklärung 
des Reichstags gegenüber der Reichsregierung) ſei zwar tatſächlich 
im Augenblid ausgeſchaltet, ſtehe aber nach wie vor in rechtlicher Geltung. 
Jede rechtliche Möglichkeit eines parlamentariſchen Mißtrauensvotums 
war geſchwunden, nachdem das deutſche Volk ſelbſt dem Führer der 
Reichs regierung das gläubige Vertrauen bekundet hatte. Eine Dertrauens- 
frage im parlamentariſchen Sinne konnte es nun weder tatſächlich noch 
rechtlich mehr geben. Ebenſo war das bis dahin gegebene Recht der Länder auf 
eine eigene, der Reichspolitik entgegengeſetzte politik und auf eine eigen⸗ 
wüchſige, der Reichsregierung feindliche Landesregierung automatiſch mit 
dem nationalſozialiſtiſchen Siege beſeitigt, noch bevor in den Gleichſchaltungs⸗ 
geſetzen entſprechende ausdrückliche Beſtimmungen getroffen worden waren. 
Die Möglichkeit, in politiſchen Cebensfragen des Volkes den Staatsgerichts⸗ 
hof anzurufen und ihn darüber entſcheiden zu laſſen, ob die politiſchen Maß⸗ 
nahmen der Sührung zuläſſig ſeien (Art. 19 der Weimarer Derfaffung), 
wurde durch die Revolution ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen. 

Huch in allen weſentlichen Beſtimmungen ſonſt war das alte Verfaſſungs⸗ 
ſuſtem durch die Revolution beſeitigt, ohne daß es irgendeines formellen 
Altes, einer Proklamation oder eines flusſpruchs bedurft hätte. Es wurde 
im Ganzen zugleich durch die neue nationalfozialiftifche Verfaſſung erſetzt. 


c) Die Übernahme alter Derfaffungsjäße Re 
in das nationalſozialiſtiſche Recht 
Die Stage nach der Geltung der Weimarer Derfaſſung muß alſo ein- 


deutig dahin beantwortet werden: die Weimarer Verfaſſung gilt 
nicht mehr; es gilt die Derfaſſung des Dritten Reiches. Nun iſt 


$ 3. Das Werden der neuen Ver faſſung 53 


allerdings die Weimarer Verfaſſung nicht in allen Einzelbeſtimmungen 
ihres ſchriftlichen Textes ausgelöſcht worden; einzelne von dieſen Beſtim⸗ 
mungen ſind auch heute noch rechtlich wirkſam. Es handelt ſich bei einer 
ſolchen Geltung alter Derfaffungsfäße aber nicht um ein einfaches 
„Sortgelten“, ſondern dieſe Beſtimmungen haben durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Derfafjung neue Geltung erhalten. Sie ſind — weil ſie ihrem 
Wortlaut oder ihrer techniſchen Funktion nach auch im Rahmen der neuen 
Ordnung brauchbar ſind — in die neue politiſche Ordnung eingefügt wor⸗ 
den. Eine ſolche Übernahme kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen 
ſein. Stets aber handelt es ſich um die Einfügung alter Einzelbeſtimmungen 
in ein völlig neues politiſches und rechtliches Syſtem. Nicht aus der alten 
überwundenen Ordnung, ſondern aus dem neuen Geſamtſuſtem leitet ſich 
die Geltung der alten Beſtimmungen nunmehr ab. Nicht der Tatbeſtand des 
„Sortgeltens“ liegt vor, ſondern die Übernahme, die „Rezeption“ alter 
Rechtsſätze durch eine neue Ordnung. 

Beiſpiele für ſolche Beſtimmungen, die aus der Weimarer Derfaffung 
in die neue politiſche Grundordnung übernommen wurden, find die Zu- 
ſtändigkeitsvorſchriften, die die Materien der Reichs⸗ und Landes geſetzgebung 
voneinander abgrenzen; fie blieben erhalten. Ebenſo blieben die Dorfchriften 
über die Rechte des Reichs präſidenten zunächſt im weſentlichen in Wirkſam⸗ 
keit. Aber auch dieſe ihrem formalen Beſtande nach übernommenen Dor- 
ſchriften erfuhren durch die nationalſozialiſtiſche Revolution einen weit⸗ 
tragenden Sinnwandel. Alle Einzelbeſtimmungen einer Derfaffung erhalten 
ihren politiſchen Sinn und ihre rechtliche Bedeutung dadurch, daß man ſie 
in inneren Bezug zu den leitenden politiſchen Ideen und Kräften der Grund⸗ 
ordnung ſetzt. Keine Norm hat iſolierte Exiſtenz, ſondern beſteht nur in einem 
konkreten Geſamtzuſammenhang. Cöſt man einen Rechtsſatz aus dieſer Ge⸗ 
ſamtordnung und gliedert man ihn in eine neue Grundordnung ein, ſo muß 
er ſeinen Sinn und Inhalt völlig den Grundſätzen des neuen Suſtems ent⸗ 
ſprechend ändern. Das iſt die ſelbſtverſtändliche Erſcheinung bei jeder „Re- 
zeption“, daß der rezipierte Rechtsſatz ſich den politiſchen, geſellſchaftlichen, 
kulturellen und wirtſchaftlichen Derhältniffen anpaßt, in die er aufgenom⸗ 
men wird. So haben auch die aus der Weimarer Verfaſſung übernommenen 
Einzelvorſchriften ſich vollſtändig wandeln mũſſen, obwohl ihr äußerer Wort⸗ 
laut der gleiche geblieben iſt. Ihre Auslegung und Anwendung werden durch 
die neue politiſche Grundordnung beſtimmt, in die ſie eingegangen ſind. 

Vorſchriften von gleichem Wortlaut haben eben einen völlig veränderten 
rechtlichen Sinn, je nachdem ob ſie in einem parlamentariſchen Parteienſtaat 
oder in einem völkiſchen Jührerſtaat gelten. Die Zuſtändigkeits verteilung 
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zwiſchen Reich und Ländern etwa bedeutet trotz gleichen Wortlauts etwas 
vollſtändig anderes, nachdem die Länder zu untergeordneten Derwaltungs- 
körpern des Reiches geworden ſind. Die Rechte des Reichs präſidenten haben 
ſich in ihrem politiſchen und rechtlichen Gehalt vollſtändig gewandelt, da 
die Sunktion dieſes Amtes in einem Parteienftaat und in einem völkiſchen 
Sührerſtaat eine ganz verſchiedene iſt. Ebenſo hat ſich das Amt des Reichs⸗ 
kanzlers im Sührerſtaat erheblich verändert; der Reichskanzler des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates iſt ein ganz anderer als der Reichskanzler der Weimarer 
Verfaſſung; er beſtimmt nicht nur die „Richtlinien der Politik“, ſondern er 
iſt der Führer des Volkes und Reiches. Schließlich hat auch die Stellung des 
Reichstags einen völlig neuen Sinn gewonnen. Er iſt keine Intereſſen⸗ 
vertretung in einem Dielparteienftaat mehr, ſondern er verkörpert die Ge⸗ 
folgſchaft des einigen und geſchloſſenen Volkes gegenüber ſeiner Führung. 
An allen dieſen Beiſpielen, die ſich leicht vermehren ließen, zeigt ſich, daß 
die rezipierten Verfaſſungseinrichtungen und ⸗vorſchriften nicht mehr von 
ihrem Urſprung in der Weimarer Verfaſſung her verſtanden werden können, 
ſondern daß fie ihren Sinn aus der Derfafjung des nationalſozialiſtiſchen 
Reiches er halten, in die ſie übernommen worden ſind. 

Der Bedeutungswandel anderer rezipierter Verfaſſungsbeſtimmungen 
drückt ſich darin aus, daß fie aufgehört haben, Beſtandteil der Verfaſſung, 
der politiſchen Grundordnung, zu ſein, und nunmehr nur die Bedeutung ein⸗ 
facher Geſetze haben. Während ſie in der Weimarer Derfafjung zu den Grund⸗ 
lagen des politiſchen Syſtems gehörten, ſind fie nun zu einfachen geſetzlichen 
Beſtimmungen von verwaltungsrechtlicher, ſtrafrechtlicher oder privatrecht⸗ 
licher Bedeutung herabgeſunken. Am deutlichſten zeigt ſich das bei Vorſchrif⸗ 
ten des Beamtenrechts. Die Anerkennung „wohlerworbener Rechte“ der 
Beamten gehörte zum Derfaffungsiyften des Weimarer Staates, während 
heute die übernommenen beamtenrechtlichen Vorſchriften der Weimarer 
Derfaffung nur ein Teil der allgemeinen Beamtengeſetzgebung find. 
Der Derfaſſungscharakter dieſer Sätze iſt durch die nationalſozialiſtiſche 
Revolution beſeitigt worden; ſie ſind gewöhnliches Geſetzesrecht geworden. 
Es hat ſich alſo ein allgemeiner Prozeß der Mediatiſierung von bisherigem 
verfaſſungsrecht vollzogen. Diele alte Derfaffungsfäge find heute nicht 
mehr unmittelbares Verfaſſungsrecht, ſondern find nur noch als unter⸗ 
geordnete gewöhnliche Geſetze übernommen worden. 


d) Der Aufbau der völkiſchen Verfaſſung 


Die neue Derfaffung des Deutſchen Reiches, die an die Stelle der Weis 
marer Derfaſſung getreten ift, iſt keine Derfaſſung im formellen Sinne, wie 
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fie für das 19. Jahrhundert kennzeichnend war. Es gibt keine geſchriebene 
Derfaffungsurfunde des neuen Reiches. Aber diefe neue Derfaffung ift vor⸗ 
handen als die ungeſchriebene politiſche Grundordnung des Reiches. Man 
muß ſie erkennen aus den geiſtigen Kräften, die unſer Dolf beſeelen, aus 
der tatſächlichen Geſtalt, in der fi unſer politiſches Leben bewegt, aus den 
Grundgeſetzen des Staats aufbaus, die bisher erlaſſen worden ſind. Der 
Vorzug einer ſolchen ungeſchriebenen Derfaffung gegenüber der formellen 
Derfaffung beſteht darin, daß die Grundordnung nicht erſtarrt, ſondern daß 
fie in ſtändiger lebendiger Bewegung bleibt. Nicht tote Inſtitutionen, ſondern 
lebendige Grundformen machen das Weſen der neuen Verfaſſungsordnung 
aus. 

Die Derfaffung des Reiches erſchöpft ſich nicht in einer geſchriebenen Ur⸗ 
kunde oder in einzelnen Grundgeſetzen. Sie iſt überhaupt kein Inbegriff von 
ausdrücklichen Beſtimmungen, von geſchriebenen Rechtsſätzen, von feſten 
Organiſationen und Inſtitutionen. Der Rern der Verfaſſung iſt die unge⸗ 
ſchriebene lebendige Ordnung, in der die politiſche Gemeinſchaft des deut⸗ 
ſchen Volkes ihre Einheit und Ganzheit findet. Dieſe ungeſchriebene Ver⸗ 
faſſung kann durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchriften niemals ganz 
aus geſchöpft werden. Das geſchriebene Verfaſſungsrecht iſt immer unvoll⸗ 
ſtändig und lückenhaft. Das bedeutet aber nicht, daß die Derfaffung felbft 
lückenhaft ſei. Unter der Oberfläche formellgeſetzlicher Einzelbeſtimmungen 
lebt vielmehr die Grundordnung als ein ganzes und unteilbares Suſtem, 
und überall dort, wo die geſchriebenen Regeln ſich als lückenhaft und mangel- 
haft, als unzulänglich und ungeeignet erweiſen, tritt dieſe ungeſchriebene 
Verfaſſung des Volkes unmittelbar hervor. Sie iſt die eigentliche Derfaſſung 
des völkiſchen Staates, während die ſchriſtlichen und äußerlichen Seft- 
legungen nur Ausftrahlungen und Niederſchläge des ungeſchriebenen Der- 
faffungsterns find. 

Aus dieſer ungeſchriebenen Grundordnung des völkiſchen Reiches ſind 
eine Reihe von Grundgeſetzen erwachſen, in denen die Derfaffung näher 
ausgeſtaltet worden iſt. Dazu gehören das Reichs führungsgeſetz vom 
24. März 1935, die beiden Gleichſchaltungsgeſetze vom 31. März und 7. April 
1933, das Geſetz über Volksabſtimmung vom 14. Juli 1935, das Geſetz 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933, 
das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934, das 
Staatsoberhauptgeſetz vom 1. Auguft 1954, das Reichs ſtatt haltergeſetz und 
die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1955, das Geſetz über den 
Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935, das Wehrgeſetz vom 21. Mai 
1935, die drei Nürnberger Geſetze vom 15. September 1935: das Reichs⸗ 
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flaggengeſetz, das Reichsbürgergeſetz, das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre, das Deutſche Beamtengeſetz vom 26. Januar 
1937. Dazu traten am 13. März 1938 das Geſetz über die Wiedervereinigung 
Öfterreichs mit dem Reiche, am 21. November 1938 das Geſetz über die 
Wiedervereinigung der Sudetendeutſchen Gebiete mit dem Deutſchen Reich, 
am 16. März 1939 der Erlaß über die Errichtung des Protektorats Böhmen 
und Mähren, am 25. März 1959 das Geſetz über die Wiedervereinigung 
des Memellandes mit dem Deutſchen Reich, durch die die Einheit des 
Großdeutſchen Dolksreiches geſchaffen wurde. Alm 14. April 1939 wurden 
das Oſtmark⸗Geſetz und das Sudetengau⸗Geſetz erlaſſen und damit der ver⸗ 
faſſungs⸗ und verwaltungs rechtliche Einbau dieſer Gebiete in das Reich 
vollendet. Ausgeftaltet wurde in den Grundgeſetzen das Prinzip der Führung 
an Stelle des Gewaltenteilungsſyſtems, das Prinzip der Bewegung an Stelle 
des parlamentariſchen Parteienſtaates, das Prinzip der Reichseinheit an Stelle 
des föderaliſtiſchen Gedankens, das Prinzip des Dolksheeres an Stelle der 
Berufsarmee, der raſſiſche Gedanke an Stelle des formellen Gleichheits⸗ 
prinzipes. Das Prinzip des Dolkstums wurde zum alles beſtimmenden und 
durchdringenden Grundſatz der neuen Verfaſſung erhoben, die eben deshalb 
eine „völkiſche Derfaffung” iſt. 

Die rechtliche Grundlage für die verfaſſungsmäßige Weiterbildung des 
Reiches iſt der $4 des Neuaufbaugeſetzes vom 50. Januar 1934: Die Reichs⸗ 
regierung kann neues verfuſſungsrecht ſetzen. Die in den bürger⸗ 
lichen Derfaffungsitaaten regelmäßig vorgeſchriebenen beſonderen Sormen, 
die für die kinderung und Neubildung des Derfaſſungsrechts ein gegenüber 
der gewöhnlichen Geſetzgebung erſchwertes Verfahren vorſchreiben (3. B. 
Art. 76 Weimarer Verfaſſung), ſind im nationalſozialiſtiſchen Reich entfallen. 
Das hat ſeinen guten Grund, da die Derfaſſung nicht mehr als ein Syſtem von 
Garantien zugunſten des Einzelnen gilt, das gegen Änderungen durch die 
politiſchen Gewalten geſichert werden muß, vielmehr die politiſche Ordnung 
der Dolksgemeinſchaft darſtellt und ſich daher mit dem Volkskörper entwickeln 
und entfalten muß. Die nationalſozialiſtiſche Verfaſſung iſt daher keine ſtarre, 
ſondern eine elaſtiſche Derfaffung. Doch gibt es einen Kernbeſtand unantaſt⸗ 
barer Verfaſſungsgrundſätze, die jeder Aufhebung entzogen find: das find die 
großen politiſchen Grundgedanken der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, die 
im Wege der Derfaſſungsgeſetzgebung ausgeſtaltet, in ihrer grundſätzlichen 
Geltung aber nicht erſchüttert werden können. 

Die Neubildung und Anderung des Verfaſſungsrechts geſchieht regel⸗ 
mäßig in der Sorm des Geſetzes, das als Wille des Führers in die Erſcheinung 
tritt und entweder nach Beratung mit der Reichsregierung oder unter Zu⸗ 


$ 3. Das Werden der neuen Derfalfung 57 


ſtimmung des Reichstags (3. B. die Nürnberger Geſetze) oder unter Zuftim- 
mung des Volkes (3. B. das Staatsoberhauptgeſetz) erlaſſen wird. Die Der- 
faſſung kann auch im Rahmen der beſtehenden Geſetze durch Derorönungen, 
organiſatoriſche Alte und Einzelmaßnahmen der Reichsregierung weiter⸗ 
entwickelt werden. Vorausſetzung iſt jedoch ſtets ein At der Reichsregierung, 
d. h. des Führers und feiner unmittelbaren Berater und Mitarbeiter. Durch 
die Verordnung eines einzelnen Reichsminiſters kann neues Derfaffungsrecht 
nicht geſchaffen und beſtehendes Verfaſſungsrecht nicht abgeändert werdend). 
Verfaſſungsgeſetze unterſcheiden ſich äußerlich nicht von einfachen Geſetzen, 
ihr beſonderer Rang ergibt ſich allein aus ihrem Inhalt: fie find Teile der 
politiſchen Grundordnung, in der das nationalſozialiſtiſch geeinte deutfche 
Volk ſich als geſchichtliche Größe nach innen und außen entfaltet und be⸗ 
hauptet. 

Der Sührer hat in feiner erſten Regierungserklärung vom 25. März 1933 
angekündigt und in ſeiner Rede vom 30. Januar 1937 wiederholt, daß es das 
Ziel der nationalſozialiſtiſchen Aufbauarbeit ift, die politiſche Grundordnung 
des deutſchen Volkes in einer Derfaffungsurtunde feierlich abzuſchließen. Das 
Volk ſelbſt ſoll durch Abſtimmung fein Bekenntnis zu dieſer Derfaffungs- 
urkunde ablegen. Bis dieſer Abſchluß des nationalſozialiſtiſchen Derfaffungs- 
baus erreicht fein wird, ſtehen die einzelnen Grundgeſetze des Verfaſſungs⸗ 
lebens an der Stelle der in Ausficht genommenen Derfaffungsurtunde. 


2) Anders das Landgericht Dresden, JW. 1935, S. 1949; zutreffend R. Stödter, 
ASR. NS. 27, S. 188 ff. 
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Oſterreichs Verfaſſungsentwicklung bis 1918 

Schrifttum: D. Bibl, Der Zerfall Oſterreichs. 2 Bde. 1922/24. - Derſelbe, 
Das deutſche Schicksal. 1930, - Derfelbe, Metternich. 1936. - Derjelbe, Die Tra⸗ 
gödie Oſterreichs. 1937. - E. v. Glaiſe⸗Horſtenau, Die Kataſtrophe. Die Zer- 

trümmerung Öfterreich-Ungarns und das Werden der Nachfolgeſtaaten. 1929. — 
K. G. hugelmann, Das Nationalitätenrecht im alten Oſterreich. 1934. J. Nad⸗ 
ler⸗ H. v. Srbik, Oſterreich. Erbe und Sendung im deutſchen Raum. 2. Aufl. 1936.— 
J. Redlich, Das öſterreichiſche Staats⸗ und Reichs problem. 2 Bde. 1920/27. — 
W. Schüßler, Oſterreich und das deutſche Schicksal. 1925.— H. v. Srbik, Deutſche 
Einheit. 2 Bde. 1935. - Derſelbe, Oſterre ich in der deutſchen Geſchichte. 3. Aufl. 
1958. — Derjelbe, Die Schickſalsſtunde des alten Reiches. 1937. - Derjelbe, 
Metternich. 1925. - R. Suchenwirth, Das taufendjährige Öfterreich. 1937. 


a) Der Aufbau des öſterreichiſchen Dielnationenftaates 

Der geſchichtliche und verfaſſungsrechtliche Urſprung Öfterreichs liegt in 
der alten Oſtmark, die zunächſt von Karl dem Großen geſchaffen, dann von 
Kaiſer Otto I. um das Jahr 970 neubegründet und ſchließlich durch 
Kaifer Otto II. mit der Derleihung an Cuitpold von Babenberg im Jahre 976 
endgültig errichtet wurde. Nach dem Ausfterben der Babenberger 1246 kam 
die Oſtmark 1282 an das Haus Habsburg, das ſeine Macht durch eine kluge 
und zähe Politik der Gebietserweiterung auf eine große Jahl angrenzender 
deutſcher und nichtdeutſcher Länder ausdehnte. Oſterreich wurde fo aus einer 
urdeutſchen Mark zu einem Dielnationenftaat, und ſein Herrſcherhaus wurde 
aus einem alten deutſchen Geſchlecht zu einer dem Deutſchtum entfremdeten, 
übernationalen Dynaſtie. Die verfaſſungsrechtliche Einheit der verſchiedenen 
Gebiete des hauſes Habsburg wurde am 19. April 1713 durch die in der 
Pragmatiſchen Sanktion“ enthaltene Erbfolgeordnung, die im Range nach 
der männlichen auch die weibliche Erbfolge zuließ, geſichert. 

Zuerſt unter Rudolf von Habsburg, dann faſt ohne Unterbrechung ſeit 
Albrecht II. war das Haus Habsburg im Beſitz der Krone des deutſchen 
Kaifers. Es ift eine geſchichtliche Tatſache, daß ſich unter der habsburgiſchen 
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Sührung der äußere Niedergang und die innere Auflöfung des Reiches voll- 
zogen. Seit dem Weſtfäliſchen Srieden von 1648 war das Reich nur mehr eine 
äußere Sorm, unter der der politiſche Selbſtändigkeitswille der mächtigen 
Reichsſtände ſich kaum mehr verbarg. Der Siebenjährige Krieg 1756—63 ent⸗ 
hüllte die Ohnmacht des Kaisertums und die Schattenhaftigkeit, zu der die 
Reichs idee herabgeſunken war. Der Aufitieg des großen Korfen erzwang das 
Ende dieſes Reiches, deſſen Staatlichkeit längſt entfallen war. Am 11. Auguft 
1804 nahm der letzte deutſche Kaifer des alten Reiches, Stanz II., für feine 
dynaſtiſche Stellung in den öſterreich iſchen Ländern den Titel eines „Kaifers 
von Öfterreich“ an. kim 6. Auguft 1806 legte er einem Ultimatum Napoleons 
weichend die Krone des Reiches nieder, womit das Erſte Reich der Deutſchen 
untergegangen war. 

Der öſterreichiſche Dielnationenftaat geriet notwendig in eine kritiſche 
Situation, als zu Beginn des 19. Jahrhunderts der erwachende Volks gedanke 
eine politiſche Einigung des deutſchen Volkes in einem erneuerten Reich 
forderte. zweimal gelang es dem Haufe Habsburg, dieſe politiſche Einigung 
des deutſchen Volkes zu verhindern: im Jahre 1815, als die Staatskunſt 
Metternichs den Traum des wiedererſtehenden Reiches zerſtörte und im 
Deutſchen Bund ein Inſtrument ſchuf, um die beſtehende dunaſtiſche und 
ſtaatliche Zerjpaltenheit des Volkes zu erhalten; im Jahre 1848, als die 
Diplomatie Schwarzenbergs das Einigungswerk der Frankfurter National⸗ 
verſammlung, in der auch die Vertreter Oſterreichs für die politiſche Einheit 
der Deutſchen kämpften, zuſchanden werden ließ. Der dritte Derſuch der 
Reichs erneuerung konnte nach ſolchen Erfahrungen nur unter dem ſchmerz⸗ 
lichen Verzicht auf die öſterreichiſchen Teile des deutſchen Volkes zum Erfolge 
geführt werden: das Bismarckſche Reich konnte nur als ein kleindeutſches 
Reich begründet werden. 

Der öſterreichiſche Dielnationenjtaat war jedoch nicht nur durch das er⸗ 
wachende deutſche Vollsbewußtſein, ſondern nicht minder durch den poli⸗ 
tiſchen Selbſtändigkeitswillen der anderen von ihm umſchloſſenen Nationen 
in ſeinem Beſtande bedroht. Die Revolution von 1848, die im ganzen Deutſch⸗ 
land neben ihren liberalen und demokratiſchen Tendenzen ein Ausdruck des 
Einigungswillens des deutſchen Vollstums war, war in Öfterreich zugleich 
von dem Widerſtandswillen der nichtdeutſchen Nationen Oſterreichs gegen 
den habsburgiſchen Zentralismus beſtimmt. Nachdem es gelungen war, mit 
ruſſiſcher Hilfe die Revolution niederzuſchlagen, ſuchte die Regierung die 
Einheit des Gejamtftaates durch einen ausgeprägt abſolutiſtiſchen und zen⸗ 
traliſtiſchen Kurs zu erhalten. Aber ſchließlich ſah auch die öfterreichifche Re⸗ 
gierung ſich gezwungen, in der Derfaſſung vom 21. Dezember 1867 in eine 
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Urennung des ungariſchen und der öſterreichiſchen Länder einzuwilligen, die 
nur durch eine Perſonal⸗ und Realunion, vor allem in der auswärtigen 
politik und im heerweſen, verbunden blieben. Ungarn, das Cand der Ste⸗ 
fanskrone, blieb als einziger Staat des Kontinents ohne eine geſchriebene 
Verfaſſung. dür die öſterreichiſchen Länder wurde in der Verfaſſungsurkunde 
von 1867 im Reichsrat ein neben dem Kaiſer ſtehendes repräſentatives Organ 
geſchaffen, das ſich aus dem Herrenhaus und dem Abgeordnetenhaus zuſam⸗ 
menſetzte. Oſterreich ſchwenkte damit in die Sront der konſtitutionellen 
Staaten ein. i 

Nach feiner nationalen Gliederung war der Geſamtſtaat im Jahre 1910 
folgendermaßen zuſammengeſetzt'): 


Br Bosnien⸗ 


Deutſche 9 950 678 | 2037435 12 011081 
Magvaren 10 899 10 050 575 10 061 474 
Tſchecherenn 6 435 532 — 6 435 532 
Slowafen — 1967 970 1967 970 
D ee 4 965 667 — 4 965 667 
Ruthenen 3 518 882 472 587 3 991 469 
Slowenen 1253 148 — 1253 148 
Serben u. Kroaten .. 783 010 2 939 633 1822 564 5 545 207 
Italiener 768 592 — 768 592 
Rumänen 275 088 2 949 032 3 224 120 
A — 469 255 52 512 521 767 


27 961496 | 20 886 487 50 746 027 


Das damit gegebene nationale Problem des Vielvölkerſtaates wurde in 
Oſterreich durch ein großzügiges Nationalitätenrecht zu löſen geſucht, das 
jedem Volkstum die vollkommene Gleichberechtigung im Staate zuerkannte. 
Troßdem gelang es nicht, die inneren nationalen Gegenſätze des Staates durch 
eine allgemeine Befriedung zu überwinden. 


b) Der Aufbau Deutſchöſterreichs 1918/19 
Die Vorgeſchichte, der flusbruch und der Verlauf des Weltkrieges waren 
in ſtarkem Maße von den ungelöſten nationalen Fragen des öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Geſamtſtaates beſtimmt. Die verhängnisvolle Wendung, die der 
Weltkrieg im Herbſt 1918 nahm, ließ die Selbſtändigkeitsbeſtrebungen der 
verſchiedenen Nationen unaufhaltſam hervortreten. Ein kaiſerliches Manifeſt 
vom 16. Oktober 1918 ſuchte zwar noch einen Reſt der Einheit zu erhalten, 


) gl. K. Braunias, Oſterreich als Völkerreich (bei Nadler⸗Srbik, Öfter- 
reich. S. 223 f.). N 
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indem es die Umwandlung Oſterreichs in einen Bundesſtaat ankündigte, „in 
dem jeder Volksstamm auf feinem Siedlungsgebiete ſein eigenes ſtaatliches 
Gemeinweſen bildet“. Aber die zwangsläufige Auflöfung des Vielnationen⸗ 
ſtaates konnte damit nicht mehr verhindert werden. Wie die übrigen Natio⸗ 
nen der Monarchie ſuchte nun auch der deutſche Volksteil in Oſterreich ſein 
politiſches Daſein in einem eigenen ſtaatlichen Gemeinweſen zu geſtalten. 

kim 21. Oktober 1918 konſtituierten die deutſchen Abgeordneten des bis⸗ 
herigen öſterreichiſchen Reichstates fich als „Proviſoriſche Nationalverſamm⸗ 
lung für Deutſch⸗GOſterreich“. Dieſe beſchloß die Errichtung eines ſelbſtändigen 
Staates Deutſch⸗Gſterreich, als deſſen Gebiet „das deutſche Siedlungsgebiet 
insbeſondere auch in den Sudetenländern“ bezeichnet wurde. Alm 30. Oktober 
1918 wurden die oberften Vollzugsorgane des neuen Staates durch die Provi⸗ 
ſoriſche Nationalverſammlung die ſich als Träger der oberſten Staatsgewalt 
betrachtete, beitellt?). Über die Staatsform allerdings war noch kein Beſchluß ‚ 
gefaßt worden. Am Abend des 30.Ottober 1918 brach dann in Wien die Revolu⸗ 
tion aus, die bald auf das Cand übergriff. Nachdem im Reich die monarchiſche 
Ordnung durch die revolutionären Kräfte geſtürzt war, war die Srage der 
Staatsform auch für Oſterreich entſchieden. Durch das Geſetz vom 12. No⸗ 
vember 1918 (ergänzt durch Novelle vom 19. Dezember 1918) wurde die 
proviſoriſche Derfaffung geſchaffen: die Monarchie wurde beſeitigt; Deutſch⸗ 
Oſterreich konſtituierte ſich als parlamentariſch⸗demoktatiſche Republik. Die 
Staatsgewalt lag in der hand der Proviſoriſchen Nationalverſamm⸗ 
lung, die einen Staatsrat wählte und ihn mit der vollziehenden Gewalt 
betraute; für die Geſchäfte der Staatsverwaltung wurde eine aus mehreren 
Staatsſekretären beſtehende Staatsregierung gebildet:). 

Am 16. Februar 1919 wurde vom Dolke die konſtituierende 
Nationalverfammlung gewählt, der die Seſtſtellung der endgültigen 
Verfaſſung übertragen wurde. Die Nationalverſammlung übernahm auch 
die Aufgabe der Geſetzgebung, während die vollziehende Gewalt unmittelbar 
der von der Nationalverſammlung gewählten Staatsregierung übertragen 
wurde. Der Staatsrat verſchwand. Am 1. Oktober 1920 wurde das Bundes⸗ 
verfaſſungsgeſetz der Republik Oſterreich beſchloſſen; es trat am 10. Novem⸗ 
ber 1920 in Kraft. 


) Tert des Beſchluſſes vom 30. Oktober 1918 über die grundlegenden Einrich⸗ 
tungen der Staatsgewalt bei K. Trampler, deutſchöſterreich 1918/19. (1935.) 
S. 509 ff. N 

%) Tert des Geſetzes vom 12. November 1918 über die Staats= und Regierungs» 
form Deutfchöfterreichs bei K. Trampler, a. a. O. S. 67 ff. 
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a) Die Unſchlußbewegung 1918/21 

Schrifttum: W. Andreas, Die Wandlungen des großdeutſchen Gedankens. 
1924. — Derfelbe, Oſterreich und der Anſchluß. 1927. W. Becker, Oſterre ichs 
Knſchluß als rechtlich⸗politiſches Problem. 1929. — Sr. §. G. Kleinwaedter, 
Selbſtbeſtimmungsrecht für Oſterreich. 1929. - Kleinwaedter-Taller, Die 
Anfhlußfrage in ihrer kulturellen, politiſchen und wirtſchaftlichen Bedeutung. 
1950. — K. Caun, Deutſch⸗Oſterreich im Sriedensvertrage von Derfailles. 1921. — 
W. mommſen, Die deutſche Einheitsbewegung. 1927. — H. v. Paller, Der groß⸗ 
deutſche Gedanke. 1928. K. Trampler, Deutſchöſterreich 1918/19. (1935.) 

Als im Jahre 1918 die nichtdeutſchen Völker Öfterreichs ſich aus dem 
Gefüge des Geſamtſtaates löſten, um ſich dem Staate ihres Muttervolkes 
anzuſchließen oder um ſich als ſelbſtändiger Staat zu konſtituieren, ſchien 
für die Deutſchen Oſterre ichs die Stunde gekommen, da ſie in den ſtaatlichen 
Verband ihres Volkes zurückkehren konnten. Der großdeutſche Gedanke, der 
in der nationalen Bewegung von 1848 machtvoll aufgeflammt war, dann 
aber der kleindeutſchen Cöſung hatte weichen müſſen, wurde nun, da die 
dynaſtiſchen Schranken beſeitigt waren, zum beſtimmenden politischen 
Prinzip. Der Hnſchluß Öfterreichs an das Reich, die politiſche Wiedervereini⸗ 
gung der deutſchen Oſtmark mit dem großen Daterlande war den Trägern 
des neuen Gemeinweſens eine ſelbſtverſtändliche Gewißheit. Alle damals 
beſtehenden politiſchen Parteien Oſterreichs ſtimmten in dieſer Frage über⸗ 
ein. So bekannte ſich die Proviſoriſche Nationalverſammlung mit der durch 
das Geſetz vom 12. November 1918 geſchaffenen proviſoriſchen Derfaffung 
einmütig zu dem Satze: „Deutſchöſterreich iſt ein Beſtandteil der 
Deutſchen Republik“). 

Damit war trotz des unglücklichen Ausganges des Welikrieges ein ver⸗ 
heißungsvoller neuer Anfang gemacht; die fo lange vergeblich erſtrebte Eini⸗ 
gung der Deutſchen Öfterreichs mit dem Muttervolke ſchien vollzogen zu ſein. 
Eine kaum faßbare Gunſt des Schickſals ſchien dem im Weltkrieg unterlegenen 
deutſchen Volke eine Einheit zu gewähren, die in Tagen ſtaatlicher Macht und 
politiſchen Glanzes nicht hatte errungen werden können. Doch die Derblen- 
dung der in innerem Hader verſtrickten Machthaber der „Deutſchen Republik“ 
und die Unentſchloſſenheit der deutſchen Diplomatie ließen es zu, daß die ent⸗ 
ſcheidende Stunde verſäumt wurde, in der durch die überraſchende Tat die 
programmatiſche Ankündigung zur politiſchen Wirklichkeit hätte entfaltet 


) Art. 2 des Geſetzes vom 12. November 1918 über die Staats⸗ und Regierungs⸗ 
form Deutſchöſterreichs. 
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werden können. Statt durch einen augenblicklich wirkſamen Aft den Anſchluß 
als vollendete Tatſache zu ſchaffen, glaubte man, den langwierigen Weg 
parlamentariſcher Beſchlüſſe gehen zu müffen; man wartete die Wahl der 
Nationalverſammlungen im Reich und in Oſterreich und die Sertigſtellung 
der in Ausficht genommenen Verfaſſungen ab und verlor damit die Zeit, die 
der politiſchen Tat zugemeſſen war. Es wurde lediglich geſtattet, daß bei den 
ſtattfindenden Wahlen die im Reich lebenden Deutſchöſterreicher für die 
deutſche Nationalverſammlung, die in Oſterreich lebenden Reichsangehöri⸗ 
gen für die öſterreichiſche Nationalverſammlung abftimmten. Im übrigen 
aber ſchob man die Verwirklichung des Anfchluffes auf den Weg der „paritä⸗ 
tiſchen Kommiſſionen“, die die Rechts⸗ und Wirtſchaftsangleichung vor⸗ 
bereiten follten!). Erſt am 21. Sebruar 1919 entſchlaß ſich das Reich, durch 
die neugewählte Nationalverſammlung den Anſchluß Deutſch⸗Oſterreichs zu 
genehmigen, während in Öfterreich ſelbſt durch die inzwiſchen gewählte kon⸗ 
ſtituierende Nationalverſammlung am 12. März 1919 das Geſetz vom 
12. November 1918, das den Anſchluß ausgeſprochen hatte, „wiederholt, 
beſtätigt und feierlich bekräftigt“ wurde!). Trotzdem geſchah auch weiterhin 
nichts Entſcheidendes, um den Anſchluß in die Tat umzuſetzen. 

Dieſes Zögern, das an die Stelle der politiſchen Tat das Syſtem der 
paritätiſchen Kommiſſionen“ einzuführen ſuchte, machten die Gegner des 
deutſchen Volkes und feines Reiches ſich zunutze, um den deutſchen Volksteil 
in Öfterreich des Selbſtbeſtimmungsrechts zu berauben und den Anſchluß zu 
verhindern. Obwohl der auf der Grundlage der 14 punkte Wilſons geſchloſſene 
Vorfriedensvertrag jeder Nation das Selbſtbeſtimmungsrecht verſprochen 
hatte, entzog das Diktat von St. Germain den Deutſchen in zahlreichen öſter⸗ 
reichiſchen Ländern, vor allem in Deutſch⸗Böhmen, Deutſch⸗Mähren und dem 
Sudetenland, das Selbſtbeſtimmungsrecht; nur in Kärnten und im Burgen⸗ 
land fand eine Volksabſtimmung ftatt. Don den 12 Millionen Deutſchen, die 
das alte Oſterreich⸗Ungarn umfaßt hatte, wurde nur 6,5 Millionen der Weg 
in den Staat Deutſch⸗Gſterreich freigegeben. Das Diktat von Derfailles vom 
28. Juni 1919 (Art. 80) und das Diktat von St. Germain vom 10. September 
1919 (Art. 88) zwangen dem deutſchen Volke darüber hinaus die Anerken⸗ 
nung der ſtaatlichen Unabhängigkeit Oſterreichs auf und ließen eine 
Anderung nur unter der Zuftimmung des Dölferbundes zu. 

) gl. den Bericht des öſterreichiſchen Staats ſekretärs des Außeren Dr. Bauer 
über die Verhandlungen mit dem Reid; in der Sitzung der öſterreichiſchen National⸗ 


verſammlung vom 12. März 1919 (Wortlaut bei K. Trampler, Deutſchöſterreich 
1918/19. S. 70 ff.). 


) Tert des Geſetzes vom 12. März 1919 über die Staatsform bei R. Tram pler, 
a. a. O. S. 76. 
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Art. 80 des Derfailler Diktats lautete: „Deutſchland erkennt die Unab⸗ 
hängigkeit Öfterreichs ... an und verpflichtet ſich, fie unbedingt zu achten; Deutſch⸗ 
land erkennt an, daß dieſe Unabhängigkeit unabänderlich iſt, es ſei denn, daß der 
Rat des Völkerbundes einer Abänderung zuſtimmt.“ 

Art. 88 des Diktates von St. Germain beſtimmte: „Die Unabhängigkeit 
Oſterreichs iſt unabänderlich, es ſei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer Ab» 
änderung zuſtimmt. Daher übernimmt Oſterreich die Verpflichtung, ſich außer mit 
Zuſtimmung des gedachten Rates jeder handlung zu enthalten, die mittelbar oder 
unmittelbar oder auf irgendwelchem Wege, namentlich ... im Wege der Teilnahme 
an den Angelegenheiten einer anderen Macht ſeine Unabhängigkeit gefährden 
könnte.“ 


In feierlicher Form erhob die öſterreichiſche Nationalverſammlung am 
6. September 1919 vor der Welt Proteſt gegen dieſen Gewaltakt, der 


„unter dem Dorwande, die Unabhängigkeit Deutſchöſterreichs zu ſchützen, dem 
deutſchöſterreichiſchen Volke fein Selbſtbeſtimmungsrecht nimmt, ihm die Erfüllung 
feines Herzenswunſches, feine wirtſchaftliche, kulturelle und politiſche Cebensnot⸗ 
wendigkeit, die Vereinigung mit dem deutſchen Mutterlande, verweigert)“. 


Selbſt der nordamerikaniſche Staatsſekretär des Auswärtigen, Robert 
Canſing, ſtellte damals feſt: „Eine klarere Verleugnung des angeblichen 
Selbſtbeſtimmungsrechts iſt kaum zu denken als dieſes Verbot des faſt vom 
einmütigen Wunſche des öſterreichiſchen Volkes getragenen Anſchluſſes.“ 
Dem iſt nichts beizufügen als die Seſtſtellung, daß es die geſchichtliche Schuld 
des Präfidenten Wilſon iſt, das deutſche Volk durch feine Verſprechungen 
zur Niederlegung der Waffen verleitet und es dann unter Bruch der feier⸗ 
lichen Derjprechungen des Vorfriedensvertrages dem Vernichtungswillen 
feiner Feinde überlaffen zu haben. Wenn in den Diktaten von Derjailles und 
St. Germain der Anſchein erweckt wurde, als ſei mit Zuſtimmung des 
Dölterbundstrates ein Anſchluß zuläſſig, jo war das ein bloßer Schein⸗ 
vorbehalt, der nur dazu diente, die wahre Sachlage zu verſchleiern. Denn es 
ſtand von vornherein feſt, daß der zur Erhaltung des status quo der Diktate 
von 1919 errichtete Völkerbund niemals freiwillig ſeine Zuſtimmung zur Der⸗ 
einigung Öfterreichs mit dem Reiche geben werde. 

Die Weimarer Verfaſſung, die in ihrem Akt. 61 den künftigen Anſchluß 
Oſterreichs an das Reich in vorſichtiger Form offenhielt, mußte auf Verlan⸗ 
gen der Gegner gemäß dem Protokoll vom 22. September 1919 geändert 
werden. Deutſch⸗Oſterreich aber mußte durch Geſetz vom 21. Oktober 1919 
feinen Namen in „Republik Oſterreich“ umwandeln und auf die Beſtimmung 
verzichten, daß das Land ein Beſtandteil des Reiches fei?). Als trotzdem im 
öſterreichiſchen Nationalrat zunächſt im Oktober 1920 und dann erneut im 


1) Tert des Beſchluſſes der ea Nationalverfammlung vom 
6. September 1919 bei K. Trampler, a. a. O. 5 

2) Tert des Geſetzes vom 21. Oktober 1919 über 5 Staatsform bei K. Tramp⸗ 
ler, a. a. O. S. 229. 
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Sebruar 1921 beſchloſſen wurde, eine Volksabſtimmung über den Anſchluß 
durchzuführen, verhinderten die Seindmächte durch diplomatiſchen Druck die 
Durchführung des Beſchluſſes. Teilabſtimmungen, die trotzdem im April 1921 
in Tirol und im Mai 1921 in Salzburg ftattfanden, ergaben überwältigende 
Mehrheiten für den Anſchluß (in Tirol 145 302 für und 1805 gegen den An⸗ 
ſchluß, in Salzburg 98 546 für und 877 gegen den Unſchluß). Aber der wirt⸗ 
ſchaftliche Druck der §eindmächte, vor allem die Drohung mit der hunger⸗ 
blockade, erzwang den Abbruch der Abftimmungen. Das Reich und Oſterreich 
waren inzwiſchen ſo tief in die Abhängigkeit von den ehemaligen Gegnern 
verſtrickt, daß ſie nicht mehr wagen konnten, den Willen, das deutſche Volk 
in einem Staat politiſch zu einen, in die Tat umzuſetzen. 


b) Die Genfer Vereinbarungen von 1922 


Die politiſche und wirtſchaftliche Exiſtenzunfähigkeit des in erzwungener 
Selbſtändigkeit lebenden Staates Öfterreich führte bald zu einer ſchweren 
Sinanzkriſe, die den Widerſinn des durch die Diktate von Derjailles und 
St. Germain feſtgeſtellten Anſchlußverbotes vor aller Welt offenkundig 
werden ließ. Im Sommer 1922 fand ſich die öſterreichiſche Regierung 
bereit, die Hilfe des Auslandes zur Rettung vor dem drohenden ſtaatlichen 
und wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zu erbitten. Unter erdrüdenden poli⸗ 
tiſchen und finanziellen Bedingungen wurde dieſe Unterſtützung gewährt. 
In den drei Genfer Protokollen vom 4. Oktober 1922 wurde ein Staatsver⸗ 1 
trag Öfterreichs mit den hilfeleiſtenden Mächten Großbritannien, Frankreich, 
Italien und der Tſchecho⸗ Slowakei feſtgelegt. Der politiſche Sinn der geleiſte⸗ 
ten Unterftüßung beſtand allein darin, die ſtaatliche Selbſtändigkeit des Can⸗ 
des, die aus eigener Kraft nicht erhalten werden konnte, durch eine politiſche 
Anleihe zu ſichern, zugleich aber durch politiſche Bedingungen und internatio⸗ 
nale Kontrollen ein Einmiſchungsrecht der ſog. Garantiemächte herzuſtellen. 
Es wurde damit offenbar, was die vielberufene Unabhängigkeit Öfter- 
reichs in Wahrheit bedeutete: Sie entzog unter Preisgabe des nationalen 
Selbſtbeſtimmungsrechts dem deutſchen Volke in Oſterreich das Recht, unab⸗ 
hängig über die eigene politiſche Exiſtenz zu entſcheiden; ſie unterwarf dieſes 
deutſche Volk in Oſterreich der Kontrolle und Intervention ausländischer 
Garantiemächte und rief dadurch eine offenkundige Abhängigkeit des Staates 
von fremden Mächten hervor. Die ſtaatliche Unabhängigkeit Oſter⸗ 
reichs war ſomit in Wahrheit eine entwürdigende politiſche 
Abhängigkeit Oſterreichs von den Machtintereſſen der Sieger⸗ 
ſtaaten. 

5. 194 
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Im protokoll J erklärten die Garantiemächte, die politiſche Unabhängig⸗ 
keit und die Souveränität Öfterreichs achten zu wollen. Zugleich mußte 
Öfterreich die Beſtimmung des Art. 88 des Diktats von St. Germain feierlich 
bekräftigen. Die Regierung mußte die Verpflichtung übernehmen, 

„gemäß dem Wortlaute des Artikels 88 des Dertrages von St. Germain, ihre Un⸗ 
abhängigkeit nicht aufzugeben; ſie wird ſich jeder handlung und jeder wirtſchaft⸗ 
lichen oder finanziellen Bindung enthalten, welche geeignet wäre, dieſe Unabhän⸗ 
gigkeit direkt oder indirekt zu beeinträchtigen“. 

Neben die ſtaatliche war dabei die wirtſchaftliche Unabhängigkeit 
geſetzt, indem das gepeinigte Cand gezwungen wurde zu verſprechen, daß es 
„ſeine wirtſchaftliche Unabhängigkeit nicht antaſtet, indem es irgendeinem Staate 
ein Sonderſuſtem oder ausſchließliche Vorteile zugeſteht, die geeignet wären, dieſe 
Unabhängigkeit zu gefährden“. 

Dabei wurde in dem gleichen Genfer Vertrag die ſtaatliche und wirtſchaftliche 
Unabhängigkeit Öfterreichs vernichtet, indem das Land ſich in den Proto⸗ 
kollen II und III einer weitgehenden internationalen Intervention und 
Kontrolle unterwerfen mußte. Dieſe internationale Einmiſchung und Über⸗ 
wachung ſchloß tatſächlich die in den Genfer Protokollen ſcheinbar verbriefte 
Unabhängigkeit und Souveränität aus. Die erzwungene „Unabhängigkeit 
Oſterreichs“ war keine wirkliche ſtaatliche Selbſtändigkeit, ſondern diente 
dazu, die politiſche und wirtſchaftliche Abhängigkeit Oſterreichs von einem 
internationalen Suſtem zu verſchleiern und auf die Dauer zu erhalten. 

Das Protokoll II regelte die internationale Wirtſchaftshilfe für Öfterreich, 
indem es dem wirtſchaftlich ohnmächtigen Cande eine internationale Anleihe 
von 650 Millionen Goldkronen unter drückenden Laften verſprach, für die die 
vier Dertragsmächte die Garantie gegenüber den Gläubigern übernahmen; 
als Sicherung mußte Öfterreich feine Einnahmen an Jöllen und aus dem 
CTabakmonopol verpfänden. Es liegt auf der Hand, daß es ſich bei dieſer An- 
leihe nicht um eine normale Wirtſchaftsanleihe für produktive Zwecke han⸗ 
delte, ſondern um eine rein politiſche Anleihe, die allein zu dem Zweck ge⸗ 
geben wurde, die aus politiſchen Intereſſen erzwungene ſog. Unabhängig⸗ 
keit Öfterreichs zu erhalten. Die Anleihe war daher ein Teil des von den 
Siegerſtaaten nach dem Kriege aufgebauten Suſtems der politiſchen Schul⸗ 
den, das dazu dienen ſollte, die geſchlagenen Völker auf alle Zeiten in poli⸗ 
tiſcher Abhängigkeit von den Siegern zu halten!). 

Das Protokoll III verpflichtete Öfterreich zur Durchführung eines finan⸗ 
ziellen und wirtſchaftlichen Sanierungsprogramms. Die Überwachung 


) Dazu die bekannte Rede des Reichs wirtſchaftsminiſters Funk (Döltifcher 
Beobachter vom 17. Juni 1938). 5 


$5. Das Diktat von St. Germain und die Unabhängigkeit Oſterreichs 67 
— . . ZEN 


dieſes Programms wurde dem völkerbundsrat übertragen, der einen Gene⸗ 
ralkommiſſär mit dem Auftrag nach Wien entſandte, die Wirtſchaftskontrolle 
unmittelbar auszuüben. Die internationale Abhängigkeit Oſterreichs wurde 
durch die Einrichtung dieſes Völkerbundskommiſſars offen ausgedrückt. Im 
Jahre 1926 wurde dieſes Amt beſeitigt, ohne daß damit an der Latſache der 
Abhängigkeit etwas geändert worden wäre. Die Kontrolle der verpfändeten 
Einnahmen wurde von da ab unmittelbar durch den Völkerbundsrat aus⸗ 
geübt. 


c) Die öſterreichiſch⸗deutſche Zollunion von 1931 


Schrifttum: C. Bilfinger, Der Streit um die deutſchöſterreichiſche Zollunion. 
3. f. ausl. öff. Recht und Völkerrecht. Bd. 3. (1932.) S. 163 ff. - $. Dali, Die 
deutſchöſterreichiſche Zollunion vor dem Ständigen Internationalen Gerichtshof. 
1952. - Deröffentlidjungen der Cour Permanente de Justice Internationale. 
Serie A/B No. 41. - D. Bruns, Exposé Ecrit du Gouvernement Allemand. 
1931. ; 


Die ſog. internationale Wirtſchaftshilfe vermochte nach ihrer Natur die 
wirtſchaftliche und finanzielle Cage Öfterreichs nicht auf die Dauer zu beſſern. 
Es lag in der inneren völkiſchen Zuſammengehörigkeit Oſterreichs mit dem 
Reiche begründet, daß nur eine wirtſchaftliche Zuſammenarbeit der beiden 
deutſchen Staaten das öſterreichiſche Wirtſchaftsleben wirkſam hätte kräftigen 
können. Aus dieſer Einſicht unternahmen die Reichsregierung und die öſter⸗ 
reichiſche Regierung im März 1931 den Derſuch, eine Zollunion zu begrün⸗ 
den, um dadurch das Land Öfterreich wirtſchaftlich lebensfähig zu machen. 
Unter vollſtändiger Wahrung der ſtaatlichen Selbſtändigkeit und der poli⸗ 
tiſchen Gleichberechtigung ſollte gemäß dem Wiener Protokoll vom 19. März 
1951 ein gemeinſames Jollſuyſtem geſchaffen werden, das auf der Gleich⸗ 
artigkeit des Jollgeſetzes und des Zolltarifs, auf der Einheit des Jollgebietes 
und der Zollgrenzen, auf der gegenſeitigen Sreiheit von Ein⸗ und Ausfuhr- 
abgaben und auf der ſchlüſſelmäßigen Verteilung der gemeinſamen Joll⸗ 
einnahmen beruhte. 

Der Vertrag vom 19. März 1931 begründete die Zollunion noch nicht, 
ſondern nahm nur ihre Einführung in Ausficht. Der plan wurde der eng⸗ 
liſchen, ftanzöſiſchen und italieniſchen Regierung mitgeteilt, und es wurde 
den intereſſierten Regierungen dadurch die Gelegenheit gegeben, politiſch zu 
intervenieren. Sofort wurde von den gegneriſchen Mächten denn auch die 
Behauptung erhoben, die geplante Zollunion verletze die Derpflichtungen 
Oſterreichs aus Art. 88 des Diktats von St. Germain und dem erſten Genfer 
Protokoll. Die engliſche Regierung rief den Dölferbundsrat an, und dieſer 
beauftragte den Ständigen Internationalen Gerichtshof im Haag, ein Gut⸗ 
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achten über die ſtrittige Stage zu erſtatten. lm 5. September wurde das 
Rechts gutachten beſchloſſen, in dem der Gerichtshof mit acht gegen ſieben 
Stimmen feſtſtellte, daß die geplante Jollunion mit den Verpflichtungen 
Oſterreichs aus dem Genfer Protokoll nicht vereinbar fei. Es wurde zwar an⸗ 
erkannt, daß die Zollunion, da fie auf dem Boden völliger Gleichberechtigung 
gegründet fein follte, die Unabhängigkeit Oſterreichs nicht veräußere. Aber 
es wurde behauptet, daß nicht nur die Deräußerung, ſondern ſchon 
die Gefährdung der Unabhängigkeit einen Derftoß gegen die Genfer 
Protokolle darſtelle. Die „Unabhängigkeit“ wurde dabei nicht als rechtliche 
Selbſtändigkeit, ſondern als politiſche und wirtſchaftliche Unabhängigkeit ver⸗ 
ſtanden. In der geplanten wirtſchaftlichen Zuſammenarbeit der beiden Staa⸗ 
ten wurde die Gefährdung der faktiſchen Unabhängigkeit Öfterreichs erblickt. 
Praktiſch bedeutete das, daß jede krt engerer Gemeinſchaftsarbeit Oſterreichs 
mit dem Reiche verhindert wurde, um die Abhängigkeit Öfterreichs 
von den Garantiemächten der Genfer Protokolle und insbeſondere vom 
Dölkerbundſyſtem unter allen Umſtänden zu erhalten. Unter dem Scheine 
der Rechtſprechung wurden von einem internationalen Gerichtshof die poli⸗ 
tiſchen Intereſſen der Siegerſtaaten zur Grundlage ſeiner Entſcheidung ge⸗ 
macht. Die beiden Regierungen ſahen ſich gezwungen, dem internationalen 
Druck zu weichen und die geplante Jol lunion, die einen wertvollen Ausgleich 
der beiden Wirtſchafts ſuſteme ermöglicht haben würde, aufzugeben. An der 
Haager Entſcheidung zeigte ſich jedenfalls noch einmal mit voller Deutlich 
keit, daß es den Garantiemächten nicht auf eine wirkliche Unabhängigkeit und 
Selbitändigfeit des Staates Oſterreich, ſondern auf feine politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Abhängigkeit von den internationalen Kräften des Dölferbund- 
ſyſtems ankam, „abhängig nicht vom einheitlichen Willen eines Staates, 
ſondern abhängig von der Reſultante der rivaliſierenden politiſchen Strö⸗ 
mungen im Dölkerbundsrat“ (C. Bilfinger). 


d) Das protokoll von Laufanne 


Schrifttum: K. G. Hugelmann, Öfterreich nach Laufanne. 1932.-Derfelbe, 
Die Unabhängigkeit Öfterreichs und das Protokoll von Cauſanne. Verw. flrch. Bd. 
38. (1933.) S. 266 ff. 

Der Plan einer öſterreichiſch⸗deutſchen Zollunion gehörte bekanntlich mit 
zu den Urſachen für den Ausbruch der großen Wirtſchaftskriſe des Jahres 1931, 
da er für die internationalen Geldgeber Oſterreichs der Anlap war, ihre Kredite 
zurückzuziehen, was den Juſammenbruch der öſterreichiſchen Wirtſchaft zur 
unmittelbaren Folge hatte. Der damit vom internationalen Kapital aus 
geübte wirtſchaftliche Terror zwang Öfterreich nicht nur, die Zollunion preis 
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zugeben, ſondern veranlaßte auch die im Jahre 1932 gebildete Regierung 
Dollfuß, ſich mit einem neuen hilfeg eſuch an das Ausland zu wenden und 
ſich dabei erneuten politiſchen Bindungen zu unterwerfen. Am 15. Juli 1932 
wurde das Protokoll von Cauſanne unterzeichnet, das Oſterreich eine 
internationale Wirtſchaftshilfe von 300 Millionen Goldkronen gewährte, 
für die England, Srankreich, Italien und Belgien die Garantie übernahmen. 
Dafür unterwarf ſich Öfterreich erneut einer internationalen Wirtſchafts⸗ 
und Sinanzkontrolle; es verpfändete wiederum feine Einnahmen aus den 
Zöllen und dem CTabakmonopol und verpflichtete ſich noch einmal, ein inter⸗ 
national feſtgelegtes und kontrolliertes Sanierungsprogramm durchzuführen. 
Vor allem aber mußte Oſterreich erneut das protokoll I von Genf, alſo die 
Verpflichtung, feine „Unabhängigkeit“ unveräußerlich und ungefährdet zu 
erhalten, anerkennen. Mit Recht hat K. G. Hugelmann dazu feſtgeſtellt, 
daß Oſterreich in dieſem Cauſanner Protokoll die fluslegung des Begriffs der 
„Unabhängigkeit“ akzeptierte, die der haager Gerichtshof feiner Entſchei⸗ 
dung vom 5. September 1931 zugrunde gelegt hatte. Unter dem Scheine 
einer bloßen Wiederholung des Genfer Protokolls wurde damit eine weiter⸗ 
gehende politiſche Verpflichtung übernommen, die jede engere Zufammen= 
arbeit Oſterreichs mit dem Reiche ausſchloß und es endgültig dem internatio⸗ 
nalen Garantieſuſtem preisgab. Crotz der Empörung, die die Unterzeichnung 
des Laufanner Protokolls im Lande auslöfte, gelang es der Regierung, -im 
Nationalrat eine Mehrheit von 82:80 Stimmen für die Ratififation zu er⸗ 
halten!). So wurde erneut unter der Siktion der „Unabhängigkeit“ die Unter⸗ 
werfung Oſterreichs unter die Abhängigkeit von einem internationalen 
Garantieſyſtem unter Zuſtimmung des öſterreichiſchen parlaments aus- 
geſprochen. 
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Schrifttum: K. Braunias, Die parlamentariſche Derfaffung Oſte reichs. 
Derw. krch. Bd. 58. (1933.) S. 162 ff. - h. v. Sriſch, Cehrbuch des öſterreichiſchen 
Derfaſſungsrechts. 1952. K. G. hugelmann, Der öſte rre ichiſche Bundes rat und 
feine Cätigkeit während der erſten Geſetzgebungsperiode des Nationalrats. J. f. 
öff. Recht. Bd. 6. Heft 2.- Derſelbe, Die Jätigkeit des Bundesrats während der 
zweiten Geſetzgebungsperiode des Nationalrats. Ebenda. Bd. 9. S. 436 ff. — 


E. Mannlicher, Die öſterreichiſche Derfaffung und Verwaltung. 1928.- . Motre, 


1) Die Mehrheit kam nur dadurch zuſtande, daß der Sührer der Großdeutſchen, 
Altbundeskanzler Dr. Schober, der ein erbitterter Gegner des Cauſanner Protokolls 
war, wenige Cage vor der Abftimmung ſtarb und fein Nachfolger im Nationalrat, 
ein Landbund-Dertreter, ſich für die Ratiſikation entſchied. 
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Das Verfaſſungs recht der öſterreichiſchen Länder. 1929. — U. Scheuner, Die 
Reform der öſterreichiſchen Bundesverfaſſung vom Jahre 1929. 3. f. ausl. öff. Recht 
und Völkerrecht. Bd. 2. (1930.) S. 226 ff. - 3. Seipel, Der Kampf um die öſter⸗ 
reichiſche Derfaflung. 1930. - L. Wittmayer, Oſterreichiſches Verfaſſungsrecht. 
1923 (Nachtrag 1926). a i 

Nach einer Reihe proviſoriſcher Derfaffungsgefege wurde am 1. Oktober 
1920 das Bundesverfaſſungsgeſetz der Republik Öfterreich beſchloſſen, das 
am 10. November 1920 in Kraft trat. Die Bundesverfaſſung wurde durch 
zwei ſpätere Derfaffungsnovellen vom 30. Juli 1925 und vom 7. Dezember 
1929 in weſentlichen Zügen geändert. Die Reform von 1929 hatte das Ziel, 
den Bundespräſidenten zu ſtärken, den Nationalrat zu ſchwächen und dadurch 
die Schäden des parlamentariſch⸗demokratiſchen Suſtems zu beheben, ein 
Verſuch, der ohne Erfolg blieb. Die Bundesverfaſſung von 1929 ſtand bis zum 
Jahre 1933 in Kraft, wo ſie durch das Willkürſuſtem der Dollfuß⸗Regierung 
umgeſtoßen wurde; formell wurde fie im April 1934 durch die ſog. „ſtändiſch⸗ 
autoritäre Derfaſſung“ beſeitigt (darüber unten $ 7). Die Bundesverfaſſung 
von 1920 entſprach in den Grundzügen der Weimarer Derfaffung von 1919, 
fie war insbeſondere ebenſo wie dieſe eine parlamentariſch⸗demokratiſche und 
eine bundesſtaatliche Verfaſſung. 


a) Oſterreich als parlamentariſche demokratie 

1. Der Nationalrat war das Hauptorgan der Derfafjung von 1920. 
Art. 1 der Bundesverfaſſung lautete: „Oſterreich iſt eine demokratiſche Repu⸗ 
blik. Ihr Recht geht vom Volke aus“ ). In der Demokratie kann der Dolks⸗ 
wille entweder durch unmittelbare Abjtimmungen oder durch die Wahl einer 
Dolfstepräfentation gebildet werden. Oſterreich war noch ſtärker als der 
Weimarer Staat eine repräſentative Demokratie, keine unmittelbare, ple⸗ 
biſzitäre Demoktatie. Zwar wurden wie in der Weimarer Verfaſſung einzelne 
Sormen der unmittelbaren Volkstätigkeit geſchaffen: Volksinitiative und 
Referendum wurden als Einrichtungen der unmittelbaren Demokratie in 
die Verfaſſung eingebaut. Praktiſch aber erſchöpfte ſich die Teilnahme des 
Volkes an der politiſchen Entſcheidung in der Wahl der Volksvertretung, des 
Nationalrats, deſſen Abgeordnete nach dem allgemeinen, gleichen, un⸗ 
mittelbaren und geheimen Derhältniswahlſuſtem berufen wurden. Alttiv 
wahlberechtigt waren nach der Derfafjung von 1920 alle öſterreichiſchen 
Männer und Frauen, die das 20. Lebensjahr vollendet hatten; durch die 


) Es handelt ſich hier um eine Übertragung der traditionellen Grundformel 
„Die Staatsgewalt geht vom Dolke aus“ in die Terminologie der „Reinen 
Rechtslehre“ (das Recht geht dom Volke aus). Der Vorkämpfer der Reinen Rechts⸗ 
lehre, der jüdiſche Gelehrte hans Relſen, war der Urheber der Derfaſſung von 1920. 
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Novelle von 1929 wurde das Wahlalter auf das 21. Lebensjahr feſtgelegt. 
Die Wählbarkeit begann anfänglich mit dem vollendeten 24. Lebensjahr, ſeit 
1929 mit dem vollendeten 29. Cebensjahr. Die Zahl der Mandate im Natio⸗ 
nalrat war auf 165 beſtimmt. Die Wahlen wurden von den politiſchen Par⸗ 
teien durchgeführt. Dieſe waren wie im Weimarer Staat die eigentlichen 
Träger des Verfaſſungslebens, jo daß das demokratiſche Öfterreich den Cha⸗ 
rakter eines Parteienſtaates annahm. 

Chriſtlichſoziale, Großdeutſche und Sozialdemokraten waren die ur⸗ 
ſprünglichen Träger dieſer parteienſtaatlichen Demokratie. Die großdeutſche 
Partei wurde zwiſchen den beiden anderen Parteien mehr und mehr zer⸗ 
rieben. Neben ihr kam ſeit 1920 der Candbund auf, mit dem gemeinſam fie 
bei den Wahlen von 1930 den „nationalen Wirtſchaftsblock und Candbund“ 
bildete: Die Chriſtlichſozialen wurden durch die Begründung des Heimat⸗ 
blocks beeinträchtigt, der feine Mandate bei den Wahlen von 1930 weſentlich 

auf ihre Koften errang. Die Sozialdemokratie hielt fi in unerſchütterlicher 
Feſtigkeit, da der radikale Cinkskurs, den fie in Oſterreich ſteuerte, die Ent- 
ſtehung einer kommuniſtiſchen Partei ausſchloß. Das öſterreichiſche Parteien⸗ 
ſchema wird durch folgende Überficht über die Wahlergebniſſe verdeutlicht: 


Sozialdemokraten 68 72 
Ehrijtlichfoziale ....... 69 82 82 73 66 
heimatblod .......... j — — — — 8 
Großdeutſche 26 20 10 12 19 10) 
Candbund — 6 5 9 | 9) 
Sliten?s? 3 1 — — — 


Die Zuſtändigkeit des Nationalrats umfaßte in erſter Linie die Geſetz⸗ 
gebung; der Bundesrat (darüber unten S. 77) hatte ein bloß ſuspenſives 
Veto, aber kein ſelbſtändiges Entſcheidungsrecht. Dazu kam als zweites 
weſentliches Recht die Budgetfeſtſtellung, die eine durchgängige Sinanz⸗ 
kontrolle und damit überhaupt eine allgemeine Derwaltungskontrolle durch 
den Nationalrat ermöglichte. or allem aber war dem Nationalrat die 
Regierungsbildung übertragen. Nach der Verfaſſung von 1920 wurde die 
Regierung vom Nationalrat gewählt und abberufen. Erſt durch die Novelle 
von 1929 wurde dem Vorbild der Weimarer Derfaffung entſprechend der 
Bundespräſident ermächtigt, die Mitglieder der Regierung zu ernennen und 
zu entlaſſen. Doch bedurfte die Regierung nach wie vor des Vertrauens des 
Nationalrats, ſo daß der Bundespräſident bei der Regierungsbildung prak⸗ 
tiſch vom Willen des Parlaments abhängig blieb, 
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2. Der Bundes prãſident war in der Derfaffung von 1920 nur als ein 
oberites dekoratives Organ ohne politifche Selbſtändigkeit entwickelt. Die 
Derfafjunggeber hatten mit voller Abſicht auf die unmittelbare Dolkswahl 
des Bundespräfidenten verzichtet, um ihn nicht zu einem politiſchen Gegen⸗ 
gewicht des Parlaments werden zu laſſen. Die öſterreichiſche Derfaffung 
folgte alſo nicht dem nordamerikaniſchen, ſondern dem franzöfifchen Dor- 
bild). Entſprechend wurde die Wahl des Bundespräfidenten einem beſon⸗ 
deren Kreationsorgan übertragen, nämlich der Bundes ver ſammlung, 
die durch die Vereinigung des Nationalrats mit dem Bundesrat gebildet 
wurde. Die Solge dieſes Syftems war ähnlich wie in Srankreich die völlige 
politiſche Einflußloſigkeit des Bundespräſidenten. Die Novelle von 1929 
ſuchte diefen Zuftand zu ändern, indem fie nach dem Muſter der Weimarer 
Verfaſſung die unmittelbare Volkswahl für den Bundespräſidenten ein⸗ 
führte. Als aber im Jahre 1931 die Neuwahl des Bundespräſidenten not⸗ 
wendig wurde, wurde durch ein beſonderes Bundesverfaſſungsgeſetz vom 
8. Oktober 1951 das eben erſt eingeführte plebiſzitäre Wahlfyftem aus⸗ 
geſchaltet und die Wahl auf die Bundes verſammlung zurüdübertragen. Eine 
unmittelbare Wahl des Bundespräſidenten durch das Volk hat alſo trotz der 
Novelle von 1929 niemals ſtattgefunden. 

Die Amtszeit des Bundespräſidenten dauerte nach der Derfaffung von 
1920 vier Jahre; nach der Novelle von 1929 follte ſie ſechs Jahre betragen; 
da aber die vorgeſehene Volkswahl des Präfidenten nicht durchgeführt wurde, 
ſchränkte man auch die Dauer feines Amtes auf vier Jahre ein. Vor Ablauf 
der Amtszeit konnte der Bundespräſident auf Antrag der Bundesverſamm⸗ 
lung durch Volksabſtimmung abgeſetzt werden. Der KUmtsverluſt konnte 
ferner auf Antrag der Bundesverſammlung durch Urteil des Derfaſſungs⸗ 
gerichtshofs wegen ſchuldhafter verletzung der Bundesverfaſſung herbei⸗ 
geführt werden. Praktiſche Bedeutung haben beide Derluftgründe nicht 
erlangt. 

Die Kompetenzen des Bundespräfidenten waren nach der Derfaflung 
von 1920 fehr beſcheiden: ihm oblag im weſentlichen die auswärtige Ver⸗ 
tretung, die Einberufung des Nationalrats, die Ausfertigung der Geſetze, die 
Ernennung von Beamten und Offizieren, die Begnadigung. Die Novelle von 
1929 hat die Zuftändigfeit des Bundespräfidenten erweitert und ſeine Stel⸗ 
lung gegenüber dem Parlament damit zu ſtärken geſucht. So wurde dem 
Bundespräſidenten das Recht eingeräumt, den Nationalrat aufzulöfen. Er 
wurde ferner ermächtigt, in außerordentlichen Notfällen ſog. Notverord⸗ 
nungen zu erlaſſen, d. h. wenn der Nationalrat nicht verſammelt oder an 

) Siehe auch oben S. 16. 
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rechtzeitigem Handeln verhindert war, an feiner Stelle geſetzvertretende An» 


ordnungen zu treffen, um Schäden für die Allgemeinheit abzuwehren. Ihm 


wurde weiter die Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Bundes⸗ 
regierung übertragen, die bis dahin unmittelbar dem Nationalrat zu⸗ 
geſtanden hatte. Ihm wurde ſchließlich der Oberbefehl über das Bundesheer 
zugewieſen, der bis dahin der Bundesregierung und dem Wehrminiſter vor⸗ 
behalten war. Bei ſeiner Amtsführung brauchte der Bundespräſident die 
Gegenzeichnung feiner Akte durch die Bundesregierung. Er blieb damit 
zugleich in Abhängigkeit vom parlament, da die Bundesregierung des Ver⸗ 
trauens des Nationalrates bedurfte. Auch ſonſt war der Bundespräſident 
trotz ſeiner im Jahre 1929 erweiterten Befugniſſe dem Parlament politiſch 
hintangeordnet: ſo unterlagen ſeine Notverordnungen einem Kufhebungs⸗ 
verlangen des Nationalrats, und die Auflöfung des Nationalrats durfte nur 
einmal aus dem gleichen Anlaß ausgeſprochen werden. 

Die Novelle von 1929 war offenbar von dem Beſtreben geleitet, das Amt 
des öſterreichiſchen Bundespräſidenten an die Stellung des deutſchen Reichs⸗ 
präſidenten anzugleichen. Aber es zeigt ſich hier an einem eindrucksvollen 
Beiſpiel, daß für den verfaſſungsrechtlichen Gehalt eines politiſchen Amtes 
niemals das geſchriebene Recht allein entſcheidend iſt, ſondern daß die Macht 
der Überlieferung, das Gefüge der politiſchen Geſamtordnung, die Dynamik 
des politiſchen Kraftfeldes, vor allem aber die Stärke der Perſönlichkeit nicht 
nur über das politiſche Gewicht, ſondern auch über die rechtliche Bedeutung 
der Derfaffungsämter entſcheiden. Der öſterreichiſche Bundespräſident blieb 
auch nach 1929, obwohl ihm nach dem geſchriebenen Recht nun ungefähr die 
gleichen Befugniſſe wie dem deutſchen Reichspräfidenten zuſtanden, eine 
bloß dekorative Staatsſpitze, während der Reichs präſident ſich in dem gleichen 
Zeitraum zum Mittelpunkt des deutſchen Verfaſſungsſuſtems erhob. Am 
deutlichſten war das bei der Frage des militäriſchen Oberbefehls. Während 
hier der eigentliche Kern der Machtſtellung des deutſchen Reichspräſidenten 
lag, ſtand in Oſterreich nach der Novelle von 1929 der Oberbefehl des Bun⸗ 
despräfidenten nur auf dem Papier. Denn die militäriſchen Zuständigkeiten 
des Bundespräſidenten ſollten durch das Wehrgeſetz näher umſchrieben 
werden, entſprechende Beſtimmungen wurden aber nicht erlaſſen, ſo daß der 
Bundespräſident praktiſch keinen Zuſtändigkeitsbereich beſaß, in dem er 
ſeinen „Oberbefehl“ hätte ausüben können! 

5. Die Bundes regierung war nach der Verfaſſung von 1920 wie nach 
der Verfaſſungsnovelle von 1929 eine parlamentariſche Regierung. Da ſie 
bis 1929 vom Nationalrat gewählt wurde, war fie bis dahin eine Art Exe⸗ 
kutivausſchuß der Parlamentsmehrheit. Indem ſie ſeit der Novelle von 1929 
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vom Bundespräſidenten ernannt wurde, erlangte ſie von da ab größere 
Selbſtändigkeit gegenüber dem Nationalrat. Doch wurde das parlamentariſche 
Regierungsſuſtem beibehalten, d. h. die Bundesregierung und die einzelnen 
Miniſter bedurften zur Amtsführung des Vertrauens des Nationalrats und 
waren dieſem für ihre Tätigkeit verantwortlich; durch Mißtrauens erklärung 
konnten fie zum Rücktritt gezwungen werden. Der Bundespräſident hatte 
zwar das Recht, die Regierung oder einzelne Mitglieder nach ſeinem Er⸗ 
meſſen unabhängig von dieſer Frage des parlamentariſchen Vertrauens zu 
entlaſſen. Aber er konnte nicht hoffen, ſich mit einer ſolchen Maßnahme 
gegenüber den politiſchen Parteien durchzuſetzen, und er konnte es deshalb 
nicht wagen, ein Suſtem der „Präſidialregierung“ zu entwickeln, wie es in 
den letzten Jahren des Weimarer Staates im Reich geſchah. 

Die Bundesregierung beſtand aus dem Bundeskanzler, dem Vizekanzler 
und den einzelnen Bundesminiſtern. Die Grundrichtung der politik wurde 
vom Bundeskanzler beſtimmt; im übrigen verwalteten die Miniſter ihre 
Keſſorts ſelbſtändig und unter eigener Derantwortung. Der Nationalrat 
konnte die Mitglieder der Bundesregierung wegen ſchuldhafter Rechtsver⸗ 
letzung vor dem Verfaſſungsgerichtshof anklagen; die Verurteilung führte 
den Derluſt des Amtes herbei. 

Die Bundesregierung ſtand von 1918 bis 1920 unter ſozialdemokratiſcher 
Sührung. Don 1920 bis 1933 wurde der Bundeskanzler in der Regel von den 
Chriſtlichſozialen geſtellt; nur 1921/22 und 1929/30 wurde die Regierung von 
dem Führer der Großdeutſchen, Dr. Schober, geleitet. Die parlamentariſche 
Mehrheit ſetzte ſich in dieſer Zeit aus den Chriſtlichſozialen und den kleineren 
bürgerlichen Gruppen zuſammen, während die Sozialdemokratie in der 
Oppoſition ſtand. Die letzte parlamentariſche Regierung Dollfuß wurde im 
Nationalrat von den Chriſtlichſozialen, dem Heimatblock und dem Candbund 
geſtützt, während Sozialdemokratie und Großdeutſche die Oppoſition bilde⸗ 
ten; 85 Regierungsſtimmen ſtanden 82 Oppoſitionsſtimmen gegenüber — 
ein Zahlenverhältnis, in dem die Kriſe der parlamentariſchen Demokratie 
zum offenen Ausdruck kam!). 

1) Die Geſchichte dieſer letzten Regierungsmehrheit im Nationalrat iſt an ſonder⸗ 
baren Zwiſchenfällen reich: 1932 ſpalteten ſich 3 Abgeordnete vom Heimatblock ab, 
2 davon gingen in die Oppofition, einer blieb ſchwankend. Die Oppoſition war da⸗ 
durch geſchwächt, daß ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter aus der Partei aus⸗ 
geſchloſſen war und faſt nie im Parlament erſchien. Zweimal rettete der Tod eines 


führenden Abgeordneten die gefährdete Regierung: Dr. Seipel war lange ans 
Krankenlager gefeſſelt, ſtarb aber dann am Tage der Abftimmung über einen groß⸗ 


deutſchen Mißtrauensantrag, fo daß fein Liſtennachfolger noch rechtzeitig im Par⸗ 


lament erſcheinen und die Regierung retten konnte, die ſonſt in der Minderheit ge⸗ 
blieben wäre. So blieb der Mißtrauensantrag mit 81:81 Stimmen unentſchieden. 
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b) Öjterreich als Bundesſtaat 


Geſchichtliche Überlieferungen waren dafür entſcheidend, daß der im 
Jahre 1918 gebildete Staat Deutſch⸗Oſterreich ſich nicht als Einheitsſtaat, 
ſondern als ein aus einer Reihe politiſcher Gemeinweſen zuſammengeſetzter 
Staat konſtituierte. Die Republik Oſterreich entſtand als eine Dereinigung 
ſelbſtändiger Cänder zu einem politiſchen Ganzen. Die Bundesverfaſſung 
von 1920 hielt an dieſem Aufbau feſt und erklärte im Art. 2 ausdrücklich: 
„Öfterreich iſt ein Bundesſtaat“, womit der föderaliſtiſche Gedanke nach 
außen hin ſogar ſtärker als in der Weimarer Derfaffung hervorgehoben war. 

1. Das Bundesgebiet Öfterreichs ſetzte ſich aus den Gebieten der öfter- 
reichiſchen Länder zuſammen; beſtimmend für den Gebietsumfang aber war 
nicht der freie Wille der deutſchen Bevölkerung Oſterreichs, ſondern das Dik⸗ 
tat von St. Germain. Die Zugehörigkeit der ſudetendeutſchen Gebiete, die 
ſich in dem Beſchluß vom 21. Oktober 1918 durch ihre Abgeordneten zu 
Deutſch⸗Oſterreich bekannt hatten, konnte deshalb nicht verwirklicht werden; 
ebenſo mußte Öfterreich auf Deutſch⸗Südtirol und Südſteiermark verzichten. 
Im füdlichen Kärnten fand am 10. Oktober 1920 eine Dolksabſtimmung ſtatt, 
auf Grund deren das Gebiet bei Oſterreich verblieb. Das Burgenland, das 
bis 1918 ſtaatsrechtlich zu Ungarn gehört hatte, wurde in St. Germain vor⸗ 
behaltlich einer Volksabſtimmung an Oſterreich zugeteilt; die Abftimmung 
wurde durch das Denediger Protokoll vom 13. Oktober 1921 auf die Stadt 
Odenburg beſchränkt, die ſich am 14. Dezember 1921 für die Zugehörigkeit zu 
Ungarn entſchied; das übrige Burgenland wurde als ſelbſtändiges Cand in 
die Republik Oſterreich aufgenommen. Der Bundesſtaat Oſterreich beſtand 
ſomit aus folgenden neun Ländern: Burgenland, Kärnten, Niederöſterreich, 
Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg, Wien. 

2. Die Komp etenzverteilung zwiſchen dem Bund und den Ländern 
zeigte, daß das föderaliſtiſche Prinzip in Oſterreich weniger ſtark ausgeprägt 
war als im Weimarer Staat. Den Ländern waren nur verhältnismäßig 
geringe Rechte überlaffen. So war die Gerichtsbarkeit, die im Weimarer 
Staat im weſentlichen Sache der Länder war, in Öfterreich ausſchließlich 
Angelegenheit des Bundes. hinſichtlich der Geſetzgebung war die ausſchließ⸗ 
liche Bundeskompetenz ſehr viel ſtärker entwickelt als die ausſchließliche 
Reichskompetenz im Weimarer Suſtem; den Begriff der konkurrierenden 


Dr. Schober ſtarb unmittelbar vor der Abftimmung über das Cauſanner Prototoll 
(darüber oben S. 68 f.), fein Liſtennachfolger gehörte dem Candbund an, ſo daß nun 
das Laufanner Protokoll mit einer Stimme Mehrheit ratifiziert werden konnte. 
(Dgl. K. Braunias, Die parlamentariſche Derfafjung Oſterreichs. Derw. Hrch. 
Bd. 58. 1935. S. 177.) 
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Kompetenz kannte das öſterreichiſche Recht nicht. Dor allem aber war die 
Verwaltung, die ſich im Weimarer Staat überwiegend in der hand der 
Länder befand, in Öfterreich weitgehend in die hand des Bundes gelegt; 
insbeſondere war die Polizei, aus genommen die örtliche Sicherheitspolizei, 
eine Angelegenheit des Bundes. Wie im Weimarer Syftem dem Reich, ſo 
ſtand in Oſterreich dem Bund die Kompetenz⸗ Kompetenz zu, d. h. es 
konnte durch verfaſſungsänderndes Geſetz ſeine Juſtändigkeit auf Roſten der 
Länder erweitern. Eine Bundes exekution nach Art der Reichsexekution 
(Art. 48 Abſ. 1 der Weimarer Verfaſſung) gab es in Öfterreich nicht. Bei 
pflichtwidrigem Verhalten der Länder war der Bund darauf angewieſen, 
Klage vor dem Verfaſſungs gerichts hof zu erheben; das Urteil konnte dann 
vom Bundespräſidenten, notfalls unter militäriſchem Einſatz, vollſtreckt 
werden. 

5. Die Organe der Länder waren der Landtag und die Landes- 
regierung (in Wien der Gemeinderat und der Stadtſenat). 

Der Landtag wurde nach demſelben Wahlrecht und demſelben Wahl⸗ 
ſuſtem wie der Nationalrat gewählt; maßgebend war alſo auch hier das Der- 
hãltniswahlſyſtem. Aus der verſchiedenartigen ſozialen und politiſchen Schich⸗ 
tung der öſterreichiſchen Bevölkerung ergaben ſich in den Candtagen jedoch 
erhebliche Abweichungen gegenüber dem Nationalrat. Während ſich in die⸗ 
ſem die Chriſtlichſozialen und die Sozialdemokraten ungefähr die Waage 
hielten, hatten die Candtage eindeutige chriſtlichſoziale Mehrheiten, bis auf 
den Gemeinderat von Wien, in dem die Sozialdemokratie die ausſchlag⸗ 
gebende Majorität beſaß. Der Landtag war zuftändig für die Wahl und Kon- 
trolle der Candes regierung, ſowie für die Geſetzgebung und Budgetfeſtſtel⸗ 
lung. Die Wahlperiode dauerte in den einzelnen Ländern vier bis ſechs Jahre. 
Die vorzeitige Auflöfung des Landtags konnte durch den Bundespräſidenten 
auf Antrag der Bundesregierung unter Zuftimmung des Bundesrats verfügt 
werden. i 

Die Landesregierung beſtand aus dem Landeshauptmann, feinem 
Stellvertreter und einer Anzahl von Candesräten (in Wien, wo die Landes- 
regierung die Bezeichnung Stadtſenat führte, beſtand ſie aus dem Bürger⸗ 
meiſter, dem Vizebürgermeiſter und den Stadträten). Die Candesregierung 
wurde vom Landtag gewählt, die Candesräte in der Regel nach dem Derhält- 
niswahlſyſtem, fo daß auch die Minderheit des Parlaments in der Regierung 
vertreten fein konnte. Die Candes regierung war vom Dertrauen des Land- 
tages abhängig; durch eine Mißtrauens erklärung konnte fie zum Rücktritt 
gezwungen werden. Bei Rechtsverletzungen konnte ſie durch den Candtag 
vor dem Derfaffungsgerichtshof angeklagt werden, 


$ 6. Die öſterreichiſche Bundesverfaſſung von 1920 bis 1933 77 


4. Wie im Reich, fo gab es auch in Oſterreich ein föderaliftiſches 
Bundes organ, das den Einfluß der Länder auf die Bildung des Geſamt⸗ 
willens ausüben ſollte. Das war der Bundesrat. Jedes Land war im 
Bundesrat mit höchſtens 12 und mindeſtens 3 Sitzen vertreten; in dieſem 
Rahmen war die Bevölkerungszahl entſcheidend. Seine Mitglieder wurden 
von den Landtagen nach dem Verhältniswahlſuſtem berufen; mindeſtens 
ein Sitz mußte der zweitſtärkſten Partei zufallen, was praktiſch der Sozial⸗ 
demokratie eine ſtarke Vertretung im Bundesrat ſicherte. Durch diefe Art der 
Auswahl unterſchied ſich der öſterreichiſche Bundesrat weſentlich vom deut⸗ 
ſchen Reichsrat, der nicht aus Vertretern der einzelſtaatlichen Candtage, ſon⸗ 
dern aus inſtruktions gebundenen Dertretern der Candesregierungen beſtand. 
Der öſterreichiſche Bundesrat entſprach dem Staatenhausſyſtem, das in den 
erſten Entwürfen der Weimarer Reichsverfaſſung vorgeſehen, dann aber 
durch das Geſandtenkongreßſuſtem erſetzt worden war. Der öſterreichiſche 
Bundesrat war kein Geſandtenkongreß, ſondern ein echtes Parlament, eine 
Art von föderativer Erſter Kammer. Seine Zuſtändigkeiten waren beſchränkt: 
er hatte das Recht der Geſetzesinitiative, ferner ein ſuspenſives Veto gegen⸗ 
über den Geſetzesbeſchlüſſen des Nationalrats, außerdem konnte er eine 
Volksabſtimmung über die vom Nationalrat beſchloſſenen Geſetze verlangen. 
Schließlich bedurfte die Auflöfung eines Landtages durch den Bundespräſi⸗ 
denten der Zuftimmung des Bundesrats. Er wirkte im ganzen, wie das im 
Weſen der Erſten Kammer liegt, nicht als ein geftaltendes, ſondern als ein 
hemmendes Element im Staate. 

Die Bundes verſammlung wurde durch die Vereinigung des Bundes⸗ 
rats mit dem Nationalrat zu einer gemeinſamen Rörperſchaft gebildet; fie 
war alſo eine gemiſcht parlamentarifcheföberaliftifche Einrichtung. Ihr oblag 
die Wahl des Bundespräfidenten (darüber oben S. 72), die Einleitung einer 
Volksabſtimmung über die Abfegung des Bundespräſidenten, ſowie die Er⸗ 
hebung der Anklage gegen den Bundespräſidenten vor dem Derfaffungs- 
gerichtshof. Endlich ſtand ihr die Entſcheidung über die Kriegserklärung zu. 

5. Das politiſche Gewicht des föderaliſtiſchen Prinzips war 
in der öſterreichiſchen Derfaffung weſentlich geringer als im Weimarer 
Syſtem. Das lag nicht darin begründet, daß die Kompetenzen der öſterreichi⸗ 
ſchen Länder weniger groß waren als die der Weimarer Länder. Entſcheidend 
war, daß es in Öfterreich kein Land mit einem fo überragenden räumlichen 
Anteil und mit einer fo ſtraffen, felbftändigen Verwaltung wie Preußen gab, 
und daß ferner ein fo hervorſtechender politiſcher Selbſtändigkeitsdrang wie 
in Bayern in keinem öfterreichifchen Lande wirkſam war. Trotzdem bedeutete 
der bundesſtaatliche Charakter Oſterreichs mehr als nur eine verwaltungs⸗ 
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mäßig⸗techniſche Dezentraliſation. Der öſterreichiſche Söderalismus war ver⸗ 
faſſungspolitiſch ein Teil des parteienſtaatlichen Kompromißſuſtems, das die 
innere Struktur Öfterreichs beſtimmte. Durch die Aufteilung des Staates in 
Länder wurde den Chriſtlichſozialen der weſentliche Einfluß in den porwie⸗ 
gend agrariſchen Bundesgebieten überlaſſen, während der Sozialdemokratie 
eine unangefochtene Machtſtellung in Wien überantwortet wurde. Während 
im Nationalrat labile Mehrheitsverhältniſſe vorhanden waren, waren die 
Candtage feſter Machtbeſitz der beiden großen Parteien, auf deren Rompro⸗ 
miß die Derfafjung Öfterreichs beruhte. Wie im Weimarer Suſtem, fo war 
in Öfterreic; der bundesftaatliche Charakter kein echter Söderalismus, ſon⸗ 
dern ein „Söderalismus als Maske“, deſſen Sinn darin beſtand, den politi⸗ 
ſchen Parteien feſte Machtpoſitionen außerhalb des Nationalrates zu ver⸗ 
ſchaffen. So war auch hier der Bundesſtaat ein „Parteienbundesſtaat“; das 
parteienſtaatliche Prinzip hatte ſich der Form des Söderalismus bemächtigt, 
um das politiſche Ceben vollſtändig in die hand der beiden herrſchenden Par⸗ 
teien des Candes zu legen. 
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Verw. klrch. Bd. 40. (1935.) S. 225 fi. - E. Schönbauer, Die Ausfchaltung des 
Nationalrates. Verw. Arch. Bd. 38. (1933.) S. 184 ff. - $. Winkler, Die Diktatur 
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a) Die Dernichtung der parlamentariſch-demokratiſchen 
Derfaffung 
Die parlamentariſch⸗demokratiſche Republik Öfterreich beruhte auf dem 
taktiſchen Zufammenfpiel der beiden ausſchlaggebenden Parteien des Staa⸗ 
tes, die deshalb auch die eigentlichen „Derfaffungsparteien” waren: der 
Sozialdemokraten und der Chriſtlichſozialen. Srüher noch als im Reiche zeig⸗ 
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ten ſich in Oſterreich die Riffe im Gefüge diefes parteienftaatlichen Syitems. 
Der Brand des Wiener Juſtizpalaſtes 1927, von radikal⸗marxiſtiſchen Kräften 
angelegt, war das Fanal, das die inneren Gefahren, denen Volk und Staat 
in Oſterreich zu erliegen drohten, weithin ſichtbar kundgab. Auf der anderen 
Seite erhob ſich ſeit 1927 in den heimwehren eine ſtarke politiſche Bewegung, 
die in ihren urſprünglichen Zielen die Abwehr der parlamentariſch⸗parteien⸗ 
ſtaatlichen Zerſetzung des Volkstums erſtrebte. Wie im Weimarer Staat aber 
ſetzte die eigentliche Kriſe des parlamentariſchen Parteienftaates ein, als mit 
der NSDAP. in Öfterreich eine entſchieden antiparlamentariſche, anti» 
marxiſtiſche, antiſemitiſche und antiklerikale Kraft im politiſchen Felde er⸗ 
ſchien und ſich eine wachſende Machtſtellung eroberte. 

Es ift hier nicht der Ort, auf die weltanſchauliche und organiſatoriſche 
Entwicklung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung in Oſterreich näher ein⸗ 
zugehen. Es iſt aus dem Buch des Führers „Mein Kampf“ bekannt, welche 
Bedeutung das Wirken von männern wie Georg von Schönerer und 
Karl Cueger für die geiftige Vorbereitung des Nationalſozialismus gehabt 
hat. Der Nationalſoz ialis mus entwickelte ſich in Oſterreich nicht als eine aus 
dem Llltreich übertragene Organiſation, ſondern als eine aus der geſamt⸗ 
deutſchen Geſchichte und aus den eigentümlichen Bedingungen des Landes 
ſelbſt wachſende politiſche Bewegung. Wie im Altreich entfaltete ſich in 
Oſterreich die NSDAP. aus kleinen Anfängen in langen und opferreichen 
Kämpfen, bis ſie im Jahre 1932 die erſten großen Wahlerfolge erringen 
konnte. Bei den Wahlen zum Nationalrat vom 9. November 1930 erzielte die 
NSDAP. 111 843 Stimmen, die jedoch unverwertet blieben, weil in keinem 
Wahlkreis ein Mandat erlangt worden war und deshalb auch die Reſtſtimmen 
nicht berückſichtigt werden konnten. Am 24. April 1932 fanden in den Län- 
dern Wien, Niederöſterreich und Salzburg die Wahlen zu den Landtagen und 
Gemeinderäten ſtatt, die der NSDAP. im Durchſchnitt 20—25 v. H. der 
Stimmen einbrachten. Damit traten vier Nationalſozialiſten in den Bundes⸗ 
rat ein. Es ergab ſich aus dieſem weithin ſichtbaren Erfolg, daß der im Jahre 
1950 gewählte Nationalrat nicht mehr dem politiſchen Willen des Volkes 
entſprach. Am 12. Mai 1932 beſchloß denn auch der Nationalrat, ſich auf⸗ 
zulöſen, doch vertagte er die Beſtimmung des Wahltermins bis zum Herbſt 
1952. Die Regierung Dollfuß aber, die vorausſah, daß ſie bei einer Neuwahl 
ihre Mehrheit verlieren werde, verſtand es dann, den Nationalrat zu veran⸗ 
laſſen, den Beſchluß über den Termin der Neuwahl nicht zu faſſen. Da nach 
der Bundesverfaſſung das parlament bis zur Neuwahl im Amte blieb, wurde 
durch dieſen unfairen Trick erreicht, daß der alte Nationalrat weitertagte, 
obwohl er durch den Huflöſungsbeſchluß vom 12. Mai 1932 ſelbſt bekannt 
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hatte, daß er nicht mehr legitimiert war, den wahren Willen des Volkes zu 
vertreten. Mit der berühmten Mehrheit von einer Stimme blieb dieſer be⸗ 
reits aufgelöfte und nur auf Grund eines politiſch⸗taktiſchen Runſtgriffs noch 
fortbeſtehende Nationalrat die „legale Stütze der Regierung. 

Als am 30. Januar 1933 im Altreich der Nationalſozialis mus die macht 
erobert hatte, geriet auch das deutſche Volk in Oſterreich in eine politiſche 
Bewegung, die die bereits erſchütterte Machtgrundlage der Regierung Doll⸗ 
fuß vollends zu zerſtören drohte. Bei einer fbſtimmung im Nationalcat am 
4. märz 1933 blieb die Regierung in der Minderheitt). In der Erregung über 
dieſes Ergebnis kam es zu einem Konflitt im Präſidium des Nationalrats, in 
deſſen Verlauf der Präfident und die beiden Dizepräfidenten ihr Amt nieder⸗ 
legten; die Sitzung war damit ohne Leitung und konnte weder weitergeführt 
noch ordnungs mäßig geſchloſſen werden. Dieſes an fi bedeutungsloſe 
innerparlamentariſche Ereignis rettete den Beſtand der Regierung, da es ihr 
den Vorwand gab, den Nationalrat auszuſchalten. Da nämlich die Geſchäfts⸗ 
ordnung nichts über die Solgen der Geſamtdemiſſion des Parlamentspräſi⸗ 
diums beſtimmte, vertrat die Regierung die Anficht, es gebe weder eine Mög⸗ 
lichkeit, die am 4. März unterbrochene Sitzung ordnungsmäßig zu ſchließen 
noch eine neue Sitzung des Nationalrats einzuberufen. Der Nationalrat habe 
fi ſelbſt aus geſchaltet, und es ſei nun ein Staats notſtand gegeben, 
in dem die Bundesregierung als das allein aktions fähige Organ des Staates 
ſelbſtändig die notwendigen Maßnahmen zu treffen habe. Die Regierung 
konſtruierte damit, nach dem Muſter anderer Verfaſſungskonflikte, eine 
„Tücke in der berfaſſung“, die fie benutzte, um den unbequem geworde⸗ 
nen Nationalrat zu beſeitigen und die ihr gefährlich gewordene Verfaſſung 
von 1920 umzuſtürzen. 

Es hat heute nur mehr hiftorifches Intereſſe, wie die am 4. März 1933 
entſtandene Konfliktslage verfaſſungsrechtlich hätte behoben werden können. 
Dernünftigerweife hätte man davon ausgehen mülfen, daß ein zurückgetrete⸗ 
nes Präſidium ſeine Geſchäfte proviſoriſch fortzuführen hat, bis ein neues 
Präfidium gewählt ift; dieſer Satz entſpricht jo ſehr den Notwendigkeiten 
jeder ſtaatlichen und politiſchen Inſtitution und findet ſich ſo hãufig gerade 
im demokratiſch⸗parlamentariſchen Amtstecht, daß er auch ohne ausdrüdliche 
Anordnung in einem demokratiſch⸗parlamentariſchen Suſtem gelten muß. 
Eine „Lüde in der Derfaſſung“ oder gar ein wirklicher „Verfaſſungsnotſtand“ 
war bei diefer vernunftgemäßen Auslegung überhaupt nicht vorhanden. 
Wollte man diefe Auslegung nicht zulaſſen, fo war die Regierung verpflichtet, 


1) Zum Folgenden E. Schönbauer, Die Ausſchaltung des Nationalrates. 
Verw. firch. Bd. 38. (1933.) S. 184 ff. 
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die entſtandene „Lücke in der Derfaffung” zu ſchließen, indem fie entweder 
dem Nationalrat ein proviſoriſches präſidium beſtellte oder aber durch Auf- 
löſung und ſchleunige Neuwahl des Nationalrats die Grundlage der Der- 
faſſung von 1920 wiederherſtellte. Denn es iſt unbeſtrittenes Recht, dem jede 
„Cückentheorie“ und jede Lehre vom „Staatsnotſtand“ unterworfen bleibt, 
daß die der Regierung erwachſenden beſonderen Vollmachten und Aus- 
nahmebefugniſſe, ſo umfaſſend und einſchneidend ſie auch ſein mögen, nicht 
benutzt werden dürfen, um die geſtörte Verfaſſung vollends zu vernichten, 
ſondern allein um die eingetretene Störung zu beheben und die Verfaſſung 
wieder voll funktionsfähig zu machen. Jedes andere Vorgehen iſt ein Staats⸗ 
ſtreich oder eine Revolution! Es war ein politiſch und verfaſſungsrechtlich 
gleich verwerflicher Kunſtgriff, wenn die Regierung ſich auf die „Selbſtaus⸗ 
ſchaltung“ des Nationalrats berief, um ihn nun erſt wirklich auszuſchalten, 
indem fie eine Sitzung des Nationalrats, die einer der zurückgetretenen 
Präſidenten für den 15. März 1933 einberufen hatte, mit Gewalt ver⸗ 
hinderte. 5 
Dieſen Weg des Staatsſtreichs, der „Revolution von oben“, ging die 
Regierung Dollfuß, als ſie die ſog. „Selbſtausſchaltung“ des Nationalrats 
benutzte, um an die Stelle der Derfafjung von 1920 die illegale Diktatur 
zu ſetzen. Die Regierung verſuchte zwar, für ihre Diktatur den Schein der 
Legalität zu retten, indem fie ſich für das nun einſetzende Willkürregiment 
auf das kriegswirtſchaftliche Ermächtigungsgeſetz vom 24. Juli 1917 
berief). Dieſes Geſetz hatte die alte kaiſerliche Regierung ermächtigt, 
während der Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen auße rordentlichen Der- 
hältniffe durch Verordnung die notwendigen. Verfügungen zur Förderung und 
Wiede raufrichtung des wirtſchaftlichen Lebens, zur Abwehr wirtſchaftlicher Schädi⸗ 
gungen und zur Derforgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und anderen 
Bedarfs gegenſtänden zu treffen“. 
Nach dem Übergangsgeſetz vom 1. Oktober 1920 war dieſe Ermächtigung auf 
die Bundesregierung übertragen worden. Es kann dahingeſtellt bleiben, wie 
weit im einzelnen die der Regierung damit gegebenen Befugniſſe reichten. 
Aber es kann nicht zweifelhaft fein, daß die Regierung damit allenfalls mit 
einer kommiſſariſchen Wirtſchaftsdiktatur im Rahmen der Der⸗ 
faſſung, nicht aber mit einer ſouveränen Diktatur unter Bruch der 
Derfajfung betraut war?). Sie war ſomit bei den auf Grund des Ermächti⸗ 
gungsgejeßes getroffenen Maßnahmen an die Derfaffung von 1920 gebunden 
1) Zum Folgenden M. Layer, Ermächtigungsbereich des kriegswirtſchaftl ichen 
Ermächtigungsgeſetzes. Derw. Arch. Bd. 38. (1933.) S. 203 ff. 


2) Über den Unterſchied von kommiſſariſcher und fouveräner Diktatur vgl. 
C. Schmitt, Die Diktatur. 2. Aufl, 1928. 
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und durfte ihre beſonderen Vollmachten nicht benutzen, um die Verfaſſung 
vollends zu ändern oder zu vernichten. Tatſächlich aber diente das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz der Regierung dazu, die Derfaffung in ihren weſentlichen Be⸗ 
ſtimmungen zu durchbrechen, in ihren wichtigſten Inſtitutionen umzuſtoßen 
und ſchließlich als Ganzes aufzuheben. Für ſolche Maßnahmen bot das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz keine legale Stütze; die Herrſchaft der Dollfußregierung 
war auch von dieſer Seite aus betrachtet eine illegale Diktatur. Daß auch die 
Regierung Dollfuß trotz ihrer gegenteiligen Beteuerungen die Illegalität 
ihres Machtbeſitzes erkannte, erwies ſich, als der Derfafjungsgerichtshof zur 
Entſcheidung über die Rechtsgültigkeit der Diktaturverordnungen angerufen 
wurde: durch eine Diktaturmaßnahme wurden eine Reihe von Richtern von 
der Ausübung ihres Amtes ſuspendiert und damit die Beſchlußunfähigkeit 
des Derfafjungsgerichtshofs künſtlich herbeigeführt, ein erneuter ſchwerer 
Verfaſſungsbruch, deſſen raffinierte Form beſonders bezeichnend für die Ge⸗ 
ſinnung der damaligen Machthaber war!). 

Nun iſt zwar nach hergebrachter Cehre die Rechtmäßigkeit der Ent⸗ 
ſtehung eines politiſchen Herrſchaftsſyſtems nicht notwendige Dorausſet⸗ 
zung für die Rechtmäßigkeit feines Beſtandes. Es könnte alfo die Auf- 
faſſung verfochten werden, das Dollfußſuſtem ſei zwar illegal entſtanden, 
habe aber dann gemäß der rechtsbegründenden Kraft der Revolution eine 
neue verbindliche und unantaſtbare Rechtsordnung geſchaffen, nicht anders 
wie auch ſonſt durch blutige oder unblutige Revolutionen ein neues Rechts⸗ 
ſuſtem hervorgebracht worden iſt. Aber um auf revolutionärem Wege eine 
neue verbindliche Rechtsordnung zu begründen, genügt die bloße Faktizität 
des äußeren Machtbeſitzes nicht. Es iſt nicht jede Gewaltordnung ſchon 
dadurch, daß fie faktiſch vorhanden iſt und ſich durch Terror, Geſinnungsdruck 
und Derfolgung tatſächlich durchzuſetzen vermag, eine Rechtsordnung, 
und zwar auch dann nicht, wenn ſie ihre Gewaltakte als Geſetze, Derord- 
nungen, Verfügungen und Urteile bezeichnet. Sonſt wäre in der Tat zwiſchen 
der organiſierten Räuberbande und dem rechtlich verfaßten Staat kein 
weſensmäßiger Unterſchied. Die revolutionär begründete herrſchaft wird 
nur dann zur Rechtsordnung, wenn fie die weſensgerechte Form für die poli⸗ 
tiſche Idee und das politiſche Dafein des von ihr umſchloſſenen Volkes iſt. Ein 
Herrſchaftsſyſtem, das die politiſche Idee des Volkes verfälſcht, das politiſche 
Daſein des Volkes zerſtört und den politiſchen Willen des Volkes vergewaltigt, 
kann keine verbindliche Rechtsordnung erzeugen, auch wenn es ſich mit 
äußeren Machtmitteln vorübergehend durchzuſetzen vermag. Die Faktizität 


) Dol. h. v. Sriſch, Die klusſchaltung des Verfaſſungsgerichtshofs. Verw. ‚Ach. 
Bd. 38. (1933.) S. 232 ff. 
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des Machtbeſitzes der Regierung Dollfuß (und ebenſo der ihr folgenden Re⸗ 
gierung Schuſchnigg) vermochte die Illegalität des Urſprungs nicht zu heilen 
und die fehlende Rechtsgrundlage nicht zu erſetzen. 


b) Die Unterdrückung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 


Die Vernichtung der parlamentariſch⸗demokratiſchen Derfaffung von 
1920 ging nicht aus einer grundſätzlichen weltanſchaulichen Abkehr vom Par- 
lamentarismus und der Demokratie hervor, ſondern hatte allein den Sinn, 
durch eine diktatoriſche Gewaltherrſchaft die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
zu unterdrücken und damit die politiſche Vereinigung des deutſchen Volkes in 
Oſterreich mit dem großen Muttervolke zu verhindern. Es iſt hier nicht mög⸗ 
lich, die Zülle der unmittelbaren und mittelbaren, der offenen und verſteckten, 
der großen und der kleinen Gewaltmittel zu erwähnen), die angewandt 
wurden, um die geſamtdeutſche Volksbewegung in Oſterreich zu knebeln. Nur 
das verfaſſungsrechtlich Weſentliche an dieſen auf das „kriegswirtſchaftliche 
Ermächtigungsgeſetz“ geſtützten verfaſſungswidrigen Cerrorakten ſei kurz 
hervorgehoben. 

Eine erſte Gruppe von Gewaltmaßnahmen diente der Aufhebung der 
politiſchen Sreiheit in Öfterreic; durch Einſatz einer ausgeweiteten poli⸗ 
tiſchen polizei. So wurde die Dereins- und Verſammlungs freiheit und die 
Preſſefteiheit befeitigt, ein Uniform⸗ und Sahnenverbot und ein Propaganda⸗ 
verbot eingeführt, das Abhören des Rundfunks und das vorführen von 
Silmen überwacht. Vor allem aber wurde der polizeibegriff („Abwehr von 
Störungen der öffentlichen Ordnung“) auf jedes Vorgehen gegen eine der 
Regierung nicht genehme politiſche Tätigkeit ausgedehnt, indem jede gering⸗ 
fügige Außerung dieſer Art als Störungs handlung aufgefaßt wurde. Durch 
ein ausgedehntes Suſtem von diskretionären Verwaltungsſtrafen (Arteft bis 
zu 6 Monaten und Gelöftrafe bis zu 2000 Schilling, ſpäter Arreſt bis zu 
einem Jahr und Gelöftrafe bis zu 20 000 Schilling) wurden diefe polizei⸗ 
maßnahmen gefichert?). Durch Hausſuchungen, Verhaftungen und Einliefe⸗ 
rungen in die berüchtigten Anhaltelager ſollte der Widerſtandswille des 
Volles gebrochen werden. Gegen politiſche Slüchtlinge wurde die Ausbürge- 
rung und die Dermögensbeſchlagnahme ausgeſprochen. Durch Verhängung 
des Standrechts wurde die in Oſterreich an ſich abgeſchaffte Todesſtrafe 
wieder eingeführt. Indem die Bundesregierung Sicherheitsdirektoren in den 
einzelnen Ländern und Sicherheitskommiſſare bei den Bezirksbehörden und 

) gl. h. v. Sriſch, Die Gewaltherrſchaft in Oſterreich 1933/38. (1938.) 


) Dol. C. Zimmerl, Die Gefahren der Ausdehnung der Derwaltungsſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit in Oſterreich. Verw. krch. Bd. 38. (1933.) S. 260 ff. 
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Gemeinden einſetzte, ſorgte fie dafür, daß dieſe Polizeimaßnahmen einheitlich 
und energiſch gegen jede nationalſozialiſtiſche Betätigung und gegen jede 
Außerung des Unſchlußgedankens angewandt wurde. 

Eine zweite Gruppe von Maßnahmen richtete ſich unmittelbar gegen die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung. Am 19. Juni 1935 wurde jede Be⸗ 
tätigung der NSDAP. (Hitlerbewegung) und des Steiriſchen Heimatſchutzes 
verboten; die Bildung irgendwelcher Parteiorganifationen, vor allem das 
Sortbeſtehen der SA. und SS., wurde unterfagt. Das Vermögen der Partei 
wurde zugunſten des Staates beſchlagnahmt. Das Tragen von Abzeichen, das 
Zeigen des Hakenkreuzes, das Erweiſen des Deutſchen Grußes, das Singen 
nation ler Lieder wurde als verbotene nationalſozialiſtiſche Tätigkeit verfolgt. 
Die nationalſozialiſtiſchen Mandate in den Gemeindevertretungen, den 
Candtag en und im Bundesrat wurden annulliert.). Die nationalſozialiſtiſchen 
Candesräte in den Candesregierungen wurden ſuspendiert. Die fällige Neu⸗ 
wahl der Candtage wurde ausgeſetzt, angeblich mit Rücksicht auf den Frem⸗ 
denverkehr! Die Beamten mußten ſich einem neuen Dienfteid unterwerfen, 
der ſie zur Treue gegenüber der Bundesregierung verpflichtete; Beamte, die 
„gefliſſentlich ſtaats⸗ oder regierungsfeindliche Beſtrebungen“ förderten, 
wurden difziplinarrechtlich, ſpäter rein adminiſtrativ aus dem Amte ent⸗ 
fernt?). Soldaten, die der nationalſozialiſtiſchen Geſinnung verdächtig waren, 
wurden wegen mangelnder „moraliſcher Eignung“ entlaſſen. Lehrer wurden 
aus dem Dienſt entfernt, wenn ſie den Unterricht nicht in „öſterreichiſch⸗ 
heimatländiſchem Sinne“ erteilten. Nationalſozialiſtiſche Profeſſoren wurden 
in den Warteſtand verſetzt oder entlaſſen; nationalſozialiſtiſche Studenten 
wurden durch einen beſonderen „Kommiffär für die Auftechterhaltung der 
Diſziplin unter den Studierenden an den Hochſchulen“ von allen öſterreichi⸗ 
ſchen Hochſchulen verwieſen. 

Eine dritte Gruppe von Maßnahmen betraf die berufliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Stellung der im Verdacht nationalſozialiſtiſcher Geſinnung 
ſtehenden Perſonen; mit ſchärfſtem Terror wurde hier verſucht, die Gegner 
des illegalen Regierungsſyſtems wirtſchaftlich zu erdrücken. Rechtsanwälten, 
Notaren, Ärzten und Apothekern, die wegen „regierungsfeindlicher Betäti⸗ 
gung“ beſtraft worden waren, wurde die Ausübung des Berufs unterfagt; 
dabei genügte auch, daß man ſich eine der berüchtigten Derwaltungsitrafen 
wegen eines geringfügigen Derjtoßes oder auch wegen einer unbeweisbaren 


) Dgl. h. Kier, Das Erlöſchen der Mandate der NSDAP. (hitlerbewegung). 
Derw.Ätd). Bd. 38. (1933. ) S. 193 ff. 

) Dgl. W. Graf Gleis pach, Die Neuerungen im Dienftrecht der Bundes⸗ 
angeſtellten. Ebenda. S. 243 ff. 
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Beſchuldigung zugezogen hatte. Gewerbetreibenden wurde unter der gleichen 
Vorausſetzung die Konzeſſion entzogen oder die Ausübung des Gewerbes 
verboten. Sür wirtſchaftliche Unternehmungen, deren Inhaber oder Leiter 
ſich regierungsfeindlich betätigt hatten, wurden Überwachungskommiſſare 
beſtellt, die eine tiefgreifende Kontrolle ausüben und die die bisherigen 
Organe des Unternehmens ihres Amtes entheben konnten. Angeſtellte und 
Arbeiter der Privatwirtſchaft konnten wegen regierungsfeindlicher Betäti⸗ 
gung vom Arbeitgeber friſtlos entlaſſen werden. Beſondere Vollmachten 
beſaß ein Generalſtaatskommiſſär, der jede Berufstätigkeit unterfagen 
und die Auflöfung jedes privatrechtlichen Anftellungsverhältniffes verfügen 
konnte, und der ferner befugt war, jedem Unternehmer Aufträge der öffent: 
lichen Hand zu entziehen und ihn von Abgabenbegünftigungen auszufchließen. 

Um dieſen Methoden der gewaltſamen Erhaltung eines volksfeindlichen 
Herrſchaftsſuſtems den Anſchein der „Legitimität“, der inneren Rechtferti⸗ 
gung in einem geiftigen und ſittlichen Prinzip zu geben, wurde die Jdeolo⸗ 
gie des Oſterreichertums entwickelt. Die Liebe zur heimat, die Über⸗ 
lieferungen einer ruhmreichen Geſchichte, der Stolz auf große Ceiſtungen der 
Kultur, die eigene Prägung des Volksſtamms wurden mißbraucht, um das 
Bild eines vom deutſchen unterſchiedenen „öſterreichiſchen Menſchen“ zu 
beſchwören. Die Pflege dieſes „öſterreichiſchen Menfchen” wurde als Idee 
des öſterreichiſchen Staates ausgegeben. Als Trägerin dieſes „Staatsgedan⸗ 
tens” wurde die VDaterländiſche Front begründet und zum öffentlich⸗ 
rechtlichen Verband erhoben, eine Organiſation, getragen von den alten 
chriſtlich⸗ſozialen Parteikräften und einem politiſch⸗ klerikalen Katholizismus. 
In äußerlicher Nachahmung der in der NSDAP. entwickelten Grundfäße und 
Sormen trat diefe „Daterländifche Front“ mit einem politiſchen Totalitäts- 
anſpruch hervor. Wer ſich nicht anſchloß, follte politiſch rechtlos fein; wer ihr 
angehörte, war den Befehlen des „Bundesführers“ unbedingt unterworfen. 
Ein direkter und indirekter Beitrittszwang, der mit den Mitteln der politi⸗ 
ſchen Denunziation, der adminiſtrativen Verfolgung und des wirtſchaftlichen 
Terrors ausgeübt wurde, diente dazu, die Reihen der „Daterländifchen 
Front“ zu füllen. Nur „vaterlandstreue“, d. h. der Daterländifchen Front 
angehörende Perfonen durften in ein öffentliches Amt berufen oder in das 
Heer eingeſtellt werden. Der Abſchluß von Kollektivverträgen wurde einem 
„vaterländiſchen“ Gewerkſchaftsbund übertragen. Der Induſtriellenbund, 
der Gewerbebund und ſonſtige wirtſchaftliche Vereinigungen wurden vater⸗ 
ländiſcher“ Führung unterſtellt. Die neu begründete Sport⸗ und Turnfront 
ſollte die „vaterländiſche“ Ausrichtung der Turn⸗ und Sportvereine gewähr⸗ 
leiſten. Ein aus den Reihen der „Daterländifchen Front“ geſtelltes „Schutz⸗ 
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korps wurde zum Exekutivorgan erhoben. Eine intenſive, vom Staat be⸗ 
zahlte hetzeriſche Propaganda wurde in den Dienſt dieſer Organiſationsform 
des „öſterreichiſchen Menſchen“ geſtellt. 

So wie innenpolitiſch die Unterdrückung der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung das Ziel der Dollfuß⸗ und Schuſchnigg⸗Diktatur war, jo war außen⸗ 
politiſch der Kampf gegen das Reich der Leitgedanke dieſes deſpotiſchen 
Suſtems. Die politiſchen Maßnahmen der Derfolgung wurden daher auf die 
Keichsdeutſchen, die ſich auf öſterreichiſchem Boden aufhielten, ausgedehnt; 
Hausſuchungen, Verhaftungen, flusweiſungen wurden in großem Maße vor⸗ 
genommen. Das veranlaßte die Reichsregierung am 29. Mai 1933 zum Erlaß 
des Geſetzes über die Beſchränkung der Reiſen nach der Republik Oſterreich, 
das für jede Reiſe eines im Inland wohnenden Reichs angehörigen nach 
Oſterreich eine Gebühr von 1000,— & vorſchrieb. Die öſterreichiſche Bun⸗ 
desregierung antwortete am 1. Juni 1933 mit einer entſprechenden Maß⸗ 
nahme, indem ſie die flusreiſe nach dem Reich von einer behördlichen Bewil⸗ 
ligung abhängig machte, die nach freiem Ermeſſen verſagt werden konnte. 
Damit war praktiſch die Grenze zwiſchen Oſterreich und dem Reiche gefperrt. 
Nicht mehr der Anichluß an das Reich, ſondern der bſchluß gegen⸗ 
über dem Reich war zum Prinzip der amtlichen Wiener politik geworden. 
Nicht mehr dem Zwange, ſondern dem eigenen fehlgeleiteten Willen folgend 
bekannte ſich die öſterreichiſche Bundesregierung nun zu der „Unabhängig⸗ 
keit“, wie ſie dem Volke unter Vergewaltigung ſeines nationalen Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes in St. Germain, in Genf und in Cauſanne auferlegt 
worden war. Der Staat Oſterreich ſank unter der Siktion dieſer „Unabhängig⸗ 
keit“ nun vollends zu einem „Objekt internationaler Politik“ herab. 


c) Die „Derfajjung 1934” 

Der Kampf der Regierung gegen den Nationaljozialismus in Oſterreich 
ſtützte ſich im Jahre 1933 nicht nur auf die alten chriſtlich⸗ſozialen und die 
politiſch⸗klerikalen Kräfte, ſondern zugleich auf die ſozialdemokratiſche Partei. 
Der radikale Auſtro⸗Marxismus erhielt durch dieſe Hilfsfunktion eine Schlüf- 
ſelſtellung zwiſchen der Regierung und der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, 
und er glaubte, dieſe Situation benutzen zu können, um die Macht an fich zu 
reißen. Im Sebruar 1934 brach der marxiſtiſche Aufruhr aus, der von der 
Regierung nur unter Einſatz der äußerſten militäriſchen Machtmittel nach 
harten Kämpfen niedergeſchlagen werden konnte. Die ſozialdemokratiſche 
Partei wurde am 12. Sebruar 1934 verboten, die ſozialdemokratiſchen Man⸗ 
date im Nationalrat, in den Candtagen und in den Gemeindevertretungen 
wurden kaſſiert. Der Weg, auf dem der Cotalitätsanſpruch der „Daterlän- 
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diſchen Sront“ verwirklicht werden konnte, ſchien frei zu fein. Aus dieſer tak⸗ 
tiſchen Cage ging die „Derfaffung 1954“ hervor!). 7 

Die „Derfaffung 1934" war ſchon in ihrer Entſtehung ein verfaſſungs⸗ 
rechtliches Kuriofum; fie beruht nämlich auf einer doppelten „Rechts grund⸗ 
lage“. Sie wurde zunächſt am 30. April 1934 von der Regierung Dollfuß auf 
‚autoritärem Wege, auf Grund des kriegswirtſchaftlichen Ermächtigungs⸗ 
geſetzes, erlaſſen. Das war verfaſſungstechtlich eine Unmöglichkeit, da, wie 
früher gezeigt wurde, die der Regierung nach dieſem Geſetz zuſtehende Er⸗ 
mächtigung nur innerhalb des Rahmens der Verfaſſung von 1920 beſtand 
und des halb allenfalls angewandt werden konnte, um die alte Derfaffung zu 
ſchützen, nicht aber um fie zu vernichten und durch eine neue Verfaſſung zu 
erſetzen. Daß auch die Regierung ſich im Innern dieſer Einſicht nicht verſchloß, 
zeigte ſich daran, daß fie ſich bemühte, daneben einen legalen Weg der Der: 
faſſungsgebung zu finden, indem fie den feit dem März 1933 ausgeſchalteten 
Nationalrat in Sunktion zu ſetzen ſuchte. Die „Lücke in der VDerfaſſung“, die 
beim Rücktritt des Präſidiums des Nationalrats aufgebrochen war, wurde 
nun geſchloſſen; durch Diktaturverordnung wurde ein Erſatzpräſident beſtellt. 
Die Einberufung des Nationalrats ſchien für die Regierung ungefährlich zu 
ſein, da die 72 ſozialdemokratiſchen Mandate aufgehoben waren. Die Ab⸗ 
geordneten der großdeutſchen Partei und des Candbundes verweigerten 
ledoch die Teilnahme an der Sitzung (mit Ausnahme von zwei zum Proteſt 
entſandten Vertretern). So trat am 30. April 1934 der Nationalrat nur als 
Rumpfparlament zufammen; von der verfaſſungsmäßigen Zahl von 165 Ab- 
geordneten waren nur 76 anweſend. Er war infolgedeſſen beſchlußunfähig, 
da für verfaſſungsändernde Beſchlüſſe mindeſtens die Hälfte der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Mitglieder (alſo mindeſtens 83 Abgeordnete) anweſend fein mußten. 
Im Auftrag der ferngebliebenen Mitglieder erhob der großdeutſche Abgeord⸗ 
nete Profeſſor Soppa ſcharfen Widerſpruch gegen das verfaſſungswidrige 
und volkszerſtörende Vorgehen der Dollfuß-Diktatur und gelobte zugleich im 
Namen der nationalen Oppofition, auf dem völkiſchen Dorpoften in Öfter- 
reich auszuharten?). Wenn der beſchlußunfähige „Nationalrat“ trotzdem der 
„Derfaffung 1934“ feine Zuftimmung gab, fo war dieſer Beſchluß verfaſſungs⸗ 
rechtlich wirkungslos. Dazu aber kam, daß die Bundesverfaſſung von 1920 
für eine Geſamtänderung der Derfaffung außer dem Beſchluß des National⸗ 
rates eine, Abſtimmung des geſamten Bundesvoltes“ vorſchrieb. Don dieſem 

) Dgl. zum Folgenden N. Gürke, Die öſterreichiſche „Derfaſſung 1934“. 
AöR. N. $. 25. (1934.) S. 178 ff. Ferner 5. Pf eifer, Die Staatsführung nach deut⸗ 
ſchem, italieniſchem und bisherigem öſterreichiſchen Recht. 1938. 


) Tert der Proteſterklärung bei N. Gürke, Die öſterreichiſche „Derfaffung 
1954“. Kö R. N. $. 25. (1934.) S. 198 ff. N 
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Verfahren ſah die Regierung wohlweislich ab, indem fie zunächſt den Artikel 
der alten Derfaffung, der für Totaländerungen der Verfaſſung die Volks⸗ 
abſtimmung vorſchrieb, aufheben ließ, um dann die Totaländerung durch 
bloßen Parlamentsbeſchluß durchführen zu laſſen! Selbſtverſtändlich konnte 
auf ſolchem Schleichweg die vorgeſchriebene Volksabſtimmung nicht mit ver⸗ 
faſſungsrechtlicher Wirkſamkeit umgangen werden. Eine erſchlichene „Cega⸗ 
lität“ iſt keine Cegalität. Die doppelte „Rechtsgrundlage“, der „autoritäre“ 
und der „legale Weg, war nichts anderes als eine doppelte Illegalität. Die 
„Derfaffung 1954“ konnte daher nicht in rechtlicher Verbindlichkeit erwachſen. 

Huch praktiſch iſt die „Verfaſſung 1954“ nicht in Wirkſamkeit getreten. 
Ihr weſentliches Ziel war, an die Stelle des demokratiſch⸗parteienſtaatlichen 
parlamentarismus ein Syſtem ſtändiſcher Körperſchaften zu ſetzen, die als 
Vertretung des Volkes die geſetzgebende Gewalt ausüben und der autori⸗ 
- tären Regierung eine ſcheinbare Grundlage im volkswillen ſchaffen ſollten. 
Die „Derfaffung 1954“ wurde deshalb als „ſtändiſch⸗ autoritäre“ Verfaſſung 
bezeichnet. Ein Länderrat, ein Bundeswirtſchaftsrat, ein Bundeskulturrat 
und ein Staatsrat ſollten als beratende Organe, ein Bundesrat ſollte als be⸗ 
ſchließendes Organ bei der Geſetzgebung tätig werden. Wenn auch dieſe 
„ſtändiſchen“ Organe nach und nach geſchaffen wurden, fo traten fie doch 
nicht in ihre Sunftion bei der Geſetzgebung ein. Vielmehr wurde die Geſetz⸗ 
gebung auf Grund einer verſteckten Ubergangsbeſtimmung weiterhin von 
der Bundesregierung „autoritär“, d. h. diktatoriſch ausgeübt. Der in der Der⸗ 
faſſung nachdrücklich betonte bundesſtaatliche Charakter Öfterreichs wurde 
tatſächlich durch einen ſtarken Zentralismus der Bundesregierung verdrängt; 
die Ernennung der Landeshauptmänner und des Bürgermeiſters von Wien 
blieb durch Übergangsvorſchriften dem Bundeskanzler vorbehalten. 

Nur in einem punkte wurde das programm der „Derfaſſung 1934“ voll 
verwirklicht; der „chriſtliche“, d. h. katholiſch⸗klerikale Charakter des Staates 
wurde hergeſtellt. Zugleich mit der „Derfaſſung 1934“ wurde das am 
5. Juni 1933 unterzeichnete Konkordat mit der Kurie, das den öſterreichi⸗ 
ſchen Staat auf der Grundlage der päpſtlichen Enzyklika Quadrogesimo anno 
(von 1931) aufzubauen ſuchte, vom Bundespräfidenten ratifiziert. Da nach 
der Derfaffung von 1920 die Ratifikation von Staatsverträgen der Zuſtim⸗ 
mung des Nationalrats bedurfte und dieſer Rechtssatz durch die illegalen 
Beſchlüſſe des Rumpfparlaments vom 30. April 1934 nicht befeitigt werden 
konnte, entbehrte die Ratifikation des Kontordats durch den Bundespräſi⸗ 
denten allein der rechtlichen Wirkſamkeit. Doch wurden die ſehr weitgehenden 
Privilegien zugunſten der Kurie und der katholiſchen Kirche alsbald in Kraft 
geſetzt und der Staat damit weitgehend in die hand des Klerikalismus gegeben. 
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d) Machtkampf und Befriedungsverſuche 
Die unerhörte Vergewaltigung und peinigung des deutſchen Volkes in 
Osterreich durch ein diktatoriſches Regime führte am 25. Juli 1934 zu dem 
verſuch, die illegale Gewalt durch einen Dollsaufitand zu überwinden. 
Geſtützt auf ihre ſtärkeren polizeilichen und militäriſchen Mittel gelang es der 


Regierung, ſich zu behaupten. Ein Schreckensregiment gegen die Teilnehmer 


des Aufitandes und die der Teilnahme Verdächtigen ſetzte ein. 40 Codes⸗ 
urteile wurden von dem militäriſchen Standgericht verhängt; 13 Rämpfer 
für die deutſche Einheit und Freiheit fielen durch die Hand des Henkers. 
Minderbeteiligte wurden in die Anhaltelager gebracht und zu ſchwerer 
Zwangsarbeit genötigt. Gegen die Verurteilten, die Derhafteten und die 
Geflohenen wurde die Dermögensbefchlagnahme ausgeſprochen. Das bloße 
Bekenntnis zum Nationalſozialismus genügte nach dem „Geſetz“ vom 
29. September 1934, um in ein Anhaltelager eingeliefert zu werden. Doch 
trotz dieſer drakoniſchen Derwaltungs maßnahmen und trotz des ausgeübten 
wirtſchaftlichen Boykotts und Geſinnungsterrors wuchs die verfolgte natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Bewegung in Öfterreich weiter an. 

Am 11. Juli 1956 unternahm die Reichsregierung einen erſten Derſuch, 
durch eine diplomatiſche Vereinbarung mit der Regierung Schuſchnigg 
eine allmähliche Befriedung zwiſchen den beiden deutſchen Staaten und 
zwiſchen dem Volk und der Regierung in Öfterreich einzuleiten. Die Regie⸗ 
rung Schuſchnigg verſprach, die „abſeits ſtehenden nationalen Kräfte" am 
politiſchen Leben Öiterreichs teilnehmen zu laſſen. In der „Daterländiichen 
Sront“ wurden volfspolitiiche Referenten berufen, deren Aufgabe es ſein 
jollte, den Einbau der nationalen Oppofition in den Staat vorzubereiten. 
Ein Siebener⸗klusſchuß, der aus den Wortführern der unterdrückten natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Partei beſtand, trat in Verhandlungen mit der Regierung 
ein, um die Anfprüche der nationalen Oppoſition zu verfechten. Ein greif⸗ 
bares Ergebnis war dieſen Bemühungen nicht beſchieden. Die politiſche Der- 
folgung und die wirtſchaftliche Unterdrückung der nationalſozialiſtiſcher Ge⸗ 
ſinnung verdächtigen Perſonen ging trotz des Juli⸗Abkommens weiter. 

Einen letzten Beftiedungsverſuch der Reichsregierung bedeutete das 
Berchtesgadener Abkommen vom 12. Februar 1938. In einer perſön⸗ 
lichen Unterredung mit dem Sührer verſprach Bundeskanzler Schuſchnigg 
feierlich, die Anhänger der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung in Oſter⸗ 
reich als politiſch gleichberechtigte Staatsbürger am ſtaatlichen Leben teil⸗ 
nehmen zu laffen. Er ſagte zu, durch eine Umbildung der Bundesregierung 
die nationale Oppoſition an der Leitung des Staates zu beteiligen. In der 
Tat wurde darauf die Bundesregierung neu zuſammengeſetzt, indem als 
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Dertrauensmänner der nationalſozialiſtiſchen Kräfte Oſterreichs Staatsrat 
Seyß-Inquart zum Dizekanzler und Ceiter des Innenminiſteriums und 
Dr. Jury zum Mitglied des Staatsrats und Stellvertretenden Leiter des 
volkspolitiſchen Referats berufen wurden. Damit ſchien endlich ein konkreter 
Anſatz für eine langſame Derftändigung und Befriedung in Oſterreich und 
zwiſchen dem Staate Oſterreich und dem Reiche gewonnen zu ſein. In ſeiner 
Reichstagsxede vom 20. Sebruar 1938 begrüßte deshalb der Führer in Offen⸗ 
heit und Vertrauen die vollzogene Wandlung. 


e) Der Zufammenbrud der Schuſchnigg⸗Diktatur 


Doch ſchon die Rede des Bundeskanzlers Schuſchnigg vom 24. Sebruar 
1958 ließ erkennen, daß dieſer das Abkommen mit geheimen Vorbehalten 
geſchloſſen hatte. Am 10. März wurde dann der geplante Verrat offenbar. In 
ſeiner Innsbrucker Rede gab Schuſchnigg bekannt, daß am folgenden Sonntag 
(dem 13. März) eine Volksabſtimmung durchgeführt werden ſollte, in der 
das Volk ſich zu der durch internationale Verträge feſtgelegten ſtaatlichen 
„Unabhängigkeit“ Oſterreichs und zu dem amtierenden Bundeskanzler be⸗ 


kennen ſollte. Die vorgeſehene Abjtimmung widerſprach nicht nur der „Der⸗ 


faſſung 1934“, alſo der von der Regierung ſelbſtgewählten „Legalitäts⸗ 
grundlage“, ſondern war hinſichtlich des Termins und des Verfahrens 
ſchlechthin unmöglich, da in Öfterreich ſeit 1950 nicht mehr abgeſtimmt 
worden war und daher keinerlei zulängliche amtliche Ciſten über die Wahl⸗ 
berechtigten beſtanden. Die bloße Ausweiſung durch eine Mitgliedskarte der 
Daterländiichen Front oder eines ihr angegliederten Verbandes ſollte daher 
für die Stimmabgabe genügen, ein Verfahren, das dem gröbſten Wahl⸗ 
ſchwindel jede Möglichkeit öffnete. Vor allem aber widerſprach die Abficht, 
aus der dieſe Abſtimmung veranſtaltet wurde, dem klaren Sinn des Berchtes⸗ 
gadener Abkommens. Durch den Schein eines Einvernehmens mit der 
Reichsregierung ſollte die nationale Oppoſition in Öfterreic; getäuſcht und 
eine fiktive Mehrheit für das diktatoriſche Schuſchnigg⸗Suſtem geſchaffen 
werden, um auf der Grundlage einer in dieſer Weiſe erſchlichenen Schein⸗ 
legitimität den Nationalſozialismus in Öfterreic; endgültig niederzuſchlagen. 

Doch unmittelbar mit der Bekanntgabe dieſes Planes erhob ſich der ſpon⸗ 
tane Wille des Volkes zum entſchloſſenen Widerſtand. In einem Artikel des 
Stellvertretenden Bundesleiters des Volkspolitiſchen Referats, Staatsrats 
Dr. Jury, wurde die erneute Illegalität des Vorgehens der Regierung 
gebrandmarkt und die entſchiedene Ablehnung dieſer „geſetzlich nicht fun⸗ 
dierten und einen verfaſſungswidrigen Zuſtand heraufbeſchwörenden Aktion“ 
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durch das öſterreichiſche Volk zum Ausdrud gebracht!). Als der Bundeskanz⸗ 
ler darauf vom Bundesminiſter Dr. Seyß-Inquart die Abberufung des 
dieſem unterſtellten Staatsrats Dr. Jury verlangte, lehnte diefer jedes Ein⸗ 
ſchreiten ab. Damit hatte der Konflikt auf die Bundesregieruꝛig übergegriffen. 
Der Bundeskanzler verſuchte noch, durch Einberufung des Reſervejahrganges 
1915 zum Bundesheer ſeine wankende Macht zu ſtützen. Als dann aber im 
ganzen Lande, vor allem in Linz, Innsbruck und Graz, in machtvollen natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Demonſtrationen der nationale Widerſtand aufflammte, 
ſah ſich der Bundeskanzler Schuſchnigg genötigt, am 11. März 1938 ſeinen 
Rücktritt zu erklären. Die übrigen Bundesminiſter, bis auf Dr. Seuß⸗Inquart, 
ſchloſſen fi ihm an. Die Exekutivgewalt in Öfterreich ging damit auf den 
einzigen noch im Amt befindlichen Bundesminiſter Dr. Seuß⸗Inquart über. 
Der Bundespräfident ernannte daraufhin Dr. Seuß⸗Inquart zum Bundes⸗ 
kanzler, und dieſer berief eine proviſoriſche Wee aus den Kräf- 
ten der nationalen Oppofition?). 

Da ſich zugleich die unmittelbare Gefahr von Unruhen ergab, die die 
öſterreichiſche Exekutivgewalt aus eigener Kraft nur in ſchweren blutigen 
Kämpfen hätte unterdrücken können, erbat Bundeskanzler Dr. Seuß⸗Inquart 
am 11. März 1938 die Hilfe des Führers und Kanzlers des Deutſchen Reiches, 
um die Ruhe und Ordnung in Öfterreich aufrechtzuerhalten und Blutver⸗ 
gießen zu verhindern. Der Sinn dieſes Hilfegeſuches lag allein darin, durch 
den rechtzeitigen Einſatz einer unbedingt überlegenen, autoritativen und 
legitimen Macht den Ausbruch ernſthafter Unruhen zu unterbinden. Am 
12. März 1938 zog die 8. deutſche Armee unter dem Befehl des Generals 
v. Bock, umjubelt von der Begeiſterung des befreiten deutſchen Volksteils, 
in Öfterreich ein. In ſchnellem Vormarſch wurde das ganze Land beſetzt und 
damit die Sicherheit und Ordnung gewahrt. In der Mittagsſtunde verlas 
Reichsminiſter Dr. Goebbels die Proklamation des Sührers an das geſamt⸗ 
deutſche Volk, in dem die Gründe für die Hilfeleiftung des Reiches vor der 
Welt dargelegt wurden. Nachdem Generalfeldmarſchall Göring mit der 
Vertretung des Sührers für die Zeit feiner Abwejenheit beauftragt worden 
war, überſchritt Adolf Hitler am 12. März um 15.50 Uhr bei Braunau die 
öfterreichifche Grenze. Worte find zu arm, um den aufrauſchenden Begeiſte⸗ 
rungsſturm zu ſchildern, der die Deutſchen in der Oſtmark ergriff, als der 
Sührer feinen Einzug in fein Geburts⸗ und Heimatland hielt. 


) Döltifher Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 71 v. 12. März 1938. 
) bölkiſcher Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 72 b. 13. März 1938. 
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98 N 
Die Wiedervereinigung der Oftmark mit dem Reich 


Schrifttum: h. Srank, Oſterreich und das Reich. ZöglkDR. 1938. S. 217 ff.— 
S. Hueber, Grundfragen der Rechtsangleichung. Ebenda. S. 220. — G. K. Hugel⸗ 
mann, Fragen des öſterreichiſchen Derwaltungsrechts. Ebenda. S. 422 f. - 
€. Mannlicher, Öfterreichs bisherige Verwaltung. RDBI. 1938. S. 479 ff. — 
A. Mirow, Zur Wiedervereinigung Gſterreichs mit dem Deutſchen Reich. Ebenda. 
5.259 ff. W. Stuckart, Die Eingliederung des Landes Oſterreich in den deutſchen 
Rechts- und Derwaltungsraum. Deutſches Recht. 1938. S. 139.— Reich und Oſtmark. 
Eine Vortragsreihe der öſterreichiſchen Derwaltungsafademien über Aufbau, Ver · 
waltung und Aufgaben des Großdeutſchen Reiches. Schriften des Reichs verbandes 
Deutſcher Verwaltungsakademien. 5.5. 1938. 


a) Wiedervereinigung und volksabſtimmung 


Am 15. März 1938 trat der bisherige öſterreichiſche Bundespräſident 
Miklas zurück; ſeine Funktionen gingen auf den Bundeskanzler S euß⸗ 
Inquart über. Am ſelben Tage wurde das Bundesverfaſſungsgeſetz über 
die Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Deutſchen Reich von der provi⸗ 
ſoriſchen Bundesregierung beſchloſſen. Das Geſetz hat folgenden Wortlaut: 


Artitel 1 
Öfterreich ift ein Land des Deutfchen Reichs. 


Artikel 2 
Sonntag, den 10. April 1938, findet eine freie und geheime Volksabſtimmung 
der über 20 Jahre alten deutſchen Männer und Frauen Oſterreichs über die Wieder⸗ 
vereinigung mit dem Deutſchen Reich ftatt. 


i Artikel 3 
Bei der Volksabſtimmung entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 


Artikel 4 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Bundes verfaſſungsgeſetzes erfor⸗ 
derlichen Vorſchtiften werden durch Derorönung getroffen. 


Artikel 5 
1. Dieſes Bundesverfaſſungsgeſetz tritt am Tage feiner Kundmachung in Kraft. 
2. Mit der Vollziehung dieſes Bundes verfaſſungsgeſetzes iſt die Bundesregie⸗ 
rung betraut.“ 


Gleichzeitig wurde dieſes öſterreichiſche Bundesgeſetz, der letzte Souverã⸗ 
nitätsaft des ſelbſtändigen Staates Öfterreich, als Deutſches Reichsgeſetz ver⸗ 
kündet. Das bisherige öſterreichiſche Recht wurde als bis auf weiteres fort⸗ 
beſtehend anerkannt; die Einführung des Reichsrechts in Oſterreich wurde 
dem Sührer oder dem von ihm dazu ermächtigten Reichs miniſter vorbehalten. 
Die Durchführung dieſes Geſetzes wurde dem Reichs innenminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern übertragen. 
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Am 18. März 1938 (RGBI. I 257) wurde für das ganze Reich die Volks⸗ 
abſtimmung und die Neuwahl des Reichstags durch folgende Verordnung 
des Führers angeordnet: 

„In der Abſicht, dem Deutſchen Doit Geiegenheit zu geben, ſich in ſeiner Ge⸗ 

ſamtheit zu dem durch die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich 
geſchaffenen Großdeutfchen Doltsteich zu belennen, ordne ich an, daß neben der 
Doiksabſtimmung im Land Öfterreich auch im übrigen Reichsgebiet eine Voiks⸗ 
abſtimmung über die am 13. März 1938 vollzogene Wiedervereinigung Öfterreichs 
mit dem Deutſchen Reich ftattfindet. Gieichzeitig löſe ich den Reichstag mit Ablauf 
des 9. April 1938 auf, um den deutſchen Doilsgenoffen in Oſterreich eine Vertretung 
im Großdeutſchen Boiksreich zu eröffnen.“ 
Sür die Reichstagswahl wurde durch Geſetz vom 18. März 1938 (RG Bl. I 
258) beſtimmt, daß an die Stelle der Kreiswahlvorſchläge der Reichswahl⸗ 
vorſchlag tritt; auch wurde das allgemeine Reichstagswahlrecht in Oſterreich 
eingeführt. Gauleiter Bürckel wurde zur Vorbereitung der Volksabſtimmung 
in Öfterreich eingeſetzt. j i 

Am 18. März 1938 fand auch die letzte Sitzung des alten Reichs tags in 
Anweſenheit der öſterreichiſchen Landesregierung ſtatt. In einer Rede gab 
der Führer dem deutſchen Volke einen Bericht über die Ereigniffe, die zum 
Eingreifen in Oſterreich und zur Wiedervereinigung der Oſtmark mit dem 
Reiche geführt hatten. Die Volks abſtimmung vom 10. April ergab 

in Öfterteih 4 443 208 Ja-Stimmen (= 99,73 v. 8.) 11807 Rein-Stimmen 
im klitreich 44 362 667 Ja-Stimmen (= 99,02 v. H.) 440 429 Nein-Stimmen 
zuſammen 48 805 875 Ja⸗Stimmen 452 236 Nein⸗Stimmen. 

Die Wahlen zum Reichstag ergaben insgefamt 

48 751 587 Stimmen für die Lifte des Sührers (99,08 v. H.) 

452 170 Stimmen gegen die Lifte des Sührers. 

Auf die Meldung diefer Ergebniffe, die Gauleiter Bürdel dem Sührer 
durch Rundfunk erſtattete, erwiderte der Führer: 

„Ich habe von meiner Heimat viel erhofft. Die Ergebniſſe dieſer Abftimmung 
übertreffen nun doch, wie im ganzen übrigen Reich, alle meine Erwartungen. Ich 
bin fo glücklich über die damit endlich bewieſene wahre innere Geſinnung Deutſch⸗ 
öfterreichs und über das mir geſchenkte Vertrauen. Denn dieſe nunmehr vom ganzen 
deutſchen Volk vollzogene geſchichtliche Beſtätigung der Vereinigung Öfterreichs 
mit dem Reich bedeutet zugleich die höchſte Rechtfertigung meines ganzen Handeins. 
Sür mich iſt diefe Stunde damit die ſtoizeſte meines Lebens. Ich kann nicht anders, 
ais dem ganzen deutſchen Voike und vor allem meiner eigenen teueren Heimat aus 
meinem tiefſten Herzen danken.“ 

Als Ausdruck ſeiner Anerkennung für die beſonderen Derdienfte um die 
Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Deutſchen Reiche ſtiftete der Sühreram 
I. Mai 1938 (RGBLI431) die Medaille zur Erinnerung an den 13, März 19381). 


) Dazu Änderungs-Derorönung vom 27. Auguft 1938 (RG Bi. I 1062). 
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b) Dölkerrechtliche Wirkungen der Wiedervereinigung 

Die Wirkung der beiden Geſetze vom 13. März 1938 erſtreckte ſich in erfter 
Linie auf die völkerrechtliche Stellung Oſterreichs. Dölkerrechtlich hörte mit 
dem 15. März 1938 der Staat Oſterreich auf zu beſtehen. In feierlicher Form 
ſagte fi ſchon am 12. März 1938 der Bundeskanzler Seyß⸗Inquart als 
der berufene Sprecher des Candes von der in dem Diktat von St. Germain 
und dem Genfer Protokoll erzwungenen „Unabhängigkeit“ Öfterteichs los; 
am 15. Mätz wurde dieſe „Unabhängigkeit“, d. h. die formelle völkerrecht⸗ 
liche Selbſtändigkeit des Staates Gſterreich, beſeitigt. Oſterreich hörte damit 
auf, ein Völkerrechtsſubjekt, d. h. Träger eigener völkerrechtlicher Pflichten 
und Rechte, zu fein. Die Zugehörigkeit Oſterreichs zum Völkerbund erloſch, 
da ſie nur ſelbſtändigen Staatsweſen zuſtehen kann. Auch aus allen ſonſtigen 
völkerrechtlichen Bindungen und Verträgen politiſcher, wirtſchaftlicher oder 
kultureller Art ſchied Oſterreich mit dem Derluft feiner Dölkerrechtsfähigkeit 
ohne weiteres aus. Neue völkerrechtliche Vereinbarungen konnten von nun 
an nicht mehr durch die Organe des Landes Oſterreich geſchloſſen werden. 
Nur das Reich als Ganzes, vertreten durch den Führer und Reichskanzler, 
war vom 15. März an völkerrechtlich handlungsfähig. Die Ceitung der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten fiel vollſtändig dem Auswärtigen Amt des Reiches 
zu, das die Geſchäfte des ehemaligen Bundesminiſteriums für Auswärtige 
Angelegenheiten übernahm. Die Dertretungs- und Handlungsmacht der 
bisherigen diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretungen Oſterreichs er⸗ 
loſch; die bisherigen öſterreichiſchen Vertreter im flusland erhielten Weiſung, 
ſich den deutſchen Vertretungen zu unterſtellen, die auch die Leitung der 
Geſchäfte übernahmen. Die damit gegebene Rechtslage wurde von den 
fremden Regierungen anerkannt, indem ſie ihre bisherigen Geſandtſchaften 
in Oſterreich in Generalkonſulate umwandelten. 

Es entſtand damit die völkerrechtliche Frage, ob etwa das Reich als 
Ganzes nun auf Grund der ſog. Staatenſukzeſſion in die völkerrechtlichen 
Bindungen des untergegangenen Staates Oſterreich eintrat. Die Staaten- 
ſukzeſſion findet nach anerkannten Regeln des Völkerrechts bei der Einver⸗ 
leibung eines Staates nur in einem beſtimmten Umfange ſtatt. Der über⸗ 
nehmende Staat wird an Stelle des untergegangenen Staates Subjekt der 
völkerrechtlichen Pflichten und Rechte nur inſoweit, als ſeine politiſche Ge⸗ 
ſamtordnung eine ſolche Rechtsnachfolge erträgt. Damit ſcheiden für die 
Übernahme drei Gruppen von berpflichtungen aus: Erſtens findet die 
Rechtsnachfolge nicht ſtatt bei denjenigen Bindungen, die untrennbar mit 
dem ſelbſtändigen völkerrechtlichen Beſtande des alten Staates verbunden 
ſind und die deshalb mit der neugeſchaffenen Rechtslage nicht in Einklang 
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gebracht werden könnten. Das iſt z. B. bei allen Verträgen, die der Sicherung 
der öſterreichiſchen Unabhängigkeit dienten, der Fall. Zweitens gibt es keine 
Staatenſukzeſſion hinſichtlich derjenigen Bindungen, die mit dem völkerrecht⸗ 
lichen Grundrecht auf Selbſterhaltung und Ehre, das dem übernehmenden 
Staate wie jedem Mitglied der Völkerrechtsgemeinſchaft zuſteht, nicht ver⸗ 
einbar wären. Das trifft 3. B. bei den Vereinbarungen Oſterreichs über die 
politiſchen Anleihen von Genf (1920) und Lauſanne (1932) zu. Drittens 
kann eine Staatenſukzeſſion nicht anerkannt werden bei denjenigen Bin⸗ 
dungen, die mit der politiſchen Grundordnung des übernehmenden Staates 
in unerträglichem Widerſpruch ſtünden. Das iſt z. B. bei dem öſterreichiſchen 
Konkordat von 1934 der Salli), das der katholiſchen Kirche Sreiheiten, Privi⸗ 
legien und Einwirkungsrechte zugeſtand, die das Land unter den Willen 
eines politiſchen Klerikalismus beugten. Eine ſolche Vormachtſtellung der 
Kirche gegenüber dem Staat iſt mit der politiſchen Geſamtordnung des 
Reiches unverträglich; daher iſt keine Rechtsnachfolge des Reiches in das 
Konkordat eingetreten. 

Die fiktive Unabhängigkeit und die falſche Staatlichkeit Oſterreichs fielen 
damit fort; die Oſtmark trat in den Verband des Reiches, dem fie ein Jahr⸗ 
tauſend gliedhaft angehört und durch lange Jahrhunderte die politiſche Lei⸗ 
tung gegeben hatte, zurück. Das deutſche Geſamtvolk, das der innere Zwiſt, 
der Souveränitätsdünkel feiner Fürſten und der Unterdrückungswille ſeiner 
Seinde die politiſche und ſtaatliche Einheit hatten verlieren laſſen, gewann 
am 13. März 1938 feine ſtaatliche Geſtalt zurück. Die Einheit des Großdeut⸗ 
ſchen Reiches, die der Frh. vom Stein vergeblich erſtrebt, die die Männer der 
Paulskirche verfehlt hatten und auf die Bismarck in realpolitiſcher Einficht 
verzichtet hatte, war durch die geſchichtliche Tat wiederbegründet. 


c) Die verfaſſungsrechtliche Wirkung der Wiedervereinigung 
Mit dem Wiedereingliederungsgeſetz wurde Oſterreich ein Land des 
Deutſchen Reiches. Das Land Öfterreicy trat in die verfaſſungsrechtliche 
Stellung ein, die die Länder nach dem Verfaſſungsrecht des flltreiches beſitzen. 
Der bisherige Bundeskanzler Dr. Seyß⸗Inquart wurde zum Reichsftatt- 
halter mit dem Sitz in Wien ernannt und mit der Sührung der öſterreichiſchen 
Landesregierung beauftragt (Erlaß des Sührers vom 15. März 1938). Öfter- 
reich wurde zum Derwaltungstörper des Reiches. Seine Hoheitsrechte gingen 
auf das Reich über; ſie wurden den öſterreichiſchen Behörden in dem Um⸗ 
fange zur Ausübung zurüdübertragen, wie das im liltreich der Fall iſt. 


) Ganz abgefehen von der Stage, ob das Konkordat überhaupt rechtsverbind⸗ 
lich in Kraft getreten iſt (darüber oben S. 88). 
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Die „Verfaſſung 1934“ verlor ihre Wirkſamkeit; die vorberatenden oder 
beſchließenden Dertretungsorgane des Bundes kamen in Wegfall. Das Land 
trat in die politiſche Grundordnung des Deutſchen Reiches ein. Die Derbind- 
lichkeit der deutſchen Derfaffung als einer politiſchen Geſamtordnung begann 
für Öfterreich unmittelbar mit der Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich, da 
ein integrierender Beſtandteil eines Staates notwendig unter die Grund⸗ 
ordnung tritt, die den Staat konſtituiert. Es gibt keine gliedhafte Zugehörig⸗ 
keit zu einem Staat ohne Unterordnung unter den Kernbeſtand feiner Ver⸗ 
faſſung. So wie für das Altreich dieſer Kernbeſtand der Derfaffung als un⸗ 
geſchriebene politiſche Grundordnung gilt, fo traten auch für das Land Öiter- 
reich die Fundamentalſätze des nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrechts ohne 
ſchriftliche Verlautbarung unmittelbar mit der Wiedervereinigung in Kraft. 
Auch einzelne fundamentale Verfaſſungsgeſetze des Altreiches griffen in ihrer 
Geltung ohne weiteres auf Oſterreich über, weil ohne ihre Wirksamkeit eine 
Zugehörigkeit zum Deutſchen Reiche nicht möglich it. Das iſt vor allem bei g 
den Verfaſſungsgeſetzen der Fall, die das Amt des Führers und Reichskanz⸗ 
lers, die Zuſtändigkeiten der Reichsregierung, die Funktionen der NSDAP. 
als der volkführenden und ſtaatbeſtimmenden Bewegung des Reiches, die 
Aufgaben des Reichstages und die politiſchen Rechte des Volkes regeln. Das 
Staatsoberhauptgeſetz vom 2. Auguft 1934, das Geſetz zur Behebung der Not 
von Volk und Reich vom 24. März 1933/30. Januar 1937, das Geſetz über 
Doltsabftimmung vom 14. Juli 1935 und das in verſchiedenen älteren und 
neueren Geſetzen verſtreute Reichstagsrecht traten daher in Öfterreich mit 
der Wiedervereinigung unmittelbar in Wirkſamkeit. Das gilt bei richtiger 
Betrachtung auch für das Geſetz gegen die Neubildung von politiſchen par⸗ 
teien vom 14. Juli 1935 und das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat vom 1. Dezember 1933, ſo daß unmittelbar mit der Wiedervereini⸗ 
gung die politiſche Willensbildung und die weltanſchauliche Ausrichtung des 
Volkes in Öfterreich ausschließlich auf die NSDAP, überging; jede politiſche 
Betätigung außerhalb der NSDAP. oder gar gegen ſie wurde daher mit dem 
Augenblid der Wiedervereinigung verboten. Um hier jede Unklarheit aus⸗ 
zuſchließen, find die beiden erwähnten Geſetze durch Erlaß des Gührers vom 
15. März 1938 (RG Bl. I 247) ausdrücklich für anwendbar erklärt worden. 

Im allgemeinen wurde das Verfaſſungsrecht des Altreichs in Oſterreich 
nach und nach durch einzelne Verordnungen und Erlaſſe eingeführt. Die Auf: 
gabe der Rückgliederung wurde auf Grund der DG. vom 16. März 1938 
(RG Bl. I 249) einer dem Reichsinnenminiſter untergeordneten „Zentralitelle 
zur Durchführung der Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen 
Reich“ übertragen, zu deren Ceiter am 18. März 1938 der Staatsſekretär 
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Dr. Studart unter der Dienftbezeichnung „Reichsbeauftragter für Oſter⸗ 
reich“ berufen wurde). Unter der Leitung dieſer Zentralſtelle wurde die 
verfaſſungsrechtliche Eingliederung in ſchnellem Vollzug durchgeführt. 
Ins beſondere wurden in Oſterreich folgende Verfaſſungsgeſetze des Reiches 
eingeführt: 


1. betr. die Stellung des Landes Öfterreid: 


a) das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934, 
b) das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935; 


2. betr. die Stellung der NSDAP. in Oſterreich: 
a) das Geſetz gegen die Neubildung politiſcher Parteien vom 
14. Juli 1933, 
b) das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 
1. Dezember 1933; 
5. betr. die nationalen Symbole: 


a) das Reichsflaggengeſetz vom 15. September 1935, 
b) das Geſetz zum Schutz der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933; 


4. betr. das Volks- und Staatsangehörigkeitsrecht: 
a) das Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935, 
b) das Blutſchutzgeſetz vom 15. September 1935, 


c) die Verordnung über die deutſche Staats angehörigkeit vom 2. Je⸗ 
bruar 1934; 


5. betr. das Wehrrecht: 
a) das Wehrgeſetz vom 16. Mai 1935, 
b) das Militärſtrafgeſetzbuch, die Militärſtrafgerichtsordnung und die 
Difziplinarftrafordnungen der Wehrmacht. 
6. betr. das Gemeinderecht: 


a) die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 
b) das Geſetz über den Deutſchen Gemeindetag vom 15. Dezember 
1935. 


7. betr. das Beamtenrecht: 


a) das Deutſche Beamtengeſetz vom 26. Januar 1937, 
b) die Reichs dienſiſtrafordnung vom gleichen Tage. 


) Dölkiſcher Beobachter. Nordd. Ausg. v. 25. März 1938. 
7. 1414 
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d) Die verfaſſungsrechtliche Eingliederung der Oſtmark 


Sür die beſondere Aufgabe, die Reorganiſation der NSDAP. in Oſterreich 
als der volkführenden und ſtaatbeſtimmenden Bewegung vorzunehmen, 
wurde ſchon am 15. März 1938 der Gauleiter Bürckel eingefegt!). Ihm 
wurde als dem kommiſſariſchen Leiter der NSDAP. in Oſterreich auch die 
Dorbereitung der Volksabſtimmung vom 10. April übertragen. Er wurde 
mit der Vollmacht verſehen, alle zur Erfüllung dieſer beiden Aufträge not⸗ 
wendigen Maßnahmen zu ergreifen. Nach der Durchführung der Wahl wurde 
Gauleiter Bürckel durch Erlaß des Führers vom 27. April 1938 zum Reichs⸗ 
kommiſſar für die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reiche mit dem Sitz in Wien beſtellt (RG Bl. I 407). Dem 
Reichskommiſſar wurde der Auftrag erteilt, „für den politiſchen Aufbau und 

die Durchführung der ſtaatlichen, wirtſchaftlichen und kulturellen Wieder⸗ 
eingliederung Öfterteichs in das Deutſche Reich zu ſorgen“. Er wurde mit der 
Vollmacht ausgeſtattet, „den Dienſtſtellen des Reiches im Lande Öfterreich, 
den Dienſtſtellen des Landes Oſterreich und der ehemaligen fterreichifchen 
Bundesländer ſowie den Dienititellen der NSDAP., ihrer Gliederungen und 
der ihr angeſchloſſenen Verbände im Lande Oſterreich Weiſungen zu er⸗ 
teilen“. Der Reichsinnenminiſter wurde angewieſen, bei den von ihm zu 
treffenden Maßnahmen der Wiedervereinigung, insbeſondere auf dem 
Gebiete der Rechtsangleichung, das Einvernehmen mit dem Reichskommiſſar 
herzuſtellen. Der „Reichsbeauftragte für Oſterreich“ (darüber oben S. 96 f.) 
wurde dem Reichskommiſſar angegliedert. 

Der Reichskommiſſar ift nach dieſem Sührererlaß eine dem ührer un⸗ 
mittelbar untergebene Dienſtſtelle des Reiches; fein Auftrag iſt bis zum 50. Sep⸗ 
tember 1959 befriftet?). Er beſitzt in dieſer Zeit ein totales Sührungsrecht und 
eine durchgängige Befehlsgewalt im Lande Oſterreich, der alle Dienititellen 
des Staates (insbeſondere der Reichsbeauftragte für Oſterreich, der Reichs⸗ 
ſtatthalter, die Landesregierung und die Landeshauptmänner) ſowie alle 
Amtsträger der Bewegung (insbeſondere die Gauleiter) untergeordnet ſind. 
Es handelt ſich alſo um einen der ſeltenen Sälle, in denen die Befehlsgewalt 
über Partei und Staat in einem Amte vereinigt ift (nicht nur durch eine 
mehrere Amter in einer hand verbindende Perſonalunion). Don der Befehls⸗ 
gewalt des Reichs kommiſſars aus genommen ift nur die Wehrmacht kraft der 
beſonderen Geſchloſſenheit der militäriſchen Kommandogewalt; außerdem 


) Döltiſcher Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 73 v. 14. März 1938. 


) Die Stift, die erſt bis zum 1. Mai 1939 lief, iſt durch das Oſtmark ⸗ Geſetz ver⸗ 
längert worden (darüber unten $ 31 e). 
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verbietet die richterliche Unabhängigkeit Hnweiſungen des Reichskommiſſars 
an die Gerichte im Rahmen der rechtſprechenden Tätigfeit. 

Die Aufgabe des Reichs kommiſſars und fein Verhältnis zum Reichsſtatt⸗ 
halter wurde in einem Schreiben des Sührers an Dr. Seyß⸗3 nquart vom 
25. April 1938 erläutert. Es heißt dort: 

„Der mir unmittelbar unterftellte Reichs kommiſſar ſoll für ein Jahr, innerhalb 
deſſen die Wiedereingliederung Oſterreichs im weſentlichen durchgeführt ſe in muß, 
als mein Derbindungsmann ſowohl mir wie Ihnen die Aufgaben erleich⸗ 
tern, die die Wiedereingliederung Oſterreichs in das Reich in politiſcher, rechtlicher, 
wirtſchaftlicher und kultureller Hinſicht mit ſich bringt. Es wird ihm im beſonderen 
obliegen, bei der vom Reichsminifter des Innern als Zentralſtelle für die wieder⸗ 
vereinigung Öfterreichs mit dem Reich zu vollziehenden Rechtsangle ichung und 
Rechts einführung maßgebend mitzuwirken und für die Reichs regierung und die 
Partei mit Ihnen zu prüfen, ob und wann das deutſche Re ichs recht auf den vers 
ſchiedenen Rechtsgebieten in Öfterreich eingeführt oder öſterreichiſches Recht an⸗ 
geglichen werden ſoll. Ihre fluf gabe wird es ſein, als mit der Sührung der öfter: 
reichiſchen Landesregierung beauftragter Reichsſtatthalter, das neue Recht in 
Osterreich durchzuführen). | 

Diefe Regelung der Zentralgewalt in Öfterreic war demnach verfaſſungs⸗ 
rechtlich ſo zu verſtehen, daß während der für die Wiedervereinigung be⸗ 
ſtimmten Zeit der Reichs kommiſſar als eine befondere Dienſtſtelle des Reiches 
zwiſchen dem Führer und dem Reichsſtatthalter ſtand. Unter dieſem durch 
die beſonderen Aufgaben der Wiedervereinigung bedingten Vorbehalt übte 
der Reichsſtatthalter in Oſterreich die Befugniffe aus, die ihm nach dem 
Reichsſtatthaltergeſetz zuſtanden. Er war ſtändiger Vertreter der Reichs⸗ 
regierung und hatte als ſolcher ein allgemeines Unterrichtungsrecht gegenüber 
allen öffentlichen Dienſtſtellen im Lande; er hatte die Befugnis, dieſe Dienſt⸗ 
ſtellen auf die maßgebenden Geſichtspunkte hinzuweiſen; er konnte bei Gefahr 
im Verzuge einftweilige Anorönungen treffen. Er hatte ein Vorſchlagsrecht für 
die Ernennung und Entlaffung der Mitglieder der Landesregierung, ihm oblag 
die Ausfertigung und Verkündung der Candesgeſetze, er ernannte und entließ 
nach Maßgabe des Sührererlaſſes vom 3. Sebruar 1934 die Candesbeamten 
und übte nach Maßgabe des Sührererlaſſes vom 1. Sebruar 1935 das Gnaden⸗ 
recht aus. Doch konnte bei allen dieſen Sunttionen des Reichsftatthalters der 
Reichskommiſſar fein allgemeines und umfaſſendes Führungsrecht geltend 
machen. . A 
Der Reichsſtatthalter war außerdem der Ceiter der öſterreichiſchen Can⸗ 
desregierung. Die alte kollegiale Bundesregierung wurde damit durch eine 
unter der Führung des Reichsſtatthalters ſtehende „monokratiſche“ Candes⸗ 
regierung erſetzt. Die zunächſt gebildete proviſoriſche Candesregierung erhielt 


) Völkiſcher Beobachter. Nordd. Ausg. v. 26. April 1938. 
1 


100 II. Die Errichtung des Großdeutſchen Volksreichs 


am 31. Mai 1938 bei der feierlichen Einweiſung durch den Reichsinnen⸗ 
miniſter Dr. Srick die endgültige Geftalt!). Die Zahl der Miniſter wurde 
weſentlich verringert. Der Reichsſtatthalter Dr. Seyß⸗Inquart übernahm 
die Leitung des Miniſteriums für innere und kulturelle Angelegenheiten 
perjönlich. Mit ſeiner Vertretung wurde der Miniſter Klausner beauftragt“). 
gerner gehörten der Candesregierung an: Miniſter Siſch bo eck (Sinanz⸗ und 
handelsminiſterium in Perjonalunion), Minifter Reinthaller (Landwirt- 
ſchafts miniſterium und Sorſtweſen), Minifter Hueber Guſtizminiſterium, 
in Liquidation), Minifter Glaiſe⸗horſtenau (ohne Geſchãftsbereich) ). 

Das Geſetzgebungsrecht im Lande Öfterreich wurde durch Verordnung 
vom 30. April 1958 (RG Bl. 1 455) beſonders geregelt. Danach wurde die geſetz⸗ 
gebende Gewalt vom Reichs ſtatthalter als dem Leiter der Landesregierung 
ausgeübt. Der Umfang der Kompetenz zur Geſetzgebung bemaß ſich nicht 
nach der Juſtändigkeits verteilung des Altreiches. Soweit vielmehr noch kein 
Reichsrecht in Oſterreich eingeführt war, ſtand die Geſetzgebung dem Tande 
im bisherigen Rahmen zu. Selbſtverſtändlich war dieſes Geſetzgebungsrecht 
kein Ausdrud einer ſelbſtändigen Candes hoheit mehr; es handelte ſich vielmehr 
um die Geſetzgebungshoheit des Reiches, die auf Grund einer Reichs ermächti⸗ 
gung als delegierte Gewalt ausgeübt werben konnte. Die öſterreichiſchen 
Landesgefege bedurften auf Grund des Neuaufbaugeſetzes der Zuſtimmung 
des zuſtändigen Reichs miniſters. Soweit die Geſetzgebung bisher den ehe⸗ 
maligen Bundesländern zustand, konnten die Landeshauptmänner und der 
Bürgermeiſter von Wien im Rahmen des Reichs rechtes und unter Juſtim⸗ 
mung des Reichsſtatthalters durch Verordnung Recht ſetzen. Die Exekutiv⸗ 
gewalt wurde von den Leitern der einzelnen Miniſterien ſelbſtändig unter 
der Sührung des Reichsſtatthalters ausgeübt. Sür die Haushaltführung des 
Landes war das Geſetz über die haus haltführung im Reich vom 28. März 1958 
maßgebend (Verordnung vom 22. Juni 1938, KG Bl. I 649). 

Im Zuſammenhang mit dieſer Neuordnung der öſterreichiſchen Zentral 
gewalt wurde die innere Gliederung des Landes neu aufgebaut. Durch 
eine gemeinſame Entſcheidung des Reichskommiſſars und des Reichsinnen⸗ 
miniſters ift zunächſt die politiſche Einteilung des Landes feſtgelegt worden“). 


1) Bericht im Döltiſchen Beobachter. Nordd. Ausg. v. 2. Juni 1938. — Doller 
Wortlaut der Rede des Reichs innenminiſters im Reichsverwaltungsblatt. Bd. 59. 
(1938.) S. 477 ff. 

) Der Gauleiter von Kärnten, Miniſter Klausner, iſt am 12. Februar 1939 
geſtorben; er wurde durch feierliches Staatsbegräbnis beigeſetzt. 

2) Amtliche Verlautbarung des Reichsſtatthalters vom 25. Mai 1938 (Döltiſcher 
Beobachter. Nr. 146 v. 26. Mai 1938) ſowie die Anm. 1 erwähnte Rede des Reichs⸗ 
innenminiſters. 

4, Döltifcher Beobachter. Nordd. Ausg. v. 2. Juni 1938. 
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Dabei iſt das Burgenland als ſelbſtändige politiſche Einheit aufgehoben 
worden. Vorarlberg iſt politiſch mit Tirol vereinigt worden. Die politiſche 
Einteilung, d. h. der Aufbau der NSDAP. in Oſterreich, umfaßt die ſieben 
Gaue Oberdonau, Niederdonau, Wien, Steiermark, Kärnten, Salzburg 
und Tirol. Die ſtaatliche Einteilung des Landes Oſterreich ift durch das 
Geſetz über Gebietsveränderungen vom 1. Oktober 1938 (RG Bl. I 1333) 
der Gaueinteilung im weſentlichen angeglichen worden. Das Burgenland 
iſt zwiſchen Niederöſterreich und Steiermark aufgeteilt worden. Vorarlberg 
iſt als ſtaatlicher Verwaltungsbezirk erhalten geblieben. Im übrigen find 
die Verwaltungsbezirke durch Gebiets veränderungen neu gegeneinander 
abgegrenzt worden!). Durch das Oſtmark⸗Geſetz vom 14. April 1939 iſt 
dann die verfaſſungs⸗ und verwaltungsrechtliche Eingliederung Oſterreichs 
in das Reich zum endgültigen Abſchluß gebracht worden (darüber unte 

§ 31e). . 
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Die Angliederung des Sudetenlandes 


a) Die Entſtehung des ſudetendeutſchen problems 


Schrifttum: h. Raſchhofer, Die tſchecho⸗ſlowakiſchen Denkſchriften für die 
Sriedenskonferenz in Paris 1919/20. 1937. - p. Moliſch, Die ſudetendeutſche 
Sreiheitsbewegung in den Jahren 1918—1919. 1932. Zur Geſchichte: h. Rau⸗ 
pach, Der tſchechiſche Srühnationalismus. 1939. 

Bei der Darſtellung der öſterreichiſchen Derfaſſungs entwicklung (oben $ 4) 
wurde bereits hervorgehoben, daß an der Konitituierung der „Proviſoriſchen 
Nationalverſammlung für Deutſch⸗Oſterreich“ am 21. Oktober 1918 auch 
die deutſchen Abgeordneten aus den ſudetendeutſchen Gebieten mitwirkten. 
Gemäß dem von den Siegermächten feierlich als Grundlage des Sriedens 
proklamierten „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ durften die Deutſchen 
in Böhmen und Mähren erwarten, daß ihr Wille, ſelbſtändig über ihr ſtaat⸗ 
liches Schicksal zu entſcheiden, geachtet werde. Das deutſche Siedlungsgebiet 
in den Sudetenländern, das nach dem ausdrücklichen Beſchluß der proviſori⸗ 
ſchen Nationalverſammlung Beſtandteil des deutſch⸗öſterreichiſchen Staates 
ſein ſollte, umfaßte im weſentlichen vier Bezirke: Deutſchböhmen, Böhmer 
Wald, Südmähren und das eigentliche Sudetenland (Nordmähren und 
Schleſien). Der Sprachgebrauch, alle dieſe Gebiete unter der Bezeichnung 
„Sudetenland“ zuſammenzufaſſen, iſt erſt in der folgenden Zeit des Selbſt⸗ 


1) Dabei find die Gemeinden Jungholz und Mittelberg an Bayern gefallen. 
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behauptungstampfes entſtanden. In dem 1918 angeſtrebten Staate Deutſch⸗ 
Oſterreich ſollte der Böhmer⸗Wald⸗Gau zu Oberöſterreich, Südmähren zu 
Niederöſterreich kommen; Deutſch⸗Böhmen und das Sudetenland ſollten 
eigene Provinzen bilden. 

Am 29. Oktober 1918 wählte die Nationalverfammlung in Wien die 
ſudetendeutſchen Landesregierungen, da als ſelbſtverſtändlich angenommen 
wurde, daß der am 28. Oktober 1918 in Prag ausgerufene neue tſchechiſche 
Staat ſich auf das tſchechiſche Siedlungsgebiet beſchränken werde. Aber be⸗ 
reits im November und Dezember 1918 nahmen die Uſchechen die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete mit militäriſcher Gewalt an ſich. Die Teilnahme der 
Sudetendeutſchen an den am 16. Sebruar 1919 ſtattfindenden Wahlen 
zur verfaſſunggebenden öſterreichiſchen Nationalberſammlung wurde ver⸗ 
hindert. Am 4. März 1919, dem Tag, an dem die öſterreichiſche National⸗ 
verſammlung eröffnet wurde, fanden in allen deutſchen Städten des Sudeten⸗ 
landes Proteſtkundgebungen des Sudetendeutſchtums ſtatt, die ſich gegen 
die Vorenthaltung des Selbſtbeſtimmungsrechtes richteten. Mit Gewalt 
wurde dieſer flusdruck des nationalen Wollens unterdrückt; in vielen Städten 
ſchoß das tſchechiſche Militär in die Demonſtrationszüge der Deutſchen. 
Über 50 Cote waren die Opfer dieſes erſten Kampfes um die Freiheit. 

fluf der Sriedenskonferenz von St. Germain begründete die tſchechiſche 
Regierung in zahlreichen Denkſchriften ihren fnſpruch auf das ſudeten⸗ 
deutſche Gebiet. Indem ſie die wirkliche Lage bewußt verleugnete, behaup⸗ 
tete ſie, daß die Deutſchen nur in Böhmen geſchloſſene Siedlungsgebiete 
bewohnten, während ſie in den übrigen von den Uſchechen beanſpruchten 
Gebieten, vor allem in Schleſien, zerſtreut ſeien, und daß ſie auch in Böhmen 
nahezu überall mit der tſchechiſchen Bevölkerung vermiſcht lebten. Vergebens 
verſuchten die Sudetendeutſchen, der Sriedenskonferenz gegenüber ihrem 
Unſpruch auf das Selbſtbeſtimmungsrecht Gehör zu verſchaffen. Im Diktat 
von St. Germain mußte Oſterreich auf die ſudetendeutſchen Gebiete ver⸗ 
zichten und die durch Gewalt geſchaffenen Grenzen ſowie die Unabhängig⸗ 
keit der Uſchecho⸗Slowakei ausdrücklich anerkennen. Deutſchland wurde im 
Derfailler Diktat dem gleichen Verzicht unterworfen; außerdem mußte es 
das Hultſchiner Ländchen, obwohl es eine rein deutſche Bevölkerung hatte, 
an die Tſchecho⸗Slowakei abtreten. 

Die tſchechiſche Regierung hatte, um ihre Hnſprüche auf das ſudeten⸗ 
deutſche Gebiet durchzuſetzen, in ihren Denkſchriften, vor allem dem be⸗ 
rühmten Mémoire III, Zuſicherungen für die Sreiheit der deutſchen Volks⸗ 
gruppe im tſchechiſchen Staat gemacht. Sie hatte ins beſondere das VDerſprechen 
abgegeben, das Deutſche als zweite Candesſprache anzuerkennen, der deut⸗ 
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ſchen Bevölkerung ihr Schul und Hochſchulweſen zu belaſſen, die deutſche 
Bevölkerung in keiner Weiſe zurückzuſetzen und im ganzen ein Regime ein⸗ 
zuführen, das dem der Schweiz ähnlich fei. 

Selbſt die Sriedenskonferenz, ſo leichtgläubig ſie auch den tſchechiſchen 
Darſtellungen gegenüber war, erkannte, daß es ſich bei der Srage der Deut: 
ſchen in der Uſchecho⸗Slowakei nicht nur um ein Minderheitenproblem 
handele. Der flusſchuß für die neuen Staaten ftellte am 16. Juni 1919 aus⸗ 
drücklich feſt, daß 

„die Pofition der Deutſchen in Böhmen von der einer Minderheit völlig ver⸗ 


ſchieden und derartig weitreichend ſei, daß das Daſein des neuen Staates davon 
abhänge, wie er ſich die Deutſchen als willige Bürger eingliedern werde“. 


Die Konferenz ergriff aber keine Maßnahmen, um eine Stellung der Deut⸗ 
ſchen in der Uſchecho⸗Slowakei, die ihrer tatſächlichen Bedeutung entſprochen 
hätte, zu ſichern. Die Uſchecho⸗Slowakei mußte in dem Staatsvertrag von 
St. Germain vom 10. September 1919 nur allgemeine Minderheitenſchutz⸗ 
beſtimmungen für alle fremdvölkiſchen Minderheiten anerkennen. 
Die wichtigſten dieſer Garantien waren: Voller Schutz von Leben und Freiheit 
für alle Staatsbürger ohne Unterſchied der Geburt, Nationalität, Sprache, Raſſe 
oder Religion; Gleichheit vor dem Geſetz; völlige Sreiheit der Sprache im 
Privat» und Geſchäftsvertehr, in Angelegenheiten der Religion, der Preſſe, aller 
Art von Deröffentlihungen und öffentlichen Derfammlungen; Gewährung an⸗ 
gemeſſener Möglichkeiten für den Gebrauch der eigenen Sprache vor Gericht; 
tatſächliche und rechtliche Gleichbehandlung der Minderheitsangehörigen mit 
den übrigen Staatsangehörigen; Gleichberechtigung in der Errichtung und 
Unterhaltung von wohltätigen, religiöfen, ſozialen Einrichtungen, von Schulen 
und ſonſtigen Erziehungsanſtalten mit dem Recht zum Gebrauch der eigenen 
Sprache. 


Die Minderheitenſchutzbeſtimmungen wurden unter die Garantie des 
Völkerbundes geftellt; die Iſchecho⸗Slowakei verpflichtete ſich, ſie als Grund⸗ 
geſetze anzuerkennen und keine widerſprechenden Geſetze, Verordnungen 
und Amtshandlungen zu erlaffen. Wie wenig wirkſam die „Garantie“ des 
Völkerbundes war, ergibt ſich daraus, daß von den 22 Minderheiten⸗ 
beſchwerden des Sudetendeutſchtums keine einzige zur Verhandlung vor 
dem zuständigen Dreier-Ausfchuß des Völkerbundsrates kam. 


b) Die Vergewaltigung der Sudetendeutſchen 
im tſchecho⸗ſlowakiſchen Staat 


Schrifttum: R. Jung, Die Iſchechen. 3. Aufl. 1938. - 5. Kiehr, Das tſchecho⸗ 
llowakiſche Staats verteidigungsgeſetz. Iſchr. f. ausl. öff. R. u. DR. Bd. 6 B. 4. 
h. Krebs, Kampf in Böhmen. 1938. - E. Winkler, Die Uſchecho⸗Slowalei im 

Spiegel der Statiſtik. 1937, 
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1. Die Derfaffung 

Bereits beim Erlaß der Verfaſſung verletzte die Tichecho-Slowatei ihre 
Verpflichtungen zum Minderheitenſchutz. Die tſchecho⸗ſlowakiſche Derfaſſung 
von 1919 wurde von einer „revolutionären Nationaloerſammlung“ be⸗ 
ſchloſſen, die ſich aus der Vereinigung der tſchechiſchen Parlamentarier im 
öſterreichiſchen Reichs rat entwickelt hatte und durch Zuziehung einiger ſlowa⸗ 
kiſcher Vertreter erweitert worden war. Die anderen Volksgruppen, Deut⸗ 
ſche, Polen, Magyaren, Karpatho-Ruffen, die insgeſamt 34,5 v. H. der 
Staatsbevölkerung ausmachten, waren in dieſer Nationalverſammlung über⸗ 
haupt nicht vertreten. In dem Artikel 128 der Verfaſſungsurkunde, der die 
Gleichheit regelte, wurde die im Vertrag von St. Germain verſprochene 
tatſächliche Gleichbehandlung der Volksgruppen nicht gewährleiſtet und die 
formell zugeſicherte Gleichheit vor dem Geſetz unter den Vorbehalt ein⸗ 
ſchränkender Geſetze geſtellt, jo daß die Gleichheit jederzeit durch einfache 
Geſetze durchbrochen werden konnte. Schon durch die Derfaffungsurkunde 
wurde alſo die Verpflichtung, die Beſtimmungen des Staatsvertrages von 
St. Germain als Grundgeſetz anzuerkennen, verleugnet, und zwar ſowohl 
durch die Entſtehung als auch durch den Inhalt der Derfaffung. 


2. Die Hus ſchaltung der deutſchen Sprache 

Die Sprachenfrage wurde nicht in der Derfaffung geregelt, ſondern 
einem beſonderen Geſetz vorbehalten. Das Sprachengeſetz vom 29. Februar 
1920 beſtimmte, daß die „ tſchecho⸗ſlowakiſche“ Sprache die ftaatsoffizielle 
Sprache der Republik fei. Eine tſchecho⸗lowakiſche Sprache gibt es nicht; 
vielmehr hatte dieſe Beſtimmung, wie ſich aus dem weiteren Inhalt des 
Sprachengeſetzes ergab, die Bedeutung, daß das Slowakiſche mit dem Iſchechi⸗ 
ſchen gleichberechtigt war, während die Sprachen aller übrigen Volksgruppen 
benachteiligt wurden. Die deutſche Sprache, von der im Memoire III ver⸗ 
ſprochen worden war, daß fie die zweite Staatsſprache werden ſollte, wurde 
als ſolche nur in den Gerichtsbezirken zugelaffen, die mindeſtens 20 v. h. 
deutſchſprachige Bevölkerung hatten. Auch für dieſe Bezirke beſchränkte das 
Geſetz das Recht, die deutſche Sprache zu gebrauchen, auf die Erledigung 
von Eingaben, während es der Vollzugsgewalt vorbehalten blieb, die Sprache 
zu beſtimmen, in der Verhandlungen geführt wurden. Das hatte praktiſch 
zur Folge, daß auch in den zweiſprachigen Bezirken die Verhandlungen 
häufig nur tſchechiſch geführt wurden. Grundlage für die Berechnung der 
verhältnismäßigen Stärke der deutſchen Bevölkerung eines Gerichtsbezirks 
bildete die jeweils letzte Volkszählung. Die Volkszählungen, für die an allen 
Stellen tſchechiſche Dolfszählungstommilfare eingeſetzt wurden, ergaben mit 
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auffallender Häufigkeit deutſche Minderheiten knapp unter 20 v. H. In einem 
Gerichtsbezirk, in dem dieſer Prozentſatz nicht erreicht wurde, war das 
Iſchechiſche die einzige Staatsſprache. Das galt vor allem für Prag, obwohl 
es die Hauptſtadt eines Staates mit 22,32 v. H. und eines Landes (Böhmen) 
mit 33,38 v. H. amtlich feſtgeſtellten deutſchen Einwohnern war. 


3. Die Unterdrückung der deutſchen Schule 

In ähnlicher Weiſe mißachtete die tſchecho⸗ſflowakiſche Republik ihre Der- 
pflichtungen und Verſprechungen hinſichtlich der Freiheit des deutſchen 
Schulweſens. Nach dem alten öſterreichiſchen Volksſchulgeſetz beſtanden in 
den Sudetenländern national getrennte Candesſchulräte, die die Aufficht 
über die Schulen ausübten. Die tſchechiſchen Schulgeſetze vom 3. April 1919 
und 9. April 1920 übertrugen dieſe Befugniffe auf den tſchechiſchen Vor⸗ 
ſitzenden des Candesſchulrats, der damit über Beſtand und Geſtaltung der 
deutſchen Schulen zu entſcheiden hatte. Don 1915—1938 verloren die Deut⸗ 
ſchen 554 Volksſchulen mit 2316 Klaffen und 47 mittelſchulen und Lehrer- 
bildungsanſtalten. Dem „Deutſchen Kulturverband“ wurde das Recht ver⸗ 
wehrt, auf eigene Koften nach den Bedürfniſſen deutſche Schulen zu errichten, 
fo daß 1958 für etwa 15 300 deutſche Kinder keine Möglichkeit, deutſche 
Schulen zu beſuchen, beſtand. Beſondere Bedeutung erlangte im Kampf 
gegen das deutſche Schulweſen das Suſtem der tſchechiſchen Minderheits⸗ 
ſchulen. Für ganz kleine tſchechiſche Minderheiten in ſudetendeutſchen Ge⸗ 
meinden wurden mit ſtaatlichen Mitteln oder durch Unterſtützung des 
tſchechiſchen Schulverbandes tſchechiſche Schulen errichtet. Deutſche Eltern 
in dieſen Gebieten wurden dann durch materiellen Druck gezwungen, ihre 
Kinder in dieſe tſchechiſchen Schulen zu ſchicken. Die Folge war, daß es eine 
ganze Anzahl tſchechiſcher Minderheitsſchulen gab, die von mehr deutſchen 
als tſchechiſchen Kindern beſucht wurden. Während im Jahr 1921 in den 
Sudetenländern 3434 deutſche Rinder tſchechiſche, 3216 tſchechiſche Kinder 
deutſche Kindergärten und Volksſchulen beſuchten, war das Verhältnis am 
1. Oktober 1937 11333 zu 1513. 


4. Der Abbau der deutſchen Selbftverwaltung 

Einen weiteren entſcheidenden Schlag tat die tſchecho⸗lowakiſche Regie⸗ 
tung gegen das Deutſchtum durch den Abbau der Selbſtverwaltung. Eine 
Novelle zur Gemeindeordnung vom 7. Sebruar 1919 gab der Regierung die 
Ermächtigung, Gemeinden zu trennen und zuſammenzulegen oder ihre 
Grenzen zu verändern, ohne die Gemeinden oder ihre Vertretungskörper⸗ 
ſchaften zu befragen. Don dieſer Befugnis wurde weitgehender Gebrauch 
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gemacht, um durch Eingemeindung tſchechiſcher Orte in deutſche Gemein⸗ 
den deutſche Mehrheiten zu vernichten oder maßgebliche deutſche Minder⸗ 
heiten zu ſchwächen. Die Novelle ermächtigte die Regierung weiter, den 
Gemeinden beftimmte Aufgaben zu entziehen und fie in ftaatseigene Der- 
waltung zu überführen. Das geſchah vor allem mit der Ortspolizei, und 
zwar in der weitaus größten Zahl der Sälle in Orten mit überwiegender 
deutſcher Bevölkerung. Das hatte nicht nur zur Solge, daß den deutſchen 
Gemeindenerwaltungen ein wichtiger flufgabenkreis entzogen wurde, ſon⸗ 
dern weiter, daß mit der ſtaatlichen polizeiverwaltung faſt ausnahmslos 
ortsftemde tſchechiſche Beamte betraut wurden, während die bisherigen 
deutſchen Gemeindebeamten ihre Stellung verloren. Der finanzielle Aufwand 
für die Ortspolizei blieb dabei im alten Umfang auf den Gemeinden laſten. 

Im Jahre 1927 beſeitigte die tſchechiſche Verwaltungs reform die auto⸗ 
nomen Bezirke und Cänder. Sie wurden dem ſtaatlichen Bezirkshauptmann 
und Landespräfidenten unterſtellt. Die Vertretungskörperſchaften des Be⸗ 
zirkes und Candes wurden nur noch zu zwei Dritteln gewählt, zu einem 
Drittel von den ſtaatlichen Behörden ernannt. Die Ernennungen ſollten der 
in den Wahlen zum Ausdrud gekommenen Derhältnismäßigteit Rechnung 
tragen, wurden aber in Wahrheit dazu benutzt, die deutſchen Mehrheiten 
zu kortigieren. So wurde z. B. nach den Wahlen vom Mai 1938, bei denen 
die Sudetendeutſche Partei in 85 Bezirken 552 Wahlmandate erhalten hatte, 
kein einziges Mitglied der Sudetendeutſchen Partei ernannt. Dadurch verlor 
ſie in 57 Bezirken die abſolute Mehrheit, die ſie in den Wahlen errungen 
hatte. Dagegen erhielten die Tſchechen in Bezirken, in denen fie überhaupt 
kein Wahlmandat erworben hatten, durch die Ernennungen Vertreter bis 
zu 12,5 v. h. N 

Das Geſetz vom 12. Juli 1933 ſchrieb die ſtaatliche Beſtätigung für die 
gewählten Bürgermeiſter und Dorfteher in den Gemeinden vor, eine Be⸗ 
ſtimmung, die ebenfalls in erſter Linie dazu diente, die Selbſtverwaltung in 
den deutſchen Gemeinden zu lähmen. Dazu kam am 25. Oktober 1933 das 
Geſetz über die Auflöfung der politiſchen parteien, nach dem die Auflöfung 
einer politiſchen Partei unter anderem die Solge hatte, daß deren Angehörige 
alle durch Wahl erlangten Mandate und alle ſonſtigen öffentlichen Sunk⸗ 
tionen verloren. Durch die Anwendung dieſes Geſetzes auf die Deutſche 
Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei und die Deutfche Nationalpartei verlor 
das völkiſche Sudetendeutſchtum im herbſt 1933 ſämtliche Mandate in den 
Dertretungstörperfchaften, ohne daß Neuwahlen ſtattgefunden hätten; viel⸗ 
mehr wurden dieſe ſogar nach Ablauf der gefegmäßigen Amtsperiode der 
Vertretungskörperſchaften noch hinausgezögert. 
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5. Der Raub des deutſchen Bodens - 

In welchem Maße die tſchechiſche Regierung gegen die im Staatsvertrag 
von St. Germain übernommene Verpflichtung verſtieß, die Angehörigen der 
fremden Volksgruppen tatſächlich gleichmäßig zu behandeln, zeigt am kraſſe⸗ 
ſten das Beifpiel der Bodenreform, die aus einem Mittel ausgleichende 
ſozialer Gerechtigkeit zu einem Inſtrument der nationalen Unterdrückung 
gemacht wurde. Die Bodenreformgeſetze wurden noch von der „revolutio⸗ 
nären Nationalverſammlung“, an der kein Deutſcher beteiligt war, verab⸗ 
ſchiedet. Die Beſchlagnahme auf Grund dieſer Geſetze umfaßte bebautes 
und, vor allem, unbebautes Gebiet (Wald und Weiden). Von den beſchlag⸗ 
nahmten Sorſten lagen 83 v. h. im deutſchen Siedlungsgebiet; deutſche Sorſt⸗ 
beſitzer verloren 30 v. H., tſchechiſche 4 v. H. ihres Eigentums. 950 deutſche 
Gemeinden erhoben Anfprud; auf 250000 Hektar Wald; zugeteilt erhielten 
fie 4000 Hektar, obgleich nahezu der geſamte enteignete Waldbeſtand in 
deutſchen Gemeinden lag. 492 249 Heltar, das find 28 v. H. des enteigneten 
Bodens, lamen in ſtaatlichen Beſitz, davon etwa ein Siebentel unter die Der- 
waltung des Derteidigungsminifteriums, An Deutſche wurden 11000 Hektar 
zugeteilt, und auch dies in zahlreichen Sällen nur an ſolche, die einer tſchechi⸗ 
ſchen Partei beitraten und ſich verpflichteten, ihre Kinder in tſchechiſche 
Schulen zu ſchicken. 40000 deutſche Arbeiter und Angeftellte verloren infolge 
der Bodenreform ihren Arbeitsplatz. 

Die durch die Bodenreformgeſetze eingeleitete Vernichtung der wirtſchaft⸗ 
lichen Exiſtenzgrundlagen des Sudetendeutſchtums ſollte durch das Staats⸗ 
verteidigungsgeſetz vom 13. März 1936 vollendet werden. Es ftellte das wirt⸗ 
ſchaftliche Ceben in der Grenzzone ſchon in Sriedensz eiten unter Ausnahme- 
recht. Die Grenzzone wurde dabei ſo bemeſſen, daß in Böhmen und Mähren 
ſämtliche Bezirke bis auf ſechs mit 85,1 v. H. der ſudetendeutſchen Bevölte⸗ 
rung in die Grenzzone fielen. In dieſem Gebiet war nicht nur die Genehmi⸗ 
gung der Militärverwaltung zur Errichtung aller öffentlichen und zahlreicher 
induſtrieller Bauten erforderlich; auch Gewerbekonzeſſionen für die verſchie⸗ 
denſten, keineswegs nur die unmittelbar mit der Rüftung und Staats ver⸗ 
teidigung zuſammenhängenden Gewerbe bedurften der Zuſtimmung der 
Militärverwaltung. In den kriegswichtigen Betrieben, das waren nahezu 
alle fabrikmäßig betriebenen Induſtrieunternehmen, mußte auf Verlangen 
der Militärbehörden die Zwangsverwaltung verhängt werden. Dieſe Betriebe 
durften ſich nicht im Beſitz von perſonen befinden, deren „ſtaatliche Unzu⸗ 
verläſſigleit“ die zuftändige ſtaatliche Behörde feſtgeſtellt hatte. Solche Per⸗ 
ſonen durften auch nicht in Betrieben der genannten Art angeftellt fein. Als 
„Kaatlich unzuverläſſig“ galten ohne weiteres Derfonen, die einer nach dem 
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Inkrafttreten des Staatsverteidigungsgeſetzes aufgelöſten Partei angehörten. 
ber auch die Angehörigen früher aufgelöfter Parteien konnten für ſtaatlich 
unzuverläſſig erklärt werden. Es liegt auf der hand, daß damit ein großer 
Teil des völkiſchen Zudetendeutſchtums unter der ſtändigen Drohung ſtand, 
Urbeitsplatz oder Eigentum zu verlieren. 

Es würde zu weit führen, hier im einzelnen die Mittel aufzuzählen, mit 
denen darüber hinaus die wirtſchaftliche Exiſtenz der Sudetendeutſchen ver⸗ 
nichtet wurde. Es genügt der Hinweis, daß die Arbeitsloſigkeit in den ſu⸗ 
detendeutſchen Gebieten zwei⸗ bis dreimal jo hoch war, wie in der übrigen 
Iſchecho⸗Slowakei, und daß fie mehr als das Doppelte des Prozentſatzes der 
deutſchen Bevölkerung betrug. Don 1919 —1938 wurden in den öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben über 40000 ſudetendeutſche Beamte und An⸗ 
geſtellte abgebaut und durch Tichechen erſetzt. Nur ganz vereinzelt wurden 
Sudetendeutſche neu eingeftellt. In zahlreichen Fällen wurden im Amt ver⸗ 
bliebene Sudetendeutſche in tſchechiſches Gebiet verſetzt. 


6. Das „Grenzlertum“ N 

Alle dieſe Maßnahmen: Errichtung von tſchechiſchen Minderheitenſchulen 
mit tſchechiſchem Cehrperſonal, Übernahme gemeindlicher Derwaltung auf den 
Staat und Ausübung durch ortsfremde tſchechiſche Beamte, Verſtaatlichung 
der Sorften mit Tichechifierung des Sorſtperſonals, Übertragung des enteig⸗ 
neten landwirtſchaftlichen Beſitzes an Uſchechen, Abbau der deutſchen Beamten 
und Erſetzung durch tſchechiſche, Verdingung der öffentlichen Aufträge an 
tſchechiſche Sirmen unter Zuziehung auswärtiger tſchechiſcher Arbeiter führten 
dazu, daß das ſudetendeutſche Gebiet in unerträglichem Maße mit Tichechen 
durchſetzt wurde. Dieſe, die ſogenannten „Grenzler“, wurden von den be⸗ 
rüchtigten Tichechifierungsvereinen, den „Jednota-Derbänden“, zielbewußt 
unterſtützt und bildeten die Keimzellen der Iſchechiſierung des ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebietes. Nimmt man hinzu, daß infolge der nationalen und wirtſchaft⸗ 
lichen Entrechtung im Jahre 1935 der Geburtenüberſchuß des Sudetenlandes 
nur 0,55 auf 1000 Köpfe der Bevölkerung (gegen 7,00 im Reich!) betrug, fo 
wird deutlich, in welchem Maße der deutſche Doltsboden in der Uſchecho⸗ 
Slowakei bedroht war und wie die Tichechen ihre in St. Germain gemachten 
Verſprechungen und übernommenen Verpflichtungen mißachtet hatten. 


c) Der ſudetendeutſche Abwehrtampf 


Schrifttum: K. G. hugelmann, Die Geſetzesinitiative der ſudetendeutſchen 
Partei im Prager Parlament. ArchöR. N. 5. 29. S. 58 fl. H. Krebs, Kampf in 
Böhmen. 1938, - Der Lebens wille des Sudetendeutſchtums. Bericht über die haupt⸗ 
tagung der Sudetendeutſchen Partei am 23. und 24. April 1938 in Karlsbad. 1938. 
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1. Aktiviſten und Negativiften 


Der Selbſtbehauptungs kampf der Sudetendeutſchen wurde lange Zeit 
durch ihre inneren Spaltungen beeinträchtigt. Nach den Wahlen zur geſetz⸗ 
gebenden Nationalverfammlung von 1920 gelang es noch, alle deutſchen 
Parteien mit Ausnahme der Sozialdemokratie zum „Parlamentariſchen Ver⸗ 
band der deutſchen Parteien“ zuſammenzuſchließen, der das gemeinſame 
Ziel verfolgte, die territoriale Autonomie mit dem Mittel eines einheitlichen 
Widerſtandes gegen die Regierung zu erkämpfen. Dieſer Verband brach aber 
ſchon nach verhältnismäßig kurzer Zeit auseinander. Zwar gingen die deut⸗ 
ſchen Parteien mit Ausnahme der Sozialdemokratie noch in einheitlicher 
Sront in die Wahlen von 1925. Aber bald nach dieſen Wahlen vollzog ſich 
die tiefgreifende Spaltung m „Aktiviſten“ und „Negativiſten“. Tandbund 
und Chriſtlich⸗Soziale nahmen mit je einem Miniſter an der Regierung teil 
und arbeiteten „aktiv“ im tſchecho⸗flowakiſchen Staate mit, während die 
übrigen deutſchen Parteien in der ſchärfſten Oppoſition blieben. Dieſe 
„lktiviſten“ beteiligten ſich an der Regierung in der Hoffnung, auf dieſem 
Wege die Iſchechen zu veranlaſſen, die deutſchen Forderungen auf Autonomie 
zu bewilligen. Da ſie aber nicht die geſchloſſene Kraft des Sudetendeutſch⸗ 
tums in die Waagſchale werfen konnten, erreichten ſie praktiſch nichts 
Nennenswertes für die Sache der Sudetendeutſchen. Sie gaben aber durch 
ihre Mitarbeit dem tſchechiſchen Staat die Möglichkeit, nach außen mit einem 
Schein des Rechts zu behaupten, daß die Deutſchen an der Regierung und 
Verwaltung beteiligt ſeien. 


2. Die Entwicklung der DNS Ap. 


Die Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei Sudetendeutſchlands 
entſtand aus der „Deutſchen Arbeiterpartei” des alten Öfterreichs, die im 
Mai 1918 ihren Namen in „Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei“ 
umgeändert hatte. Die DNSAP. in der Iſchecho⸗Slowakei entwickelte ſich 
in organiſatoriſcher und taktiſcher Unabhängigkeit, aber auf dem gemein⸗ 
ſamen weltanſchaulichen Boden mit der NSDAP. des Reiches. Entwicklung 
und flufſchwung der NSDAP. im Reich blieben nicht ohne mittelbaren Ein⸗ 
fluß auf die DNSAP. in der Iſchecho⸗Slowakei, die nach der Spaltung des 
Sudetendeutſchtums 1926 daranging, eine ſtraffe Parteiorganiſation auf⸗ 
zubauen, um das völkiſche Sudetendeutſchtum in ſich aufzunehmen. Auch 
hier erzwang die Abwehr des Terrors die Bildung einer eigenen Ordner⸗ 
truppe, die 1929 als „Volksſportoerband“ organiſiert wurde. Die Partei 
verfügte ſeit 1927 über eine eigene Gewerkſchafts bewegung; die Jugend 
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war im „Nationalſozialiſtiſchen Jugendverband“, die Jungakademikerſchaft 
der deutſchen Hochſchulen in Prag und Brünn im „Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Studentenbund“ zuſammengefaßt. Auf dem „Dölkiſchen Tag“ in 
Cetſchen⸗Bodenbach 1927 trat die Ons gp. zum erſtenmal in einer großen 
Kundgebung mit ihrer Forderung nach Autonomie vor das ſudetendeutſche 
Volk und erlebte einen ſtarken Widerhall. 

Der ſchnelle flufſchwung der DNSAP. führte bald zu Unterdrückungs⸗ 
maßnahmen der tſchechiſchen Regierung. 1931 wurde die Parteiuniform ver⸗ 
boten. 1952 wurden der Volksſportverband, der NS.⸗Jugendverband und 
der NS.-Studentenbund aufgelöft. Im Jahre 1932 begann auch der große 
Volksſportprozeß, in dem die Angeklagten unter der Beſchuldigung, mit der 
hitlerbewegung im Reich zuſammen auf die gewaltſame Jerreißung der 
Uſchecho⸗Slowakei hingearbeitet zu haben, ohne Vernehmung von Zeugen 
lediglich auf Grund militäriſcher Sachverſtändigengutachten zu ſchweren 
Kerkerſtrafen verurteilt wurden. Dieſes Urteil erweckte in allen ſudetendeut⸗ 
ſchen Parteien flammende Empörung und brachte der DNSAP. großen 
Zulauf. Bei den erſten Gemeindewahlen im März 1933 konnte die Bewegung 
ihre Stimmenzahl verdoppeln bis verdreifachen und in mehreren Orten 
nahezu die Majorität erringen. Daraufhin ordnete die tſchechiſche Regierung 
die Vertagung der Wahlen auf vier Jahre an. u 

Im September 1933 fand vor dem Oberſten Gericht in Brünn die 
Reviſion im Volksſportprozeß ftatt, die mit dem Urteil endete, daß die Ziele 
der On S‚p. als ſtaatsfeindlich anzuſehen ſeien und daß damit ſchon die 
Catſache der Parteimitgliedſchaft nach dem tſchechiſchen Republilſchutzgeſetz 
ſtrafbar ſei. Nach dieſem Urteil war eine geſetzliche Weiterarbeit der partei 
nicht mehr möglich. Sie löſte ſich deshalb am 3. Oktober 1933 auf. Am 4. Ok⸗ 
tober 1933 wurde die Tätigkeit der Partei von der Regierung amtlich ein⸗ 
geſtellt und verboten. Das gleiche Schickſal traf die Deutſche Nationalpartei. 
Auf Grund des am 25. Oktober 1933 beſchloſſenen Geſetzes erloſchen ſämt⸗ 
liche Mandate beider Parteien im Abgeordnetenhaus, im Senat, in den Be⸗ 
zirks⸗ und Gemeindevertretungen (f. oben S. 106). 


5. Die Sudetendeutſche partei 

Am 1. Oktober 1933 rief Konrad Henlein zur Bildung der „Sudeten⸗ 
deutſchen Heimatfront“ auf, die nun zum Sammelbecken der völkiſchen 
Kräfte des Sudetendeutſchtums werden ſollte. Der Name „Sudetendeutſche 
Partei” mußte auf Druck der Prager Machthaber gewählt werden, die die 
völkiſche Bewegung des Sudetendeutſchtums auf das Betätigungsfeld einer 
parlamentariſchen Partei befchränfen und die damit verhindern wollten, 
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daß die Bewegung das ſudetendeutſche Volk in ſeiner geſamten Exiſtenz 
ergriff. Die Entwicklung zeigte jedoch, daß ſolche organiſatoriſchen Zwangs⸗ 
maßnahmen das Entſtehen einer wahrhaften Volksbewegung nicht zu ver⸗ 
hindern vermochten. Aus der Parteiorganiſation wurde die Organiſation 
des ſudetendeutſchen Volkes. 

Die Bewegung entwickelte ſich mit großer Schnelligkeit. Bereits die 
Parlaments- und Bezirkswahlen des Jahres 1935 ergaben, daß die Sdp. 
die größte deutſche Partei war, zu der ſich faſt 70 v. H. des geſamten Sudeten⸗ 
deutſchtums bekannten. Die Erfolge bei den Bezirkswahlen wurden aller⸗ 
dings durch die Ruswahl der von der Regierung zu ernennenden Mitglieder 
der Bezirls vertretungen zu einem großen Teil wieder zunichte gemacht. Im 
Jahre 1957 verfuchte die Sdp., durch die Einbringung einer Reihe von Ge⸗ 
ſetzesanträgen zum Schutze des Volkstums im tſchechiſchen Parlament die 
Grundlage für eine friedliche Regelung des nationalen Problems in der 
Cſchecho⸗Slowakei zu ſchaffen. Die Anträge wurden jedoch vom Parlament 
nicht verhandelt. 

Unter dem Eindruck der Entwicklung im Reich und insbeſondere der 
Wiedereingliederung Öfterreichs im Frühjahr 1938 wuchs die Bewegung 
ſprunghaft an. Die Chriſtlich⸗ſoziale Partei und der Bund der Candwirte 
ſchloſſen ſich der Sdp. an; die deutſche Gewerbepartei löſte ſich auf und for⸗ 
derte ihre Mitglieder zum Eintritt in die Sdp. auf. Die deutſchen Miniſter, 
auch der ſozialdemokratiſche, traten aus der Prager Regierung aus. 

Dieſer Lage ſuchte die Prager Regierung zunächſt mit Scheinzugeſtänd⸗ 
niſſen zu begegnen. Sie kündigte ein Minderheitenſtatut an, das für die Zu⸗ 
kunft eine ſchlüſſelmäßige Beteiligung der Volksgruppen an den öffentlichen 
Ämtern, eine Lockerung des Sprachengeſetzes und eine gewiſſe Selbſtverwal⸗ 
tung im nationalen Schulweſen vorſehen ſollte. Demgegenüber ftellte Konrad 
henlein auf der Haupttagung der Sdp. in Karlsbad am 23. und 24. April 
1938 feft, daß durch ein Minderheitenftatut die ſudetendeutſche Stage nicht 
gelöft werden könne. Er proklamierte in den „Karlsbader Forderungen“ den 
Anſpruch der Sdp. auf die volle Gleichberechtigung der ſudetendeutſchen 
Volksgruppe mit dem tſchechiſchen Volk, auf Anerkennung der ſudetendeut⸗ 
ſchen Volksgruppe als Rechtsperſönlichkeit mit dem Recht der Selbſtverwal⸗ 
tung, auf Anerkennung des deutſchen Siedlungsgebietes, auf Schutz der 
außerhalb des geſchloſſenen Siedlungsgebietes lebenden deutſchen Volks⸗ 
angehörigen, auf Wiedergutmachung der dem deutſchen Volkstum ſeit 1918 
zugefügten Schäden, auf Beſchäftigung von deutſchen öffentlichen Angeftell- 
ten im deutſchen Gebiet und auf greiheit des Bekenntniſſes zum deutſchen 
Volkstum und zur deutſchen Weltanſchauung. Konrad Henlein ſchloß feine 
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Ausführungen mit einem klaren Bekenntnis zur Weltanſchauung des Natio⸗ 
nalfozialismust). 

Auf dieſer Grundlage ging die Sdp. in die am 21. und 28. Mai und 4. 
Juni 1958 ſtattfindenden Gemeindewahlen, die der Bewegung einen über⸗ 
wältigenden Sieg brachten. Sie errang in allen deutſchen Gemeinden 90 bis 
100 v. H. der Stimmen; die noch beſtehenden marxiſtiſchen deutſchen Par- 
teien wurden vernichtend geſchlagen. 


d) Die Kriſe des tſchecho⸗flowakiſchen Staates 


Schrifttum: K. O. Rabl, Die ſudetendeutſche Frage und ihre Cöſung. 3. 
ausl. öff. R. u. DR. Bd. 8 (1938). S. 624 ff. 


Unter dem aus der Luft gegriffenen Vorwand, das Deutſche Reich habe 
Truppen an der tſchecho⸗ſlowaliſchen Grenze zuſammengezogen, hatte Prag 
am 21. Mai, vor Beginn der Gemeindewahlen, Reſerviſtenjahrgänge ein⸗ 
berufen und die Grenzen zum Reich militäriſch beſetzt. Die hierdurch ent⸗ 
ſtandene bedrohliche internationale Cage veranlaßte die engliſche Regierung, 
in Prag und Berlin Dorftellungen zu erheben. Es kam nun zu Verhandlungen 
zwiſchen Vertretern der Sdp. und der Prager Regierung, in deren Verlauf 
die Sdp. ein auf der Grundlage der Karlsbader Sorderungen aufgebautes 
Memorandum übergab, das von der Prager Regierung durch Überreichung 
eines ſogenannten Nationalitätenſtatuts beantwortet wurde. Dieſes Statut 
lehnte die Sdp. ab, da es die von der deutſchen Volksgruppe geforderte 
Autonomie nicht erfüllte. Immer wieder wurde bei den langwierigen und 
von der tſchechiſchen Seite offenkundig verſchleppten Verhandlungen der 
Kernpunkt des Gegenſatzes deutlich: Die Prager Regierung beſtand auf der 
Erhaltung der tſchechiſchen Vormachtſtellung im Staate, während die Su⸗ 
detendeutſchen die volle Gleichberechtigung und Autonomie der ſudetendeut⸗ 
ſchen Volksgruppe forderten. 

Inzwiſchen gingen die Bemühungen weiter, eine Beilegung des Konflikts 
durch engliſche Intervention zu erreichen. Nachdem bereits im Juni Major 
Sutton⸗Pratt als engliſcher Beobachter nach Prag entſandt worden war, traf 
am 3. fluguſt 1958 Cord Runciman in Prag ein, um ſich beiden Parteien 
als Dermittler zur Verfügung zu ſtellen. Er war zwar nicht Vertreter 
der britiſchen Regierung, aber doch mit einem offiziellen Auftrag aus⸗ 
gerüftet. Auch feine Tätigkeit vermochte jedoch die unbedingte Gegen⸗ 
ſätzlichkeit des tſchechiſchen und des ſudetendeutſchen Standpunktes nicht 
zu überbrücken. 


) Der Lebenswille des Sudetendeutſchtums. Bericht über die haupttagung der 
Sdp. in Karlsbad am 23. und 24. April 1938. 
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Die Verfolgung der Sudetendeutſchen durch die tſchechiſchen Staats⸗ 
organe und die unter ihrem Schutz ſtehenden Kommuniſten nahm in dieſer 
Zeit immer grauſamere Sormen an. Schon in der Reichstags rede vom 20. 
Sebruar 1938 hatte der Führer vor aller Welt ausgeſprochen, daß die Su⸗ 
detendeutſchen als Teil des großen deutſchen Volkes unter dem Schuß des 
Reiches ſtänden. In feiner Rede am Schlußtag des Parteilongreſſes in Nürn⸗ 
berg am 12. September 1938 verſprach der Sührer feierlich, den Sudeten⸗ 
deutſchen Recht und Hilfe zu gewähren, die fie ſelbſt fi nicht verſchaffen 
könnten; er forderte zugleich die Selbſtbeſtimmung für die Deutſchen in 
der Iſchecho⸗ Slowakei). Die Rede des Führers wurde von Prag mit der 
Verhängung des Standrechtes in den ſudetendeutſchen Gebieten beantwortet. 
Die Sdp. ſtellte darauf an die tſchechiſche Regierung die befriſtete Sorderung 
auf ſofortige Aufhebung des Standrechts, Zurückziehung der Staatspolizei 
aus den ſudetendeutſchen Gebieten, Kafernierung des Militärs und Rüd- 
führung der Gendarmerie auf ihren normalen Stand. Als dieſen Sorderungen 
nicht entſprochen wurde, brach die Sdp. die Verhandlungen mit der Regie⸗ 
rung ab und proklamierte das Recht der Sudetendeutſchen auf Heimkehr ins 
Reich:). Als darauf die Tätigkeit der Sdp. „eingeſtellt“ und das Sudeten⸗ 
deutſchtum dem Cerror der tſchechiſchen Militärgewalt und des Kommunis⸗ 
mus ausgeliefert wurde, verkündete Konrad Henlein das Recht des an⸗ 
geg zffenen Volkes auf Selbſtſchutz und rief am 17. September zur Bildung 
des Sudetendeutſchen Freikorps aufe). 


e) Die Heimtehr der Sudetendeutſchen ins Reich 


In dieſem Zeitpunkt verſuchte die engliſche Regierung erneut, ſich in die 
Entwicklung einzuſchalten. Am 15. und 16. September hatte der engliſche 
Premierminiſter Chamberlain eine erſte Beſprechung mit dem Führer in 
Berchtesgaden. Gleichzeitig trat auch der Duce des italieniſchen Volkes, 
Muſſolini, zum erſtenmal hervor, indem er in einem offenen Brief Cord 
Runciman aufforderte, dem Staatspräfidenten Beneſch die Volksabſtimmung 
in den ſudetendeutſchen Gebieten vorzufchlagen. Am 18. September hielt 
Muffolini dann feine große Rede in Trieft, in der er die Unterſtützung des 
deutſchen Standpunktes durch Italien zum Ausdruck brachte. 

Als Ergebnis der Berchtesgadener Beſprechung überreichten die engliſche 
und die franzöſiſche Regierung am 19. September einen gemeinſamen Vor⸗ 


) Wortlaut der Rede DB. Nordd. Ausg. Nr. 257 vom 14. September 1938. 
B. Nordd. Ausg. Nr. 259 vom 16. September 1938. 
) DB. Nordd. Ausg. Nr. 261 vom 18. September 1938. 
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ſchlag in Prag, wonach die Iſchecho⸗Slowakei die überwiegend deutſchen 
Gebiete an Deutſchland abtreten und in den gemiſchten Gebieten eine Volks⸗ 
abſtimmung durchführen ſollte, wogegen England und Srankreich ſich bereit 
erklärten, die ſich danach ergebenden Grenzen der Tſchecho⸗Slowakei zu 
garantieren. Am 21. September nahm die tſchechiſche Regierung dieſe Vor⸗ 
ſchläge an und begann, die Truppen aus den abzutretenden Gebieten zurück⸗ 
zuziehen. Am 22. September trat jedoch die bisherige Prager Regierung 
Hodza zurück, und die neue Regierung Sirovy ließ die geräumten Gebiete 
wieder beſetzen. In der Nacht vom 22. zum 23. September wurde unter der 
ſudetendeutſchen Bevölkerung, die die Befreiung ſchon gekommen glaubte, 
ein furchtbares Blutbad angerichtet. Mehr als 200000 Sudetendeutſche flüch⸗ 
teten in dieſer Zeit, um das nackte Ceben zu retten, aus der Heimat und 
ſuchten im Reichsgebiet Schutz. Das ſudetendeutſche Sreikorps ſetzte ſich an 
den Grenzen zur Verteidigung der heimat ein; es gelang ihm, einige Gebiete, 
insbeſondere den Bezirk klſch, in feine hand zu nehmen. 

Ebenfalls am 22.25. September fand in Godesberg eine zweite Be⸗ 
ſprechung zwiſchen dem Führer und Chamberlain ſtatt. Während über das 
Ziel, nämlich die Abtretung der überwiegend deutſchen Gebiete und die Ab» 
ſtimmung in den gemiſchten Gebieten Einigkeit zwiſchen den Staatsmännern 
beſtand, ergaben ſich Meinungsverſchiedenheiten über den Zeitpunkt und 
die Modalitäten der Abtretung. Die Beſprechung endete mit der Überreichung 
eines deutſchen Memorandums, das der engliſche Premierminiſter an 
die Prager Regierung weiterleitete. Es enthielt die Sorderung an Prag, das 
an Deutſchland abzutretende Gebiet bis zum 1. Oktober 1938 von Militär, 
Gendarmerie und Polizei zu räumen und an das Reich zu übergeben). 

Noch vor Abſchluß der Godesberger Verhandlungen mobiliſierte Prag 
am 23. September die flrmee. Aim gleichen Tage führte Srankreich eine Teil- 
mobiliſierung durch, nachdem bereits am 5. September die Maginot⸗TCinie 
kriegsſtark beſetzt worden war. Ebenfalls am 23. und 24. September fand 
eine Teilmobilifierung der engliſchen Slotte ftatt, und der Schutz der engliſchen 
Bevölkerung gegen Luftangriffe wurde vorbereitet. Am 26. September er⸗ 
klärte der Sührer in feiner Rede im Sportpalaſt die unbedingte Entſchloſſen⸗ 
heit Deutſchlands, den Leiden der ſudetendeutſchen Bevölkerung ein raſches 
Ende zu bereiten. Er wiederholte dabei die Sorderung auf Räumung der 
ſudetendeutſchen Gebiete zum 1. Oktober. 

In dieſer Cage, als eine europäiſche Kataſtrophe unvermeidlich ſchien, 
unternahm der Sührer einen letzten Verſuch, eine friedliche Cöſung herbei⸗ 


) Wortlaut des Memorandums DB. Nord. Ausg. Nr. 270 vom 27. September 
1938. 
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zuführen. Auf Einladung des Sührers fand am 29. September in München 
eine Beſprechung zwiſchen dem Sührer, Muffolini, Chamberlain und dem 
franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Daladier ftatt, in der die vier Staatsmänner 


ſich über die Modalitäten der Räumung des ſudetendeutſchen Gebietes 


und ſeiner Beſetzung durch die deutſchen Truppen einigten. Es wurden 
vier Gebietsabſchnitte beſtimmt, die in der Zeit vom 1. bis 7. Oktober von 
Deutſchland zu beſetzen waren. Außerdem wurde ein internationaler flusſchuß 
eingeſetzt, der die weitere, bis zum 10. Oktober zu beſetzende Zone vor⸗ 
wiegend deutſchen Charakters zu umreißen hatte, der ferner das Gebiet feſt⸗ 
ſetzen ſollte, in dem eine Volksabſtimmung ſtattzufinden habe, und der 
ſchließlich den endgültigen Grenzverlauf beſtimmen ſollte. England und 
Siankreich wiederholten ihre Garantie der neuen tſchechiſchen Grenzen, 
Deutſchland und Italien verſprachen eine entſprechende Garantie zu über⸗ 
nehmen, nachdem die Stage der polniſchen und ungariſchen Minderheiten in 
der Uſchecho⸗Slowakei geklärt feit). Am 30. September nahm die tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Regierung dieſes Abkommen an. Am 1. Oktober rückten die deut⸗ 
ſchen Truppen in den erſten Abſchnitt des ſudetendeutſchen Gebietes ein. Am 
3. Oktober überſchritt der Führer bei Ajch die alte Reichs grenze und hielt 
unter dem Jubel der Bevölkerung ſeinen Einzug ins befreite Egerland. Die 
Beſetzung des Gebietes wurde planmäßig am 10. Oktober vollendet. Der 
internationale flusſchuß verzichtete am 13. Oktober darauf, eine Abftimmungs- 
zone feſtzuſetzen, und nahm ſofort die Vorarbeiten für die endgültige Seft- 
legung der Grenze auf. 

Durch die Stärke und unbeirrte Sicherheit des deutſchen Willens wurde 
ſo die zwanzigjährige Bedrückung und Not des Sudetendeutſchtums beſeitigt. 
Dreieinhalb Millionen Deutſche, die ihrem Volkstum in ſchwe ren Zeiten die 
Treue gehalten hatten, wurden mit ihrem Volke politiſch und ſtaatlich neu 
verbunden. Alter Boden deutſcher Kultur wurde mit dem Mutterlande, dem 
er gewaltſam entriſſen worden war, wieder vereinigt. Das Reich, das im 
Srühjahr 1938 über die kle indeutſche Löfung“ von 1866 und 1871 hinaus⸗ 
gewachſen war, fand mit der Eingliederung des Sudetenlandes ſeine volle 
Entfaltung zum Großdeutſchen Volksreich. Was dem Eriten Reiche der deut⸗ 
ſchen Kaiſer infolge des unſeligen Selbſtändigkeitsdranges der Stämme und 
Territorialherren nicht gelungen war, was auch dem Zweiten Reiche Bis⸗ 
marcks infolge des damals unlösbaren dynaſtiſchen Zwieſpaltes verſagt bleiben 
mußte, fand im Dritten Reiche Adolf Hitlers ſeine Erfüllung: Das deutſche 
Volk von 80 Millionen ſchuf ſich durch Einigkeit und Macht in ſeinem Reich 
die dauerhafte politiſche Geſtalt ſeines geſchichtlichen Daſeins und Wirkens. 

) Wortlaut des Abkommens DB. Norbd, Ausg. Nr. 274 vom 1. Oktober 1938. 
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f) Die Eingliederung der ſudetendeutſchen Gebiete 
in das Reich 


1. völkerrechtliche Wirkungen 


Mit der Beſetzung durch die deutſchen Truppen find die ſudetendeutſchen. 
Gebiete unter die Verwaltung des Reiches gekommen. Das Geſetz über die 
Wiedervereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Reich vom 
21. November 1938 (RG Bl. I 1641) hat fie zum Beſtandteil des Deutſchen 
Reiches erklärt. Sie find damit auch mit Wirkung anderen Staaten gegenüber 
unter die Souveränität des Reiches getreten. Der Übergang der Gebiets⸗ 
hoheit hat ſich auf Grund eines völkerrechtlichen Dertrages, dem von der 
Iſchecho⸗Slowakei anerkannten Münchener Abkommen, vollzogen. Mit der 
Eingliederung hätten die in dem Gebiet wohnhaften bisherigen tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsangehörigen grundſätzlich die tſchecho⸗lowakiſche Staats⸗ 
angehörigkeit verlieren und die deutſche erwerben müſſen. Doch wurde in dem 
Münchener Abkommen eine beſondere Regelung der Staatsangehörigkeits⸗ 
fragen vorbehalten, die den völkiſchen Grundſätzen Rechnung tragen ſollte. 
Dieſe Regelung wurde in dem Vertrag vom 20. November 1938 (RGB. II 
895) gefunden, der unter anderem ein Optionsrecht für die von dem Ge⸗ 
bietswechſel Betroffenen vorſah. Das bisherige Staatseigentum in den 
Sudetengebieten iſt mit der Abtretung auf das Reich übergegangen. 

Beſondere völkerrechtliche Verpflichtungen iſt das Reich durch die Über- 
nahme der ſudetendeutſchen Gebiete nicht eingegangen. Insbeſondere findet 
kein Eintritt des Reichs in völkerrechtliche Verträge ſtatt, die die Tichecho- 
Slowakei abgeſchloſſen hatte und die ſich in ihrer Wirkung auf das abgetretene 
Gebiet erſtreckten. Das Deutſche Reich tritt alſo z. B. nicht etwa in die Der- 
pflichtungen der Iſchecho⸗Slowakei nach dem Staatsvertrag von St. Germain 
ein. Sür die Stellung der tſchechiſchen Minderheit im Sudetengebiet gelten, 
vorbehaltlich beſonderer bmachungen, die allgemeinen verfaſſungsrecht⸗ 
lichen Grundſätze des Reiches (darüber unten $ 15 c). 


2. Die verfaſſungsrechtlichen Wirkungen 

Sür die verfaſſungsrechtlichen Wirkungen der Eingliederung gilt grund⸗ 
ſätzlich das gleiche, was bereits zur Wiedereingliederung Oſterreichs (oben 
S. 95 ff.) ausgeführt worden iſt. Mit der Eingliederung iſt das ſudetendeutſche 
Gebiet in die politiſche Grundordnung des Reiches getreten; die Sundamen- 
talſätze des nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrechts gelten ohne weiteres 
auch für das neue Gebiet. Das hindert natürlich nicht, daß das Derfaffungs- 
recht im einzelnen auch ausdrücklich eingeführt wird. Das iſt z. B. gleich mit 


+ 
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den Vorſchriften über Symbole der Reichshoheit geſchehen. Das Flaggengeſetz 
vom 15. September 1935, die Verordnung über das Hoheitszeichen des 
Reichs vom 5. November 1955, der Erlaß über das Reichsſiegel vom 16. März 
1957 find nach der Verordnung vom 8. Oktober 1938 (RGBI. I 1345) in den 
ſudetendeutſchen Gebieten ſinngemäß anzuwenden. Später ſind, wie in 
Oſterreich, die meiſten Grundgeſetze des Reiches, ſo die Nürnberger Geſetze, 
die Parteigeſetze, das Wehrrecht, das Gemeinderecht und das Beamtenrecht, 
ausdrücklich in Kraft geſetzt worden. Nicht ausdrücklich eingeführt wurden 
das Neuaufbaugeſetz und das Reichsſtatthaltergeſetz, da die verfaſſungs⸗ 
und verwaltungs rechtliche Stellung des Sudetenlandes eine befondere Re⸗ 
gelung erfuhr. Im übrigen blieb das bisher in diefem Gebiet geltende Recht 
in Kraft, ſoweit dies nicht dem Sinn der Übernahme dieſer Gebiete durch 
das Deutſche Reich widerſpricht (Erlaß vom 1. Oktober 1938, R Rl. 1 
1331). 

Mit der Sorge für den politiſchen Aufbau ſowie den ſtaatlichen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Aufbau wurde durch den Erlaß des Führers 
vom 1. Oktober 1938 (RG Bl. I 1551) ein Reichskommiſſar beauftragt. Zum 
Re ichskommiſſar ernannte der Sührer den Leiter der Sdp. Konrad Henlein. 
Der Reichskommiſſar wurde dem Sührer unmittelbar unterftellt. Hinſicht⸗ 
lich feiner Aufgabe für den politiſchen Aufbau unterlag er dem Anweiſungs⸗ 
recht des Führers, hinſichtlich der übrigen Aufgaben dem Anweiſungs recht 
der zuſtändigen Sachminiſter. Der Reichskommiſſar war befugt, den Dienſt⸗ 
ſtellen des Staates, der Gemeinden und der ſonſtigen Körperfchaften des 
öffentlichen Rechts ſowie im Rahmen der allgemeinen Weiſungen des Stell⸗ 
vertreters des Führers den Dienſtſtellen der Sudetendeutſchen Partei, ihren 
Gliederungen und den ihr angeſchloſſenen Derbänden in den ſudetendeutſchen 
Gebieten Weiſungen zu erteilen. Er übte die unmittelbare flufſicht über die 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften in den ſudetendeutſchen Gebieten aus. 
Er konnte mit Zuftimmung des Reichsinnenminiſters und des zuſtändigen 
Reichs miniſters das beſtehende Recht im Derorönungswege ändern. Die 
Derorönungen wurden im Derordnungsblatt für die ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete veröffentlicht. (Erlaß vom 1. Oktober 1938 5g 3—7.) Zentralſtelle für die 
Überleitung der ſudetendeutſchen Gebiete war der Reichs miniſter des Innern 
(ebenda $ 8). Die Aufgaben der Bewegung wurden zunächſt von den Dienft- 
ſtellen der Sdp. wahrgenommen, doch iſt inzwiſchen der Parteiaufbau durch⸗ 
geführt worden, fo daß durch Verordnung vom 10. Januar 1939 (RG Rl. 126) 
das Geſetz gegen Neubildung von parteien und das Geſetz zur Sicherung 
der Einheit von partei und Staat eingeführt werden konnten. Für die 
Sragen des Parteiaufbaus in den ſudetendeutſchen Gebieten hatte der Stell» 
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vertreter des Sührers einen beſonderen Beauftragten beſtimmt, der zum 
Stab des Reichskommiſſars gehörte. i 


5. Der verwaltungstechtlihe Aufbau 


Mit der Beſetzung der ſudetendeutſchen Gebiete durch deutſche Truppen 
hat das Deutſche Reich die Verwaltung dieſer Gebiete übernommen. Die 
vorläufige Ausübung der Verwaltung war dem Oberbefehlshaber des Heeres 
übertragen. Sie wurde von dem jeder Heeresgruppe beigegebenen Chef der 
Zivilverwaltung wahrgenommen; ihm unterſtand die geſamte Verwaltung 
in den beſetzten Gebieten. Nach Zurüdziehung dieſes Auftrags durch den 
Sühreram 21. Oktober 1938 trat der Reichstommiffar für die ſudetendeutſchen 
Gebiete an die Spitze der Verwaltung. 

Die beſondere Schwierigkeit bei der Übernahme der Verwaltung der 
ſudetendeutſchen Gebiete lag darin, daß es ſich hier nicht wie bei der Wieder⸗ 
eingliederung Oſterreichs um die Übernahme einer vollſtändigen intakten 
Behördenorganiſation handelte, ſondern daß durch die Abtretung der ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete der bisherige Behördenaufbau zerſtört worden war. Ins⸗ 
beſondere fehlten faſt alle oberen Inſtanzen, was zum Teil damit zuſammen⸗ 
hing, daß die übergeordneten Behörden von den Tichechen mit voller Hb⸗ 
ſicht in das rein tſchechiſche Gebiet verlegt worden waren. Der Behörden⸗ 
apparat mußte hier alſo ganz neu aufgebaut werden. 

Der Reichskommiſſar war oberſte Derwaltungsbehörde der ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebiete; er war zugleich höhere Derwaltungsbehörde und Landes- 
polizeibehörde. Er hatte ferner alle Derwaltungszuſtändigkeiten, die bisher 
von Behörden ausgeübt wurden, die außerhalb der ſudetendeutſchen Gebiete 
ihren Sitz hatten und der Bezirksſtufe übergeordnet waren. Sür die bisher 
dem oberſten Derwaltungsgericht zuſtehenden Befugniſſe wurde ein Der. 
waltungshof beim Reichskommiſſar gebildet. 

Die Behörde des Reichskommiſſars gliederte ſich in fünf Abteilungen, 
nämlich: I. Allgemeine, innere und kulturelle Angelegenheiten; II. polizei; 
III. Wirtſchaft, Arbeit, Candwirtſchaft und Waſſerſtraßen; IV. Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda. Sür die Aufgaben der Juſtizverwaltung, der 
Reichsfinanzverwaltung, der Reichspoftverwaltung, der Deutſchen Reichs- 
bahn und des Reichsforſtmeiſters wurden dem Reichskommiſſar beſondere 
Beauftragte zugeteilt (Verordnung vom 8. Oktober 1958, RGBl. 1 1348). 
Sür die Polizeiverwaltung wurden dem Reichskommiſſar je ein Beauftragter 
für die Ordnungs⸗ und die Sicherheitspolizei beigegeben. Die Aufgabe der 
Geheimen Staatspolizei übernahm eine Staatspolizeileitſtelle in Reichenberg, 
die dem Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin unterſtellt wurde. Durch das 
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Gliederungsgeſetz vom 25. März 1939 und das Sudetengau⸗Geſetz vom 
14. April 1939 iſt dann die verfaſſungs⸗ und verwaltungsrechtliche Ein⸗ 
gliederung des Sudetenlandes in das Reich zum endgültigen Abſchluß ge⸗ 
bracht worden (darüber unten 9 51e). 
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Die Rechtsangleichung in Gſterreich und dem Sudetenland 


a) Die Rechtsangleichung im Derfaffungstedt 


1. Über die verfaſſungsorganiſatoriſche Eingliederung Öfterreichs und des 
Sudetenlandes in das Reich wurde in den vorigen Paragraphen berichtet. Die 
Rechtsangleichung auf dem Gebiete des fonftigen Verfaſſungsrechts vollzog ſich in 
erſter Cinie hinſichtlich des Rechts der völkiſchen Symbole. So wurden in Kraft 
geſetzt das Reichsflaggengeſetzi) und die ſonſtigen flaggenrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen“). Eingeführt wurden das Hoheitszeichen des Reiches und das Reichs ſie gel), 
ferner das Ehrenkreuz für Kriegsteilnehmer und Hinterbliebene“). Das Geſetz zum 
Schutz der nationalen Symbole wurde auf die neuen Gebiete ausgedehnte). 


2. Die verfaſſungsrechtliche Angleichung erftredt ſich weiter auf das Recht der 
Samilie, der bolkszugehörigkeit und der Staatsangehörigkeit. In 
Kraft geſetzt wurden vor allem das Reichs bürgergeſetz und das Blutſchutzgeſetz⸗). 
Durch das Gefe vom 6. Juli 1958 (RG Bl. I 807) iſt das Recht der Ehe ſchließung 
und der Eheſcheidung im geſamten Reichsgebiet vereinheitlicht worden; verfaſſungs⸗ 
rechtlich bedeutſam ift daran vor allem, daß damit die obligatoriſche Zivilehe auch in 
Oſterreich eingeführt und ein allgemeines Ehe ſcheidungstecht ohne Rüdficht auf 
konfeſſionelle Bindungen geſchaffen worden ist)). Im Zuſammenhang damit iſt das 
Perſonenſtandsrecht des Reiches auf beide Gebiete ausgedehnt worden). Auch das 
Geſetz über die religiöfe Kindererziehung iſt in Oſterreich in Kraft geſetzt worden“). 


) Oſterreich: Erlaß vom 15. März 1938 (R GBI. I 247); Sudetenland: ver⸗ 
ordnung vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 1345). 

) Gſterreich und Sudetenland: Derordnung vom 14. Januar 1939 
(RG Bl. I 33). 

2) Oſterreich: Erlaß vom 16. März 1958 (RG BI. I 255); Sudetenland: 
Verordnung vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 1545). — Dazu Verordnung vom 
4. Januar 1939 (RG Bl. I 22). A 

) Oſterreich und Sudetenland: Verordnung vom 30. November 1938 
(R6BI. I 1682). — Dazu Verordnung vom 7. Sebruar 1959 (RGBI. I 153). 

) Öfterreich: Verordnung vom 2. Juli 1938 (RGBl. I 790); Sudetenland: 
Verordnung vom 1. Dezember 1938 (RG Bl. I 1695). 

) Oſterreich: Verordnung vom 20. Mai 1938 (RGBl. I 594); Sudetenland: 
Verordnung vom 21. Dezember 1938 (RGBI, I 1997), ferner vom 22. pril 1939 
(RG Bl. 1 818). 

Im Sudetenland eingeführt durch Verordnung vom 22. Dezember 1938 
(R6BI. I 1987). 

®) Oſterreich: Derordnungen vom 2. Juli 1938 (RGBl. I 803) und vom 
23. Dezember 1938 (RG Bl. I 1919); Sudetenland: Verordnung vom 24. April 
1939 (R6B1. 1818). 

) Oſterreich: Derordnung vom 1. März 1939 (RGBl. 1384). 
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Eingeführt iſt weiter der Grundſatz, daß es nur noch die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit gibt!). Die öſterreichiſche Bundesbürgerſchaft und die Landesbürger- 
ſchaft in den ehemaligen Bundesländern ſind aufgehoben worden. Der Erwerb der 
deutſchen Staatsangehörigkeit in den ſudetendeutſchen Gebieten bemißt ſich nach 
den Dorſchriften des Vertrages mit der Uſchecho⸗Slowakei vom 20. November 
1938%); das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht iſt hier in Kraft geſetzt worden“). 
Geltung haben ferner in Oſterreich erlangt das Geſetz über die Meldepflicht und 
das Huslieferungsgeſetz“), ſowie in beiden Gebieten das Geſetz über das Paß⸗, das 
Ausländerpolizeis und das Meldewefen?). 

3. Zu erwähnen find in nächſter Linle die Vorſchriften über dle Angleichung der 
Wehr verfaſſung. Schon am 13. März 1938 wurde unmittelbar im knſchluß an 
das Wlederverelnigungsgeſetz durch den Führer und Oberſten Befehlshaber der 
Wehrmacht verfügt, daß das öſterreichiſche Bundesheer als Beſtandteil der deutſchen 
Wehrmacht unter feinen Befehl tritt. Die Angehörigen des ehemaligen Bundes ⸗ 
heeres wurden auf den Sührer vereidigt. Die Eingllederung der öſterreichlſchen 
Wehrmacht wurde abgeſchloſſen, indem innerhalb des Heeres dle Gruppe V mlt 
dem Sitz in Wien, beſtehend aus dem XVII. und XVIII. Armeekorps, gebildet 
wurde. Die öſterreichiſche Luftwaffe wurde der deutſchen Luftwaffe, die Donau⸗ 
flottille wurde der Kriegsmarine eingeglledert. Bei der Eingliederung des Sudeten⸗ 
landes wurden die Wehrkreiſe des Altreiches auf die neuen Gebiete ausgedehnt, 
fo durch Aufftellung der 46. Diviſion in Karlsbad“). 

Auf der Grundlage dieſer organiſatoriſchen Maßnahmen ging die rechtliche An⸗ 
gleichung vor ſich. Eingeführt wurden in beiden Gebieten insbeſondere das Wehr⸗ 
machtsſtrafrecht (Militärſtrafgeſetzbuch, Mllitärſtrafgerichtsordnung, ſowie die 
Diſziplinarordnungen) ), das Wehrgeſetz, der Erlaß des Führers über die Dauer der 
aktiven Dienſtpflicht, die Verordnung über den Waffengebrauch der Wehrmacht, das 
Schutzbereichgeſetz, das Tandbeſchaffungsgeſetz, die Verordnung über Muſterung 
und Aushebung®) ſowie das Samilienunterſtützungsrechte), in Oſterreich auch das 
Mmilitärverſorgungstechtio). Auf das Sudetenland wurde das in Oſterreich bereits 
geltende Wehrleiſtungsgeſetz vom 13. Juli 1938 ausgedehnt! !). 


) Öfterreich: Verordnung vom 3. Juli 1938 (RG Bl. I 790). 

) Sudetenland: Bekanntmachung vom 30. November 1938 (RG Bl. II 895). 

) Sudetenland: Verordnung vom 12. Sebruar 1939 (RCH Bl. I 205). 

) Oſterrelch: Erlaß vom 15. März 1938 (RG Bl. I 247), Derordnung vom 
26. April 1939 (RG Bl. I 844). 

) Oſterreich: verordnung vom 10. Mai 1958 (RG Bl. 151); Sudetenland: 
Verordnungen vom 21. April 1939 (RGBl. I 816) und vom 24. April 1939 
(R&G Bl. I 881). 

9) Dgl. die Preſſeverlautbarung vom 1. Dezember 1938 (DA3. Nr. 559/560). 

) Oſterreich: Verordnung vom 12. Mai 1938 (RG Bl. I 517). Dazu Durch⸗ 
führungs verordnung vom 2. September 1938 (RG Bl. I 1153). 

) Oſterreich: Verordnung vom 15. Juni 1938 (R Bl. I 631). Zum Land» 
beſchaffungsgeſetz die Verordnung vom 30. Januar 1939 (RGBI. I 97). Zur 
Muſterungsverordnung die Verordnungen vom 12. Auguft 1938 (RE Bl. I 1015) 
und vom 26. November 1958 (RG Rl. I 1671). — Sudetenland: Verordnung 
vom 21. Sebruar 1939 (RGBI. I 287). 

) Öfterreich: Verordnungen vom 31. Auguft 1938 (RG Bl. I 1072), vom 
10. November 1938 (RG RI. I 1573), vom 11. April 1939 (RGBI. I 738). — 
Sudetenland: Verordnung vom 28. Januar 1939 (R6BI. 1 86). 

10) Öfterreich: Verordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Rl. I 424). 

11) Sudetenland: Verordnung vom 13. Dezember 1938 (RGBI.I 1774). 


* 
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In Kraft geſetzt wurden ferner das Luftſchutzrecht!) und ſchließlich das Reichs» 
arbeitsdienitgefeß?). 

4. Hinzuweiſen iſt weiter auf die Anpaſſung des Beamtenrechts an das 
deutſche Verfaſſungsſuſtem. In Gſterreich wurde zunächſt für die im Dienft be⸗ 
findlichen und die neu eintretenden Beamten der Ureueid auf den Führer vor⸗ 
geſchrieben“). Jüdiſche Beamte durften nicht vereidigt werden. Wer ſich weigerte, 
den Eid zu leiſten, wurde vom Dienft enthoben. Durch weitere Maßnahmen 
wurde die Wiedergutmachung der im Kampf für die nationalſozialiſtiſche Erhe⸗ 
bung Öfterreichs erlittenen Dienſtſtrafen verfügt“), ſowie das öſterreichiſche Berufs⸗ 
beamtentum gemäß den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen neu geordnet. Beamte, 
die Juden oder jüdiſche Miſchlinge find, oder die mit einer Jüdin oder einem jüdi⸗ 
ſchen Miſchling erſten Grades verheiratet ſind, ſind in den Ruheſtand zu verſetzen. 
Beamte, die nach ihrem bisherigen Verhalten nicht die Gewähr dafür bieten, daß 
ſie jederzeit für den nationalſozialiſtiſchen Staat eintreten, können in den Ruheſtand 
verſetzt werden; in ſchweren Sällen kann die Entlaſſung des Beamten verfügt wer⸗ 
den. Zur Dereinfachung der Verwaltung oder im Intereſſe des Dienſtes können 
Beamte in den Ruheſtand verſetzt werden, auch wenn ſie noch nicht dienſtunfähig 
find®). 

Darüber hinaus ift in Oſterreich und dem Sudetenland das gefamte deutſche 
Beamtenrecht eingeführt worden, darunter vor allem das Deutſche Beamtengeſetz 
und die Reichs dienſtſtrafordnung vom 26. Januar 1937, das polizeibeamten⸗ 
geſetz vom 26. Juli 1957, das Hochſchullehrergeſetz vom 9. April 19385), ſowie das 
Reichsbeſoldungsrecht!). Sür den Aufbau des Beamtentums in den neuen Gebieten 
ift beſonders wichtig, daß die Hlusbildungs vorschriften denen des Reiches angeglichen 
wurden. So iſt die Reichsausbildungsordnung für den höheren Dienſt der all⸗ 
gemeinen und inneren Derwaltung in beiden Gebieten eingeführt wordens). 
Serner iſt die Juſtizausbildungsordnung für das Geſamtreich erlaſſen worden, 
die die Dorausſetzungen für die Befähigung zum Richteramt, zur Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, zum Notariat und zur Rechtsanwaltſchaft einheitlich regelte). Schließlich 
gilt die Verordnung über die Vorbildung und die Caufbahnen der deutſchen Beam⸗ 
ten vom 28. Sebruar 1939 auch für die neuen Gebiete!?), 


) Oſterreich: Verordnung vom 25. Juli 1938 (RG Rl. 1919); Sudetenland: 
Verordnung vom 31. März 1939 (RG Bl. I 702). 

2) Öfterreich: Verordnung vom 19. April 1938 (RGBI. I 400); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 6. Dezember 1938 (RGBI. I 1719). — Dazu Derordnung 
vom 30. September 1938 (RG Bl. I 1326). 

) Öfterreich: Erlaß vom 15. März 1938 (RGBI. I 245). 

) Oſterreich: Erlaß vom 10. April 1938 (RGEl. I 375) und Durchführungs⸗ 
verordnung vom 18. Mai 1938 (RGBI. 1 529), ſowie Anderungs verordnung vom 
30. Auguft 1938 (RE Bl. I 1066). 

) Oſterreich: Derordnung vom 31. Mai 1938 (RG Bl. I 607), ſowie die Der- 
ordnungen vom 15. Juli 1938, 11. Auguft 1938, 3. Januar 1939, 24. Sebruar 1939 
(R6BI. I 1958: 643, 1014; 1939: 4, 335). 

) Oſterreich: Derordnung vom 28. September 1938 (RGBI. I 1225); Su- 
detenland: Verordnung vom 15. Dezember 1938 (RG Bl. I 1810). 

) Oſterreich: Verordnung vom 15. Auguft 1938 (RG kl. I 1017); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 15. Dezember 1938 (RG Bl. I 1810). 

) Oſterreich: Verordnung vom 3. September 1938 (RG Bl. I 1146); Su⸗ 
detenland: Verordnung vom 15. März 1939 (RG Rl. I 483). 

) Geſamtreich: Verordnung vom 4. Januar 1939 (RG El. I 5). 

1) Geſamtreich: Verordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Bl. 1 371). 


122 II. Die Errichtung des Großdeutfchen Volksre ichs 


5. Zu den Maßnahmen der Rechts angleichung auf dem Gebiet des Der faſſungs⸗ 
rechts gehört auch die Einführung der Deutfchen Gemeindeordnung in den 
neuen Gebieten). Damit leben auch die öſterreichiſchen und die ſudetendeutſchen 
Gemeinden unter demſelben Recht wie die des Altreichs. Ein wichtiger Beſtandteil 
der deutſchen politiſchen Grundordnung iſt damit übertragen worden. Auch das Geſetz 
über den Deutſchen Gemeindetag, das die Geſamtvertretung der Gemeinden ein⸗ 
heitlich regelt, iſt auf die neuen Gebiete aus gedehnt worden). Für die Gemeinde⸗ 
bedienſteten des Sudetenlandes gelten die beſonderen Beſtimmungen der Derord- 
nung vom 23. Sebruar 1939 (RG Bl. I 292). 


6. Serner iſt die Angleichung der Rechtspflege an die des Reiches verfuſſungs⸗ 
rechtlich bedeutſam. Die Gerichte in den neuen Gebieten ſprechen Recht im Namen 
des Deutſchen Volkes“). Die Rechtspflege wurde auf das Reich übergeleitet; die 
Juſtizbehörden der neuen Gebiete wurden unmittelbare Reichsbehörden!). Die Ge⸗ 
richte erhielten die Bezeichnungen: Amtsgerichte, Candgerichte, Oberlandesgerichte. 
Die Juſtändigkeit des Oberſten Gerichts wurde zunächft für Öfterreich dem Ober⸗ 
landesgericht in Wien, für das Sudetenland dem Oberlandesgericht Ceitmeritz über⸗ 
tragen), dann aber wurde mit Wirkung vom 1. April 1939 auch für dieſe Gebiete 

die Zuständigkeit des Reichsgerichts begründet“). Das öſterreichiſche Patentamt und 
der Patentgerichtshof wurden auf das Reich übernommen”). Rechtsanwälte, Ver⸗ 
teidiger und Patentanwälte, die Juden oder jüdiſche Miſchlinge find, können in 
Oſterreich von der Lifte der zugelaſſenen Rechtswahrer gelöſcht werdens). Über die 
Neueintragung von Rechtsanwälten entscheidet in Öfterreich der Reichsfuſtizminiſter 
im Einvernehmen mit dem Reichsführer des NS RB. . Die Anlegung neuer Schöffen 
liſten wurde in Oſterreich angeordnet; Juden find zum Schöffenamt unfähig"), 
Im Sudetenland wurden die Reichs⸗Rechts anwaltsordnung und die Reichs notar⸗ 
ordnung eingeführt). 


) Oſterreich: Verordnung vom 15. September 1938 (R6BI. I 1167). Dazu 
weiter die Derorönungen vom 27. und 28. September 1938 (R6BI. I 1322, 1343). 
Sudetenland: Derordnung vom 10. November 1938 (RGBI. I 1614). Dazu die 
Derordnung vom 18. November 1938 (RGBI. I 1622). 

) Öfterreich: Derorönung vom 16. Dezember 1938 (R6BI. I 1927); Su⸗ 
detenland: Derordnung vom 13. Dezember 1938 (RGBI. I 1805). 

) Öfterreich: Derordnung vom 22. März 1938 (RGBI. I 301); Sudeten- 
land: Derordnung vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 1345). 

) Oſterreich: Erlaß vom 23. April 1938 (R GBl. I 413); Sudetenland: Ders 
ordnung vom 14. Oktober 1938 (RG Rl. I 1418). 8 

) Öfterreich: Derordnung vom 2. Auguft 1938 (RG Rl. I 998); ferner Der- 
ordnung vom 9. Sebruar 1939 (RGBI. I 166); Sudetenland: Derordnung vom 
8. Oktober 1938 (RGBI. I 1345); ferner Verordnungen vom 10. Jebruar 1939 und 
22. Sebruar 1959 (RGBI. I 203, 291). 

e) Oſterreich und Sudetenland: verordnungen bom 28. Februar 1939 und 
vom 8. März 1939 (RGBI. I 358, 448). 

) Öfterreich: Derordnung vom 17. Juni 1938 (R6BI. I 638). 2 

5) Ofter reich: Derordnung vom 31. März 1958, vom 27. September 1938, 
vom 51. Oktober 1938, vom 23. Sebruar 1939, vom 3. April 1939 (RG Bl. I 1938: 
355, 1406, 1584; 1939: 294, 708). 

) Öfterreich: Derordnung vom 11. Juni 1938 (R Gl. I 622). 

1) Gſterreich: Derordnung vom 6. Juli 1938 (RGBI. I 879). 

) Sudetenland: Verordnungen vom 31. März 1939 und 26. April 1939 
(RG Bl. I 657, 845). 
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7. Schließlich ift die Anpaffung des Strafrechts der neuen Gebiete an das des 
Altreichs von erheblichem verfaſſungsrechtlichen Gewicht. In den neuen Gebieten 
find zunächſi die Dorfchriften über Hoch⸗ und Candesverrat eingeführt worden; zur 
Aburteilung wurde der Dolksgerichtshof beſtelltr). Dom materiellen Strafrecht ift 
weiter auf die neuen Gebiete ausgedehnt worden das Geſetz gegen Kindes raub, 
auf das Sudetenland auch das für Öfierreich bereits geltende Geſetz gegen Straßen⸗ 
raub mittels Autofallen®). Im Sudetenland find das Strafge ſetzbuch, die Strafprozeß⸗ 
ordnung, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, ſowie zahlreiche ſtrafrechtliche und verfah⸗ 
rensrechtliche Einzelbeſtimmungen in Kraft geſetzt worden“). Öfterreich dagegen 
wird ſein eigenes Strafrecht und Strafverfahrensrecht bis zur Vollendung der im 
klltreich vorbereiteten Geſamtreformen behalten. Es find in Oſterreich nur einige 
politiſche Strafgeſetze eingeführt worden, fo das Heimtückegeſetz, ſowie die Beſtim⸗ 
mungen gegen Kanzelmißbrauch (5 130 a StGB.) und gegen die Beſchimpfung des 
Reiches und der NSDAP. (38 134 a und 134 b St6B.)*). Nach der Strafe nanpaſ⸗ 
ſungsverordnung vom 8. Juli 1938 iſt auf die Handlungen, die in einer in Oſterreich 
geltenden Strafoorfchrift des Deutſchen Reiches mit Strafe bedroht ſind, das öſter⸗ 
reichiſche Candesrecht ſinngemäß anzuwenden; doch ift bei Hreiheitsſtrafen auf die 
Strafarten des Altreichs (Zuchthaus, Gefängnis oder Haft) zu erkennen). 


b) Die Rechts angleichung im verwaltungsrecht 


Die Vereinheitlichung des Derwaltungsrechts bietet naturgemäß beſondere 
Schwierigkeiten, weil hier die Eigenart der Überlieferungen und die Ronſianz der 
Inſtitutionen ein ſtarkes Hemmnis bilden. Trotzdem iſt auch hier auf einer Reihe 
wichtiger Gebiete die Rechtsangleichung mit bemerkenswerter Schnelligkeit durch⸗ 
geführt worden. 

1. Die erſten Maßnahmen erfolgten auf dem Gebiete der Polizeiverwaltung. 
Schon am 13. März 1938 wurde die bisherige öſterreichiſche Polizei mit der Reichs 
polizei vereint. Sie trat damit unier die Befehlsgewalt des Reichsführers 44 und 
Chefs der deutſchen Polizei. Die im Alltreich beſtehende Zweiteilung der Polizei in 
Ordnungspolizei (uniformierte polizei und Gendarmerie) und Sicherheits⸗ 
polizei (Geheime Staatspolizei, Kriminalpolizei, für Oſterreich auch die Verwal⸗ 
tungs polizei) wurde übernommen; ein dem Reichs führer 44 unterſiehender Befehls⸗ 
haber der Reichspolizei wurde in Wien einge ſetzt“). Am 16. März 1938 wurde in 
Wien die öſterreichiſche Polizei durch den Reichs führer 44 vereidigt). Der Führer 
des 4% Oberabſchnittes Öfterreich, Brigadeführer Dr. Kaltenbrunner, wurde zum 
Staatsjetretär für das Sicherheitswefen ernannt. Ebenſo wurde nach der Einglie⸗ 


) Öfterreich: Verordnung vom 20. Juni 1938 (RG Bl. I 640); Sudeten⸗ 
land: Erſte Verordnung über die Anwendung des Strafrechts aus Anlaß der Be⸗ 
ſetzung ſudetendeutſcher Gebiete vom 30. September 1938 (Derordnungsbl. f. d. 
ſudetendeutſchen Gebiete, S. 5); Verordnungen vom 16. Dezember und 19. Dezem⸗ 
ber 1958 (RG Bl. I 1811, 1960). 

) Gſterreich: berordnung vom 23. Dezember 1938 (RG Bl. I 1930); Su⸗ 
detenland: Verordnung vom 23. Dezember 1938 (RGBl. I 1929). 

) Sudetenland: Derordnung vom 16. Januar 1939 GGBl. I 38). 

) Öfterreich: Verordnung vom 23. Januar 1939 (RGBl. I 80). 

) Gſterreich: Derordnung vom 8. Juli 1938 (GBl. I 844). 

) Öfterreidh: Derlautbarung im Völkiſchen Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 75 
vom 16. März 1938. 

?) Oſterreich: Bericht im Döltifchen Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 74 vom 
17. März 1938. 
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derung des Sudetenlandes die Organiſation der deutſchen Polizei auf das neue 
Gebiet ausgedehnt; beim Reichskommiſſar wurden beſondere Befehlshaber für die 
Ordnungs⸗ und die Sicherheits polizei beitellt!). 

In den beiden neuen Gebieten wurde der Reichsführer 44 und Chef der deut⸗ 
ſchen Polizei ermächtigt, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung note 
wendigen Maßnahmen auch außerhalb der ſonſt hierfür beſtimmten geſetzlichen 
Grenzen zu treffen; er kann dieſe Befugnis auf andere Dienſtſtellen übertragen“). 
Serner wurde in beiden Gebieten das Polizeibeamtengeſetz eingeführt“). In Oſter⸗ 
reich wurde die Bundes polizei und ⸗gendarmerie auf den Reichshaus halt übernom⸗ 
ment). Serner find auf Oſterreich ausgedehnt das Geſetz über das Paß⸗, das Aus⸗ 
länderpolizei⸗ und das Meldeweien®) und die paßrechtlichen Vorſchriften“). Eine 
Vereinheitlichung des geſamten Polizeitechts wird erſt erfolgen können, wenn die 
in Ausſicht genommene Deutſche Polizeiordnung in Kraft treten wird. 


2. Umfangreich find die Maßnahmen, die der Rechtsangleichung auf dem Ge⸗ 
biete der Kulturverwaltung dienen. Die dem Reichspropagandaminiſter unter⸗ 
ſtehenden Reichspropagandaämter wurden in den neuen Gebieten errichtet“). Der 
öſterreichiſche Rundfunk (Ravag) wurde unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
an den deutſchen Rundfunk angegliederte); der Sender Mähriſch⸗Oſtrau wurde 
dem Reichs ſender Breslau angeſchloſſen. In Oſterreich wurde die bis dahin zu 
80 v. H. in jüdiſchen Händen befindliche Preſſe in den Dienft des wiedervereinigten 
deutſchen Volkes und Reiches geſtellte). In beiden Gebieten wurden eingeführt die 
Reichs kulturkammergeſetzgebung le), das Schriftleitergeſetz' !), das Theatergeſetz !), 
das Geſetz über die Dermittlung von Muſikaufführungsrechten! ), in Öfterreich außer⸗ 
dem das Cichtſpielgeſetz und das Geſetz über die Vorführung ausländiſcher Filme ), 
ſowie das Geſetz über das Reichsftudentenwert"). 


) Sudetenland: Anordnung vom 25. Oktober 1958 (RG Bl. I 1458). 

2) Oſter reich: Derordnung vom 18. März 1938 (RG Bl. I 262); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 22. Oktober 1938 (RG Bl. I 1453), ſowie flnordnung vom 
25. Oktober 1938 (RGBI. I 1458). 

) Oſterreich: Verordnung vom 28. September 1938 (RG Bl. I 1225).— Su⸗ 
detenland: Verordnung vom 15. Dezember 1938 (RG Bl. I 1810). 

4) Oſterreich: Verordnung vom 27. Oktober 1938 (RG Bl. I 1633). 

) Öfterreich: Verordnung vom 10. Mai 1938 (RG Bl. I 511). 

e) Oſterreich: Verordnung vom 22. Juli 1938 (R&G Bl. I 913). 

7) Oſterreich: Verordnungen vom 31. März und 12. Juli 1938 (RG Bl. 1350, 
853); Sudetenland: Verordnung vom 28. November 1938 (R&G Bl. I 1675). 

) Oſterreich: Völkiſcher Beobachter. Nordd. Ausg. Nr. 73 vom 14. März 1938. 

) Ebenda. 

20) Niterreich: Derordnung vom 11. Juni 1938 (R&G Rl. I 624); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RG Bl. I 1447). 

11) Öfterreich: Derordnung vom 14. Juni 1938 (RGBI. I 629); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RGBI. I 1447). 

12) Oſterre ich: Verordnung vom 20. Juni 1958 (RG Bl. I 649); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RG Bl. I 1448). 

18) Oſter reich: Derordnung vom 11. Juni 1938 (RG Rl. I 623); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 16. Dezember 1938 (RG Bl. I 1814). 

26) Oſterreich: Derordnung vom 11. Juni 1938 (RGBI. I 625). 

35) Oſterreich: Verordnung vom 14. Sebruar 1939 (RGBI. I 390). 
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3. Prattiſch ſehr bedeutſam für die verwaltungsmäßige Einheit des Reiches find. 
die Anordnungen, die die Aingleihung auf dem Gebiete der Derkehrsverwal⸗ 
tung betreffen. Unmittelbar nach der Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Reich 
wurde der Übergang der öſterreichiſchen Bundesbahnen auf das Reich verfügt; der 
Betrieb wurde auf die Deutſche Reichsbahn übertragen!). Ebenſo wurden nach der 
Eingliederung des Sudetenlandes die dortigen Eiſenbahnen und Nebenbetriebe in 
die Deutſche Reichsbahn eingeordnet). Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung bei⸗ 
der Gebiete wurde der Deutſchen Reichspoſt eingefügt und dem Reichs poſtminiſter 
unterſtellt?). Eingeführt wurden in beiden Gebieten weiter das Reichsautobahn⸗ 
recht“), das Luftzecht®), die Straßenverkehrsordnung“) und andere Vorſchriften 
über den Straßenverkehr“), die Geſetze zur Förderung des Sremdenverkehrse) ſowie 
Teile des Binnenſchiffahrtsrechts“). In Öfterreich find eingeführt die Vorſchriften 
über Straßenbahnen“) und über den Güterfernverkehrn), im Sudetenland wurde 
die Waſſerſtraßen verwaltung in die des Reiches eingegliedert). 


4. Sehr wichtig find die Maßnahmen, die auf die Angleichung des Rechtes der 
Bodenverwaltung zielen. Das Recht der Reichsplanung und Raumordnung 
wurde in beiden Gebieten für anwendbar erklärt:). In beiden Gebieten eingeführt 
iſt ferner die Grundſtücksverkehrsbekanntmachung!“), das Geſetz zur Sicherung der 
Reichsgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen! “), das Geſetz zur Candbeſchaffung 


1) Öfterreich: Verordnung vom 17. März 1938 (RGBI. I 252). Dazu die Der- 
ordnungen vom 18. März, 13. Mai, 30. Mai, 5. Juli, 15. September 1938 (RG Bl. I 
259, 522, 605, 804, 1172), ſowie vom 9. Sebruar 1939 (RG Rl. I 168). 

2) Sudetenland: Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RG Bl. I 1446). Dazu 
die Verordnungen vom 19. November und 22. November 1938 (RG Rl. I 1622, 
1673). 5 

) Öfterreich: Verordnung vom 19. März 1938 (R6BI. I 261); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 29. Oktober 1938 (RG Bl. I 1524). 

4) Oſterreich: Verordnung vom 24. März 1938 (RGBI. I 308); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 28. Nodember 1938 (RG Bl. I 1674). 

5) Öfterreich: Derordnung vom 1. April 1938 (RGBI. I 355); Sudeten- 
land: Verordnung vom 30. November 1938 (RGBI. I 1714). 

) Öfterreich: Verordnung vom 18. Mai 1938 (RGBI. I 532); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 30. November 1938 (RGBI. I 1705). 

) Öfterreich: Verordnung vom 28. Juni 1938 (R6BI. I 702); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 8. Sebruar 1939 (RGBI. I 164). 

9 Öfterreich: Verordnung vom 15. Juni 1938 (RGBI. I 650); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 17. Dezember 1938 (RGBI. I 1824). 

) Ofterreich und Sudetenland: Verordnung vom 13. März 1939 (RG Bl. I 
550). 
10) Oſt erreich: Verordnung vom 29. Juni 1938 (RG Bl. I 706). 

n) Oſterreich: Verordnung vom 26. Juli 1938 (RGBI. I 949). 

n) Sudetenland: Verordnung vom 4. November 1938 (RG Rl. I 1562). 

12) Oſterreich: Verordnung vom 14. April 1938 (RGB. I 392); Sudeten 
land: Verordnung vom 31. Oktober 1938 (RG Bl. I 1529). 

4) Öfterreich: Verordnung vom 20. Juli 1938 (R GBI. I 906); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 20. Dezember 1938 (RG Bl. I 1825). 

15) Öfterreich: Verordnung vom 10. Mai 1938 (RGBI. I 511); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 17. Sebruar 1939 (RG Bl. I 257). Dazu die Verordnungen 
dom 27. Februar 1939 (RG Bl. I 354, 355). 
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für Zwecke der Wehrmacht und das Schutzbereichgeſetzi) ſowie das Reichsumlegungs⸗ 
recht!). Serner find in Oſterreich in Kraft geſetzt worden die Verordnung zur Cund⸗ 
beſchaffung für Zwecke der Reichswerke „Hermann Göring“), das Naturſchutz⸗ 
geſetz“), das Kleinſiedlungs⸗ und Kleingartenrecht“) ſowie die Dorfchriften auf dem 
Gebiet des Städtebaues und des Wohnſiedlungsweſense). Schließlich find auf beide 
Gebiete wichtige bergrechtliche Vorſchriften ausgedehnt worden, fo das Geſetz zur 
Überleitung des Bergweſens auf das Reich, das Cagerſtättengeſetz, das Geſetz zur 
Erſchließung von Bodenſchätzen, die Verordnung zur Julegung von Bergwerks- 
feldern“); ferner iſt der Juſammenſchluß von Bergbauberechtigten ermöglicht 
worden“). In den neuen Gebieten find ſomit weſentliche Dorausjeßungen für die 
wirtſchaftliche Nutzbarmachung des Candes geſchaffen worden. 


5. Da es noch kein allgemeines Recht der Enteignung und der öffentlichen 
Entſchädigung im Reiche gibt, konnte hier eine Rechtsangleichung noch nicht im Ge⸗ 
ſamten erfolgen. Doch find weſentliche Teile des Au fopferungstechtes aus dem 
Reich übernommen worden. Die beſonderen Nachteile, die im Zuge der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Erhebung und Neuordnung in Öfterreic entſtanden find, follen aus⸗ 
geglichen werden, ſoweit dies nach geſundem Volks empfinden zur Befeitigung un⸗ 
billiger härten erforderlich iſt. Gleiches gilt für die beſonderen Nachteile, die in den 
ſudetendeutſchen Gebieten anläßlich ihrer Heimkehr in das Reich und ihrer poli⸗ 
tiſchen und ſtaatlichen Neuordnung einzelnen aus politiſchen Gründen entſtanden 
ſind. Deshalb iſt in beiden Gebieten das Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Anſprüche für ſinngemäß anwendbar erklärt wordene), wenn ein Anſpruch 
aus einer ausgleichsfähigen Handlung geltend gemacht wird. Ubernommen find 
ferner gewiſſe Grundſätze des deutſchen Rechts, die eine Verwirkung des Eigen⸗ 
tums und anderer Dermögensrechte bei gemeinſchaftswidrigem Gebrauch begrün⸗ 
den. So kann in beiden Gebieten der Reichsſtatthalter das Vermögen von Perionen 
oder Verbänden, die volks⸗ oder ſtaatsfeindliche Zwecke gefördert haben, zugunſten 
des Landes einziehen). 


c) Die Angleichung des Sinanz⸗, Wirtſchafts⸗ und Sozialtechts 


Die große Bedeutung, die das Sinanz⸗ und Wirtſchaftstecht für die politiſche 
Ordnung des nationalſozialiſtiſchen Reiches hat, macht es notwendig, wenigſtens 
die wichtigſten Maßnahmen der Rechtsangleichung auf dieſem Gebiet zu erwähnen. 


) Öfterreich: Verordnung vom 15. Juni 1938 (RGBI. I 631); Sudeten⸗ 


land: Derordnung vom 21. Februar 1939 (RG Bl. I 287). 

9) Öfterreich: Verordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Rl. 1379); Sudeten⸗ 
land: Derorönung vom 21. Sebruar 1939 (RG Bl. I 164). 

) Oſterreich: Derurdnung vom 9. Juli 1938 (RG Bl. I 850). 

) Oſterreich: Verordnung vom 10. Sebruat 1939 (RG Bl. 1 217). 

5) Oſterreich: Verordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Bl. I 345). 

) Oſterreich: Verordnung vom 28. Februar und 27. April 1939 (RGBI. I 
382, 878). 

) Oſterre ich: Verordnung vom 20. Mai 1938 (RGBI. I 590); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 10. Januar 1939 (RG Bl. I 43). 

) Öfterreich und Sudetenland: Verordnung vom 31. Januar 1939 (RGRl. 
1115). . 

) Öfterreich: Verordnung vom 21. Mai 1938 (RGBI. I 596); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 13. Sebruar 1939 (RG Bl. I 275). 

20) Oſterreich: berordnung vom 18. November 1938 (RGBI. I 1620); Su- 
detenland: Verordnung vom 12. Mai 1939 (RG BI. I 911). 
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1. Don höchſtem Rang find die Unordnungen, die die Einführung des Dier- 
jahresplanes, des Wirtſchaftsgrundgeſetzes des Reiches, in den neuen Gebieten 
betreffen. So wurden die rechtlichen Grundlagen zur Durchführung des Dier- 
jahresplanes auf die neuen Gebiete ausgedehnt.). In Oſterreich wurde die 
Errichtung eines Hüttenwerkes der Reichswerke Hermann Göring“ in Linz fofort 
im Angriff genommen. Die finanzielle Sörderung umfaſſender wirtſchaftlicher 
Aufgaben von vordringlicher Bedeutung, darunter des Baus von Reichsauto⸗ 
bahnen, ſonſtigen Kraftfahrſtraßen, von Waſſerkraftwerken, Bergbau⸗ und Erdöl« 
gewinnungsbetrieben wurde in Gſterreich vorgeſchrieben ). Zur Förderung der 
gewerblichen Wirtſchaft im Lande Oſterreich wurden Garantien bis zur Höhe von 
150 Millionen Reichsmark zur Verfügung geftellt?). Mit der zweckmäßigen Ge⸗ 
ſtaltung der Verſicherungswirtſchaft in Gſterreich wurde der Reichs wirtſchafts⸗ 
miniſter beauftragt!). Zm Sudetenland wurden entſprechende Maßnahmen zum 
Schutze und zur Entwicklung der ſudetendeutſchen Wirtſchaft getroffen“). 


Die Befugniſſe des Reichskommiſſars für die Preisbildung wurden auf beide 
Gebiete ausgedehnt“). In Gſterreich wurde eine Preisitoppverorönung mit dem 
Stichtag des 18. März 1938 erlaſſen ). Ebenſo wurde im Sudetenland die Erhöhung 
von Preiſen verbotene). Die Preisbildung zwiſchen den neuen Gebieten und dem 
alten Reichsgebiet wurde geordnete). Die preisbildung füt ausländiſche Waren 
wurde geregelt; gleichzeitig wurden die reichsrechtlichen Beſtimmungen über Preis⸗ 
bindungen und gegen Verteuerung der Bedarfsdeckung eingeführt!o). Die Preis⸗ 
ermittlung bei Leiſtungen für öffentliche Auftraggeber wurde dem Reichs recht 
angepaßt?2), ; 


) Öfterreich: Derorönung vom 19. März 1938 (RGBI. I 262). Dazu Derord- 
nung vom 8. Sebruar 1939 (RG Bl. I 168). — Sudetenland: Verordnungen vom 
10. Oktober 1938 (RGBI. I 1392) und vom 8. Sebruar 1939 (RGBI. I 168). 

) Oſterreich: Verordnung vom 23. März 1938 (RGB. 1 309). 

) Gſterreich: Geſetz vom 9. April 1938 (RS Rl. I 373). 5 

) Gſterreich: Derordnung vom 11. Juni 1938 (RGBl. I 626). 

) Sudetenland: Verordnung über den Warenverkehr mit den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten vom 6. Oktober 1938 (R Bl. I 1396); Verordnungen zum Schutz 
der ſudetendeutſchen Wirtſchaft vom 15. Oktober 1938, 27. Oktober 1938 (RGBl. I 
1431, 1553); Geſetz zur Sicherung der Kreditverſorgung in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 31. Oktober 1938 (RGBI. I 1531); Verordnungen über das Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren vom 27. Januar 1939 (RG Rl. I 114); Verordnung über Maßnah⸗ 
men auf dem Geb iet des öffentlichen Bankweſens vom 4. März 1939 (RGBI. I 419). 

) Oſterreich: Verordnung vom 27. März 1938 (RG Bl. I 315); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 18. Oktober 1938 (RG Bl. I 1444). 

) Oſterreich: Derordnung vom 29. märz 1938 (RGRl. I 340). Dazu die 
Preisfentungsverorönungen vom 27. April 1938 (RGBI. I 427) und vom 3. Ses 
bruar 1939 (RG Bl. I 161). 

) Sudetenland: Verordnungen vom 22. Oktober 1938 (RE Bl. I 1456) und 
vom 10. März 1939 (RGBI. I 443). 

) Öfterreich: Verordnung vom 15. April 1938 (RGBI. I 401); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 5. November 1938 (RG Bl. I 1558). 

10) Oſterreich: Verordnung vom 5. Mai 1938 (RGRl. 510); Sudetenland: 
Derorönung vom 4. November 1938 (RGBI, I 1555). 


1) Oſterreich und Sudetenland: Verordnung vom 21. Dezember 1938 
(R6BI. I 1850). 
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2. Die zweite Gruppe von Maßnahmen betrifft die Angleichung des Währungs⸗ 
rechtes. Die Reichsmarkwährung wurde in den neuen Gebieten ſofort eingeführt: 
eine Reichsmark wurde einem Schilling 50 Groſchen, eine Uſchechenkrone wurde 
12 Reichspfennigen gleichgeſetzt!). Die öſterreichiſche Nationalbank wurde in die 
Reichsbank eingegliedert“). Die öſterreichiſchen Gold⸗ und Silbermünzen wurden 
außer Kurs gefeßt?). Die deutſche Deviſengeſetzgebung wurde auf die neuen Gebiete 
ausgedehnt“). Inzwiſchen iſt das einheitliche Deviſengeſetz für das Geſamtreich in 
Kraft getreten“). 

3. In engem Zuſammenhang damit fteht die Übernahme des Sinanzrechts des 
Altreichs in den neuen Gebieten. Die Sinanzverwaltung der neuen Gebiete wurde 
in die des Reiches eingegliederte). Der Reichsfinanzminiſter übernahm die oberſte 
Leitung des geſamten Sinanzwejens?). Die beſtehenden Zollſchranken wurden ab⸗ 
gebaut und ſchließlich ganz beſeitigt'); durch das neue Zollgejeg wurde die Zolls 
einheit des Geſamtreiches hergeftellt?). Eine Reihe von Reichsſteuern wurde in beiden 
Gebieten eingeführt, jo die Umfatzſteuer und die Reichsfluchtſteuer le), die Wechſel⸗ 
ſteuer !!), die Beförderungsſteuer l:), die Zuderfjteuer!?), die Einkommenſteuer, die 
Kapitalertragſteuer, die Abgabe von Auffichtsratsvergütungen, die- Körperſchaft⸗ 
ſteuer, die Gewerbeſteuer und Wandergewerbeſteuer, ſowie die Wehrſteuer “); 


3) Öfterreich: Verordnung vom 17. März 1938 (RGB. I 233); Sudeten⸗ 
land: Derordnungen vom 10. Oktober und 15. Oktober 1938 (R&G Bl. I 1393, 1430), 
ſowie vom 14. Januar 1939 (RG Bl. I 35). 

2) Oſterreich: Derordnungen vom 17. März, 23. April, 12. Dee 1938 
(RGBI. 1254, 405, 1419). 

) Oſterreich: Verordnung vom 25. Mai 1938 (RGBI. I 601). 

) Oſterreich: Derordnung vom 29. April 1938 (RGBI. I 428); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 26. Oktober 1938 (RG Bl. I 1511). 

9 Geſamtreich: Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 12. Dezember 
1938 (RG RI. I 1733). 

6) Oſterreich: Verordnung vom 24. März 1938 (RGBI. I 308); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 12. Oktober 1938 (RG Bl. I 1397). 

9) Oſterreich: Verordnungen vom 17. Mai, 4. Juni, 10. Juni und 3. Auguft 
1938 (RG Bl. I 601, 637, 699, 995); Sudetenland: Verordnung vom 12. Ot⸗ 
tober 1938 (RG Bl. I 1397). 

) Öfterreich: Derordnungen vom 21. März, 26. Juni, 22. September 1938 
(R6BI. I 300, 692, 1191) und vom 21. März 1939 (RGBI. 1564); Sudetenland: 
Derordnungen vom 7. und 14. Oktober 1938 (RGBI. I 1392, 1420). 

) Geſamtreich: Zollgeſetz vom 20. März 1939 (RGBI. 1529). 

10) Oſterreich: Verordnung vom 14. April 1938 (RG Bl. I 389); Sudeten⸗ 
land: Verordnungen vom 28. Oktober 1938 und 5. November 1938 (RG Bl. I 
1523, 1556). 

1) Oſterreich: Verordnung vom 27. April 1938 (RG Bl. I 424); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 5. November 1938 (RG Bl. I 1556). 

12) Oſterreich: Verordnung vom 29. Juni 1938 (RGBI. I 708); Sudete n⸗ 
land: Verordnung vom 5. November 1938 (RG Bl. I 1556). 

18) Oſterreich: Verordnung vom 10. Oktober 1938 (RG Bl. I 1449); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 30. November 1938 (RG Bl. I 1703). 

14) Öfterreich: Verordnung vom 17. Dezember 1938 (RG Bl. 1662); Sudeten⸗ 
land: Verordnungen vom 21. Dezember 1938 (RG Bl. 1 1837), vom 11. April 1939 
und 15. April 1939 (RG Bl. I 802, 821). 
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ferner die Kapitalverfehrfteuer und die Verſicherungsſteuer!), die Bürger⸗ 
fteuer?), die Salzſteuer e), die Zündwarenſteuer“), die Kraftfahrzeug teuer°), die 
Urkunde nſteuers), die Settjteuer?), die Mineralölſteuers) und die euchtmittel⸗ 
ſteuere). In Oſterreich iſt außerdem die Bierſteuer e) in Kraft geſetzt worden; die 
öſterreichiſche Tabakregie wurde auf das Reich übernommen). Im Sudetenland 
iſt die Grunderwerbſteuer, die Rennwett⸗ und Cotterieſteuer, die Erbſchaftsſteuer !), 
ferner die Branntweinmonopolabgabere), die Tabakſteuer“) und die Gemeinde⸗ 
getränkeſteuer !) in Geltung getreten. 


kluf beide Gebiete wurde das Sammlungsgeſetz ſowie die Sammlungsordnung 
der NSDAP. ausgedehnte). Schließlich wurde in beiden Gebieten die Gewährung 
von Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen übernommen!). 


4. Das Recht von Handel und Gewerbe iſt in ſtarkem Maße an das Reichs⸗ 
recht angeglichen worden. Eingeführt wurden in beiden Gebieten die Dorſchriften 
über die Organijation der gewerblichen Wirtſchaftis), das Geſetz über Wirtſchafts⸗ 
werbung!e), die Beſtimmungen über die Überwachung des Warenverkehrs durch 


) Öfterreich: Derorönung vom 17. Januar 1939 (RGBl. 148); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 5. November 1958 (RG Bl. I 1556). 

) Öfterreich: Derordnung vom 20. Januar 1959 (RG Rl. I 59); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 20. Januar 1939 (RG Bl. I 69). 

) Oſterreich: Verordnung vom 10. Sebruar 1939 (RG Bl. 1216); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 14. Februar 1939 (RG Rl. I 276). 

4) Oſterreich und Sudetenland: Derordnung vom 18. Februar 1939 
(RGBl. I 325). 

5) Gſterreich: Verordnung vom 21. Sebruar 1939 (RG Bl. 1353); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 5. November 1938 (RG Bl. I 1556). 

) Oſterreich: Derordnung vom 27. Sebruar 1939 (R&G Bl. 1370); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 5. November 1958 (RG Rl. I 1556). 

) Öfterreih und Sudetenland: Derorönung vom 20. März 1939 
(RGBI. I 630). . 

) Öfterreich und Sudetenland: Vo. vom 25. März 1939 (RG Bl. I 655). 

) Defterreich: Verordnung vom 3. Mai 1939 (RGE Bl. I 894); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 9. Februar 1939 (RG Rl. I 169). 

10) Oſterreich: Verordnung vom 8. Sebruar 1939 (RGBl. I 194). 

) Öfterreich: Derordnung vom 15. April 1939 (RGBI. I 841). 

) Sudetenland: Verordnung vom 5. November 1938 (R6BI. I 1556). 

12) Sudetenland: Derordnung vom 29. Dezember 1938 (RGBl. I 2014). 

) Sudetenland: Derorönung vom 10. Februar 1939 (R&G Bl. I 211). 

) Sudetenland: Verordnung vom 31. März 1939 (RGRl. I 701). 

4% Öjterreich: Verordnungen vom 30. Juli und 10. Oktober 1938 (RG Bl. I 
994, 1445); Sudetenland: Derorönungen vom 14. Januar 1939 und 11. April 
1939 (RG Bl. I 44, 765). 

) Öfterreich: Derordnung vom 30. März 1938 (RG Bl. I 341); Sudeten⸗ 
land: Perordnung vom 25. November 1938 (RGBI. I 1670). 

15) Öfterreich: Verordnung vom 24. September 1938 (RGBl. I 1201), dazu 
Anordnung vom 4. März 1939 (RGBI. I 420); Sudetenland: Derordnung vom 
29. Oktober 1938 (RG Bl. I 1547), ſowie Anordnung vom 20. Dezember 1938 
(RGBl. I 1834). 

10) Oſterreich: Derorönung vom 16. Juni 1938 (RGBI. I 624); Sudeten⸗ 
land: Derorönung vom 24. November 1938 (RGBI. I 1643). 
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überwachungsſtelleny, die Kartellverordnung und das Zwangskartellgeſetz'), die 
Bindungen der Kohlenwirtſchafte), das zündwaren monopol“), ſowie außerdem das 
Energiewirtichaftsgefeß®). In Kraft traten auch das elktiengeſetz, das Wechſelgeſetz 
und das Scheckgeſetz“), das hupothekenbankgeſetz“), das Verſicherungsaufſichtsgeſetz') 
und das Reichsgeſetz über das Kreditwefen?) ſowie das Handels geſetzbuch (in ſeinen 
weſentlichen Teilen) 1). In Oſterreich wurde das kinleiheſtockgeſetz r!) in Kraft geſetzt 
Außerdem wurde das Verhältnis des reichsrechtlichen Patent⸗ und Markenſchutzes 
zum öſterreichiſchen Recht geregelt!2). 


5. Das Recht der Land- und Sorſtwirtſchaft wurde gleichfalls in weitem Um⸗ 
fang dem Reichs recht angepaßt. So wurden in beiden Gebieten eingeführt das Recht 
des Reichsnährſtandes e) und die landwirtſchaftliche Marktordnung ), das Geſetz über 
die Neubildung deutſchen Bauerntums, das Reichsſiedlungsgeſetz'“), die Vorſchriften 
über die Settwirtſchaftie), die Marktordnung für die Sorſt⸗ und Holzwirtſchaft !“), 


1) Öfterreich: Derordnung vom 19. März 1938 (RGBI. I 265); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RG Bl. I 1560). 

2) Oſterreich: Verordnung vom 14. Juli 1958 (RG Bl. I 899); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 12. Januar 1959 (RG Bl. I 28). 

3) Oſterreich: Verordnung vom 17. Oktober 1958 (RG Bl. 1 1459); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 31. Januar 1959 (RG Bl. I 132), ſowie Verordnung vom 
10. Januar 1939 (RG Bl. I 45). 

9) Öfterreich und Sudetenland: Verordnung vom 20. Februar 1959 
(RGBl. I 326). 

5) Öfterreich: Derordnung vom 26. Januar 1959 (RG Bl. 185); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 25. April 1939 (RGBI. I 845). 

e) Oſterreich: Derordnungen vom 11. April, 21. April, 2. Auguft 1958 (R6BLI 
385, 421, 422, 982, 988); Sudetenland: Derorönungen vom 8. Dezember, 
10. Dezember 1938 (RGBI. I 1725, 1752, 1754), ſowie vom 9. Sebruar 1939 
(RGBl. I 176). 

7) Oſterreich: Derordnung vom 11. November 1938 (RG Bl. I 1574); 
Sudetenland: Verordnung vom 29. März 1939 (RGBI. I 656). 

e) Oſterreich: Derordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Bl. 1 365); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 27. März 1959 (RGBl. I 713). 

) Oſterreich: Verordnung vom 1. Oktober 1958 (R Bl. I 1529); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 5. April 1939 (RG Bl. I 720). 

10) Oſterreich: Verordnung vom 24. Dezember 1958 (RG Bl. I 1999); Su- 
detenland: Verordnung vom 28. Sebruar 1959 (RG Bl. I 391). 

11) Oſterreich: berordnung vom 28. Sebruar 1939 (RG Bl. 1 365). 
18) Öfterreich: Verordnung vom 28. April 1958 (RG Bl. I 456). 

13) Öfterreich: Derorönung vom 14. Mai 1958 (RGBI. I 523); Sudeten- 
land: Derordnung vom 19. Oktober 1958 (RGBI. I 1450). 

14) Oſterreich: Derorönungen vom 17. Auguft 1958 (RGBI. I 1039, 1041); 
Sudetenland: Derordnungen vom 1. Dezember 1958 (RGBI. I 1690, 1695). 

15) Öfterreich: Derordnung vom 7. Sebruar 1939 (RGBI. I 203); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 29. März 1939 (RG Bl. I 641). 

16) Gſterreich und Sudetenland: Verordnung vom 28. Februar 1959 
(RG Bl. I 555). 

15) Oſterreich: Verordnung vom 19. märz 1938 (RC Bl. I 309); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 10. Dezember 1958 (RG Bl. I 1760). 
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das Forſtliche Artgeſetz!), ſowie das Reichsjagögefeß®). In Oſterreich wurden 
außerdem das Reichs erbhofrechts), ſowie die Vorſchriften zur Sicherung der 
Candbewirtſchaftung⸗) in Kraft geſetzt. Geſchaffen wurde ferner die öſterreichiſche 
Entſchuldungs verordnung nach dem Muſter des Altreichs ). Das Sorſt⸗ und Jagd» 
weſen wurde vom Reichsforſtmeiſter übernommen; es wird durch ihm unterſtellte 
Sorſtbehörden verwaltete). 


6. Zu erwähnen ſind weiter die Maßnahmen, die die Angleichung auf dem 
Gebiete des Sozialrechts betreffen. Die Organiſation der Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslofenverfiherung wurde auf beide Gebiete ausgedehnt; die 
reichs rechtlichen Dorfchriften über die Arbeitsvermittlung, den Arbeits einſatz und 
das Arbeitsbuch wurden für anwendbar erklärt“). Die Reichstreuhänderverwaltung 
wurde eingeführte). Die Verordnung über Cohngeſtaltung vom 25. Juni 1938, die 
in Oſterreich bereits galt, wurde auf das Sudetenland übertragen ). In beiden Ge⸗ 
bieten wurde die Verordnung über Lohnzahlung an Seiertagen??) ſowie das Arbeits⸗ 
zeitrecht!) und das geſamte Sozialverſicherungsrechtin in Kraft geſetzt. Eingeführt 
wurde die Reichs verſorgungsverwaltung in beiden Gebieten). In Oſterreich wurde 
außerdem zur Geltung erhoben das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit und 
das Geſetz über Heimarbeit i), das Reichs verſorgungsgeſetz und das Geſetz über die 
Derforgung der Kämpfer für die nationale Erhebung!e). Im Sudetenland iſt die 
Gewerbeaufſicht nach reichs rechtlichem Vorbild aufgebaut worden!). 


7. Don großer Bedeutung iſt ſchließlich die Angleichung auf dem Gebiete des 
Geſundheits⸗ und Sürſorgeweſens. So find in beiden Gebieten die weſent⸗ 


) Oſterreich: Verordnung vom 29. Auguft 1938 (RG Bl. I 1065); Sudeten- 
land: Derorönung vom 30. November 1938 (R6BI. I 1683), 

) Öfterreich: Verordnungen vom 13. April, 30. April 1938 (RGBI. I 388, 
429, 450); Sudetenland: Verordnung vom 16. Januar 1939 (RGBI. I 45). 

) Ofterreich: verordnung vom 28. Juli 1958 (RGBI. I 935). 

*) Öfterreich: Derordnung vom 28. Sebruar 1939 (RGBI. I 414). 

) Öfterreich: Verordnung vom 5. Mai 1938 (RG Bl. I 502). 

) Öfterreich: Derordnungen vom 6. Juli 1938 (RGBI. I 793). 

) Öfterreidh: Derordnung vom 20. Mai 1938 (R6BI. I 591); Sudeten⸗ 
land: Derordnung vom 27. Oktober 1938 (RG Bl. I 15 14). 

) Gſterreich: Verordnung vom 14. Oktober 1938 (RG Bl. I 1515); Su⸗ 
detenland: verordnung vom 22. November 1938 (RG Bl. I 1670). 

) Sudetenland: verordnung vom 7. Dezember 1938 (RG Bl. I 1730). 

10) Gſterreich: Verordnung vom 26. März 1938 (RG Bl. I 355); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 7. Dezember 1938 (RG Bl. I 1730). 

) Oſterreich: Verordnung vom 7. Sebruar 1939 (RG Bl. I 155); Sudeten⸗ 
land: Verordnung vom 31. Januar 1939 (RG Bl. I 154). 

12) Öfterreid;: Derorönungen vom 22. Dezember 1938 (RG Bl. I 1912) und 
vom 15. März 1939 (RGBI. I 495); Sudetenland: Verordnungen vom 12. Ok⸗ 
tober 1958 (RGBI. I 1437) und vom 9. Sebruar 1939 (RGBI. I 181). 

12) Öfterreich: Verordnung vom 3. November 1958 (RG BI. I 1549); Su⸗ 
detenland: verordnung vom 9, November 1938 (RG Bl. I 1570). 

14) Ofterreich: Verordnung vom 9. Juli 1938 (KGhBl. I 851). 

15) Oſterreich: Verordnung vom 24. September 1938 (RG Bl. I 1196), ſowie 
Verordnung vom 28. Februar 1939 (RG Bl. 1 422). 

1) Sudetenland: Verordnung vom 15. Sebruar 1939 (RGBI. I 218). 
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lichen Beſtimmungen der Fürſorgepflichtverordnung!), das Geſetz über die Der- 
einheitlichung des Gefundheitswejens?), die Reichsapothekerordnung und das 
Apothekenverpachtungsgeſetz“), die Reichstierärzteordnung“), ſowie die Vorſchriften 
zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten“) eingeführt worden; im Sudetenland 
auch das in Gſterreich bereits geltende Geſetz zur Ordnung der Kranfenpflege®). 
Die öſterreichiſchen Organiſationen des Roten Kreuzes wurden dem Deutſchen 
Roten Kreuz eingegliedert“). Ferner wurde im Sudetenland die Reichsärzteordnung 
eingeführte); die Jugendwohlfahrt wurde entſprechend den reichsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen neu geordnet“). 
(Ab geſchloſſen: 20. Mai 1939) 


911 
Die Eingliederung des Protektorats Böhmen und Mähren 


a) Die Beziehungen zur Tſchecho⸗Slowakei nach dem 
Münchener Ablommen 


Nachdem durch das Münchener Ablommen die ſudetendeutſche Frage 
gelöſt ſchien, war die deutſche Regierung beſtrebt, normale Beziehungen zu 
dem Reftitaat der Tſchecho⸗Slowakei zu entwickeln. Der Erfolg dieſer Bemü- 
hungen war davon abhängig, daß es gelang, die Lage der nach der Münche⸗ 
ner Regelung noch im tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsgebiet verbliebenen Volks⸗ 
deutſchen erträglich zu geſtalten. Dieſem Ziel diente in erſter Linie der deutſch⸗ 
tſchecho⸗flowakiſche Vertrag über Staatsangehörigkeits⸗ und Optionsfragen 
vom 30. November 1938 (RG Bl. II 895). Danach konnten deutſche Volks⸗ 
zugehörige, die nach dem Münchener Ablommen tſchecho⸗flowakiſche Staats⸗ 
angehörige geblieben waren, bis zum 29. März 1939 für die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit optieren. Doch lag auf der Hand, daß dieſe Möglichkeit der 
Option ein zweiſchneidiges Inſtrument war, da mit dem Erwerb der deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit die Optanten nicht nur die politiſchen Rechte in 

1) Öfterreich: Verordnung vom 3. September 1938 (RGBI. I 1125); Su⸗ 
detenland: Derorönung vom 28. Dezember 1938 (RG Bl. I 1971). 

) Öfterreich: Verordnung vom 29. November 1938 (RGBl. I 1680); Su⸗ 
detenland: Verordnung vom 21. Dezember 1938 (RGBI. I 1836). 

3) OGſterreich: Verordnungen vom 27. Sebruar 1939 (RGBI. I 338); Su⸗ 
detenland: Derordnung vom 4. Februar 1939 (RGBI. I 128). 

4) Öfterreich: Verordnungen vom 13. November 1938 (RGBI, I 1608) und 
vom 28. Sebruar 1939 (RGBI. I 441). — Sudetenland: Verordnung vom 
14. April 1939 (RGBl. I 766). 

5) Öfterreich und Sudetenland: Verordnung vom 21. März 1939 (RGBI. I 

55). 


) Sudetenland: Verordnung vom 24. März 1939 (RGBI. I 574). 
2) Oſterreich: Verordnung vom 23. Mai 1938 (RG Bl. I 598). 

8) Sudetenland: Derordnung vom 27. März 1939 (RGBI. I 582). 
) Sudetenland: Verordnung vom 5. März 1939 (RGBI. I 420). 
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der Tihedjo-Siomwafei verloren hätten, ſondern auch auf dem Dolfsboden, in 
dem ſie verwurzelt waren, zu „Ausländern“ und zu Fremden geworden 
wären. Daher verzichteten die Angehörigen der deutſchen Volksgruppe durch⸗ 
weg darauf, die ihnen gebotene Möglichke it der Option zu benutzen. Es 
mußte der deutſchen Volksgruppe darauf ankommen, die auf geſchichtliche 
Überlieferung und politiſche Ceiſtung gegründete Stellung des Deutſchtums 
im böhmiſch⸗mãhriſchen Raum zu erhalten und den alten deütſchen Siedlungs⸗ 
raum zu verteidigen. Aus dieſem Grunde wurde auch davon abgeſehen, die 
deutſche Karls⸗Univerſität in Prag in das ſudetendeutſche Gebiet zu ver⸗ 
legen; ſie blieb als der geiſtige Mittelpunkt des Deutſchtums im tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsgebiet beſtehen. 

Angelichts dieſer Cage mußte die deutſche politik gegenüber der Tichecho= 
ſlowakei von einem doppelten Ziel geleitet fein: es kam darauf an, den Volks⸗ 
deutſchen in der Uſchecho⸗Slowakei eine verfaſſungsrechtlich geſicherte Stel⸗ 
lung zu erwerben, und ferner zwiſchen dem Reich und der Iſchecho⸗Slowakei 
eine enge Juſammenarbeit auf dem gemeinſamen Intereſſengebiet herzu⸗ 
ſtellen. Das erſte Ziel der Dolksdeutſchen in der Cſchecho⸗Slowakei war daher, 
als Volksgruppe anerkannt zu werden. Das wurde in eindeutiger Weiſe in 
der Slowakei erreicht, indem hier der Führer der deutſchen Volksgruppe zum 
Staatsſekretär bei der ſlowakiſchen Regierung berufen wurde. In der 
Tschechei dagegen gelang es nicht, die Stellung der deutſchen Volksgruppe 
verfaſſungsrechtlich feſt zu umreißen. Auch in den Beziehungen des Reiches 
zur Prager Zentralregierung trat eine endgültige Konfolidierung nicht ein. 
Für dieſe Beziehungen waren die Derfehrs- und Wirtſchaftsfragen von be⸗ 
ſonderer Bedeutung. Gewiſſe Anſätze einer Juſammenarbeit wurden hier 
geſchaffen, zum Beiſpiel indem die Uſchecho⸗Slowakei Erleichterungen für die 
Eiſenbahnverbindung Breslau Wien gewährte und indem ſie ferner den 
Bau einer exterritorialen Reichsautobahn über ihr Gebiet geſtattete. Aber 
die notwendige verirauensvolle Derbindung beider Staaten konnte unter den 
damaligen Derhältniſſen noch nicht gefunden werden. 


b) Krife und Zuſammenbruch der Tſchecho⸗Slowakei 

Das Münchener Abkommen hatte nicht nur durch die der Iſchecho⸗ 
Slowakei auferlegten Gebietsabtretungen ihre äußere Stellung weſentlich 
verändert, ſondern auch ihr inneres Staatliches Gefüge in feinem Grund⸗ 
beſtand berührt. Es war eine Lebensfrage des tſchecho⸗ſlowakiſchen Reſt⸗ 
ſtaates, ob es ihm gelingen werde, die politiſche Einheit verfaſſungsmäßig neu 
zu befeſtigen, die innere Ordnung gegen alle Störungskräfte zu verteidigen 
und ſich durch eine entſprechende außenpolitiſche Orientierung die rechte 
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Stellung im neugebildeten mitteleuropäiſchen Raum zu ſchaffen. In jeder 
dieſer Richtungen hat der tſchecho⸗ſlowakiſche Staat verſagt, womit er die 
Dorausſetzungen ſeiner politiſchen Exiſtenz verlor. 

Die politiſche Einheit des Staates wurde auf föderativer Grundlage neu 
herzuſtellen geſucht. Der Karpatho⸗Ukraine und der Slowakei wurde dabei 
volle Autonomie im Rahmen des Geſamtſtaates zugeſichert. Nachdem in den 
erſten Monaten des Übergangs ein Ausgleich zwiſchen dem Selbſtändigkeits⸗ 
willen der Karpatho⸗Ukraine und der Slowakei einerſeits und dem Macht⸗ 
ſtreben der Cſchechen andererſeits gefunden zu fein ſchien, kam es Anfang 
März 1939 zu neuen Reibungen. Die prager Zentralregierung glaubte ge⸗ 
nötigt zu ſein, den karpatho⸗ukrainiſchen Miniſter Revaj abzuſetzen und den 
tſchechiſchen General Prchala mit beſonderen Vollmachten in die Karpatho- 
Ukraine zu entſenden. Sie ließ ſich ferner dazu hinreißen, in der Slowakei 
den Miniſterpräſidenten Tifo und drei weitere Minifter ihrer kimter zu ent⸗ 
heben und aus eigener Machtvollkommenheit eine neue Regierung zu berufen. 
Dieſes Vorgehen kam einem Staatsſtreich gleich, da die Zentralregierung 
verfaſſungsrechtlich nicht befugt war, die Miniſter der autonomen Gebiete 
ohne Beteiligung der Landtage ihrer Ämter zu entkleiden. Das Vorgehen 
der Zentralregierung bedeutete einen ſchwerwiegenden Angriff auf die 
Autonomie, die der Karpatho⸗Ukraine und der Slowakei auf Grund des 
Münchener Abkommens zugeſichert war. Es erwies ſich, daß die Zentral- 
regierung nicht willens war, die föderative Einheit der Tſchecho⸗Slowakei 
auf der Grundlage der nationalen Autonomie der einzelnen Volksgruppen 
zu bewahren. 

Die innere Ordnung der Cſchecho⸗Slowakei wurde durch dieſen Derjud 
eines Staatsſtreichs gegen die Autonomie verhängnisvoll geſtört. Der ſich 
regende Selbſtändigkeitswille der Karpatho-Ufrainer und der Slowaken 
wurde durch tſchechiſches Militär und tſchechiſche Polizei gewaltſam be⸗ 
kämpft. In preßburg wurde das Standrecht verhängt; die Vorkämpfer des 
ſlowakiſchen Autonomiegedanfens wurden verhaftet; zahlreiche Angehörige 
der Hlinka⸗Garde wurden bei Zuſammenſtößen mit tſchechiſchen Sokols ge⸗ 
tötet. Dieſe Unruhen waren für die Störungskräfte der Iſchecho⸗Slowakei der 
kinlaß, erneut gegen die Angehörigen der deutſchen Volksgruppe vorzugehen. 
In Preßburg und Iglau, in Brünn und Mähriſch⸗Oſtrau, in Prag und pilſen 
kam es zu heftigen Ausfchreitungen gegen Deutſche. Es erwies ſich, daß 
die tſchecho⸗ſlowakiſche Zentralregierung nicht in der Lage war, Leben, 
Freiheit und Eigentum der Dolksdeutſchen in ihrem Staatsgebiet zu 
ſchützen. Damit war die ſelbſtverſtändliche Grundlage des Münchener 
Abkommens zerſtört. 
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Der erneute Angriff des Tihechentums auf die Angehörigen der deutſchen 
Volksgruppe war nur ein äußeres Anzeichen dafür, daß die Tichecho-SIowatei 
in ihrer damaligen politiſchen Struktur nicht bereit war, die ihr nach dem 
Münchener Abfommen vorgezeichnete Stellung im neugeordneten mittel⸗ 
europäiſchen Raum einzunehmen. Die Cſchecho⸗Slowakei hätte eindeutig dar⸗ 
auf verzichten müſſen, ein vorgeſchobener Poſten der Reichsfeinde im Kampf 
gegen das Deutſchtum zu fein, wenn fie dem Geiſt des Münchener Abtom- 
mens entſprechen wollte. Da ſie dieſen Verzicht nicht leiſtete, wurde ſie ein 
gefährlicher herd von Störungen innerhalb der mitteleuropäiſchen Ordnung, 
doppelt gefährlich, weil ſie tief in den Körper des Reiches hineinragte und 
damit eine dauernde Bedrohung der Integrität des Reiches bildete. Der 
erneute klusbruch des tſchechiſchen Terrors gegenüber dem Deutſchtum zeigte, 
daß die Dorausſetzungen für eine endgültige Befriedung des mitteleuropäi⸗ 
ſchen Raumes durch das Münchener kbkommen noch nicht geſchaffen wor⸗ 
den waren. 


c) Die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren 

Am 11. März 1939 wurde von zuſtändiger Stelle bekanntgegeben, daß die 
ſlowakiſche Regierung Tiſo (die zu Unrecht ihres Amtes enthoben war) eine 
Note an die Reichsregierung gerichtet habe. Auf Einladung des Führers und 
Reichskanzlers kam Miniſterpräſident Tiſo zur Beratung nach Berlin. Am 
14. März 1939 wurde nach Zuftimmung des Landtags die Unabhängigkeit 
des ſlowakiſchen Staates durch die Regierung Tifo proklamiert. Damit hörte 
die CTſchecho⸗Slowakei als politiſche und rechtliche Einheit des tſchechiſchen 
und ſlowakiſchen Volkes auf zu beſtehen. Die Slowakei unterftellte ſich am 
16. März 1959 durch einen Telegrammwechſel zwiſchen dem Miniſterprä⸗ 
ſidenten Tifo und dem Führer dem Schutz des Deutſchen Reiches. 

In der gleichen Zeit hatte die ungariſche Regierung der Prager Regierung 
ein Ultimatum überreicht, das die Stellung der ungariſchen Volks⸗ und Staats⸗ 
angehörigen in der Karpatho⸗Ukraine betraf. Da die ungariſchen Sorderun⸗ 
gen nicht erfüllt wurden, begann die ungariſche Armee am 14. März 1939 
mit der Beſetzung der Karpatho⸗Ukraine, die dem Rönigreich Ungarn ein⸗ 
verleibt wurde. 

Ebenfalls am 14. März 1939 begab ſich der tſchechiſche Staatspräſident 
Dr. Hacha in Begleitung des Außenminifters Chvalkowſku nach Berlin zu 
Beſprechungen mit dem Führer, an denen auch Generalfeldmarſchall 
Göring und Reichsaußenminiſter v. Ribbentrop teilnahmen. Am 15. März 
um 3.35 Uhr wurde das bedeutfame Abtommen abgeſchloſſen, das folgenden 
Wortlaut beſitzt: 
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„Der Sührer hat heute in Gegenwart des Reichsminiſters des Aus- 
wärtigen v. Ribbentrop den tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatspräſidenten 
Dr. Hacha und den tſchecho⸗ſlowakiſchen Außenminifter Dr. Chvaltowity 
auf deren Wunſch in Berlin empfangen. Bei der Zuſammenkunft iſt 
die durch die Vorgänge der letzten Wochen auf dem bisherigen tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsgebiet entſtandene ernſte Cage in voller Offenheit 
einer Prüfung unterzogen worden. Auf beiden Seiten iſt übereinſtim⸗ 
mend die Überzeugung zum Ausdruck gebracht worden, daß das Ziel 
aller Bemühungen die Sicherung von Ruhe, Ordnung und Frieden in 
dieſem Teile Mitteleuropas fein müſſe. Der tſchecho⸗ſlowakiſche Staats⸗ 
prälident hat erklärt, daß er, um dieſem Ziel zu dienen und um eine end⸗ 
gültige Befriedung zu erreichen, das Schickſal des tſchechiſchen Volkes 
und Landes vertrauensvoll in die hände des Führers des Deutſchen 
Reiches legt. Der Sührer hat dieſe Erklärung angenommen und feinem 
Entſchluß Ausdrud gegeben, daß er das tſchechiſche Volk unter den Schutz 
des Deutſchen Reiches nehmen und ihm eine ſeiner Eigenart gemäße 
autonome Entwicklung ſeines völkiſchen Lebens gewährleiſten wird.“ 


Am gleichen Tage erließ der Sührer eine Proklamation an das Deutſche 
Volk, in der feſtgeſtellt wurde, daß durch die Trennung der unterdrückten 
Volksgruppen von Prag die Tſchecho⸗Slowakei aufgehört habe, zu exiſtieren 
und daß durch die Sortdauer der chaotiſchen Zuſtände die letzte Ordnung in 
einem Gebiet zerſtört werde, an dem das Reich lebenswichtig intereſſiert 
ſei; um dieſe Sriedensbedrohung zu beſeitigen und die Vorausſetzungen für 
die erforderliche Neuordnung in dieſem Lebensraum zu ſchaffen, habe der 
Sührer ſich entſchloſſen, deutſche Truppen nach Böhmen und Mähren ein⸗ 
marſchie ren zu laſſen. Die militäriſche Beſetzung der Gebiete Böhmen und 
Mähren wurde ſchlagartig durchgeführt. Die vollziehende Gewalt in den 
beſetzten Gebieten wurde dem Oberbefehlshaber des Heeres und den Ober⸗ 
befehlshabern der Heeresgruppen 3 und 5 übertragen, denen die Gauleiter 
Henlein (für Böhmen) und Bürckel (für Mähren) als Berater in zivilen 
Sragen beigegeben wurden. Am 15. März 1939 um 19.45 Uhr konnte der 
Sührer auf der Prager Burg, dem Hradſchin, einziehen. Dort unterzeichnete 
er am 16. März 1939 den Erlaß, durch den Böhmen und Mähren zum 
Protektorat erklärt und dem Deutſchen Reiche eingegliedert wurden. Die 
innere Rechtfertigung des deutſchen Dorgehens wird im Dorſpruch des 
Erlaſſes mit nachſtehenden Worten dargelegt: 


„Ein Jahrtauſend lang gehörten zum Lebensraum des deutſchen 
Volkes die böhmiſch⸗mähriſchen Länder. Gewalt und Unverſtand haben 
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fie aus ihrer alten hiſtoriſchen Umgebung willkürlich geriffen und ſchließ⸗ 
lich durch ihre Einfügung in das künſtliche Gebilde der Tſchecho⸗Slowakei 
den Herd einer ſtändigen Unruhe geſchaffen. Don Jahr zu Jahr ver⸗ 
größerte ſich die Gefahr, daß aus dieſem Raume heraus — wie ſchon 
einmal in der Dergangenheit — eine neue ungeheuerliche Bedrohung 
des europäiſchen Friedens kommen würde. Denn dem tſchecho⸗flowa⸗ 
kiſchen Staat und ſeinen Machthabern war es nicht gelungen, das Zuſam⸗ 
menleben der in ihm willkürlich vereinten Völkergruppen vernünftig zu 
organiſieren und damit das Intereſſe aller Beteiligten an der Aufrecht⸗ 
erhaltung ihres gemeinſamen Staates zu erwecken und zu erhalten. Er 
hat dadurch aber ſeine innere Cebensunfähigkeit erwieſen und iſt deshalb 
nunmehr auch der tatſächlichen Auflöfung nerfallen. 

Das Deutſche Reich aber kann in dieſen für feine eigene Ruhe und 
Sicherheit ſowohl als für das allgemeine Wohlergehen und den all⸗ 
gemeinen Stieden fo entſcheidend wichtigen Gebieten keine andauernden 
Störungen dulden. Srüher oder ſpäter müßte es als die durch die Ge⸗ 
ſchichte und geographiſche Cage am ſtärkſten intereſſierte und in Mit- 
leidenſchaft gezogene Macht die ſchwerſten Folgen zu tragen haben. 
Es entſpricht daher dem Gebot der Selbſterhaltung, wenn das Deutſche 
Reich entſchloſſen iſt, zur Wiederherſtellung der Grundlagen einer ver⸗ 
nünftigen mitteleuropäiſchen Ordnung entſcheidend einzugreifen und 
die ſich daraus ergebenden Hnordnungen zu treffen. Denn es hat in ſei⸗ 
ner tauſendjährigen geſchichtlichen Vergangenheit bereits bewieſen, daß 
es dank ſowohl der Größe als auch der Eigenſchaften des deutſchen Dol- 
kes allein berufen iſt, dieſe Aufgaben zu löſen. 

Erfüllt von dem ernſten Wunſch, den wahren Intereſſen der in 
dieſem Cebensraum wohnenden Dölfer zu dienen, das nationale Eigen⸗ 
leben des deutſchen und des tſchechiſchen Dolfes ſicherzuſtellen, dem Srie- 
den und der ſozialen Wohlfahrt aller zu nützen, ordne ich daher namens 
des Deutſchen Reiches als Grundlage für das künftige Zuſammenleben 
der Bewohner dieſer Gebiete das Folgende an...” 


d) Die verfaſſungsrechtliche Stellung des Protektorats 
Böhm en und Mähren 
1. Begriff und Weſen des Protettorats 
Durch den Erlaß vom 16. März 1939 ſind die böhmiſch⸗mähriſchen Länder 
dem Reichsgebiet eingegliedert worden; ſie haben die rechtliche Stellung 
eines „Protektorats“ erhalten. Dieſe Bezeichnung erinnert an den völker⸗ 
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rechtlichen Begriff des Protektorats, wie er von England, Frankreich und den 
Vereinigten Staaten entwickelt worden iſt, um ihre imperiale Herrſchaft auf 
fremde Cebensbereiche auszudehnen. Begriff und Wefen dieſes völker⸗ 
rechtlichen Protektorats ſind in der völkerrechtlichen Theorie nicht ſcharf 
beſtimmt. Der Ausdruck wird für ſehr verſchiedenartige Formen von völker⸗ 
rechtlichen Schutz, Ubhängigkeits⸗ und Einmiſchungsverhältniſſen gebraucht. 
Es gibt einen weiteren Begriff des Protektorats, der auch ſehr gelockerte 
Schutzverhältniſſe mit umfaßt, wie England fie etwa durch feine Verträge mit 
Irak und Ägypten begründet hat. In dieſem weiteren Sinne fallen auch die 
beſonderen Einmiſchungsrechte, die die Vereinigten Staaten ſich vertraglich 
gegenüber Panama, Kuba, Haiti und der Dominikaniſchen Republik ge⸗ 
ſichert hatten, unter den Begriff des Protektorats. In den genannten Fällen 
bildet das „Protektorat“ einen ſelbſtändigen Staat mit eigenem Staatsgebiet, 
eigener Staatsgewalt, eigener völkerrechtlicher Vertretungsmacht, eigener 
Armee uſw., wenn auch in allen dieſen Beziehungen gewiſſe Einwirkungs⸗ 
rechte des Protektors vorbehalten find, die unter Umſtänden die Selbſtän⸗ 
digkeit und „Souveränität“ des Staates in einem ſehr fragwürdigen Lichte 
erſcheinen laſſen. Da in dieſen Fällen nach außen die Sorm des Protektorats 
vermieden wird, vielmehr die Selbſtändigkeit des Staates beſondere Beto⸗ 
nung erfährt, empfiehlt es ſich, hier von einem verdeckten protektorat 
zu ſprechen. Das Protektorat im engeren Sinne, das offene Protektorat, 
wird wie das verdeckte Protektorat durch einen völkerrechtlichen Schutz⸗ 
vertrag begründet. Es nimmt jedoch dem geſchützten Gebiet die Stellung 
eines ſelbſtändigen Staates und unterwirft es der Staatsgewalt des Schutz⸗ 
itaates, in deſſen Rahmen ihm jedoch ein gewiſſer völkerrechtlicher Status 
eingeräumt wird. So hat das völkerrechtliche Protektorat ein eigenes Staats⸗ 
gebiet und eine eigene Staatsangehörigkeit; es hat eigene auswärtige Be⸗ 
ziehungen, die allerdings von dem Schutzſtaat wahrgenommen werden. Der: 
träge des Schutzſtaates gelten nicht ohne weiteres für das Protektorat; 
ebenſo erfaſſen Kriege des Schutzſtaates nicht ohne weiteres das protegierte 
Gebilde. Dieſer ſelbſtändige völkerrechtliche Status des Protektorats kann 
ſtärker oder ſchwächer entfaltet ſein; in den beiden großen franzöſiſchen 
Protektoraten Tunis und Marokko iſt er auf ein Mindeſtmaß zurückgeſchraubt. 
Doch gehört zum Weſen des völkerrechtlichen Protektorats notwendig diefe 
Stellung im Völkerrecht; wo fie nicht vorhanden ift, kann man von einem Pro⸗ 
tektorat im völkerrechtlichen Sinn nicht ſprechen. 

Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt kein Fall eines ſolchen völker⸗ 
rechtlichen Protektorats; es handelt ſich hier um kein völkerrechtliches, 
ſondern um ein ſtaatsrechtliches Schutzverhältnis. Die böhmiſch⸗mähriſchen 
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Länder bilden keinen ſelbſtändigen Staat, ſondern find ein integrierender 
Beſtandteil des Deutſchen Reiches. Es gibt kein ſelbſtändiges Staatsgebiet des 
Protektorats, ſondern dieſes iſt ein Teil des Reichsgebiets. Das Protektorat 
hat keine eigene Staatsgewalt, ſondern die Hoheitsrechte, die es im Rahmen 
des Schutzverhältniſſes beſitzt, find ihm vom Reiche übertragen. Es hat ins⸗ 
beſondere keinerlei ſelbſtändige auswärtige Gewalt, kann alſo weder aus⸗ 
wärtige Vertretungen unterhalten, noch Derhandlungen mit fremden 
Staaten führen, noch Verträge mit ihnen ſchließen. Die von der früheren 
Uſchecho⸗Slowakei abgeſchloſſenen völkerrechtlichen Derträge find mit dem 
Untergang dieſes Staatsweſens weggefallen. Ihre diplomatiſchen Dertre- 
tungen haben aufgehört zu beſtehen. Ihre auf fremden Boden befindlichen 
diplomatiſchen und konſulariſchen Einrichtungen ſind den auswärtigen 
Vertretungen des Reiches zu übergeben. Das Protektorat hat ferner 
keinerlei ſelbſtändige militäriſche Gewalt. Das Recht, zum Schutz der inneren 
Ordnung beſondere Verbände aufzuſtellen, beruht auf einer Ermächtigung 
durch die Reichsgewalt. Die Autonomie, die dem Protektorat eingeräumt 
iſt, iſt kein Reſtbeſtand völkerrechtlicher Selbſtändigkeit, ſondern ein vom 
Reiche übertragenes innerſtaatliches Recht zur eigenvölkiſchen Selbſtver⸗ 
waltung. 

Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt ſomit kein Unterfall eines all⸗ 
gemeinen Begriffs des völkerrechtlichen Protektorats, ſondern ein neuer 
und ſelbſtändiger Typus eines ſtaatsrechtlichen Schutzverhält⸗ 
niſſes. Da das Protektorat ohne Vorbehalt und Ausnahme in das Reichsganze 
eingegliedert iſt, ſind die Beziehungen zwiſchen der oberſten Reichsgewalt 
und dem Protektoratsgebiet ausſchließlich verfaſſungs⸗ und verwaltungs⸗ 
rechtlicher, aber nicht völkerrechtlicher Art. Dorausſetzung des Protektorats 
iſt zwar der Abſchluß eines völkerrechtlichen Dertrages (des Abkommens 
vom 15. März 1959), aber auf ſeiner Grundlage iſt durch den Erlaß 
vom 16. März 1939 das völkerrechtliche in ein ſtaats rechtliches Verhältnis 
umgewandelt worden, ein Vorgang, wie er ſich etwa auch bei der Be⸗ 
gründung oder der Erweiterung eines Bundesſtaates vollzieht; man 
denke an die Entſtehung des Norddeutſchen Bundes und des Bismarckſchen 
Reiches. Mit dem Erlaß vom 16. März 1939 ſind die Beziehungen des 
Reiches zum Protektorat rein innerſtaatlicher Natur geworden. Jeder 
Verſuch einer auswärtigen Macht, in dieſe Beziehungen einzudringen, 
würde eine den Dölferrechtsgrundfaß der Nichtintervention verletzende und 
daher völkerrechtswidrige Einmiſchung in innerdeutſche Angelegenheiten 
bedeuten. 
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2. Gebiet und Staatsangehörigkeit 

Zum Gebiet des Proteftorats gehören die im März 1939 von deutſchen 
Truppen beſetzten Landesteile Böhmen und Mähren der ehemaligen 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik. Zum Protektorat gehört nicht die von Ungarn 
beſetzte Karpatho-Ufraine und ferner nicht die Slowakei, die ſeit dem 14. 
März ein ſelbſtändiger und unabhängiger Staat iſt. Zum Protektorat gehören 
ferner nicht die ſudetendeutſchen Gebiete, die im Oktober 1958 mit dem Re ich 
vereinigt wurden. Die Grenzen des Protektoratsgebietes gegenüber dem 
ſonſtigen Reichsgebiet können durch den Führer verändert werden, ſoweit die 
Verteidigung des Reiches es erfordert (Art. 1 Abſ. 2 des Erlaſſes); gewiſſe 
Grenzregulierungen ſind damit vorbehalten. 

Hinſichtlich der Staatsangehörigkeit der Bewohner des Proteftorats 
iſt zu unterſcheiden: Die volfs deutſchen Bewohner find deutſche Staats⸗ 
angehörige und Reichsbürger; fie beſitzen daher auch die politiſchen Rechte des 
Reiches, nehmen an Reichstagswahlen und Volksabſtimmungen teil, können 
Reichsbeamte werden und andere öffentliche kimter des Reiches bekleiden uſw. 
Sür ſie gilt das Blutſchutzgeſetz, und ſie unterſtehen der deutſchen Gerichtsbar⸗ 
keit. Die nichtvolksdeutſchen Bewohner Böhmens und Mährens find Staats⸗ 
angehörige des Protektorats, beſitzen alſo die deutſche Staatsangehörige it und 
das Reichsbürgerrecht nicht. Sie nehmen an den politiſchen Rechten im Rah⸗ 
men der autonomen Selbitverwaltung teil. Durch die Verordnung vom 20. 
April 1959 (RGBT. 1815) wurde beſtimmt, daß alle früheren tſchecho⸗flowa⸗ 
kiſchen Staatsangehörigen deutſcher Volkszugehörigkeit, die am 10. Oktober 
1958 das Heimatrecht in einer Gemeinde der Länder Böhmen und Mähren 
beſaßen, mit Wirkung vom 16. März 1939 die deutſche Staatsangehörigkeit 
erwerben. Für fie gilt das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht. Sie beſitzen 
jedoch auch die Rechte der Staatsangehörigen des Protektorats. 


3. Die Autonomie des Protektorats 

Das Protektorat beſitzt im Rahmen des Reiches eine weitgehende Auto- 
nomie. Dieſe iſt die rechtliche Form, in der das Eigenleben des tſchechiſchen 
Volkes, die Pflege feiner eigenen Kultur und Sprache, die Entwicklung ſeines 
Erziehungs⸗ und Bildungsweſens, die Entfaltung und Verwirklichung feiner 
eigenen Rechtsordnung im Rahmen des Reiches geſichert iſt. Durch die 
autonome Selbſtverwaltung, die dem tſchechiſchen Volke gewährt wird, 
bleiben der Reichsgedanke und der Dolksge danke in Übereinftimmung; das 
völkiſche Prinzip wird nicht preisgegeben, ſondern findet feine Bewährung, 
indem es zur Anerfennung und kichtung vor dem dem Reiche eingegliederten 
fremden Volkstum führt. 
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Das Protektorat beſitzt ein eigenes Oberhaupt, das den Schuß und die 
Ehrenrechte eines Staatsoberhauptes genießt; dazu gehört vor allem die 
Exterritorialität, d. h. die Sreiftellung von jeder fremden Gerichts⸗ oder 
Zwangsgewalt. Für die Ausübung feines Amtes bedarf das Oberhaupt des 
Vertrauens des Führers. Die Sunftionen des Oberhauptes werden bis zur 
Neuordnung der inneren Verfaſſung des Protektorats von dem früheren 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatspräſidenten Dr. Hacha ausgeübt. Bei der Reichs⸗ 
regierung wird das Protektorat durch einen Geſandten vertreten. Das Pro⸗ 
tektorat genießt das Recht der Selbftverwaltung, d. h. es wird durch eine 
eigene Regierung geleitet, es entwickelt ſein autonomes Recht durch eine 
eigene Geſetzgebung, es wird durch eigene Behörden verwaltet, es läßt Recht 
durch eigene Gerichte ſprechen. Dieſe vom Reich übertragenen Hoheitstechte 
ſtehen „im Rahmen des Protektorats“, ſie treten alſo hinter den Rechten, die 
das Reich als Schutzmacht über das Protektorat ausübt, zurück. Sie find im 
Einklang mit den politiſchen, militäriſchen und wirtſchaftlichen Belangen 
des Reiches auszuüben. Das bisherige in Böhmen und Mähren geltende 
Recht bleibt grundſätzlich in Kraft; es iſt nur aufgehoben, ſoweit es dem Sinn 
des neugeſchaffenen Schutzverhältniſſes widerſpricht. 


4. Der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren 


Das Protektorat iſt als integrierender Beſtandteil des Reichsgebietes 
unter die Reichshoheit getreten. Es unterliegt der dem Führer zuſtehenden 
Reichsgewalt, die von dem „Reichsprotektor in Böhmen und Mähren“ als 
dem Wahrer der Reichsintereſſen ausgeübt wird. Der Reichsprotektor wird 
vom Führer ernannt; ſein Amtsſitz iſt Prag. Er iſt Vertreter des Führers 
und Beauftragter der Reichsregierung. Gemäß der Verordnung vom 22. 
März 1959 (RG Bl. 1549) iſt der Reichsprotektor der alleinige Repräſentant 
des Führers und der Reichsregierung im Protektorat; er unterſteht dem Füh⸗ 
ter unmittelbar und erhält Weiſungen nur von ihm, hat alſo die Stellung 
einer Oberſten Reichsbehörde. Zum Reichsprotektor wurde am 18. März 1939 
der Reichsminiſter und Präſident des Geheimen Kabinettsrats v. Neurath 
berufen; ihm wurde als Staatsſekretär der ſtellvertretende Gauleiter des 
Sudetengaues K. h. Srank beigegeben. Am 5. April 1939 wurde der Reichs⸗ 
protektor feierlich in ſein Amt eingeführt. 8 

Der Reichsprotektor hat nach dem Erlaß vom 16. März 1939 folgende Be⸗ 
fugniſſe: Erſtens hat er die allgemeine politiſche klufſicht im Protektorat, 
nämlich die Aufgabe, für die Beachtung der politiſchen Richtlinien des Führers 
im Protektorat zu ſorgen (Art. 5 Abſ. 2). Zweitens hat der Reichsprotektor 
das Beſtätigungsrecht gegenüber der autonomen Regierung: dieſe 
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bedarf ſeiner Beſtätigung; durch Rücknahme der Beſtätigung kann die Re⸗ 
gierung ihres Amtes enthoben werden (Art. 5 klbſ. 3). Drittens hat der 
Reichsproteftor ein allgemeines Unterrichtungsrecht: er iſt befugt, ſich 
über alle Maßnahmen der Regierung unterrichten zu laſſen (Art. 5 Abſ. 4). Die 
Regierung iſt entſprechend verpflichtet, dem Reichsprotektor alle gewünſch⸗ 
ten fluskünfte zu erteilen und alle erforderlichen Unterlagen zu verſchaffen. 
Viertens hat der Reichsprotektor ein Raterteilungsrecht: er iſt befugt, 
der Regierung Ratſchläge zu erteilen (Art. 5 Klbſ. 4). Die Raterteilung ift keine 
bindende Anweifung, doch darf die autonome Regierung ſich dem Ratſchlag 
nicht entziehen, wenn er dazu dient, die Beachtung der politiſchen Richtlinien 
des Sührers ſicherzuſtellen oder eine Schädigung der Keichsintereſſen zu ver⸗ 
meiden. Sünftens hat der Reichsprotektor ein Einſpruchsrecht: gegen 
Maßnahmen, die das Reich zu ſchädigen geeignet wären, kann er Einſpruch 
einlegen (rt. 5 Abf.4). Sind dieſe Maßnahmen erſt in Vorbereitung begriffen, 
fo find fie einzuftellen, bereits durchgeführte Maßnahmen müſſen rückgängig 
gemacht werden. Die Verkündung von Geſetzen, Verordnungen und ſonſti⸗ 
gen Rechtsvorſchriften ſowie der Vollzug von Derwaltungsmaßnahmen und 
Urteilen find auf den Einſpruch des Reichsprotektors hin auszuſetzen (Art. 5 
Hbſ. 5). Sechſtens hat der Reichsprotektor ein Anorönungstedt: er kann 
bei Gefahr im Derzuge die im gemeinſamen Intereſſe notwendigen An⸗ 
ordnungen treffen (Art. 5 Abſ. 4). Mit ſolchen Anordnungen kann der 
Keichsprotektor auch in den Zuſtändigkeitsbereich der autonomen Verwaltung 
eingreifen, wenn ein gefahrdrohender Zuftand dies erforderlich macht. Selbſt⸗ 
verſtändlich ſind ſolche Anordnungen des Reichsprotektors für die Organe 
der autonomen Verwaltung unbedingt verbindlich. 


5. Die ſonſtigen hoheitsrechte des Reiches 


Über dieſe Rechte des Reich sprotektors hinaus hat ſich das Reich eine 
Reihe von Angelegenheiten des Protektorats zur unmittelbaren Erledigung 
vorbehalten; für ſie ſind die allgemeinen oberſten Reichsinſtanzen zuſtändig. 
Erſtens nimmt das Reich die auswärtigen Angelegenheiten des Pro⸗ 
tektorats wahr (Art. 6 Abſ. 1); es gibt nur eine einheitliche Außenpolitik des 
Reiches, die dem gemeinſamen Intereſſe entſprechend vom Reichsaußen⸗ 
miniſter geführt wird. Zu dieſen Angelegenheiten gehört auch der Schutz der 
Staatsangehörigen des Protektorats im Ausland. Zweitens obliegt dem 
Keich der militäriſche Schutz des Protektorats (Art. 7). Zuftändig iſt hier 
der Führer als Oberſter Befehlshaber der Wehrmacht, ſowie in feinem Auf- 
trag das Oberkommando der Wehrmacht und die nachgeordneten militä⸗ 
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riſchen Dienftitellen?). Um den militäriſchen Schutz zu gewährleiften, beſtehen 
Garniſonen und militäriſche Anlagen des Reiches im Protektorat, das keine 
eigene Militärmacht beſitzt. Drittens ſteht dem Reich die Dertehrshoheit 
im Protektorat zu (Art. 8); es führt die unmittelbare Aufficht über das Der- 
kehrsweſen, ſowie das Poft und §ernmeldeweſen. Zuſtändig ſind hier der 
Reichsverkehrs⸗ und der Reichspoftminifter, im Rundfunkweſen auch der 
Reichspropagandaminiſter. Viertens hat das Reich die Zollhoheit im Pro⸗ 
tektorat (Art. 9); Böhmen und Mähren gehören zum Zollgebiet des Reiches. 
Vorläufig bildet das Protektorat noch ein ſelbſtändiges Zollgebiet, in dem die 
bisherigen Zolloorſchriften in Kraft bleiben und das durch eine Zollgrenze 
vom ſonſtigen Reichsgebiet getrennt iſt (Derorönung vom 21. März 1939, 
ROBI. J 551), doch ſteht dieſes Zollgebiet ſchon jetzt unter der Zollhoheit des 
Reiches, die durch reichseigene Zollbehörden ausgeübt wird. Für den Waren⸗ 
verkehr zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebieten und dem Protektorat be⸗ 
ſtehen gewiſſe Zollerleichterungen (Verordnung vom 28. März 1939, 
ROBI. I 655). Im übrigen unterliegt der Warenverkehr des Protektorats 
mit dem ſonſtigen Reichsgebiet ſtarken Einſchränkungen (Derorönung vom 
28. März 1955, ROBI. I 654). Sünftens hat das Reich die Währungs⸗ 
hoheit (Art. 10); die Krone iſt bis auf weiteres noch geſetzliches Zahlungs⸗ 
mittel neben der Mark. Das Verhältnis der Mark zur Krone iſt von der Reichs⸗ 
regierung auf 1 zu 10 feſtgeſetzt worden. Sechſtens hat das Reich die 
Geſetzgebungshoheit im Protektorat (Art. 11 Abf. 1); ſoweit das gemein⸗ 
ſame Intereſſe es erfordert, kann das Reich Rechtsvorſchriften mit Gültigkeit 
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digkeit des Reiches und der autonomen Geſetzgebungsgewalt des Protekto⸗ 
rats, wobei der Grundſatz vom Vorrang des Reichsrechtes gilt. Sofern alfo das 
Reich von ſeinem Geſetzgebungsrecht Gebrauch macht, tritt entgegenſtehendes 
autonomes Recht außer Kraft; die Zuständigkeit der autonomen Organe 
erliſcht. Siebentens hat das Reich das Recht, feine Derw altungshoheit 
auf das Protektorat auszudehnen (Art. 11 Abf. 2); es kann, ſoweit ein gemein⸗ 
ſames Bedürfnis befteht, einzelne Derwaltungszweige in eigene Derwaltung 
übernehmen und die dafür erforderlichen reichseigenen Behörden einrichten?). 

) Laut Mitteilung vom 4. April 1939 wurde ein „Wehrmachtsbevollmächtigter 
beim Reichsprotektor in Böhmen und Mähren“ ernannt, der die Aufgabe hat, 
die kb wicklung aller Angelegenheiten der bisherigen Wehrmacht zu leiten und die 
deutſche Wehrmacht beim Reichsprotektor einheitlich zu vertreten. 

) Dazu Derordnung über Rechtsvorſchriften des Reiches für das Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 3. April 1939 (RG Bl. I 704). 

) Durch Verordnung vom 26. April 1939 (RGBl. I 847) wurde das deutſche 
Tuftrecht und die deutſche Luftfahttverwaltung im Protektorat eingeführt; ein 
deutſches Cuftamt in Prag wurde errichtet. 
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während alſo grundſätzlich die Verwaltung des Protektorats Sache der 
autonomen Behörden iſt, kann das Reich einzelne Gebiete in unmittelbare 
Reichsverwaltung nehmen. Achtens beſitzt das Reid} die oberſte Polizei- 
hoheit im Protektorat (Art. 11 Abf. 3); die Reichsregierung kann die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßnahmen 
treffen. fluch dieſe Polizeiaufgaben ſtehen an ſich den autonomen Organen zu, 
die zur Huftechterhaltung der inneren Sicherheit und Ordnung ſogar eigene 
Verbände aufſtellen können, deren Organiſation, Stärkezahl und Bewaffnung 
die Reichsregierung beſtimmt (Art. 7 Abf. 3). Wenn dieſe eigene Polizei⸗ 
gewalt des Protektorats nicht ausreicht, um die Sicherheit und Ordnung zu 
wahren, kann die Reichsregierung mit den erforderlichen Maßnahmen ein⸗ 
greifen. 

Zu den hoheitsrechten des Reiches gehört auch die Befugnis, eine eigene 
deutſche Gerichtsbarkeit im protektorat zu ſchaffen. Es beſteht (neben 
der autonomen Gerichtsbarkeit des protektorats) eine beſondere deutſche 
Gerichtsorganiſation mit einem deutſchen Oberlandesgericht in Prag, deut⸗ 
ſchen Candgerichten in prag und Brünn und einer Reihe von deutſchen Amts= 
gerichten ). Dieſe Gerichte ſprechen Recht im Namen des deutſchen Volkes. 
Die deutſche Gerichtsbarkeit erfaßt grundſätzlich nur die deutſchen Staats⸗ 
angehörigen. Die Strafgerichtsbarfeit wird auf der Grundlage des deutſchen 
Strafrechts und des deutſchen Strafverfahrensrechts ausgeübt). Eine Reihe 
von Dorjchriften des deutſchen Strafrechts gelten auch für Perfonen, die 
nicht deutſche Staatsangehörige find (fo die Vorſchriften über Hoch⸗ und 
Landesverrat usw.)). Inſoweit iſt die deutſche Gerichtsbarkeit auch für per⸗ 
ſonen, die nicht deutſche Staatsangehörige ſind, zuſtändig. In bürgerlichen 
Rechtsſachen erſtreckt ſich die deutſche Gerichtsbarkeit auf die Streitigkeiten, 
an denen ein deutſcher Staatsangehöriger als partei beteiligt iſt⸗). 

Die Hoheitsrechte des Reiches im Protektorat beſtehen ſonach aus zwei 
Gruppen: denjenigen, die der Reichsprotektor und denjenigen, die die 
Reichsregierung oder der zuſtändige Reichsminiſter unmittelbar ausübt. Die 
hoheitsrechte der Reichsregierung (und der zuſtändigen Reichsminister) zer⸗ 
fallen wiederum in ausſchließliche und konkurrierende Zuſtändigkeiten. Aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeiten des Reiches ſind die auswärtige Gewalt, die 


) Verordnung über die deutſche Gerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 14. April 1939 (RG Bl. I 752). 

) Derorönung über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 14. April 1939 (R6BL J 754). 

) Ebenda $ 15 ff. 

Verordnung über die Ausübung der bürgerlichen Rechtspflege im Proteftorat 
Böhmen und Mähren vom 14. April 1939 (RGBl. 1 750). . 
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Militärgewalt, die Verkehrshoheit, die Zollhoheit und die Währungshoheit. 
Konkurrierende Zuftändigfeiten des Reiches dagegen find die Geſetzgebungs⸗ 
hoheit, die Derwaltungshoheit und die Polizeihoheit; hier find die Reichs⸗ 
gewalt und die autonome Gewalt nebeneinander zuſtändig, doch hat die 
Reichsgewalt den Vorrang vor der Autonomie. Im ganzen ift feſtzuſtellen, 
daß der Erlaß vom 16. März 1939 einerſeits einen weiten Spielraum für 
die eigenvölkiſche autonome Entwicklung der tſchechiſchen Nation ſchafft; 
andererſeits aber läßt er keinen Zweifel daran, daß das Protektorat unter die 
volle Souveränität des Deutſchen Reiches getreten iſt. Die Autonomie beſteht 
in dem Umfang, in dem ſie mit der Souveränität des Reiches vereinbar iſt; 
im Kollifionsfall geht Souveränität vor Autonomie. . 


e) Der Schutzvertrag mit der Slowakei 


Der vom Reich am 16. März 1959 übernommene Schutz der Slowakei 
wurde durch den Schutzvertrag vom 18. März 1939 näher umſchrieben. 
Danach übernimmt das Reich den Schutz der politiſchen Unabhängigkeit des 
ſlowakiſchen Staates und der Integrität ſeines Gebietes. Zur Durchführung 
der Schutzpflicht erhält das Reich die Befugnis, innerhalb einer beſtimmten 
Zone des ſlowakiſchen Gebietes militäriſche Anlagen zu errichten und zu be⸗ 
legen. Die Slowakei verpflichtet ſich, ihre eigenen militäriſchen Kräfte im 
engen Einvernehmen mit der deutſchen Wehrmacht zu organiſieren und ihre 
flußenpolitik im engen Einvernehmen mit der Reichsregierung zu führen. 
Das Ablommen läßt die Unabhängigkeit des ſlowakiſchen Staates unan- 
getaſtet und ſtellt lediglich eine enge militäriſche und außenpolitiſche Zuſam⸗ 
menarbeit beider Staaten ſicher. 


9 12 
Die Wiedervereinigung des Memellandes 
mit dem Deutſchen Reich 


a) Das Memelland 1920 bis 1938 


Der Art, 99 des Derfailler Diktats zwang Deutſchland, zugunſten der vier 
Hauptmächte England, Frankreich, Italien und Japan auf das Memelland 
zu verzichten und im voraus die endgültige Regelung anzuerkennen, die die 
hauptmächte ſpäter treffen würden. Der Raub diefes vom Deutſchen Orden 
koloniſierten, dem Ordensland und dann ſeit langen Jahrhunderten dem 
preußiſchen Staate eingegliederten Gebietes wurde auf die angebliche Zu⸗ 
gehörigkeit feiner Bewohner zum litauiſchen Volke geſtützt. Aber der tat⸗ 
ſächliche kulturelle, ſoziale und nationale Gegenſatz zwiſchen dem Memel⸗ 
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land und Citauen war ſo ſtark, daß ſelbſt die Siegermächte Bedenken trugen, 
das Gebiet dem litauiſchen Staat einzuverleiben. So kam es 1920 dazu, daß 
das Memelland vorläufig unter das Kondominat der vier Hauptmächte ge⸗ 
ſtellt wurde. Im Sebruar 1920 zogen ein franzöſiſcher Gouverneur und fran- 
zöſiſche Beſatzung in das Memelgebiet ein. Das Land erhielt eine ftaats- 
ähnliche Organiſation; an feine Spitze traten eine eigene Regierung, das 
Landesdirektorium, und eine eigene Volksvertretung, der Landtag. 

Das Memelland ſuchte nun, da die Wiedervereinigung mit dem Reich 
vorläufig ausgeſchloſſen ſchien, ein ſelbſtändiger Freiſtaat zu werden. Don 
56000 Wahlberechtigten wurden 54000 Unterſchriften für die Selbſtändig⸗ 
keit abgegeben. Die hauptmächte aber mißachteten dieſen Willen der Bevöl⸗ 
kerung und ließen es zu, daß das kleine und wehrloſe Land in die Hand der 
Litauer geriet. Am 10. Januar 1923 fielen die Citauer in das Memelgebiet 
ein; die franzöſiſche Beſatzung, unter deren militäriſchem Schutz das Gebiet 
ſtand, hißte die weiße Fahne. Die Litauer beſetzten das Land und ergriffen 
die Staatsgewalt. Die Botſchafterkonferenz der vier hauptmächte hieß dieſe 
vollendete Tatſache gut und übertrug durch Beſchluß vom 16. Februar 1923 
die Souveränität über das Memelgebiet an Citauen. Der Wille der Bevöl⸗ 
kerung wurde übergangen. Zu den vielen Verletzungen des nationalen 8 
Selbſtbeſtimmungsrechts fügten die Siegermächte damit einen neuen ſchrei⸗ 
enden Rechtsbruch. 

Am 8. Mai 1924 wurde dann zwiſchen den vier Hauptmächten und Ci⸗ 
tauen die Memelkonvention abgeſchloſſen; fie trat, da Litauen die Rati⸗ 
fikation verzögerte, erſt am 25. Auguft 1925 in Kraft. Ihr Anhang I war das 
Memelſtatut, die Verfaſſung des autonomen Memelgebiets. Dieſes bil- 
dete ſeitdem unter der Souveränität Citauens eine Einheit, die in Geſetz⸗ 
gebung, Rechtſprechung, Verwaltung und Finanzen Autonomie genießen 
ſollte. Die Rechte Citauens wurden durch einen Gouverneur ausgeübt, der 
den Präſidenten des Candesdirektoriums zu ernennen hatte; er beſaß weiter 
ein Vetorecht gegenüber Geſetzen des Landes, wenn eine Zuſtändigkeits⸗ 
überſchreitung vorlag; er konnte ſchließlich den Landtag im Einverſtändnis 
mit dem Landesdirektorium auflöſen. Der Landtag wurde nach demokrati⸗ 
ſchem Verfahren gewählt; er war geſetzgebendes Organ. Das Candesdirek⸗ 
torium, das des Vertrauens des Landtags bedurfte, war Inhaber der voll⸗ 
ziehenden Gewalt. Sein Präſident wurde vom Gouverneur berufen, die 
übrigen Mitglieder wurden vom Präſidenten ernannt. 

Die Beſtrebungen der Litauer im Memelgebiet waren von vornherein 
darauf gerichtet, das litauiſche Element im Cande durch Sörderung der groß⸗ 
litauiſchen Einwanderung zu ſtärken, die Selbſtändigkeit des Landes aus⸗ 
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zuhöhlen und es ſo aus einem autonomen Gebiet in eine litauiſche Provinz 
zu verwandeln. Allen Drohungen und verlockungen gegenüber leiſtete das 
deutſche Volkstum aufrechten und entſchiedenen Widerſtand. Die erſten 
Wahlen 1925 ergaben 27 deutſche und 2 litauiſche Abgeordnete; die Wahlen 
1927 ergaben — nach ſtarker litauiſcher Einwanderung — 23 deutſche und 
6 litauiſche Vertreter; 1932 wurden 24 Deutſche und 5 Litauer gewählt; die 
Wahlen von 1934 hatten das gleiche Ergebnis. Troß dieſer eindeutigen deut⸗ 
ſchen Mehrheit im Landtag wurden von Anfang an Litauer zu Präfidenten 
des Candesdirektoriums beſtellt, die jedoch immer wieder dem Mißtrauens⸗ 
votum des Landtags weichen mußten. Seit 1926 lebte das Land unter 
dauerndem Kriegszuſtand, unter dem die politiſchen Rechte der Memeldeut⸗ 
ſchen weſentlich eingeſchränkt waren. 1931/32 kam es zu einem ſchweren 
Konflikt, als der litauiſche Gouverneur den erſten deutſchen Präfidenten des 
Candesdirektoriums Böttcher rechtswidrig ſeines Amtes enthob und den 
Landtag auflöſte. Gemäß Art. 17 der Memelkonvention befaßte das Reich 
damals den Dölferbundstat mit dem rechtswidrigen Vorgehen des Gouver⸗ 
neurs; der Dölferbundsrat erſuchte den Haager Internationalen Gerichts- 
hof um ein Gutachten. Das Gutachten des Haager Gerichtshofs bedeutete 
einen ſchweren Schlag gegen die memelländiſche Autonomie, da es die Ab⸗ 
berufung des Präſidenten Böttcher billigte, obwohl das Memelſtatut eine 
ſolche Abberufung nicht kannte; lediglich die Auflöſung des Landtags durch 
den Gouverneur wurde als rechtswidrig gebrandmarkt. Das Reich konnte in 
feiner damaligen Schwäche dem vergewaltigten Deutſchtum im memel⸗ 
gebiet keine direkte Unterſtützung gewähren. 

Nach der nationalſozialiſtiſchen Machtergreifung im Reich ging der 
Kampf gegen die deutſche Bevölkerung des Memellandes in verſchärftem 
Grade weiter. Im Jahre 1954 wurden durch das litauiſche „Geſetz zum Schutz 
von Volk und Staat“ alle perſönlichen Freiheitsrechte beſeitigt. Der deutſche 
Präſident des Landesdirektoriums Dr. Schreiber wurde abberufen; 
erneut wurde ein Citauer zum Präſidenten beſtellt. Deutſche Beamte wur⸗ 
den entlaſſen; zahlloſe Deutſche wurden verhaftet. Die aus nationalſo⸗ 
zialiſtiſcher Weltanſchauung entſtandenen Organiſationen des Memellandes, 
insbeſondere die ſozialiſtiſche Volksgemeinſchaft, wurden verboten. Im Jahre 
1935 wurde der berüchtigte Memelprozeß gegen 126 Memelländer vor dem 
Kriegsgericht in Kowno durchgeführt; 4 Todesurteile wurden gefällt, lang⸗ 
jährige Zuchthausſtrafen wurden verhängt. Erſt ein ſcharfer Proteſt des 
Reiches hatte die Solge, daß die Todesitrafen in Steiheitsitrafen umgewan⸗ 
delt wurden. Troß rechtswidriger Beeinfluſſung der Wahlen wurden erneut 
24 Deutſche und 5 Citauer in den Landtag entſandt. Nachdem der Gouver⸗ 
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neur vergeblich verſucht hatte, ein litauiſches Direktorium zu bilden, ſah er 
ſich gezwungen, den Deutſchen Baldzus zum Präfidenten zu beſtellen. 

Seitdem trat langſam eine Normaliſierung der Lage ein. Nach der Sep⸗ 
temberkriſe 1938, aus der das Reich in feinem Anfehen nach außen machtvoll 
geſtärkt hervorging, trat ein völliger Umſchwung ein. Die letzten Verurteilten 
des Memelprozeſſes wurden begnadigt, darunter der nationalſozialiſtiſche 
Sührer Dr. Neumann. Eine neue nationalſozialiſtiſche Geſamtorganiſation 
des Deutſchtums, der Kulturverband, konnte ſich bilden. Der Kriegszuſtand 
wurde aufgehoben. Die Wahlen ergaben 25 nationalſozialiſtiſche und 
4 litauiſche Abgeordnete. Der Gouverneur berief ohne Widerſtand das ihm 
vom Landtag vorgeſchlagene deutſche Candesdirektorium unter dem Präſi⸗ 
denten Bertuleit. Die endgültige Heimkehr ins Reich war in dieſer Ende 
1938 geſchaffenen Lage nur noch eine Frage der Zeit. 


b) Die heimkehr ins Reich 

Am 22. März 1939 gab die litauiſche Regierung bekannt, daß der klußen⸗ 
miniſter Urbſys nach einer Beſprechung mit dem Reichsaußenminiſter 
v. Ribbentrop dem Miniſterrat berichtet habe. Der Reichsaußenminiſter habe 
im Namen der Reichsregierung der litauiſchen Regierung den Vorſchlag der 
Rückgabe des Memelgebietes an Deutſchland gemacht und dies als die 
für die Befriedung einzig zweckmäßige Cöſung bezeichnet. Der Miniſierrat 
habe ſeine Zuſtimmung zur Übergabe des Memelgebiets an Deutſchland 
gegeben. 5 

km gleichen Tage wurde auch der Staatsvertrag des Reiches mit Litauen 
geſchloſſen, durch den das Memelgebiet wieder mit dem Reid} vereinigt 
wurde (RGI. II 608). Litauen verpflichtete ſich, das Gebiet ſofort von 
den litauiſchen Militär⸗ und Polizeikräften zu räumen und es bei dieſer 
Räumung in ordnungsmäßigem Juſtand zu belaſſen. Um den litauiſchen 
Wirtſchaftsbedürfniſſen Rechnung zu tragen, wurde vereinbart, in Memel 
einen Freihafen für Litauen einzurichten; die Einzelheiten wurden in einer 
beſonderen Unlage zum Vertrag geregelt. Um eine freundſchaftliche Ent⸗ 
wicklung der gegenſeitigen Beziehungen ſicherzuſtellen, verpflichteten ſich 
beide Teile, weder zur Anwendung von Gewalt gegeneinander zu ſchreiten 
noch eine gegen einen der beiden Teile von dritter Seite gerichtete Gewalt⸗ 
anwendung zu unterſtützen. 

Am gleichen Tage wurde im Memeldeutſchen Landtag in einer Prokla⸗ 
mation die Heimkehr ins Reich feierlich verkündet. Die geſamte vollziehende 
Gewalt wurde von den litauiſchen an die autonomen Memelbehörden über⸗ 
geben. Die litauiſchen Truppen rückten ab. Die litauiſchen Schützenvereini⸗ 
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gungen wurden entwaffnet. Die litauiſchen Behörden, die Bahnhöfe, Poſt⸗ 
anſtalten, das Hafengebiet und die großen Wirtſchaftsbetriebe wurden vom 
memeldeutſchen Ordnungsdienſt (der der 44 entſprach), von der memel⸗ 
deutſchen SA. und von der Polizei beſetzt. a 

Am 23. März traf der Führer an Bord des Panzerſchiffes „Deutſchland“ 
in Memel ein. Gleichzeitig wurde das Gebiet durch Teile der Wehrmacht 
unter den Waffenſchutz des Reiches genommen. Un Bord des Panzerſchiffes 
„Deutſchland“ wurde an dieſem Cage das Geſetz über die Wiedervereinigung 
des Memellandes mit dem Deutſchen Reich (RG Bl. I 559) unterzeichnet. 
Danach iſt das Memelgebiet wieder ein Beſtandteil des Deutſchen Reiches; 
es wird dem Land Preußen und der Provinz Oſtpreußen eingegliedert. 
Memelländer, die durch die Wegnahme des Gebiets die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren haben, haben dieſe wiedererlangt, wenn ſie am 
22. März 1959 im Memelland oder im Reichsgebiet wohnten; entſprechendes 
gilt für ihre Abkömmlinge. Das geſamte Reichsrecht und das preußiſche 
Landesrecht traten, vorbehaltlich beſonderer abweichender Beſtimmungen, 
am 1. Mai 1939 im Memelland in Kraft. Die Reichsmarkwährung wurde 
mit dem Kurs 1 Lit = 40 Reichspfennige eingeführt (RGBI. I 565). Das 
deutſche Deviſenrecht wurde durch Verordnung vom 29. März 1939, das 
deutſche Zollrecht durch Verordnung vom 28. März 1939 im Memelland 
in Kraft geſetzt (RGBI. I 640, 654). 

Die in harten und dunflen Zeiten bewährte Treue der Memeldeutſchen 
wurde an diejem 23. März 1939 belohnt. Dem Reiche wurde alter deutſcher 
Kulturboden und kampferprobtes deutſches Volkstum zurückgegeben; das 
Memelland wurde mit dem Reich, dem es nach Geſinnung und Haltung 
niemals hatte entfremdet werden können, nunmehr auch im äußeren Be⸗ 
ſtande wieder vereint. 


III. Das Volk 


9 15 
Der politiſche Begriff des Volkes 


a) Art und Idee des Volkes 


Schrifttum: I. Adolf hitler, Mein Kampf. S. 409 ff. — Derſelbe, Die 
Reden am Parteitag der Sreiheit 1935. S. 71 ff. Alfred Roſenberg, Der Mu⸗ 
thus des 20. Jahrhunderts. S. 255 ff. 


II. fl. Baeumler, Männerbund und Wiſſenſchaft. 1934.- Derſelbe, politik 
und Erziehung. 1937. - Derſelbe, Der politiſche Volksbegriff. Jugend und Recht. 
Ig. 1954. S. 100 ff. - 3. Binder, Der deutſche Volksſtaat. 1934. - M. H. Boehm, 
Das eigenſtändige Volk. 1932.— Derſelbe, Volkstheorie und Volkstumspolitik der 
Gegenwart. 1955. — C. $. Clauß, Raſſe und Seele. 1955. h. Steyer, Der poli⸗ 
tiſche Begriff des Volkes. 1935. - h. Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des 
neuen Reiches. 1935.—Derſelbe, Volk und Staat. 3. f. Deutſche Rulturphiloſophie. 
Bd. 3 (1937), S. 15 ff. - . S. K. Günther, Raſſenkunde des deutſchen Volkes. 
17. Aufl. 1935. — W. Hamel, Dolfseinheit und Nationalitätenſtaat. Zeitſchr. f. d. 
gef. Staatswiſſ. Bd. 95 (1935). S. 569 ff. — R. Höhn, Die Wandlung im ſtaatsrecht⸗ 
lichen Denken. 1954. E. R. Huber, Die deutſche Staatswiſſenſchaft. Zeitſchr. f. d. 
gef. Staatswiſſ. Bd. 95 (1935). S. 1 ff. - Derjeibe, Der Volksgedanke in der deut⸗ 
ſchen Revolution von 1848. Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 99 (1939). S. 393 ff. - 
G. Ipjen, Programm einer Soziologie des deutſchen volkstums. 1933.- O. Koell⸗ 
reutter, Volk und Staat in der Verfaſſungskriſe. 1933. — Derſelbe, Grundriß der 
allgemeinen Staatslehre. 1933. 88 10, 11. E. Krieck, Völkiſch⸗politiſche Anthropo- 
logie. 3 Bde. 1936/38. — Derſelbe, Die deutſche Staatsidee. 2. Aufl. 1934. — 
H. Raſchhofer, Der politiſche Volksbegriff im modernen Italien. 1936. - E. M. 
Schmidt⸗Burgk, Dollsteht im Schatten von Genf. kluslandsdeutſche Volks- 
forſchung. Bd. 2 (1938). S. 38 1 ff. - C. Schmitt, Staat, Bewegung, Volk. 1933. — 
L. G. Tirala, Raſſe, Geiſt und Seele. 1955. O. Voß ler, Der W 
von Rouſſeau bis Ranke. 1937. 


Das neue Reid) iſt ein völkiſches Reich. Art und Idee des Volkes find die 
Grundgegebenheiten, die das politiſche und rechtliche Weſen des Reiches be⸗ 
ſtimmen !). Nun ſpricht jeder Staat in irgendeiner Weiſe vom Volk als feiner 


) Daran hat die Eingliederung des Protektorats Böhmen und Mähren nichts 
geändert, da auch jetzt das Reich die politiſche Geſtalt des Deutſchen Volkes iſt und 
dem tſchechiſchen Volkstum Autonomie im Verband des Reiches gewährt iſt. 
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Wefensgrundlage, und es liegt der Gedanke nahe, den Staatsbegriff auf 
einen allgemeinen Begriff des Volkes zurückzuführen, der allen Völkern 
und Staaten gemeinſam iſt. In der Tat hat die „allgemeine Staatslehre“ 
einen ſolchen allgemeingültigen, überall in gleicher Weiſe anwendbaren 
Allgemeinbegriff des „Volkes“ entwickelt, den Begriff des „Staatsvolkes“ 
nämlich. Kennzeichnend für dieſe Lehre war der verbreitete Satz: „Die 
dem Staat zugehörigen Menſchen bilden in ihrer Geſamtheit das Staats⸗ 
volk.“ Die Dolkszugehörigkeit wurde alſo hier von der juriſtiſchen Zu⸗ 
ordnung zum Staate beſtimmt. Die Staatsangehörigkeit wiederum wurde 
dadurch gekennzeichnet, daß der Einzelne ſubjektive Rechte gegenüber dem 
Staate beſaß. „Mitglieder des Staates (Volk) find die Geſamtheit der Staats⸗ 
genoſſen, d. h. derjenigen, die rechtliche Anfprüche an die Staatsgewalt 
haben.“ Begründet wurde dieſe Lehre mit dem Hinweis auf die „altgermani⸗ 
ſche Anfchauung von der Priorität des Individualrechtes“! Es handelte ſich 
hier alſo um einen rein individualiſtiſchen Volksbegriff, der auf den Einzel⸗ 
rechten des Bürgers gegenüber der Staatsgewalt aufgebaut war. Das Volk 
war hier keine natürliche Einheit mehr, ſondern nur eine künſtlich durch die 
Staatsgewalt zuſammengefaßte Dielheit. Das Volk war ein Produkt der 
Staats gewalt, keine ſelbſtändige ſchöpferiſche Kraft. Ein ſolcher Begriff des 
Volkes iſt ſinnentleert und jeder konkreten geſchichtlich⸗politiſchen Beziehung 
bar. Niemals wird es möglich ſein, mit einem ſolchen Begriff das wirkliche 
weſen des lebendigen Volkes zu erfaſſen. 

Nicht der abſtrakte Begriff des Staatsvolkes, ſondern der konkrete Begriff 
des lebendigen Volkes iſt die Grundlage der völkiſchen Derfafiung. Der konkrete 
Begriff des Volles iſt ſtets ein politiſcher Begriff, d. h. er erfaßt das Volt in 
ſeiner beſonderen politiſchen Weſensart, in der es ſich von anderen Völkern 
unterſcheidet. Es iſt deshalb eine iimere Notwendigkeit, daß die Wiſſen⸗ 
ſchaften der verſchiedenen Völker, wenn ſie konkret zu ſein ſtreben, anders⸗ 
artige Momente in den Volksbegriff aufnehmen, und daß die verſchiedenen 
Völker verſchiedenartige Dorftellungen vom Weſen des Volkes aufweiſen. 
Man tut den Dölkern Gewalt an, wenn man fie unter einen einheitlichen 
begrifflichen Nenner zwingen will; man kann es nur ſcheinbar, wenn man 
einen Allgemeinbegtiff des „Volkes an ſich“ wählt, der ſinnentleert iſt und 
deshalb nichts mehr beſagt. Wenn man die Verſchiedenartigkeit der Völker 
erkennt, iſt es notwendig, die Verſchiedenartigkeit der von ihnen ent⸗ 
wickelten Dolfsbegriffe anzuerkennen. 

Der italieniſche Volksbegriff hat feine bezeichnende Formulierung durch 
Mancini erfahren, deſſen berühmte Definition lautet: 
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Volk iſt „eine natürliche Geſellſchaft der Menſchen, die die Einheit des Gebiets, 
des Urſprungs, der Sitten und der Sprache in eine Gemeinſamkeit der Lebensfor⸗ 
men und des Zuſammengehörigkeitsbewußtſeins zuſammengeſchloſſen hat“). 
Der franzöſiſche Volksbegriff iſt von Erneſt Renan umſchrieben worden, 
der das Kriterium des Volkes in dem Bewußtſein der gemeinſam erlebten 
Geſchichte ſieht; der aus dieſem Bewußtſein der gemeinſamen geſchichtlich en 
Überlieferung fließende Wille zur Einheit macht das Volk. So konnte er zu 
dem vielbeſprochenen Satze kommen: 


„L’existence d'une nation est (pardonnez moi cette metaphore) un 
plebiszite de tous les jours, comme b'existence de Pindividu est une affir- 
mation perp£tuelle de vie.‘‘2) 


Sür beide Definitionen ift der konkrete politiſche Hintergrund, aus dem ſie 
hervorgegangen ſind, entſcheidend. Mancini bereitete mit ſeiner Definition 
die nationale Einigung Italiens vor. Renan kämpfte für die Zugehörigkeit 
der Elſäſſer zur franzöſiſchen Nation. Deshalb waren für ihn nicht objektive 
Merkmale (Raffe, Sprache ufw.) entſcheidend, ſondern ſubjektive Merkmale, 
nämlich die gemeinſamen Erlebniſſe, das gemeinſame Bewußtſein und über⸗ 
haupt der Wille der Menſchen, ſich einem Volke zugehörig zu fühlen. 

Dieſer voluntariſtiſche Volksbegriff („zum volk gehört, wer dazu gehören 
will“) führt zum extremen Individualismus. Jeder ſoll das freie Ent⸗ 
ſchließungsrecht darüber haben, ſich dem bolke anzuſchließen, zu dem er 
gehören will, gleichviel ob er nach objektiven Merkmalen dem Volke zugehört 
oder nicht. Insbeſondere im Minderheitenrecht hat ſich der Grundſatz durch⸗ 
geſetzt, daß nach Möglichkeit jeder frei über ſeine Volkszugehörigkeit ent⸗ 
ſcheiden ſoll. Das deutſch⸗polniſche Oberſchleſienabkommen vom 15. Mai 
1922 hatte dieſes Prinzip ausdrücklich feſtgelegt. Hat diefe willensmãßige Be⸗ 
ſtimmung der Volks zugehörigkeit in nationalgemiſchten Gebieten einen guten 
Sinn, da fie die Gefahr einer behördlichen Willkür ausschließt, fo wird ſie 
höchſt fragwürdig, wenn fie zum allgemeinen Prinzip des Dolksbegriffs 
erhoben wird. Doch ift dieſe Auffaffung gerade in Deutſchland im Begriff 
der Kulturnation lange Zeit beſtimmend gewefen?). Als Deutſcher erſchien, 
wer ſich zur deutſchen Kultur und damit zum deutſchen Volke bekannte. Der 
Begriff der Kulturnation ermöglichte es dem Sremden, ſich durch den Er⸗ 
werb der Kultur anzugleichen. Das wurde beſonders erleichtert, wenn der 
Sremde zugleich durch die Preſſe und andere Einrichtungen den Inhalt der 
Kultur mitbeſtimmen konnte. Der Begriff der Kulturnation hatte alfo gleich⸗ 


) P. St. Mancini, II principio di nazionalità. Neudrud, 1920. S. 41. 

E. Renan, Qu'est-ce qu'une nation? Pages frangaises, 8. Ed. 1926. S. 70. 

) Über den angeblichen Unterſchied von Staatsnation und Kulturnation vgl. 
$. Meinecke, Weltbürgertum und Nationalitaat. 7. Aufl. 1928. S. 1 ff. 
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falls eine konkrete politiſche Zielſetzung: die Angleichung der Fremden follte 
ermöglicht werden. 

Die für das deutſche Volk angemeſſene Betrachtung wird davon aus⸗ 
zugehen haben, daß die objektiven und ſubjektiven Merkmale in ihrem un⸗ 
mittelbaren Zuſammenklang erſt das Volk ergeben; es gibt kein Volk ohne 
objektive Einheit, aber auch nicht ohne gemeinſames Einheitsbewußtſein. 
Das Volk wird durch die verſchiedenen Faktoren zuſammen beſtimmt: durch 
Abſtammung und Landfchaft, durch Sprache und ſonſtige Cebensformen, 
durch Religion und Geſchichte, aber auch durch das gemeinſame Bewußtſein 
der Zuſammengehörigkeit und den Geſamtwillen zur Einheit. Für den 
konkreten Dolfsbegriff der verſchiedenen Völker iſt nun entſcheidend, welche 
von dieſen Merkmalen ſie als in erſter Cinie weſensbeſtimmend anſehen. 
Das neue deutſche Reich geht von dem Begriff des politiſchen Volkes aus, 
das durch die naturhafte Art und die geſchichtliche Idee einer geſchloſſenen 


Gemeinſchaft gekennzeichnet iſt. 


Das politiſche Volk wird durch die Einheitlichkeit der Art gebildet.). 
Die Raſſe iſt die naturhafte Grundlage des Volkes. Raſſe iſt eine durch be⸗ 
ſtimmte leib⸗ſeeliſche Merkmale ausgezeichnete Ubſtammungsgemeinſchaft. 
Das durch die gemeinſame Abjtammung beſtimmte Volk iſt eine überperſön⸗ 
liche Geſchlechtereinheit, in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft ſich 
verbinden. Es iſt eine naturhafte, elementare, organiſche und zunächſt 
unbewußt vorhandene Ganzheit; es iſt das natürliche Volk. Dieſes iſt als 
Grundbeſtand in allen politiſchen Erſcheinungen und in allen geſchichtlichen 
Epochen wirkſam, auch wo es nicht zum Bewußtſein vorgeſtoßen iſt. Häufig 
ift es überlagert, verdeckt, zerſetzt; aber es bleibt auch in dieſen Verzerrungen 
und Überſchattungen noch die eigentlich tragende und entſcheidende Sub⸗ 
ſtanz. In Zeiten des erwachenden Artbewußtſeins wird dieſe Gefährdung 
des Volkskörpers überwunden; es findet eine Rückkehr zur naturhaften Ab- 
ſtammungsgemeinſchaft ſtatt. Die umfaſſende deutſche Raſſengeſetzgebung, 
wie ſie im Beamtenrecht, im Schul- und Hochſchulrecht, im Anwalts⸗ und 
Notarrecht, im Ärzterecht, im Bauernrecht, im Arbeitsdienft- und im Wehr⸗ 
recht hervortritt, hat den Sinn, das Volk als eine naturhafte Einheit wieder⸗ 

) K. Höhn, Volk und Derfaffung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 2 (1937). 
S. 194 ff., hat den folgenden Ausführungen, an denen gegenüber der 1. Auflage 
kein Wort geändert iſt, unterftellt, fie konſtruierten einen Gegenſatz von natürlichem 
und politiſchem Volk und damit eine Trennung von Raſſe und Geſchichte. Dem auf⸗ 
merkſamen Leſer wird nicht entgehen, daß von ſolchen Gegenſätzen und Trennungen 
im folgenden keinerlei Rede iſt; das politiſche Volk iſt als eine geſchichtliche Entwick⸗ 
lungsſtufe des naturhaften Volkes verſtanden. Oder in der genauen Formulierung 


des Textes (weiter unten): „Das naturhafte Volk erwacht im politiſchen Volk zur 
geſchichts mächtigen Geſtalt.“ 
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herzustellen. Die Nürnberger Geſetze vom 15. September 1935 leiten nach dem 
Wort des Sührers eine endgültige Cöſung diefer Srage ein; durch das Reichs⸗ 
bürgergeſetz und das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre ſoll die naturhafte Art des deutſchen Volkes für alle Zeiten geſichert ſein. 

Das natur hafte Volk iſt die unbewußt entſtandene und geſtaltete Einheit. 
hier entwickeln ſich alle Früchte des organiſchen Wachstums, insbeſondere 
Sprache und Religion. Das naturhafte Volk wächſt und wird aus ſich ſelbſt; 
es iſt nicht bewußt geſchaffen und wird nicht durch äußere Formen und Ord⸗ 
nungen zuſammengehalten. Doch fehlen ihm zunächſt noch das Bewußtſein 
einer geſchichtlichen Aufgabe und der Rückhalt an einer feſten politiſchen 
Geſtalt. Stets droht ihm die Gefahr, in Stämme und Dölkerſchaften aus⸗ 
einanderzufallen und ſo in ein rein elementares ungeſchichtliches Sein zu 
verfließen. Das Volk als geſchichtliche, handlungsfähige Einheit und Macht 
entſteht erſt im politiſchen Volk. Zum Begriff des politiſchen Volkes gehört 
neben der naturhaften Art die geſch ich tliche Idee. Die geſchichtliche Sen⸗ 
dung weiſt aus der Vergangenheit in die Zukunft; ſie umſchließt das ge⸗ 
meinſam erlebte prägende Geſchick und die künftig zu bewältigende Aufgabe. 
Geſchichtliches Erlebnis und geſchichtliche Aufgabe wecken im Volk das Be⸗ 
wußtſein der eigenen Art und den Willen, dieſer Art gemäß zu leben, zu 
handeln und zu geſtalten. Das zum geſchichtlichen Bewußtſein erwachte und 
zur geſchichtlichen Geſtaltung entſchloſſene Volk — das iſt das politiſche 
Dolk. Auszugehen iſt alſo ſtets vom naturhaften Volk. Dieſes naturhafte 
Volk erwacht im politiſchen Volk zur geſchichtsmächtigen Geſtalt. Volk bedeutet 
hier die politiſch bewußt gewordene, politiſch bewegte, zur politiſchen Ge⸗ 
ſtaltung drängende Gemeinſchaft. Als politiſches Volk wird ſich die natur⸗ 
hafte Gemeinſchaft ihrer Einheit bewußt und ſtrebt danach, ſie zu geſtalten, 
auszubauen, zu verteidigen, zu entfalten. Der „Nationalismus“ iſt in ſeinem 
tiefiten Grunde dieſes Streben des ſeiner ſelbſt bewußt gewordenen Volkes 
zur Selbſtgeſtaltung und Selbſtdarſtellung, zur Vertiefung und Erneuerung 
ſeiner Eigenart. 

Das aus dem Erlebnis der geſchichtlichen Idee ſtammende Selbſtbewußt⸗ 
ſein weckt im Volke den geſchichtlichen Geſtaltungswillen: den Willen zur 
Tat. Das politiſche Volk iſt keine paſſwe träge Maſſe; es iſt kein bloßes Objekt 
ſtaatlicher Bemühungen, kein bloßer Gegenftand ſtaatlicher Wohlfahrts⸗ 
pflege. Zum politiſchen Volk gehört, daß das Volk ſelbſt zum aktiven, ge⸗ 
ſtaltenden Handeln vorſchreitet. Das große Mißverſtändnis der Demokratie 
beſteht darin, daß ſie ſich das Selbſthandeln des Volkes nur in der Sorm 
von klbſtimmungen nach dem Mehrheitsgrundſatz vorſtellen kann. Das Volk 
handelt in der Demokratie nicht als Einheit, ſondern als eine Dielheit un⸗ 
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verbundener Einzelner, die ſich in Parteien formieren. Das iſt der indivi⸗ 
dualiſtiſche, parteimäßige Volks begriff der Weimarer Derfaffung, der nicht 
das wirkliche Volk, ſondern nur eine Intereſſengeſellſchaft bezeichnet. Der 
Verſuch, das Volk in der Demokratie zu aktivieren, führt nur zur Zerſetzung 
des wirklichen Volkes. Das neue Reich ift von dem Grundſatz getragen, daß 
das wirkliche Handeln des in ſich geſchloſſenen Volkes nur nach dem Prinzip 
von Führung und Gefolgſchaft möglich iſt. In der Bewegung findet dieſes 
politiſche Prinzip feine aktiviſtiſche und difziplinierte Form. 


b) Volk und Raum 


Schrifttum: M. 5. Boehm, Das eigenſtändige Volk. 1932. S. 77 ff. - f. 
Gieſe, Gebiet und Gebietshoheit. hbodstR. Bd. I. 1930. S. 225 ff. W. Hamel, 
Das Weſen des Staatsgebtets. 1933. - K. Haushofer, Geopolitiſche Grundlagen. 
In: Die Verwaltungsakademie. Bd. 1, Nr. 13. 1934. Hermann J. Held, Gebiet 
und Boden in den Rechtsgeſtalten der Gebietshoheit und Dinglichk⸗it. 1937. — 
S. Ratzel, politiſche Geographie. 3. Aufl. 1923. — C. Schmitt, völkerrechtliche 
Großraumordnung mit Interventionsverbot für raumfremde Mächte. 1939. 

Nicht nur für die äußere Macht und Ordnung des Doltes, ſondern für 
ſein inneres Weſen iſt der Raum, in dem es lebt und handelt, entſcheidend. 
Der Raum, der von einem Volke erobert, beſiedelt und verwaltet wird, iſt 
in ſeiner wahren Bedeutung für das politiſche Sein des Volkes nur ſelten 
erkannt worden. In der Regel galt er nur als „Staatsgebiet“. Das Staats⸗ 
gebiet wird vielfach als einfaches Objekt der ſtaatlichen herrſchaft angeſehen 
(Objektstheorie). Urſprünglich konſtruierte man ein privatrechtliches 
Obereigentum des Sürften am Staatsgebiet; ſpäter faßte man es als Gegen⸗ 
ſtand der öffentlich⸗rechtlichen hoheits gewalt des Staates auf!). Dieſe An⸗ 
ſicht iſt in der neueren Zeit durch die Kompetenztheorie abgelöft worden, 
die im Staatsgebiet lediglich die Sphäre erblickt, innerhalb deren ſich die 
ſtaatliche Juſtändigkeit bewegt. Die ſtaatliche Herrſchaft erſtreckt fi nach 
dieſer Anſicht nicht auf das Gebiet als ſolches, ſondern nur auf die im Gebiet 
wohnenden Menſchen. Die ſogenannte Gebietsherrſchaft erſcheint hier nur 
als Reflex der Perſonenherrſchaft?). Der Raum wird damit zu einer bloßen 
„Kategorie“. Alles menſchliche Handeln vollzieht fi} notwendig in der Denk⸗ 
kategorie des „Raumes“; das Staatsgebiet wird zu einer logiſchen „Er⸗ 
ſcheinungsform“ des menſchlichen handelns. Das Staatsgebiet wird dadurch 


1) Dgl. C. F. v. Gerber, Grundzüge eines Suſtems des deutſchen Staats⸗ 
rechts. 2. flufl. 1869 S. 65 ff. 

) Dgl. Henrich, Theorie des Staatsgebiets. 1922. S. 31 ff.; ferner O. Koell⸗ 
reutter, Grundriß der allgemeinen Staatslehre 1933. S. 31. Eine vermittelnde 
„Kombinationstheorie“ vertritt S. Gieſe, Gebiet und Gebietshoheit. HbddSER. 
Bd. 1 S. 225 ff. 
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ſeiner konkreten geſchichtlichen und politiſchen Bedeutung entkleidet. Ande⸗ 
rungen des Staatsgebietes bedeuten keine Einbuße des Volkes an ſeinem 
Weſen, ſondern beeinträchtigen nur den ſtaatlichen Kompetenzbereich. 
Selbſt eine vollſtändige Derpflanzung des Doltes ließe nach dieſer Anſicht 
ſein Weſen unberührt; nur in der Zuſtändigkeitsſphäre des Staates hätte ein 
örtlicher Wechſel ſtattgefunden. Ihre äußerſte Zuſpitzung und Entartung hat 
dieſe Auffaſſung in der „Reinen Rechtslehre“ gefunden, wo das Staatsgebiet 
nur noch als Geltungsgebiet der ſtaatlichen Rechtsordnung angeſehen wird. 
Der falſche Ausgangspunkt dieſer Lehre beſteht darin, daß ſie — ähn⸗ 
lich wie die Anſicht vom „Staatsvolk“ — das Staats gebiet vom Staate her 
denkt, ſtatt daß fie den Staat vom Raume her beſtimmt. Es iſt die große Er⸗ 
kenntnis der Geopolitik, daß jedes Volk und jeder Staat an ein beſtimmtes 
Gebiet, an eine beſtimmte Candſchaft, an einen beſtimmten Boden gebunden 
und von ihm geprägt find. Das Volk ſteht in doppelter Beziehung zum Bo⸗ 
den; es beſiedelt und geſtaltet ihn; aber der Boden prägt und beſtimmt 
auch das Volk. Gebietshoheit und Raumverbundenheit find daher zwei in 
Wechſelwirkung ſtehende Komponenten der Beziehung von Volk und Raum. 
Daraus folgt die notwendige Einheit juriſtiſcher und geopolitiſcher Betrach⸗ 
tung, da nur ſo die Übertreibung einer einſeitigen Blickrichtung vermieden 
werden kann. Ich bezeichne dieſe Auffafjung als Subſtanztheorie, da ſie 
den Raum in ſeiner vollen Funktion — als Gegenſtand des Imperiums und als 
Mitgeſtalter des Volkstums — begreift. Man darf jedoch die damit hervor⸗ 
gehobene Einwirkung des Bodens auf das Volk nicht rein materialiſtiſch 
auffaſſen. Es handelt ſich nicht nur um die klimatiſchen Einflüſſe und die 
Wirkungen der Bodenbeſchaffenheit, der Bodengeſtaltung, der Meeres⸗ 
lage, der ſtrategiſchen Bedingungen auf das Volks ganze. Sicher find dieſe 
natürlichen Bedingungen des Raumes wichtig für den Typus des Doltes; 
ſie gehören zu den natürlichen Kräften, die das Volk geſtalten. Aber die 
eigentliche Bedeutung des Raumes für das Volk geht über dieſe naturhaft⸗ 
biologiſche Prägung hinaus und liegt in der geſchichtlich⸗politiſchen Geſtal⸗ 
tung. Jedes Volk iſt geſchichtlich⸗politiſch auf einen beſtimmten Raum be⸗ 
zogen; es iſt ſeinem Weſen nach mit einem beſtimmten Gebiet untrennbar 
verbunden. Nicht nur die Wanderung des Volkes in einen neuen Raum ver⸗ 
ändert ſein Weſen; auch der Derluft eines geſchichtlich wichtigen Gebietes iſt 
nicht nur Machtminderung und Raumverengung, ſondern ſtellt eine Ein⸗ 
buße des Volkes an ſeinem Weſen dar. Die Zugehörigkeit eines beſtimmten N 
Raumes zu einem beſtimmten Dolk iſt nicht durch die ſtaatliche Herrſchaft 
allein begründet, ſondern ſie iſt durch die geſchichtlich⸗politiſche Cage objektiv 
beſtimmt. Der Raum iſt nicht nur ein Bereich für die Wirkſamkeit des Staates, 
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ſondern beſtimmt das Weſen des Volkes und damit den geſchichtlichen Sinn 
ſtaatlichen Handelns. Die Inſellage Englands, die Mittelmeerlage Italiens, 
die Mittellage Deutſchlands zwiſchen Oſt und Weſt ſind ſolche geſchichtlichen 
Gegebenheiten, die das Weſen des Volkes unauslöſchbar formen. 

Für das deutſche Volk ergibt ſich aus feiner Verwurzelung im Raume 
die unverlierbare Aufgabe, Ordner des mitteleuropäiſchen Raumes zu ſein“). 
Das war die alte Reichsaufgabe des Mittelalters, die zur gleichzeitigen Hus⸗ 
dehnung des Reiches nach Süden und Oſten zwang, die im weiteren Verlauf 
nur notdürftig gegen die türkiſche und franzöſiſche Überflutung gewahrt 
werden konnte, und die dann im zerfallenden Reich verſank. Das war die 
Aufgabe des Zweiten Reiches, die auf dem Berliner Kongreß 1878 ihren 
eigentlichen Ausdruck fand, und die Bismarck in dem berühmten Wort um⸗ 
ſchrieb, er wolle „ein ehrlicher Makler“ in den Intereſſenkonflikten der Völker 
fein. In der Ausdehnung der deutſchen Fronten im Kriege hat ſich dieſe 
Ordnungsaufgabe in ihrer ungeheuren Größe gezeigt. Dieſe Aufgabe des 
Reiches beſteht fort, ſolange es ein deutſches Volk gibt, das ſeinen geſchicht⸗ 
lichen Sinn aus der Geſtalt des Raumes erhält. So weiſt der Raum, in dem 
das Volk lebt, über die Grenze hinaus, die die Völker nicht nur trennt, ſon⸗ 
dern zu einer geordneten Einheit verbindet. 


914 
Die Lehre vom Völkiſchen Reich 


a) Einheit und Ganzheit des Volkes 


Schrifttum: G. D. Daskalakis, Der totale Staat als Moment des Staates. 
Urch. f. Rechts- u. Sozialphil. Bd. 31 (1937/38). S. 194 ff. — E. Sorſthoff, Der 
totale Staat. 1955. R. Freisler, Totaler Staat? — National ſozialiſtiſcher Staat! 
Deutſche Juſtiz. Jg. 1934. S. 43. — E. R. huber, Die Totalität des völkiſchen 
Staates. Die Tat. Jg. 1934. S. 30 fj.- Derſelbe, Die Einheit der Staatsgewalt. 
DJ3. 1934. Sp. 950 ff. - Derfelbe, Dom Sinn der Derfafjung. 1935.- €. Jünger, 
Die totale Mobilmachung. 2. Aufl.1934.-A.Rojenberg, Totaler Staat? Völkiſcher 
Beobachter vom 9. Januar 1934. - C. Schmitt, Der Hüter der Derfafjung. 1931. 
S.78 ff.—Derſelbe, Weiterentwicklung des totalen Staates in Deutſchland. Euros 
päiſche Revue. Jg. 1933. S. 65. 


Das politiſche Volk iſt als geſchichtliche Erſcheinung durch die Prinzipien 
der Einheit und Ganzheit beſtimmt. Nur als Einheit und Ganzheit iſt das 


1) Dieſe Ausführungen, die, wie der ganze Abjchnitt, unverändert der 1. Auflage 
entnommen ſind, weiſen auf die raumpolitiſche Aufgabe des Reiches hin, die mit 
der Eingliederung des Protektorats Böhmen und Mähren eine ſo wirkungsvolle 
Geſtaltung fand. 


158 III. Das Volk 


Volk eine politiſche Wirklichkeit. Einheit und Ganzheit ſind die Gegen⸗ 
begriffe gegen die liberalen Begriffe Sreiheit und Individuum, durch die ein 
Jahrhundert deutſchen Verfaſſungsdenkens beſtimmt war. Die Sreiheit und 
Selbſtherrlichkeit des Einzelnen, von der jenes politiſche Denken ausging, 
zerſtörten die innere Einheit der Gemeinſchaft und löſten jede ganzheitliche 
Ordnung auf. Das neue Reich dagegen iſt von dem Grundſatz der völkiſchen 
Einheit und Ganzheit geprägt. 

Das Prinzip der völkiſchen Einheit weiſt einmal über die Grenzen 
des deutſchen Staates hinaus. In ihm wird bewußt, daß das deutſche Dolk 
über alle Staatsgrenzen hinweg eine geſchloſſene Gemeinſchaft bildet). Es 
zeigt ſich hier, daß das Volk ſich nicht in ſeiner ſtaatlichen Geſtalt erſchöpft, 
ſondern, über fie hinausgreifend, eine eigenständige Gemeinſchaft darſtellt. 
Zum andern hebt das Prinzip der völkiſchen Einheit innerhalb der Volks⸗ 

gemeinſchaft alle Trennungen und Gegenfäße des Standes, des Berufs und 
des Beſitzes auf. Es macht jede Form eines Privilegienſtaates unmöglich. 
Es kann ſelbſtverſtändlich die naturgegebenen Unterſchiede nicht verwiſchen, 
die zwiſchen den Gliedern der mannigfachen Berufs⸗ und Kulturftände be⸗ 
ſtehen. Aber es kann verhindern, daß ſolche naturgegebenen und notwendigen 
Unterſchiede zu Trennungen und Gegenſätzen überſteigert werden. Nur orga⸗ 
niſche Gliederungen einer geſchloſſenen Gemeinſchaft, nicht aber feindliche 
Gruppen und Klaſſen können innerhalb der völkiſchen Einheit beſtehen. Des⸗ 
halb ſchließt das Prinzip der Einheit jede Bildung politiſch⸗weltanſchaulicher 
Parteien im Volke aus. Denn die parteienbildung iſt kein Ausdruck natur⸗ 
gegebener, organiſcher Verſchiedenheiten im bolkskörper, ſondern ſie 
bedeutet eine willkürliche Zerreißung, die die politiihe Gemeinſamkeit 
in Stage ſtellt. Die völkische Einheit ſetzt eine einheitliche politiſche Welt⸗ 
anſchauung voraus, die allein und ausſchließlich Geltung beſitzt. Jede 
Parteienſpaltung wäre mit dieſem Prinzip politiſch⸗weltanſchaulicher Ein⸗ 
heit unvereinbar. N 

Das Prinzip der völkiſchen Ganzheit beſagt, daß das politiſche Dolt 
nicht auf einen Ausfchnitt aus dem menſchlichen Wirkungsbereich beſchränkt 
werden kann, ſondern eine univerſale, allumfaffende und alldurchdringende 
Erſcheinung iſt. Man hat dieſen Gedanken häufig mit dem Begriff der „poli= 
tiſchen Totalität“ umſchrieben. Dieſer flusdruck iſt zutreffend, wenn man ihn 
im Sinne der Hegelſchen Philoſophie verſteht, wo von der „organiſchen 
— — x 

) Seit dieſe Worte der 1.Auflage geſchrieben wurden, iſt durch die Heimkehr 
Öfterreichs, des Sudetenlandes, Böhmens und Mährens und des Memellandes 


zahlreiches deutſches Volkstum in die deutſchen Staatsgrenzen einbezogen worden. 
Doch gibt es immer noch ein fehr umfaſſendes Deutſchtum im Ausland. 
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Totalität“ des Volkes die Rede iltt). Dagegen führt es leicht zu Mißverſtänd⸗ 
niſſen, wenn man den Begriff des „totalen Staates“ verwendet, weil damit 
oft nur die Totalität der äußeren Macht bezeichnet wird. Don einer ſolchen 
engen Sicht aus könnte man dann auf den irrigen Gedanken kommen, das 
neue Reich mit anderen „totalen Staaten“ gleichzuſetzen, wie es in der aus⸗ 
ländiſchen Polemik häufig geſchieht. Die völkiſche Ganzheit bedeutet aber 
mehr und anderes als die klusſchließlichkeit und Unbedingtheit eines äußeren 
Machtanſpruchs. Es darf nie vergeſſen werden, daß die Vorſtellung von der 
politiſchen Totalität ihren Ausgang von dem von Ernſt Jünger geprägten 
Begriff der „totalen Mobilmachung“ genommen hat. Die totale Mobil⸗ 
machung bezeichnet den reſtloſen Einſatz aller Cebenskräfte des Volkes für 
ſeinen Selbſtbehauptungskampf. Entſprechend bedeutet die politiſche Cotali⸗ 
tät die völlige Einbeziehung aller Dolksgenoffen in den Dienſt am ganzen 
Volk. Sie bezeichnet für uns die vorbehaltloſe Verbindlichkeit des alles er- 
faſſenden und alles durchdringenden völkiſchen Cebensgeſetzes. Die völkiſche 
Ganzheit iſt erſt die Grundlage, auf der die politiſche Macht zur umfaſſenden 
Herrſchaftsordnung geſtaltet werden kann. Dieſe innere Ganzheit ermöglicht 
es, alle völkiſchen Cebenskräfte und Cebens güter in den Dienſt der gemein- 
ſamen geſchichtlichen Aufgabe zu ſtellen. 

Das Prinzip der völkiſchen Ganzheit hebt die Abtrennung des Indivi⸗ 
duums und ſeines wirtſchaftlich⸗Kulturellen Cebensbereichs vom Volke auf. 
Das unpolitiſche Daſein der bürgerlichen Geſellſchaft wird überwunden; 
alle ſozialen Kräfte und Werte werden in das politiſche Geſamtgeſchehen 
eingegliedert; der Einzelne wird als Volks genoſſe in die Gemeinſchaft zurück⸗ 
geführt. Alle Cebensvorgänge und Lebenserſcheinungen, alle Einrichtungen 
und Verbände der Gemeinſchaft werden dem Lebensgeſetz des Volkes unter⸗ 
ſtellt. Wirtſchaft und Kultur werden wieder zu Lebensäußerungen der völki⸗ 
ſchen Gemeinſchaft. Die geſchichtliche Sendung durchwirkt alles Geſchehen 
im Volke, und zwar nicht machtmäßig von außen, ſondern geiſtig und ſeeliſch 
von innen. Das Prinzip der Ganzheit begnügt ſich nicht mit äußerer An⸗ 
paſſung und Gleichſchaltung, ſondern es verlangt eine weſens mäßige, ſub⸗ 
ſtanzhafte Einordnung. Es gibt keine Neutralität von einzelnen Cebens⸗ 
bereichen gegenüber dem politiſchen Volk; es iſt nicht möglich, ſich abzu⸗ 
kapſeln oder zu iſolieren. Der Träger des politiſchen Cebens kann nicht auf 
beſtimmte Einzelaufgaben beſchränkt werden; insbeſondere iſt es nicht mög⸗ 
lich, ſeine Cätigkeit auf die Erhaltung der äußeren Exiſtenz und der inneren 
Ordnung zu begrenzen. Er hat vielmehr die umfaſſende Lebens wirklichkeit 


1) Dgl. Hegel, Grundlinien der Philoſophie des Rechts. Ausg. Meiner-Derlag. 
2. Aufl. 1921. S. 230. 
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des Volkes auf allen Gebieten herzuſtellen. Wirtſchaft, Kultur und Recht 
werden von der politiſchen Ganzheit des Volkes beſtimmt und ausgerichtet; 
ſie fallen in den Bereich des politiſchen planens und handelns. Die Wirtſchaft 
wird zur echten Volks wirtſchaft, die ihren Sinn weder durch den Einzelbetrieb 
noch durch die weltwirtſchaftliche Verflechtung, ſondern durch die Beziehung 
auf das Volk erhält. Die Kultur iſt kein auf dem individuellen Erlebnis oder 
auf internationalen Beziehungen beruhendes Gut, das einer bevorzugten 
Schicht allein zuſteht, ſondern fie iſt Volkskultur. Das Recht hört auf, ein 
individualiſtiſches Intereſſenrecht oder ein abſtraktes, überſtaatliches Natur⸗ 
recht zu ſein; es wird Volksrecht. Und die Religion ift, wie immer auch der 
Kampf um das Chriſtentum entſchieden werden mag, keine das Volk achtlos 
beiſeiteſchiebende abſtrakte „reine“ Theologie, ſondern eine das Volk als 
Grundbeſtand der Schöpfung anerkennende Doltsteligion. Das Volk als 
Urgrund des politiſchen Geſchehens ergreift und durchdringt alle völkiſchen 
Sachgebiete, alles Leben im Volke erhält erſt von der allumfaſſenden völki⸗ 
ſchen Idee ſeinen Sinn. 

Aus dem Prinzip der völkiſchen Einheit und Ganzheit ergeben. ſich 
zwei wichtige Folgerungen: 1. die Ausſchließlichkeit der politiſchen 
Sührung. Es kann im Volke der Einheit und Ganzheit keine Spaltung und 
Verſchleuderung der politiſchen Macht geben. Das Suſtem des Pluralismus 
und der Polykratie, in dem eine unüberſehbare Dielheit offener und getarnter 
Machtträger ſelbſtändige politiſche Gewalt für fid in Anſpruch nehmen, muß 
ausgerottet werden. Im politiſchen Volk kann nur ein oberſter Träger der 
politiſchen Macht wirken. Das iſt der Führer, von dem alle politiſche Macht 
und jede politiſche Befugnis ihren Ausgang nimmt. Der Gedanke der Ein⸗ 
beit und Ganzheit und das Sührerprinzip find untrennbar verbunden. Die 
Sührung ſetzt Einheit und Ganzheit voraus, weil ſonſt eine durchgängige 
Geſtaltung der Gemeinſchaft unmöglich iſt. Umgekehrt kann aber auch die 
Einheit und Ganzheit nur durch echte Führung, niemals durch äußeren 
Zwang geſchaffen werden. 2. die Einheit der Führergewalt. Die Tren- 
nung der Gewalten gehört einem politiſchen Zuftand an, in dem die politiſche 
Einheit zugunſten der autonomen bürgerlichen Geſellſchaft auf ein Mindeſt⸗ 
maß reduziert iſt. Die völkiſche Einheit und Ganzheit aber verlangt, daß alle 
politiſche Gewalt in der hand des einen Führers vereinigt iſt. Der oberſte 
Wille des Sührers erſcheint im Geſetz. Aber auch in allen Einzelanordnungen 
der Verwaltung und in allen Entſcheidungen der Gerichte tritt uns der Wille 
des Führers entgegen. Alles politiſche Ceben im Volk wird vom einheitlichen 
und umfaſſenden Sührerwilfen beſtimmt. 
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b) Volk, Staat und Reich 


Schrifttum: gl. die Angaben zu $ 18a. Ferner J. Heckel, in: Berichte über 
die Cage und das Studium des öffentlichen Rechts. 1955. S. 9ff.-R. Höhn, Volk und 
Verfaſſung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 2 (1937). S. 193 ff. — 5.5. Cammers, 
Staatsführung im Dritten Reich. RD Bl. Bd. 59 (1938). S. 563 ff. - W. Stuckart, 
Volk, Partei, Reich. Deutſches Recht. Jg. 5 (1935). S. 382 ff. 


Das Volk ift die beſtimmende und geſtaltende Kraft des politiſchen Ge⸗ 
ſchehens. Wie verhält ſich dieſes politiſche Volk zum Staat? Die richtige Ant= 
wort wird ſich nur finden laffen, wenn man zunächſt das Verhältnis von 
Staat und Dolt im abſolutiſtiſchen, im nationaldemokratiſchen und im libe⸗ 
ralen Staat beſtimmt, da nur ſo die unterſcheidenden Weſens merkmale her⸗ 
vorgehoben werden können. 

Im Abfolutismus ift der Staat der höchſte politiſche Wert. Dem 
Staatszweck werden alle Kräfte und alle Güter untergeordnet, ſelbſt der 
Sürſt wird zum „erften Diener des Staates“. Der Zweck des Staates iſt die 
Entfaltung von Macht und Wohlfahrt; der Staat iſt daher ein Macht⸗ und 
Wohlfahrtsſtaat. Das „Volk“ ift keine ſelbſt handelnde und geſtaltende Ein⸗ 
heit, ſondern ein bloßes Objekt der ſtaatlichen Machtentfaltung und Wohl⸗ 
fahrtspflege. Der Staat verzichtet darauf, das Volk von innen her zu erfaſſen 
und politiſch zu aktivieren; das Volk wird beherrſcht, aber nicht als Ganzes 
zum Einſatz gebracht. So fehlt dem Dol die eigentlich politiſche Weſensart; 
es ift vom politiſchen Geſchehen abgeſchloſſen und löſt ſich in eine unpolitiſche 
Dielheit von Individuen — die bürgerliche Geſellſchaft — auf. Am Ende 
der abſolutiſtiſchen Epoche entwickelt ſich deutlich unter der Oberfläche un⸗ 
beſtrittener ſtaatlicher Macht bereits der Widerſpruch zwiſchen dem ſtaats⸗ 
fremden Daſein der bürgerlichen Geſellſchaft und dem Staat. Die bürgerliche 
Geſellſchaft ſtrebt nach Freiheit vom Staat, den fie als „Sabrik“ und „Ma⸗ 
ſchine“ empfindet. Der abſolute Staat iſt ein volksentfremdeter Machtſtaat. 

In der Nationaldemokratie franzöſiſcher Prägung hat ſich gegen- 
über dem abſolutiſtiſchen Macht⸗ und Wohlfahrtsprinzip der nationale Ge⸗ 
danke durchgeſetzt. Doch muß man ſich klar darüber fein, daß der romaniſche 
Nationbegriff der franzöſiſchen Revolution, der auch das faſchiſtiſche Italien 
beherrſcht, von dem deutſchen völkiſchen Gedanken grundverſchieden iſt. 
Zwar kennt auch das romaniſche Schrifttum Bemühungen um einen ſelb⸗ 
ſtändigen Begriff des Volkes, wie die obenerwähnten Arbeiten von Mancini 
und Renan beweiſen. Doch hat, ſich tatſächlich der Begriff der durch den 
Staat gebildeten Nation durchgeſetzt. Die demokratiſche und die faſchiſtiſche 
Nation find von der Idee des Staates her geprägt und geſtaltet; die Nat ion 
wird geſchaffen und politiſch aktiviert, indem ſie auf dieſes Staatsbild hin 
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ausgerichtet wird. Die romaniſche Nationvorſtellung gelangt fo zum Begriff 
der „Staatsnation“. Die Nation ift hier eine Summe von Einzelnen, die da⸗ 
durch eine Einheit find, daß der Staat fie erfaßt und formt. Die Aſſimilations⸗ 
politik der romaniſchen Staaten, die achtlos über fremdes Volkstum hinweg⸗ 
ſchreitet, iſt nur aus dieſem Gedanken der Staatsnation zu erklären; ebenſo 
hängt der Mangel einer echten Selbſtverwaltung in Frankreich und Italien 
damit zuſammen. Am klarſten hat Muſſolini dieſes Verhältnis von Staat 
und Volk umſchrieben: N 

„Die Nation erzeugt nicht den Staat gemäß den veralteten, naturcliſtiſchen 
KUnſchauungen, die der Schriftſtellerei der Nationalſtaaten als Grundlage dienten. 
Vielmehr wird die Nation vom Staate geſchaffen, der dem Volke, welches ſich feiner 
eigenen ſittlichen Einheit bewußt iſi, einen Willen und daher ſein tatſächliches 
Daſein verleiht!).“ 

Im Ciberalis mus iſt dieſes Verhältnis von Volk und Staat umgekehrt; 
nur iſt gleichzeitig an die Stelle des Volkes die „bürgerliche Geſellſchaft“ 
getreten. Die autonome Geſellſchaft, die als Trägerin aller geiſtigen und 
materiellen Werte erſchien, beſchränkte den Staat in ſeinen Wirkungsmög⸗ 
lichkeiten. Sie löſie ſich vom politiſchen Geſchehen ab und ſicherte ſich ein 
unpolitiſches Daſein. Die politiſche Gewalt hatte ſich in die geſellſchaftlichen 
Angelegenheiten nicht einzumiſchen. Die Trennung der Gewalten, die Grund⸗ 
rechte des Bürgers, die Idee des Rechtsſtaats dienten dazu, die geiſtigen 
und wirtſchaftlichen Belange aus dem Bereich des politiſchen handelns zu ent⸗ 
fernen. Der Staat wurde darauf beſchränkt, die äußere Ordnung des geſell⸗ 
ſchaftlichen Cebens zu erhalten. Zugleich aber ſtrebte die Geſellſchaft danach, 
den Staat zu erobern und zu beherrſchen. Der Staat wurde zum Organ der 
Geſellſchaft. Das als Geſellſchaft konſtituierte ſogenannte „Volk“ bediente ſich 
hier des Staates als eines Machtmittels. Der Staat war ein totes Werk⸗ 
zeug, eine politiſche Technik, eine bloße Maſchine, die die geſellſchaftlichen 
Kräfte, die Klaſſen und Parteien, für ihre Zwecke benutzten. Er war eine 
Faſſade vor einem Suſtem des geſellſchaftlichen Wettbewerbs und vor den 
ſozialen Kämpfen und Kompromiſſen. Er wurde ein Inſtrument der jeweils 
herrſchenden Klaſſe oder Parteienkoalition. Dieſe „inſtrumentale“ Staats⸗ 
auffaſſung iſt ein ſpezifiſches Erzeugnis des liberalen Geiſtes. Doch auch der 
bolſchewiſtiſche Staat entſpricht diefem Typus; er iſt die radikale Konfequenz 
des inſtrumentalen Staates. Der Staat iſt hier ein Werkzeug der proletariſchen 
Klaſſe, die ihn zur Unterdrückung der übrigen rechtloſen Volksteile miß- 
braucht. Er iſt ein Inſtrument für die totale Diktatur der Kommuniſtiſchen 
Partei. 


) Muſſolini, Der Saſchismus. 1935. S. 7. 
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Das neue Reid; iſt weder ein volksentfremdeter Machtſtaat nach abſo⸗ 
lutiſtiſchem Vorbild, noch eine Nationaldemokratie romaniſcher Prägung, 
noch ein inſtrumentaler Staat bürgerlich⸗geſellſchaftlicher oder bolſchewiſti⸗ 
ſcher Art. Das neue Reich verwirklicht in ſich die vollſtändige Einheit von Volk 
und Staat. Maßgebend für die völkiſche Auffaſſung werden ſtets die Worte 
des Führers Adolf Hitler fein, die ji im Buch „Mein Kampf“ finden!): 

„Die grundſätzliche Erkenntnis iſt dann die, daß der Staat keinen Zweck, ſondern 
ein Mittel darſtellt. Er iſt wohl die Voraus ſetzung einer höheren menſchlichen Kultur, 
allein nicht die Urſache derſelben.“ — 

„Der Staat iſt ein Mittel zum Zweck. Sein Iweck liegt in der Erhaltung und 
Sörderung einer Gemeinſchaft phuſiſch und ſeeliſch gleichartiger Lebeweſen.“ — 

„Wir, als Arier, vermögen uns unter einem Staat alſo nur den lebendigen 
Organismus eines Dollstums vorzuſtellen, der die Erhaltung dieſes Volks tums 
nicht nur ſichert, ſondern es auch durch Weiterbildung ſeiner geiſtigen und ideellen 
Sähigkeiten zur höchſten Freiheit führt.“ 

In der Schlußrede auf dem Nürnberger Parteitag der Sreiheit 1935 hat 
Adolf Hitler dieſe Auffaſſung noch einmal mit voller Entſchiedenheit 
entwickelt: 


„Der Ausgangspunkt der national ſozialiſtiſchen Lehre liegt nicht im Staat, ſon⸗ 
dern im Volk.... Indem wir im Volk das Bleibende und Seiende erkennen, ſehen 
wir in ihm den einzigen Zweck. . .)“ 

Wenn in dieſen Worten des Führers mit Entſchiedenheit betont iſt, daß 
der Staat nicht Selbitzwed, ſondern nur „Mittel zum Zweck“ ift, ſo wird er 
doch auch zugleich als „der lebendige Organismus eines Volkstums“ bezeich⸗ 
net. Damit iſt einerſeits die abſolutiſtiſche kluffaſſung, die im Staate einen 
vom Volke geſchiedenen Selbſtzweck ſah, zurückgewieſen worden. Doch iſt auch 
andererſeits die rein inſtrumentale Staatsauffaſſung, die im Staat ein bloßes 
Werkzeug erblickt, nicht anerkannt. Ein „lebendiger Organismus“ iſt eben 
gerade nicht totes Inſtrument oder weſenloſer Apparat. Beſonders deutlich 
hat der Führer die inftrumentale Staatsauffaſſung des Liberalismus und 
Bolſchewismus in der Kulturtagungsrede auf dem Parteitag 1936 zurück⸗ 
gewieſen; wiederholt hat er betont, daß für den Nationalſozialis mus der 
Staat die höhere Gem einſchaftsordnung, alſo keineswegs nur 
Inſtrument oder Apparat iſt. Aus der Rede ſeien folgende Sätze wieder⸗ 

gegeben): 

„Dieſe Demokratie führt in ihren letzten Exzeſſen zwangsläufig zum Anardis- 
mus, die Autorität oder beſſer das autoritäre Prinzip ebenſo zwangsläufig in der 


letzten Auswirkung immer wieder zum Staat, das heißt zu einer höheren 
Gemeinſchaftsordnung.“ 


) Dgl. Adolf Hitler, Mein Kampf. S. 431, 433, 434. 
) Dgl. Die Reden Hitlers am Parteitag der Freiheit 1935. S. 77. 
) Döltiſcher Beobachter Nr. 255 vom 11. September 1936. 
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. Wenn aber die Dorausſetzung für jede höhere Gemeinſchaftsleiſtung die 
höhere Gemeinſchaft, d.h. der Staat iſt, und wenn umgekehrt der 
Staat ſelbſt ſich nur aufbaut auf der Überwindung der unbegrenzten Sreizügig⸗ 
keit — ſprich zügelloſen Sreiheit des Einzelindividuums — dann wird zwangs⸗ 
läufig das Streben nach der Wiederherſtellung dieſer unbegrenzten Freiheit des 
Individuums verbunden ſein nicht nur mit der Ablehnung des Staates an ſich, 
ſondern auch aller ſtaatlichen Ceiſtungen.“ 

Die Dorausſetzung für die Wirtſchaft und für die Kunft iſt der Staat, 
d. h. aber die politiſche Geſtaltungs⸗ und Führungskraft, die 
in den Dölkern liegt“. 


Die Lehre vom völkiſchen Reich begreift Volk und Staat als eine untrenn⸗ 
bare Einheit. Ihr iſt das Volk der Urtatbeſtand des politiſchen Geſamtdaſeins; 
nicht der Staat ſchafft das Volk, ſondern das Volk bildet aus ſich den Staat 
als die Geſtalt, in der es geſchichtliche Dauer erlangt.). Es erzeugt, bewegt und 
trägt durch ſeine Kraft die ſtaatliche Exiſtenz. Das politiſche Volk als das 
geſchichtlich bewußte, handlungsfähige und einſatzbereite Volk iſt nicht Objekt 
der ſtaatlichen Herrſchaft, ſondern Subftanz und Träger des Staates. Das 
Volk iſt die lebenſpendende Kraft des Staates; es erhält und erneuert den 
Staat. Stets iſt das Volk der eigentliche und urſprüngliche Wert. Aber dieſer 
unbedingte Vorrang des Volkes vor dem Staat darf nicht zu einem Gegenſatz 
von Volk und Staat überſteigert werden. Der Vorrang des Volkes darf ins⸗ 
beſondere kein Anlaß ſein, den Staat zu einem toten Apparat — ja ſogar zu 
einem „notwendigen Übel” zu erniedrigen. Denn das Volk beſitzt keine 
„Eigenſtändigkeit“ in dem Sinne, daß es des Staates entbehren und auf ſich 
ſelbſt ſtehen könnte?). Erſt im Staat erlangt das Volk feine volle geſchichtliche 
Exiſtenz; deshalb iſt der Staat, wie Adolf hitler ausgeſprochen hat, zwar 
nicht die Urſache, wohl aber die „Dorausſetzung einer höheren menſch⸗ 
lichen Kultur“. Der Staat iſt die lebendige Sorm und Ordnung, die Geſtalt, in 
der das Volk geſchichtlich zu handeln und zu entſcheiden vermag. 

Art und Idee des volkes werden in der Geſtalt des Staates zur geſchicht⸗ 
lichen Wirklichkeit erhoben. In der Geſtalt des Staates wird das Volk wahr⸗ 
haft politiſches Volk. Zwar beſteht heute eine lebhafte Abneigung gegen dieſe 
Einſicht. Diele ſehen im Staate nur die ſtarre, bürokratiſche und juriſtiſche 
Form und ſtellen dieſem „Status“ die Dynamit des Politiſchen entgegen. 
Der Staat gilt ihnen weſentlich als Sorm, Ordnung, Einrichtung und Appa⸗ 
rat, während für fie die politiſche volksgemeinſchaft in ihrem Kerne Leben, 

) R. Höhn, Volk und Verfaſſung, Deutſche Rechtswiſſenſchaft, 1937, S. 195, 
hat aus meinen Ausführungen entnommen, ich behaupte, das politiſche Volk werde 
erſt durch den Staat geformt. Daß ich das genaue Gegenteil lehre, wird dieſer Satz, 
der unverändert aus der 1. Auflage entnommen iſt, zeigen. 


2) Mit Recht wendet ſich E. Krieck, Völkiſch⸗politiſche Anthropologie, Bd. 1, 
1936, S. 99, gegen die Ideologie der „Staatsloſigkeit“. 
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Wille, Entſcheidung und Tat bedeutet. Dieſe Auffaſſung ift voll berechtigt, 


ſoweit fie ſich gegen den Vorrang einer verknöcherten, formalen Staats⸗ 
organiſation vor der lebendigen Gemeinſchaft wendet. Aber der völkiſche 
Kampf erſchöpft ſich nicht darin, dieſen toten „Staatsapparat“, dieſe ſelbſt⸗ 
zweckhafte Staatsorganiſation zu verneinen, ſondern er gipfelt in der Er⸗ 
füllung und Durchdringung des Staates mit wirklichem Leben. Es iſt niet 
genug damit getan, immer wieder die Sehler des alten abſolutiſtiſchen oder 
liberalen Staates zu beſchwören, ſondern es kommt darauf an, aus dem 
lebendigen Volk die neue politiſche Ordnung — eben den neuen „Staat“ — 
zu entfalten. Es iſt alſo notwendig, die ſtatiſch⸗formale Staatsauffaffung 
durch den neuen politiſchen Staatsbegriff zu überwinden und dadurch die 
Einheit von ftaatliher Ordnung und völkiſcher Gemeinſchaft herzuſtellen. 
Nur indem man den Staat ſelbſt mit Ceben und Bewegung erfüllt, ſchaltet 
man das ſtatiſch⸗formale Staatsdenken aus. Ohne „ſtatiſche“ Einrichtungen 
— ämter, Behörden, Stellen, Anſtalten und Organiſationen — iſt der 
Staat nicht möglich; aber das aktive, einſatzbereite, politiſche Volk muß die 
Kraft in ſich tragen, das Überwuchern des ſtatiſchen Elements zu verhindern 
und den Staat zur lebendigen Ordnung zu entwickeln. 

Der neue Staat iſt die Geſtalt des politiſchen Volkes. Er iſt ſeinem Weſen 
nach nicht nur bürokratiſche Sorm und ruhende Ordnung, ſondern zugleich 
politiſcher Wille, immer erneuertes politiſches Entſcheiden und Handeln. 
Aber Wille, Entſcheidung und Tat haben nur dann geſchichtlichen Rang, 
wenn ſie das lebendige Sein der Gemeinſchaft zur gebundenen Ordnung 
geſtalten. Es gibt kein politiſches Volk ohne geſchichtliche Dauer, keine ge⸗ 
ſchichtliche Dauer ohne gefügte Ordnung — und die gefügte Ordnung des 
Volkes iſt eben der Staat. Der Staat entſteht aus Wille, Entſcheidung und 
Cat; aber er erſchöpft ſich nicht in dieſer ſtändigen Bewegung der politiſchen 
Aktion, ſondern er gewinnt in der Geſchichte Dauer und Sorm. Das einfache 
flusſpielen von Dynamik gegen Statik, von Weſen gegen Form, von Bewe⸗ 
gung gegen Apparat, von Gemeinſchaft gegen Herrſchaft wird der wahren 
Sachlage nicht gerecht. Es kommt auf die Einheit von bewegtem Leben und 
ſtraffer Ordnung an, die erſt den ſicheren Beſtand, die Selbſtbehauptung und 
die Entfaltung des Volkes ermöglicht. Das völkiſche Denken fordert alſo keinen 
Verzicht auf den Staat — oder eine abgeneigte hinnahme des Staates als eines 
notwendigen Übels. Sondern es fordert das Bekenntnis zum Staat als der 
geſchichtlichen Geſtalt, in der das Volk dauerndes Sein erlangt und politiſch 
ſinnvoll zu handeln vermag. Der Staat iſt eine Funktion des Volkes — aber er 
iſt deshalb kein untergeordnetes zweitrangiges Werkzeug, das man nach Be⸗ 
lieben benutzt und wieder weglegt. Er iſt die Geſtalt, in der das Volk zur ge⸗ 
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ſchichtlichen Wirklichkeit erwächſt. Er iſt Träger der geſchichtlichen Kontinuität 
des Volkes, das trotz aller Deränderungen, Umbrüche und Wandlungen im 
Kern ſeines Weſens das gleiche bleibt. Der Staat gibt der geſchichtlichen 
Solge von Aktionen den inneren Zuſammenhang, der fie zur Einheit werden 
läßt; ohne ihn bleiben die Entſcheidungen und Taten ein willkürlicher Ablauf 
von einzelnen Ereigniſſen. Der Staat iſt die Lebensform, in der das Volk ſich 
politiſch wollend und handelnd zur geſchichtlichen Größe bildet!). 

Im Begriff der „Geſtalt“ iſt der Gegenſatz von dunamiſcher Kraft und 
ſtatiſcher Sorm zu einer neuen Ganzheit verſchmolzen. Die Beſonderheit des 
Geſtaltbegriffs beſteht darin, daß er das bewegte Leben mit der geprägten 
Ordnung verbindet, ebenſo wie er Idee und Exiſtenz vereinigt. Als Geſtalt 
iſt der Staat nicht reine Bewegung, die im ewigen Fließen und Gleiten oder 
in „permanenter Revolution” die geſchloſſene Einheit, die völkiſche Über⸗ 
lieferung und die zielſichere Entfaltung gefährden würde. Als geſchichtliche 
Macht bedarf das Volk der gefügten und geprägten Ordnung, die allein ihm 
Dauer verleiht. Aber der Staat iſt als Geſtalt auch nicht tote Form und nur 
ruhendes Sein; er iſt die lebendige Ordnung, die von innen bewegt und 
getrieben wird. Daß der Staat Geſtalt iſt, beſagt alſo zweierlei: er iſt weder 
Mechanismus noch Organismus. Er iſt nicht rein mechaniſcher Ablauf, 
ſondern in ihm wird aus der Treue und Verantwortung gegenüber dem 
Volke geſchichtlich entſchieden und gehandelt. Er iſt auch nicht rein organiſches 
Wachstum, ſondern eine durch die geſchichtliche Tat begründete und ent⸗ 
faltete Ordnung. Der Staat iſt „Geſtalt“, heißt alſo: er iſt nicht nur bewegte 
Kraft und nicht nur ruhendes Sein, ſondern er ift die Einheit von Tat und 
Dauer in einer lebendigen Ordnung. 

Die lebhafte Erörterung der Frage „Volk und Staat“, die heute im 
Gange tft, wird dadurch erſchwert, daß der Begriff des Staates in einem 
doppelten Sinne verwandt wird. Mit Staat wird bald nur die ſtaatliche Der- 
waltungs⸗ und Militärorganiſation bezeichnet. Er iſt dann nur ein unter⸗ 
geordneter und dienender Kusſchnitt aus der völkiſchen Geſamtordnung — 
ein „Mittel zum Zweck“. Mit Staat wird häufig aber auch dieſe völkiſche 
Geſamtordnung ſelbſt benannt; Staat iſt dann der „lebendige Organismus 
des Volkstums“. In dieſer zweiten Bedeutung wurde in den vorſtehenden 
flusführungen vom Staat geſprochen. Er iſt in dieſem Sinne die umfaſſende 
Einheit und Ganzheit des politiſchen Volkes. Diele Mißverſtändniſſe und Mik- 


) Dgl. auch W. Schönfeld, Der poſitivismus und das Kirchenrecht (A. f. 
Rechts⸗ u. Sozialphiloſophie, Bd. 50, Heft 1, S. 44 ff.): Der Staat iſt „Geſtalt“ des 
Volkes. Er ift ſichtbar⸗unſichtbar; er ift Gemeinwefen, d. h. Gemeinſchaft und Per- 
ſönlichkeit. . 5 
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deutungen rühren daher, daß dieſer Doppelſinn des Wortes Staat“ nicht ſcharf 
erkannt wurde und daß dauernde Begriffsvertauſchungen ſtattfanden. Um 
hier zu einer vernünftigen und klaren Unterſcheidung zu kommen, wird in 
dieſem Buche nach Möglichkeit folgende Terminologie beobachtet werden: 
die ſtaatliche Derwaltungs⸗ und Wehrordnung wird als Staatsorgani⸗ 
ſation bezeichnet; für die umfaſſende politiſche Geſamtordnung des Volkes 


wird — dem Dorſchlag Johannes Heckels folgend!) — der Begriff Reich 


verwandt. 

Damit wird nicht nur eine läſtige terminologiſche Verwirrung beſeitigt, 
ſondern auch der Sortſchritt von einem allgemeinen Cupus⸗Begriff zu einem 
konkreten Cebens⸗Begriff vollzogen. „Staat“ war urſprünglich ein konkreter 
Begriff für die politiſche Wirklichkeit des modernen abſoluten Fürſtenſtaates. 
Die „allgemeine Staatslehre“ des 19. Jahrhunderts hat den Begriff des 
Staates dann zu einem allgemeinen Tupus⸗Begriff für alle autonomen poli⸗ 
tiſchen Ordnungen aller Zeiten und aller Dölter werden laſſen. Für die 
politiſche Ordnung des deutſchen Doltes ift weſentlich, daß fie nicht nur 
„Staat“ im Sinne dieſer allgemeinen Typologie iſt, ſondern daß fie Reich 
iſt. Das Reich iſt die konkrete politiſche Geſtalt, in der das deutſche Volk zum 
Staat geworden iſt. In der Ordnung des Reiches unterſcheidet ſich der Staat 
des deutſchen Doltes von den politiſchen Formen, die andere völker ihrer 
Staatlichkeit gegeben haben. So wie der Staat des engliſchen Volkes das 
empire, der Staat des franzöſiſchen Volkes die nation frangaise ift, fo iſt 
der Staat des deutſchen Volkes das Reich. Die deutſche Staatswiſſenſchaft, 
um die wir ringen, iſt die Cehre vom völkiſchen Reich. 


9 15 
Die Volks- und Reichszugehörigkeit 


a) Das Reichsbürgerrecht 

Schrifttum: Adolf hitler, Mein Kampf. Bd. 2. Kap. 3. w. Frick, Das 
Keichsbürgergeſetz und das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre. DJ3. 1935. Sp. 1389. - A. Gütt-h.Linden-$.Maßfeller, 
Blutſchutz⸗ und Ehegeſundheitsgeſetz. 1936. - B. Löfener, Die Hauptprobleme der 
Nürnberger Grundgeſetze und ihrer erſten flusführungsverordnungen. RD Bl. 1935, 
5.929. - Löfener-Knoft, Die Nürnberger Geſetze. 3. Aufl. 1939. - C. Schmitt, 
Die Derfaffung der Freiheit. DJ3. 1935. Sp. 1133. - W. Stu ckart⸗H. Globke, 
Reichsbürgergeſetz, Blutſchutzgeſetz, Ehegeſundheitsgeſetz. 1936. 


) 3. Heckel, in: Berichte über die Tage und das Studium des öffentlichen 
Rechts. 1955. S. 12. Dieſem Dorfchlag haben ſich ferner angeſchloſſen W. Stu dart, 
Volk, Partei, Reich. Deutſches Recht. 1935. S. 382 ff. - 5. h. Tammers, Staats⸗ 
führung im Dritten Reich. RDBI. 1938, S. 563 ff. 
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Die Staatsangehörigkeit wird in der Mehrzahl der Staaten entweder ge⸗ 
mäß dem ius sanguinis (Blutsrecht) oder gemäß dem ius soli Boden⸗ 
recht) geregelt; gelegentlich kommen Miſchungen beider Syſteme vor. Nach 
dem ius sanguinis erwirbt die Staatsangehörigkeit eines Landes, wer von 
Eltern dieſer Staatsangehörigkeit abſtammt; nach dem jus soli dagegen 
wird Staatsangehöriger eines Landes, wer in deſſen Gebiet geboren wird. 
Das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht wird von jeher durch das Bluts⸗ 
recht beſtimmt. Deutſcher Staatsangehöriger iſt, wer von Eltern deutſcher 
Staatsangehörigkeit abſtammt. 

Das Blutsrecht hätte, konſequent durchgeführt, bewirken müſſen, daß 
Volkszugehörigkeit und Staatsangehörigkeit gleichbedeutend geblieben wären. 
Catſächlich aber haben ſich beide immer ſtärker auseinander entwickelt. Ein 
weſentlicher Grund dafür liegt darin, daß ſich von altersher Einſprengungen 
fremder Dolfsteile im deutſchen Raum befinden, darunter zahlreiche Juden, 
die im Verlauf der Judenemanzipation zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
volle ſtaatsbürgerliche Rechte erhalten haben. Ein zweiter wichtiger Grund 
iſt darin zu ſehen, daß die Geſetze den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
Einbürgerung, durch Legitimation, durch Eheſchließung und durch Anitellung 
als Beamter ohne Kückſicht auf die Volkszugehörigkeit zuließen. Insbeſon⸗ 
dere von der Einbürgerung iſt nach dem Kriege ein übermäßiger, volks⸗ 
ſchädlicher Gebrauch gemacht worden. Dieſer ſtarke Zuſtrom volksfremder 
Menſchen in den deutſchen Staatsangehörigkeitsverband hat es notwendig 
gemacht, in Deutſchland zwiſchen der Zugehörigkeit zum volk und der Zu⸗ 
gehörigfeit zum Staat zu unterſcheiden. Zwar hatte man in früheren Zeiten 
verſucht, dieſen Unterſchied zu verwiſchen; wer die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit beſaß, ſollte auch als Angehöriger des deutſchen Volkes gelten. Die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung hat dieſen Unterſchied jedoch wieder bewußt 
gemacht und die entgegengeſetzte Forderung erhoben, daß die vollen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte nur dem Volksgenoſſen zuzuerkennen find. punkt 4 des 
Parteiprogramms hat folgenden Grundſatz aufgeſtellt: 


„Staatsbürger kann nur ſein, wer volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe kann nur ſein, 
wer deutſchen Blutes ift, ohne Rückſicht auf Ronfeſſion. Kein Jude kann daher 
Volksgenoſſe fein,“ } 


Dieſe Sorderung ift durch das Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935 
erfüllt worden!). Es lautet: 


) Die Nürnberger Raſſengeſetze gelten auch im Lande Oſterreich (Verordnung 
vom 20. Mai 1958, RGBI. I 594) und im Sudetenland (Verordnung vom 
20. Dezember 1938, Rc Bl. I 1997), ſowie für die volksdeutſchen Bewohner des Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren (Erlaß vom 16. März 1939, RG Bl. I 485). 
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$ 1. Staatsangehöriger iſt, wer dem Schußverband des Deutſchen Reiches an⸗ 
gehört und ihm dafür beſonders verpflichtet iſt. 
Die Staatsangehörigkeit wird nach den Dorfchriften des Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes erworben. 


$ 2. Keichsbürger iſt nur der Staatsangehörige deutſchen und artverwandten 
Blutes, der durch fein Derhalten beweiſt, daß er gewillt und geeignet ift, 
in Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen. 
Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefs 
erworben. N 
Der Reichsbürger ift der alleinige Träger der vollen politiſchen Rechte 
nach Maßgabe der Geſetze. 


Es ſind nach dieſem Geſetz vier Gruppen von deutſchen Staatsange⸗ 
hörigen zu unterſcheiden. Erſtens diejenigen, die das (vorläufige) Reichs⸗ 
bürgerrecht beſitzen. Sie ſind Träger der vollen politiſchen pflichten und 
Rechte im neuen Reich. Zweitens diejenigen, die das (vorläufige) Reichs⸗ 
bürgerrecht noch nicht beſitzen, die aber deutſchen oder artverwandten Blutes 
ſind. Dahin gehören insbeſondere die Jugendlichen; ihnen ſtehen die politi⸗ 
ſchen Rechte noch nicht zu, doch obliegt ihnen bereits die beſondere Treue⸗ 
pflicht gegenüber Führer und Volk. Drittens diejenigen, denen das (vor⸗ 
läufige) Reichsbürgerrecht entzogen worden ift, weil fie ihre Treuepflicht 
gegenüber Führer und Volk verletzt haben. Sie haben damit nicht nur alle 
politiſchen Rechte verloren, ſondern vor allem eine empfindliche Einbuße an 
volksgenöſſiſcher Ehre erlitten. Viertens diejenigen, die nicht Reichs bürger 
werden können, weil ſie nicht deutſchen oder artverwandten Blutes ſind. Sie 
haben keinerlei politiſche Rechte, und ſie ſind nur den geſetzlichen pflichten 
gegenüber dem Reich unterworfen. 

Die erſte Derorönung zum Reichsbürgergefeß vom 14. November 1935 
(GBl. I 1555) hat zunächſt eine vorläufige Regelung des Keichsbürger⸗ 
rechtes gebracht). Das Reichsbürgerrecht ſoll grundſätzlich nur durch einen 
beſonderen Hoheitsakt des Reiches — die Erteilung des Reichsbürgerbriefes 
— erworben werden. Dafür iſt naturgemäß eine längere Zeit erforderlich, 
und deshalb iſt eine Übergangsregelung getroffen worden. Das vorläufige 
Reichsbürgerrecht beſitzen alle deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes (30. 
September 1955) das Reichstags wahlrecht beſeſſen haben. Anderen Reichs⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes kann der Reichsinnen⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers das vorläufige 
Reichs bürgerrecht verleihen. Ferner kann der Reichsinnenminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Sührers das vorläufige Reichsbürger⸗ 


| ) Dgl. dazu die Ausführungen des Staatsſekretärs Dr. Studart vor der Prefie. 
6 Dölkiſcher Beobachter vom 16. November 1935. 
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recht entziehen (5 1). Zu den Staatsangehörigen artverwandten Blutes, denen 
das Reichsbürgerrecht zuſteht, gehören auch die Mitglieder der in Deutſchland 
lebenden fremdvölkiſchen Minderheiten, dagegen nicht die Bewohner des 
Protektorats Böhmen und Mähren, ſoweit fie nicht Dolksdeutſche find. 

Durch das Reichsbürgergeſetz iſt an die Stelle des Begriffs der „ariſchen 
Abſtammung“, der zunächſt in der nationalſozialiſtiſchen Raſſengeſetzgebung 
verwandt wurde, der Begriff des „deutſchen oder artverwandten Blutes“ 
getreten). Dem deutſchen Blute artverwandt iſt das Blut derjenigen Raſſen, 
die von altersher in Europa innerhalb eines geſchloſſenen Siedlungsraumes 
wohnen?). Die erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz beſtimmt, wer als 
Staatsangehöriger deutſchen oder artverwandten Blutes anzusehen iſt. Ein 
Jude kann danach nicht Reichsbürger fein (84). Jude iſt, wer von mindeſtens 
drei volljüdiſchen Großeltern abſtammt ($ 5 Abf. 1). Als Jude gilt auch, wer 
von zwei volljüdiſchen Großeltern abſtammt und entweder der jüdiſchen Re⸗ 
ligion angehört oder mit einem Juden verheiratet iſt, oder aus einer nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre vom 15. September 1935 geſchloſſenen Ehe mit einem Juden 
ſtammt, oder der aus außerehelichem Verkehr mit einem Juden ſtammt und 
nach dem 51. Juli 1956 außerehelich geboren wird (8 5 Abſ. 2). Jüdiſche 
Miſchlinge dagegen beſitzen das vorläufige Reichsbürgerrecht ($ 2 Abſ. 1). 
Jüdiſcher Mischling iſt, wer von einem oder zwei volljüdiſchen Großeltern ab⸗ 
ſtammt, jofern er nicht nach 9 5 Abſ. 2 als Jude gilt ($ 2 Abf. 2). Schärfere An- 
forderungen an die Reinheit des Blutes bleiben unberührt, wenn ſie in 
Keichsgeſetzen oder in Anorönungen der NSDAP. und ihrer Gliederungen 
geſtellt werden. Sonſtige ſchärfere Bedingungen, etwa in den Satzungen von 
öffentlichen Rörperſchaften oder privaten Vereinen, dürfen nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsinnenminiſters und des Stellvertreters des Sührers geſtellt 
werden. Srüher beſtehende Beſtimmungen dieſer Art find weggefallen, ſo⸗ 
weit ſie nicht bis zum 1. Januar 1936 vom Reichsinnenminiſter und vom 
Stellvertreter des Führers zugelaſſen worden find (8 6). 

Nur die Reichsbürger find Träger der vollen politiſchen Rechte. Nur fie 
können daher das Stimmrecht ausüben und ein öffentliches Amt bekleiden. 
Nur fie können grundſätzlich bei der Reichstagswahl und bei der Dolfsab- 
ſtimmung mitwirken“). Nur fie können Abgeordnete des Reichstags oder Mit⸗ 
glied eines Staatsrats, Provinzialrats, Kreisrats und Gemeinderats, Be⸗ 
amte in der ftaatlichen oder ſonſtigen öffentlichen Verwaltung ſein; nur ſie 


1) Über das Blutſchutzgeſetz unten S. 35. - 2) Dazu gehören nicht die Zigeuner. 
) Näheres im Geſetz über das Reichstagswahlrecht vom 7. März 1936 (RGI. 1 
155). Siehe auch unten, S. 17. 
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können Richter oder Lehrer werden; nur fie können Träger eines öffentlichen 
Ehrenamtes (Schöffe, Geſchworener, Vormund, Pfleger uſw.) fein. Jüdiſche 
Beamte find daher mit dem 31. Dezember 1935 in den Ruheſtand getreten). 
Alndererſeits kann nicht jeder Reichsbürger jedes öffentliche Amt bekleiden; 
vielmehr greifen hier die ſchärferen reichsgeſetzlichen Vorſchriften des Beam⸗ 
tenrechts, Wehrrechts, Arbeitsdienſtrechts, Bauernrechts uſw. Platz. Den 
beſonderen Rechten, die den Reichs bürgern zuſtehen, entſprechen die beſon⸗ 
deren Pflichten. Dorausjegung ihrer Rechte iſt, daß fie gewillt und geeignet 
find, dem deutſchen Volk und Reich in Treue zu dienen. Dieſe Treuepflicht 
des Reichs bürgers gilt nicht nur, wie die der bloßen Staats angehörigen dem 
„Staat“, ſondern fie gilt in erſter Linie dem „Volk“, ſeiner Weſensart und 
ſeiner politiſchen Sendung. Wer diefer Treuepflicht nicht genügt, dem kann 
das Reichs bürgerrecht entzogen werden. 


b) Die Staatsangehörigkeit 


Schrifttum: §. Keller-P. Trautmann, Kommentar zum Reichs» und 
Staatsangehörigkeitsgeſetz. 1914. — h. Krüger, Die Derfafjung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution. 1. Sortj. 1934. — B. Cöſener, Staatsangehörigkeit. In: 
Die Derwaltungsakademie. Bd. 1. Nr. 12, - C. Sartorius, Erwerb und Derluft 
der deutſchen Staatsangehörigkeit. hbdödstR. Bd. 1. S. 258 ff. - W. Schätzel, 
Das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht. 1928. — G. Schwartz, Das Recht der 
Staatsangehörigkeit in Deutſchland und im Ausland ſeit 1914. 1925. W. Stu ckart, 
Probleme des Staatsangehörigkeitsrechts. ZHAHDR. 1938. S. 401 ff. 


Für das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht ſind heute maßgebend die 
Derordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1954 und 
das Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 22. Juli 1915, geändert durch 
Geſetz vom 15. Mai 1935. Dazu kommen noch das Geſetz über den Widerruf 
von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutſchen Staatsangehörig- 
keit vom 14. Juli 1933, ſowie das Geſetz über die Meldepflicht der deutſchen 
Staatsangehörigen im Ausland vom 3. Februar 1938. Dieſe Vorſchriften find 
beim Erlaß des Reichsbürgergeſetzes ausdrücklich aufrechterhalten worden?). 

Das alte deutſche Staatsangehörigkeitsrecht unterſchied zwiſchen der 
Staatsangehörigkeit in einem Lande und der Reichs angehörigkeit. Die Can⸗ 


2) Dazu 7. Verordnung zum Keichsbürgergeſetz vom 5. Dezember 1938 
(RG Bl. I 1751). 

*) Im Sudetenland find die weſentlichen Vorſchriften des deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeitsrechts in Kraft geſetzt worden (Verordnung vom 12. Sebruar 1939, 
RG Bl. I 205). In Öfterreich gilt das Landesrecht vorläufig noch weiter, doch 
unter weſentlicher Anpaſſung an das Reichsrecht (Verordnung vom 3. Juli 1938, 
RG Bl. I 516). 
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desſtaatsangehörigkeit beſaß dabei den Vorrang; man wurde Reichsange⸗ 
höriger, indem man die Staatsangehörigkeit in einem Lande erwarb. Es gab 
nur wenige Fälle der ſogenannten unmittelbaren Reichsangehörigfeit, die 
ohne Erwerb der Landesſtaatsangehörigkeit erlangt werden konnte. Das 
Staatsangehörigkeitsweſen lag vollſtändig in der Hand der Länder; bei der 
Einbürgerung von Ausländern wurden nur die übrigen Candesregierungen, 
aber nicht die Reichsregierung gehört. Dieſe Rechtslage beſtand ſowohl nach 
dem Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 1. Juni 1870 als auch nach dem Geſetz 
vom 22. Juli 1915; auch die Weimarer Derfaffung hielt an ihr feſt. Erſt die 
Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 
brachte eine entſcheidende Wandlung. Durch fie iſt die Staatsangehörigkeit 
in den deutſchen Ländern gänzlich beſeitigt worden. Es gibt nur noch eine 
deutſche Staatsangehörigkeit, nämlich die Reichs angehörigkeit. Die Entſchei⸗ 
dungen der Candesregierungen in Staatsangehörigkeitsfragen werden von 
ihnen im Auftrag und Namen des Reiches getroffen. Das Einſpruchsrecht 
der Cänder bei der Einbürgerung von Ausländern iſt weggefallen. Jedoch 
darf die Einbürgerung von Ausländern erſt erfolgen, nachdem der Reichs⸗ 
innenminiſter zugeſtimmt hat. Eine ohne dieſe Zuſtimmung ausgeſprochene 
Einbürgerung würde null und nichtig ſein. 

Die deutſche Reichsangehörigkeit wird gemäß dem Blutsrecht (ius san- 
guinis) grundſätzlich durch die Geburt erworben. Entſcheidend iſt hier die 


klbſtammung von Eltern, die die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; auf 


die Volkszugehörigkeit der Eltern kommt es nach geltendem Recht für den 
Erwerb der Staatsangehörigkeit nicht an. Das eheliche Kind erwirbt die 
deutſche Staatsangehörigkeit, wenn der Vater — das uneheliche Kind, wenn 
die Mutter die Reichsangehörigkeit beſitzt. 

Als zweiter Erwerbsgrund tritt hinzu die Legitimation. Das un⸗ 
eheliche Kind einer Ausländerin erwirbt die Reichsangehörigkeit, wenn 
es durch den Vater, der die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt, nach deutſchen 
Geſetzen wirkſam legitimiert wird. Das kann im Wege der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe oder im Wege der Ehelichkeitserklärung geſchehen 
(88 1719 ff. BGB.). 

Der dritte Erwerbsgrund iſt die Eheſchließung. Eine Ausländerin 
erwirbt die Reichsangehörigkeit durch die Verheiratung mit einem Deutſchen. 
Die Ehe muß nach den deutſchen Geſetzen wirkſam zuſtande gekommen fein. 
Wird eine Ehe für nichtig erklärt, fo geht die mit der Eheſchließung von der 
Husländerin erworbene deutſche Staatsangehörigkeit mit rückwirkender 
Kraft verloren. Bei der Eheſcheidung dagegen bleibt die erworbene deutſche 
Staatsangehörigkeit erhalten. 
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Der vierte Erwerbsgrund ift die Einbürgerung, d. h. die Verleihung 
der Reichsangehörigkeit, die auf Antrag durch ſtaatlichen Hoheitsakt erfolgt. 
Die Rechtsnatur dieſes Vorgangs iſt viel erörtert worden; ſie wurde als 
öffentlich⸗ rechtlicher Dertrag, als Verwaltungsakt auf Unterwerfung oder als 
zweiſeitiger Verwaltungsakt charakteriſiert. Nach richtiger Anficht handelt es 
ſich um einen einſeitigen Hoheitsakt des Staates. Der Wille des Aintrag- 
ſtellers iſt Dorausſetzung der Einbürgerung, bildet aber keinen integrieren⸗ 
den Beſtandteil des hoheitlichen Aktes. Die Einbürgerung iſt ein Derwal- 
tungsakt mit rechtsgeſtaltender Wirkung; fie bringt ein Gliedſchaftsver⸗ 
hältnis des Eingebürgerten zu dem aufnehmenden Staat zur Entſtehung. 

Die Einbürgerung ſetzt voraus, daß der Antragſteller voll geſchäfts⸗ 
fähig iſt, daß er einen unbeſcholtenen Cebenswandel geführt hat, daß er 
Wohnung oder Unterkommen in Deutſchland gefunden hat, und daß er ſich 
und ſeine kngehörigen zu ernähren vermag. Andere Dorausfegungen nennt 
das Geſetz nicht. Doch heißt das nicht, daß beim Vorliegen dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen die Einbürgerung vorgenommen werden müßte und andere Er⸗ 
wägungen nicht angeſtellt werden dürften. „Über die Verleihung der deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit entſcheiden die Einbürgerungsbehörden nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen. Ein kUnſpruch auf Einbürgerung beſteht nicht.“ 
(Geſetz zur Anderung des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeits geſetzes vom 
15. Mai 1935, $ 1). Es iſt dabei, obwohl das Geſetz das nicht ausdrücklich 
hervorhebt, in erſter Linie zu prüfen, ob die Einbürgerung politiſch erwünſcht 


iſt oder nicht. Dabei iſt nicht nur zu fragen, ob der Ausländer fi politiſch 


loyal verhält, ſondern vor allem, ob angenommen werden kann, daß er ein 
wertvolles Glied des Reichs verbandes wird. Dabei ſpielt auch eine weſentliche 
Rolle, ob der Ausländer dem deutſchen Volke, einem artverwandten Volke 
oder einem artfremden Volke zugehört. Ein beſonderer Hall der Einbürge⸗ 
rung iſt die Rückbür gerung ehemals deutſcher Staatsangehöriger. Während 
früher in zahlreichen Sällen eine Pflicht der Behörden beſtand, die Rüdbür- 
gerung auszusprechen, wenn gewiſſe Mindeſtbedingungen erfüllt waren, 
gibt es heute ſolche Bindungen überhaupt nicht mehr ($ 2 des Geſetzes vom 
15. Mai 1935). 

Schließlich wird die deutſche Staatsangehörigkeit durch die Unſtellung 
als Beamter erworben. Wer als Beamter in den Dienſt des Reiches, eines 
Landes, einer Gemeinde oder einer anerkannten Religionsgejellichaft tritt, 
erhält die Reichsangehörigkeit, wenn die Anftellung von der Regierung oder 
der Zentrale oder der höheren Derwaltungsbehörde des Landes vollzogen 
oder beſtätigt worden iſt. Dorausgeſetzt iſt in dieſen Fällen eine gültige An- 
ſtellung, deren Bedingungen jetzt in dem Deutſchen Beamtengeſetz vom 
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26. Januar 1937 geregelt ſind. Da nach g 26 Abſ. 1 Ur. 1 des Beamtengeſetzes 
zum Beamten nur der ernannt werden kann, der Reichs bürger iſt, die Reichs⸗ 
bürgerſchaft aber die deutſche Staatsangehörigkeit vorausſetzt, kann grund⸗ 
ſätzlich ein Ausländer nicht Beamter werden. Doch kann mit Zuſtimmung des 
Reichsinnenminifters und des Stellvertreters des Sührers eine Ausnahme 
von $ 26 Abſ. 1 Nr. 1 zugelaſſen werden; in dieſem Salle wird mit der Ernen⸗ 
nung die deutſche Staatsangehörigkeit erworben, falls dieſe Wirkung nicht 
ausdrücklich ausgeſchloſſen wird. 

Der Derlujt der Reichsangehörigkeit tritt einmal aus familien⸗ 
rechtlichen Gründen ein, wenn nämlich eine Deutſche einen Ausländer hei⸗ 
ratet, und wenn ein deutſches uneheliches Kind von einem Ausländer legiti⸗ 
miert wird. Serner tritt der Derluft der Reichsangehörigkeit ein, wenn ein 
Deutſcher auf ſeinen Antrag eine ausländische Staatsangehörigkeit erwirbt. 
Dazu kommt als wichtigſter Verluſtgrund die Entlaſſun g aus dem deutſchen 
Reichsverband. Sie iſt das Gegenſtück der Einbürgerung und erfolgt durch 
Klus händigung der Entlaſſungsurkunde ſeitens der zuſtändigen Behörde. Die 
Entlaſſung aus dem Reichsverband iſt dadurch gekennzeichnet, daß ſie keinerlei 
Ehrenminderung des Entlaſſenen mit ſich bringt. Nach dem Wortlaut des 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes von 1913 muß die Entlaſſung gewährt werden, 
wenn nicht beſtimmte Hinderungsgründe (Zugehörigkeit zur Wehrmacht oder 
zum Beamtentum) vorliegen. Dieſe Dorfchrift des 822 Abſ. 2 entſpricht dem 
extremen Individualismus, der die Staatsangehörigkeit als ein Recht anſieht, 
über das der Einzelne frei verfügen kann. Dieſe Haltung iſt heute unmöglich; 
die Staatsangehörigkeit iſt eine Bindung, der man ſich nicht nach freier Will⸗ 
kür entziehen kann. Deshalb entſcheiden heute die zuſtändigen Behörden 
nach ihrem Ermeſſen über die Entlaſſung aus dem Reichsverband. Die nt⸗ 
gegengeſetzte Vorſchrift des $ 22 Abj. 2 iſt nicht mehr anwendbar. 

Von der Entlaſſung zu unterſcheiden find diejenigen gälle des Husſcheidens 
aus dem Reichsverband, die diskriminierenden Charakter tragen. Das Reichs⸗ 
angehörigkeits geſetz von 1913 regelt eine Reihe ſolcher Fälle, in denen eine 
Pflichtverletzung zum berluſt der Staatsangehörigkeit führt. Ein im Aus⸗ 
land lebender wehrpflichtiger Deutſcher, der bis zur Vollendung feines 31. 
Lebensjahres keine endgültige Entſcheidung über ſeine Wehrpflicht herbei⸗ 
geführt hat und nicht über dieſen Zeitpunkt hinaus vom Dienſt zurückge⸗ 
ſtellt ift, verliert die Reichsangehörigkeit. Ein fahnenflüchtiger Deutſcher, der 
ſich im Ausland aufhält, verliert die Reichsangehörigkeit zwei Jahre, nach⸗ 
dem er für fahnenflüchtig erklärt worden iſt. Ein Deutſcher, der ſich im Aus⸗ 
lande aufhält, kann der Reichsangehörigkeit für verluſtig erklärt werden, 
wenn er im Kriegsfall oder bei Kriegsgefahr der vom Sührer ausgeſprochenen 
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Aufforderung zur Rückkehr nicht Solge leiſtet. Gleiches gilt für einen Deut⸗ 
ſchen, der ohne Genehmigung der Regierung in ausländiſche Dienſte getreten 
iſt und der Aufforderung zum Austritt aus dem Dienſt nicht nachkommt. Der 
Verluſt erſtreckt ſich auf die Ehefrau und die Kinder, deren geſetzliche Ver⸗ 
tretung dem Ausgebürgerten zusteht und die ſich mit ihm in häuslicher Ge⸗ 
meinſchaft befinden ($ 29 des Geſetzes). 

Die Reichsangehörigkeit kann weiter verloren werden durch Aber ken⸗ 
nung, die der Reichsinnenminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsaußen⸗ 
miniſter ausſpricht (Geſetz vom 14. Juli 1955). Die Aberkennung iſt zuläſſig 
gegenüber Reichsangehörigen, die ſich im Ausland aufhalten und entweder 
der vom Reichs innenminiſter ausgeſprochenen Aufforderung zur Rückkehr 
nicht Solge leiſten oder durch ihr Verhalten gegen die Pflicht zur Treue gegen 
Volk und Reich verſtoßen und dadurch die deutſchen Belange ſchädigen. Das 
Vermögen des Kusgeſtoßenen kann als dem Reich verfallen erklärt werden. 
Ausgebürgerte Perſonen find vom Erwerb von Todes wegen oder durch 
Schenkung ausgeſchloſſen (Geſetz vom 5. November 1937). Die Aberkennung 
der Reichsangehörigkeit bedeutet eine ſchimpfliche Husſtoßung aus dem 
Reichs⸗ und Volksverband; fie wird gegen emigrierte Staats⸗ und Volks⸗ 
feinde angewandt. 

Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit iſt ferner möglich nach dem 
Geſetz über die Meldepflicht der deutſchen Staatsangehörigen im Ausland 
vom 5. Februar 1938). Danach hat ſich jeder deutſche Staatsangehörige, der 
fi} länger als drei Monate im Amtsbezirk desjelben deutſchen Konſulats 
aufhält, beim Konful zu melden. Solange der Meldepflichtige die Meldung 
unterläßt, kann ihm der Schutz des Reiches verſagt werden. Wird die Melde⸗ 
pflicht beharrlich und in einer Weiſe verletzt, die einen Verſtoß gegen die Treu⸗ 
pflicht gegenüber Volk und Reich darſtellt, ſo kann der Verluſt der deutſchen 
Staatsangehörigkeit gemäß den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Juli 
1955 ausgeſprochen werden. 

Nur vorübergehende Bedeutung hatte der Wid erruf der Einbürge⸗ 
rung gemäß dem Geſetz vom 14. Juli 1933, Der Widerruf war danach zu⸗ 
läſſig bei Einbürgerungen, die zwiſchen dem 9. November 1918 und dem 
30. Januar 1955 vorgenommen worden waren. Dorausſetzung für den 
Widerruf war, daß die Einbürgerung als nicht erwünſcht angeſehen werden 
mußte. Dieſe Vorſchrift war zeitlich beſchränkt, fie iſt am 15. Juli 1935 außer 

Kraft getreten. 


) In Oſterreich eingeführt durch Erlaß vom 15. März 1958 (RG Bl. I 247). 
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c) Die fremdvölkiſchen Minderheiten 

Schrifttum: fl. v. Balogh, Der internationale Schutz der Minderheiten. 1928. - 

M. H. Boehm, Das eigenſtändige volk. 1932. S. 159 ff. - Derſelbe, Die Kriſe 
des Nationalitätenrechts. 1935. — €. G. Bruns, Minderheitenrecht als Dölfer- 
recht. 1928.- Derjelbe, Grundlagen und Entwicklung des internationalen Minder= 
heitenrechts. 1929. — Derſelbe, Geſammelte Schriften zur Minderheitenfrage. 
1955. - K. Craemer, Deutſchtum im Dölfertaum, Bd. 1.1938. - H. Gerbe 5 
Minderheitenrecht im Deutſchen Reich. 1929.- N. Gürke, Der Nationalſozialismus, 
das Grenz⸗ und Auslandsdeutf—htum und das Nationalitätenrecht. Nation und 
Staat. 6. Jg. (1932). h. 2. S. 7ff. W. Hamel, Dolkseinheit und Nationalitätenftaat. 
Zeitſchr. f. d. geſ. Staats wiſſenſchaft. Bd. 95 (1935). S. 569 ff. O. Roellreutter, 
Grundriß der allgemeinen Staatslehre. 1933, S. 193 ff. - . Kraus, Das Recht 
der Minderheiten. 1927. - K. O. Rabl, Grundlagen und Grundfragen eines 
mitteleuropäiſchen Volksgruppenrechts. 1938. - E. M. Schmid⸗Burgk, Minder- 
heitenrecht als politifches Recht. föR. N. S. 25. S. 129 ff. Derſelbe, Volksrecht 
im Schatten von Genf. Huslandsdeutſche Volksforſchung. Bd. 2 (1938). S. 381 ff.— 
Th. Detter, Nationale Autonomie. 1938. — h. Wintgens, Der völkerrechtliche 
Schutz der nationalen, ſprachlichen und religiöſen Minderheiten. Hb. d. Völkerrechts. 
Bd. 2. Abt. 8. 1930. 
Die Einheit von Volk und Reich wird dadurch beeinträchtigt, daß im 
deutſchen Reichsgebiet (ebenſo wie in anderen Staaten) Angehörige frem⸗ 
den Dolkstums wohnen. Soweit dieſe fremden Volks angehörigen ihre heimi⸗ 
ſche Staatsangehörigkeit beſitzen, bilden ſie kein Problem. Sie ſind — vor 
allem in politiſcher hinſicht — deutlich von den deutſchen Volksgenoſſen und 
Reichsangehörigen geſchieden; fie ſtehen unter „Sremdenrecht“. Häufig 
beſitzen dieſe Angehörigen fremden Doltstums jedoch die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit — ſei es von altersher, ſei es auf Grund einer Einbürgerung. 
Unter ihnen find wiederum zwei Arten zu unterſcheiden. Es gibt „Einzel⸗ 
gänger“ unter den deutſchen Reichsan gehörigen fremder Nationalität; ihre 
Stellung zum deutſchen Volk und Reich ift ein individuelles Problem, das 
bei krtverwandtſchaft regelmäßig durch Angleichung und Einſchmelzung ge⸗ 
löſt werden kann. Ganz anders liegt es bei den fremdvölkiſchen Minderheiten, 
die auf deutſchem Boden leben. Sie leben als geſchloſſene und bewußte 
Volksgruppen im deutſchen Raum. Sie lehnen die Angleichung an das deutſche 
Volkstum ab und ſtreben danach, ihr eigenes Volkstum zu erhalten und zu 
entfalten. Obwohl ſie dem Deutſchen Reich angehören, trennen ſie ſich bewußt 
vom deutſchen Volk. 

Dieſes Problem findet ſich nicht nur in Deutſchland, ſondern in weit 
ſtärkerem Maße innerhalb anderer Staaten. Dor dem Auftauchen des natio⸗ 
nalen Gedankens lebten die verſchiedenen Dölferfchaften im Raume eines 
Staates in der Regel friedlich nebeneinander; die unvermeidbaren Reibungen 
ſtellten die Einheit des Staates nicht in Frage. Öfterreich-Ungarn war das 
erſtaunliche Beiſpiel eines ſolchen Dielnationenftaates. Doch hat im Laufe 
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des 19. Jahrhunderts im allgemeinen die Idee des Nationalſtaates das fried⸗ 
liche Nebeneinander mehrerer Völkerſchaften im gleichen Staat unmöglich ge⸗ 
macht. Eine Volksgruppe erwies ſich als eigentlicher Träger des Staates. 
Sie benutzte ihre Macht, um die anderen Volksgruppen zu verdrängen oder 
ſie mehr oder weniger zwangsweiſe einzuſchmelzen. Die Affimilation der 
fremden Volksgruppen war der Weg, den der nationale Staat zu gehen ver⸗ 
ſuchte, um die Einheit von Nation und Staat herzuftellen. Es entſprach dem 
romaniſchen Begriff der „Staatsnation“ (der durch den Staat geſchaffenen 
Nation), daß man glaubte, durch ſtaatliche Mittel fremdes Volkstum in die 
eigene Nation einfügen zu können. 

Das Derſailler Diktat hat dieſer Srage eine ungemein erhöhte Bedeutung 1 
gegeben. Bei der Bildung der neuen Oſtſtaaten iſt in außerordentlichem 
Maße fremdes Volkstum unter die Gewalt des in den einzelnen Staaten 
jeweils herrſchenden Hauptvolkes getreten. Die unter fremde Gewalt gera⸗ 
tenen Dolksgruppen waren ſo groß und in ihrer Eigenart ſo betont, daß 
man nicht hoffen konnte, das hier entſtehende Problem in abſehbarer Zeit 
auf dem Wege der Aſſimilation zu löſen. Man ſuchte deshalb ein anderes 
Mittel, um ein friedliches Nebeneinander von Hauptvolk und fremden Volks⸗ 
gruppen im gleichen Staat herbeizuführen, und ſchuf deshalb den „Schutz 
der nationalen Minderheiten“. Den fremden Volksgruppen beſtimmter 
Staaten wurde durch völkerrechtliche Vereinbarungen die freie Entwicklung 
ihrer völkiſchen Eigenart, insbeſondere ihrer Sprache, ihrer Kultur und ihrer 
Religion zugeſichert. Ferner wurde ihnen die bürgerliche und politiſche 
Gleichberechtigung mit den Angehörigen des Hauptvolkes gewährleiſtet. 
Doch war dieſer Schutz der nationalen Minderheiten bisher kein allgemein⸗ 
gültiges Prinzip des Dölkerrechts, ſondern er griff nur dort Platz, wo er 
vertraglich beſonders vereinbart war, oder wo er bei der Aufnahmein den 
Völkerbund zur Bedingung gemacht wurde. Solche Minderheitenſchutzverträge 
hatten abgeſchloſſen: Polen, die Tſchechoſlowakei, Jugoſlawien, Öfterreich, 
Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Griechenland, die Türkei. Durch Dölfer- 
bunds bedingungen wurden zum Minderheitenſchutz verpflichtet: Albanien, 
Litauen, Lettland, Eſtland. Dieſe Minderheitenſchutzbeſtimmungen galten 
total im ganzen Staatsgebiet und für alle Arten von Minderheiten. 
Daneben gab es beſchränkte Minderheitenabkommen, die nur für eine be⸗ 
ſtimmte Dolksgruppe oder für einen beſchränkten Gebietsteil galten. Don 
ihnen war das deutſch⸗polniſche Oberſchleſien⸗kAbkommen vom 15. Mai 1922, 
das den Schutz der nationalen Minderheiten in Deutſch⸗Oberſchleſien und 
Polniſch⸗Oberſchleſien regelte, das wichtigſte. Das Oberſchleſien⸗Abkommen 
iſt im Jahre 1957 durch Zeitablauf außer Kraft getreten. Un ſeine Stelle iſt 
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eine im November 1937 abgeſchloſſene Vereinbarung zwiſchen dem Reich 
und Polen getreten, die ſich nicht auf Oberſchleſien beſchränkt, ſondern Gel⸗ 
tung für das ganze deutſche und polniſche Gebiet beſitzt. Das Abkommen fei 
wegen ſeiner grundſätzlichen Bedeutung im Wortlaut wiedergegeben: 


Die Deutſche Regierung und die Polniſche Regierung haben Anlaß genommen, 
die Lage der deutſchen Minderheit in polen und der polniſchen Minderheit in 
Deutſchland zum Gegenſtand einer freundſchaftlichen Ausſprache zu machen. Sie 
ſind übereinſtimmend der Überzeugung, daß die Behandlung dieſer Minderheiten 
für die weitere Entwicklung der freundnachbarlichen Beziehungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen von großer Bedeutung iſt, und daß in jedem der beiden Länder das 
Wohlergehen der Minderheit um ſo ſicherer gewährleiſtet werden kann, wenn die 
Gewißheit beſteht, daß in dem anderen Land nach den gleichen Grundſätzen ver⸗ 
fahren wird. Zu ihrer Genugtuung haben die beiden Regierungen deshalb feſt⸗ 
ſtellen können, daß jeder der beiden Staaten im Rahmen ſeiner Souveränität für die 
1 der genannten Minderheiten nachſtehende Grundſätze als maßgebend 
anſieht: 

1. Die gegenſeitige Achtung deutſchen und polniſchen Volkstums verbietet von 
ſelbſt jeden Verſuch, die Minderheit zwangsweiſe zu aſſimilieren, die Zugehörigkeit 
zur Minderheit in Stage zu ſtellen oder das Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Min⸗ 
derheit zu behindern. Insbeſondere wird auf die jugendlichen Angehörigen der 
Minderheit keinerlei Druck ausgeübt werden, um ſie ihrer Zugehörigkeit zur Min⸗ 
derheit zu entfremden. 

2. Die ingehörigen der Minderheit haben das Recht auf freien Gebrauch ihrer 
Sprache in Wort und Schrift ſowohl in ihren perſönlichen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen wie in der Preſſe und in öffentlichen Derfammlungen. 

Den Angehörigen der Minderheit werden aus der Pflege ihrer Mutterſprache 
und der Bräuche ihres Dolfstums ſowohl im öffentlichen wie im privaten Ceben 
keine Nachteile erwachſen. 

3. Das Recht der Angehörigen der Minderheit, ſich zu Vereinigungen, auch zu 
ſolchen kultureller und wirtſchaftlicher Art, zuſammenzuſchließen, wird gewähr⸗ 
leiſtet. 5 

4. Die Minderheit darf Schulen in ihrer Mutterſprache erhalten und errichten. 

Auf kirchlichem Gebiet wird den Angehörigen der Minderheit die pflege ihres 
religiöſen Lebens in ihrer Mutterſprache und die kirchliche Organiſierung gewährt. 
In die beſtehenden Beziehungen auf dem Gebiet des Bekenntniſſes und der carita⸗ 
tiven Betätigung wird nicht eingegriffen werden. 

5. Die Angehörigen der Minderheit dürfen wegen ihrer Zugehörigkeit zur 
Minderheit in der Wahl oder bei der Ausübung eines Berufes oder einer wirtſchaft⸗ 
lichen Tätigkeit nicht behindert oder benachteiligt werden. Sie genießen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie die Eingehörigen des Staatsvolkes, ins⸗ 
beſondere hinſichtlich des Beſitzes oder Erwerbs von Grundſtücken. 

Die vorſtehenden Grundſätze ſollen in keiner Weiſe die Pflicht der Angehörigen 
der Minderheit zur uneingeſchränkten Loyalität gegenüber dem Staat, dem fie an⸗ 
gehören, berühren. Sie ſind in dem Beſtreben feſtgeſetzt worden, der Minderheit 
gerechte Daſeinsverhältniſſe und ein harmoniſches Zuſammenleben mit dem Staats⸗ 
volk zu gewährleiſten, was zur fortſchreitenden Feſtigung des freundnachbarlichen 
Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und Polen beitragen wird. 


Sür die in Oſterreich lebenden Minderheiten war im Diktat von St. 
Germain ein weitgehender Minderheitenſchutz feſtgeſetzt worden. Die ein⸗ 
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ſchlägigen Art. 62—69 waren in der Bundesverfaſſung von 1920 und in der 
„Derfaffung 1934“ als Teile des Verfaſſungsrechts anerkannt worden. Der 
Minderheitenſchutz in Oſterreich war unter die Kontrolle und Garantie des 
Völkerbundes geſtellt; Streitfragen waren der Entſcheidung des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofes im Haag unterworfen. Eine Rechtsnachfolge 
des Reiches in dieſe politiſchen, an das Völkerbundsſyſtem geknüpften Bin⸗ 
dungen iſt nicht eingetreten (darüber auch oben S. 94f. ). Es iſt ausſchließlich 
eine innere Angelegenheit des Deutſchen Reiches, die durch die Wiederver⸗ 
einigung aufgeworfenen minderheitenrechtlichen Fragen zu entſcheiden. 
Der Minderheitenſchutz iſt für Deutſchland nicht nur als völkerrecht⸗ 
liches Prinzip wichtig. Er bedeutet für uns auch ein weſentliches rerfaſſungs⸗ 
rechtliches Problem. So ſah der Art. 113 der Weimarer Verfaſſung den Schutz 
der nationalen Minderheiten vor. Nach dieſer Vorſchrift durften die fremd⸗ 
ſprachigen Volksteile des Reiches durch die Geſetzgebung und Verwaltung 
nicht in ihrer freien volkstümlichen Entwidlung, beſonders nicht im Gebrauch 
ihrer Mutterſprache beim Unterricht ſowie bei der inneren Verwaltung und 
der Rechts pflege beeinträchtigt werden. Es ift lange umſtritten geweſen, ob 
dieſer Artikel 113 nur ein programmy, oder ob er geltendes Recht fei2). 
Die deutſche Praxis in Geſetzgebung und Verwaltung hat ſich nach dem Grund⸗ 
ſatz des Artikels 113 gerichtet und ihn dadurch zu lebendigem Recht werden 
laſſen. Wichtiger noch war eine zweite Streitfrage, nämlich ob der Artikel 113 
den einzelnen Angehörigen der Minderheit oder die fremde Volksgruppe 
als Ganzes ſchütze. Hier hat ſich immer ſtärker die Einſicht durchgeſetzt, daß 
der Minderheitenſchutz nicht dem einzelnen Individuum fremder Nationa⸗ 
lität gilt, ſondern der Volksgruppe als einer geſchloſſenen Gemeinſchaft. Es 
iſt das Derdienft hans Gerbers, dieſen Gedanken in das deutſche Verfaſ⸗ 
ſungsrecht eingeführt zu haben. Er hat dar gelegt, daß der Artikel 113 der 
Weimarer Verfaſſung Klus druck für die Idee des völkiſchen Staates iſt und daß 
in ihm anerkannt iſt, daß der Staat grundſätzlich nur als Mittel zur Verwirk⸗ 
lichung von Volkstum gerechtfertigt werden kann. Er bezeichnet den Minder⸗ 
heitenſchutz daher als Gewährleiſtung der „nationalen Selbſtverwaltung“ ). 
Daran iſt richtig, daß der Artikel 113 nicht dem Schutz des einzelnen 
fremdſprachigen Staatsbürgers galt, ſondern der Minderheit als einer kul⸗ 
turellen Einheit innerhalb des Staats ganzen. Artikel 113 enthielt alſo kein 
liberales, individuelles Sreiheitsrecht, ſondern er diente dem Schutz einer beſon⸗ 


) So Hnſchütz, Kommentar zur Reichs verfaſſung. Anm. 1 zu Art. 115. 

9) So Gerber, Minderheitenrecht, in: Die Grundrechte und Grundpflichten 
der Reichsverfaſſung. Herausgegeben von Nipperdey, Bd. 1. 1929. S. 269 ff. 

) Gerber, Minderheitenrecht. Ebenda S. 271. 
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deren nationalen Gruppe. Don einer Selbſtverwaltung“ konnte man jedoch 
noch nicht reden. Denn dieſe ſetzt eine in ſich geſchloſſene Rörperſchaft voraus, 
die Träger der Selbſtverwaltung iſt. Echte „nationale Selbftverwaltung“ iſt 
in den Ländern vorhanden (3. B. Lettland und Eſtland), in denen die Volks⸗ 
gruppen körperſchaftlich organiſiert und mit kultureller Autonomie ausge⸗ 
ſtattet ſind. Dieſe körperſchaftliche Organiſation der fremden Volksgruppen 
iſt in Deutſchland nicht gegeben — was übrigens nicht am ſchlechten Willen 
der deutſchen Behörden liegt, ſondern an den Volksgruppen ſelbſt, die bisher 
den entſprechenden organiſatoriſchen Zuſammenſchluß noch nicht gefunden 
haben. Aber wenn auch dieſe äußere juriſtiſche Sormgebung in Deutſchland 
fehlt, jo hat doch der klrtikel 113 die fremdvölkiſchen Minderheiten als kul⸗ 
turelle Gemeinſchaften anerkannt, denen die freie Entwicklung ihres Volks⸗ 
tums geſtattet ift. 

Iſt nun dieſer Schutz der fremdvölkiſchen Minderheiten auch ein Beſtandteil 
des neuen Derfaſſungsrechts? Adolf Hitler hat ſchon in dem Buche „Mein 
Rampf“ den Grundſatz der deutſchen Minderheitenpolitik entwickelt, indem 
er ſich mit Schärfe gegen jede Art von „Germaniſation“ fremden Volks⸗ 
tums ausſprach!). In der berühmten Rede vor dem Reichstag am 17. Mai 
1935 hat er dann ausgeführt: 

„Indem wir in grenzenloſer Liebe und Treue an unſerem eigenen Volkstum 

hängen, reſpektieren wir die nationalen Rechte auch der anderen Völker aus dieſer 
ſelben Geſinnung heraus ... Wir kennen daher auch nicht den Begriff des Germani⸗ 
ſierens. Die geiſtige Mentalität des vergangenen Jahrhunderts, aus der heraus 
man glaubte, vielleicht aus Polen und Franzoſen Deutſche machen zu können, iſt 
uns genau jo fremd, wie wir uns leidenſchaftlich gegen jeden umgekehrten Verſuch 
wenden“). 
In dieſen Sätzen tritt hervor, daß die Ciebe zum eigenen Volkstum not⸗ 
wendig zur Achtung fremden Volkstums führt, daß der völkiſche Gedanke 
alſo nicht nur die Erhaltung des eigenen Volkes will, ſondern die Aner⸗ 
kennung fremden Volkstums in ſich ſchließt. Diefe Anerkennung und Achtung 
fremden Dolfstums iſt ein politiſcher Grundſatz der völkiſchen Weltanſchau⸗ 
ung und daher auch ein rechtlicher Grundſatz der völkiſchen Verfaſſung. Die 
nationalſozialiſtiſche Minderheitenpolitik ſtrebt nicht nach einer gewalt⸗ 
ſamen Eindeutſchung fremder Volksgruppen, die auf deutſchem Boden leben. 
Sondern fie läßt der fremden Art den Spielraum, deſſen fie zur Entwicklung 
ihres Volkstums in kultureller Hinficht bedarf. 

Anerlannte Volksgruppen auf deutſchem Boden find die Polen in Ober⸗ 
ſchleſien, in der Grenzmark und in Oſtpreußen und die Dänen in Schleswig. 


1) Adolf hitler, Mein Kampf. S. 428 f. 
2) Adolf Hitler, Das junge Deutſchland will Arbeit und Srieden. 1933. S. 61. 
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Im Lande Öfterreich gibt es polnifche, tſchechiſche, ungariſche und ſloweniſche 
Minderheiten. Im Sudetengau ift eine tſchechiſche Volksgruppe vorhanden. 
Andere kleine Dolisiplitter bilden keine Volksgruppen, weil ihnen das 
Bewußtſein der völkiſchen Eigenart und das Streben, ſie zu entwickeln, 
fehlt. Den anerkannten Volksgruppen ſtehen einmal gleiche politiſche und 
bürgerliche Rechte wie den deutſchen volksgenoſſen zu. Sie genießen 
außerdem den Schutz ihres Volkstums. praktiſch bedeutet das, daß ſie nicht 
wegen ihrer volklichen Eigenart benachteiligt werden dürfen, und daß ſie 
im Gebrauch der Mutterſprache, in der Pflege ihrer völkiſchen Kunft und 
Citeratur, in der Entwicklung ihrer beſonderen Religion nicht behindert 
werden dürfen. Soweit es angängig iſt, können ihnen beſondere Schulen 
zur Verfügung geſtellt werden. 5 

Das tſchechiſche Volk im Protektorat Böhmen und Mähren hat nicht 
die Stellung einer Volksgruppe, ſondern es iſt ein in ſich geſchloſſenes Volk, 
dem das Reich die autonome Selbſtentfaltung und Selbjtverwaltung ver⸗ 
bürgt. Die Tſchechen in Böhmen und Mähren find daher nicht deutſche 
Staatsangehörige und Reichsbürger, ſondern Staatsangehörige des Pro⸗ 
tektorats. Sie beſitzen eine eigene nationale Regierung, eigene Geſetzgebung, 
eine Rechtspflege, eigene Verwaltung. Ihre nationale Entwicklung im 
Rahmen des Reichs ganzen iſt ihnen gewährleiſtet. 

Der ſtarke Schutz der fremdvölkiſchen Minderheiten hängt davon ab, 
daß dieſe ſich politiſch als ein Beſtandteil des Deutſchen Reiches bekennen 
und entſprechend handeln. Jedes offene oder verſteckte Streben nach einer 
Coslöſung aus dem Verband des Reiches, jede Irredenta alſo, hebt die Dor- 


ausſetzung für den Schutz des fremden Dolkstums auf. Die Unerkennung der 


fremden Art kann nicht fo weit gehen, daß das deutſche volk und fein Reich 
darunter leiden dürften. Dergeht ſich die fremde Volksgruppe gegen die 
Pflicht zur Creue gegenüber dem Deutſchen Reich, ſo verliert ſie die Rechte 
einer geſchützten Minderheit. Das Reich iſt dann berechtigt, mit allen Mitteln 
zum Schutz der gefährdeten staatlichen Einheit vorzugehen. Das iſt der felbft- 
verſtändliche Vorbehalt, unter dem der Schutz der fremdvölkiſchen Minder⸗ 
heiten im Deutſchen Reiche ſteht. 


d) Die Stellung der Juden 


Die Juden genießen im Reich nicht die Stellung einer fremdvölkiſchen 
Minderheit, ſondern ihnen iſt eine Sonderſtellung zugewieſen, die ſich aus 
dem Ziel einer völligen Ausſcheidung des Judentums erklärt. Dieſem Ziel 
dient vor allem das Blutſchutzgeſetz vom 15. September 1935, das die Ehe⸗ 
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ſchließung zwiſchen Juden und Reichsangehörigen deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes verbietet, und das ferner den außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr zwiſchen Juden und Reichsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes unter Strafe ſtellt. 


Die Einſchränkungen der wirtschaftlichen und beruflichen Stellung treffen 
zum Teil Juden und jüdiſche Mifchlinge im Sinne des Re ichsbürger⸗ 
geſetzes. So können Juden und jüdifche Miſchlinge nicht Beamte werden!). Sie 
werden nicht als Rechtsanwalt:), Patentanwalt?), Derwaltungsteditstat®), 
Notar?) oder Schriftleiter“) zugelaſſen. Sie erhalten nicht die Beſtallung als 
Arzt?) oder Tierarzte); fie werden nicht zur Kaſſenpraxis zugelaſſend); fie er⸗ 
halten die Erlaubnis zur Ausübung der Krankenpflege!) und zur Cätigkeit 
des Heilpraktikern) nicht. Jüdiſche Miſchlinge unterliegen zwar der Wehr⸗ 
und Arbeitsdienftpflicht; fie können aber nicht Vorgeſetzte werden!). Weiter⸗ 
gehende wirtschaftliche Einſchränkungen finden ſich im Bauernrecht. Bauer 
kann nur ſein, wer die deutſche oder ſtammesgleiche Abſtammung bis zum 
1. Januar 1800 nachweiſen kann!). Gleiches gilt für die Bauernführer!) und 
für die beamteten Mitglieder der Anerbenbehörden?$), 

Zahlreiche weitere Einſchränkungen treffen nur die Juden, aber 
nicht die jüdiſchen Miſchling e. So ſind die noch im Amt befindlichen 
jüdiſchen Beamten mit dem 31. Dezember 1935 in den Ruheſtand getretene). 
Die Zulaſſung der noch vorhandenen jüdiſchen Rechtsanwälte!) und Patent⸗ 


) $ 25 des Deutſchen Beamtengeſetzes vom 26. Januar 1937. 

2) Geſetz vom 7. April 1933 (RG Bl. I 188). 

) Geſetz vom 4. September 1938 (RGBI. I 1150) Art. III. 

) Preuß. Geſetz vom 12. Juni 1933 (GS. 200). 

) Keichsnotarordnung vom 13. Februar 1937 (RGBI. I 191) 8 3. 
Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1933 (R GBl. 1 713) 6 5. 

) Reichsärzte ordnung vom 13. Dezember 1935 (RG Bl. I 1433) $ 3. 

) Beichstierärzteordnung vom 3. April 1936 (RGBI. I 347) $ 3. 

) Zulaſſungsordnung für Arzte vom 8. September 1937 (RG Rl. I 976); Zu⸗ 

laſſungsordnung für Zahnärzte und Dentiſten vom 9. Mai 1935 (RG Bl. I 594). 
6 10) Derordnung vom 28. September 1938 (RG Bl. I 1310). 

1) Verordnung vom 18. Sebruar 1939 (RG Bl. I 259). 

12) Geſetze vom 21. Mai 1935 (RGBl. I 609) und vom 26. Juni 1935 RGBl. 1 760). 

) Keichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 (RGBl. I 685) $ 13. i 

) Derorönung vom 28. September 1935 (RGBI. I 1219). 

15) Erbhofverfahrensordnung vom 21. Dezember 1956 (RG Rl. I 1082) $ 8. 

1) f 4 Abf.2 d. 1. Durchf.⸗Derordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. No⸗ 
vember 1935 (RG Bl. I 1333). Was „Beamter“ und was „öffentliches Amt” in 
dieſer Vorſchrift heißt, iſt in der 2. Durchf.⸗ Verordnung vom 21. Dezember 1935 
(RG Bl. I 1524) geregelt. 2 

1) 5. Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 27. September 1938 (RG Bl. I 
1405). 
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anwälte!) ift zum 30. November 1938 zurückgenommen worden. Juden wer⸗ 
den nicht als Rechtsberater zugelaffen?), ebenfo nicht zur Hilfeleiftung in 
Steuerjahen?) und in Deviſenſachen), ferner nicht zur Tätigkeit des genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Wirtſchaftsprüfersk). Juden find von der Beſtallung als Arzt 
ausgeſchloſſen; frühere Beſtallungen find mit dem 30. September 1938 er⸗ 
loſchene). Die Ausübung der Heilkunde einſchließlich der Jahnheilkunde und 
der Tierheilkunde iſt ihnen verboten; die Beſtallungen jüdiſcher Zahnärzte, 
Tierärzte und Apotheker find mit dem 31. Januar 1939 erloſchen?). Juden 
können nicht als Apothefer beſtallt werdens); fie können keine Apotheken 
pachten und müſſen Apotheken, deren Beſitzer fie find, verpachtene). 

Juden iſt ferner verboten die Ausübung des Bewachungsgewerbes, die 
gewerbsmäßige klus kunfterteilung, der handel mit Grundſtücken, die Im⸗ 
mobilien⸗ und Darlehnsvermittlung, die Haus⸗ und Grundſtücksverwaltung, 
die Heiratsvermittlung, das Fremdenführergewerbe; der Wandergewerbe⸗ 
ſchein und die Cegitimationskarte zum Aufjuchen von Warenbeſtellungen 
oder zum flufkaufen von Waren find ihnen zu verſagen ro). Der Betrieb von 
Einzelhandelsverkaufsſtellen, Verſandgeſchäften und Beſtellkontoren, ſowie 
der Betrieb eines Handwerks iſt Juden ſeit dem 1. Januar 1939 unterſagt. 
Gleiches gilt für das Angebot von Waren auf Märkten und Meſſen. Auch 
können Juden nicht mehr Betriebsführer im Sinne des klrbeitsordnungs⸗ 
geſetzes ſein. Schließlich können ſie einer Genoſſenſchaft nicht mehr an⸗ 
gehören!). 

Jeder Jude hat ſein geſamtes in⸗ und ausländiſches Vermögen bei den 
zuſtändigen Derwaltungsſtellen anzumelden:). Jüdiſche Gewerbebetriebe, 
d. h. Unternehmungen deren Inhaber oder deren Geſellſchafter Juden ſind 
oder in deren Vorſtand oder Auffichtstat Juden als Mitglieder find oder an 
deren Kapital oder Stimmrecht Juden entſcheidend beteiligt ſind, werden 
in ein Verzeichnis eingetragen; die öffentliche Kennzeichnung dieſer Betriebe 
iſt vorbehalten!). Einem Juden kann aufgegeben werden, feinen Gewerbe⸗ 


1) 6. Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 31. Oktober 1938 (RG Bl. 1 1545). 
2) Derordnung vom 13. Dezember 1935 (RG Bl. I 1481). 

) Derordnung vom 11. Januar 1936 (RG Bl. 1 11). 

) Derordnung vom 29. Juni 1936 (RGBI. I 525). 

5) Derordnung vom 7. Juli 1956 (R&G Bl. I 560). 

7) Derorönung vom 25. Juli 1958 (RG Bl. I 969). 

) Derorönung vom 17. Januar 1959 (RG Bl. I 47). 

) Beſtallungsordnung vom 8. Oktober 1937 (R6BI. I 1118). 
2) Verordnung vom 26. Mai 1936 (RGRl. I 317). 

40) Geſetz vom 6 Juli 1958 (RG Bl. I 823). 

) Derordnung vom 12. November 1938 (RG Bl. I 1580). 

12) Derorönung vom 26. April 1938 (RGBI, I 414). 

12) Perordnung vom 14. Juni 1938 (RG Bl. I 627). 
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betrieb zu veräußern oder abzuwickeln; zur einſtweiligen Fortführung des 
Betriebs kann in dieſem Fall ein Treuhänder beſtellt werden. Ferner kann 
einem Juden aufgegeben werden, ſein land⸗ oder forſtwirtſchaftliches Der- 
mögen oder ſein ſonſtiges Grundeigentum zu veräußern. Grundſtücke, grund⸗ 
ſtücksgleiche Rechte und Rechte an Grundſtücken können von einem Juden 
durch Rechtsgeſchäft nicht erworben werden. Die Verfügung über Grund⸗ 
ſtücke und grundſtücksgleiche Rechte bedarf der behördlichen Genehmigung. 
Wertpapiere ſind bei einer Deviſenbank in Depot zu legen. Juwelen, 
Schmuck und Runſtgegenſtände dürfen durch Juden nicht erworben, nicht 
verpfändet und nicht freihändig veräußert werden). Gegenſtände aus Gold, 
Platin oder Silber, ſowie Edelſte ine und Perlen find an die öffentlichen An- 
kaufsſtellen abzuliefern?). Das Halten von Kraftfahrzeugen iſt Juden unter⸗ 
ſagt; die Fahrerlaubnis iſt ihnen entzogen?). Mietverträge mit Juden können 
unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt gelöſt werden“). 

Im Steuerrecht werden Kinderermäßigungen für Juden nicht gewährt?). 
Reiſepäſſe von Juden müſſen beſonders gekennzeichnet fein); Juden unter⸗ 
liegen außerdem dem Kennfartenzwang?). Juden dürfen nur beſtimmte 
Vornamen beigelegt werden, die in einer vom Reichsinnenminiſter heraus⸗ 
gegebenen Lifte zuſammengeſtellt ſind. Soweit es im Rechts⸗ und Geſchäfts⸗ 
verkehr üblich iſt, den Namen anzugeben, müſſen Juden wenigſtens einen 
Dornamen angeben?). Im Falle der hilfsbedürftigkeit von Juden hat die 
freie jüdiſche Wohlfahrtspflege einzugreifen“). 

Dom aktiven Wehr⸗ und Arbeitsdienjt!) ſowie vom Dienſt in der hitler⸗ 
Jugend!) find Juden ausgeſchloſſen. Das Recht zum Tragen einer Uniform 
der alten oder der neuen Wehrmacht wurde Juden entzogen). Der Erwerb 
und Beſitz von Waffen iſt Juden unterfagt!?). Zum Luftſchutzdienſt können 


) Derordnung vom 3. Dezember 1938 (RG Bl. I 1709). Dazu Hnordnung vom 
16. Januar 1939 (R GBl. I 37). 

) Anordnungen vom 21. Sebruar 1939 und 3. März 1939 (RGBl. I 282, 387). 

) Anordnung vom 3. Dezember 1938. 

5) Geſetz über Mietverhältniſſe mit Juden vom 30. April 1939 (RGBI. I 864). 

5) Geje vom 6. Februar 1938 (RG Bl. I 121). 

6) Perordnung vom 5. Oktober 1938 (RG Bl. I 1342). 

7) Bekanntmachung vom 23. Juli 1938 (RG Bl. 1 922). 

3) Derordnung vom 17. Auguft 1938 (RG Bl. I 1044). 

) Derordnung vom 19. November 1938 (RG Bl. I 1649). 

10) Geſetze vom 21. Mai 1935 (RGBl. I 609), 26. Juni 1935 (RGBI. I 769). 
Dazu Verordnung vom 7. März 1939, wonach Juden nicht mehr wie bisher der 
Erſatzreſerve II zugewieſen werden, ſondern einen klusſchließungsſchein erhalten. 

12) Jugenddienſtverordnung vom 25. März 1939 (RGBl. I 710) 8 7. 

22) Erlaß vom 16. November 1938 (RGBl. I 1611). 

18) Derordnung vom 11. November 1938 (RGBI. I 1573). 
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Juden in beſchränktem Umfang herangezogen werden)). Das Hiſſen der 
Reichs⸗ und Nationalflagge und das Zeigen der Reichsfarben iſt Juden ver⸗ 
boten ?). 

In Vergeltung der jüdiſchen Mordtat an dem Legationsrat vom Rath 
in Paris wurde den Juden deutſcher Staatsangehörigkeit eine Kontribution 
von einer Milliarde Reichsmark auferlegte). Die Wiederherſtellung der vom 
8. bis 10. November 1958 beſchädigten jüdiſchen Gewerbebetriebe und 
Wohnungen wurde den Inhabern auferlegt; die VDerſicherungsanſprüche 
wurden zugunſten des Reiches beſchlagnahmt ). Rechtsanſprüche aus den 
gegen das Judentum gerichteten Vorgängen vom 8. November 1938 und 
den folgenden Tagen können in dem Ausgleichsverfahren durch den Reichs⸗ 
innenminiſter entſchieden werden; Juden deutſcher Staatsangehörigkeit und 
ſtaatenloſen Juden wird eine Ausgleichsentſchädigung nicht gemwährt?). 


9 16 
Die Symbole der völkiſchen Einheit 


a) Die Reichs- und Nationalflagge 

Schrifttum: Adolf Hitler, mein Kampf. S. 551 ff. — C. Buſchkiel, Die 
deutſchen Farben von ihren KHnfängen bis zum Ende des zweiten Kaiſerreiches. 1955.— 
K. kl. Eckhardt, Die Sahne des Reichs. Deutſches Recht. ö. Ig. (1935). S. 472 ff. - 
h. Kerrl, Zum problem der Kirchenfahnen. 3. d. Ak. f. DR. 1936. S. 848 ff. 
- 5. Meyer, Die rote Sahne. Jeitſchr. d. Savignu⸗Stiftung f. Rechtsgeſchichte. 
German. Abt. Bd. 50 (1930). S. 310 ff. - Derfelbe, Sturmfahne und Standarte. 
Ebenda. Bd. 51 (1931). S. 291ff.- Derfelbe, Heerfahne und Rolandsbild. Unter⸗ 
ſuchung über „Zauber“ und „Sinnbild“ im germaniſchen Recht. 1950. — E. Zechlin, 
Schwarz⸗rot⸗gold und ſchwarz⸗weiß⸗ rot in Geſchichte und Gegenwart. 1926. 


Das politiſche Volk, das ſich feiner Art und Sendung bewußt geworden 
iſt, bekennt ſich zu den Symbolen, die ſeine Einheit und Ganzheit verſinn⸗ 
bildlichen. In den Wahrzeichen und Sinnbildern der völkiſchen Geſchichte 
und des ſtaatlichen Cebens werden die Art und Idee des Dolkes, die Hoheit 
und Macht des Reiches verkörpert. Die Erinnerung an vergangene Taten 
verbindet ſich hier mit der heiligen Verpflichtung zum künftigen Werk. Uraltes 
Erbe des Volkstums vereinigt ſich mit den Janalen einer kommenden Zeit. 

Don alters her iſt die Sahne das wichtigſte unter diefen Symbolen der 
politiſchen Einheit. Aus alten Seldzeichen erwachſen, verkörperte die rote 
J berordnung vom 4. Mai 1937 (KCl. 1559) $ 10. 

) Plutſchutzgeſetz vom 15. September 1935 (RGBI. I 1146) 8 4. 

) Derorönung vom 12. November 1938 (RG Bl. I 1579). Dazu Durchf.⸗Ver⸗ 
ordnung vom 21. November 1938 (RG Bl. I 1638). 


) Derorönung vom 12. November 1938 (RGBI. I 1581). 
) Derorönung vom 18. März 1939 (RGBI. I 614). 
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Sahne im deutſchen Mittelalter die Hoheit des Reiches. Erſt in der Zeit der 
Kreuzzüge wurde ihr das weiße Kreuz eingefügt, fo daß dann Rot-Weiß 
die Farben des Reiches waren. In den Zeiten der Reichsauflöfung wurde 
die Sahne des Reiches durch die Fahnen der Territorien verdrängt. Im 
19. Jahrhundert ſuchte die revolutionäre Bewegung in den Farben Schwarz⸗ 
Rot⸗Gold das Symbol der Einheit und Freiheit aufzurichten. Doch gelang es 
der Bewegung von 1848 nicht, dieſe Farben zur Fahne einer neuen politiſchen 
Ordnung zu erheben. Bis marck ſchuf für den Norddeutſchen Bund und 
für das von ihm errichtete zweite Reich die Farben Schwarz⸗Weiß⸗Rot. Den 
preußiſchen Sarben Schwarz und Weiß fügte er das Rot hinzu, das zu den 
alten Reichsfarben gehört hatte und das ſich im brandenburgiſchen Adler 
wie in den Sarben der Hanſeſtädte fand. So entſtand die alte Reichsfahne 
in der Hnordnung dreier nebeneinanderliegender Streifen, die ſeit der Fran⸗ 
zöſiſchen Revolution üblich geworden war. 

Die Weimarer Republik beſeitigte mit dem Kaiſertum auch die ſchwarz⸗ 
weiß⸗rote Sahne; dieſe wurde durch die Farben Schwarz⸗Rot⸗Gold erſetzt. 
Nur in der Handelsflagge und der Kriegsflagge erhielt ſich das Schwarz⸗Weiß⸗ 
Rot, doch wurden die Farben Schwarz⸗Rot⸗Gold auch bei ihnen in die Göſch 
aufgenommen. Dieſe Sarben, die im deutſchen Volke niemals Wurzeln ſchla⸗ 
gen konnten, bildeten kein Symbol völkiſcher Einheit, ſondern waren ein 
Zeichen der inneren Zerriſſenheit des parteienſtaatlichen Suſtems. Die Sahne 
war eine reine „Staatsfahne“, ein äußeres Merkmal des ſtaatlichen Apparats. 
Die rechtliche Bedeutung des Art. 3 der Weimarer Verfaſſung (des Slaggen⸗ 
artikels) erſchöpfte ſich darin, daß für die ſtaatlichen Behörden und für die 
Handelsmarine beſtimmte Farben vorgeſchrieben werden konnten. Das 
ſtaatliche Beſtimmungsrecht ſcheiterte bekanntlich ſchon an der kommunalen 
Selbſtverwaltung. Sowohl das preußiſche Oberverwaltungsgericht wie der 
Staatsgerichtshof wandte ſich gegen den verſuch der preußiſchen Staats⸗ 
regierung, die Gemeinden zum Flaggen in den Reichsfarben zu zwingen), 
und das preußiſche Slaggengeſetz vom 17. März 1929, das eine ſolche Pflicht 
geſetzlich einzuführen verſuchte, wurde von der Wiſſenſchaft als verfaſſungs⸗ 
widrig gebrandmarkt. Erſt recht war nach anerkannter Lehre der Flaggen⸗ 
artikel für den Einzelnen ohne jede Bedeutung?). 

Mit der Eroberung der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
wurden die Weimarer Farben revolutionär beſeitigt. Der Slaggenerlaß des 
Keichspräſidenten vom 12. März 1933 erklärte die alte ſchwarz⸗weiß⸗rote 


) Dal. Entſcheidung des ODG. vom 20. Mai 1927, Bd. 82. S. 82 ff.; Entſchei⸗ 
dung des Stöh. vom 9. Juli 1928, Tammers⸗Simons, Die Rechtsprechung des 
StG. Bd. 1. S. 276 ff. - ) Dgl. Anſchütz, Komm. 3. RD. Anm. 6 zu Art. 5. 
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Sahne des Bismarckreiches und die hakenkreuzfahne der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung zu den gemeinſamen Zeichen des neuen Reiches ). Doch 
ſagte der Erlaß ſelbſt, daß dies nur eine vorläufige Regelung ſei; eine end⸗ 
gültige Entſcheidung der Slaggenfrage wurde in dem Erlaß angekündigt. 
Die Reichskriegsflagge wurde durch Verordnung vom 14. März 1933 ge⸗ 
ändert; eingeführt wurde die ſchwarz⸗weiß⸗ rote Sahne mit Eifernem Kreuz 
(ohne Göſch). Als Reichs dienſtflagge wurde durch Verordnung vom 31. März 
1933 die ſchwarz⸗weiß⸗rote Fahne mit dem Reichsadler beſtimmt. 

Es lag auf der Hand, daß das Nebeneinander zweier Fahnen nur für 
eine Übergangszeit erträglich war; die erneuerte Einheit des Volkes mußte 
auch in einer einheitlichen Sahne zum Ausdrud kommen. Das Reichs⸗ 
flaggengeſetz vom 15. September 1935 hat dieſe einheitliche Sahne ge⸗ 
ſchaffen?). Es enthält folgende Vorſchriften: 


Art. 1. Die Reichsfarben find Schwarz⸗Weiß⸗Rot. 
Art. 2. Reichs⸗ und Nationalflagge ift die Hakenkreuzflagge. Sie iſt zu⸗ 
gleich Handels flagge. 
: Akt. 3. Der Sührer und Reichskanzler beſtimmt die Form der Keichs⸗ 
kriegsflagge und der Reichsdienſtflagge. 


In Ausführung dieſes Geſetzes iſt durch Derordnung vom 5. Oktober 1935 
(veröffentlicht am 7. November 1935) die neue Reichskriegsflagge beſtimmt 
worden. Auf rotem Grunde trägt ſie ein ſchwarz⸗weißes Kreuz; im Mittel⸗ 
feld ſteht auf weißer Scheibe ein ſchwarzes Hakenkreuz; im inneren oberen 
roten Selde ſteht ein ſchwar zes Eiſernes Kreuz. Weiter iſt durch Derordnung 
vom 31. Oktober 1935 (gleichfalls veröffentlicht am 7. November 1935) die 
neue Reichsdienſtflagge geſchaffen worden. Sie iſt eine hakenkreuzflagge, die 
in der inneren oberen Ecke das ſchwarz⸗weiße Hoheitszeichen trägt. 

Die Hakenkreuzflagge, die durch dieſe Entſcheidungen zum ausſchließ⸗ 
lichen Symbol des deutſchen Volkes und Reiches geworden iſt, iſt vom Sührer 
im Sommer 1920 als Sahne der Bewegung eingeführt worden. Der Führer 
ſelbſt hat den Sinn dieſer Fahne umſchrieben: 


„Im Rot ſehen wir den ſozialen Gedanken der Bewegung, im Weiß 
den nationaliſtiſchen, im Hakenkreuz die Miſſion des Kampfes für den 
Sieg des ariſchen Menſchen und zugleich mit ihm auch den Sieg des Ge⸗ 
dankens der ſchaffenden Arbeit.”°) 


1) Siehe auch oben, S. 39. 

2) Im Lande Öfterreich in Kraft geſetzt durch Erlaß vom 15. März 1958 
(RGhl. I 247), im Sudetenland durch Derordnung vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 
1345). - ?) Adolf Hitler, Mein Kampf. S. 557. 
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Indem dieſe Fahne der Bewegung zur Fahne von volk und Reich wurde, 
wurde die vorbehaltloſe und unbedingte Einheit von Partei, Volk und 
Reich ſinnbildlich zum Ausdrud gebracht. Auch die Wehrmacht und die ftaat- 
liche Verwaltung, einſchließlich Reichsbahn und Reichsbank, wurden 
unter das Zeichen der Bewegung geſtellt. Es kommt darin zum Ausdrud, 
daß die geſamte ſtaatliche Ordnung vom Geiſte der Bewegung durchdrungen 
und beſtimmt wird. Die neue Reichsflagge iſt auch an die Stelle der vielen 
Landesflaggen getreten, die ein Kennzeichen unſerer ſtaatlichen Zerſplitte⸗ 
rung waren. Nur das Reich iſt deutſcher Staat, und nur die Sahne des Reichs 
iſt das Sumbol deutſcher Staatlichkeit. 

Die Reichsflagge verkörpert einmal die ſtaatliche Würde und Hoheit. 
Sie iſt deshalb auf allen Gebäuden des öffentlichen Dienſtes zu zeigen. Dazu 
gehören „alle Gebäude und Gebäudeteile, die von ſtaatlichen und kommu⸗ 
nalen Verwaltungen, Anftalten und Betrieben, von ſonſtigen Rörperſchaften, 
Anftalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ſowie von öffentlichen 
Schulen benutzt werden“ (Erlaß des Reichs innenminiſters vom 8. Juni 1935, 
RMinkl. S. 545). Die Dienſtgebäude find an beſtimmten Seſt⸗ und Gedenk⸗ 
tagen ohne beſondere Hnordnung zu beflaggen; im übrigen hängt die Be⸗ 
flaggung von Anorönungen der zuftändigen Behörden ab. Auf den Dienſt⸗ 
gebäuden iſt bei einer Beflaggung grundſätzlich die Reichs⸗ und National⸗ 
flagge zu zeigen. Doch führen ſtatt ihrer die Gebäude, Kriegsschiffe und Luft⸗ 
fahrzeuge der Wehrmacht die Reichskriegsflagge. Die Gebäude der ſtaatlichen 
Verwaltungen tragen nur die Reichs dienſtflagge; zu ihnen gehören außer 
den Derwaltungsgebäuden des Reichs auch die der Reichsbahn, der Reichs⸗ 
autobahnen und der Reichsbank ſowie die der Cänder. Die Gebäude der 
Gemeinden und ſonſtigen Rörperſchaften des öffentlichen Rechts dagegen 
führen die Reichs⸗ und Nationalflagge. An den allgemeinen ſtaatlichen und 
politiſchen Seſt⸗ und Gedenktagen, die der Erlaß vom 8. Juni 1935 aufzählt, 
haben auch die Kirchen und kirchlichen Dienstgebäude allein mit der Reichs⸗ 
und Nationalfahne zu flaggen. Bei anderen Gelegenheiten können ſie die 
Kirchenfahnen zeigen (Erlaß des Reichs innenminiſters vom 4. Oktober 1935, 
RMinl. 775). Die Einheit des geſamten öffentlichen Dienſtes wird dadurch 
verkörpert, daß überall das ſchwarze Hakenkreuzſymbol im weißen Schild 
auf roter Grundfarbe erſcheint. 

Aber die neue Reichsfahne iſt nicht nur und nicht in erſter Linie Staats⸗ 
fahne und Symbol der ſtaatlichen Hoheit. Sie iſt vor allem und weſentlich 
die Sahne des einigen und geſchloſſenen deutſchen Volkes: Symbol der völki⸗ 
ſchen Einheit und Ganzheit. Mit der roten Grundfarbe, die alle Fahnen des 
neuen Reiches zeigen, iſt zudem die Farbe der alten Feld⸗ und hoheits⸗ 
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zeichen des Reiches wieder aufgenommen. Dieſes völkiſche Banner darf nur 
von kngehörigen der deutſchen Volksgemeinſchaft geführt werden. Juden 
iſt daher das Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge und das Zeigen der 
Reichsfarben Schwarz⸗Weiß⸗Rot verboten ($ 4 des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935). 
Den deutſchen Volksgenoſſen iſt das Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge 
nicht zur geſetzlichen pflicht gemacht; doch ift es ein ſelbſtverſtändliches 
Gebot der Treue gegenüber Sührer, Volk und Reich, die neue Reichs⸗ und 
Nationalflagge zu führen!). Im hiſſen der neuen Sahne bekennt ſich der 
deutſche Volks genoſſe zur Einheit des Volkes und zur Hoheit und Macht des 
Reiches. 

Beſondere Vorſchriften gelten über das hiſſen der Sahne für Schiffe 
und Luftfahrzeuge. Gemäß dem Geſetz betreffend das Slaggenrecht der 
Kauffahrteiſchiffe vom 22. Juni 1899 (RG Bl. 319) dürfen Handelsſchiffe 
die Handelsflagge nur führen, wenn fie im ausſchließlichen Eigentum von 
Reichsangehörigen ſtehen. Dieſe, die deutſche Handelsflagge führenden 
Schiffe bilden auch auf hoher See integrierende Beſtandteile des deutſchen 
Reichsgebiets. Nach den neuen Dorjcriften find die deutſchen Handels⸗ 
ſchiffe verpflichtet, die Reichs⸗ und Nationalflagge, die auch Handels flagge 
iſt, zu führen?). Ehemaligen Marineoffizieren und Offizieren der Luftwaffe 
(auch Offizieren des Beurlaubtenſtandes), die Führer von Handelsſchiffen 
bzw. Luftfahrzeugen find, kann das Recht erteilt werden, die Handelsflagge 
mit dem Eiſernen Kreuz zu zeigen?). Waſſerſportfahrzeuge führen auf 
See die Hakenkreuzfahne und, wenn fie dem Ns. ⸗Reichs bund für Ceibes⸗ 
übungen angehören, daneben die Waſſerſportflagge⸗). Die deutſchen 
Luftfahrzeuge führen ebenfalls die Hakenkreuzflagge als Hoheitszeichen 
des Reiches!) 


) Der Erlaß über Slaggenhiffung durch Privatperſonen vom 10. Juni 1936 
RMBl. 756) ſtellt feſt, daß es dem Geiſte des Reichsflaggengeſetzes und dem Wefen 
der Dolksgemeinſchaft widerſpricht, wenn neben oder jtatt der Hakenkreuzflagge 

andere Slaggen gehißt werden. Gemäß der Verordnung vom 28. Auguft 1937 
(BGBl. I 917) iſt an allgemeinen Beflaggungstagen von Privatperſonen nur die 
Reichs⸗ und Nationalflagge zu ſetzen. Allgemein iſt Privatperſonen das Setzen der 
neuen oder einer alten Reichskriegsflagge oder Reichsdienſtflagge, ſowie einer 
früheren Reichs⸗ oder Landesflagge oder einer Kirchenflagge verboten. 

) Derordnung vom 17. Januar 1956 (RGBI. I 15). Dazu Derordnung über 
die Schiffs poſtflagge vom 14. März 1936 (RGBI. I 177). 

) Derorönung vom 5. Oktober 1955 (RG Bl. I 1285). 

) Derorönung vom 6. April 1956 (RGBl. I 362) und Anordnung vom 22. April 
1938 (RM Bl. 330). 

5) 88 8—12 der Dorjchriften über die Kennzeichnung von Luftfahrzeugen (An⸗ 
lage 1 der Derordnung vom 21. Kuguſt 1956, RG Bl. I 659). 
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Die Sarben und Flaggen des Reiches wie die der NSDAP. ſtehen unter 
ſtrafrechtlichem Schutz. Wer die Symbole des Reiches beſchimpft oder 
verletzt, vergeht ſich gegen das im Reich geeinte Volk; wer die Symbole der 
NSDAP. angreift, wendet ſich gegen die volk⸗ und ſtaattragende Bewegung. 
$ 134 a St6B. bedroht denjenigen mit Gefängnisſtrafe, der die Farben 
oder Flaggen des Reiches beſchimpft oder böswillig und mit Überlegung 
verächtlich macht. $ 154 b StGB. ſieht Gefängnisſtrafe für denjenigen vor, 
der die Standarten oder Fahnen der NSDAP. in entſprechender Weiſe 
angreift. Doch wird die Tat in dieſem Fall nur auf ausdrückliche Anordnung 
des Reichsjuſtizminiſters, die im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Sührers zu treffen iſt, verfolgt. $ 135 StGB. ſchließlich droht Gefängnis⸗ 
oder Geldſtrafe an, wenn jemand ein öffentliches Zeichen der Autorität des 
Reiches oder eines Candes böswillig wegnimmt, zerſtört oder beſchädigt 
oder beſchimpfenden Unfug daran verübt. Schließlich hat die Verordnung 
vom 24. Oktober 1955 jede Zuwiderhandlung gegen die vom Reichsinnen⸗ 
miniſter erlaſſenen Ausführungsvorfcriften zum Reichsflaggengeſetz für 
ſtrafbar erklärt. 

b) Die übrigen Symbole des Dolkes 


Schrifttum: R. Naumann, Die Reichsauszeichnung. Zeitſchr. f. d. gef. Staats ⸗ 
will. Bd. 97 (1937). S. 705 ff. 


Neben der Sahne it es zunächſt das Hoheitszeichen, in dem die völki⸗ 
ſche Ordnung und Macht verkörpert wird. Das uralte Sinnbild der deutſchen 
Reichshoheit iſt der Adler. Karl der Große führte den Adler als Wahrzeichen 
ſeines Reiches; von ihm übernahmen ihn die ſächſiſchen und die ihnen folgen⸗ 
den deutſchen Kaiſer. In der ſtaufiſchen Zeit entwickelte fi der Doppeladler 
als Zeichen des römiſchen Kaifers, der einköpfige Adler als Zeichen des deut⸗ 
ſchen Königs. Auf Wappen und in Bannern war der Adler ſchwarz auf 
goldenem Grund. Später übernahmen auch einzelne Territorialherren den 
Adler als Hoheitszeichen: fo der Kurfürft von Brandenburg den roten Adler 
auf weißem Grund, der Rönig von Preußen den ſchwarzen Adler auf weißem 
Grund. Der Doppeladler blieb auch nach der Reichsauflöſung Hoheitszeichen 
der Habsburger. Als Wappen des Bismarckſchen Reichs wurde durch Erlaß 
vom 15. Oktober 1871 der goldene Schild mit dem ſchwarzen rotbewehrten 
und rotbezungten, einköpfigen Adler, der auf der Bruſt den preußiſchen 
Wappenſchild trug, eingeführt. Im Weimarer Staat wurde durch Bekannt⸗ 
machung vom 11. November 1919 das Reichswappen von den Emblemen 
der Monarchie „gereinigt“. Das Reichswappen zeigte nunmehr auf goldenem 
Grunde den einköpfigen ſchwarzen Adler mit roten Fängen und roter Zunge. 
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Durch Derorönung vom 5. November 1955 (RGBI. I 1287) iſt das 
Hoheitszeichen der NSDAP. auch zum Hoheitszeichen des Reiches erklärt 
worden. Die Bekanntmachung betreffend das Reichs wappen und den Reichs⸗ 
adler vom 11. November 1919 iſt aufgehoben worden. Das neue Hoheits⸗ 
zeichen iſt durch die Verordnung vom 7. März 1956 (RGBI. I 145) ausgeftal- 
tet worden. Es zeigt das Hakenkreuz, von einem Eichenkranz umgeben, auf 
dem Eichenkranz einen Adler mit geöffneten Slügeln. Das Hoheitszeichen 
iſt durch Erlaß vom gleichen Tage (RG Bl. I 147) in das Reichsſiegel auf- 
genommen worden!). Das Hoheitszeichen verkündet die Macht, Würde und 
Hoheit von Bewegung und Reich; es verſinnbildlicht zugleich die Einheit, 
in der Partei und Staat ſtehen. Zu den Hoheitszeichen der Wehrmacht gehört 
außer der Reichstriegsflagge der Adler der Wehrmacht, der in den Fängen 
das Hakenkreuz (ohne Kranz) trägt. Die Hoheitszeichen des Reiches und der 
Bewegung find durch die 98 154 b und 135 StGB. unter ſtrafrechtlichen 
Schutz geſtellt. 

Die Uniformen und die mit en verbundenen n Abgeic en kennzeich⸗ 
nen den Geilt und die Ordnung der einzelnen politiſchen Formationen. In 
der Vergangenheit waren die Uniformen beſchränkt auf Wehrmacht, polizei 
und andere ſtaatliche Derwaltungsformationen. Jetzt find fie gleich weſent⸗ 
lich als die äußeren Wahrzeichen der ſtaatstragenden Bewegung. Das Braun⸗ 
hemd, verbunden mit der Hakenkreuzarmbinde, iſt das Symbol der Bewegung 
und ihrer Gliederungen. Don den ſtaatlichen Formationen trägt nur der 
Reichsarbeitsdienſt die hakenkreuzarmbinde, wodurch die beſonders enge Zu⸗ 
ſammengehörigkeit des Reichsarbeitsdienſtes mit der Bewegung zum Aus⸗ 
druck kommt. Das Gemeinſame der Uniformen liegt darin, daß ſie das Ehren⸗ 
kleid des öffentlichen Dienſtes in Bewegung und Staat ſind. Deshalb iſt kon⸗ 
feſſionellen Jugendverbänden das Tragen von Uniformen verboten (vgl. 
Preuß. Pol DO. vom 25. Juli 1935, GS. 105). Das unbefugte Tragen von 
Uniformen wird gemäß 8 152 a StGB. beſtraft. Für den Schutz der partei⸗ 
uniformen und Parteiabzeichen gelten beſondere Beſtimmungen gemäß 
dem Geſetz vom 20. Dezember 1934 (RGBI. I 1269). 

fluch im Ehrenzeichen erſcheint die Hoheit des Reiches, das Derdienite 
um Dolk und Gemeinſchaft auszeichnet. Echte Autorität muß ſich daran er⸗ 
weiſen, daß nur die wirkliche Ceiſtung geehrt und nicht der perſönliche Düntel 
geſteigert wird. Als Anertennung des Derdienites um volk und Reich wirkt 
das Ehrenzeichen gemeinſchaftsbildend, während es zerſetzend wirkt, wenn 
in ihm das perſönliche Geltungsbedürfnis zur Schau getragen wird. Der 


1) Eingeführt in Öfterreich durch Erlaß vom 16. März 1938 (GBl. 1 255), 
im Sudetenland durch Ber vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 1345). 


192 ; III. Das Dolt 


Weimarer Staat, dem die echte Autorität mangelte, hat mit gutem Grunde 
darauf verzichtet, Orden und Ehrenzeichen zu verleihen (Art. 109 Abf. 5 der 
Weim. Verf.). Das erneuerte Reich hat dagegen ein neues Ordensrecht ge⸗ 
ſchaffen. Nachdem die Geſetze vom 7. April 1933 und vom 15. Mai 1934 eine 
erſte Regelung gebracht hatten, hat das Geſetz über Titel, Orden und Ehren⸗ 
zeichen vom 1. Juli 1957 (RGBl. 1 725) das Ordensrecht abgeſchloſſen. Orden 
und Ehrenzeichen können danach nur vom Führer verliehen werden. Das 
Geſetz zählt die Orden und Ehrenzeichen auf, die als ſtaatliche oder ſtaatlich 
anerkannte Auszeichnungen getragen werden dürfen. Der Ordensmißbrauch 
und die Unſitte des Derleihens und Tragens ſogenannter Privatorden wird 
damit wirkſam bekämpft. Zu den ſeit 1933 neugeſchaffenen Auszeichnungen 
gehören das Ehrenkreuz für Kriegsteilnehmer und Hinterbliebene (Derord- 
nung vom 13. Juli 1934, RG Bl. 1619), das deutſche Olumpia⸗Ehrenzeichen 
(Verordnung vom 4. Februar 1936, RG Bl. 151), die Dienſtauszeichnung für 
treue Dienſte in der Wehrmacht (Derordnung vom 16. März 1936, RGBl. I 
165) , der Derdienftorden vom deutſchen Adler (Derordnung vom 1. Mai 
1937, RGBl. I 550) 2), das Treudienſt⸗ Ehrenzeichen für Beamte, Angeitellte 
und Arbeiter, die Polizeidienſtauszeichnung, die Dienſtauszeichnung für den 
Arbeitsdienft, die /⸗Dienſtauszeichnungs), das Luftſchutz⸗Ehrenzeichen, das 
Jeuerwehr⸗ Ehrenzeichen, das Grubenwehr⸗ Ehrenzeichen (Verordnungen 
vom 30. Januar 1938, RGBl. I 47 ff.), die Medaillen zur Erinnerung an den 
15. März 1950 (Derordnung vom 1. Mai 19358, RG Bl. I 431) %), zur Erinnerung 
an den 1. Oktober 1938 (Derordnung vom 18. Oktober 1938, RG Bl. 11527) 5), 
ſowie zur Erinnerung an die heimkehr des Memellandes (Derordnung vom 
1. Mai 1939, RGBl. I 862), das Ehrenkreuz der Deutſchen Mutter (Der- 
ordnung vom 16. Dezember 1938, RGBl. I 1923), das Zollgrenzſchutzehren⸗ 
zeichen (Verordnung vom 17. Sebruar 1939, RGBI. I 785), die Dienſtaus⸗ 
zeichnung der NSDAP. (Unordnung des Führers vom 13. April 1939), 
ſchließlich das Ehrenzeichen für deutſche Volkspflege (Verordnung vom 1. Mai 
1939). Die Orden find Auszeichnungen, die die völkiſche Gemeinſchaft ver⸗ 
leiht; private Orden kann es daher nicht geben. In dem Geſetz vom 15. Mai 
1934 ſind auch die Ehrenzeichen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung an⸗ 
erkannt worden. 
Titel werden ausſchließlich vom Führer als Zeichen der Anerkennung 
wertvoller Leiftungen im Dienſte der Gemeinſchaft verliehen. Es gibt 


1) Dazu Derorönung vom 10. März 1959 (RG Bl. I 705). 

2) Dazu Verordnung vom 20. April 1939 (RGBl. I 853). 

3) Geändert durch Verordnung vom 21. Oktober 1938 (RG Bl. I 1559). 

4) Geändert durch Verordnung vom 27. Auguft 1938 (RG Bl. I 1062). ö 
5) Dazu Verordnung vom 1. Mai 1939 (RG Bl. I 861). 
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den Titel des Profeſſors für Wiſſenſchaftler und Künftler!), die Titel 
des Generalintendanten, Generalmuſikdirektors, Staatsſchauſpieldirektors, 
Staatsoperndirektors, Staatstapellmeijters, Staatsſchauſpielers, Kammer- 
ſängers, Kammerpirtuojen und Kammermufiters für Bühnen⸗, Film⸗ und 
Tonfünftler?), ſchließlich die Titel des Baus, Sanitäts-, Deterinär- und 
Juſtizrats für Architekten, Ingenieure, Ärzte, Tierärzte und Rechts⸗ 
anwälte). i 

Den Charakter des völkiſchen Symbols trägt ſchließlich die National⸗ 
hymne. Im neuen Reich hat ſich der Brauch durchgeſetzt, das Lied „Deutſch⸗ 
land, Deutſchland über alles“ und das Horſt⸗Weſſel⸗Lied gemeinſam als 
Nationalhymne zu verwenden. Durch Erlaß des Reichsinnenminiſters iſt 
feſtgelegt worden, daß beim Singen der beiden Lieder der Hitlergruß zu 
erweiſen iſt. Das Bekenntnis zum einigen Deutſchen Reich und zur national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung kommt in der Verbindung der beiden Hymnen 
zum klusdruck. Beide Hymnen find ein heiliger Beſitz des deutſchen Volkes. 
Ihr Singen und Spielen in Dergnügungs- und Gaſtſtätten aller Art iſt daher 
verboten. Ausnahmen kann die zuſtändige Ortspolizeibehörde genehmigen. 
(Preuß. Pol DO. vom 18. Auguft 1933, 65. 317.) 

Alle völkiſchen Symbole genießen neben dem ſtrafrechtlichen auch ver⸗ 


waltungsrechtlichen Schutz, den das Geſetz zum Schutz der nationalen 


Symbole vom 19. Mai 1955 (RG Bl. I 285) gewährt“). Danach iſt es ver⸗ 
boten, die Symbole der deutſchen Geſchichte, des deutſchen Staates und der 
nationalen Erhebung in Deutſchland öffentlich in einer Weiſe zu verwenden, 
die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu verletzen. 
Die maßgebende Entſcheidung trifft die höhere Derwaltungsbehörde des 
Herſtellungsortes; die beanſtandeten Gegenſtände werden entſchädigungslos 
eingezogen. Es iſt ein Beſchwerdeverfahren vorgeſehen, in dem die oberſte 
Landesbehörde rechtskräftig entſcheidet. Das Geſetz kann auch zum Schutz 
nationaler Hymnen und Lieder angewandt werden; die notwendigen Vor⸗ 
ſchriften find durch Polizeiverordnungen zu treffen). Juwiderhandlungen 
gegen die ergangenen Entſcheidungen oder Verordnungen werden beſtraft. 

1) Derorönung vom 27. Auguft 1957 (RGBl. I 913). 

2) Derordnung vom 22. Oktober 1957 (RG Bl. I 1137). 

) Verordnung vom 18. Oktober 1938 (RG Bl. I 1455). 

) In Öfterreich in Kraft geſetzt durch Derordnung vom 2. Juli 1938 (RG Bl. I 
790) und im Sudetenland durch Verordnung vom 1. Dezember 1958 (RG Bl. I 1695). 


5) Dgl. die auch oben erwähnte preußiſche Polizeiverordnung vom 18. Auguft 
1933, GS. 317. 
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IV. Der Führer 


$ 17 
Führer und Volk 


a) Der Wille des Volkes 


Schrifttum: E. Becker, Diktatur und Führung. 1935.—Derſelbe, Sührungs⸗ 
ordnung und Hierarchie. Beittäge zur Neugeſtaltung des Deutſchen Rechts. 1937. 
S. 12 ff. J. Binder, Sührerausleſe in der Demokratie. 1929, — H. B. Brauße, 
Sührung und Verwaltung. Verwilrch. Bd. 42 (1937). S. 81 ff. J. Heckel, Die 
Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 30. Januar 1937. Deutſche Der- 
waltungsblätter. 1937. S. 49 ff. — R. Höhn, Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen 
Denken. 1934. - Derſelbe, Der Sührerbegriff im Staatsrecht. Deutſches Recht. 
Jg. 1935. S. 296 ff. - Derfelbe, Volk und Derfaffung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 
1257. 5. 195 ff. — E. R. Huber, Die deutſche Staatswiſſenſchaft. Jeitſchr. f. d. gef. 
Staatswiſſenſch. Bd. 95 (1934). S. 1 ff. ©. Koellreutter, Der deutſche Führer⸗ 
ſtaat. 1954. — Derjelbe, Sührung und Verwaltung Geſtſchrift für Hedemann). 
1938. — h. Krüger, Sührer und Führung. 1934. - K. Taren 3, Deutſche Rechts⸗ 
ernuerung und Rechtsphiloſophie. 1934. — Derſelbe, volksgeiſt und Recht. 
Zeitſchr. f. deutſche Kulturphiloſophie. Bd. 1 (1934). S. 40 fi. - . Markull, Süh⸗ 
rung und Verwaltung. RD Bl. 1936. S. 777 ff. C. Schmitt, Staat, Bewegung, 
Volk. 1933. - J. Weidemann, $ührertum in der Derwaltung. 1936. 


Der Grundzug der neuen Derfaffung ift, daß die parlamentariſche Demo⸗ 
kratie durch das völkiſche Reich erſetzt worden iſt. Die parlamentariſche Demo⸗ 
kratie ging von der Ideologie aus, daß in ihr der Wille des Volkes, der ſich 
in Wahlen und Abſtimmungen manifeſtiere, maßgebend ſei. Das völkiſche 
Sührerreich beruht auf der Erkenntnis, daß der wahre Wille des Volkes 
nicht durch parlamentariſche Wahlen und Abſtimmungen gefunden werden 
kann, ſondern daß der Wille des Volkes nur durch den Führer rein und unver⸗ 
fälſcht hervorgehoben wird. Es iſt alſo zu unterſcheiden zwiſchen dem angeb⸗ 
lichen Dolfswillen der parlamentariſchen Demokratie, in dem ſich nur der 
Widerſtreit der ſozialen Intereſſen widerſpiegelt, und dem wahren bolks⸗ 
willen des Sührerreichs, in dem ſich der Geſamtwille einer echten politiſchen 
Einheit kundgibt. 
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Dieſe Unterſcheidung hat nichts mit dem von Jean Jacques Rouſſeau 
aufgeſtellten Gegenſatz zwiſchen der volonté de tous und der volonte 
generale zu tun). In der Demokratie ſoll nach Rouſſeaus Lehre nicht die 
volonté de tous — die Summe der. Einzelwillen —, ſondern die volonte 
generale — der allgemeine Wille — herrſchen. Dieſe volonte generale ift 
jedoch kein echter Gemeinwille, ſondern bleibt in Rouſſeaus politiſchem 
Syſtem ein Kompromiß zwiſchen den verſchiedenen im Widerſtreit liegenden 
geſellſchaftlichen Intereſſen. Das, worin die verſchiedenen Einzelwillen ſich 
verſtändigen, das, was ihnen gemeinſam iſt, ift die volonte generale, Sie iſt 
alſo kein ſelbſtändiger, von den Einzelwillen verſchiedener Wille des Dolkes, 
ſondern fie iſt die Solidarität der Einzelwillen. Schon Hegel hat in ſeiner 
Rechtsphiloſophie dieſe Rouſſeauſche Lehre treffend widerlegt). 

Das Dolt ift eine objektive felbftändige Erſcheinung; es erſchöpft ſich 
nicht in den jeweils lebenden Gliedern. So iſt auch der „Wille des Volkes“ 
eine objektive Gegebenheit, die von der ſubjektiven „Dolksüberzeugung“, 
d. h. den Meinungen, Beſtrebungen und Befürchtungen der jeweils leben⸗ 
den Volksangehörigen unterſchieden werden muß. Es iſt möglich, daß Volks⸗ 
wille und Volksüberzeugung ſich decken, und es iſt die Aufgabe der Führung, 
dieſen Zuſtand herbeizuführen und zu erhalten. Aber es beſteht keine ohne 
weiteres gegebene Identität zwiſchen dem objektiven Volkswillen und der 
ſubjektiven Volksmeinung. Deshalb kann der wahre Wille des Volkes nie⸗ 
mals dadurch mit Sicherheit erkannt werden, daß man die lebenden Dolts- 
angehörigen abſtimmen läßt. Der wahre Volks wille kann in der Abftimmung 
hervortreten, braucht es aber nicht. 

Der Führer ift der Träger des völkiſchen Willens; er iſt unabhängig 
von allen Gruppen, Verbänden und Intereſſenten, aber er iſt gebunden 
an die Weſensgeſetze des Volkes. In dieſer Doppelung: Unabhängig⸗ 
keit von aller Intereſſenbindung, aber unbedingte Gebunden⸗ 
heit an das Volk ſpiegelt ſich das eigentliche Weſen des Sübrertums. 
So hat der Führer auf der einen Seite nichts mit dem Funktionär, 
dem Agenten oder Exponenten zu tun, die ein ihnen übertragenes Mandat 
ausüben und die an den Willen eines Auftraggebers gefeſſelt ſind. Der 
Sührer iſt kein „Vertreter“ einer beſtimmten Gruppe, deren Aufträge 
er auszuführen hätte. Er ift auch kein „Organ“ des Staates im Sinne eines 
bloß ausführenden Handlungsträgers. Er iſt vielmehr felbft der Träger des 
völkiſchen Gemeinwillens; in feinem Willen tritt der Dolkswille in die Er⸗ 
ſcheinung. Er wandelt das bloße Gefühl des Volkes in einen bewußten Willen; 

1) Dgl. J. J. Rouffeau, Der Geſellſchaftsvertrag. Ausg. Reclam. 1927. S. 59. 

2) Dgl. G. S. W. Hegel, Grundlinien der Philoſophie des Rechts. 5.258. 
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er ſchafft aus einem vielſtrebigen Ganzen die einheitliche, einſatzbereite Ge⸗ 
folgſchaft. Er bildet in ſich den wahrhaften Willen des Volkes, der von den 
ſubjektiven Überzeugungen der jeweils lebenden Dolfsglieder zu unterſchei⸗ 
den iſt. Er iſt hingegeben an die objektive geſchichtliche Einheit und Ganz⸗ 
heit des Volkes. Des halb iſt es ihm möglich, ſich im Namen des wahrhaften 
Volkswillens, dem er dient, gegen die ſubjektiven Meinungen und Über- 
zeugungen einzelner Dollsglieder zu wenden, wenn dieſe ſich von der objek⸗ 
tiven Sendung des Volkes abkehren. Er verficht dann die objektive Idee der 
Nation gegen die ſubjektive Willkür einer irregeleiteten Volksſtimmung. In 
Zeiten der inneren Not kann der Führer ein Volk, das feine politiſche 
Sendung vergeſſen oder verraten hat, wieder zu ſich ſelber leiten. Er 
bildet in ſich den völkiſchen Gemeinwillen und verkörpert gegenüber allen 
Einzelwünſchen die politiſche Einheit und Ganzheit des Volkes; er ſetzt 
gegenüber den Einzelintereſſen die geſchichtliche Sendung der ganzen 
Nation durch!). 

Doch iſt der Führer eben als Träger des völkiſchen Willens nicht ſelbſt⸗ 
herrlich und jeder Bindung bar. Sein Wille iſt nicht der ſubjektive individuelle 
Wille eines für ſich ſtehenden Menſchen, ſondern in ihm verkörpert ſich der 
Geſamtwille des Volkes als objektive geſchichtliche Größe. Der im Führer 
gebildete Wille iſt kein perſönlicher Einzelwille, ſondern der Geſamtwille 
einer Gemeinſchaft. Ein ſolcher Gemeinwille iſt keine Fiktion, wie der angeb⸗ 
liche „Gemeinwille“ der Demokratie. Sondern er iſt eine politiſche Wirklich⸗ 
keit, die im Führer ihren Ausörud findet. Der völkiſche Gemeinwille hat 
ſeine Grundlage in der politiſchen Idee, die einem Volke gegeben iſt. Er 
ift im Volke felbft vorhanden; er wird durch den Führer zum Bewußtſein 
erhoben und offenbart. Der Volkswille wird durch den Sührer nicht aus dem 
Nichts erſchaffen, ſondern er wird entwickelt aus den Anlagen, Kräften und 
Aufgaben, die dem Volke gegeben find. Der Führer entfaltet zum bewußten 
Entſchluß, was als Willenskern in der Gemeinſchaft des Volkes lebendig 
enthalten iſt. In unzähligen klußerungen hat Adolf hitler ſich zu dieſer 


) R. Höhn, Volk und Verfaſſung, Deutſche Rechtswiſſenſchaft, 1937, S. 206 ff., 
hat diefen Ausführungen entgegengehalten, daß in ihnen „der für den National⸗ 
ſozialis mus lebensnotwendige weltanſchaulich einheitliche Wille der Volksgemein⸗ 
ſchaft außer Betracht gelafien“ werde. Dieſer Einwand kann nur erhoben werden, 
wenn man den einheitlichen Willen der Volksgemeinſchaft für etwas ohne weiteres 
Gegebenes und Vorhandenes anſieht, wäß end in Wahrheit die Einheit des Volks⸗ 
willens etwas Aufgegebenes iſt und durch eine dauernde Selbſtbeſinnung und klus⸗ 
richtung gewonnen werden muß. Dieſes Problem der Willensbildung iſt gewiß nur 
„eine Seite des Sührertums“, worin ich meinem Kritiker zuſtimme, aber es iſt 
ebenſo gewiß ein beſonders wichtiges verfaſſungspolitiſches Problem, das deshalb 
mit Sug herausgehoben wird. 
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Bindung an das Volk bekannt — am nachdrücklichſten in der Reichstagsrede 
vom 7. März 1936, in der es heißt: 

„Ich konnte dies alles nur tun, weil ich mich nie als Diktator meines Volkes, 
ſondern ftets nur als fein Sührer und damit als fein Beauftragter gefühlt habe. Ich 
hatte um die innere Zuſtimmung des deutſchen Volkes zu meinen Idealen einſt 
14 Jahre gerungen und bin dann dank ſeines Vertrauens von dem ehrwürdigen 
Generalfeldmarſchall berufen worden. Ich habe aber auch ſeitdem alle meine Kraft 
nur aus dem glücklichen Bewußtſein geſchöpft, mit meinem Volke unlösbar ver⸗ 
bunden zu ſein als Mann und Führer.“ 

Im Führer treten die Weſensgeſetze des Volkes in die Erſcheinung; er 
iſt es, der fie zur leitenden Richtſchnur aller völkiſchen Arbeit werden 
läßt. Er ſtellt, indem er dieſe Weſensgeſetze hervortreten läßt, die gemein⸗ 
ſamen großen Ziele auf, die es zu verwirklichen gilt, und er entwirft den 
Plan, nach dem der Einſatz der völkiſchen Kräfte für die gemeinſamen Ziele 
vorgenommen wird. Er gibt durch dieſes zielende und planende Handeln 
dem völkiſchen Leben erſt Sinn und Wert. Insbeſondere in der Geſetz⸗ 
gebung, die in der hand des Sührers liegt, äußert ſich dieſes zielſetzende, 
plangeſtaltende Wirken. Der große Bedeutungswandel, den das Geſetz er⸗ 
fahren hat, iſt darin gegeben, daß es nicht mehr wie in der liberalen Zeit Schran⸗ 
ken des ſozialen Cebens aufrichtet, ſondern daß es Ziel und plan des völki⸗ 
ſchen handelns umreißt. Dom Geſetz des abſoluten Staates aber unterſcheidet 
ſich das Führergeſetz dadurch, daß es den Dolksgenoſſen nicht bevormunden 
ſoll, ſondern ihn zur tätigen Mitgeſtaltung auffordert. Es begründet die 
Verantwortung jedes einzelnen Volksgenoſſen für das Gelingen des gemein⸗ 
ſamen Werkes. Daher begnügt ſich der Sührer nicht mit einer allgemeinen 
Aufficht und Kontrolle über das geſetzmäßige Verhalten der Bürger. Er ſtellt 
nicht Schranken auf für die private Willkür, ſondern er ruft jeden Volksgenoſ⸗ 
fen zur verantwortlichen Mitarbeit an den gemeinſamen Aufgaben im 
Rahmen des allgemeinen Planes auf. So war die Arbeit des deutſchen 
Volkes in den erſten Jahren der nationalen Wiedergeburt durch den Vier⸗ 
jahresplan beſtimmt, den der Führer in dem Aufruf vom 1. Sebruar 1955 
aufgeſtellt hatte. Die Arbeit der nächſten Jahre wurde in das Zeichen des 
Vierjahresplanes geſtellt, den der Führer in feiner Proklamation auf dem 
Parteitag 1936 entworfen hat. 

Die Führung beruht auf unbedingter Autorität, aber nicht auf 
bloßem äußerem Zwang. Es iſt oft geſagt worden, muß aber immer wie⸗ 
der betont werden, daß Führung nichts mit bürokratiſcher Willkür zu tun hat 
und kein brutales Zwangsſuſtem bedeutet, ſondern daß ſie nur von gegen⸗ 
ſeitiger Treue getragen fein kann, daß fie in der freien Einordnung ihren 
Ausdrud finden muß. Die Sührungsordnung lebt von der Treue und der 
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Verantwortung der Gefolgſchaft, zugleich aber fett fie auch Verantwortung 
und Treue des Sührers gegenüber feiner Aufgabe und gegenüber feiner Ge⸗ 
folgſchaft voraus. Immer wieder hat Adolf Hitler gejagt, daß die abfolute 
Autorität, die in der Führung gegeben ift, nur in Derbindung mit abſoluter 
Verantwortung beſtehen kann!. Jeder, der das „Sührerprinzip“ als ein 
Inſtrument für bequemes bürokratiſches Denken mißbraucht, vergeht ſich 
an dem oberſten Gut der völkiſchen Ordnung. Es gibt keine ſtärkere Derant- 
wortung als die, die durch das Sührertum begründet wird. Denn hier gibt 
es nicht wie im parlamentariſchen Syſtem die Entlaftung durch ein Parla⸗ 
ment, ſondern nur die Bewährung an der geſchichtlichen Aufgabe des Volkes. 
Mit der Verantwortung gepaart aber iſt die Treue, die der Führer feiner 
Gefolgſchaft ſchuldet. Es iſt ein alter Grundſatz des deutſchen Rechts, daß 
Treue auf Gegenſeitigkeit beruht; das gilt auch für die Treue als Grundlage 
der politiſchen Ordnung. Bis marck hat das in den „Gedanken und Erinne⸗ 
rungen“ hervorgehoben: 

„Das germaniſche Lehnrecht gibt dem Dafallen außer dem Beſitz des Gegen⸗ 
ſtandes wenig knſpruch, aber doch den der Gegenſeitigkeit der Treue zwiſchen ihm 
und dem Cehnsherrn; Verletzung derſelben von der einen wie von der anderen 
Seite heißt Selonie. — (Dieſes Gefühl) iſt die weſentliche Baſis der Anhänglichteit 
des preußiſchen Volkes an ſeinen Monarchen, was pſuchologiſch erklärlich iſt, denn 
die Neigung, einſeitig zu lieben, liegt nicht als dauernde Triebkraft in der 
menſchlichen Seele.“ 

Das Sührertum iſt eine allgemeine Geſtaltungsform im öffent⸗ 
lichen Ceben des völkiſchen Reiches. Es gilt nicht nur für beſtimmte Einzel⸗ 
bereiche, ſondern ergreift alle Organiſationen, Einrichtungen und Verbände, 
die am Gemeinſchaftsleben des Volkes teilhaben. Es iſt insbeſondere nicht 
beſchränkt auf die politiſche Bewegung, wenn auch in ihr der Führergedanke 
zuerſt ſinnfällige Geſtalt gefunden hat. Aber im gleichen Maße, in dem die 
Bewegung Volk und Reich durchdrungen hat, hat die ihr eigene politiſche 
Geſtaltungsform — die Führung — ſich in den Bereichen des völkiſchen und 
ſtaatlichen Lebens durchgeſetzt. Die ſtaatlichen Einrichtungen — vor allem 
Derwaltungsdienft, Wehrmacht, Arbeitsdienft — werden ebenſo wie die 
Ordnungen des ſtändiſchen Lebens — Wirtſchafts⸗ und Kulturftände, Arbeits⸗ 
front, Betriebsgemeinſchaften — durch das Prinzip der Führung beſtimmt. 
Gelegentlich wird allerdings beſtritten, daß für die ſpezifiſch ſtaatlichen Ein⸗ 
richtungen der Grundſatz der Führung maßgebend fein könne. Der Staat, 
d. h. die Verwaltung und die Wehrmacht, ſeien nach dem Prinzip von Be⸗ 
fehl und Gehorſam, nicht nach dem Prinzip von Sührung und Gefolgſchaft 

) Adolf Hitler, Mein Kampf. S. 378, 502, 661. 

) Bismarck, Gedanken und Erinnerungen. Bd. 3. 1921. S. 128. 
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aufgebaut). Offenbar wird in dieſer Auffaſſung überſehen, daß Befehl und 
Gehorſam nur die äußeren Mittel des Derwaltungs⸗ und Wehrdienſtes 
find, und daß jede echte politiſche Führungsordnung (auch die Bewegung) 
der Mittel des Befehls und des Gehorſams bedarf. Ihrem Weſen nach 
aber find Verwaltung und Wehrmacht ebenſowenig wie die Bewegung 
äußere Zwangsordnungen, ſondern ſie find Sührungsordnungen, die auf 
freiwilliger Hingabe, Verantwortung und Treue beruhen“). 

Dieſer Einklang von Führung und Verwaltung gilt allerdings nicht 
für alle Erſcheinungsformen der Verwaltung, ſondern nur für diejenigen, in 
denen durch die Träger der Verwaltung Gemeinſchaft gebildet und entfaltet 
wird. Führung iſt ſtets Menſchenführung; deshalb kann von wirklicher Füh⸗ 
rung nicht geſprochen werden, wo es ſich um reine Behördenarbeit handelt 
(etwa beim Sinanzamt, beim Arbeitsamt uſw.). Dagegen haben der Bürger⸗ 
meiſter in der Gemeinde, der Landrat im Kreis, der Oberpräſident in der 
Provinz, der Reichsſtatthalter im Land die Aufgabe, den ihnen anvertrauten 
Dolksteil zur engeren Gemeinſchaft zu entwickeln; fie haben die Funktion von 
echten Unterführern. Gemeinde, Kreis und Gau ſind die Zellen einer ſich ent⸗ 
wickelnden ſtaatlichen Führungsordnung; daß in dieſem Stufenbau der inne⸗ 
ten Verwaltung Führung möglich wird, iſt eine verfaſſungspolitiſche Forde⸗ 
rung von großer Bedeutung. Eine politiſche Einheit kann nur dann beſtehen, 
wenn ein einziger Grundſatz alle Bereiche des öffentlichen Lebens beſtimmt, 
nur dann hat die politiſche Einheit eine einheitliche Derfaffung. Dieſes ein⸗ 
heitliche und alldurchdringende Derfaffungsprinzip des völkiſchen Reiches iſt 
das Prinzip der Führung. 


b) Die Volksbefragung 

Schrifttum: G. Kaiſenberg, Die formelle Ordnung des Volksbegehrens 
und des Volksentſcheids in Reich und Ländern. hboöͤdstR. Bd. 2.8 75. — H. Kling⸗ 
hoffer, Die Verankerung des Referendums in den europäiſchen Nachkriegsverfaſ⸗ 
ſungen. AöR. N. S. 14. S. I ff. - h. Liermann, Das deutſche Volk als Rechts⸗ 
begriff. 1927.— C. Schmitt, Volksentſcheid und Volksbegehren. 1927.—Derſelbe, 
Staat, Bewegung, Dolk. 1953. - €. Tatarin⸗Tarnheyden, Werdendes Staats⸗ 
recht. 1954. - R. Thoma, Recht und Praxis des Referendums im Deutſchen Reich 
und feinen Ländern. Zeitſchr. f. ö. R. Bd. 7. S. 489 ff. 


Daß ſich der Dolfswille im Führer verkörpert, ſchließt nicht aus, daß der 
Führer die lebenden Volksangehörigen zur Abjtimmung über eine beſtimmte 
Stage aufruft. Durch dieſe „Volksbefragung“ gibt der Führer die Entſchei⸗ 
dung allerdings nicht an das abſtimmende Volk ab. Der Sinn der Abſtim⸗ 


) R. Höhn, Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken. 1934. S. 34 f.; 
E. Becker, Diktatur und Führung. 1935. S. 29, 34, 37. 

2) So in bezug auf die neue Wehrmacht jetzt auch R. Höhn (vgl. das Zitat 
Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 3. 1938. S. 344). 
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mung iſt nicht, daß das Volk von ſich aus an Stelle des Führers handelt und 
daß das Ergebnis der Abſtimmung an die Stelle des Führerwillens tritt. 
Die Abſtimmung hat vielmehr den Sinn, das geſamte lebende Volk für ein 
vom Führer aufgeſtelltes politiſches Ziel aufzurufen und einzuſetzen. Sie 
ſoll die Einheit und Übereinſtimmung herſtellen zwiſchen dem im Führer 
verkörperten objektiven Volks willen und der in den Volksangehörigen leben⸗ 
digen ſubjektiven Volksüberzeugung. Weſentlich iſt für dieſe Volksabſtim⸗ 
mung daher, daß der Führer mit einer klaren Entſcheidung vor das Volk tritt 
und es aufruft, ihm auf dem eingeſchlagenen Wege zu folgen. 

Der Weimarer Volksentſcheid war ganz anders geartet. Zwei Sälle 
waren hier zu unterſcheiden: Einmal konnte der Reichspräſident gegen die 
vom Reichstag beſchloſſenen Geſetze einen Volksentſcheid veranſtalten. Hier 
erſchien alſo das Volk als Schiedsrichter in einem Konflikt zwiſchen den ober⸗ 
ſten Reichsorganen. Doch war es charakteriſtiſch für die Entwicklung des 
Weimarer Derfafjungslebens, daß von dieſer Möglichkeit niemals Gebrauch 
gemacht worden iſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Art des Volks entſcheids 
heute angeſichts der völlig veränderten Stellung des Reichstags nicht mehr 
angewandt werden kann. Die zweite Form des Dolfsentiheids war der 
Volksentſcheid auf Volksbegehren. Dieſer Volksentſcheid war praktiſch fo ein⸗ 
gerichtet, daß er nur zum Kampf gegen die Regierung verwandt werden 
konnte. Er war ein Inſtrument der Oppoſition gegen die Reichsleitung. Alle 
tatſächlich vorgekommenen Volksentſcheide des Weimarer Staates hatten 
dieſen Charakter: der Volksentſcheid über die Fürſtenabfindung, über den 
Panzerkreuzerbau und über den Youngplan. Nicht der Einheit von Volk und 
Regierung diente dieſes Verfahren, ſondern es ſtärkte die Oppoſition gegen 
die Regierung und förderte die Zerriſſenheit und Seindſchaft innerhalb des 
Volks ganzen. Im völkiſchen Reich kann es kein eigenes, zu Zwecken der Oppo⸗ 
ſition gegen die Führung organiſiertes Verfahren geben; daher iſt auch der 
Volks entſcheid auf Volksbegehren ausgeſchloſſen. — Es war bezeichnend für 
den Weimarer Staat, daß die Regierung niemals die Möglichkeit hatte, von 
ſich aus eine Dolksabſtimmung durchzuführen und ſich jo der Gefolgſchaft 
des ganzen Volkes in einer beſtimmten politiſchen Frage zu verſichern. Wollte 
die Regierung das Volk für ſich aufrufen, jo mußte fie den Umweg über die 
Auflöfung und Neuwahl des Reichstags gehen. Die Entſcheidung für oder 
gegen die Regierungsparteien ſchloß dann ein Bekenntnis für oder gegen 
das politiſche Programm der Regierung ſelbſt in ſich. 

Das Geſetz über Volksabſtimmung vom 14. Juli 1933 geht einen 
ganz anderen Weg als der Weimarer Volks entſcheid. Nach dieſem Geſetz kann 
die Reichsregierung das Volk befragen, ob es einer von ihr beabſichtigten 
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Maßnahme zuſtimmt oder nicht. Die Abftimmung kann ſich nicht nur auf 
Geſetze (wie beim Weimarer Dolfsenticheid), ſondern auch auf andere poli⸗ 
tiſche Maßnahmen der Regierung beziehen. libſtimmungs berechtigt find 
alle deutſchen Männer und Srauen, die das Reichstags wahlrecht befigen!). 
In allen Fällen genügt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Begrün⸗ 
dung zu dem Geſetz führt über die ihm zugrunde liegenden Abſichten aus: 

„Nach Überwindung des parlamentarismus war es geboten, die auf alte ger⸗ 
maniſche Rechtsformen zurückgehende Einrichtung der Volksabſtimmung für 
große, die Geſamtnation bewegende Sragen in veredelter Sorm zu ermöglichen.“ 
Don dem Geſetz iſt bisher dreimal Gebrauch gemacht worden: am 12. No⸗ 
vember 1933 bei der Abſtimmung über den Austritt aus dem Völkerbund 
(Ergebnis: 93,1 v. H. Ja⸗Stimmen); am 19. Auguft 1934 bei der Abſtim⸗ 
mung über das Staatsoberhauptgeſetz (Ergebnis: 89,9 v. h. Ja⸗Stimmen); 
am 10. April 1938 bei der Abſtimmung über die Wiedervereinigung Öfter- 
reichs mit dem Reiche (Ergebnis: in Gſterreich 99,73 v. B., im Altreich 
99,02 v. 5. Ja-Stimmen). Dieſe Volksabſtimmung dient nicht dazu, einen 
Streit zwiſchen verſchiedenen Reichsorganen oder zwiſchen verſchiedenen 
Parteigruppen auszutragen, ſondern fie wird angewandt, um die völlige 
Einigkeit zwiſchen Sührer und Volk in den Lebensfragen der Nation öffent⸗ 
lich zu bekunden. 

Der Wortlaut des Geſetzes gibt Anlaß zu der vielerörterten Stage, ob die 
Abjtimmung nur über Maßnahmen zuläſſig iſt, die von der Regierung in 
Ausficht genommen ſind, oder ob auch über bereits vollzogene Maßnahmen 
abgeſtimmt werden darf. Obwohl das Geſetz nur den erſten Fall erwähnt, 
indem es von einer „beabſichtigten Maßnahme“ ſpricht, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß eine Abftimmung auch über vollzogene Maßnahmen noch nach⸗ 
träglich durchgeführt werden kann?). Denn einmal wäre die gegenteilige 
Auffaffung wenig ſinnvoll. Die Regierung kann alle Maßnahmen, die ſie 
durchführen will, ohne jede Abſtimmung vollziehen. Die nachträgliche Ab⸗ 
ſtimmung über vollzogene Maßnahmen verwerfen, heißt alſo nur, das Volk 
ausſchalten — ein Ergebnis, das gewiß nicht im Sinne einer völkiſchen Ver⸗ 
faſſung liegt. Zum andern und vor allem aber entſpricht die Abftimmung über 
vollzogene Maßnahmen“ ſehr viel ſtärker den Grundgedanken des völkiſchen 
Führerreichs als die Abſtimmung über „beabſichtigte Maßnahmen“. Denn 
der Sinn der fbſtimmung iſt ja gerade nicht, daß das Volk von ſich aus ent⸗ 

) Dazu das Geſetz über das Reichstags wahlrecht vom 7. Mätz 1936 (RGBL.I 133). 

) Anders Tatarin-Tarnheyden, Werdendes Staatsrecht. S. 80, ſowie 
Mallmann, Die Sanktion im Geſetzgebungsverfahren, 1938, S. 228 ff., mit der 


Solgerung, daß die bisherigen Volks abſtimmungen gar keine Anwendungsfälle 
des Geſetzes vom 14. Juli 1933 waren! 
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ſcheidet und handelt, ſondern daß es ſich zu den Entſcheidungen des Führers 
vertrauend bekennt. Dieſer Einſatz für den Entſcheid des Führers iſt wirk⸗ 
ſamer und klarer, wenn die Abjtimmung ſich auf einen bereits verwirklichten 
Entſchluß als auf eine bloße Abficht bezieht. Deshalb hatten alle drei 
bisher durchgeführten Abſtimmungen bereits vollzogene Maßnahmen zum 
Gegenſtand. 

Eine weitere wichtige Frage iſt die, ob der Führer an das Ergebnis der 
Volksabſtimmung gebunden tft oder nicht. Unterwirft ſich alſo der Führer 
bei der Abjtimmung der Entſcheidung des Volkes, weil er anerkennt, daß 
in einer beſtimmten politiſchen Situation das abſtimmende Volk den wahren 
Volks willen beſſer zu erkennen vermag als er ſelbſt? Oder behält ſich der 
Sührer die letzte Sreiheit der Entſchließung vor? Zum Weſen des Führers 
gehört, daß er die letzte politiſche Entſcheidung nicht abgeben kann!). Durch die 
Volksbefragung wird der Führer kein bloßer Exponent des abſtimmenden 
Volkes; er wird kein bloß ausführender Arm des in der Abftimmung aus⸗ 
gedrückten Willens. Die Volksbefragung hat den Sinn, den Willen des 
Führers nach außen zu kräftigen und deutlich als Willen der völkiſchen Ein⸗ 
heit in die Erſcheinung treten zu laſſen. Der eigentliche Willensträger des 
Volkes aber bleibt der Führer ſelbſi. Auch wenn ſich das abſtimmende Volk 
gegen ihn wendet, iſt er es, der die objektive Sendung des Volkes verkörperte). 


Er braucht daher vor den in der Abſtimmung zutage tretenden Meinungen 


und Beſtrebungen nicht zurückzuweichen?). Falls das Volk der beabſichtigten 
Maßnahme nicht zuſtimmt, kann ſie doch durchgeführt werden. Handelt es 
ſich um eine bereits vollzogene Maßnahme, die den Widerſpruch des Volkes 
findet, ſo braucht ſie nicht rückgängig gemacht zu werden. Hat das Volk 
umgekehrt der Maßnahme zugeſtimmt, ſo bedeutet auch das keine Bindung 
des Führers auf alle Zeit. Handelt es ſich um einen Geſetzentwurf, der zur 
Ubſtimmung geſtellt wurde, fo iſt das Geſetz zwar mit der Abſtimmung be⸗ 
ſchloſſen (5 2 des Geſetzes über Volksabſtimmung). Doch kann der Führer 
den Beſchluß rückgängig machen, wenn ſich auf Grund veränderter Umſtände 
eine neue Sachlage ergibt, die andere Maßnahmen erfordert, oder wenn die 

) Mallmann, a. a. O. S. 231 bezeichnet dieſe kinſicht als „Begriffsjuris⸗ 
prudenz“ und wirft ihr überdies politiſche „Weſensſchau“ vor; ferner ſei es eine 
unzuläſſige Beſchränkung der Befugniſſe des Führers, wenn man ihm verwehrte, 
ſich ſelbſt zu beſchränken. Auf weſſen Seite iſt nun hier die „Begriffsjurisprudenz“? 


2) Anders J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 
30. Januar 1937. Deutſche Derwaltungsblätter. 1937. S. 59. 


2) Anders fl. Cobe, Das richterliche Prüfungsrecht im neuen Reich, AÖR.,. 


NS. 28 (1937), S. 203, der den Sinn der Dolksabſtimmung als „Selbſtbeſchränkung“ 
der geſetzgebenden Gewalt der Reichsregierung bezeichnet und damit die wahre 
Bedeutung der Volksabſtimmung verkennt. 
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eingeleiteten Maßnahmen den erſtrebten Erfolg nicht gebracht haben. Ein 
im Wege der Volks abſtimmung beſchloſſenes oder gebilligtes Geſetz kann alſo 
durch Sührergeſetz aufgehoben werden. Die Volks abſtimmung hebt die 
Elaftizität der politiſchen Sührung nicht auf. Die Volks abſtimmung gibt dem 
Volke die Gelegenheit, ein vertrauendes Bekenntnis zum Sührer und zu 
ſeinen politiſchen Entſcheidungen abzulegen. Aber ſie beeinträchtigt den 
Sührergedanken nicht durch Reftbeftände des überwundenen Mehrheits⸗ 
prinzips und ſtellt keine Beſchränkung der geſetzgebenden Gewalt des Süh⸗ 
rers dar. 


c) Der Reichstag 


Schrifttum: C. Schmitt, Die geiſtesgeſchichtliche Cage des heutigen Parla⸗ 
mentarismus. 2. Aufl. 1926.- Derſelbe, berfaſſungslehre. 1928. Insbeſ. S. 340 ff. — 
R. Smend, Derfaffung und Verfaſſungs recht. 1928. S. 36 ff., 111 ff. R. Thoma, 
Sinn und Geftaltung des deutſchen Parlamentarismus. Recht und Staat im neuen 
Deutſchland. Bd. 1 (1929). S. 98 ff. €, Wolgaſt, Zum deutſchen parlamentaris⸗ 
mus. 1929. ; 


kluch die Wahlen zum Reichstag find zu einer echten Volks abſtimmung 
geworden. Schon die Wahlen am 5. März 1933 trugen plebiſzitären Charak⸗ 
ter. Es ging nicht um die Entſcheidung für oder gegen die eine oder andere 
Partei — ſondern um die Entſcheidung für oder gegen Adolf hitler. Die 
Wahlen vom 12. November 1933 zeigten ganz klar das Weſen einer Volks⸗ 
abſtimmung; es gab nur eine Lifte, die der USDAP., zu der man „Ja“ oder 
— durch Abgabe eines ungültigen Wahlzettels — „Nein“ ſagen konnte. 
Noch deutlicher trat in der Wahl vom 29. März 1936 der Charakter der Volks⸗ 
abſtimmung hervor. Nach dem Willen des Führers erfolgte dieſe Wahl, da⸗ 
mit das Volk zu der politik der Jahre 1933-1936 feine feierliche Zuſtimmung 
gebe. Das Wahlergebnis, in dem ſich 99 v. h. aller abgegebenen Stimmen für 
den Sührer ausſprachen, ſtand in der Welt bis dahin einzig da. Es wurde durch 
die Wahl zum Großdeutſchen Reichstag vom 10. April 1938 übertroffen, bei 
der ſich 48 751 587 Wähler, d. h. 99,08 v. H. der abgegebenen Stimmen, zu 
der Ciſte des Sührers bekannten ). In dieſen Abſtimmungen iſt der Charakter 
der Wahl im alten Sinne verlorengegangen, zu dem gehörte, daß man zwi⸗ 
ſchen mehreren poſitiven Möglichkeiten wählen konnte, während man heute 
auf die Alternative „Ja“ oder „Nein“ beſchränkt iſt, wobei das „Nein“ die 
Selbſtausſchaltung aus dem politiſchen Leben bedeutet. Dieſe Verdrängung 

) Dazu die Ergänzungswahlen vom 4. Dezember 1938 im Sudetenland, an⸗ 
geordnet durch Erlaß vom 31. Oktober 1938 (RG Bl. I 1567); ſiehe auch Geſetz 
vom 11. November 1938 (RG Bl. 11571). Wahlergebnis: 2,46 Millionen (98,9 v. 5.) 
für die Lifte des Führers. Über die Vertretung der in Böhmen und Mähren an⸗ 


ſäſſigen Volksdeutſchen und der Memeldeutſchen im Reichstag die Geſetze vom 
15. April 1939 (RGBI, 761, 762). 
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der „Wahl“ durch das „Plebiſzit“ hat natürlich auch das Weſen des Reichs⸗ 
tags als einer politiſchen Einrichtung von Grund auf gewandelt. 

Das Geſetz vom 24. März 1933 enthielt allerdings noch die Zuſicherung, 
daß die Einrichtung des Reichstags „als ſolche“ nicht angetaſtet werden ſollte. 
Es war von Anfang an unklar, welchen Sinn dieſe Gewährleiſtung haben 
konnte, wo doch durch die nationalſozialiſtiſche Revolution die Daſeins⸗ 
vorausſetzungen für den alten Reichstag vollſtändig geſchwunden waren. 
Der alte Reichstag des Bismarckſchen wie des Weimarer Staates war der 
Ausdruck des Vielparteienſyſtems, das durch die nationalſozialiſtiſche Er⸗ 
hebung vollſtändig ausgerottet worden iſt. Damit war die politiſche Grund⸗ 
lage für die Einrichtung des alten Reichstags entfallen. Wenn gewiſſe äußere 
Sormen des alten Reichstags beibehalten wurden, jo wurden dieſe Formen 
doch völlig verwandelt und in den Dienſt einer gänzlich neuen Einrichtung 
geſtellt. Der alte Reichstag war ein Parlament, d. h. er war eine auf dem 
Vielparteienſuſtem beruhende, durch freie Diskuſſion gekennzeichnete, an der 
Geſetzgebung entſcheidend beteiligte und zur Regierungskontrolle berechtigte 
vertretungskörperſchaft. Der neue Reichstag ift nichts von alledem. Das 
Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 hat denn auch den Vorbehalt zu⸗ 
gunſten der Einrichtung des Reichstags „als ſolchen“ beſeitigt und den Weg 
für eine völlige Neugeſtaltung freigemacht. 

Der neue Reichstag hat mit dem alten gemeinſam, daß das alte Wahl- 
geſetz vom 6. März 1924 weitgehend beibehalten worden iſt. Die Wahlkreis⸗ 
einteilung iſt durch Geſetz vom 5. September 1955 neu geregelt worden. Es 
gibt 35 Wahlkreiſe; dazu kommen Öfterreich und das Sudetenland, ſowie 
Böhmen und Mähren hinſichtlich der volksdeutſchen Bewohner. Auf je 
60 000 Stimmen entfällt ein Abgeordneter. Nach dem Geſetz vom 18. März 
1938 (RGBI. I 258) gibt es nur mehr einen Reichswahlvorſchlag, auf den 
alle abgegebenen Stimmen unmittelbar verrechnet werden. Das Wahlrecht 
ſteht nach dem Geſetz vom 7. März 1936 (RGBl. I 155) den Inhabern des 
vorläufigen Reichsbürgerrechts und außerdem allen Reichsangehörigen deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes zu, die am Wahltag 20 Jahre alt ſind. Juden 
ſind demnach nicht wahlberechtigt, außerdem diejenigen nicht, denen das 
Reichsbürgerrecht aberkannt worden ift. Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht ift: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Dormundſchaft ſteht; 

2. wer rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte 

verloren hat. 
Sür Soldaten ruht die Ausübung des Wahlrechts (526 Abf. 2 des Wehrgeſetzes). 
wer eine Stimme abgibt, ohne wahlberechtigt zu fein, wird beſtraft (8 2 
des Geſetzes über das Reichstagswahlrecht vom 7. März 1956). 
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Entſcheidend für das Weſen einer gewählten Vertretung iſt jedoch nicht 
nur, wer das Wahlrecht beſitzt, ſondern in noch höherem Maße, wer die 
Kandidaten beſtimmt, die zur Wahl geſtellt werden. Das Weſen des Wei⸗ 
marer Reichstags 3. B. iſt weſentlich dadurch geprägt worden, daß die Kandi⸗ 
datenliſten von der Parteibürokratie zuſammengeſtellt wurden. Der Reichs⸗ 
tag wurde dadurch zu einem von den verſchiedenen Parteibürokratien ab⸗ 
hängigen Inſtrument. Die politiſche Funktion des heutigen Reichstags wird 
dadurch beſtimmt, daß die Kandidatenliſte von der NSDAP., und zwar durch 
den Führer, aufgeſtellt wird; fie wird daher auch amtlich als „Lifte des Süh⸗ 
ters“ bezeichnet. Die gewählten Kandidaten werden nicht durch die Reihen⸗ 
folge auf der Ciſte beſtimmt, ſondern entſprechend der Geſamtzahl der ab⸗ 
gegebenen Stimmen vom Reichsinnenminiſter ausgewählt. Die Kandidaten⸗ 
liſte kann auch Nichtparteimitglieder umfaſſen; trotzdem erſcheint fie als eine 
Ausjtrahlung der ſtaatstragenden Bewegung. Das Volk nimmt in der Ab⸗ 
ſtimmung Stellung zu den Männern, die die USDAP. ihm präfentiert, mit 
anderen Worten: zur NSDAP. ſelbſt. Der Sinn der Reichstagswahl iſt alſo 
eine Entſcheidung des Volkes über die politiſche Führung und über die ſtaats⸗ 
tragende Bewegung — ihre Ziele und ihre Ceiſtungen. Der Reichstag iſt dem⸗ 
gemäß heute eine von der NS Delp. vorgeſchlagene, vom Volk durch kbſtim⸗ 
mung beſtätigte Vertretung. 

Dem entſpricht, daß es im Reichstag nur eine einzige Reichstagsfraktion 
gibt, der alle Abgeordneten als Mitglieder oder Gäſte angehören. Durch das 
Geſetz vom 3. Juli 1934 (RG Bl. I 530) iſt beſtimmt worden, daß der Aus- 
tritt oder der flusſchluß aus der Reichstagsfraktion zum Derluft des Mandats 
führt. Wer ſich der Fraktionsgemeinſchaft entzieht oder aus ihr entfernt 
wird, hat — ſo ſagt die Begründung des Geſetzes — „damit das Recht ver⸗ 
wirkt, dem Reichstag anzugehören“. Ferner beſtimmt das gleiche Geſetz, daß 
Erſatzmänner zum Reichstag nicht einfach gemäß der Liftenreihenfolge nach⸗ 
rücken, ſondern daß fie vom Führer der Reichstagsfraftion aus der Zahl der 
Erſatzmänner ſämtlicher Wahloorſchläge berufen werden. Dadurch iſt — 
wie die Begründung des Geſetzes hervorhebt — die Möglichkeit geſchaffen 
worden, „daß bei der Beſtimmung des Erſatzmannes ein Bewerber aus⸗ 
gewählt wird, der nach feinen beruflichen oder ſonſtigen perſönlichen Der- 
hältniſſen als Erſatz für den Ausgefchiedenen beſonders geeignet erſcheint“. 

Mit dieſer Veränderung des Sinnes der Wahl wird auch die Stellung des 
Abgeordneten grundſätzlich gewandelt. Der Abgeordnete des frühen Par⸗ 
lamentarismus ſah ſeine Ehre darin, nicht als abhängiger Vertreter einer be⸗ 
ſtimmten Gruppe zu handeln, ſondern vertreter des ganzes Volkes zu ſein; 
er war „nur ſeinem Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht gebunden“. 
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Der Abgeordnete des ſpäten parteienſtaatlichen Parlamentarismus war 
durchaus ein „Exponent“ ſeiner Partei; er war von der Parteibürokratie, der 
er die Wahl verdankte, abhängig; er war durch den Sraktionszwang an die 
Mehrheitsbeſchlüſſe ſeiner Fraktion gebunden; für den Fall, daß er aus der 
Partei ausſchied, war er häufig ehrenwörtlich verpflichtet, ſein Mandat 
niederzulegen. Das freie Mandat war damit durch das imperative Mandat 
verdrängt. Im heutigen Reichstag iſt der Abgeordnete weder der Verfechter 
einer individuellen Meinung, noch der Ugent einer beſtimmten Gruppe von 
Wählern, ſondern er iſt der Vertreter des ganzen, durch die NSDAP. politiſch 
repräſentierten und aktivierten Volkes. Die Srage des freien oder des impera⸗ 
tiven Mandats iſt damit gegenſtandslos geworden. Die Vorſchriften der 
Weimarer Derfafjung über die Immunität der Abgeordneten find dahin 
abgewandelt worden, daß die zur Strafverfolgung eines bgeordneten not⸗ 
wendige Zuftimmung durch den Reichstagspräſidenten erteilt wird (Geſetz 
vom 23. Juni 1933, RG Bl. I 391). Der Reichstagspräſident übt auch wäh⸗ 
rend der Sitzungen des Reichstags die volle Ordnungsgewalt aus; er 
regelt die Ordnung der Sitzungen nach freiem Ermeſſen, nachdem durch 
Beſchluß vom 15. September 1935 die frühere Geſchäftsordnung des Reichs⸗ 
tags aufgehoben worden iſt. 

Wie die Wahl fo hat auch die Huflöſung des Reichstags ihren Sinn 
vollſtändig geändert. Das Recht der Reichstagsauflöſung war früher ein 
Mittel des Reichspräſidenten im Kampf gegen einen oppoſitionellen Reichs⸗ 
tag. Die „präfidentielle fluflöſung“ war eine plebiſzitäre Korrektur des parla⸗ 
mentariſchen Prinzips. Heute hat die fluflöſung eine ganz andere Bedeutung. 
Sie gehört zu den Mitteln, die dem Führer gegeben ſind, um das Volk poli⸗ 
tiſch zu mobiliſieren — es zum politiſchen Einſatz zu bringen. Die Auflöjung 
kann deshalb auch notwendig werden, wenn der ganze Reichstag geſchloſſen 
hinter dem Führer und der Reichsregierung ſteht. Bezeichnend dafür war die 
Reichstagsauflöſung vom 14. Oktober 1955. Es war nicht zweifelhaft, daß 
auch der alte, am 5. März 1953 gewählte Reichstag in der außenpolitiſchen 
Spannung des Oktober 1955 einmütig hinter der Reichsregierung ſtand. 
Trotzdem wurde er aufgelöft, und zwar 


„um dem deutſchen Volke Gelegenheit zu bieten, ſelbſt zu den gegenwärtigen 
Schickſalsfragen der Nation Stellung zu nehmen und ſeiner Verbundenheit mit der 
Reichsregierung Ausdrud zu geben!)“. 


Ahnlic; wurde am 7. März 1956 der Reichstag aufgelöft 


„in der klbſicht, dem deutſchen Volk die Gelegenheit zu geben, der mit dem heutigen 
Tage abgeſchloſſenen dreijährigen Politik der wiederherſtelfng der nationalen 


3) DO. des Reichspräfidenten vom 14. Oktober 1933. (RG Bl. I 729.) 
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Ehre und Souveränität des Reiches, verbunden mit dem aufrichtigen Beſtreben 
nach einer wahren Dölferverföhnung und Deritändigung auf den Grundlagen 
gleicher Rechte und gleicher Pflichten, ſeine feierliche Zuſtimmung erteilen zu 
können!)“. 5 

Und ganz entſprechend wurde am 18. März 1938 die Auflöfung verfügt. 


„in der Abficht, dem Deutſchen Volke Gelegenheit zu geben, ſich in feiner Geſamt⸗ 
heit zu dem durch die Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem beutſchen Reich ge⸗ 
ſchaffenen Großdeutſchen Reich zu bekennen“ ). 

Dieſer gewandelte Sinn der Auflöfung macht auch die Vorſchrift des Art. 25 
der Weimarer Verfaſſung hinfällig, nach der die Auflöfung „nur einmal aus 
dem gleichen Anlaß“ zuläſſig war. Der Grundſatz der „Einmaligkeit“ war 
mit dem parlamentariſchen Suſtem untrennbar verbunden“). Dieſe zum 
Schutze des Reichstags getroffene Vorſchrift erübrigt ſich heute, da die Auf⸗ 
löſung ſich überhaupt nicht mehr kämpferiſch gegen den alten Reichstag 
richtet, ſondern auch bei beſtem Einvernehmen mit ihm vorgenommen wer⸗ 
den kann, um das Dolf erneut zu eigener politiſcher Stellungnahme auf⸗ 
zurufen. Das Auflöſungsrecht des Führers iſt alſo unbeſchränkt. 

Die Wahlperiode des Reichstags beträgt nach dem Geſetz vom 
50. Januar 1939 (R GBl. 195) vier Jahre; fie endet vier Jahre nach dem 
erſten Zuſammentritt des Reichstags. Da der am 10. April 1938 gewählte 
Reichstag am 30. Januar 1939 zum erſtenmal zuſammengetreten ift, läuft 
ſeine Wahlperiode alſo bis zum 30. Januar 1943. 

Die Aufgaben des Reichstags haben mit den früheren parlamentari⸗ 
ſchen Sunktionen nichts mehr gemein. Der neue Reichstag iſt weder Träger 
der Geſetzgebungsgewalt noch Kontrollorgan gegenüber der Regierung. Zwar 
kann auch der heutige Reichstag noch Geſetze „beſchließen“ — wie es am 
24. März 1933, am 30. Januar 1934, am 15. September 1935, am 30. Januar 
1957 und am 30. Januar 1939 (in dieſen letzten beiden Fällen allerdings 
nur zur Verlängerung des „Ermächtigungsgeſetzes“ von 1933) geſchehen 
iſt. Doch handelt es ſich dabei nicht um parlamentariſche Eigenbeſchlüſſe 
im alten Sinne. Die Geſetze können auch heute von der Reichsregierung 
oder aus der Mitte des Reichstags eingebracht werden; in der Regel 
wählt man den zweiten Weg. In beiden Sälfen aber geht die eigentliche Ge⸗ 
ſetzesinitiative vom Sührer aus; fein Wille tritt in dem Geſetzesvorſchlag in 
die Erſcheinung, und der Reichstag nimmt zum Vorſchlag des Führers durch 
die Ubſtimmung Stellung. Es wäre unmöglich, daß im Reichstag ein Geſetz 


) DO, des Führers und Reichskanzlers vom 7. März 1936. (RG Bl. I 153.) 

) DO. des Führers und Reichskanzlers vom 18. März 1938 (RGBI. I 257). 

) Dgl. C. Schmitt, Einmaligkeit und gleicher Anlaß bei der Reichstagsauf⸗ 
leteng. AR. N. §. 8. S. 166. 
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eingebracht und beſchloſſen würde, das nicht entweder vom Führer ſelbſt aus⸗ 
geht oder von ihm nicht wenigſtens vorher gebilligt worden iſt. Der Vorgang 
iſt ähnlich wie bei der Volksabſtimmung: der Reichstag iſt nicht der eigentlich 
handelnde Träger der Geſetzgebungsgewalt, ſondern er erklärt durch den Be⸗ 
ſchluß feine Ubereinſtimmung mit dem Willen des Führers, der der Geſetz⸗ 
geber des deutſchen Volkes iſt. 

Dieſes Verhältnis von Reichstag und Führer wird noch deutlicher, wenn 
man die übrigen Funktionen des Reichstags ins Auge faßt. Dem alten Reichs⸗ 
tag oblag neben der Geſetzgebung die Kontrolle der Regierung, die in Sorm 
einer jährlichen Gene raldebatte bei der Budgetberatung und häufiger Sonder⸗ 
debatten bei der Behandlung von Geſetzentwürfen und Interpellationen 
ausgeübt wurde, und die im Mißtrauensvotum gipfelte. Dieſe Art parlamen⸗ 
tariſcher Kontrolle durch offene Diskuſſion und Mißtrauensvotum iſt im 
neuen Reichstag gänzlich fortgefallen. Der Reichstag iſt kein Kontrollorgan 
— und damit kein Organ der Oppoſition mehr —, ſondern er iſt eine Ein⸗ 
richtung, die dazu dient, die politiſche Ubereinſtimmung von Volk und Re⸗ 
gierung öffentlich zum Ausdrud zu bringen. Der Reichstagsbeſchluß hat alſo 
genau denſelben politiſchen Sinn wie eine Volksabſtimmung: beide ſollen 
die Einheit von Führer und Volk dokumentieren. Naturgemäß gibt es Gegen⸗ 
ſtände, die ſich beſſer für die Dolfsabftimmung, und andere, die ſich beſſer 
für den Reichstag eignen; der Führer hat die freie Wahl zwiſchen dieſen bei⸗ 
den Verfahren. Der Reichstag iſt beſonders geeignet als öffentliches Sorum 
für die Behandlung großer programmatiſcher Fragen und für die Abgabe 
umfaſſender Berichte über die politiſche Geſamtlage. So hat der Führer am 
17. Mai 1933 vor dem Reichstag die Grundſätze nationalſozialiſtiſcher Außen- 
politik entwickelt; am 13. Juli 1934 hat er eine umfaſſende Abrechnung mit 
den inneren Gegnern vorgetragen; am 21. Mai 1935 hat er die Grundlagen 
der deutſchen Wehrpolitik bekanntgegeben; am 15. September 1935 hat er 
die Prinzipien der deutſchen Raſſenpolitik dargelegt; am 7. März 1936 hat er 
den großen europäiſchen Friedensplan kundgetan; am 20. Sebruar 1938 hat 
er eine umfaſſende Überſicht über die Wirtſchaftsentwicklung und über die 
Hußenpolitik des Reiches gegeben; am 8. April 1938 hat er einen eingehenden 
Bericht über die Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Reiche erſtattet; am 
28. April 1939 hat er die Antwort auf die anmaßende Botſchaft des Präſi⸗ 
denten Rooſevelt erteilt. Der Reichstag iſt damit zu einer Plattfarm großer 
außen⸗ und innerpolitiſcher Proklamationen, die für die een e 
beſtimmt ſind, geworden. 

Die Zuſtimmung, die der Reichstag einem Geſetzesvorſchlag oder einer 
Regierungserklärung des Führers erteilt, kehrt den politiſchen Aufbau des 
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Sührerreiches nicht um und gibt der Volksvertretung nicht den Vorrang vor 
dem Sührer. In dieſer Zuſtimmung geht das Geſetz des politiſchen Handelns 
nicht auf den Reichstag über; es kommt kein vom Führer unabhängiger 
ſelbſtändiger Wille des Reichstags zuſtande. In ihr verdichtet ſich vielmehr 
das ſtändige Vertrauen des Volkes zur Führung zu einer ſichtbaren Aftla- 
mation. Der Reichstag als die berufene Vertretung des Volkes legt in der 
Abſtimmung ein öffentliches Bekenntnis zum Willen des Führers ab, der in 
dem eingereichten Geſetzentwurf oder einer Regierungserklärung nieder⸗ 
gelegt iſt. Der Sührer ſelbſt hat wiederholt erklärt, daß er dieſes Vertrauen 
zwiſchen Sührer und Volk als eine unentbehrliche Grundlage unſeres Staats⸗ 
weſens betrachtet. Der Reichstag iſt eines der Mittel, die dazu dienen, dieſes 
Vertrauen lebendig zu erhalten. Er iſt eine Derfaffungseinrichtung, „die den 
Willen des Volkes mit der Autorität einer wirklichen Führung verbindet“ ). 


d) Sührertum und Demokratie 

Schrifttum: J. Bryce, Moderne Demokratien. 3 Bde. 1923/26. - O. Koell⸗ 
reutter, Art. Demokratie. 5B. Rechtswiſſ. Bd. 2. 1927. - p. Ritterbuf ch, 
Parteienſtaat und Diktatur. Deutſches Recht. 1956. S. 11ff.- Derfelbe, Demo⸗ 
kratie und Diktatur. 1939. - C. Schmitt, Die geiſtesgeſchichtliche Cage des heu⸗ 
tigen Parlamentarismus. 2. Aufl. 1926.— Derſelbe, Derfaſſungslehre. 1928. 
S. 225 ff. R. Thoma, Der Begriff der modernen Demokratie in feinem Der- 
hältnis zum Staatsbegriff. Erinnerungsgabe f. Max Weber. 1925. Bd. 2. S. 39 ff. 

Der Gemeinwille des deutſchen Volkes wird im Sührerentſcheid ſichtbar, 
in welcher Sorm auch immer das ganze volk oder die Volksvertretung mit für 
die Bekräftigung des Führerentſcheids eingeſetzt werden mag. Das völkiſche 
Reid, unterſcheidet ſich durch dieſe willensbildende Macht des Führertums 
von jeder Form der Demokratie. Zwar wird gelegentlich die Anficht ver⸗ 
treten, auch das völkiſche Führerreich ſei eine Demokratie, ja erſt es fei die 
eigentliche und echte Demokratie, die der verderbten weſteuropäiſchen Sor⸗ 
maldemokratie entgegengeſetzt werden müffe?). Diefe Umdeutung des Be: 
griffs der Demokratie muß jedoch daran ſcheitern, daß das Wort feit langem 
auf ſolche Staatsformen feſtgelegt ift, in denen das ſouveräne volk ſich auf 
dem Boden des Gleichheitsgedankens und des Mehrheitsprinzips ſelbſt 
regiert. Zur Demokratie gehört nach einem bekannten Wort „die Identität 
von Regierung und Regierten“ ?), eine Identität, die durch Wahlen und 
Abſtimmungen der gleichberechtigten Staatsbürger nach dem Mehrheits⸗ 

) Adolf Hitler, Regierungserklärung vom 23. März 1933, abgedr. bei 
Medicus, Programm der Reichsregierung und Ermächtigungsgeſetz. 1933. S. 6. 

) Ritterbuſch, Der Führer und Reichskanzler. IJW. 1934. Sp. 2195 ff.; 


Koellreutter, Weſen und Rechtscharakter des deut ſchen Volksſtaats. RD Bl. 1934. 
5.806 ff. - ) C. Schmitt, Derfafjungslehre. S. 234 ff. 
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prinzip hergeftellt wird. Es gibt keine Demokratie ohne Volksſouveränität, 
ohne die formale Gleichberechtigung aller Staatsbürger und ohne eine nach 
dem Mehrheitsverfahren von unten aus der Mitte des Volkes gebildete 
volontè generale. Nur wenn die formal gleichberechtigten Staatsbürger aus 
eigenem unmittelbarem Antrieb im Wahl⸗ und Abſtimmungs verfahren ſelbſt 
entſcheiden, handeln und geſtalten, herrſcht im Staate die ſouveräne volonte 
generale. 

Das Führerreich aber ift auf der Erkenntnis aufgebaut, daß das Volk 
etwas anderes iſt als die Summe der Staatsangehörigen, daß deshalb die 
formale politiſche Gleichberechtigung aller Staatsangehörigen kein verbind⸗ 
licher Grundſatz ſein kann, und daß man durch Wahlen und Abſtimmungen 
nach dem Mehrheitsprinzip nicht den wirklichen Gemeinwillen des Volkes 
bilden kann. Das Führerreich ſtrebt auch nicht nach der Identität von Re⸗ 
gierung und Regierten, ſondern es erhebt ſich auf der Erkenntnis, daß Sührer- 
tum und Gefolgſchaft etwas Derſchiedenes ſind. Die Gefolgſchaft kann ſich 
nicht ſelber führen, ſondern fie bedarf des Führers, der ihr vorangeht. Der 
einheitliche, klare und entſchiedene völkiſche Wille kann nicht durch die umme 
der jeweils lebenden Volks genoſſen, ſondern nur durch den Führer entfaltet 
werden. Das Volk kann ſich in unmittelbaren Abjtimmungen und Rund⸗ 
gebungen ſowie in Beſchlüſſen einer Volksvertretung zu dieſem Führerwillen 
vertrauend bekennen, aber es kann nicht aus ſich ſelbſt entſcheiden und han⸗ 
deln. Das Deutſche Reich ift keine Demokratie, in der das ſouveräne Volk fich 
felbft regiert; es iſt ein völkiſches Führ erreich, in dem das Volk die Subſtanz 
der politiſchen Einheit iſt, während der Volkswille durch den Führer hervor⸗ 
gehoben wird. Das völkiſche Reich beruht auf dem Führerentſcheid, nicht — wie 
die Demokratie — auf der volontẽ gen£rale. Aber trotzdem iſt das Sührertum 
keine ſelbſtherrliche, ſondern eine dienende Macht; der Führer dient, indem 
er den Willen der Gemeinſchaft bildet, dem Volk. Die Autorität des Führers, 
ſein verbindliches Anſehen, ſeine bezwingende Macht, beruhen nicht auf der 
äußeren Gewalt, ſondern fie gehen aus dem Dienſt an der Art und Sendung 
des Volkes hervor. Das Führertum hat feine Grundlage darin, daß der 
Führer das Weſen des Volkes ſchützt und entfaltet und die geſchichtliche Auf- 
gabe des Volkes, der er verpflichtet ift, erfüllt. 

Das völkiſche Reich iſt deshalb weder Abfolutismus noch Diktatur. Mit 
dem Abſolutis mus hat es nichts gemein, weil in ihm das Volk nicht Objekt 
der ſtaatlichen Wohlfahrtspflege und Machtentfaltung iſt, ſondern ſelbſt die 
lebendige Kraft und den Inhalt des Reiches ausmacht. Nicht der autoritäre 
Militär⸗ und Beamtenſtaat iſt das Ziel des völkiſchen Werdens; ſondern das 
Dolk ſelbſt ſoll im Reich die lebendige Ordnung feines Weſens und den Träger 
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feiner Sendung erhalten. Mit der Diktatur hat das völfifche Reich aus 
doppeltem Grunde nichts gemein: Der ſchillernde Begriff der Diktatur 
wird in der politiſchen Propaganda der weſteuropäiſchen Demokratien 
verwandt, um ein autoritäres und totalitäres Willkürſuſtem zu bezeichnen; 
hier iſt Diktatur mit Deſpotismus identiſch. Die unmittelbare und immer 
erneut bekräftigte Übereinſtimmung von Führer und Volk im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reich ergibt, daß diefes das gerade Gegenteil einer ſolchen 
„Diktatur“ iſt. Seinem urſprünglichen Sinne nach, wie er dem römiſchen 
Staatsrecht entſtammt, hat aber der Begriff der Diktatur nichts mit dieſem 
modernen Zerrbild zu tun. Auc; mit dieſer „aſſiſchen“ Diktatur iſt das 
völkiſche Reich jedoch nicht zu vergleichen, weil dieſe gar keine eigentliche 
ſelbſtändige Staatsform, wie Demokratie oder Monarchie, Parteienſtaat oder 
Sührerſtaat iſt. Die, klaſſiſche“ Diktatur iſt vielmehr eine politiſche Exſcheinung, 
die in allen alten Staatsformen auftritt, wenn in Zeiten der Not und Gefahr 
und Verfaſſungskriſe vorübergehend die geſamte Staatsgewalt einem Manne 
anvertraut wird, damit er ohne Rücksicht auf die Normen und Zuſtändig⸗ 
keiten der gewöhnlichen Ordnung den Beſtand der politiſchen Einheit rette. 
Insbeſondere in der Demokratie kann die Diktatur notwendig werden, weil 
jeder Gefahrzuſtand zeigt, daß es unmöglich iſt, mit den Sormen der Mehr⸗ 
heitsentſcheidung ſchwere Kriſen und Notlagen zu überwinden. In allen 
modernen Demokratien iſt in Notzeiten ein Dentil erforderlich, das die 


kllleinentſcheidung eines „Diktators“ an die Stelle der demokratiſchen Mehr⸗ 


heitsentſcheidung treten läßt. In der Weimarer Republik, in Frankreich und 
den Vereinigten Staaten — überall zeigt fich die Diktatur als das unentbehr⸗ 
liche Kriſenmittel der Demokratie.). Dieſe Diktatur iſt eine vorübergehende 
Ausnahmeregelung, die der Wiederherſtellung der normalen Zuſtände dient. 
Das völkiſche Sührerreich aber iſt eine endgültige und normale politiſche 
Ordnung, kein vorläufiger und vorübergehender Husnahmezuſtand. Die 
häufige antithetiſche Entgegenſetzung „Demokratie oder Diktatur?“ kann auf 
das Deutſche Reich in keinem Sinne angewandt werden. Es iſt weder 
Demokratie noch Diktatur, ſondern ein völkiſches Jührerreich. 
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Schrifttum: C. Dernedde, die Praxis der Amterverbindungen in der Der- 
faſſung und verwaltung des Reiches. Zeitſchr. f. d. geſ. StWiſſ. Bd. 98 (1958). S. 540 ff. 
J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 30. Januar 1937. 


) Dgl. p. Ritterbuſch, Parteienſtaat und Diktatur. Deutſches Recht. 1936. 
S. 11 fl. 
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Deutſche Derwaltungsblätter. 1937. S. 49 ff. Derſelbe, Wehrverfaſſung und 
Wehrrecht. 1959. S. 285 fl. — R. Höhn, Volk und Derfaſſung. Deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. 1937. S. 195 ff. — E. R. Huber, Das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reiches, Jeitſchr. f. d. geſ. St. Wiſſ. Bd. 95 (1935). S. 202 ff. - O. Koellreutter, 
Weſen und Rechtscharakter des deutſchen Volksſtaates. RD Rl. 1934. S. 806 ff. - 
Krüger⸗Reeße, Die Derfaffung der nationalſozialiſtiſchen Revolution. 3. Fortſ. 
(Staatsoberhauptgejeb). 1934. - $. Marſchall von Bieberftein, Die Derant⸗ 
wortlichkeit der Reichsminiſter. HbodstR. Bd. 1. S. 520 ff. - P. Ritterbuſch, Der 
Führer und Reichskanzler, des deutſchen Volkes Staatsoberhaupt. JW. 1934. 
S. 2193 ff. €. Schmitt, Der hüter der Derfafjung. 1931. - W. Weber, parla⸗ 
mentariſche Unvereinbarkeiten. AöR. N. S. 19. S. 161 ff. - Derfelbe, Kontra- 
ſignatur und Mitzeichnung bei Akten des Staatsoberhaupts. Ib. d. AkDn. 1937. 
S. 184 ff. 


a) Sührung und Amt _ 

Der Husdruck „Staatsoberhaupt“, den die deutſche Geſetzgebung in dem 
Geſetz vom 1. Auguſt 1934 für das Amt des Führers verwendet hat, iſt 
nicht unbedingt glücklich gewählt. Er iſt ein typiſcher Begriff der „allgemeinen 
Staatslehre“, der auf alle Staatsformen gleichmäßig angewandt werden 
kann und der des halb das Beſondere einer beſtimmten Staatsform nicht zum 
Ausdrud bringt. Das hat ſchon Hegel mit den treffenden Worten hervor⸗ 
gehoben: 

„Weil der Begriff eines Oberhaupts auf den verſchiedenartigſten Umfang von 

oberſter Staatsgewalt paßt, ſo iſt er völlig unbeſtimmt und hat eben deswegen gar 
keinen Wert; er gibt fi} dafür aus, etwas ausgedrückt zu haben und hat im Grunde 
nichts ausgedrückt). ; 
Ein Derftändnis für die in Deutſchland gegebene Derfaffungsform iſt nur 
möglich, wenn man ſich dabei ſtets vor Augen hält, daß es ſich nicht umirgend- 
ein Staatsoberhaupt in einem allgemeinen und unbeſtimmten Sinne han⸗ 
delt, ſonbern daß es um das eigenartige und unvergleichbare Amt des 
Sührers des Deutſchen Reiches und Volkes geht, das hier feine 
rechtliche Form erhalten hat. 

Das Staatsoberhauptgeſetz, das die oberſten politiſchen Funktionen des 
Reiches in dem Amt des Führers vereinigt hat, hat die Einheit von volk, 
Bewegung und Staat vollendet. Das Dolf hat ſich in den großen Abſtim⸗ 
mungen vom 5. März und 12. November 1933, ſowie vom 19. Auguft 1934 
vertrauend zu ſeinem Führer bekannt. Die Bewegung hat — auch durch 
Kriſen und Gefahren hindurch — ihre Treue zum Führer bewährt und auf 
den großen Parteitagen in Nürnberg das uneingeſchränkte Bekenntnis zum 
Führer eindrucksvoll bekundet. Der Staat hat im Führer des Volkes und der 
Bewegung auch feinen Führer erhalten, der alle politiſche Gewalt in ſich 
vereinigt und an der Spitze aller ſtaatlichen Ordnungen und Formationen 


1) G. S. W. Hegel, Die Verfaſſung Deutfchlands. klusg. Meiner⸗Verlag. S. 15 f. 
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fteht. Durch den Führer find Volk, Bewegung und Staat zu der übergreifen- 
den Einheit des Reiches zuſammengeſchloſſen worden. 

Der Auffaſſung, daß der Sührer ein „mt“ bekleide, iſt von R. Höhn ent⸗ 
gegengehalten worden, daß der Begriff des Amtsträgers nur in einer „An- 
ſtaltseinheit“, nicht aber in einer ſichtbaren Gemeinſchaft möglich feil). Diefe 
kluffaſſung, die im „Amt“ nur eine techniſch⸗behördliche Organiſationsform 
ſieht, wird ſchon dadurch widerlegt, daß in der Bewegung gerade für die In⸗ 
haber politiſcher Führungsaufgaben der Begriff des Amtsträgers verwandt 
wird. Aber der erwähnte Einwand verkennt darüber hinaus den Sinn, den 
das deutſche Wort „Amt“ von jeher gehabt hat. Es bezeichnet gerade eine 
beſtimmte führende Stellung und einen beſtimmten kufgabenkreis in der 
Gemeinſchaft; es meint nicht fo ſehr die Inftitution als die Aufgabe und 
denkt nicht ſo ſehr an eine behördliche Organiſation als an die Perſon des 
Aimtsinhabers. Darüber hinaus aber liegt im Begriff des „Amtes“ der Ge⸗ 
danke einer gebundenen Verantwortlichkeit des Amtsinhabers vor dem Volk, 
der Geſchichte und der ewigen Dorfehung. Don dem durch ſolche Weſenszüge 
gekennzeichneten, politiſch⸗charismatiſchen Begriff des „Amtes“ gehe ich aus, 
wenn ich vom „Amt des Führers“ fpreche?). Es iſt dabei durchaus nicht an 
ein „Staatsamt“ im behördlich⸗techniſchen oder anſtaltlichen Sinne gedacht; 
es iſt auch nicht gemeint, daß dieſes Amt „über Volk und Bewegung“ 
ſtehen ſoll, wie Höhn mir a. a. O. unterſtellt. Der Führer ſteht in Volk, Be⸗ 
wegung und Staat als Träger feiner umfaſſenden politiſchen Sührungsauf- 
gabe („Amt“), und er ſteht in der „übergreifenden“, d. h. zuſammenfaſſen⸗ 
den Einheit des Reiches, deſſen Haupt er iſt. „Der Sührer ift in der Tat nicht 
nur ein Glied und ein Organ des Reiches, aber er iſt das Haupt des Reiches 
(W. Schönfeld). 


b) Die Entſtehung des Amtes 


Das Amt des Führers hat ſich aus der nationalſozialiſtiſchen Bente 
entwickelt. Es iſt in feinem Urſprung kein ſtaatliches Amt. Dieſe Tatſache 
darf nie aus dem Auge gelaffen werden, wenn man die heutige politiſche 
und rechtliche Stellung des Sührers verſtehen will. Aus der Bewegung erſt 
iſt das mt des Führers in das Reich hineingewachſen, zunächſt indem der 
Sührer die Befugniſſe des Reichskanzlers übernahm, dann indem er die 
Stellung des Reichsoberhauptes antrat. Die primäre Bedeutung kommt dabei 


) R. Höhn, volk und Verfaſſung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1937. S. 209. 

2) Ebenſo J. Heckel, Die Führerrede und das ſog. Ermächtigungsgesetz vom 
30. Januar 1937, Deutſche Derwaltungsblätter, 1937, S. 58 ff., - Derfelbe, Wehr⸗ 
verfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 285, Anm. 1. . 
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dem „Sührer der Bewegung“ zu; er hat die beiden oberften Funktionen der 
politiſchen Reichsleitung in ſich aufgeſogen und dadurch das neue Amt des 
„Sührers des Volkes und Reiches“ geſchaffen. Das iſt keine äußere Sum⸗ 
mierung verſchiedener Amtsſtellungen, Funktionen und Befugniffe; man 
kann nicht von einer Amterunion“ in der perſon des Führers ſprechen, was 
auf bekannte Vorſtellungen, wie die Perfonal- oder Realunion, hinweiſen 
würde. Es beſteht keine Amtervereinigung, ſondern eine Amts⸗ 
einheit. Der Führer vereinigt in ſich nicht nebeneinander die alten Ämter 
des Reichs präſidenten und des Reichskanzlers, ſondern er bekleidet ein ein⸗ 
heitliches neues Amt!) 

während der Übergangszeit vom 30. Januar 1935 bis zum 2. Auguft 
1934 ſtand neben dem Zührer noch der Reichspräſident an der Spitze 
des Reiches. Doch trat der Reichs präſident, deſſen politifcher Einfluß bis 
zum Januar 1955 ſtändig geſtiegen war, nunmehr von der unmittelbaren 
politiſchen Leitung und aus dem Vordergrund des politiſchen Geſchehens 
zurück. Der „Sührer und Reichskanzler“ übernahm die eigentliche politiſche 
Leitung des Reiches. Doch ſank der Reichs präſident damit nicht in die bloß 
dekorative und allenfalls ausgleichende Funktion zurück, die ihm die Wei- 
marer Derfaffung urſprünglich zuzuweiſen gedachte. Er trat vielmehr in eine 
neue, beſonders wichtige politiſche Funktion ein. Die große geſchichtliche 
Aufgabe der Übergangszeit 1935/54 beſtand darin, das ganze volk unter 
nationalſozialiſtiſcher Führung zu einer politiſchen Einheit und einer wirk⸗ 
lichen Gemeinſchaft zuſammenzufügen. Die totale Durchſetzung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung und die endgültige Versöhnung des tödlich zer⸗ 
riſſenen Volkes waren die beiden Teile dieſer Aufgabe, die nur gemeinſam 
gelöſt werden konnten, und die durch das Bündnis zwiſchen dem greiſen 
Reichs präſidenten und dem Sührer der jungen Bewegung erfolgreich bewäl- 
tigt wurden. Im Reichspräſidenten von Hindenburg und im Führer und 
Reichskanzler Adolf Hitler gemeinſam wurde die neue Einheit des deut⸗ 
ſchen Volkes dargeſtellt. Beide zuſammen verkörperten die Verbindung 
zwiſchen „der ruhmreichen Vergangenheit des Deutſchen Reiches und der 
kraftvollen Wiedergeburt der deutſchen Nation“). Dem gührer und Kanzler 
oblag es dabei, die neuen Ziele aufzuſtellen, die neuen Aufgaben anzu⸗ 
packen, die neuen Kräfte einzuſetzen. Ihm kam daher die politiſche Ceitung 

) C. Dernedde, Die Praxis der Amterverbindungen. Zeitſchr. f. d. geſ. StWiſſ. 
Bd. 98, S. 549 f., behauptet, es beſtehe in der perſon des Führers eine Verbindung 
von Parteiamt und Staatsamt; ich halte dieſe Anſicht aus den im Text angeführten 
Gründen für unrichtig. 


) Dgl. den Erlaß des Reichspräſidenten über die vorläufige Regelung der 
Slaggenhiſſung vom 12. März 1955 (RG Bl. I 103). 
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i und Geſtaltung zu. Die Sunktion des Reichspräſidenten in diefer Zeit da⸗ 
gegen war weſentlich die einigende und verſöhnende Verkörperung des ge⸗ 
ſamten Volkes und des geſchloſſenen Reiches auf Grund der überkommenen 
Kräfte unſeres Volkstums und unſerer Geſchichte. Er verſinnbildlichte die 
Größe des alten Reiches und den Geiſt des preußiſchen Soldatentums; er 
leitete die geſunden Kräfte und die ewigen Werte der deutſchen Über⸗ 
lieferung in das neue Reich ein. Dieſe politiſche Zunktion war natürlich auf 
eine gewiſſe Übergangszeit beſchränkt, und fie war untrennbar mit der per⸗ 
fon des Generalfeldmarſchalls von Hindenburg verbunden. Daher war es 
unnötig und unmöglich, fie nach feinem Tode in irgendeiner Form fort⸗ 
führen zu laſſen. Mit dem Tode des Reichspräfidenten mußte das Amt, das 
nun ohne Sinn geworden wäre, erlöſchen, und der Führer konnte zwar die 
einzelnen rechtlichen Befugniffe, nicht aber das Amt des Reichspräfidenten 
als Ganzes übernehmen. 

In der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 2. Auguft 1934 hatte der 
Sührer formell das Amt des Reichskanzlers inne. Doch darf das nicht. 
darüber hinwegtäuſchen, daß ſchon damals in der Sache keine innere Über⸗ 
einſtimmung der Führerſtellung mit der des Weimarer Kanzlers beſtand. 
Der Weimarer „Reichskanzler“ war ein ſtaatliches Organ, dem eine be⸗ 
ſtimmte Pofition im Syftern der parlamentariſchen, gewaltenteilenden De⸗ 
mokratie zukam. Er war ein Glied der Exekutive, aber er war in dieſer 
Stellung durch die übrigen Gewalten aufs ſtärkſte beſchränkt. Zwar gab die 
Verfaſſung ihm das Recht, die „Richtlinien der politik“ zu beſtimmen, aber 
dieſe Befugnis war durch Einwirkungs⸗ und Mitwirkungsrechte des Reichs⸗ 
tags, der Reichsregierung und des Reichspräſidenten dreifach eingeengt!) 
Dagegen war ſchon in der Übergangszeit der Führer von ſolchen Einwir⸗ 
kungen gänzlich frei. Er befand ſchon damals in voller Unabhängigkeit 
über die Ziele, Methoden und Grundentſcheidungen der Politik. Die Abhän- 
gigkeit vom Reichstag beſtand nicht mehr; der Reichstag war im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reich kein Inſtrument des organiſierten Mißtrauens mehr, ſon⸗ 
dern er wurde eine Einrichtung, die die geiſtige Ubereinſtimmung zwiſchen 
Führer und Volk zu ſichtbarem Ausdruck bringt. Auch die Abhängigkeit vom 
Regierungs kollegium war von Anfang an verſchwunden. Das Rollegial⸗ und 
Koalitionsprinzip der Weimarer Derfafjung wurde in der neuen Reichs⸗ 
regierung durch das Führerprinzip erſetzt. Der Führer zeichnete nicht im 
Rahmen eines allgemeinen Roalitionsprogramms nur „Richtlinien“ vor, er 
gab nicht nur einen „Kurs“ an; er traf vielmehr von Anfang an alle maß⸗ 
gebenden Entſcheidungen und leitete ſelber die Politik. Selbſt die Abhängig⸗ 

1) Siehe oben, S. 18. 
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keit vom Reichspräſidenten wurde in der Übergangszeit aufgehoben. Der 
Sührer hatte ſchon in dieſer Zeit die ſelbſtändige Ceitung des Reiches, die 
ihm durch das Vertrauen des Reichspräfidenten übertragen worden war, in 
der Hand. Die Ausübung der Reichsleitung durch den Führer war nicht der 
Kontrolle des Reichspräfidenten unterworfen, nicht von feiner Zuſtimmung 
abhängig oder an feine Aufträge gebunden. Der Reichspräfident hatte mit 
der Entſcheidung vom 30. Januar 1933 dem Sührer und feiner Bewegung 
die Macht und Verantwortung im Deutſchen Reiche übertragen, und dieſer 
Akt war nicht, wie eine gewöhnliche Kanzlerernennung, frei widerruflich, 
ſondern er hatte endgültigen Charakter. Nichts zeigt deutlicher als dieſer 
Umſtand, daß die Stellung des Führers mit dem Umt des Reichskanzlers im 
Sinne der Weimarer Verfaſſung ſchon damals weſensmäßig nichts mehr 
gemein hatte. 

Als der Tod des Generalfeldmarſchalls und Reichspräfidenten von hin⸗ 
den burg nahte, beſchloß die Reichsregierung am 1. Auguft 1934 das Geſetz 
über das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reiches. Das Geſetz trat am 2. Au⸗ 
guft 1934 mit dem Tode des Reichspräfidenten in Kraft. Es vereinigte die 
Ämter des Reichspräſidenten und des Reichskanzlers und übertrug die bis⸗ 
herigen Befugniſſe des Reichspräfidenten auf den Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler. Die Fortführung der bis dahin beibehaltenen Ämtertrennung 
war nicht nur unmöglich, weil die einmalige und einzigartige Aufgabe des 
Reichspräfidenten von Hindenburg in der Schickſalswende des Jahres 1933 
erfüllt worden war. Sie war auch aus verfaſſungsrechtlichen Gründen aus⸗ 
geſchloſſen, weil dieſe Trennung zwiſchen dem „Staatsoberhaupt“ und dem 
„Regierungschef“ ein typiſches Merkmal des konſtitutionellen und parla⸗ 
mentariſchen Suſtems iſt, das mit der Sührerverfaffung nicht vereinbar iſt. 
Im konſtitutionellen und parlamentariſchen Staat braucht man eine oberſte 
repräſentative Geſtalt, die ein Minimum von Juſtändigkeiten beſitzt, dafür 
aber dem Streit der Parteien entzogen iſt und keine Verantwortung gegen⸗ 
über dem parlament trägt. Daneben braucht man im Regierungschef den 
parlamentariſch verantwortlichen Leiter der Geſchäfte. Dieſer Dualismus in 
der oberſten Regierungsgewalt kann in der Sührerverfaſſung nicht beſtehen, 
wo es entſcheidend darauf ankommt, daß die oberſte politiſche Ceitung voll⸗ 
ſtändig in der Hand eines Mannes liegt: ein Volk, ein Reich, ein Führer! 

In der Volksabſtimmung vom 19. Auguft 1934 ſprach ſich das deutſche 
Volk mit überwältigender Mehrheit für den Übergang der alleinigen oberſten 
politiſchen Leitung des Reiches auf den Führer aus. Verfaſſungsrechtlich und 
politiſch bedeutete dieſe Volksabſtimmung keine „Entſcheidung“, ſondern 
ein „Bekenntnis“. Sie begründete nicht erſt die Rechtsſtellung des Führers 


— 
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und war deshalb keine eigentliche „Beſtätigung“ und keine vom Volke vor⸗ 
genommene Geſtaltung. Sie war eine klkklamation des Volkes!) zu der recht⸗ 
lichen und politiſchen Cage, wie ſie durch das Geſetz unmittelbar herbei⸗ 
geführt worden war. Trotzdem war fie nicht rechtlich bedeutungslos. Das 
Vertrauen des Volkes iſt in einem tieferen Sinne konſtitutiv für das Amt 
des Führers im völkiſchen Reich. Verfaſſungsrechtlich bedeutſam iſt vor allem, 
daß dieſe Volksabſtimmung auf Wunſch des Führers ſelbſt veranftaltet 
wurde. Nicht vom Volke ging der Antrieb zur Abſtimmung aus; es nahm 
nicht für ſich in Unſpruch, durch eine Wahl im Sinne der formalen Demo⸗ 
kratie ein „oberftes Staatsorgan“ zu beſtellen. Sondern hier wurde ein klkt 
des bekennenden Vertrauens vollzogen, der die weſentliche Grundlage des 
deutſchen Derfaſſungslebens geworden iſt. Daß Vertrauen die Grundlage 
der politiſchen Führung iſt, wurde in dieſem Vorgang allen bewußt, und 
der Führer ſelbſt hat in dem Brief an den Reichsinnenminiſter Dr. Frick 
vom 2. fluguſt 1954 das Vertrauen zwiſchen Führer und Volk als das eigent⸗ 
liche Prinzip der Führerverfaſſung de Die entſcheidende Stelle des 
Schreibens lautete: 

„Seit durchdrungen von der Überzeugung, daß jede Staatsgewalt vom Volke 

ausgehen und von ihm in freier und geheimer Wahl beſtätigt ſein muß, bitte ich 
Sie, den Beſchluß des Kabinetts - unverzüglich dem deutſchen Volke zur freien 
Volksabſtimmung vorlegen zu laſſen.“ 
Dieſes Wort des Sührers iſt nicht nur eine einmalige politiſche Kundgebung, 
ſondern es iſt — in einem geſchichtlich entſcheidenden Wendepunkt geſpro⸗ 
chen — ein Grundſatz unſeres neuen Verfaſſungsrechts. Denn nicht nur Ge⸗ 
ſetze und Derorönungen verkünden das deutſche Derfaſſungsrecht, ſondern 
das Verfaſſungsleben ſelbſt enthüllt uns die rechtlichen Fundamente der 
völkiſchen Ordnung. Man wird annehmen dürfen, daß jeder künftige Führer 
des Deutſchen Reiches und Volkes dem vorbildlichen Beiſpiel Adolf Hitlers * 
Folge leiſten wird. 

Das Amt des Reichsoberhauptes, genauer des Führers des Deutſchen 
Reiches und Volkes, iſt ein neues Amt. Es iſt unrichtig, den Inhalt des Ge⸗ 
ſetzes vom 1. Auguft 1934 dahin zu umſchreiben, daß durch die Vereinigung 
der Parteiführerſtellung mit den beiden in der Weimarer Verfaſſung vor⸗ 
geſehenen Ämtern des Reichspräſidenten und des Reichskanzlers nun das 
Amt des deutſchen Staatsoberhauptes entſtanden fei. An der Spitze des 
Deutſchen Reiches und Volkes ſteht der Führer; fein Amt iſt keine Kombi⸗ 

) J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 30. Januar 
1937, Deutſche Derwaltungsblätter, 1937, S. 60, hat gegen den Begriff klkklamation 


eingewandt, daß er bloße Huldigung bedeute; es geht aus dem Text hervor, wie 
hier das Wort für die Bekundung des bekennenden Vertrauens verwandt wird. 
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nation von Parteiführer-, Präfidenten- und Kanzlerſtellung, und es iſt nicht 
erſt am 2. Auguft 1934 geſchaffen worden. Das Amt des Führers iſt in der 
Bewegung entſtanden und hat ſich am 30. Januar 1933 auf das ganze Volk 
und das Reich ausgedehnt. Seit dieſem Tage gibt es einen Mann, der das 
deutſche Volk und Reich führt, und dieſe unktion iſt weder mit den Auf⸗ 
gaben des Reichskanzlers noch mit denen des Reichspräſidenten identisch. 
Auf den Führer des Volkes und Reiches find am 30. Januar 1933 die ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Aufgaben und Befugniſſe des Reichskanzlers über⸗ 
gegangen, ohne daß jedoch das Weſentliche und Entſcheidende des Sührer- 
amtes in der Kanzlerſtellung beruht. Am 2. Auguft 1934 find dann auf den 
Sührer weiter die Befugniſſe des Reichspräfidenten übergegangen, wie⸗ 
derum ohne daß die Subſtanz des Führeramtes aus der Präfidentenftellung 
hergeleitet werden könnte. Das Amt des Sührers iſt ein neues Amt, aber es 
iſt nicht erſt am 2. Auguft 1934 entſtanden, ſondern es war bereits vorhanden 
und iſt an dieſem Cage nur um eine Reihe von Einzelbefugniſſen vermehrt 
worden; es hat dadurch die äußere Dollitändigfeit erhalten). Die einzelnen 
Kanzler⸗ und Präfidentenbefugniffe, die ſich im Amt des Führers finden, 
machen nicht das Weſen dieſer Stellung aus, ſondern ſind nur die äußeren 
Geſtaltungsmittel für das dem Weſen nach urſprüngliche und ſelbſtändige 
Sühreramt. 

Man kann daher nicht ſagen, daß der Führer drei verſchiedene Amter 
verwalte: das des Reichspräfidenten, das des Reichskanzlers und das des 


Parteiführers, und es ift nicht möglich, die einzelnen Handlungen des 


Sührers in die entſprechenden drei Gruppen einzuteilen. Zwar bedient ſich 
der Führer für die einzelnen Obliegenheiten dreier verſchiedener Kanzleien: 
der Präſidialkanzlei, der Reichskanzlei und der Kanzlei des Führers der 
NSDAp., und für dieſe drei Kanzleien find natürlich gewiſſe Zuftändigfeits- 
abgrenzungen notwendig!). Aber es handelt ſich dabei um eine bloß organi⸗ 
ſatoriſch⸗techniſche Trennung von Geſchäftsbereichen, die die weſensmäßige 
Einheit des Amtes nicht in Stage ſtellt. Die aus techniſchen Gründen not⸗ 


) J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht, S. 25, Anm. 11, hat dagegen 
eingewandt, dieſe Deutung werde durch die beſondere Feierlichkeit der Vorgänge 
des Auguft 1954 widerlegt. Aber auch Heckel betont, daß das „Amt des Dolks⸗ 
führers im Sinn providentieller Sendung“ bereits in der Bewegung gebildet war, 
und daß das Geſetz vom 1. Auguſt 1934 dieſe Sendung nur „in ihrer Vollgewalt 
organiſatoriſch. .. bekräftigt“ hat. Auch für Heckel wird ſomit das Amt des Führers 
durch das Geſetz vom 1. Huguſt 1934 nicht eigentlich geſchaffen, ſondern nur in 
feinem äußeren Beſtande bekräftigt, eine kluffaſſung, die von der des Cextes nicht 
weſentlich verſchieden zu ſein ſcheint. \ 

) Dol. C. Derneöde, Die Praxis der Amterverbindungen. Jeitſchr. f. d. def. 
Staatswiſſ. Bd. 98. S. 546 f. E 
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wendige Reffortabgrenzung zwiſchen den Kanzleien darf aber nicht dazu 
führen, daß das Amt des gührers ſelber zerlegt wird; das hieße den Kanzlei= 
gedanken über den Führergedanken ſtellen. Die früher verſchiedenen Amter 
ſind heute zu einer einheitlichen Funktion, dem Amt des Führers des 
Deutſchen Reiches und Volkes zuſammengewachſen. Es iſt deshalb 
auch ſinnlos, zu fragen, ob der Führer beſtimmte Befugniſſe als „Inhaber 
der früheren Präſidentenbefugniſſe“, als „Reichskanzler“ oder als „Sührer 
der NSDAP.” ausübt. In der Kanzleipraris wird aus Gründen der Reſſort⸗ 
abgrenzung zwar eine ſolche Unterſcheidung verſucht. So ſagt ein Schreiben 
des Chefs der Reichskanzlei vom 16. Oktober 1934 an die Reichs miniſter über 
die verſchiedenen Formen der Geſetzgebung): 

„Die nach Art. I des Geſetzes zur Behebung der Not von Dolk und Reich vom 
24. März 1933 (RGBl. I S. 131) von der Reichsregierung beſchloſſenen Ge ſetze 
werden vom Führer und Reichskanzler nicht in feiner Eigenſchaft als Staatsober⸗ 
haupt, ſondern in ſeiner Eigenſchaft als Reichskanzler ausgefertigt und verkündet.“ 
Sie ſind deshalb der Reichskanzlei zuzuleiten. „Dagegen ſind die vom Reichstag 
beſchloſſenen Geſetze und ſolche Verordnungen, Erlaffe uſw., deren Vollziehung 
nach bisherigen Dorſchriften dem Reichspräſidenten zuſtand . . . vom Führer und 
Reichskanzler in ſeiner Eigenſchaft als Staatsoberhaupt zu vollziehen Dieſe 
Geſetze, Verordnungen uſw. find dem Staats ſekretät und Chef der Präſidialkanzlei 
zuzuleiten.“ 

Dieſe Stellungnahme hat Bedeutung für die Geſchäftsverteilung zwiſchen 
den Kanzleien, die ſich an die überlieferte Zweiteilung von Kanzler⸗ und prã⸗ 
ſidentenbefugniſſen anlehnt. Aber eine heute noch fortbeſtehende fachliche 
und funktionelle Amterteilung kann aus dieſem amtlichen Schreiben nicht 
abgeleitet werden. Es iſt nicht angängig zu ſagen, daß der Führer die Geſetze 
„als Reichskanzler“, nicht „als Staatsoberhaupt“ ausfertige. Alle Entſchei⸗ 
dungen, die er trifft, ſtehen ihm als dem Inhaber des unteilbaren und unzer⸗ 
legbaren Amtes des Führers des Deutſchen Reiches und Volkes zu. 


c) Die Berufung des Führers 

Don den Dorfchriften der Weimarer Derfaffung, die die Berufung des 
Reichspräſidenten regeln, iſt keine einzige auf das Amt des Führers anwend⸗ 
bar. Sie gelten nicht mehr und find auch bei der Übertragung des Amtes 
auf Adolf hitler nicht beachtet worden. Der Artikel 41, der die Wahl des 
Reichspräſidenten durch das Volk vorſchrieb, ift nicht mehr in Kraft. Die 
Abitimmung vom 19. Auguft 1954 war keine Wahl, ſondern ein Bekenntnis 
des Volkes zu der bereits getroffenen Entſcheidung. Der Artikel 42, der den 
Derfafjungseid des Reichspräfidenten gegenüber dem Reichstag forderte, 


) Text veröffentlicht bei C. Dernedde, a. a. O., S. 547. 
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findet auf den Sührer keine Anwendung. Es gibt im Jührerreich keine poli⸗ 
tiſche Bindung des Führers gegenüber dem Parlament auf die ge- 
ſchriebene Derfaſſung, wie fie durch den Eid des Staatsoberhauptes in kon⸗ 
ſtitutionellen und parlamentariſchen Staaten begründet wurde. Der Artikel 43 
Abſ. 1, der die Amtszeit des Reichspräſidenten auf ſieben Jahre feſtſetzte, 
iſt natürlich aufgehoben; der Führer ift ohne zeitliche Beſchränkung ins Amt 
berufen worden. Der Artikel 43 Abſ. 2, der die Übſetzung des Reichspräſi⸗ 
denten auf Antrag des Reichstags durch Dolksabſtimmung vorſah, iſt im 
Sührerreich unmöglich. Er gehörte zu den Einrichtungen des Weimarer 
Suſtems, die ein Gleichgewicht zwiſchen der präſidialen und der parlamen⸗ 
tariſchen Gewalt ſchaffen ſollten; das Volk war hier als Schiedsrichter in 
einem Konflikt zwiſchen Reichspräſidenten und Reichstag, den beiden ober⸗ 
ſten Reichs organen, eingeſetzt. Das Führerreich dagegen beruht nicht auf dem 
Gleichgewicht zwiſchen Führer und Reichstag, ſondern auf dem unbedingten 
Vorrang des Führers; das Volk hat keine ſchiedsrichterliche Sunktion, und 
eine Hbſetzung des Sührers durch Volksabſtimmung kommt nicht in Betracht. 
In allen dieſen Einzelfragen hat die nationalſozialiſtiſche Revolution die in 
der parlamentariſch⸗präſidialen Weimarer Republik gültigen Beſtimmungen 
umgeworfen. 8 

fluch der Artikel 44 der Weimarer Derfaffung, der die Unvereinbarkeit 
des Präſidentenamtes mit der Zugehörigkeit zum Reichstag ausſprach, hat 
ſeine Geltung verloren. Die „Inkompatibilität“ von Präfidentenamt und 
Reichstags mandat entſprang den Grundgedanken des liberalen Verfaſſungs⸗ 
ſtaats: einmal dem Gedanken der Gewaltenteilung und zum anderen dem 
Grundſatz von der Neutralität des Staatsoberhaupts!). Gemäß dem Ge⸗ 
waltenteilungsdogma war die Anhäufung von Funktionen der Exekutive 
und der Legislative in einer hand verboten. Der Reichspräſident als oberſter 
Träger der Exekutive durfte nicht Mitglied des geſetzgebenden Reichstags 
fein. Dazu kam in Artitel 44 die Dorftellung, daß der Reichs präſident als 
„pouvoir neutre“, als „Hüter der Verfaſſung“, über allen politiſchen 
Kämpfen und ſozialen Intereſſenſtreitigkeiten ſtehen ſollte. Er hatte die 
ausgleichende Sunktion eines neutralen Schlichters; deshalb durfte er nicht 
ſelbſt im Reichstag an den politiſchen Auseinanderſetzungen teilnehmen. 
Das ungeſchriebene Geſetz, nach dem im parlament über das Staatsober⸗ 
haupt nicht kritiſch geſprochen werden darf, ſetzt die Inkompatibilität von 
Präfidentenamt und Abgeordnetenmandat voraus. Dieſe inneren Gründe 
für die Unvereinbarkeitsvorſchrift des Art. 44 beſtehen im Jührerreich nicht. 


2) Dgl. W. Weber, Parlamentariſche Unvereinbarkeiten. klöR. N. F. 19. S. 179, 
202 ff. RL 
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Die Trennung von Exekutive und Legislative iſt überwunden; die oberſten 
politiſchen Funktionen find in der Hand des Führers vereinigt. Der Sührer iſt 
nicht auf eine oberſte neutrale Schlichtung beſchränkt, ſondern trifft von ſich 
aus die maßgebenden politiſchen Entſcheidungen; ihm obliegt gerade die 
aktive politiſche Geſtaltung. Der Reichstag ſchließlich iſt kein Schauplatz von 
Intereſſenſtreitigkeiten und von Intereſſenkompromiſſen, ſondern er ver⸗ 
körpert als oberſte politiſche Vertretung die innere Übereinſtimmung von 
Dolk und Führung. Die Zugehörigkeit des Führers zum Reichstag bringt 
die untrennbare Einheit von Volk und Führung, die Gemeinſamkeit des 
Einſatzes aller ſtaatlichen Funktionen und aller politiſchen Kräfte zum Aus» 
druck. Sie entſpricht daher gerade den Grundſätzen des Führerreiches. Natür⸗ 
lich bleibt der Führer auch im Reichstag „Führer“ und wird kein „Abgeord- 
neter“ neben anderen Dolfsvertretern. Gerade als Führer gehört er zum 
Dolke und zur Volksvertretung, und die Überwindung des alten Dualismus 
von Obrigkeit und Volk tritt uns in der Zugehörigkeit des Führers zum Reichs⸗ 
tag ſichtbar entgegen. Die Inkompatibilität war das Kerninſtitut einer libe⸗ 
ralen Staatskonſtruktion, die nach der Trennung der politiſchen Faktoren 
und ihrer Kompetenzen ſtrebte, um die Sicherheit des Bürgers zu erhöhen. 
Natürlich iſt das völkiſche Reich kein „Staat der unbeſchränkten Kompatibili= 
täten“, und es gibt viele Sälle, in denen ſinnvollerweiſe eine Trennung von 
Funktionen Platz greifen muß. Doch entſpricht die Verbindung von Sührer⸗ 
amt und Volksvertretung dem Geiſt des neuen Reiches, das auf der Ge⸗ 
meinſchaft von Führer und Volk aufgebaut iſt. 

Unanwendbar geworden iſt auch das Stellvertretergeſetz vom 17. De⸗ 
zember 1932, das die Stellvertretung des Reichspräſidenten dem Reichs⸗ 
kanzler entzog und auf den Präſidenten des Reichsgerichts übertrug. Dieſes 
Geſetz verdankte ſeine Entſtehung einer ganz beſtimmten politiſchen Situa⸗ 
tion. Es wandte ſich gegen die Gefahren, die aus einer denkbaren Der- 
einigung aller politiſchen Exekutivgewalt in der hand des damaligen Reichs⸗ 
kanzlers möglicherweiſe erwachſen wären. Es entſtand aus dem Mißtrauen 
und dem Kampf des Reichstags gegen den damaligen Reichskanzler. Dieſe 
politiſche Situation war überwunden, nachdem in Adolf Hitler der vom 
Dertrauen des Volkes und des Reichstags getragene Führer die Befugniſſe 
des Kanzlers übernommen hatte. Eine Wiederkehr der politiſchen Situation 
des Dezember 1932 war damit ausgeſchloſſen. Infolgedeſſen trat mit der 
Eroberung der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung das Stell⸗ 
vertretergeſetz ſtillſchweigend außer Kraft; die Stellvertretung des Reichs⸗ 
präſidenten ging auf den Führer und Reichskanzler über!). Auf das neue 

) C. Schmitt, Staat, Bewegung, Volk. S. 9 Anm. 1. 
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Amt des Sührers kann dieſes Stellvertretergeſetz erſt recht nicht angewandt 
werden. Es gelten heute aber auch die urſprünglichen Stellvertretungs⸗ 
vorſchriften der Weimarer Verfaſſung nicht mehr. Die Vertretung durch den 
„Reichskanzler“ iſt mit der Amtervereinigung obſolet geworden. Der Stell- 
vertreter muß heute vom Führer ſelbſt ernannt werden. So wurde am 12. 
März 1938 der Generalfeldmarſchall Göring vom Führer mit feiner Der- 
tretung für die Zeit der Abweſenheit von Berlin, die durch die Ereigniſſe in 
Oſterreich notwendig geworden war, beauftragt). Die Ernennung des Der- 
treters durch den Sührer gilt auch für eine längere Vertretung, für die die 
Weimarer Verfaſſung den Erlaß eines beſonderen Geſetzes vorſchrieb. Auch 
in ſolchen Fällen wird heute ein Dertretungsauftrag des Führers genügen 
und kein beſonderes Reichs geſetz notwendig ſein. N 

Neue Vorſchriften über die künftige Berufung des Sührers ſind bisher 
nicht geſetzlich feſtgelegt worden. Schon heute kann aus dem ungeſchriebenen 
Verfaſſungsrecht des Reiches darüber folgendes entnommen werden: Die 
Sührung von Bewegung, Volk und Reich bildet eine unlösliche Einheit. 
Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat ſpricht das zwar nicht mit ausdrücklichen Worten aus, iſt aber 
auf dieſer ſelbſtverſtändlichen Dorausfegung aufgebaut. Seit dem Siege 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung gilt der ungeſchriebene verfaſſungs⸗ 
rechtliche Grundſatz, daß der Führer der NSDAP. zugleich der Führer des 
Reiches iſt. Die Einheit der Reichsführung und der Parteiführung iſt die 
verfaſſungsrechtlich völlig unentbehrliche Grundlage, auf der erſt die Einheit 
von partei und Staat, die die neue Verfaſſung beſtimmt, erwachſen kann. 
Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 geht ſtillſchweigend von der verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Notwendigkeit diejer Amts einheit aus. Der $ 8 des Geſetzes macht 
die Selbſtverſtändlichkeit dieſer Aimtseinheit deutlich, indem er dem „Reichs⸗ 
kanzler als Führer der Bewegung“ das Recht zuweiſt, Husführungsbeſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. Nachdem das Staatsoberhauptgeſetz vom 1. Auguft 
1934 die Befugniffe des Reichspräfidenten in das Amt des Führers ein⸗ 
bezogen hat, vereinigt dieſer in ſich untrennbar alle ſtaatlichen und alle der 
Bewegung zugehörigen Sunktionen. Innerhalb dieſes unteilbaren Amtes 
hat die Stellung in der partei allerdings einen unverkennbaren, auch recht⸗ 
lich bemerkenswerten Vorrang. Das Deutſche Reid iſt ein Bewegungs⸗ 
Itaat?), d. h. die NSDAP. iſt die politiſche Gemeinſchaft, die das Volk zur 
willensfähigen Einheit zuſammenfaßt und das Reich trägt und geſtaltet. 
Deshalb iſt die Führung in der partei auch heute noch die urſprüngliche, 

) Dölkiſcher Beobachter, Nordd. Ausgabe, Nr. 72, vom 13. märz 1938. 

) Pgl. E. R. Buber, Die Deutſche Staatswiſſenſchaft. 3. geſ. StW. Bd. 95. S. 36 ff. 
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erſtrangige Stellung; die Sührung im Reich ſchließt ſich als notwendige Folge 
an. Adolf Hitler iſt nicht als Reichso berhaupt Sührer der Partei; er iſt als 
Sührer der Bewegung auch Sührer des Reiches und Volkes. Diefes Rang⸗ 
verhältnis wird auch in künftigen Zeiten ein Verfaſſungsgrundſatz des durch 
die Bewegung beſtimmten und getragenen Reiches ſein. 


$ 19 
Führer und Reichsregierung 
a) Der flufbau der Reichsregierung 


Die Aufgabe des Führers iſt die politiſche Leitung des Reiches. In allen 
Bezirken des politiſchen Geſchehens gibt der Sührer die Ziele an, die zu er⸗ 
ſtreben ſind, beſtimmt er die Methoden, die zu befolgen ſind, und trifft er 
die Grundentſcheidungen, die notwendig werden. Die Führergewalt iſt die 
politiſche Gewalt“ im neuen Reiche. Der Ausdruck „Führung“ ſagt beffer 
als der Ausdrud „Regierung“, der bisher für die oberſte Ceitung im Staate 
gebraucht wurde, daß es ſich um den Einſatz der geſammelten politifchen 
Kraft des Volkes für die gemeinſamen großen Ziele handelt. In allen An⸗ 
gelegenheiten der Bewegung, des Volkes und des Reiches hat der Sührer 
die alleinige letzte Entſcheidungsmacht, beſitzt und trägt er die geſchichtliche 
Verantwortung vor feinem Volke. Aud; wo die Geſetze eine beſtimmte Auf- 
gabe der „Reichsregierung“ zuweiſen, ift es der Führer, dem die letzte ver⸗ 
antwortliche Entſcheidung zukommt. f 

Bei feinen Entſcheidungen bedient ſich der Führer jedoch des Rates 
und der geftaltenden Mitwirkung feiner Mitarbeiter, insbeſondere der Reichs- 
regierung, in der die Unterführer für die einzelnen ſtaatlichen Aufgaben- 
bereiche vereint ſind. Die Rechtsſtellung der Reichsminiſter wurde urſprüng⸗ 
lich durch das Reichsminiſtergeſetz vom 27. März 1930 (RGBl. I 96) geregelt. 
An deſſen Stelle iſt nun der Abſchnitt XIII des Deutſchen Beamtengeſetzes 
getreten, mit Ausnahme der Beſtimmungen über Amtsbezüge, Dienſtwoh⸗ 
nungen, Umzugskoſten und Reiſekoſten, die noch aus dem alten Geſetz gelten. 
Die Reichs miniſter werden vom Sührer ernannt und ſtehen zu ihm und zum 
Reich in einem öffentlichen Amtsverhältnis. Bei der Übernahme des Amtes 
leiſten fie einen beſonderen Treueid vor dem Führer. Sie dürfen während 
ihrer Amtszeit keinem Wirtſchaftsunternehmen als Vorſtand, Derwaltungs- 
rat oder Kufſichtsrat angehören (,wirtſchaftliche Inkompatibilität“). Die 
Reichsminiſter können jederzeit vom Führer aus ihrem Amt verabſchiedet 
werden. Ein Dienſtſtrafverfahren gegen fie findet nicht ftatt: Die Sonder⸗ 
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behandlung der Reichsminiſter geht darauf zurück, daß fie keine „Beamten“ 
ſind. Beamte ſind nur die Inhaber der in den hierarchiſchen Derwaltungs= 
aufbau eingegliederten Amtsitellen, dagegen nicht die Inhaber der unmittel⸗ 
bar ſtaatsleitenden Stellen), zu denen auch im heutigen verfaſſungsrecht die 
Reichs miniſter gehören. 

An der Spitze der Reichsregierung ſteht der Führer und Reichskanzler. 
Er gibt die Richtlinien für die Geſamtarbeit der Regierung und die Grund⸗ 
ſätze für die einzelnen Geſchäftsbereiche an. Ihm ſind eine Reihe von Dienſt⸗ 
ſtellen zur unmittelbaren Beratung und Unterſtützung zugeordnet, nämlich: 

1. die Reichskanzlei (Chef: Reichsminiſter Dr. Cammers) 

2. das Oberkommando der Wehrmacht (Chef: Generaloberſt Keitel) 

3. die Präſidialkanzlei (Chef: Staatsminiſter Dr. Meißner) 

4. der Geheime Kabinettsrat (präſident: Reichsminiſter Sch. von Neu⸗ 

rath). 

Die Reichsregierung umfaßt dann die eigentlichen Fachminiſterien; nach 
der im Jahre 1939 feſtgeſtellten amtlichen Rangordnung ſetzt fie ſich in 
folgender Weiſe zuſammen: 

Der Stellvertreter des Führers (Reichsminiſter Heß) 
Oberkommando der Wehrmacht (Generaloberſt Keitel) 

. Generalfeldmarſchall Göring (Beauftragter für den vierjahresplan) 
. Auswärtiges Amt (v. Ribbentrop) 

. Reichsminifter des Innern (Dr. Stid) 

. Reichsminijter für Volksaufklärung und Propaganda (Dr. Goebbels) 
„Reichsluftfahrtminiſter (Generalfeldmarſchall Göring) 

. Reichsfinanzminifter (v. Schwerin-Krofigf) 

. Reichsjuftisminifter (Dr. Gürtner) . 

„Keichswirtſchaftsminiſter (Sunk) 

„Reichsminiſter für Ernährung und Candwirtſchaft (Darre) 

. Keichsarbeitsminiſter (Seldte) 

Keichs miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung (Dr. Ruſt) 
. Reichsminifter für die kirchlichen Angelegenheiten (Rerrl) 

. Reichsverfehrsminifter (Dr. Dorpmüller) z 

. Reichspoſtminiſter (Ohneſorge) - 
„Keichsminiſter Frank (Reichsrechtsführer) 

. Reichsminiſter Schacht 

. Reichsminifter Seyß⸗Inquart 

20. Reichsforſtamt (Generalfeldmarſchall Göring). 


) Dgl. J. Popitz, Zum Entwurf eines Reichsminiſtergeſetzes. DJ3. 1930. 
Sp. 121 ff. 
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Im Miniftertang ſtehen weiter die Oberbefehlshaber des Heeres (Gene⸗ 
raloberſt v. Brauchitſch) und der Kriegsmarine (Großadmiral Raeder). An 
den Regierungsſitzungen nehmen ferner, ſoweit Fragen ihres Geſchäfts⸗ 
bereichs berührt werden, regelmäßig teil: 

1. der preußiſche Finanzminiſter Dr. Popitz 

2. der Reichsführer 16 und der Chef der deutſchen Polizei Himmler 

5. der Reichsarbeitsführer im Reichsminiſterium des Innern Hierl 

4. der Chef der Auslandsorganifation im Auswärtigen Amt Bohle. 

Dazu kommen als dem Führer unmittelbar unterſtellte Ob erſte Reichs⸗ 
behörden: 

1. Rechnungshof des Deutſchen Reiches (Staatsminiſter a. D. Müller) 

2. Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen (Dr. Codt) 

3. Reichsftelle für Raumordnung (Kerrl) 

4. Jugendführer des Deutſchen Reiches (v. Schirach). 

Dem Führer find ferner unmittelbar unterſtellt: 


1. Deutſche Reichsbank (Präfident Reichsminiſter Funk) 

2. Generalbauinſpektor für die Reichs hauptſtadt (Profeſſor Speer) ' 

3. Gene ralbaurat für die Hauptſtadt der Bewegung (profeſſor Giesler) 

4. Reichs baurat für die Stadt Linz a. d. Donau. 

Die Leiter dieſer Reichsbehörden werden, ohne kraft Amtes Mitglieder der 
Reichsregierung zu ſein, für ihren Geſchäftsbereich als unmittelbare Berater 
und Mitarbeiter des Führers tätig. 

Zur Beratung des Führers in den grundſätzlichen Fragen der Außen- 
politik iſt durch Erlaß vom 4. Sebruar 1938 (RG Bl. I 112) ein Geheimer 
Kabinettsrat gebildet worden, der unter der Leitung des Reichsminiſters 
von Neurath ſteht und dem der Außenminifter, der Luftfahrtminifter, der 
Stellvertreter des Führers, der Propagandaminiſter, der Chef der Reichs⸗ 
kanzlei, die Oberbefehlshaber des Heeres und der Kriegsmarine und der Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht angehören. Der Geheime Rabinettsrat 
bildet einen engeren Mitarbeiterſtab des Führers, der ausnahmslos aus Mit- 
gliedern der Reichsregierung beſteht; er ſtellt in dieſem Sinne einen engeren 
flusſchuß der Reichs regierung für die Beratung außenpolitiſcher Fragen dar. 

Das Staatsoberhauptgeſetz fieht die Ernennung eines Dertreters des 
Sührers vor, alſo eines Vizekanzlers. Bis zum Juli 1934 war der damalige 
Reichsminiſter v. Papen Vizekanzler; feither iſt eine entſprechende Ernen⸗ 
nung nicht mehr ausgeſprochen worden. Der Beauftragte für den vier⸗ 
jahresplan hat eine Art von Stellvertretung in allen den Dierjahresplan 
betreffenden Fragen, indem in feiner perſon „alle einſchlägigen Juſtändig⸗ 
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keiten in Partei und Staat“ zuſammengefaßt worden find und er ermächtigt 
worden iſt, „alle Behörden einſchließlich der Oberſten Reichsbehörden und 
alle Dienſtſtellen der Partei, ihrer Gliederungen und der ihr angeſchloſſenen 
Verbände mit Weiſungen zu verſehen“. Der Beauftragte für den Dierjahres- 
plan iſt alſo im Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit den übrigen Reichs miniſtern 
übergeordnet, insbeſondere den wirtſchaftlichen und den militäriſchen Reſ⸗ 
ſorts ). Er iſt aber nicht nur allen ftaatlichen Dienſtſtellen übergeordnet, ſon⸗ 
dern auch allen Dienſtſtellen der Partei. Er iſt (außer dem Sührer) die einzige 
Zentralinſtanz, die kraft eines Amtes (alſo nicht durch Perſonalunion von 
Partei- und Staatsamt) die Dienſtſtellen der Partei und des Staates mit 
bindenden Anweifungen verſehen kann. Angeſichts der überragenden Be⸗ 
deutung des Vierjahresplanes iſt dieſe Stellung des Beauftragten ein wich⸗ 
tiges Mittel zur Sicherung der Einheit von partei und Staat. 

Dieſes Ziel wird weiter verfolgt durch das Amt des Stellvertreters des 
Sührers. Während der Beauftragte für den Dierjahresplan eine ftaatliche 
Dienſtſtelle mit Weiſungsrecht gegenüber der Partei ift, iſt der Stellvertreter 
des Führers eine Parteidienſtſtelle mit ſtarkem mitwirkungsrecht in den 
ftaatlichen Angelegenheiten. Das „Miniſterium Heß“ mit feinem Derbin- 
dungsſtab iſt berufen, den Einfluß der Bewegung auf die ſtaatliche Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung geltend zu machen. Alle politiſch bedeutſamen 
Geſetzentwürfe find dem Stellvertreter des Sührers zur vorherigen Begut⸗ 
achtung vorzulegen. Er kann natürlich auch von ſich aus Geſetzesvorſchläge 
machen. Sein Einfluß auf die Verwaltung vollzieht ſich vor allem auf dem 
Wege über die Perſonalausleſe. Alle vom Führer auszuſprechenden Ernen⸗ 
nungen werden vorher vom Stellvertreter des Führers begutachtet. Abgefehen 
von dieſen Einzelbefugniſſen hat der Stellvertreter des Führers die Aufgabe, 
den Willen der Bewegung gegenüber der Staatsorganiſation zur Geltung zu 
bringen, auftauchende Schwierigkeiten auszugleichen, erhobenen Beſchwerden 
nachzugehen und damit die Einheit von partei und Staat zu garantieren. 

Die Einheit von Partei und Reichsregierung wird weiter geſichert durch 
die zahlreichen Perſonalunionen, d. h. durch die Verbindung von zentralen 
Staatsämtern mit den entſprechenden Parteiämtern. Beim Ernährungs⸗ 
miniſter und beim Propagandaminiſter, beim Chef der deutſchen Polizei, 
beim Reichsarbeitsführer, beim Chef der Auslandsorganifation, beim 
Keichsjugendführer find ſolche Perſonalunionen gegeben. Serner iſt die 
Mehrzahl der Reichsminiſterien mit alten führenden Parteigenoffen beſetzt. 
Schließlich ſind am 30. Januar 1957 ſämtliche Reichsminiſter in die Partei 
aufgenommen und mit dem Goldenen parteiabzeichen ausgezeichnet worden. 

) Anders J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 346, Anm. 5. 
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b) Die Reichsregierung als Träger verantwortlicher Mitarbeit 

Das Verhältnis des Führers zur Reichsregierung unterſcheidet ſich ſo⸗ 
wohl vom Weimarer Kollegialfyftem als auch vom Bismarckſchen Kanzler⸗ 
prinzip. Die großen politiſchen Grundſätze werden vom Führer beſtimmt; 
der Wille der Regierung wird nicht wie beim Kollegialfyftern durch Abſtim⸗ 
mung gebildet; auch Zweifel und Meinungsverſchiedenheiten in der Re⸗ 
gierung werden (anders als Art. 57 der Weimarer Derfaffung es vorſah) 
vom Führer entſchieden. Die Reichsminiſter, die den Führer zu beraten haben, 
ſind ihm, wie der Eid ergibt, den ſie auf Grund des Geſetzes vom 16. Ok⸗ 
tober 1934 leiſten, zu Treue und Gehorſam verpflichtet. Der Sührer ift aljo 
nicht nur „primus inter pares“, wie es zum Kollegialſuſtem gehört, ſon⸗ 
dern er iſt den übrigen Reichsminiſtern unbedingt übergeordnet. Aber wenn 
ſomit auch innerhalb der Reichsregierung das prinzip der Autorität gilt, 
ſo darf dieſes doch hier am wenigſten zu einem formalen bürokratiſchen 
Mechanismus werden, wie er das Bismarckſche Kanzlerſuſtem kennzeichnete. 
Dort waren die Mitarbeiter des Reichskanzlers, die Staatssekretäre, nicht 
ſelbſtändige und verantwortliche Ceiter ihrer Reſſorts, ſondern ſie waren 
die Untergebenen des Kanzlers und verwalteten in feinem Namen und Auf- 
trag die einzelnen Reichsämter, an deren Spitze der Kanzler ſtand. uch das 
Stellvertretergeſetz vom 17. März 1878 hatte daran nichts Weſentliches ge⸗ 
ändert. Ein ſolches bürokratiſches Syſtem läßt die verantwortliche Hand⸗ 


lungsfreude und Entſchlußkraft der Mitarbeiter nicht entſtehen und ſchließt 


eine echte Beratung, die die Selbſtändigkeit des Ratgebers vorausſetzt, aus. 
Es iſt kennzeichnend für einen Derwaltungsftaat, in dem alles auf das be⸗ 
fehlsmäßig⸗techniſche Sunktionieren des Staatsapparates ankommt. Im 
Sührerreich iſt entſcheidend, daß die Mitarbeiter Unterführer ſind, daß in 
ihnen alſo ſelbſt führeriſcher Geſtaltungs wille und e ee 
lebendig ſind. 

Der Führer benutzt die Reichsminiſter nicht als untergeordnete aus⸗ 
führende Organe; die Reichsregierung iſt keine techniſche Apparatur. Es 
geht deshalb nicht an, in den Reichs miniſtern bloße „Chefs einer Reichs⸗ 
behörde“ zu ſehen, die einer bürokratiſchen Inſtitution vorſtehen, ſondern 
gerade fie müſſen, wenn das ganze Reich vom Sührertum erfüllt fein ſoll, 
zu echten Unterführern werden. Der Führer ſchafft ſich in der Reichsregie⸗ 
rung die ſelbſtändigen und verantwortlichen Mitarbeiter, die nicht nur 
die einzelnen Amter techniſch leiten, ſondern die in ihrem Aufgaben- 
bereich ſchöpferiſch und geſtaltend zu wirken vermögen. Die Reichs⸗ 
miniſter ſind deshalb auch nicht nur Berater, ſondern zugleich ver⸗ 
antwortlihe mitgeſtalter des Führers, die ihr Amt unter der Leitung 
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des Führers ſelbſtändig verwalten. Das in der Reichsregierung ver⸗ 
wirklichte Führerprinzip ſetzt eine von Vertrauen und Verantwortung 
getragene ſelbſtändige Mitarbeit der engſten Gefolgſchaft des Sührers 
voraus und ſtellt damit weit höhere Anforderungen als der bürokra⸗ 
tiſche ÜAbſolutismus und das davon nicht weit entfernte Bis marckſche 
Ranzlerſyſtem. j 

Hngeſichts dieſes Aufbaus der Reichsregierung iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
die Gegenzeichnung, die Art. 50 der Weimarer Verfaſſung für alle An⸗ 
ordnungen und Verfügungen des Reichspräſidenten vorſchrieb, für die Akte 
des Sührers nicht erforderlich iſt). Sie bedürfen nicht der Gegenzeichnung des 
zuſtändigen Reſſortminiſters. Die Gegenzeichnungspflicht war ein Inſtitut 
des konſtitutionellen und parlamentariſchen Syſtems. Der Miniſter, der die 
Anorönungen des Staatsoberhauptes gegenzeichnete, übernahm dadurch 
die Verantwortlichkeit gegenüber dem Parlament. Die Gegenzeichnung war 
alſo mit der parlamentariſchen Miniſterverantwortlichkeit untrennbar ver⸗ 
bunden; mit der revolutionären Beſeitigung des Parlamentarismus jeder 
Geſtalt verlor fie die politiſche Grundlage. Während der Amtszeit des Reichs⸗ 
präſidenten von Hindenburg wurde allerdings auch im neuen Reich an der 
Gegenzeichnung der Präſidentenakte durch den Reichskanzler feſtgehalten. 
Natürlich übernahm der gegenzeichnende Reichskanzler oder Reichs miniſter 
nicht mehr die „Derantwortlichkeit gegenüber dem Reichstag“, wie es im 
Rahmen des Weimarer Parlamentarismus der Fall geweſen war. Sondern 
die Gegenzeichnung wurde hier als eine geeignete techniſche Form verwandt, 
um die Einheit der Staatsleitung zu ſichern, ſolange noch eine doppelte Staats⸗ 
ſpitze vorhanden war. Mit dem Übergang der Präſidentenbefugniſſe auf 
den Sührer iſt auch dieſer techniſche Grund für die Beibehaltung der Gegen⸗ 
zeichnung entfallen. Sie iſt verfaſſungs rechtlich heute nicht mehr notwendig; 
die Anordnungen des Führers haben rechtliche Kraft, auch wenn ſie nicht 
von einem Reichsminiſter gegengezeichnet find. So ift insbeſondere die 
Verordnung zur Durchführung des Dierjahresplanes vom 18. Oktober 1936 
(R6BI. I 887), die der Sache nach ein Geſetz enthält, ohne jede Gegen⸗ 
zeichnung vom Führer allein erlaffen worden. 

In der Regel dagegen werden auch heute noch die Einorönungen des 
Sührers von dem beteiligten Reſſortminiſter mitunterzeichnet. Zur Mitunter⸗ 
zeichnung befugt find die Reichsminiſter im Rahmen ihres Geſchäftsbereichs, 
ferner die Chefs der Präſidialkanzlei und der Reichskanzlei für ihre Refforts 
(Erlaß vom 22. November 1934, nicht veröffentlicht), ſowie die Staatsſekre⸗ 


1) Dgl. dazu die ſorgfältige Unterſuchung von w. Weber, Kontrafignatur und 
Mitzeichnung bei Akten des Staatsoberhauptes. Ib. d. Ak R. 1937. S. 184 ff. 
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täre eines vorübergehend verhinderten Reichsminiſters (Erlaß vom 20. März 
1935, RMinBL 425). Die die Partei mitbetreffenden Anordnungen werden 
vom Stellvertreter des Sührers, die den Aufgabenbereich des Dierjahres- 
plans betreffenden klnordnungen werden vom Beauftragten für den Dier- 
jahresplan, die militäriſchen Anordnungen werden vom Chef des Oberkom⸗ 
mandos der Wehrmacht mitgezeichnet. Die Chefs der Oberſten Reichsbehör⸗ 
den, die nicht Reichsminiſter find, haben keine Jeichnungsbefugnis. 

Hus doppeltem Grunde wird an der Mitunterzeichnung regelmäßig feſt⸗ 
gehalten. Einmal kommt in der Mitunterzeichnung zum Ausdrud, daß der 
Reſſortminiſter mehr als ein nur techniſches Hilfsorgan des Führers 
iſt, daß er vielmehr ſelbſtändige ſachliche Arbeit leiſtet, die natürlich der 
Billigung des Sührers bedarf, die aber doch die eigene Arbeit und 
Leiltung des Minifters ift. Die Mitunterzeichnung hebt alſo hervor, daß der 
Miniſter ſelbſtändiger Mitarbeiter, nicht nur ausführendes Inſtrument 
iſt. Deshalb wird — und das iſt der zweite Grund. — durch die Mitunter⸗ 
zeichnung aber auch eine Verantwortlichkeit des Reſſortminiſters dokumen⸗ 
tiert, allerdings nicht gegenüber dem parlament, ſondern gegenüber dem 
Sührer ſelbſt. Durch die Mitunterzeichnung übernimmt der Minifter gegen⸗ 
über dem Sührer die Verantwortung dafür, daß die Anordnung zweckmäßig, 
durchdacht und durchgearbeitet iſt. In der radikal parlamentariſchen Repu⸗ 
blik konnte es eine ſolche Derantwortlichkeit des Minifters gegenüber dem 


Staatsoberhaupt nicht geben!). Die Selbſtändigkeit des Minifters gegenüber 


dem Staatsoberhaupt und feine Verantwortlichkeit gegenüber dem parla⸗ 
ment wären dadurch geſchwächt worden. Im alten konſtitutionellen Syſtem 
(wie auch in dem ihm nachgebildeten präſidialſyſtem) dagegen beſtand diefe 
Derantwortlichteit des gegenzeichnenden Miniſters auch gegenüber dem 
Staatsoberhaupt. In der Sührerverfaſſung ift dieſe Art von „Minifter- 
verantwortlichkeit“ unentbehrlich. Ungeſichts der Zahl und des Gewichts 
der Geſchäfte iſt es ſelbſtverſtändlich, daß der Führer den Rat, die Vorſchläge 
und die Entwürfe ſeiner Mitarbeiter braucht; ohne zuverläſſige Mitarbeiter 
iſt politiſche Sührung nicht möglich. Die Minifter find dem Führer durch ihren 
Eid für die ſachgemäße und zuverläſſige Beratung und Vorbereitung ſeiner 
Entſchließungen verantwortlich. Durch die Mitunterzeichnung wird dieſe 
Derantwortlichkeit der Reſſortminiſter öffentlich zum Ausdrud gebracht. Not⸗ 
wendig iſt die Mitunterzeichnung jedoch nicht. Der Sührer kann auf fie ver⸗ 
zichten und alle Anordnungen und Entſcheidungen mit voller Rechts⸗ 
wirkſamkeit auch allein treffen. 


) Anders Marſchall von Bieberftein, Die W der Reichs⸗ 
miniſter. hboödstR. Bd. 1. S. 542. 
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820 N 
Die Einheit der Führergewalt 
a) Führung und Staatsgewalt | 


Schrifttum: J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 
30. Januar 1937. Deutſche Derwaltungsblätter. 1937. S. 61 f.—Derſelbe, Wehr⸗ 
verfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 285 fl. R. Höhn, volk und Derfaſſung. 
Deutſche Rechts wiſſenſchaft. 1937. S. 212 ff. - E. R. Huber, Die Einheit der 
Staatsgewalt. DJ3. 1954. Sp. 950 ff. - R. Smend, Die politiſche Gewalt im 
Verfaſſungsſtaat. Seſtgabe für Kahl. 1923. 


Der Führer vereinigt in ſich alle hoheitliche Gewalt des Reiches; alle 
öffentliche Gewalt im Staat wie in der Bewegung leitet fi} von der Führer⸗ 
gewalt ab. Nicht von „Staatsgewalt“, ſondern von „Sührer gewalt“ müſſen 
wir ſprechen, wenn wir die politiſche Gewalt im völkiſchen Reich richtig be⸗ 
zeichnen wollen. Denn nicht der Staat als eine unperſönliche Einheit iſt der 
Träger der politiſchen Gewalt, ſondern diefe ift dem Führer als dem Doll: 
ſtrecker des völkiſchen Gemeinwillens gegeben. Die Sührergewalt iſt um⸗ 
faſſend und total; ſie vereinigt in ſich alle Mittel der politiſchen Geſtaltung; 
ſie erſtreckt ſich auf alle Sachgebiete des völkiſchen Lebens; fie erfaßt alle 
Volks genoſſen, die dem Sührer zu Treue und Gehorſam verpflichtet ſind. Die 
Sührergewalt ift nicht durch Sicherungen und Kontrollen, durch autonome 
Schutzbereiche und wohlerworbene Einzelrechte gehemmt, ſondern fie iſt frei 
und unabhängig, ausſchließlich und unbeſchränkt. Aber ſie iſt nicht ſelbſt⸗ 
herrlich, und fie bedeutet keine Willkür, ſondern trägt ihre Bindung in ſich 
ſelbſt. Sie geht vom Volke aus, d. h. fie iſt dem Führer vom Volke an⸗ 
vertraut, fie ift um des Volkes willen da, fie hat ihre Rechtfertigung aus dem 
Dolk. Sie iſt frei von allen äußeren Bindungen, weil ſie im Inneren ihres 
weſens aufs ſtärkſte gebunden iſt an das Schicksal, an das Wohl, an die Auf- 
gabe, an die Ehre des Volkes. 

Die Sührergewalt umſchließt die rechtlichen Mittel, deren ſich der Führer 
bedient, um feine Aufgaben zu verwirklichen. Dieſe Mittel tragen nicht nur 
befehlenden Charakter. Planungen und Kundgebungen gehören neben den 
Anorönungen zu den Mitteln, die in der Führergewalt vereinigt ſind. Die 
Sührung ſetzt einen allgemeinen politiſchen Plan voraus, nach dem ge⸗ 
handelt wird; ſie bedarf im Rahmen dieſes allgemeinen Programms der 
näheren Richtlinien und der konkreten Entwürfe. Dieſe planung hat nichts 
mit der Aufftellung ſtarrer Schemata oder utopiſcher Projekte zu tun; ſondern 
fie iſt die anpaſſungsfähige, wirklichkeits nahe Vorbereitung des politischen 
Handelns. Der Plan umreißt die Aufgaben des Volkes, und er ſtellt die Mittel 
zu ihrer Bewältigung bereit. Erſt im Rahmen dieſes politiſchen Plans er⸗ 
halten die einzelnen Entſcheidungen, Anorönungen und Maßnahmen ihren 
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Sinn. Durch politiſche Kundgebungen muß dann das Dolk für die großen 
Ziele, die ihm geftellt find, aufgerufen werden. Die Entſchlüſſe und Entſchei⸗ 
dungen des Führers müſſen ihm mitgeteilt und verſtändlich gemacht werden. 
Das völkiſche Reich kann auf dieſen dauernden Appell an das Volk nicht ver⸗ 
zichten. Denn durch ihn wird das Volk zum Erlebnis ſeiner politiſchen Ein⸗ 
heit geweckt und zum Einſatz ſeiner politiſchen Kraft aufgerufen. Die An⸗ 
ordnungen des Führers ſchließlich ſetzen den Plan unter der Mitarbeit der 
völkiſchen Kräfte in die Wirklichkeit um. In ihnen tritt die Führergewalt 
in ihrer ganzen Stärke hervor. Die Führergewalt äußert ſich bei dieſen An- 
ordnungen in gleichem Maße in der Geſetzgebung, der Rechtſprechung und der 
Exekutive. Sie iſt kein Ausſchnitt aus den verſchiedenen ſtaatlichen „Ges 
walten“, ſondern fie iſt die geſamte politiſche Gewalt, die im neuen Reiche 
wieder eine unteilbare und umfaſſende Einheit geworden iſt. 

Die im Weimarer Staat gegebene „Teilung der Gewalten“ iſt im völ⸗ 
kiſchen Reich durch die Einheit der Sührergewalt überwunden worden. 
Die Totalität des politiſchen Wollens und Handelns, die das völkiſche Reich 
kennzeichnet, läßt eine Zerlegung der ſtaatlichen Gewalt im Stile des liberal⸗ 
demokratiſchen bürgerlichen Rechtsſtaates nicht zu. Natürlich braucht auch 
das völkiſche Reich eine Gliederung der politiſchen Gewalt nach Funktionen 
und Juſtändigkeitsbereichen. Aber alle Einzelfunktionen und Einzelkompe⸗ 
tenzen ſtehen ſich nicht ſelbſtherrlich gegenüber, ſondern leiten ſich aus der 
Geſamtgewalt des Führers ab. Das völkiſche Reich kann ſogar eine gewiſſe 
organiſatoriſche Selbſtändigkeit einzelner Funktionen beibehalten, wenn nur 
die einheitliche Geſamtgewalt des Führers den einzelnen Umtsbereichen 
gegenüber feſt und ſicher gegründet bleibt. Die politifche Führergewalt muß 
nicht nur der Theorie nach, ſondern in der konkreten Wirklichkeit alle Einzel⸗ 
funktionen und Kompetenzen zuſammenhalten. Gegenüber allen organi⸗ 
ſatoriſchen Trennungen und begrifflichen Unterſcheidungen muß die Einheit 
der politiſchen Gewalt verbürgt bleiben. \ 

Was die Sührergewalt hier bedeutet, wird klar, wenn man ihr den Be- 
griff der Regierung entgegenſetzt, mit dem eine Zeitlang verſucht worden 
iſt, das alte Gewaltenteilungsſchema zu überwinden. Regierung iſt nach der 
bekannten Definition Rudolf Smends „der Teil des bezeichneten Bereichs 
(fc. der Exekutive), der in den Kreis der politik fällt, d. h. in dem der 
Staat ſich und fein Weſen beſtimmt und durchſetzt“. ) S mend ſetzt alſo 


1) R. Smend, Die politiſche Gewalt im Derfaflungsitaat, Jeſtg. f. Kahl. 1923, 
S. 16. Sür den Faſchismus ſpricht G. Bortolotto, Saſchismus und Nation, 1932, 
S. 185, von der politiſchen Gewalt als einer „vierten Gewalt“ neben den drei 
traditionellen Gewalten. 
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an die Stelle der Dreiteilung eine Dierteilung der Staatsgewalt; neben Ge- 
ſetzgebung, Rechtſprechung, Verwaltung erſcheint als ein Teil des Geſamt⸗ 
bereichs der ſtaatlichen Funktionen die Regierung. Dieſe Theorie überwindet 
die Zerteilung der ſtaatlichen Gewalt nicht, ſondern fie vermehrt nur den 
Pluralismus des Gewaltenteilungsſyſtems durch die Abtrennung der Re⸗ 
gierungsgewalt. Die Führung iſt im Gegenſatz dazu kein Teil neben anderen 
Teilen der politiſchen Gewalt, kein flusſchnitt aus den verſchiedenen ſachlichen 
Staatsfunktionen, keine „vierte Gewalt“, ſondern fie iſt die politiſche Ge⸗ 
ſamtgewalt, die allen Einzelfunktionen überlegen und übergeordnet iſt. Die 
Sührergewalt ſtellt auf allen Cebensgebieten und in allen Geſtaltungs⸗ 
formen die Einheit, Exiſtenz und Macht des völkiſchen Reiches her. Die 
Sührung erſcheint in den rechtlichen Geſtaltungsweiſen der Geſetzgebung, 
der Rechtſprechung und der Verwaltung in gleichem Maße; alle ſtaat⸗ 
lichen Sunktionen find von der Führergewalt beſtimmt und durch⸗ 
drungen. Die Führung ſteht nicht als etwas Beſonderes und Selbſtän⸗ 
diges neben den drei klaſſiſchen Gewalten, ſondern ſie wirkt als verbindende 
Kraft über und zwiſchen und in allen ſtaatlichen Tätigkeiten). Sie be⸗ 
gründet keine Dierteilung der Gewalten, ſondern die Einheit der politiſchen 
Gewalt. j 

Die Einheit und Unteilbarkeit der Sührergewalt ſchließt nicht aus, daß 
in ihr eine Reihe inhaltlicher Sunktionen unterſchieden werden. Eine ſolche 
ſachliche Unterſcheidung von Funktionen darf natürlich niemals zu einer 
Trennung und Zerlegung führen. Aber das richtige Derftändnis der Sührer- 
gewalt erfordert, daß man die einzelnen Arten der Hührertätigkeit aus⸗ 
einanderhãlt und nicht alles zu einem Einerlei vermengt, in dem es keinen Auf- 
bau und keine Ordnung mehr gibt. Gerade die Führertätigkeit zeichnet ſich 
durch eine klare innere Ordnung aus, die den Inhalt der politiſchen Gewalt 
in eine Reihe von Tätigkeitsformen gliedert. Es liegt nahe, ſich dabei der 
alten Ariftotelijchen Unterſcheidung von Geſetzgebung, Exekutive und Juſtiz 
zu bedienen, die bekanntlich urſprünglich nicht als eine Trennung gemeint 
war, ſondern lediglich eine begriffliche Unterſcheidung der Staatsfunktionen 
ausdrücken ſollte. Aber die Unterſuchung dieſer Dreiteilung hat immer wie⸗ 
der gezeigt, daß „Geſetzgebung“ und „Rechtſprechung“ zwar deutlich abgrenz⸗ 
bare und inhaltlich klare Tätigkeiten ſind, daß dagegen der Begriff der 
„Exekutive“ zahlreiche verſchiedenartige Tätigkeitsformen umſchließt, die 

) J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht, S. 292, polemiſiert gegen dieſen 
Satz, indem er beſtreitet, daß die Führung „eine ‚Gewalt‘ ‚über, zwiſchen 
und in“ anderen öffentlichen Gewalten“ ſei. Das wäre gewiß eine be⸗ 


denkliche Sormel; meine Ausführungen im Text haben jedoch einen von ihr ſehr 
verſchiedenen Wortlaut und Sinn. 
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nicht unter einen Nenner gebracht werden können. Bezeichnend dafür iſt, 
daß es für die „Exekutive“ nur eine negative Begriffsbeſtimmung gibt; fie 
umſchließt „alles, was nicht Geſetzgebung oder Rechtſprechung iſt“.) Diefer 
negative Begriff muß heute in ſeinen verſchiedenen ſachlichen Beſtandteilen 
erkannt werden. Neben Geſetzgebung und Gerichtsgewalt treten die 
auswärtige Gewalt, der Oberbefehl über die Wehrmacht und die Der- 
waltungshoheit?). Dieſe Unterſcheidung von einzelnen Funktionen, die 
aus der Führung erwachſen, ſoll nicht die Sührergewalt zerlegen, ſondern 
ſie ſoll bewußt machen, daß trotz der ſachlichen Gliederung in verſchiedene 
Sunktionen die Führergewalt eine geſchloſſene Einheit bleibt, die als Ganzes 
in der Hand des Führers ruht. 

Reinhard Höhn hat mit großem Nachdruck gegen dieſe Ausfüh- 
rungen eingewandt, mit dem Begriff der „Sührergewalt” werde der Sührer 
zum „individualiſtiſchen Sunftionsträger”, der einzelne Zwangsbefugniſſe 
gegenüber den Untertanen ausübe?). Dieſer Einwand entſpringt einem 
doppelten Mißverſtändnis: Zunächſt hat der Begriff der politiſchen „Gewalt“ 
nichts mit der Anwendung von „Zwang“ zu tun; das deutſche Wort „Gewalt“ 
iſt als Begriff der politiſchen Theorie gleichbedeutend mit Aufgabe und 
„Sunktion“. Es iſt daher unhaltbar, wenn mir vorgeworfen wird, im Begriff 
der Sührergewalt liege eine „Betonung des Zwangsmomentes“. Zum ande- 
ren ergeben die vorſtehenden Ausführungen (die gegenüber der 1. fluflage 
unverändert geblieben find), daß ich die „Sührergewalt“ nicht als eine 
Summe von ftaatlichen Einzelbefugniffen auffaſſe, fondern im Gegenteil als 


eine allumfaſſende politifche Funktion, aus der ſich ausſtrahlend eine Reihe 


von Einzelfunktionen ergeben (Geſetzgebung, militäriſcher Oberbefehl, aus⸗ 
wärtige Gewalt uſw. ), ohne daß jedoch eine ſolche Hervorhebung einzelner 
Sunktionen die Subſtanz der politiſchen Gewalt des Sührers zu erſchöpfen 
vermöchte. Im übrigen gehören zur Sührergewalt nicht nur die fog. ſtaat⸗ 
lichen Funktionen, ſondern alle vom Führer ausgehende politiſche Arbeit, 
auch die Führung der NSDAP. und die Ausrichtung der Volksgemeinſchaft, 
iſt eine Auswirkung der einen und unteilbaren Sührergewalt. Mit Recht hat 
J. Heckel hervorgehoben, daß dieſe „Hmtsgewalt des Führers“ keine Kom- 


) Dgl. R. Thoma, hbddstR. Bd. 2. S. 109 und das dort Anm. 4 zitierte 
weitere Schrifttum. 

) Z. Heckel, a. a. O. S. 292, Anm. 25, vermißt in dieſer Einteilung, die ſpezifiſch 
nationalſozialiſtiſche Erkenntnis der wichtigſten Aufgabe der Führung“ — nämlich 
der politiſchen Erziehung. Doch iſt dieſe wichtigſte Aufgabe bereits oben 
S. 231 behandelt; ſie iſt dort vorweggenommen, weil ſie den im Text aufgezählten 
Einzeltätigkeiten vorgeordnet“ (jo auch Heckel, a. a. O., S. 65) iſt. 

) R. Höhn, Volk und Verfaſſung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1937. S. 212 ff. 
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petenz im Sinne einer gegen andere Kompetenzen abgrenzbaren und be⸗ 
ſchränkten Zuſtändigkeit ift!); ſie läßt ſich nicht durch Aufzählung erſchöpfend 
definieren, da zu ihr jede Befugnis gehört, die notwendig iſt, um das Volk 
und das Reich politiſch zu führen. Zutreffend iſt auch, daß es auf der Grund⸗ 
lage einer in dieſem Sinne allumfaſſenden Führergewalt keine „Zuſtändig⸗ 
keitslücken“ gibt; insbeſondere gibt es keine ſog. „Verfaſſungslücken“, die ſich 
bei unvorhergeſehenen politiſchen Lagen auftun und im unllaren laſſen, wer 
zur Überwindung von Gefahren, Krijen und Konflikten befugt ift. Im 
Sührerreich beſitzt ſtets der Sührer dieſe Befugnis; fie iſt ein ſelbſtverſtänd⸗ 
licher Beſtandteil feiner politiſchen Gewalt?). 


b) verfaſſungsvergleichende Unmerkung 


Das Führeramt umſchließt alle politiſche Gewalt des Reiches und 
unterſcheidet ſich dadurch weſentlich von dem Amt des Staatsoberhauptes 
in allen Staaten, die auf dem prinzip der Gewaltenteilung aufgebaut ſind. 
Denn in ihnen iſt das Staatsoberhaupt auf die Teilnahme an der Exekutive 
beſchränkt, die es in den Vereinigten Staaten allein ausübt, während es in 
den weſteuropäiſchen konſtitutionellen Demokratien ſogar nur einen Teil 
der Exekutive in der Hand hat. „II r&gne, mais il ne gouverne pas.“ Dabei 
entſteht dann die berühmte Frage, die alle konſtitutionellen Monarchien und 
parlamentariſchen Republiken beſchäftigt, was eigentlich von der Exekutive 
übrigbleibt, wenn man das „gouverner“ abzieht. Sür den deutſchen Führer 
entſtehen alle dieſe Fragen nicht. Ihm kommt nicht nur die geſamte Exekutive 
in voller Unabhängigkeit zu, ſondern auch Geſetzgebungs⸗ und Gerichts gewalt 
jmd in feine Hand gegeben. : n 

Das Führeramt unterſcheidet ſich aber nicht nur von dem Aimt des Staats⸗ 
oberhauptes in den gewaltenteilenden Staaten, ſondern auch von dem Amt | 
des oberſten Gewaltträgers in den ſogenannten totalen Staaten Rußland und 
Italien. In der Sowjetunion (UOSSR.) iſt der oberſte Träger der politi- 
ſchen Gewalt Stalin nicht Staatsoberhaupt, ſondern nur Leiter der Partei; 
er beherrſcht als Generalſekretär der Kommuniſtiſchen Partei den ſtaatlichen 
Apparat, ohne verantwortlich und offen an der Spitze des Staates zu ſtehen. 
Dieſer Zuſtand entſpricht dem Gedanken eines rein inſtrumentalen Staates, 
der den Staat als bloßes totes Werkzeug im Dienfte einer partei auffaßt, und 


) Dgl. J. Heckel, Die Sührerrede und das ſog. Ermächtigungsgeſetz vom 
50. Januar 1937. Deutſche Derwaltungsblätter. 1957. S. 61 f. 

) Ob man dieſe Befugnis als „jus eminens“ (jo Heckel, Wehrverfaffung, 
5. 540) oder als „Sührernotrecht“ (wie ich es tue) bezeichnet, ſcheint mir eine 
ſachlich bedeutungsloſe terminologiſche Abweichung zu ſein. 


W 
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der von Stalin mit dem Wort ausgedrückt worden iſt: „Der Staat iſt die 
Maſchine zur Unterdrückung der Bourgeoiſie.“ Der Führer des Reiches da⸗ 
gegen ſteht verantwortlich handelnd und offen an der Spitze des Staates, 
der eben deshalb ein lebendiger „Führerſtaat“, keine tote Maſchine iſt. — 
In Italien beherrſcht die Partei nicht den Staat, ſondern ſie ſelbſt gilt als 
eine dienende Einrichtung des Staates. Die Parteiſatzung ſagt darüber: „Die 
Nationalfaſchiſtiſche Partei ift eine Bürgermiliz im Dienſte des Staates“; 
Muffolini hat fie einmal als „das wichtigſte Werkzeug des Regimes“ be⸗ 
zeichnet; ein bekannter Abgeordneter hat von ihr geſagt, ſie ſei „voll und 
ganz ſtaatliches Organ“. Hier kommt alſo dem Staat der Vorrang vor der 
Parteizu; und folgeweiſe hat das ſtaatliche Regierungsamt Muſſolinis den 
Vorrang vor feinem Amt in der partei. Ebenſo iſt der Große Faſchiſtiſche Rat 
in erſter Cinie Staatsorgan und erſt ſekundär Parteiorgan. Der Vorrang des 
Staates vor der Partei hat ſich auch darin behauptet, daß das Königtum als 
eine rein ſtaatliche Inſtitution erhalten worden iſt. Der Duce iſt nur Capo del 
Governo, aber nicht Staatsoberhaupt. Im deutſchen Führeramt dagegen 
find Parteiführung und Reichs führung zur vollen und uneingeſchränkten 
Einheit geworden. i 
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a) Der Führer als Geſetzgeber 


Schrifttum: Ch. Dieckmann, der vorbehalt des Sührerwillens und der Dor⸗ 
behalt des Geſetzes im nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrecht. 1957. — M. Sauſer, 
Das Geſetz im Sührerſtaat. AöR. N. S. 26 (1955). S. 129 ff. — J. Heckel, Wehr- 
verfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 521 ff, - W. Bode, Das Zuſtandekommen 
der Reichsgeſetze. Reich und Cänder. Bd. 10 (1956). S. 65 ff. R. Höhn, Das Geſetz 
als Aft der Führung. Deutſches Recht. 1934. S. 433 ff. — E. R. Huber, Die Einheit 
der Staatsgewalt. DJ3. 1934. Sp. 950 ff. - Derſelbe, Der Führer als Geſetz⸗ 
geber. Deutſches Recht. 1939. S. 275 fl. H. P. Ipſen, politik und Juſtiz. 1937. 
S. 175 ff.— fl. Cobe, Das richterliche Prüfungsrecht im neuen Reich. klöR. N. S. 28 
(1957). S. 194 ff. W. Mallmann, Die Sanktion im Geſetzgebungsverfahren. 
1958. — C. Rothenberger, Die Rechtsquellen im neuen Staat. DJ3. 1936. 
Sp. 22 ff. - U. Scheuner, Geſetz und Einzelanordnung. 1935. - C. Schmitt, 
Legalität und Legitimität. 1932. - Derſelbe, Die Rechtswiſſenſchaft im Sührer⸗ 
ftaat. 3. der Afademie für Deutſches Recht. 1935. S. 435 ff. 


In den gewaltenteilenden Staaten kann kein abſolutes Gleichgewicht 
der drei Staatsfunktionen geſchaffen werden. Stets ſetzt ſich eine der drei 
Gewalten als die letztlich entſcheidende und maßgebende, die konkrete Form 
des Staates prägende Gewalt durch. Je nachdem, welche Gewalt den Dor- 


236 IV. Der Sührer 


rang vor den anderen beſitzt, unterſcheiden ſich die gewaltenteilenden 
Staaten in den Geſetzgebungsſtaat, den Juſtizſtaat und den Exekutivſtaat). 
Der labile und anarchiſche Zuſtand des Weimarer Staatsweſens zeigt ſich 
daran, daß ein ſolcher klarer und dauerhafter Vorrang einer politiſchen Ge⸗ 
walt nicht durchgeſetzt werden konnte, ſondern daß bald die eine, bald die 
andere, bald die dritte Gewalt zum ausſchlaggebenden Faktor wurde. Im 
Prinzip war der Weimarer Staat ein Geſetzgebungsſtaatz; d. h. der Sieg 
des bürgerlichen Parlamentarismus hatte die geſetzgebende Gewalt zur 
zentralen und weſensbeſtimmenden Funktion des Staates gemacht. Durch den 

„Dorrang des Geſetzes . wurden auch diejenigen Staatsfunktionen, die ſich 
nicht unmittelbar in der hand des Parlaments befanden, mittelbar durch 
das Parlament beherrſcht. Doch fanden ſich im Weimarer Staat neben der 
Sorm des Geſetzgebungsſtaates weſentliche Anſätze andersgearteter ſtaat⸗ 
licher Geſtaltungsformen. Im richterlichen Prüfungsrecht und in der Staats⸗ 
gerichtsbarkeit entwickelten ſich wichtige Einrichtungen des Juſtizſtaates, 
eines Staates alſo, in dem die weſentlichen politiſchen Entſcheidungen einem 
juſtizförmigen Verfahren überantwortet ſind. In der Kriſe der Jahre 1950 
bis 1932 drängte die Diktatur gewalt des Reichspräſidenten, die durch die 
erweiternde Auslegung des Art. 48 Abf. 2 entſtand, den parlamentariſchen 
Geſetzgebungsſtaat zurück. Der bürgerlich⸗parlamentariſche Geſetzgebungs⸗ 
ſtaat wurde durch den präſidialen Exekutivſtaat erſetzt, in dem nicht die 
abſtrakte und generelle Normierung, ſondern die konkrete und ſpezielle Ent⸗ 
ſcheidung die bezeichnende politiſche Geſtaltungsform war. 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat den parlamentariſchen Geſetz⸗ 
gebungsſtaat vollends zerſtört, zugleich aber ſowohl den Juſtizſtaat der ge⸗ 
richtsförmigen Politik als auch den präſidialen, auf die Diktaturgewalt ge⸗ 
ſtützten Exekutivſtaat überwunden. Das neue Reich iſt kein gewaltenteilender 
Staat und kann deshalb nicht mehr in die aus dem Gewaltenteilungsſuſtem 
gewonnenen Kategorien „Geſetzgebungsſtaat, Juſtizſtaat, Exekutivſtaat“ 
eingeordnet werden. n ihrer Stelle iſt die neue Verfaſſungsform des völki⸗ 
ſchen Führerreiches geſchaffen worden. Keine der drei alten Gewalten ift für 
das neue Reich in beſonderem Maße von zentraler und charakteriſierender 
Bedeutung, ſondern die Führung als ſolche iſt die bewegende und weſens⸗ 
beſtimmende politiſche Funktion. So iſt auch die Geſetzgebung keine ſelbſtän⸗ 
dige und die ſtaatliche Ordnung ausſchlaggebend bezeichnende Gewalt; ſie 
iſt nur ein Teil der politiſchen Sührung. Die Führung, dieſe zentrale Er⸗ 
ſcheinung des neuen Reiches, kann ſich der Geſetzgebung bedienen, ſie iſt aber 


J Dgl. C. Sch mitt, Legalität und Legitimität. 1932. - Derfelbe, Der Hüter 
der Derfafjung. 1931. 
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nicht notwendig an dieſe handlungsform gebunden. Das Geſetz hat aufgehört, 
ein Akt des ſelbſtändigen, unabhängigen bürgerlichen Parlaments zu ſein; 
es iſt eine Geſtaltungsform der politiſchen Führung geworden. 

Alle geſetzgebende Gewalt im neuen Reich geht auf den Entſcheid des 
Sührers zurück, gleichviel ob es ſich um Regierungsgeſetze, Reichstagsgeſetze 
oder volksbeſchloſſene Geſetze handelt. Träger der geſetzgebenden Gewalt iſt 
alſo ſtets der Führer ſelbſt. Die bisher erlaſſenen Verfaſſungsvorſchriften 
bringen den darin liegenden Wandel noch nicht in völliger Klarheit zum 
Ausdrud. So erweckt der Wortlaut des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Reich vom 24. März 1933 den Eindruck, als ſei an ſich die geſetz⸗ 
gebende Gewalt des Reichstags aufrechterhalten worden; nur ſei neben ihn 
die Reichsregierung als zweiter Reichsgeſetzgeber getreten, der als Kollegium 
durch „Mehrheitsbeſchluß“ zu entſcheiden habe!). Das Geſetz über Volks⸗ 
abſtimmung vom 14. Juli 1933 ſchafft ſcheinbar daneben einen dritten 
Reichsgeſetzgeber im Volk, das über beabſichtigte Geſetzentwürfe der Reichs⸗ 
regierung zur Abſtimmung aufgerufen werden kann; kommt eine Mehrheit 
zuſtande, ſo wird der Entwurf unmittelbar mit der bſtimmung Geſetz. 
Das alles könnte den Anjchein erwecken, als habe das heutige Reich drei 
verſchiedene Geſetzgeber: die Reichsregierung, den Reichstag und das Reichs⸗ 
volk. Das wäre immerhin ein über raſchendes Ergebnis in einem „Sührer⸗ 
ſtaat“, der durch den Grundſatz von der Einheit der politiſchen Gewalt be⸗ 
ſtimmt iſt. In Wahrheit gibt es nur einen Geſetzgeber im Deutſchen Reich: 
das iſt der Führer jelbft?). Die geſetzgebende Gewalt wird vom Führer im all⸗ 
gemeinen gemeinſam mit der Reichsregierung ausgeübt. Jedoch wird der 
Wille der Regierung nicht im Wege der Hbſtimmung feſtgeſtellt, ſondern auf 
Grund einer gemeinſamen ſachlichen Beratung durch einen Entſcheid des 
Sührers gebildete). Die Reichsminiſter wirken bei der Vorbereitung und bei 
der Beratung der Geſetze mit; die letzte Entſcheidung aber kommt dem Füh⸗ 
rer zu. Die Geſetzgebung iſt alſo keine von der politiſchen Führung ge⸗ 
trennte Sunftion der Reichsregierung, ſondern fie iſt eine unmittelbare llus⸗ 
wirkung der Führergewalt. Auch beim Reichstagsgeſetz und beim volks⸗ 
beſchloſſenen Geſetz tritt der Entſcheid des Führers hervor; durch die Abſtim⸗ 
mung in der Volksvertretung oder im ganzen Volk wird nur Stellung zum 


1) Das behauptet 3. B. A. Cobe, Das richterliche Prüfungsrecht im neuen 
Reich. AöR. U. S. 28 (1957). S. 205 f. 

) Anders Mallmann, Die Sanktion im Geſetzgebungsverfahren, 1938, 
S. 227, der nicht den Führer, ſondern die Reichsregierung als Geſetzgeber anſieht. 

®) An die Stelle einer Beratung in der Kabinettsſitzung iſt dabei vielfach ein 
Umlaufverfahren getreten. Auch iſt es möglich, daß ſich der Führer in Eilfällen 
auf eine Beratung mit den unmittelbar beteiligten Reichsminiſtern beſchränkt. 
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Sührerwillen genommen. Das Bekenntnis, das durch die Abſtimmung zum 
Sührerentſcheid ausgeſprochen wird, verſtärkt das Anfehen des Geſetzes, 
begründet aber nicht ſeine verbindliche Kraft. 

Daraus ergibt ſich, daß die Ausfertigung und Verkündung der 
Geſetze, die dem Führer obliegt, keine bloß formale Bedeutung hat. In der 
Weimarer Verfaſſung kam dem Reichspräfidenten, der die Ausfertigung und 
Verkündung vorzunehmen hatte, nur eine Prüfung des Geſetzes auf feine 
Derfaffungsmäßigfeit zu. Stellte er die Verfaſſungsmäßigkeit feſt, fo mußte 
er das Geſetz ausfertigen und verkünden (wenn er keinen Volksentſcheid ver⸗ 
anlaſſen wollte, was aber praktiſch nie geſchehen ift). Jetzt erteilt erſt der 
Sührer den Geſetzesbefehl, der den Plan zum verbindlichen Entſcheid macht. 
Das Verfaſſungsrecht der Vorkriegszeit unterſchied bei der Geſetzgebung genau 
zwiſchen der Seftitellung des Geſetzesinhalts und der ſogenannten Sanktion, 
d. h. der Anordnung, die den feſtgeſtellten Geſetzesinhalt zum verpflichtenden 
Rechtsſatz erhebt. Es gehörte zu den Kennzeichen der konſtitutionellen wie der 
bündiſchen Monarchie, daß das Parlament nur an der Feſtſtellung des Ge⸗ 
ſetzesinhalts mitwirkte, während die Sanktion beim Candesherrn (im Reich 
beim Bundesrat) lag). In der parlamentariſchen Weimarer Republik ging 
auch die Sanktion an den Reichstag über. Die Sanktion verlor damit ihre 
beſondere Bedeutung, und ihre Unterſcheidung von der Feſtſtellung des 
Geſetzesinhalts wurde, weil fie an das überwundene Verfaſſungsſuſtem 
erinnerte, als „untunlich“ bezeichnet und „verworfen“. Jetzt hat die Sank⸗ 
tion, der verbindliche Geſetzesbefehl, wieder einen beſonderen Sinn erhalten. 
Die Anordnung, daß der innerhalb der Reichsregierung oder durch Reichs⸗ 
tagsbeſchluß oder durch Volksabſtimmung feſtgeſtellte Geſetzesinhalt ver⸗ 
bindliches Recht iſt, geht vom Führer aus?). Die Ausfertigung und Verkün⸗ 
dung des Geſetzes enthält heute nicht nur die formelle Seftlegung und Rund⸗ 
gabe nach außen, ſondern vor allem auch die materielle Anordnung, die den 
im Geſetz niedergelegten Gedanken zum verbindlichen Reichswillen macht. 
Über die Sanktion entſcheidet der Führer frei, d. h. er kann einem in der 
Reichsregierung, vom Reichstag oder durch Volksabſtimmung feſtgelegten 
Geſetz die Ausfertigung und Verkündung verweigern, wenn ſich etwa be⸗ 
ſondere Umſtände ergeben haben, die der Derwirklichung des Plans ent⸗ 
gegenſtehen. i 

1) Pgl. B. H. Zach ar iae, Deutſches Staats⸗ und Bundesrecht. 3. Aufl. 1867. Bd. i. 
S. 85. Bd. 2. S. 176; G. Meyer⸗ G. Unſchütz, Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechts. 


7. Aufl. 1917. Bd. 2. S. 680 ff. 
2) Anders Mall mann, a. a. O., S. 228. 
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b) Der Begriff des Geſetzes 

Dieſer Übergang der geſetzgebenden Gewalt auf den Führer iſt keine 
bloße Anderung der Zuſtändigkeit zum Erlaß von Geſetzen, ſondern er führt 
zu einem völlig neuen Begriff des Geſetzes. Dem bürgerlich⸗rechtsſtaatlichen 
Geſetzes begriff war die Mitwirkung des Parlaments weſens notwendig. Es 
gab zwar auch hier ſogenannte geſetzesvertretende Verordnungen der Exeku⸗ 
tive. Dieſe hatten die äußere Kraft von Geſetzen, doch fehlten ihnen das An- 
ſehen und die Würde, die dem parlaments beſchloſſenen Geſetz zukamen. Die 
geſetzes vertretenden Verordnungen der Exekutive (etwa des Reichs präſi⸗ 
denten nach Art. 48 flbſ. 2 der Weimarer Derfaffung) waren kein normaler, 
ſondern ein irregulärer Ausdruck der rechtſetzenden Gewalt. Sie waren ein 
Notbehelf, dem das Anſehen des eigentlichen Geſetzes nicht gebührte. Dem⸗ 
gegenüber iſt das Sührergefeß ein echtes Geſetz mit vollem Anſehen und 
ungeſchmälerter Autorität; ja es iſt das eigentliche Geſetz an Stelle des über- 
wundenen parlamentariſchen Geſetzes geworden. Mit dieſer Überwindung 
des liberalen Geſetzesbegriffs wird ein ganzes Jahrhundert liberaler Der- 
faſſungsgeſtaltung verneint. Die Teilnahme an der Geſetzgebung war die 
Grundforderung der Parlamente aller Zeiten; das Führergeſetz ſchaltet die 
Grundvorausſetzung des parlamentariſchen Derfafjungsftaates aus. 

Wie im völkiſchen Reich der Begriff der bürgerlichen Geſellſchaft durch 
den Begriff des politiſchen Volkes überwunden iſt, ſo wird der bürgerlich⸗ 
rechtsſtaatliche Geſetzesbegriff durch den politiſchen Geſetzesbegriff abgelöft. 
Die bürgerliche Geſellſchaft war eine Vielheit von intereſſengebundenen 
Individuen, und das bürgerlich⸗rechtsſtaatliche Geſetz war ein Ausgleich 
zwiſchen den geſellſchaftlichen individuellen Intereſſen. Es kam als Rom⸗ 
promiß der politiſchen Parteien, der konfeſſionellen Gruppen und wirtſchaft⸗ 
lichen Klaſſen im parlament zuftande; es überdeckte als normative Regel 
den Pluralismus des politiſchen Seins. Das Merkmal der „lllgemeinheit“, 
der abſtrakten und generellen Sormulierung, der „normative Charakter“, 
gehörte notwendig zu dieſem Geſetzesbegriff. Denn der gegenſeitige Aus⸗ 
gleich, den das Geſetz darſtellt, kann nur vollzogen werden, wenn die Diel- 
heit von Sällen durch eine Norm abſtrakt erfaßt wird. Das politiſche Volk 
des neuen Reiches iſt eine organiſche und totale Lebens einheit, die im Führer 
den Vollſtrecker ihrer geſchichtlichen Sendung beſitzt. Das Geſetz iſt der kon⸗ 
krete Gemeinwille dieſes politiſchen Volkes. Es iſt nicht der Ausgleich zwi⸗ 
ſchen widerſtreitenden ſubjektiven Intereſſen, ſondern der Ausdruck objek⸗ 
tiver völkiſcher Seins grundſätze und Lebensnotwendigteiten. Als Form des 
politiſchen Gemeinwillens ſteht dieſes Geſetz in einem offenkundigen Gegen⸗ 
ſatz zur volonté générale, die gerade nicht echter Gemeinwille, ſondern 
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nur das „Gemeinſchaftliche der Einzelwillen“ iftt). Das politiſche Geſetz iſt 
nicht nur die Solidarität von ſubjektiven Meinungen und Beſtrebungen, 
ſondern die objektive Notwendigkeit im völkiſchen Sein. Die Lebensnot⸗ 
wendigkeiten des Volkes, die Prinzipien der völkiſchen Exiſtenz werden im 
Reiche durch die Jührergewalt verwirklicht, und das Geſetz iſt eines der 
Mittel, die dem Zührer für dieſe Aufgabe zu Gebote ſtehen. Das politiſche 
Geſetz iſt alſo unmittelbarer Ausdrudder politiſchen Sührergewalt; es iſt kein 
geſellſchaftlicher Kompromiß, ſondern eine politiſche Entſcheidung, die der 
Sührer trifft, um die Ordnung des Volkes zu ſchaffen, den Beſtand des Volkes 
zu wahren und die Macht und Größe des Volkes zu entfalten. 

Das Geſetz iſt Entfaltung der völkiſchen Cebensordnung 
gemäß dem Plan und durch den Entſcheid des Führers). Jedes 
Geſetz iſt ein Akt der Rechtsverwirklichung, und fein Weſen wird daher erſt 
durch eine flusſage über den Rechtsbegriff, in deſſen Dienſt es ſteht, er⸗ 
ſchöpfend beſtimmt. Dem Liberalismus war das Recht ſoziale Schranke, 
durch die Sreiheit und Eigentum der einzelnen gegeneinander abgegrenzt 
wurden. Durch das Geſetz wurde dieſe ſoziale Schranke mit ſtaatlicher Autori- 
tät und Zwangsgewalt aufgerichtet; das Geſetz war daher hier in ſeinem 
ſubſtantiellen Gehalt Schranke für Freiheit und Eigentum. der 
Machtanſpruch der bürgerlichen Geſellſchaft führte in den rechtsſtaatlichen 
Verfaſſungen zum (parlamentariſchen) Vorbehalt des Geſetzes; Eingriffe in 
Freiheit und Eigentum waren nur in der Form des Geſetzes, d. h. durch einen 
Beſchluß der parlamentariſchen Volksvertretung zuläffig. Erſt die Formel 
von Sreiheit und Eigentum erſchließt das Weſen des liberal⸗rechtsſtaatlichen 
Geſetzes, und erſt von ihr aus werden zahlreiche verfaſſungsrechtliche Dor- 
ſtellungen der früheren Geſetzeslehre verſtändlich (Vorbehalt und Vorrang 
des Geſetzes; Allgemeinheit des Geſetzes; Gleichheit vor dem Geſetz uſw. ). 

Huch der nationalſozialiſtiſche Geſetzesbegriff wird erſt voll erfaßt, wenn 
der ihm zugrunde liegende Rechtsbegriff mit in die Definition aufgenommen 
iſt). Das Recht iſt uns die Cebensorönung der völkiſchen Gemein- 
ſchaft; es richtet nicht ſoziale Schranken zwiſchen Individuen auf, ſondern 
in ihm findet die Volksgemeinſchaft die Ordnung ihres überindividuellen 
Seins. Dabei erhält auch der Dolfsgenoffe die ihm gemäße gliedhafte 


1) Siehe oben S. 195. 

) Dal, E. R. Huber, Der Sührer als Geſetzgeber. Deutſches Recht. 1939, S. 275 ff. 

) Z. Heckel, Wehrverfaffung und Wehrrecht S. 324 ff. hat das Derdienft, auf dis 
„ſubſtantielle Eigenſchaft“ des Geſetzes hingewieſen zu haben; doch bringt Hedele 
Definition (Geſetz ift „ein Gebot oberſten Ranges, das durch den Sührer auf dem Wege 
der Geſetzgebung als Ausdruck des rechtlichen und politiſchen Willens der Nation 
geſetzt iſt“) dieſes ſubſtantielle Moment m. E. noch nicht vollſtändig zum Ausdrud. 
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Stellung in der Gemeinſchaft, aber primär iſt für das Recht die Ordnung der 
überperſönlichen Gemeinſchaft. Dieſes Recht der Gemeinſchaft beſteht nicht 
nur im Geſetz, ſondern zunächſt einmal in der vorgegebenen Cebensordnung 
des Volkes. Aber das Geſetz iſt das wichtigſte Mittel zur Entfaltung des Ge⸗ 
meinſchaftsrechts. Es wäre romantiſche Schwärmerei, im Geſetz einfach den 
formulierten flusdruck der in der Dolksgemeinſchaft bereits entwickelten 
Lebensorönung zu ſehen; Geſetzgebung iſt mehr als bloße „Rechtsfindung“. 
Gerade ein Zeitalter des politiſchen Aufbaus wird auch im Recht das Neue 
ſchöpferiſch geſtalten. Aber das Weſen des völkiſchen Rechts gebietet, daß 
dieſes Neue aus den in der völkiſchen Cebensordnung vorgegebenen An- 
lagen, Kräften und Zielen entfaltet werde. So ſteht das Geſetz zum Recht 
in doppelter Beziehung: es dient dem Recht, indem es die völkiſche Cebens⸗ 
ordnung als etwas Dorgegebenes verwirklicht und indem es fie zugleich als 
etwas Alufgegebenes ſchöpferiſch entwickelt. Der neue Geſetzesbegriff muß 
in erfter Linie dieſen ſubſtantiellen Gehalt des Geſetzes zum Ausdrud 
bringen, indem er feſtſtellt, daß das Geſetz der Entfaltung (und zugleich dem 
Schutz) der völkiſchen Cebensordnung dient. 

Das zweite Kennzeichen des heutigen Geſetzes beſteht darin, daß das 
Geſetz die eben umſchriebene Aufgabe gemäß dem Plan des Führers 
erfüllt). In einem gewiſſen Sinne folgt dieſer Plancharakter des Geſetzes 
bereits aus feiner ſubſtantiellen Funktion, da die Entfaltung der völkiſchen 
Lebensorönung nur durch eine geordnete, folgerichtige und planmäßige 
Geſetzgebungsarbeit möglich iſt. Wenn heute die planvolle und zielbewußte 
Arbeit der Geſetzgebung beſonders betont wird, fo liegt darin zunächſt ein⸗ 
mal eine polemiſche Wendung gegen den parlamentariſchen Geſetzgeber, 
bei dem durch die Zerſplitterung der Geſetzesinitiative, durch den chaotiſchen 
Charakter des parteienſtaatlichen Parlamentsbetriebs, ſowie durch die plura⸗ 
liſtiſche Aufipaltung der politiſchen Ordnung, welche zahlloſen Verbänden, 
Gruppen und Gremien einen Einfluß auf die Geſetzgebung geſtattete, eine 
in ſich geſchloſſene geſetzgeberiſche Entwicklung unmöglich war. Die Konzen- 
tration der Geſetzesinitiative auf die Mitglieder der Reichsregierung (ein⸗ 
ſchließlich den Stellvertreter des Führers, Reichsminiſter Heß, und den Führer 
der nationalſozialiſtiſchen Reichstagsfraktion, Reichsminiſter Frich verhin⸗ 
dert eine ſolche planwidrige Geſetzesgeſtaltung. Doch bringt der hervor⸗ 
gehobene Plancharakter des Geſetzes mehr als nur dieſes ſelbſtverſtändliche 
Gebot einheitlicher und folgerichtiger Geſetzgebungsarbeit zum Ausdrud. 
Es iſt das beſondere Kennzeichen unſerer Epoche, daß die Entfaltung der 

) Dgl. C. Schmitt, Die Rechtswiſſenſchaft im Führerſtaat. ZUASDR. 1935, 
5.439. - Kritiſch J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht S. 331 Anm. 11 u. 12. 
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völkiſchen Cebensordnung in Wirtſchaft und Kultur, im Siedlungs⸗ und im 
Bauweſen, in der Geſundheits⸗ und in der Sippenpflege durch große und 
umfaſſende Pläne vorgezeichnet wird. Durch die programmatiſche Planung 
werden Ziel und Richtung, Umfang und Grenzen für die Entfaltung der 
Gemeinſchaftsordnung beſtimmt. Das Geſetz ift ein Mittel, dieſe Planung 
in die Tat umzuſetzen. Der Vorſpruch, der die wichtigeren Geſetze einleitet, 
indem er die Ziele und den Sinn des Geſetzes umreißt, gibt in der Regel 
den näheren Juſammenhang an, in dem das einzelne Geſetz zu dem all⸗ 
gemeinen Plan, zu deſſen Verwirklichung es beiträgt, ſteht. Das Geſetz iſt 
nicht ſelber Plan, aber es gehört zum Weſen des Sührergeſetzes, daß es ſich 
im Rahmen eines allgemeinen und umfaffenden Geſamtplanes hält. 0 

Das dritte Kennzeichen des Geſetzes iſt, daß es einen Entſcheid des 
Sührers darſtellt. Der flusdruck, Führerentſcheid“ ſagt genauer als der Aus- 
druck „Führerwille“, worum es ſich hier handelt. Der Wille des Führers 
hat vielfältige Möglichkeiten der Verkörperung; er äußert ſich in Buch und 
Rede, in Regierungserklärungen und internen Unweiſungen und, nicht zu⸗ 
letzt, in der geſtaltenden Tat. Das Geſetz aber iſt ein Entſcheid des Führers, 
der den Willen in einem förmlichen Befehl zum verbindlichen Rechtsſatz 
erhebt. Gewiß fordert auch der nicht in der förmlichen Weiſe des Entſcheids 
geäußerte Wille des Sührers rechtliche Beachtung. Ein Satz einer Regierungs⸗ 
erklärung, einer Sührerrede oder einer fonftigen Kundgebung kann einen 
rechtsverbindlichen Charakter haben. Doch iſt er dann nicht Rechtsſatz, ſon⸗ 
dern verbindlicher Maßſtab für die Auslegung von Rechtsſätzen, die im Geiſte 
des Führers vorzunehmen ift. Es iſt ein Unterſchied, ob der Wille des Sührers 
als Richtſchnur für die Anwendung und Auslegung des Rechts, oder als Ent⸗ 
ſcheid, d. h. als förmlicher Rechtsbefehl, in die Erſcheinung tritt. 


c) Geſetz und Recht 
Schrifttum: E. v. Dippel, Über die Verbindlichkeit der Geſetze. AöR. N. 8. 18. 
S. 86 ff. — E. R. Huber, Neue Grundbegriffe des hoheitlichen Rechts. 1935. - 
H. Lange, Dom Geſetzesſtaat zum Rechtsſtaat. 1934.— K. Larenz, Das problem 
der Rechtsgeltung. 1929. — Derſelbe, Deutſche Rechts erneuerung und Rechts⸗ 
philoſophie. 1934. — Derſelbe, Über Gegenſtand und Methode des völkiſchen 
Rechtsdenkens. 1958. f. Marſchall von Bieb erſtein, Dom Kampf des Rechts 
gegen die Geſetze. 1927. C. Schmitt, Die Rechts wiſſenſchaft im Sührerſtaat. 3. d. 
Akademie für Deutſches Recht. 1935. S. 435 ff. - W. Schönfeld, Der Traum des 
poſitiven Rechts. ArhzinPrar. N. 5. 15. S. 1 ff. R. Thoma, Der Umfang der 
geſetzgebenden Gewalt. hbddstn. Bd. 2. S. 137 ff. 


Das Geſetz iſt der vom Sührer bindend feſtgeſtellte Ausdruck des völkiſchen 
Rechts. Damit iſt die vielbehandelte Frage angeſchnitten, in welchem Der- 
hältnis Geſetz und Recht im völkiſchen Reich ſtehen. Im bürgerlich⸗parlamen⸗ 
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tariſchen Staat gab es zwei einander entgegengeſetzte Anfichten über dieſes 
Problem, die trotz ihrer Gegenſätzlichkeit beide dem liberalen Individualis⸗ 
mus entſtammten. Die ältere liberale Cehre ſah im Parlament den vollberech⸗ 
tigten Anwalt der individuellen Intereſſen. Das vom Parlament beſchloſſene 
Geſetz ſollte des halb das letzte Wort in den fozialen Intereſſenkämpfen und 
den politiſchen Parteigegenſätzen ſein. Das parlam entsgeſetz galt als die 
alleinige Erſcheinungsform des Rechts, weil nach der Anficht des klaſſiſchen 
Liberalismus nur die bürgerliche Doltsvertretung den ſozialen und politiſchen 
Ausgleid, herzuſtellen vermochte, der zum Begriff und Weſen des Rechts 
gehörte. Geſetz und Recht erſchienen als identiſch; es gab nur Geſetzes recht. 
Das Gewohnheitsrecht, dem daneben nur ein beſcheidener und müßtrauiſch 
kontrollierter Wirkungsraum gegönnt war, wurde auf die Fiktion der geſetz⸗ 
lichen Zulaſſung gegründet. Die neuere liberale Lehre erwuchs dagegen aus 
dem Mißtrauen gegenüber dem Parlament. Häufig hatte ſich gezeigt, daß das 
Parlament in Wahrheit den ſozialen und politiſchen Ausgleich, der ihm auf⸗ 
gegeben war, nicht gefunden hatte, ſondern zu einer einſeitigen Entſcheidung 
für beſtimmte Klaſſen⸗ oder Parteiintereffen gekommen war. Das Prinzip 
des ſozialen und politiſchen Ausgleichs wurde nun in die Idee des Rechtes 
verlegt, in eine übergeſetzliche, aber auch über staatliche und übervölkiſche all⸗ 
gemeine Norm. Recht und Geſetz fielen auseinander. Neben und über 
dem Geſetz entſtand ein „neues Naturrecht“, und dem Geſetz, das dieſem 
neuen Naturrecht nicht gemäß war, wurde die Verbindlichkeit abgeſprochen. 
Man proklamierte den „Rampf des Rechtes gegen die Geſetze“, um den 
bürgerlichen Rechtsbegriff gegen den Mißbrauch der geſetzgebenden Gewalt 
durch das Parlament des modernen Maſſenparteienſtaates zu verteidigen. 
Aus Abneigung gegen das parlament wurde dem Richtertum die Aufgabe zu⸗ 
geſprochen, den wahren Ausgleich in den Intereſſen⸗ und Weltanſchauungs⸗ 
gegenſätzen zu finden und im Kampf gegen die parlamentariſche Willkür dem 
„Recht“ zum Siege zu verhelfen. Das „richterliche Prüfungsrecht“ gegen⸗ 
über dem Geſetz war die letzte Konfequenz dieſer Anſicht. Es darf nun 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß beiden Spielarten des liberalen Rechts⸗ 
denkens der gleiche Begriff des Rechts zugrunde lag. In beiden Sällen er⸗ 
ſchien das Recht als ein Ausgleich in den ſozialen und politiſchen Macht⸗ 
kämpfen. Der Unterſchied beſtand darin, daß man urſprünglich im Parlament 
den einzigen und allein maßgebenden Träger des Husgleichsprinzips er⸗ 
blickte, während man in der ſpãteren Zeit in den Gerichten den zuverläſſigen. 
Wahrer der ausgleichenden bürgerlichen Rechtsidee zu erkennen glaubte. 
Im völkiſchen Sührerreich iſt das Recht weder ein parlamentariſcher Kom= 
promiß noch eine übergeſetzliche regulative Norm; es iſt überhaupt kein Aus= 
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gleich in den ſozialen und politiſchen Machtkämpfen. Das Recht iſt vielmehr 
der unmittelbare klusdruck des völkiſch en Lebens und der völkiſchen Ordnung. 
Es iſt kein normativer Ausgleich, der über dem freien und regelloſen Kampf 
der Meinungen und Intereſſen ſchwebt, ſondern es iſt die in der Wirklichkeit 
des völkiſchen Lebens ſelbſt enthaltene Ordnung. Es tritt nicht von außen — 
als „Schranke“ — an das Leben heran, ſondern es erwächſt aus dem Gemein⸗ 
ſchafts leben des Volkes ſelbſt. Im Sührerwillen erlangt dieſes Recht feine 
verbindliche Geſtalt; der im Geſetz hervortretende Wille des Führers kann 
nichts anderes ſein als die bewußte und geprägte Form der völkiſchen 
Gerechtigkeit. So iſt das Geſetz die Erſcheinungsform der hinter ihm ge⸗ 
gebenen völkiſchen Lebens ordnung. Doch heißt das nicht, daß es geboten oder 
auch nur zuläſſig wäre, das Sührergeſetz am ungeſchriebenen Recht zu meſſen 
und ihm die Anwendung zu verſagen, wenn ſich vermeintlich ein Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen Geſetz und Recht ergibt. Denn der gührer iſt als Wahrec und 
Vollſtrecker der võlkiſchen Ordnung an erſter Stelle berufen, das völkiſche Recht 
zu erkennen und in der Sorm des Geſetzes zu entfalten. Wo er geſprochen hat, 
iſt der Inhalt des völkiſchen Rechts mitunbedingter Verbindlichkeit feſtgeſtellt. 
Es iſt nicht möglich, vom Geſetz an das Recht zu appellieren. Das Führergeſetz 
iſt keine zweitrangige, der eigentlichen Gemeinſchaftsordnung nachſtehende 
Quelle des Rechts; ſondern es iſt der unantaſtbare und verbindliche, un⸗ 
mittelbare Ausdrud, den das völkiſche Recht gefunden hat. Soweit der Führer 
die völkiſche Ordnung in Geſetze geformt hat, gilt für die Verwaltung, für 
die Juſtiz, für die Bewegung und das Volk das unbedingte Gebot der Geſetz⸗ 
mäßigfeit. 
Schwierigkeiten ergeben ſich einmal gegenüber den alten vorrevolutio⸗ 
nären Geſetzen. Während die Weimarer Derfafjung als politiſches Geſamt⸗ 
ſuſtem keine rechtliche Geltung mehr beſitzt, iſt das einfache Geſetzesrecht der 
vorrevolutionären Zeit grundſätzlich verbindlich geblieben. Es iſt ſtillſchwei⸗ 
gend in die neue Ordnung übernommen worden. Doch iſt dieſer Grundſatz 
zwei wichtigen Einſchränkungen unterworfen. Es gibt zunächſt einmal ein⸗ 
zelne Beſtandteile des alten Geſetzesrechts, die in ſo offenkundigem Gegenſatz 
zu den Grundforderungen des völkiſchen Gemeinſchaftslebens ſtehen, daß 
fie — wie die alte Verfaſſung — revolutionär beſeitigt worden find. An ihre 
Stelle ſind die ungeſchriebenen Grundſätze der neuen Ordnung getreten. Er⸗ 
innert ſei an einzelne Vorſchriften des alten Eherechts, die ſchon vor dem Blut⸗ 
ſchutzgeſetz vom 15. September 1935 ihre Geltung eingebüßt hatten. Hierher 
gehört auch der $ 1 der Reichsgewerbeordnung von 1869, der mit feiner Zur 
ſicherung der „Gewerbefteiheit“ der Ausdruck eines Wirtſchafts⸗ und Der- 
faſſungsſyſtems war, das mit der nationalſozialiſtiſchen Revolution über⸗ 
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wunden worden ift!). Doch ift dieſer vollſtändige Wegfall alter Rechtssätze 
auf wenige beſonders eklatante Jälle beſchränkt. Diel umfaſſender ift der 
zweite Grundſatz, der ſich auf die Auslegung und Anwendung vorrevolutio⸗ 
närer Geſetze bezieht. Sie find ſtets aus dem Geiſt der neuen Gemeinſchafts⸗ 
ordnung zu verſtehen und zu erklären. Niemals darf die Auslegung bezogen 
bleiben auf alte Motive, alte Prinzipien des Zuſammenlebens, alte Ziele der 
Rechtsgeſtaltung. Sondern ſtets muß, ſoweit der Wortlaut der alten Geſetze 
überhaupt eine Interpretation zuläßt, die Auslegung gewählt werden, die 
dem völkiſchen Gemeinſchaftsrecht entſpricht. Die Aufgabe der freien und 
ſinnvollen Auslegung des alten Geſetzesrechts muß mutig und entſchloſſen 
angepackt werden. Es werden dann nur ſelten Fälle bleiben, in denen ein 
befriedigendes Ergebnis nicht erzielt werden kann. 

Schwierigkeiten entſtehen zum andern dort, wo beſtimmte Fragen des 
Gemeinſchaftslebens der geſetzlichen Regelung noch entbehren. Das ſtarre 
Geſetzmäßigkeitsdenken der früheren Zeit mußte hier zu einem Derfagen der 
ftaatlihen Verwaltung und Rechtspflege führen. Heute iſt grundſätzlich bei 
ſolchen „Lücken in der Geſetzesordnung“ von den Behörden der Verwaltung 
oder der Juſtiz das ungeſchriebene völkiſche Recht ſelbſt zur Anwendung zu 
bringen. Verwaltung und Juſtiz haben hier die hohe und verantwortungs⸗ 
volle Aufgabe, ſelbſt das Recht zu entfalten. Nicht ihr ſubjektives Belieben 
und ihr perſönliches Meinen darf allerdings das fehlende Geſetzesrecht er⸗ 
gänzen, ſondern aus dem objektiven Willen der Gemeinſchaft hat der Richter 


oder Verwaltungsbeamte zu erkennen, was Rechtens iſt. In dieſem Sinne gilt 


der Satz, daß über der Geſetzmäßigkeit die Rechtmäßigkeit der Verwaltung 
iteht?). Vorausgeſetzt iſt dabei, daß das Schweigen des Geſetzes nicht auf der 
bewußten Abſicht des Führers beruht, das betreffende Sachgebiet der geſetz⸗ 
lichen Ordnung zu entziehen. Wo aber eine ſolche ſtillſchweigende Abſicht 
des Führers nicht zu erkennen iſt, haben Richter und Derwaltungsbeamte 
ſelbſt als Wahrer und Vollſtrecker des völkiſchen Rechts gemäß den Grund⸗ 
ſätzen der ungeſchriebenen völkiſchen Ordnung zu verfahren. 


d) Sachbegriff und Formbegriff des Geſetzes 
Schrifttum: f. Haenel, Studien zum deutſchen Staatsrecht. Bd. 2. 1888. — 
6. Meyer-6. Anſchütz, Das Staatsrecht des deutſchen Reiches. Bd. 2. 1917. 


) Dgl. E. R. huber, Die Verwirkung der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung im 
Verwaltungsrecht. ZALDR. 1937. S. 366 ff. — R. Lohmann, Gewerbefreiheit und 
Rechtſprechung. Ebenda. S. 307 ff. 

2) Dgl. E. R. huber, Neue Grundbegriffe des hoheitlichen Rechts. 1935. 
S. 37 ff. — Th. Maunz, Die Rechtmäßigkeit der Verwaltung (in 9. Frank, Deut⸗ 
ſches Verwaltungsrecht. 1957. S. 51ff.).—Kritiſch 8. W. Jeruſalem, Geſetzmäßigkeit 
der Verwaltung oder Rechtmäßigkeit der Verwaltung (Seſtgabe für hedemann. 1938). 
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5.637. - C. Schmitt, Derfafjungslehre. 1928. S. 143 ff. -R. Thoma, Die Sunktio⸗ 
nen der Staatsgewalt. Grundbegriffe und Grundſätze. HböͤdstR. Bd. 2 
S. 124 fl. — M. Wenzel, Der Begriff des Geſetzes in der Reichsverfaſſung. 
Deröff. d. Dgg. d. Deutſchen Staatsrechtslehrer. Heft 7 (1952). 


Der Sührer iſt Träger der Geſetzgebungsgewalt wie der Exkutipgewalt. 
Damit aber hat die aus dem bürgerlichen Verfaſſungsſtaat ſtammende, 
auf der Trennung von Geſetzgebung und Exekutive beruhende Unterſcheidung 
von materiellen und formellen Geſetzen ihren eigentlichen Sinn eingebüßt. 
Als materielle Geſetze galten im alten Staat nur allgemeine, Eigentum 
und Sreiheit betreffende Anordnungen. Grundſätzlich war das geſetzgebende 
Parlament nur zum Erlaß ſolcher materiellen Geſetze zuſtändig. Jedoch 
gelang es dem parlament ſchon früh, darüber hinaus an einigen wich⸗ 
tigen politiſchen Akten der Exekutive beteiligt zu werden. Die Derfaffungen 
ſchrieben für diefe, der Mitgeftaltung des Parlaments unterworfenen 
Exekutivakte ausdrücklich die Form des Geſetzes vor. In erſter Linie 
wurden die für die ſtaatliche Finanzgebarung ausſchlaggebenden Exe⸗ 
kutivakte in die Geſetzesform gekleidet, nämlich die Seſtſtellung des Haushalts- 
plans und die Kreditermächtigung. Später kamen wichtige außenpolitifche 
Exekutivakte hinzu: die Zuſtimmung zum Abfchluß von Derträgen und Bünd⸗ 
niſſen (Ratifikation), ſowie die Erklärung von Krieg und Frieden. Weil die 
Mitwirkung des Parlaments bei dieſen Alten ſich in der Form des Geſetzes 
vollzog, obwohl es ſich nicht um die Seftftellung die bürgerliche Exiſtenz be⸗ 
treffender Regeln handelte, ſprach man von Geſetzen im formellen Sinn. 
Die politiſche Bedeutung dieſes Begriffs lag offenkundig darin, daß entgegen 
dem Grundſatz der Gewaltenteilung das Parlament in Form der Ge⸗ 
ſetzgebung an beſtimmten Angelegenheiten der Exekutive beteiligt wurde. 
Der Begriff des formellen Geſetzes bezeichnete alſo eine Ausnahme von der 
grundſätzlich geltenden Gewaltenteilung. 

Nachdem im neuen Reich die Gewaltentrennung überwunden und Geſetz⸗ 
gebung und Exekutive in der Hand des Führers vereinigt worden ſind, hat 
der Begriff des formellen Geſetzes ſeinen politiſchen Sinn verloren. Da die 
Gewaltenteilung als Grundſatz nicht mehr beſteht, kann es auch keine Ein- 
richtungen geben, die eine Durchbrechung der Gewalienteilung ermöglichen 
ſollen; wo die „Regel“ gefallen iſt, gibt es auch die „Ausnahme“ nicht mehr. 
Die bis her in die Sorm des Geſetzes gekleideten Exekutivakte fallen heute 
nicht mehr in den Rahmen der „geſetzgebenden Gewalt“. Denn ihre Zu⸗ 
weiſung an die Geſetzgebung hatte nur Sinn, ſolange es galt, dadurch die 
Zuſtändigkeit des Parlaments zu begründen. Da heute die Exekutipgewalt 
wie die geſetzgebende Gewalt dem Sührer zuſtehen, find die bisher der for⸗ 
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mellen Geſetzgebung zugewieſenen Exekutivakte wieder reine Exekutivakte 
geworden. Sie ſtehen dem Sührer nicht als dem Inhaber der geſetzgebenden 
Gewalt, ſondern als dem Inhaber der Exekutivgewalt zu. Die Seftftellung 
des Haushaltsplans iſt kein „Geſetz“, denn es wird dadurch nur ein Sinanz⸗ 
plan für die ſtaatliche Finanzgebarung aufgeſtellt, aber keine verbindliche 
Rechtsanordnung — wie fie zum Weſen des Geſetzes gehört — getroffen. 
Ebenſo iſt die Kreditermächtigung kein „Geſetz“, ſondern fie iſt eine der 
Reichsfinanzverwaltung vom Führer erteilte Genehmigung, Darlehn und 
Anleihen aufzunehmen. Die Ermächtigung zum Abſchluß eines völkerrecht⸗ 
lichen Dertrags, die Kriegserklärung und der Friedensſchluß find gleichfalls 
keine „Geſetze“, ſondern Einzelakte der auswärtigen Gewalt. Für alle dieſe 
Maßnahmen hat die Geſetzesform ihren bisherigen Sinn verloren. Der Haus⸗ 
haltsplan wie die Kreditermächtigung bedürfen daher der Sorm des Geſetzes 
nicht mehr; Derträge und Bündniſſe bedürfen keiner Ratifikation in Geſetzes⸗ 
form; Kriegs erklärung und Sriedensſchluß brauchen nicht in die Form des 
Reichs geſetzes gekleidet zu fein. 

Im nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrecht iſt alſo der politiſche Sinn der 
Unterſcheidung von Sachbegriff und Formbegriff des Geſetzes weg⸗ 
gefallen. Aber da Einrichtungen und Begriffe häufig länger leben als der 
politiſche Sinn, der ſie ſchuf, ſchleppt ſich die alte Unterſcheidung auch im 
heutigen Derfaſſungsrecht fort. Es gibt alſo auch heute noch „geſetzförmige 
Regierungsakte“, in denen die Geſetzesform angewandt wird, obwohl 
es ſich der Sache nach um einfache Entſcheidungen der Sinanzgewalt oder 
der Auswärtigen Gewalt handelt (3. B. Kreditermächtigungen, Auswärtige 
Verträge) ). Dagegen beſteht faſt allgemeine Übereinſtimmung darüber, 
daß die Entſcheidung über Krieg und Frieden ein Führerentſcheid ift, der 
der Sorm des Geſetzes nicht bedürfte?). 

Wenn die heutige Verfaſſungspraxis bei der Budgetfeſtſtellung und 
der Kreditermächtigung gelegentlich anders verfährt), fo hat das einen 


) Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht S. 550 Anm. 5 hebt hervor, daß der 
Grund für den geſetzförmigen Erlaß beſtimmter Regierungsakte die Abſicht fein 
kann, fie mit beſonderer Seierlichkeit auszuſtatten. Das iſt ſicher bei der Anordnung 
eines Staatsbegräbniſſes durch Geſetz der Jall. Aber läßt ſich wirklich der gleiche 
Grund für die Errichtung einer öffentlichen Körperſchaft oder einer Botſchaft, oder 
für eine Kreditermächtigung oder auch für die Seftitellung des Haushaltsplanes 
anführen? . 

) Anders nur Meißner⸗Kaiſenberg, Staats⸗ und Verwaltungsrecht im 
Dritten Reich (1935). S. 149. 

3) Die Reichshaushalte 1933 und 1954 find durch Geſetz feſtgeſtellt worden; 
vgl. Geſetze vom 28. Juni 1935 (RG Bl. II 489) und vom 23. März 1954 (RG Bl. II 
121). Über die ſpäteren Reichshaushaltspläne dagegen tft kein Etatgeſetz ergangen. 
Es liegen darüber bisher nur die Geſetze über die Haushaltsführung im Reich vom 


248 IV. Der Sührer 


beſonderen Grund. Der Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben und 
die Aufnahme von Krediten müſſen im Rahmen einer orönungsmäßigen 
Staatsverwaltung planmäßig feſtgeſtellt werden. Wegen der allgemeinen 
politiſchen Bedeutung dieſer finanzwirtſchaftlichen Akte geſchieht die Seſt⸗ 
ſtellung nicht durch den Reichsfinanzminifter allein, ſondern durch das Ge⸗ 
ſamtkabinett. Dieſer Beſchluß ift feinem Weſen nach ein Akt der finanzwirt⸗ 
ſchaftlichen Führung, kein Geſetz; er bedarf der Geſetzesform nicht. Soweit 
heute die Geſetzesform eingehalten wird, geſchieht es lediglich, um die all⸗ 
gemeine Mitwirkung der Geſamtregierung zum Ausdrud zu bringen). 


e) Reichs- und Landesgefeß 

Schrifttum: 6. Anſchütz, Die Derfaffung des Deutſchen Reiches. S. 101 ff. — 
6. Doehl, Reichsrecht bricht Candrecht. A6 R. N. §. 12. S. 37 fl. S. Sleiner⸗ 
J. Cukas, Bundesſtaatliche und gliedſtaatliche Rechtsordnung. Deröff. d. Dog. d. 
d. Staatsrechtslehrer. heft (1929).— H. Peters, Die Rechtsnatur der Landesgeſetze. 
Deutſches Recht 1939. Heft 12. C. Schmitt, Verfaſſungslehre 1928. S. 381 ff. 

Der Sührer iſt der Träger der geſetzgebenden Gewalt im Reich und in den 
Ländern; einen ſubſtantiellen Unterſchied von Reichs geſetz und Landesgeſetz 
gibt es daher nicht mehr. Srüher beſaßen die Länder dagegen eine urſprüng⸗ 
liche geſetzgebende Gewalt, die die Quelle eigenen Tandes rechts war. 
Zwiſchen Reichs geſetzen und Landesgeſetzen beſtand infolgedeſſen ein tief⸗ 
greifender und weſenhafter Unterſchied. Sie waren das Recht zweier unter⸗ 
ſchiedener ſelbſtändiger politiſcher Gemeinweſen, und ihre verbindliche Kraft 
ſtammte aus zwei unterſchiedenen ſelbſtändigen politiſchen Gewalten. Im 
neuen Reid; iſt dieſer Gegenſatz befeitigt worden. Es gibt nur noch einerlei 
Recht, das Recht des deutſchen Volkes, und es gibt nur noch einerlei Geſetz, 
das auf die Hoheitsgewalt des Führers zurückgeht. Nach dem Neuaufbau⸗ 
geſetz vom 30. Januar 1954 können die Candesregierungen nur noch im 
Namen und Auftrag des Reiches Geſetze erlaſſen. Diefe find jedoch auch Reichs⸗ 
recht, kein „Landesrecht“ im alten Sinne mehr. Es iſt „landſchaftlich be⸗ 
grenztes Reichs recht“, das die Länder in den Candes geſetzen auf Grund einer 
vom Führer erteilten Ermächtigung erzeugen?). 

Der Umfang der den Cändern erteilten Geſetzgebungsermächtigung 
richtet ſich grundſãtzlich noch nach den Zuſtändigkeitsvorſchriften der Weimarer 
Derfaffung; dieſe find mit einer Reihe von Modifikationen in die neue 
29. März 1935 (RG Bl. II 339), vom 31. März 1936 (RG Rl. II 109), vom 19. März 
1957 (RG Bl. II 117), vom 23. märz 1938 (RG Bl. II 97) und vom 31. März 1939 
(RGBl. II 613) vor. 

) Über den Haushaltsplan der Länder unten, S. 250. 

) Über die Srage, ob den Gerichten die prüfung der Candesgeſetze auf ihre 
Übereinftimmung mit dem Reichsrecht zuſteht, vgl. unten $ 25 c. 
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völkiſche Derfalfung übernommen worden. Die Weimarer Derfafjung unter⸗ 
ſchied (ebenfo wie die Bismarckſche) zwiſchen der au sſchließlichen Reichs⸗ 
kompetenz, in deren Rahmen allein das Reich Geſetze erlaſſen konnte, 
(Art. 6), der konkurrierenden Kompetenz, in deren Rahmen Reich und 
Länder zur Geſetzgebung zuſtändig waren, die Länder allerdings nur, ſolange 
das Reich von feiner Zuſtändigkeit keinen Gebrauch gemacht hatte (Art. 7), 
und der ausſchließlichen Candeskompetenz, in die alle von der Der- 
faſſung nicht erwähnten Materien fielen. Die Vermutung der Juſtändigkeit 
ſprach alſo für die Cänder. Dagegen beſaß das Reich die ſogenannte Rom⸗ 
petenz⸗Kompetenz, d. h. es konnte im Wege der Derfaffungsänderung 
feine Zuſtändigkeit auf Koften der Länder ausdehnen. 

Die Unterſcheidung von ausſchließlicher und konkurrierender Kompetenz 
beſteht auch heute noch. Es gibt alſo einerſeits Materien, die von den Cän⸗ 
dern unter keinen Umſtänden geregelt werden können (Beziehungen zum 
Ausland, Kolonialwefen, Staats angehörigkeit, Freizügigkeit, Auswanderung, 
Wehrverfaſſung, Münzweſen, Zollweſen). Und es gibt andererſeits Mate⸗ 
rien, für die die Länder zuſtändig find, ſolange das Reich ihre Regelung nicht 
in Angriff genommen hat. Die Mehrzahl der in Artikel 7 der Weimarer Der- 
faſſung aufgezählten Gegenftände find heute reichs geſetzlich geregelt, jo daß 
die Candesgeſetzgebungsgewalt ausſcheidet. Für einzelne Mater ien find die 
Länder aber auch heute noch neben dem Reich zuſtändig, z. B. für das Ent⸗ 
eignungsrecht. Unter die konkurrierende Kompetenz fallen heute auch alle in 
der Weimarer Derfaffung nicht ausdrücklich genannten Materien. Eine aus 
ſchließliche Candeskompetenz gibt es nicht mehr; die geſamte Geſetzgebungs⸗ 
zuſtändigkeit liegt grundſätzlich beim Reich, für das jederzeit auch die 
„Dermutung“ der Zuſtändigkeit ſpricht. Einer Kompetenz⸗Kompetenz, d. h. 
der Zuständigkeit, die eigene Zuſtändigkeit durch Derfafjungsänderung zu 
erweitern, bedarf das Reich nicht mehr; es vereinigt von vornherein alle 
Zuſtändigkeit bei ſich. Doch können die Länder Geſetze erlaſſen, ſoweit die 
betreffenden Gegenſtände nicht dem Reich ausſchließlich vorbehalten oder 
bereits reichs geſetzlich geregelt ſind i). 

Unter den Landesgeſetzen gibt es zwei verſchiedene Arten, die jorgfältig 
unterſchieden werden müſſen: Candesgeſetze, die auf einem noch nicht reichs⸗ 
rechtlich geregelten Gebiet ergehen (ſelbſtändige Candes geſetze), und 
Landesgeſetze, die zur Ergänzung und Durchführung eines Reichsgeſetzes 
auf Grund entſprechender Ermächtigung ergehen (abhängige LCandes⸗ 
geſetze). In den ſelbſtändigen Candesgeſetzen findet ſich noch ein Reſt der 
urſprünglich eigenen Geſetzgebungshoheit der Länder. Sie haben den Cha⸗ 
H über den Umfang der Derordnungsgewalt in den Reichs gauen unten 981 c, d. 
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rakter von reichsgeſetzvertretenden Verordnungen, da fie ergehen, ſolange 
eine Materie nicht reichsgeſetzlich geregelt ift. Die abhängigen Landesgeſetze 
dagegen find ganz offenbar nichts anderes als „geſetzabhängige Verord⸗ 
nungen“ (darüber unten S. 254 ff.), die auf Grund einer Spezialdelegation 
von einer untergeordneten Derwaltungsitelle erlaſſen werden. Die Entwid- 
lung geht dahin, daß die Landesgeſetze immer mehr durch die wachſende 
Reichsgeſetzgebung verdrängt werden (die Preußiſche Geſetzſammlung 1938 
enthält noch elf Gefeße!). 

Das Geſetzgebungsverfahren in den Ländern richtet ſich nach dem 
erſten Gleichſchaltungsgeſetz vom 31. März 1933 und dem Neuaufbaugeſetz 
vom 30. Januar 1934. Geſetze werden danach von der Landesregierung be⸗ 
ſchloſſen. Sie bedürfen jedoch der Genehmigung der Reichsregierung. Die 
Ausfertigung und Verkündung liegt dem Reichsſtatthalter obi). Ein ohne 
Zuſtimmung der Reichsregierung verkündetes Geſetz wäre ungültig und 
dürfte von niemandem beachtet werden. 

Dieſes Verfahren iſt nicht nur auf alle „materiellen“ Geſetze, ſondern 
auch auf die „formellen“ Geſetze (im bisherigen Sinne) anzuwenden. 
Der formellgeſetzliche Charakter, der für das Reich ſelbſt gegenſtandslos ge⸗ 
worden iſt, ift hier ein Mittel, beſtimmte Maßnahmen der Landesregierung 
der Genehmigung der Reichsregierung zu unterwerfen. So wird insbeſondere 
die Auflicht des Reiches über die geſamte Sinanzgebarung der Cänder in der 
Sorm vollzogen, daß der Candeshaushalt als „Geſetz“ der Genehmigung der 
KKeichsregierung bedarf. Während alſo der Begriff des formellen Geſetzes 
früher die Sinanzkontrolle des Parlaments über die Regierung ermöglichte, 
führt dieſer Begriff heute die Sinanzkontrolle des Reiches über die Länder 
herbei. 

Geſetzes vertretende Verordnungen, die die Landesregierungen 
früher auf Grund beſonderer reichsrechtlicher Ermächtigungen (Art. 48 Abſ. 4 
der Weimarer Derfaſſung und Dietramszeller D . des Reichspräſidenten 
vom 24. Auguft 1931) oder auf Grund beſonderer kundesrechtlicher Beſtim⸗ 
mungen (Art. 55 der preußiſchen Derfaffung) erlaſſen konnten, ſtehen den 
Ländern heute nicht mehr zu. Denn die alten geſetzes vertretenden Notver⸗ 
ordnungen aller Art waren ein Ventil im parlamentariſchen Geſetzgebungs⸗ 
verfahren; ſie griffen dort ein, wo das normale Geſetzgebungsverfahren ver⸗ 
ſagte. Heute hat auch in den Cändern normalerweiſe die Regierung die 
Geſetzgebungsgewalt inne, und ſie bedarf deshalb keiner ausnahmsweiſen 
geſetzes vertretenden Derorönungsgewalt. Sür andere Rechts verordnun⸗ 


) Siehe auch unten g 52 c. In Hamburg und in den neuen Reichs gauen gibt es 
keine Candesgeſetze mehr, ſondern nur noch Derorönungen. Siehe unten $ 31 , d. 
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gen, vor allem die flusführungs⸗ und Durchführungsverordnungen zu Ge⸗ 
ſetzen, ift grundſätzlich keine Zuſtimmung der Reichsſtellen erforderlich. Doch 
können die zuſtändigen Reichs miniſter verlangen, daß ſolche Rechtsverordnun⸗ 
gen ihnen vor dem Erlaß vorgelegt werden. Die Reichs miniſter können dann 
Einſpruch gegen den Erlaß der Verordnung erheben und dadurch den Erlaß 
verhindern. Würde in einem ſolchen Salle die Vorlage unterbleiben, ſo würde 
die ſo erlaſſene Verordnung unwirkſam ſein. Dieſe ſcharfe Einwirkung der 
Reichsſtellen auf die rechtſetzende Tätigkeit der Länder ergibt ſich folgerichtig 
daraus, daß die Geſetzgebungsgewalt der Cänder nur eine auf beſonderer 
Ermächtigung beruhende Ausftrahlung der geſetzgebenden Gewalt des 
Führers iſt. 


f) Geſetz und Verordnung 

Schrifttum: 6. klnſchütz, Die gegenwärtigen Theorien über den Begriff der 
geſetzgebenden Gewalt und den Umfang des kgl. Verordnungsrechts nach preu⸗ 
ziſchem Staatsrecht. 2. Aufl. 1901. — 5. Boſſung, Geſetz und verordnung. 
Verwelrch. Bo. 41 (1936). S. 325 ff. Bd. 42 (1937). S. 1ff. - R. Gneiſt, Akt. 
Derorönungstecht, in Holtzendorſfs Rechtslexikon. Bd. 3. S. 1059 fl. G. Meyer⸗ 
6. Unſchütz, Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechts. Bd. 2. S. 668 ff. U. Sche uner, 
Das Derorönungstedt der Länder nach dem Geſetz zum Neuaufbau des Reiches. 
RD Bl. 1954. S. 513 ff. P. Schoen, Das Derordnungsrecht nach den neuen Der- 
faſſungen. AR. N. §. 13. S. 313 ff. - S. H. Stratenwerth, Verordnung und Der: . 
ordnungsrecht im Deutſchen Reich. 1937. - R. Choma, Der Vorbehalt des Geſetzes 
im preußiſchen Verfaſſungsrecht (Seſtg. f. O. Mayer). 1916. 

Serner die oben bei a) angeführte Literatur, 

fluch das Verhältnis von Geſetz und Verordnung hat ſich im neuen Reich 
nicht unerheblich gewandelt. Nach der bisherigen Anſicht wurden Geſetze 
in einem beſtimmten Verfahren von der eigentlichen Legislative erlaffen, 
während die Verordnungen auf Grund einer geſetzlichen Ermächtigung von 
Exekutivorganen ausgingen. fluch in dieſer Lehre wirkte ſich ſomit die Gewal⸗ 
tenteilungstheorie aus. Mit der Vereinigung von Legislative und Exekutive 
in einer Hand iſt ein weſentliches Stück der bisherigen Unterſcheidung von 
Geſetz und Verordnung gefallen. Der Unterſchied reduziert ſich heute darauf, 
daß Geſetze die leitenden politiſchen Abfichten und die maßgebenden recht⸗ 
lichen Grundſätze ausſprechen, während die Verordnungen im Rahmen der 
allgemeinen geſetzlichen Richtlinien die nähere techniſche Durchführung und 
die beſondere Knpaſſung an die Lebens verhältniſſe vornehmen. Das Geſetz 
iſt leitender Führerwille, die Verordnung iſt ausführender Wille der nach⸗ 
geordneten Dienſtſtellen ). In der neueren Geſetzgebung begegnet immer wie⸗ 


2) Im Sinne dieſer Begriffsbeſtimmung iſt die „Verordnung“ des Führers zur 
Durchführung des Dierjahres planes vom 18. Oktober 1936 (RG Bl. 1887) der Sache 
nach ein Geſetz. Kritiſch J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht S. 322. 
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der die Erſcheinung, daß das Geſetz ſich auf einige große und allgemeine 
Grundſätze beſchränkt, während die nähere Spezialregelung den Derord- 
nungen überlaffen wird. Dieſer materiellen Abgrenzung von Geſetz und Ver⸗ 
ordnung entſpricht die formelle Juſtändigkeits verteilung. Geſetze gehen vom 
Führer ſelbſt unmittelbar aus und werden von ihm ausgefertigt und ver⸗ 
kündet, während Verordnungen in der Regel auf Grund einer Ermächtigung 
des Führers von den einzelnen Reichsminiſtern oder den untergeordneten 
Derwaltungsorganen erlaſſen werden. Die ſogenannten „Landesgeſetze“ find 
— wenn man dieſer Unterſcheidung folgt — in Wahrheit bloße Der- 
ordnungen, denn ſie gehen nicht unmittelbar vom oberſten Träger der 
geſetzgebenden Gewalt aus, ſondern auf Grund einer Führerermächtigung 
von nachgeordneten Stellen des ſtaatlichen Lebens. Die Landes geſetze ſtehen 
ſomit ihrem Weſen nach den Verordnungen gleicht). Beide haben eine Er- 
mächtigung durch den Führer, die in der Verfaſſung oder in Geſetzen ent⸗ 
halten iſt, zur Vorausſetzung. 

Die Verordnungen find bei einer neuen ſuſtematiſchen Einteilung folgen⸗ 
dermaßen zu gliedern: 


I. Die geſetzesgleichen Führer erordnungen 

Verordnungen (oder Erlaſſe) des Führers können als „abhängige“ oder 
als „ſelbſtändige“ Führerverordnungen ergehen‘). Abhängige Führer⸗ 
verordnungen ergehen auf der Grundlage eines Geſetzes, zu deſſen Er⸗ 
gänzung oder Durchführung ſie dienen (3. B. die Verordnungen des Führers 
gemäß Art. II des Geſetzes über die Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem 
Deutſchen Reich vom 13. März 1958 oder die Verordnungen des Führers 
gemäß 8 57 des Wehrgeſetzes). Selbſtändige Führerverordnungen 
ergehen an der Stelle eines Geſetzes. Sie haben ſachlich den gleichen Rang 
und die gleiche Wirkſamkeit wie ein Geſetz. Ich ſchlage für fie den Begriff 
des geſetzesgleichen Sührerentjcheids (Erlaß oder Verordnung) vor?). 
Bekannte Sälle dieſer Art find: die Verordnung zur Durchführung des Dier- 


) Dem tragen das Hamburg⸗Geſetz vom 9. Dezember 1937 und das Oſtmark⸗ 
und das Sudetengaugeſetz vom 14. April 1939 Rechnung, indem der Begriff des 
Candesgeſetzes bejeitigt und dem Reichsſtatthalter ein umfaſſendes Derordnungs- 
recht übertragen wird. Siehe unten 9 31 c, d. 0 

) Dol. E. R. Huber, Der Führer als Geſetzgeber. Deutſches Recht 1939 
S. 275 ff. 

2) J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht, S. 341 verwendet den Ausdruck 
„übergeſetzliche Verordnung“, wodurch der irrige Eindruck nahegelegt wird, die 
ſelbſtändige Verordnung ſtehe im Range über dem Geſetz, was aber auch H. nicht 
meinen kann, da er das Geſetz als „Gebot oberſten Ranges“ definiert 
(S. 325). 
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jahresplanes vom 18. Oktober 19361), die Erlaſſe über die Führung der 
Wehrmacht und über die Errichtung eines Geheimen Nabinetts rats vom 
4. Sebruar 1958, der Erlaß über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete vom 1. Oktober 1938, der Erlaß über das Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 16. März 1939. Der Grund dafür, daß in dieſen Fällen die 
Sorm des Geſetzes vermieden und der Weg der ſelbſtändigen Führerverord⸗ 
nung gewählt wird, wird vielfach darin geſehen, daß es ſich um Anordnungen 
der Organiſationsgewalt, der militäriſchen ommandogewalt und der aus⸗ 
wärtigen Gewalt handelt, die nicht dem Weg der Geſetzgebung unterworfen 
ſeien. Doch wäre dabei zu bedenken, daß die erwähnten ſelbſtändigen Führer⸗ 
verordnungen ſich nicht im Organiſationsrecht, im Militärrecht und im Recht 
der auswärtigen Verwaltung erſchöpfen, ſondern daß ſie für das geſamte 
Rechtsleben des Volkes von grundlegender Bedeutung find — ja, daß fie 
die politiſche Grundordnung des Reiches mit konſtituieren. Sie find ihrem 
ſachlichen Gehalte nach Grundgeſetze des Reiches). Und eben dieſer durch 
die Zugehörigkeit zur völkiſchen Grundordnung gegebene hochpolitiſche 
Charakter der erwähnten Entſcheidungen war der Anlaß dafür, fie in die 
Sorm des Erlaſſes (oder der Verordnung) zu kleiden, um fie damit als Aus⸗ 
druck des höchſtperſönlich en Entſchluſſes des Führers zu kennzeichnen. 
Gewiß iſt auch beim förmlichen Geſetz der Führer der alleinige Träger der 
Entſcheidung. Aber das Vorliegen einer höchſtperſönlichen politiſchen Ent⸗ 
ſcheidung des Führers wird doch beſonders betont, wenn an der Stelle eines 
Regierungsgeſetzes ein Führererlaß verwandt wird. Auch bei einem ſolchen 
Sührererlaß werden im übrigen die zuständigen Reſſortleiter beteiligt, wie 
fich aus der Catſache der regelmäßigen Mitunterzeichnung ergibt?). Es find 
danach nicht im Weſen des behandelten Gegenſtandes liegende Kriterien, 
ſondern es iſt der freie Entſchluß des Führers, der darüber befindet, ob die 
Rechtſetzung im Wege der Geſetzgebung oder im Wege des geſetzesgleichen 
Entſcheids vorgenommen werden ſoll. Damit zeigt die bisherige Entwicklung 
des nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrechts, daß es keinen „Vorbehalt des 
Geſetzes in dem Sinne gibt, daß beſtimmte Entſcheidungen nur in der 
Sorm des Geſetzes getroffen werden könnten. Es gibt allerdings einen 

) Dazu H. W. Zinfer, Derfaffungs- und verwaltungsrechtliche Fragen des 
Dierjahresplanes. flöR. NS. 29 (1958), S. 204 ff. - H. Boſſung, Der Dierjahres- 
plan und das Derordnungsrecht. RDBI. 58 (1937), S. 115 ff. 

2) Das gilt auch und gerade für die Derordnung zur Durchführung des Dier- 
jahresplanes vom 18. Oktober 1936, die daher weit mehr als nur eine „Maßnahme“ 
zur Meiſterung einer außerordentlichen Cage“ ift. Anders J. Heckel, Wehrverfafs 
fung und Wehrrecht S. 341. 


) Dgl. W. Weber, Kontrafignatur und Mitzeichnung. Jahrbeld d R. Bd. 4 
(1937), 5. 184 ff. Ferner oben S. 228 ff. 
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„Vorbehalt des Führerentſcheids“), d. h. die Entfaltung der völkiſchen 
Cebensordnung durch Rechtsgebote oberſten Ranges iſt nur durch Entſchei⸗ 
dung des Führers (oder auf Grund einer beſonderen Ermächtigung durch 
einen Unterführer) zuläſſig. Aber der Sührer iſt frei, den Entſcheid im Wege 
der Geſetzgebung oder im Wege des ſelbſtändigen Sührererlaſſes zu treffen. 
Beide Sormen des Sührerentſcheids find im Range völlig gleich; insbeſon⸗ 
dere iſt die ſelbſtändige Sührerverordnung weder „übergeſetzlich“ noch 
„geſetzunterworfen“, ſondern ſie iſt geſetzesgleich. 


II. Die geſetzabhängigen Derordnungen 

Im Regelfall hat die Verordnung nicht geſetzgleichen Rang, ſondern 
ergeht auf Grund einer geſetzlichen Ermächtigung, womit ſie dem Geſetz 
im Range nachſteht; fie iſt eine „geſetzabhängige Verordnung“. Wie ſchon 
erwähnt, kann auch eine Verordnung des Führers geſetzabhängig fein, wenn 
ſie nämlich im Rahmen eines Geſetzes zu deſſen näherer Durchführung 
ergeht (dazu die oben angeführten Beiſpiele). Im allgemeinen aber werden 
die geſetzabhängigen Derordnungen von den dem Führer nachgeordneten 
Dienſtſtellen erlaſſen, und zwar entweder von Reichsminiſtern und ſonſtigen 
oberſten Reichs behörden, oder von Mittel und Unterinſtanzen der öffentlichen. 
Verwaltung. Die Abhängigkeit der Derordnung vom Geſetz kann verſchieden 
ſtark entwickelt ſein; je nach der Stärke der Abhängigkeit gliedern ſich die 
geſetzabhängigen Verordnungen in ſolche geſetzvertretender, geſetzergänzen⸗ 
der, geſetzausführender und geſetzanwendender Art. 

1. Die geſetzvertretenden Verordnungen. Als ſolche galten in 
der früheren Rechtslehre diejenigen, die auf eine geſetzliche Blankettvollmacht 
geſtützt waren. Im Gegenſatz zu den geſetzausführenden Derorönungen 
enthielt das zugrunde liegende Geſetz hier noch keinerlei materielle Rege⸗ 
lung, ſondern ſprach eine völlig freie Ermächtigung zugunſten des Trägers 
der Derorönungsgewalt aus. Die auf Grund von Ermächtigungsgeſetzen 
und die auf Grund der Diktaturgewalt erlaſſenen Verordnungen waren 
ſolche geſetzvertretenden Derordnungen, die die volle Kraft des Ge⸗ 
ſetzes beſaßen und eine urſprüngliche, nicht nur ausführende Regelung 
in dich ſchloſſen. Geſetzvertretende Diktatur⸗ und Krifenverordnungen 
gibt es heute nicht mehr. Dagegen gibt es eine neue Art geſetzvertreten⸗ 
der Verordnungen, die eine große Bedeutung beſitzt. Eine Reihe neuer 


1) Ebenſo Ch. Dieckmann, Der Vorbehalt des Sührerwillens, S. 32, 49. Anders 
J. Heckel, a. a. O., S. 335 („Der Vorbehalt des Geſetzes beſagt, daß der Führer 
eine Angelegenheit wegen ihrer fundamentalen Bedeutung für das Doltsleben nur 
geſetzförmig geordnet wiſſen will“). 
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Geſetze enthält keine materielle Regelung des berührten Gegenſtandes, 
ſondern beſchränkt ſich darauf, den zuſtändigen Miniſter zu ermächtigen, 
die erforderliche Regelung nach ſeinem Ermeſſen durch Verordnung zu 
treffen. Folgende Ermächtigungsgeſetze dieſer Art find erlaſſen worden: 
a) Das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des Reichs nährſtandes vom 
13. September 1933 (RGBI. I 626). 
b) Das Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaus der deutſchen 

Doirtſchaft vom 27. Sebruar 1934 (RG Rl. I 185). 

c) Das Geſetz über wirtſchaftliche Maßnahmen vom 3. Juli 1934 (RGBl. I 
565). 

d) Das Geſetz zur Sich erung der deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 24. 
September 1935 (RGBI..I 1178). 

e) Die „Verordnung“ des Führers zur Durchführung des Dierjahresplanes 
vom 18. Oktober 1936 (RG Bl. I 887). 

) Art. III des Geſetzes über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reiche vom 13. März 1938 (R GGBl. I 257); Art. III des 
Geſetzes über die Wiedervereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete 
mit dem Deutſchen Reich vom 21. November 1938 (ABl. I 1641); 
Art. XIII des Erlaffes über das Proteftorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (RG Bl. I 485); $ 6 des Geſetzes über die Wieder⸗ 
vereinigung des Memellandes mit dem Deutfchen Reich vom 23. März 
1939 (RG Bl. I 559). 

Die auf Grund dieſer Ermächtigungen ergangenen Derordnungen haben die 

materielle Sunttion von Geſetzen, d. h. fie enthalten keine Ausführung und 

nähere Regelung von Grundſätzen, die bereits geſetzlich feſtgeſtellt find, ſon⸗ 
dern ſie ſind ſelbſt eine urſprüngliche, nicht ableitbare Ordnung von Lebens- 
verhältniffen. 

Eine beſondere Art von geſetzvertretenden Verordnungen find die poli⸗ 
zeiverordnungen der Reichsminiſter. Zum Erlaß ſolcher Polizei⸗ 
verordnungen ſind der Reichsinnenminiſter und im Rahmen ihres Geſchäfts⸗ 
bereichs die übrigen Reichsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs innen⸗ 
miniſter zuſtändig (Verordnung vom 14. November 1938, RGBI. I 1582). 
Der Begriff der polizeiverordnung iſt in dieſer Verordnung nicht beſtimmt, 
ſondern er wird als feſtſtehend vorausgeſetzt. Danach wird eine polizei⸗ 
verordnung zu definieren ſein als eine allgemeine Unordnung, die 
dem Schutz der inneren Sicherheit und Ordnung der Dolks⸗ 
gemeinſchaft dient. Der Erlaß ſolcher polizeiverordnungen durch die 
Reichs miniſter ſtellt keine „Anwendung des Geſetzes“ dar, wie ſie bei den 
gewöhnlichen Poliz eiverordnungen der mittleren und unteren Behörden 
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vorliegt. hier werden vielmehr auf Grund einer weitgeſpannten Ermächti⸗ 
gung in der Sorm der polizeiverordnung materiell nicht aus übergeordneten 
Normen abgeleitete, ſondern urſprüngliche Rechtssätze neu geſchaffen. Es 
liegt alſo auch hier eine Ermächtigung zum Erlaß geſetzvertretender Der- 
ordnungen vor, wobei das Bemerkenswerte iſt, daß dieſe Ermächtigung 
ſelbſt nicht durch Geſetz, ſondern durch eine auf Art. 5 Neuaufbaugeſetzes 
geſtützte „Verordnung“ des Reichsinnenminiſters ausgeſprochen worden iſt. 
Der Reichsinnenminiſter hat ſich alſo ſelbſt zum Erlaß geſetzvertretender 
Verordnungen ermächtigt. 

2. Die geſetzergänzenden Derordnungen. Die Mehrzahl der 
Geſetze bringen keine erſchöpfende Regelung ihres Gegenſtandes, ſondern 
ermächtigen den zuſtändigen Miniſter, im Wege der Verordnung die zur 
Durchführung des Geſetzes notwendigen Vorſchriften zu erlaſſen. Dabei wird 
in der neueren praxis dem Miniſter ein verſchieden großer Spielraum ge⸗ 
währt: er wird entweder zur „Ergänzung und Ausführung” des Geſetzes oder 
aber bloß zur „Ausführung” ermächtigt; je nachdem find geſetzergänzende 
und geſetzausführende Derordnungen zu unterſcheiden. Bei den geſetz⸗ 
ergänzenden Derordnungen beſitzt der Miniſter die Ermächtigung, in dem 
durch das Geſetz gezogenen allgemeinen Rahmen auch ſolche Beſtimmungen 
im Derordnungswege zu erlaſſen, die im Geſetz keine unmittelbare Grundlage 
haben. Wie weit er dabei gehen will, iſt ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen 
überlaſſen; doch darf er jedenfalls bei der „Ergänzung“ nicht von den feſt⸗ 
geſtellten Grundſätzen des Geſetzes abweichen; eine „Durchbrechung“ des 
Geſetzes wäre keine „Ergänzung“ mehr. Ein beſonders anſchauliches Bei⸗ 
ſpiel für die damit eröffneten Möglichkeiten bietet die 14. Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Geſetzes über den Ausgleid; bürgerlich⸗ 
rechtlicher Anjprüche vom 18. März 1939, die die Dorſchriften des Ausgleichs- 
geſetzes vom 15. Dezember 1934 ſinngemäß auf die gegen das Judentum 
gerichteten Vorgänge vom November 1938 ausdehnt. Die geſetzergänzenden 
Verordnungen ftellen in ſolchen Fällen einen Übergang zu den geſetzvertre⸗ 
tenden Verordnungen dar. 

5. Die geſetzausführenden Verordnungen dagegen ſind auf die 
nähere Spezialiſierung und Differenzierung der im Geſetz ſelbſt enthaltenen 
Beſtimmungen beſchränkt. Beiſpiele dafür ſind die Deutſche Gemeindeord⸗ 
nung oder das Reichsbürgergeſetz, die nur die Ausführung, aber nicht die 
Ergänzung des Geſetzes im Derordnungswege geſtatten. 

4. Die geſetzanwendenden Derordnungen. hier handelt es ſich um 
die vornehmlich von den Mittel- und Unterinſtanzen erlaſſenen Derordnun⸗ 
gen, die zur Vollziehung der Geſetze ergehen. Das deutlichſte Beifpiel iſt die 
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Polizeiverordnung, von der man nicht jagen kann, daß fie das Polizei⸗ 
verwaltungsgeſetz durchführt; fie wendet vielmehr die dort den Polizeibehör- 
den zugewieſene Befugnis an, indem fie die zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen allgemeinen Anordnungen trifft. Ein 
anderes Beiſpiel find die Tarifordnungen, bei denen der Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit die ihm im Arbeitsordnungsgeſetz gegebenen Befugniſſe 
anwendet, um gleiche und ausreichende Arbeitsbedingungen zu ſchaffen. Die 
geſetzvertretenden und in gewiſſer Weiſe auch die geſetzergänzenden Ver⸗ 
ordnungen ſtehen an der Stelle des Geſetzes. Die geſetzausführenden Der: 
ordnungen ſind Hilfsfunktionen der Geſetzgebung, indem ſie das Geſetz 
differenzieren und ſpezialiſieren; die geſetzanwendenden Verordnungen da⸗ 
gegen ſind Mittel der Verwaltung, da fie zur Erfüllung beſtimmter Ders 
waltungsaufgaben generelle Regeln aufitellen. 


III. „Rechts⸗ und Derwaltungs» erorönungen”.- - 

Die Einteilung der Derorönungen nad} dem Grad ihrer Geſetzabhängig⸗ 
keit wird überkreuzt von einer zweiten Einteilung, die ſich nach der Art ihres 
Wirkungsbereichs richtet. Es ergibt ſich hier die Unterſcheidung von Ge⸗ 


meinverord nungen), die ſich an die Allgemeinheit der Volksgenoſſenſchaft 


wenden, von Dienſt⸗ und Anſtaltsverordnungen, die die Glieder 
eines beſonderen und engeren Ordnungsbereichs des öffentlichen Dienſtes 
und der öffentlichen Anſtalten erfaſſen“), und ſchließlich von Satzungen, 
in denen die eigenen Anordnungen der öffentlichen Rörperſchaften er⸗ 
ſcheinen. N 

Die Dienſt⸗ und Anſtaltsverordnungen wurden in der 
bisherigen Wiſſenſchaft in der Regel als Verwaltungsverord nungen 
bezeichnet und den Rechtsverordnungen entgegengeſtellt. Als Rechts⸗ 
verordnungen galten diejenigen Anordnungen, die für die allgemeine 
Offentlichkeit, d. h. für die bürgerliche Geſellſchaft beſtimmt waren, wäh⸗ 
rend als Verwaltungsverordnungen diejenigen Vorſchriften angeſehen 
wurden, die für den inneren Dienſt der ſtaatlichen Organiſationen er⸗ 
laſſen waren. Nur die für die Allgemeinheit beſtimmten Rechtsverordnun⸗ 
gen wurden als „Rechtsſätze“ anerkannt, während die Derwaltungsver- 
ordnungen als bloße „Dienſtvorſchriften“ galten. Dieſe Unterſcheidung ergab 
ſich aus dem bürgerlichen Rechtsbegriff, nach dem Recht eben nur diejenigen 
Anordnungen waren, die ſich unmittelbar auf den Bürger, ſein Eigentum, 


) Dgl. S. 5. Strathenwerth, Derorönung und Derordnungsrecht, S. 144. 
) Für fie hält Strathenwerth, a. a. O., S. 144 fl. am Begriff der „Derwal⸗ 
tungsverordnung“ feſt, was m. E. unnötig und irreführend ift. 
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ſeine Steiheit, feine Beziehungen erſtreckten. Recht war nur, was die per- 
ſönliche Sphäre des Bürgers, ſeine Rechte und pflichten umgrenzte. Die 
innerdienſtlichen Anordnungen, denen dieſe unmittelbare Beziehung auf die 
bürgerliche Geſellſchaft fehlte, waren daher kein „Recht“. Der politiſche Sinn 
der Unterſcheidung, die im konſtitutionellen Staat entwickelt wurde, beſtand 
darin, daß Rechtsverordnungen, weil ſie Rechtsſätze enthielten, in den Be⸗ 
reich der geſetzgebenden Gewalt fielen und deshalb nur auf Grund einer 
geſetzlichen Ermächtigung erlaſſen werden durften, während Verwaltungs⸗ 
verordnungen, weil ſie keine Rechtsſätze enthielten, ohne beſondere geſetzliche 
Ermächtigung ergehen durften. Der Nutznießer dieſer Unterſcheidung war 
alſo die monarchiſche Exekutive, der Benachteiligte war die parlamentariſche 
Legislative. Die ganze Unterſcheidung iſt verſtändlich nur im Suſtem der 
Gewaltenteilung, wo ſie im Kampf zwiſchen Exekutive und Cegislative ent⸗ 
wickelt worden iſt. 

Heute iſt dieſer Gegenſatz von Exekutive und Legislative überwunden, 
auch der bürgerliche Rechtsbegriff hat ſeine Geltung verloren. Dem völkiſchen 
Rechtsbegriff iſt dieſe Beziehung auf die bürgerliche Rechtsſphäre nicht eigen⸗ 
tümlich. Auch die innerdienſtliche Vorschrift, die nur im Rahmen der ſtaat⸗ 
lichen Derwaltungsorganijationen wirkt, ift ein verbindlicher Rechtsſatz, der 
den Sührerwillen zur Geltung bringt. Auch die Derwaltungsverordnungen 
ſind alſo „Rechtsverordnungen“, d. h. auch fie enthalten Rechtsſätze. Wie die 
ſogenannten Rechtsverordnungen (im bisherigen Sinn des Wortes) der Er⸗ 
mächtigung durch den Führer bedürfen, fo können auch Verwaltungsver⸗ 
ordnungen nur im Rahmen einer ſolchen Jührerermächtigung ergehen. Dieſe 
Ermächtigung braucht allerdings nicht unbedingt in die Form des Geſetzes 
gekleidet zu fein, ſondern fie kann ſich implicite aus dem Aufbau, der Auf-- 
gabe und Einrichtung einer beſtimmten Verwaltungsorganiſation ergeben. 
So enthält die Befehlsgewalt im Rahmen des öffentlichen Dienſtes die ſelbſt⸗ 
verſtändliche, ungeſchriebene Ermächtigung, die notwendigen allgemeinen 
Dienſtvorſchriften in der Form der Verordnung zu erlaſſen; der beſonderen 
geſetzlichen Ermächtigung bedarf es nicht. 

An die Stelle des Begriffs der Derwaltungsverorönung find die Begriffe 
der Dienſtverordnung und der Anſtaltsverordnung getreten. Dienſtver⸗ 
ordnungen ergehen in den Bereichen des öffentlichen Dienftes (Arbeitsdienſt, 
Wehrdienst, Beamtendienſt) auf der Grundlage der Dienſtgewalt. Sie regeln 
die innerdienſtlichen Derhältniffe, vor allem die beſonderen Pflichten, die den 
Angehörigen des öffentlichen Dienſtes obliegen. Anſtaltsverordnungen er⸗ 
gehen in den Bereichen der öffentlichen Anſtalten (Schulen, Muſeen, Biblio⸗ 
theken, Verſorgungsbetrieben uſw. ). Sie regeln auf Grund der Anftaltsgewalt 
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die Stellung der Angehörigen, der Benutzer oder der in anderer Weiſe Be⸗ 
teiligten innerhalb der anſtaltlichen Ordnung. Huch dieſe Dienſt⸗ und An⸗ 
ſtaltsperordnungen enthalten Rechtsſätze, find alſo „Rechtsverordnungen“, 
allerdings für einen enger begrenzten Cebensbereich und auf der Grundlage 
der beſonderen Bindung, die aus der Jugehörigkeit zum öffentlichen Dienſt 
oder zur Anſtalt folgt. 

Die Satzung iſt keine Verordnung, ſondern fie iſt eine rechtliche An= 
ordnung, durch die die mit Selbftverwaltung ausgeſtatteten öffentlichen 
Körperichaften ihr eigenes Recht im Rahmen der Geſamtordnung des völ⸗ 
kiſchen Rechts ſchaffen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände, die Reichs⸗ 


kulturkammer und ihre Einzelkammern, die Reichsrechtsanwalts⸗ und die 


Reichsärztekammer, der Reichsnährftand und feine Marktoerbände ſowie 
zahlreiche ſonſtige öffentliche Körperſchaften haben die Befugnis zur Selbſt⸗ 
geſetzgebung, d. h. ſie können ihre Angelegenheiten durch Satzungen regeln: 


ſie haben Satzungsgewalt. Dieſe Satzungsgewalt geht aus dem genoſſen⸗ 


ſchaftlichen Eigendaſein der Körperſchaften hervor, bedarf aber der ſtaatlichen 
Anerkennung und kann nur im Rahmen der geſetzlich feſtgeſtellten Zuſtändig⸗ 
keit und im Rahmen der allgemeinen Geſetze ausgeübt werden. Geſetzesrecht 
bricht Satzungsrecht! 


g) Geſetz und Einzelakt 

Schrifttum: 9. Aldag, Die Gleichheit vor dem Geſetze in der Reichsverfaſſung. 
1925. — E. R. Huber, Die Einheit der Staatsgewalt, D 33. 1954. Sp. 950. — 
G. Meyer⸗G. Unſchütz, Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechts. Bd. 1. 1914. S. 27.— 
W. peren, Die Unzuläſſigkeit unmittelbar durch Geſetz erfolgender Eingriffe in 
Grundrechte. 1928. - F. Poetzſch⸗heffter, Dom deutſchen Staatsleben. 1935. 
S. 72.— U. Scheuner, Geſetz und Einzelanordnung. 1955. -— C. Schmitt, Unab⸗ 
hängigkeit der Richter, Gleichheit vor dem Geſetz und Gewährleiſtung des Privat⸗ 
eigentums nach der Weimarer Verfaſſung. 1926.— Derfelbe, Derfafjungslehre. 
1928. S. 138 ff. — R. Thoma, höbddstnR. Bd. 2. 1932. S. 124 ff. — H. Triepel, 
Goldbilanzenverordnung und Vorzugsaktien. 1924. 

Es bleibt eine letzte Frage: das Verhältnis von Geſetz und Einzelakt. 
Der liberale Geſetzesbegriff erkannte nur die allgemeine Norm, die eine 
Dielheit gleichgelagerter Tatbeſtände regelte, als Geſetz an; Einzelakte in 
Geſetzesform waren ausgeſchloſſen. Sowohl das liberale Rechtsſicherheits⸗ 
bedürfnis als auch der demokratiſche Gleichheitsgedanke verlangten dieſen 
generellen Charakter des Geſetzes. Dieſe Allgemeinheit der Norm wurde in 
einem abſtrakt⸗formaliſtiſchen Sinne verſtanden; fie führte zu einer formalen 
Rechtsgleichheit. Eine neuere Lehre verſuchte zwar, dieſes formale Gleiche 
heitsprinzip zu überwinden. Aber auch ſie vermochte nicht eine materielle 
Weſensgleichheit durchzuſetzen, ſondern blieb bei der Tautologie ſtehen, daß 
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„Gleiches gleich und Ungleiches ungleich“ zu behandeln ſei — wobei dann 
eben die Frage war, was denn Gleichheit und was Ungleichheit bedeutete. 
Und fie begnügte ſich mit der Sorderung, „daß die einzelnen Rechtssätze 
alles als gleich zu behandeln haben, was ungleich zu behandeln Willkür be⸗ 
deuten, d. h. auf dem Mangel einer ernſthaften Erwägung beruhen würde“). 
Das ſubjektive Gleichheits gefühl des Richters, dem das Recht, die Derfaffungs- 
mäßigkeit der Geſetze zu prüfen, zuſtand, war der letzte Maßſtab, zu dem 
dieſes Denken führte. Die überwiegende Lehre und Praxis hielt aber auch 
ſolchen Derfuchen gegenüber an dem alten Standpunkt der formalen Rechts⸗ 
gleichheit und der abſtrakten Allgemeinheit des Geſetzes feſt. 

Das völkiſche Rechtsleben iſt nicht mehr durch dieſe Forderungen be⸗ 
ſtimmt. Wo ein Sachverhalt nach rechtlicher Ordnung verlangt, der ſo ein⸗ 
zigartig und unvergleichbar iſt, daß er ſich jeder Zuſammenfaſſung mit anderen 
Tatbeſtänden entzieht, kann er durch ein Einzelgeſetz erfaßt werden“). Auch 
dieſes Einzelgeſetz wird gerecht ſein, da Gerechtigkeit nicht eine übervölkiſche 
und überſtaatliche abſtrakte Idee, ſondern die Sachgerechtheit und An⸗ 
gemeſſenheit im Hinblick auf Volk und Reich bedeutet. Doch werden ſolche 
Einzelgeſetze, mögen ſie begünſtigenden oder belaſtenden Charakter tragen, 
eine ſeltene Ausnahme fein. Sachgerecht und angemeſſen wird es in der Regel 
fein, eine Dielheit gleichgelagerter Tatbeſtände gleich zu behandeln, jo daß 
auch für das völkiſche Geſetz das Merkmal der „Allgemeinheit“ grundſätzlich 
zutreffen wird. Doch wird dabei nicht die abſtrakte Generalität der Norm, 
ſondern die ſubſtantielle Gleichartigkeit der erfaßten Tatbeſtände entſchei⸗ 
dend ſein. Das völkiſche Geſetz, die vom Führer getroffene, der Ordnung, 
dem Beſtand, der Größe und Macht des Volkes dienende Entſcheidung wird 
alſo grundſätzlich allgemeiner Natur fein und nur in beſonderen flusnahme⸗ 
fällen ſpeziellen Charakter tragen. 

Hier zeigt ſich auch, wie es heute mit dem Grundſatz der Gleichheit 
vor dem Geſetz beſtellt iſt'). Eine formale Gleichheit, die die weſenhaften 
Unterſchiede auslöſchen oder ignorieren will, kann für den Geſetzgeber nicht 
maßgebend ſein. An ihre Stelle iſt die materielle Gleichheit des völkiſchen 
Rechts getreten, die aus dem Erlebnis der völkiſchen Art⸗ und Weſensgleich⸗ 


*) Triepel, Goldbilanzenverordnung und Vorzugsaktien. S. 26 ff. 

2) Beiſpiele: Geſetz über die Befreiung des Reichspräfidenten von Hindenburg 
von Reichs⸗ und Landesiteuern für das Rittergut Neudeck vom 27. Auguft 1933. 
(RE Bl. I 595). — Geſetz über die Abgabenbefreiung einer Dotation an den 
Generalfeldmarſchall fiuguft von Mackenſen vom 22. Oktober 1935 (RG Bl. I 1249). 

3) Dazu jetzt G. A. Walz, Artgleichheit gegen Gleichartigkeit. 1938. — 
U. Scheuner, Der Gleichheitsgedanke in der völkiſchen Verfaſſungsordnung. 
J. f. d. gef. Staatswiſſenſchaft. Bd. 99 (1939), S. 245 ff. 
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heit erwächſt. Dieſer neue Gleichheitsbegriff ermöglicht es, auch in der Ge⸗ 
ſetzgebung das Fremde von der eigenen Art, das Seindliche von der Treue 
zur Gemeinſchaft, das Jerſetzende von der aufbauenden Kraft zu unter⸗ 
ſcheiden, während der Relativismus des früheren formalen Denkens auch 
bier eine Gleichbehandlung verlangt hätte. Die nationalſozialiſtiſchen 
Raſſengeſetze, das Geſetz gegen die Neubildung politiſcher Parteien, das Ste⸗ 
riliſationsgeſetz — fie alle wenden ſich vom formalen Gleichheitsbegriff ab, 
um eine wirklich art⸗ und weſensgemäße Gleichheit zum Siege zu führen. 
Darüber hinaus wird die völkiſche Geſetzgebung auch die lebensgerechten 
Unterſchiede einer gegliederten, vielfältigen Ordnung heraus zuheben haben. 
Das Erbhofgeſetz mit feiner Unterſcheidung von bäuerlichem und anders⸗ 
artigem Boden iſt ein Beiſpiel für ſolche ſachgerechten Unterſcheidungen. 

Aber es iſt zu betonen, daß nur ſolche ſachgerechten, innerlich notwen⸗ 
digen Unterſcheidungen zuläſſig ſind. Unbedingt geboten iſt die ſtrengſte 
Gleichheit beim Erlaß wie bei der Anwendung des Geſetzes in dem Sinne, 
daß ungerechtfertigte Unterſcheidungen unter allen Umſtänden vermieden 
werden. Das völkiſche Reich iſt weder ein Privilegien⸗ noch ein Kaſten⸗ noch 
ein Klaſſenſtaat, ſondern es iſt ein Reich der völkiſchen Gerechtigkeit. Daß 
„Jedem das Seine“ zuteil werde, daß jeder die Rechtsſtellung erhalte, die 
ihm nach Anlagen, Verdienſt und Leiſtung zukommt, iſt der unabdingbare 
und unverzichtbare Auftrag, der einer völkiſchen Geſetzgebung geſtellt iſt. 
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Schrifttum: J. Heckel, verträge des Reichs und der Länder mit auswärtigen 
Staaten nach der Reichsverfaſſung. H6R. N. §. 7. S. 209 ff. H. Pohl, Dölkerrecht 
und Außenpolitik in der Reichsverfaſſung. 1929.— L. Schecher, Deutſches Hußen⸗ 
ſtaatsrecht. 1933. — h. Triepel, völkerrecht und Landesrecht. 1899. - G. fl. 
Walz, Die Abänderung völkerrechtsgemäßen Landesrechts. 1927. — M. Wenzel, 
Juriſtiſche Grundprobleme. 1920. — E. wWolgaſt, Die auswärtige Gewalt des 
Deutſchen Reiches unter beſonderer Berückſichtigung des auswärtigen Amtes. 
HöR. N. S. 5. S. 1 ff. 


a) Die Entwicklung der auswärtigen Gewalt 
Verfaſſungsgeſchichtlich iſt die auswärtige Gewalt der Urſprung der ge⸗ 
ſamten ſtaatlichen Exekutive. Um der Selbſtbehauptung nach außen willen 
ſchloſſen ſich Stämme, Völker und Reiche zu ſtraffen ſtaatlichen Einheiten 
zuſammen. Um der Außenpolitif willen bildeten die Fürſten ſtehende Heere 
und ein geordnetes Steuerſyſtem. Aus der heeres⸗ und Finanzverwaltung 
erwuchs die innere Verwaltung. In den alten Gewaltenteilungslehren 
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kam deshalb der auswärtigen Gewalt eine entſcheidende Rolle zu. Code 
hob fie unter der Bezeichnung , federative power“ bejonders hervor; Mon⸗ 
tesquieu nannte bei der Behandlung des pouvoir exécutrice vorwiegend 
Beiſpiele, die aus der auswärtigen Gewalt entnommen waren. Bei den 
ſpäteren Kämpfen zwiſchen dem Konſtitutionalismus und dem radikalen 
Parlamentarismus war die auswärtige Gewalt eine äußerſt umſtrittene 
Pofition. Es war ein Kennzeichen des deutſchen Konſtitutionalismus, daß 
der Reichstag an der Ausübung der auswärtigen Gewalt nicht teilnahm. Die 
Regierung und die „gouvernementale“ konſervative Partei bemühten ſich 
ſtets, das Vordringen des Parlaments in das Gebiet der auswärtigen Ge⸗ 
walt zu verhindern. Allerdings fanden ſich ſchon in der Bismarckſchen Ver⸗ 
faſſung weſentliche Zugeſtändniſſe an den Parlamentarismus auch auf dieſem 
Gebiet. So bedurften Verträge mit auswärtigen Mächten, wenn fie Gegen⸗ 
ſtände der Reichsgeſetzgebung betrafen, der Juſtimmung des Reichstags. 
Aber dieſe Mitwirkungsbefugnis des Reichstags berührte nur das Nand⸗ 
gebiet der auswärtigen Gewalt. Bei der Entſcheidung über Krieg und Frieden, 
der Kernentſcheidung der auswärtigen Gewalt, hatte der Reichstag nicht 
mitzuſprechen. Es iſt ſehr wichtig, daß der Entſcheidungsſieg des parlamen⸗ 
tariſchen Prinzips in Deutſchland auf dem Gebiete der auswärtigen Ge⸗ 
walt erfochten wurde. Die §riedensreſolution des Reichstages vom 19. Juli 
1917, in der fi der Parlamentarismus durchſetzte, betraf eine nach kon⸗ 
ſtitutionellen Grundſätzen dem Parlament verſchloſſene Frage der auswär⸗ 
tigen Gewalt!). Das verfaſſungsändernde Geſetz vom 28. Oktober 1918 und 
die Weimarer Derfaſſung lieferten dann die geſamte auswärtige Gewalt 
dem Reichstag aus, indem ſie die Entſcheidung über Krieg und Frieden in 
die Form des Reichsgeſetzes kleideten, indem fie die Juſtimmung des Reichs» 
tags nicht nur für auswärtige Verträge über Gegenſtände der Reichsgeſetz⸗ 
gebung, ſondern auch für Bündnisverträge vorſchrieben, und indem ſie 
ſchließlich für die geſamte Außenpolitik die parlamentariſche Kontrolle ein⸗ 
führten. Die völkerrechtliche Vertretung, die dem Reichspräfidenten gemäß 
der Weimarer Verfaſſung zuſtand, bedeutete zwar nicht nur die formale Re⸗ 
präſentation nach außen, aber ſie war auch keine ſelbſtändige auswärtige 
Gewalt mehr. 


1 


b) Der Sührer als Träger der auswärtigen Gewalt 
Zum Weſen des Sührerreiches gehört, daß der Sührer der ſelbſtändige und 
unbeſchränkte Träger der auswärtigen Gewalt iſt. Er beſtimmt die geſamte 


1) Dgl. E. R. Buber, Heer und Staat in der Deutſchen Geſchichte. 1938. 
S. 420 ff. 
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flußenpolitik des Reiches; er jchließt Verträge und Bündniſſe im Namen des 
Reiches ab; er iſt der herr über Krieg und Stieden. Zwar werden die eigent · 
lichen Geſchäfte der Außenpolitik vom Reichsaußenminiſter geführt; auch 
hat der Sührer zu ſeiner Beratung in der Außenpolitik durch Erlaß vom 
4. Sebruar 1958 den Geheimen Kabinettstat gebildet. Aber in allen grund⸗ 
ſätzlichen Fragen, die den Kurs der auswärtigen politik betreffen, gibt der 
Sührer ſelbſt den Ausſchlag. So hat der gührer die außenpolitiſch weſentlichen 
Entſcheidungen über den Austritt aus dem Völkerbund, über die Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht, über die Wiederbeſetzung der entmilitariſierten 
Zone, ſowie über die Wiedereingliederung Oſterreichs, des Sudetenlandes, 
Böhmens und Mährens und des Memellandes gefällt. fluch hat er — fo am 
17. Mai 1933, am 21. Mai 1955 und am 7. März 1936 — die Grundzüge 
der deutſchen Außenpolitit vor dem Reichstag entwickelt. Natürlich kann der 
Sührer auch in die anderen Reſſorts entſcheidend eingreifen, aber er hat als 
Träger der auswärtigen Gewalt des Reiches eine beſonders nahe Beziehung 
zur Außenpolitit, der die exiſtentielle Sicherung des völkiſchen Lebens nach 
außen obliegt. Durch den Wegfall jeder parlamentariſchen Kontrolleiſtder Füh⸗ 

rer bei dieſer Beſtimmung der Außenpolitit vollſtändig frei. Das wirkt ſich ins⸗ 
beſondere beim Albſchluß von Derträgen und Bündniſſen des Reiches mit aus⸗ 
wättigen Mächten aus. In Artikel 4 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Reich vom 24. März 1933 iſt ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß 
Verträge des Reichs mit fremden Staaten, die ſich auf Gegenſtände der 
Reichsgeſetzgebung beziehen, nicht mehr der Zuſtimmung des Parlaments be 
dürfen. Sür Bündniſſe iſt das gleiche zwar nicht ausdrücklich ausgeſprochen. 
Es iſt jedoch nicht zweifelhaft, daß auch für Bündniſſe das Erfordernis par⸗ 
lamentariſcher Juſtimmung entfallen ift. Wenn ſchon bei den auf die Reichs⸗ 
geſetzgebung bezüglichen auswärtigen Verträgen, die dem Reichstag näher⸗ 
lagen, die Juſtimmung des Reichstages fortgefallen ift, fo muß das um fo 
mehr bei Bündniſſen gelten, die ihrer Natur nach ganz im Gebiete der aus⸗ 
wärtigen Gewalt liegen und die Geſetzgebung überhaupt nicht berühren. 
Zudem erfordert gerade bei Bündniſſen unter Umſtänden das Reichsintereſſe, 
daß eine Behandlung und Erörterung im Reichstag nicht ſtattfindet. Der 
Sührer entſcheidet über den Abſchluß der Verträge und Bündniſſe nach feiner 
Einſicht, nachdem er ſich mit ſeinen Mitarbeitern beraten hat. 

Beſonders liegt es bei der Entſcheidung über Krieg und Frieden. Nach 
Art. 45 Abf, 2 der Weimarer Derfaffung hatten Kriegserklärung und Sie 
densſchluß „durch Reichsgefeß” zu erfolgen. Die Sorm des Geſetzes wurde 
für dieſe wichtigſten Akte der auswärtigen Gewalt eingeführt, um dem Parla⸗ 
ment die Entſcheidung über Krieg und Srieden zu übertragen. Es handelte ſich 


* 
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alſo nicht um ein, materielles“, ſondern um ein nur formelles“ Geſetz. ) Es 
liegt auf der Hand, daß im Sührerreich dieſe Parlamentarifierung der auswär⸗ 
tigen Gewalt beſeitigt iſt ohne daß es dazu ausdrücklicher Vorſchriften bedurft 
hätte, Es war allerdings ein ſelbſtverſtändliches Gebot internationaler Rück⸗ 
ſicht, daß das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich die Mitwir- 
kung des Reichstages bei der Entſcheidung über Krieg und Frieden nicht aus⸗ 
drücklich beſeitigte. Denn es mußte natürlich der Eindruck vermieden werden, 
als habe die nationalſozialiſtiſche Regierung nichts Eiligeres zu tun, als die 
Erklärung eines Krieges durch die lusſchaltung des Reichstags zu erleichtern. 
Dieſes Schweigen des Geſetzes darf aber nicht zu der Annahme verleiten, daß 
alles beim alten geblieben ſei und Kriegserklärung und Sriedensſchluß nach 
wie vor durch parlamentariſches Geſetz zu erfolgen hätten. Es iſt ein not⸗ 
wendiger Grundſatz des Führerreiches, daß dieſe exiſtentielle Entſcheidung 
über Sein und Nichtſein des Volkes nur der Sührer ſelber treffen kann. Dazu 
kommt, daß Kriegserklärung und Sriedensſchluß ihrem Weſen nach nicht 
Akte der geſetzgebenden Gewalt, ſondern echte Akte der auswärtigen Gewalt 
ſind, und daß ſie ihrer Natur nach in die Form des exekutiven Führerent⸗ 
ſcheids, nicht in die Sorm des Geſetzes gehören. Das ſchließt nicht aus, daß 
man für die Entſcheidung über Krieg und Frieden unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden die feierliche Sorm des Reichsgeſetzes wählt, ſei es des Regierungs⸗ 
geſetzes, des Reichs tagsgeſetzes oder des volksbeſchloſſenen Geſetzes. Doch 
welche dieſer Geſetzgebungsformen man auch anwendet: ſtets iſt es der 
Sührer, der den letzten klusſchlag gibt; ſtets iſt es der Sührer, der in ſolchen 
Sällen den Volks willen hervorhebt; ftets iſt es die auswärtige Gewalt des 
Führers, die in dieſem Akt in die Erſcheinung tritt. Wenn man alfo in ſolchen 
beſonderen Sällen für Kriegserklärung und Sriedensſchluß die Form des 
Reichs geſetzes wählen follte, fo hätte das nicht den Sinn, den Willen der 
außenpolitiſchen Führung zu lähmen und irgendeiner Kontrolle zu unter⸗ 
werfen. Die Sorm des Geſetzes hätte lediglich die Bedeutung, das feierliche 
Bekenntnis der Reichsregierung, des Reichstages oder des ganzen Doltes zu 
dieſer Entſcheidung des Trägers der auswärtigen Gewalt öffentlich kund⸗ 
zugeben. 


c) Auswärtige Gewalt und Dölterredt 
It fomit die auswärtige Gewalt des Führers nach innen frei und unab⸗ 
hängig, fo erhebt ſich weiter die ganz anders geartete Stage, ob fie es auch 
nach außen, im Verhältnis zu anderen Staaten iſt. Es iſt kein Zweifel, daß in 
der Zeit des Weimarer Syftems die auswärtige en des Reiches durch das 
) Siehe dazu oben 8. 245 ff. 
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Derjailler Diktat erheblichen Einſchränkungen unterworfen war. Es gehörte 
zu den wejentlichen und unabdingbaren Zielen der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung, die volle Unabhängigkeit und Gleichberechtigung des deutſchen 
Volkes und die volle Souveränität des Deutſchen Reiches innerhalb der Ord⸗ 
nung der Dölfer herzuſtellen. In folgenden Maßnahmen des $ührers iſt dieſe 
volle Souveränität des Reiches aufgerichtet worden: 1. durch die Erneuerung 
der Wehrhoheit des Reiches (Geſetz vom 16. März 1955, RGBl. I 375); 
2. durch die Wiederbeſetzung der entmilitariſierten Rheinlande (Erklärung 
vom 7. März 1956); 3. durch die Befreiung der deutſchen Waſſerſtraßen von 
der aufgezwungenen Internationaliſierung (Note vom 14. November 1936, 
RGBI. II 361); 4. durch die Herſtellung der uneingeſchränkten Reichshoheit 
über die Reichsbank und die Reichsbahn (Geſetz vom 10. Sebruar 1937, 
RGBl. II 47); 5. durch die Wiedervereinigung der Oſtmark, des Sudeten⸗ 
landes und des Memellandes mit dem Reich und die damit vollzogene 
Begründung des Großdeutſchen Volksreiches; 6. durch die Angliederung 
des Protektorats Böhmen und Mähren und die damit bekräftigte Ordnungs⸗ 
aufgabe des Reiches im mitteleuropäiſchen Raum. Die noch offene deutſche 
Sorderung nach Rolonien ſtützt ſich nicht nur auf wirtſchaftliche Gründe, 
ſondern beruht zugleich auf dem Willen, die volle Gleichberechtigung und 
Souveränität des Reiches zum Ausdrud zu bringen. 

Das Deutſche Reich fordert nicht nur Gleichberechtigung und Souveräni⸗ 
tät für ſich ſelbſt, ſondern bekennt ſich zur Gleichberechtigung der Staaten als 
einem oberſten Grundſatz des Dölferlebens. So wie das Reich die eigene Sou⸗ 
veränität als unverzichtbares Cebensrecht des Volkes betrachtet, ſo achtet es 
die Souveränität der übrigen ſtaatlich organiſierten Völker). Es erkennt da⸗ 
mit zugleich die zwiſchen gleichberechtigten Staaten vereinbarten völkerrecht⸗ 
lichen Abmachungen als rechtsverbindlich an. Darin liegt jedoch keine Über- 
nahme der Lehre vom „Primat des Völkerrechts“, die behauptet, das 
Völkerrecht ſei ein dem Recht der Staaten übergeordnetes Normenſuſtem; 
das ſtaatliche Recht, das dem Völkerrecht nicht entſpreche, entbehre auch der 
innerſtaatlichen Verbindlichkeit. Dielmehr gilt heute in vollem Umfang der 
Dualismus von Dölkerrecht und ſtaatlichem Recht; das ſtaatliche Recht leitet 
feine Verbindlichkeit nicht aus dem Völkerrecht ab, ſondern es iſt eine ſelbſtän⸗ 
dige und unabhängige Ordnung, die ihre Verbindlichkeit aus der völkiſchen 
Einheit und Ganzheit gewinnt. Das innervölkiſche Recht geht nicht als eine 
ſekundäre Ordnung aus dem Dölkerrecht hervor, ſondern es ſteht als eine ur⸗ 
ſprüngliche, nichtableitbare Ordnung neben dem Recht der Dölkergemein⸗ 
ſchaft. 5 

2) gl. dazu die Rede des Führers vom 7. März 1936. 
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Allerdings gilt diefe Trennung von Völkerrecht und ſtaatlichem Recht im 
völkiſchen Reich nicht mit der Schärfe fort, mit der ſie in der konſtitutionellen 
Zeit ausgeprägt worden iſt. Nach der damaligen Rechtsauffaſſung verpflich⸗ 
tete und berechtigte das Völkerrecht als ſolches nur den Staat ſelbſt, nicht auch 
die Staatsangehörigen. Die völkerrechtlichen Verträge des Staates waren 
für die einzelnen Staatsangehörigen res inter alios acta — ein bezeich⸗ 
nendes Merkmal der Trennung von Staat und volk. Damit völkerrechtliche 
Verträge des Staates Verbindlichkeit für die Staatsangehörigen erhielten, 
mußten ſie durch die ſtaatliche Geſetzgebung in inneres Staatsrecht umge⸗ 
formt („transformiert“) werden. Das völkiſche Reich muß ſolche Trennungen 
zwiſchen ſeinen auswärtigen Rechtsbeziehungen und den innervölkiſchen 
Rechtsverhältniſſen überwinden. Das Reich ift nach innen und außen das 
gleiche, und was in den auswärtigen Beziehungen als Recht anerkannt ift 
oder durch Vereinbarungen als Recht geſchaffen wird, muß auch in dem 
inneren Leben des Volkes verbindliches Recht ſein. 

Des halb widerſpricht der in Artikel 4 der Weimarer Verfaſſung aus⸗ 
gedrückte Gedanke der völkiſchen Rechtsauffaſſung nicht. Wenn dort geſagt 
war: „Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts gelten als bin⸗ 
dende Beſtandteile des deutſchen Reichs rechts“, ſo war damit nicht etwa der 
Primat des Völkerrechts verfaſſungsrechtlich anerkannt. Denn es be⸗ 
ſtand auch in der Weimarer Staatsrechtslehre volles Einverſtändnis dar⸗ 
über, daß „allgemein anerkannt“ nur eine auch von Deutſchland anerkannte 
Dölkerrechtsregel ſei, und die zutreffende herrſchende Lehre ging dahin, daß 
die einmal ausgeſprochene Anerkennung einer Völkerrechtsregel von Deutſch⸗ 
land jederzeit frei widerrufen werden könne. Der Artikel 4 war alſo nur ein 
automatiſch wirkender Transformator, der das Völkerrecht in innerdeutſches 
Recht umformte, ſoweit und ſolange es von Deutſchland anerkannt war. 
Dieſer Grundſatz aber entſpricht auch dem heutigen deutſchen Rechtsdenken, 
das keine ſcharfe Scheidung zwiſchen den aus wärtigen Rechts beziehungen 
des Reiches und dem innervölkiſchen Recht mehr anerkennt, ſondern das 
den Akten der auswärtigen Gewalt des Sührers eine unmittelbare inner⸗ 
völkiſche Verbindlichkeit zuerkennt. Ja, das völkiſche Rechtsdenken geht noch 
einen Schritt weiter als der Artifel 4 der Weimarer Verfaſſung und beſchränkt 
die innervölkiſche Verbindlichkeit des Völkerrechts nicht auf die allgemeinen“ 
Völkerrechtsregeln, ſondern erſtreckt fie auch auf die beſonderen Einzel⸗ 
abmachungen, die der Sührer als Träger der auswärtigen Gewalt mit fremden 
Staaten eingegangen iſt. Der ausdrücklichen Transformation durch Reichs⸗ 
geſetz im Sinne des alten Rechts bedarf es alſo nicht mehr, um die innerſtaat⸗ 
liche Verbindlichkeit zu begründen. Erforderlich iſt allerdings, daß der Vertrag 
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ausdrücklich bekanntgemacht ift, damit er allgemeine Verbindlichkeit erlangt. 
Und dieſe öffentliche Kundgebung wird zweckmäßigerweiſe im Reichsgeſetz⸗ 
blatt erfolgen. Sie kann aber auch in anderer Weiſe — durch die Preſſe oder 
den Rundfunk — geſchehen, und auch dadurch würde der Akt der auswärtigen 
Gewalt die innervölkiſche Rechtsverbindlichkeit für alle Volksgenoſſen er⸗ 
halten. 


9 23 
Der Oberbefehl über die Wehrmacht 


Schrifttum I: 5. Brauweiler, Wehrverfaſſung und Gewaltenteilung. 
Ib. f. polit. Sorſchung. 1933.- O. Hintze, Staatsverfaſſung und heeresverfaſſung. 
Neue Zeit- und Streitfragen, herausgegeben von der Gehe⸗Stiftung. 1906. — 
R. Höhn, Derfaffungstampf und heereseid. 1958. — E. R. Huber, Heer und 
Staat in der deutſchen Geſchichte. 1938. - A. Maier, Die verfaſſungsrechtliche 
und ſtaatspolitiſche Stellung der deutſchen Wehrmacht. Verwelrch. 1934. S. 265 ff. - 
S. Marſchall v. Bieberſtein, Derantwortlichteit und Gegenzeichnung bei An- 
ordnungen des oberften Kriegsherrn. 1911. — C. Schmitt, Staatsgefüge und 
Zuſammenbruch des zweiten Reiches. 1954. — L. v. Stein, Die Lehre vom 
Heerweſen. 1872. K. Wolzendorff, Der Gedanke des Doltsheeres im deutſchen 
Staatsrecht. 1914. 8 j 

Schrifttum II: 5. Dietz, Das Wehrgeſetz. 1936. - S. haſelmayr, Die 
Wehrmacht. 2. Aufl. 1935. - J. Heckel, Wehrpflicht und Derfaffung. D. Verw. Bl. 
1955. S. 158 ff. - Derſelbe, Das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935. DJ3. 1935. 
Sp. 777 ff. — Derfelbe, Wehrverfaſſung und Wehrrecht des Großdeutſchen 
Reiches. 1959. — W. Kauſer, Die Wehrmacht als Doltsorönung. Deutſches Recht. 
1956. S. 75 ff. - S. Poetzſch⸗heffter, Wehrhoheit und Wehrverfaſſung. JW. 
1935. Heft 22. — Derſelbe, Volk und Heer. Deutſches Recht. 1935. S. 305 ff. - 
W.Rehdans⸗h. Dombrowſki⸗W. Rerſten, Das Recht der Wehrmacht. 2. Aufl. 
1958.—O. Senftleben, Deutſches Wehrrecht. 1956. P. Semler⸗G. Senftleben, 
Das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935. 1936. - F. Stuhlmann⸗h. Stange, Wehr- 
geſetz und Wehrmacht. 1935. - C. Wagner⸗h. S. Röder, Die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht. 2. Aufl. 1935. 5 


a) Die Entwicklung der Kommandogemwalt 
Die oberſte militäriſche Befehls gewalt iſt wie die auswärtige Gewalt im 
Kampfe zwiſchen Konſtitutionalismus und Parlamentarismus ſchwer um⸗ 
ſtritten geweſen ). In den Verfaſſungs kämpfen des 19. Jahrhunderts war die 
Verteidigung der militäriſchen Befehls gewalt gegen das Parlament eine der 
Hauptleiſtungen der preußiſchen Monarchie. uch in der Bismarckſchen Der- 
faſſung wurde die Selbſtändigkeit der militäriſchen Kommandogewalt im 
weſentlichen erhalten. Das Heer leiſtete keinen Eid auf die geſchriebene 
2) Dgl. C. Schmitt, Staatsgefüge und Zuſammenbruch des Zweiten Reiches. 


1934. - K. Höhn, Derfaffungstampf und heereseid. 1938. - E. R. huber, 
Heer und Staat in der Deutſchen Geſchichte. 1938. S. 179 ff. 
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Derfaffung, ſondern nur einen Treueid auf den Landesherrn und den Ober⸗ 
ſten Kriegsherrn. Ebenfo wurde für die Akte der militäriſchen Kommando⸗ 
gewalt von dem Erfordernis der miniſteriellen Gegenzeichnung abgeſehen, 
obwohl eine entſprechende Verfaſſungsbeſtimmung fehlte. Dadurch entfiel 
die Verantwortlichkeit des Kriegsminiſters in allen Angelegenheiten der 
Kommandogewalt; das parlament war hier ausgeſchaltet. Auch hier gab 
es jedoch eine Einbruchſtelle des Parlamentarismus, die für das deutſche 
Schicksal verhängnisvoll geworden iſt. Die Heeresſtärke mußte nämlich durch 
Keichsgeſetz beſtimmt werden (Art. 60 der Bis marckſchen Derfaffung). Aller⸗ 
dings machte das Parlament nicht von der Möglichkeit Gebrauch, die Heeres⸗ 
ſtärke von Jahr zu Jahr feſtzuſetzen und damit die geſamte Wehrpolitik einer 
jährlich wiederkehrenden eingehenden Kontrolle zu unterziehen. Die Heeres⸗ 
ſtärke wurde vielmehr durch Septennate und Quinquennate für ſieben und 
ſpäter für fünf Jahre feſtgelegt. Doch verhinderte der parlamentariſche Ein⸗ 
fluß, daß die Heeresſtärke mit der Bevölkerungsvermehrung Schritt hielt, 
und daß die vom Großen Generalſtab für notwendig erachtete volle Aus= 
ſchöpfung der völkiſchen Wehrkraft ſtattfand r). So trug dieſes in Art. 60 
der Bismarckſchen Derfaffung enthaltene Zugeftändnis an den Parlamentaris⸗ 
mus im Auguft und September 1914 unheilvolle Frucht. Das Parlamentäri⸗ 
ſierungsgeſetz vom 30. Oktober 1918 hat dann die Gegenzeichnung für elkte der 
militäriſchen Kommandogewalt eingeführt und die Parlamentariſierung der 
militäriſchen Befehlsgewalt vollendet. Selbſtverſtändlich hielt die Weimarer 
Verfaſſung an dieſer parlamentariſchen Errungenſchaft feſt. Der Reichsprä⸗ 
ſident war zwar Oberbefehlshaber der Reichswehr, aber er war an die 
Gegenzeichnung des Reichswehrminiſters gebunden, und dieſer war vom 
Vertrauen des Reichstages abhängig. 


b) Die militäriſche Befehlsgewalt des Führers 

Mit dem Staats oberhauptgeſetz ging am 2. Auguft 1934 der Oberbefehl 
über die Reichswehr auf den Führer und Reichskanzler über. Offiziere und 
Mannſchaften wurden gemäß dem Geſetz vom 20. Auguft 1954 (RG Bl. I 785) 
auf Adolf Hitler vereidigt. Nach der Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht durch das Geſetz vom 16. März 1935 wurde der Führer gemäß dem 
Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 der Oberſte Befehls haber der neuen Wehrmacht. 
Die Ausübung des Oberbefehls wurde dem Reichskriegsminiſter übertragen, 
doch konnte der $ührer jederzeit unmittelbare Unweiſungen an das heer, die 
Kriegsmarine und die Luftwaffe richten. Der Reichskriegsminiſter übte den 


2) Dgl. dazu Kuno Graf Weſtarp, Konfervative politik im letzten Jahrzehnt 
des Kaiſerreiches. Bd. 1. 1935. S. 219ff. 


— 
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Oberbefehl als Beauftragter des Führers aus. Durch Erlaß vom 4. Februar 
1958 (R&G Bl. I 111) wurde dieſe Regelung beſeitigt. Der Führer übernahm 
nun die Befehlsgewalt über die Wehrmacht unmittelbar und perſönlich !). Das 
bisherige Wehrmachtamt im Reichskriegsminiſterium wurde zum Ober⸗ 
kommando der Wehrmacht erhoben und als militäriſcher Stab unmittel⸗ 
bar unter den Befehl des Führers geftellt. Dem Oberkommando der Wehr⸗ 
macht wurden die Geſchäfte des Reichskriegsminiſteriums übertragen; der 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, der im Kang den Reichsminiſtern 
gleichgeſtellt wurde, wurde mit den bisher dem Reichskriegsminiſter zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſen ausgeftattet. Das Oberkommando der Wehrmacht 
erhielt im beſonderen die Aufgabe, im Srieden nach den Weiſungen des 
Sührers die Reichsverteidigung auf allen Gebieten einheitlich vorzubereiten. 
Das Oberkommando der Wehrmacht hat alſo eine dreifache Funktion: es ift 
militäriſcher Stab des Sührers, es erledigt die Aufgaben des früheren Reichs⸗ 
kriegsminiſte riums, es erfüllt die Sunktion eines Reichsverteidigungsamtes?). 
Nach dieſer Neuregelung geht alle militäriſche Befehlsgewalt unmittelbar 
vom Sührer ſelber aus; das Oberkommando der Wehrmacht iſt keine ſelb⸗ 


ſtändige Befehlsſtelle, ſondern ein militäriſcher Stab, der die militäriſchen 


Anorönungen des Führers vollzieht. Der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht hat nicht mehr wie der Keichskriegsminiſter eigenen militäriſchen 
Oberbefehl, ſondern er übt die Befehlsgewalt des Führers in deſſen Auftrag 
und Namen aus. Unter dem Sührer und dem ihm zugeordneten Oberkom⸗ 


mando der Wehrmacht ſtehen die Oberbefehlshaber des Heeres, der Kriegs- 


marine und der Luftwaffe, denen die militäriſche Befehlsgewalt für die drei 
Wehrmachtsteile übertragen iſt. Sie ftehen im Rang den Reichs miniſtern 
gleich und gehören, wie der Chef des Oberkommandos, dem Geheimen 
Kabinetts rat an“). i 

Daß die unmittelbare oberſte militäriſche Befehlsgewalt mit dem Staats⸗ 
oberhauptgeſetz vom 1. Auguft 1934, mit dem Wehrgefe vom 21. Mai 1935 
und mit dem Erlaß vom 4. Februar 1938 in die Hand des Führers gegeben 
iſt, weiſt erſt der Wehrmacht die ihr weſensgemäße Stellung im neuen 
Staate an. Die neue Wehrmacht iſt, wie Punkt 22 des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Parteiprogramms fordert, ein Dolfsheer, an ihrer Spitze muß der 
Sührer des Volkes ſtehen. Der Eid, durch den die Angehörigen der Wehr⸗ 
macht ſich zum unbedingten Gehorſam gegenüber dem Führer des Volkes 
und Reiches verpflichten, gibt die Grundlage ab, auf der die Wehrmacht 
ausſchließlicher Waffenträger des deutſchen Volkes ſein kann, wie 


A Dgl. J. Heckel, wehrverfaſſung und Wehrrecht. S. 285 ff. 
) Dgl. J. Hedel, a. a. O. S. 300 ff. -) Dazu oben S. 225. 
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der Sührer in feiner Rede am 13. Juli 1934 mit Nachdruck feſtgeſtellt hat. 
Die Epoche der Weimarer Republik war dadurch beſtimmt, daß die Wehr⸗ 
macht ſich entpolitifierte und neutraliſierte, daß fie ſich immun gegen alle 
politiſchen Kräfte und Ideen machte. Jetzt hat fie wieder die lebendige Der- 
bindung zum völkiſchen Geſamtleben erhalten, ohne die ein Heer auf die 
Dauer nicht zu beſtehen vermag. Sie iſt ein „unpolitifches Inſtrument des 
Reiches“ in dem Sinne, daß fie nicht ſelbſt politiſch entſcheidet und handelt, 
ſondern die ihr gegebenen Befehle ohne Diskuſſion ausführt. Aber die Wehr⸗ 
macht kann ihre große Aufgabe nur dadurch erfüllen, daß ſie dem neuen 
Reich und ſeinem Geiſt weſensmäßig verbunden und daß ſie dem deutſchen 
volk und ſeinem Sührer unbedingt verpflichtet iſt. Ein Wort des großen 
Staatswiſſenſchaftlers Corenz von Stein hat dieſe Einheit von volk und 
Heer treffend hervorgehoben: 


„Das Heer iſt nicht mehr ein Teil des Volkes, das für fi) lebt und einer dem 
Ganzen fremden Ordnung untertan iſt .. .; ja das Heer iſt nicht mehr bloß eine 
bewaffnete Bevölkerung, ſondern ein Volk in Waffen. Seine Bildung iſt eine Sor⸗ 
derung des Volkes an ſich ſelbſt, ſeine Taten ſind die Taten des Volkes, ſein Ruhm 
und ſeine Ehre Ruhm und Ehre aller; und unter dem Großen, was ein jugendlich 
kräftiges Volkstum leiſtet, erſcheint ihm das, was es durch fein Heer leiſtet, noch 
immer das Größte n).“ 


Und der Keichskriegsminiſter hat in der Rede zum Heldengedenktag am 
8. März 1936 dieſe Verbundenheit von Wehrmacht, Bewegung und Volk 
mit den Worten umſchrieben: 


„Beute und immerdar iſt ſich die Wehrmacht bewußt, daß fie ihre Freiheit und 
Größe dem Kampf und dem Sieg der nationalſozialiſtiſchen Idee verdankt. Heute 
und für alle Zeiten fühlt ſie ſich untrennbar verbunden mit der Geſtalterin dieſer 
Idee, der Nationalſozialiſtiſchen Partei und allen ihren Gliederungen und Ver⸗ 
bänden.“ 


U 


924 
Die Verwaltungshoheit 


a) Die Organiſationsgewalt 

Schrifttum: E. Sorſthoff, die öffentliche Körperſchaft im Bundesſtaat. 193 1. 
5.37 ff. — L. Richter, Die Organiſationsgewalt. 1926. — fl. Sembritzki, Die 
Organifationsgewalt nach Reichsrecht. 1934. - h. Triepel, Die Reichsaufſicht. 
1917. S. 583 ff. 

Die Organiſationsgewalt umfaßt die Errichtung, Umbildung und Auf⸗ 
hebung ſowie die perſonale Beſetzung der öffentlichen Amter, Organiſa⸗ 
tionen und Verbände. Sie gehörte in der konſtitutionellen Monarchie zu den 


) C. v. Stein, Die Lehre vom Heerweſen. 1872. S. 1 f. 
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vom Fürſten ohne ausdrückliche Verfaſſungsvorſchrift in Anſpruch genom⸗ 
menen Dortechten der Krone. Organiſatoriſche Anordnungen galten, da fie 
den Bürger nicht unmittelbar betrafen, nicht als „Rechtsſätze“. Sie fielen daher 
nicht in den Bereich der geſetzgebenden Gewalt, ſondern blieben inner halb der 
monarchiſchen Exekutive. Akte der Organiſationsgewalt ergingen aus dieſem 
Grunde nicht in der Sorm des Geſetzes, ſondern in der Sorm der königlichen 
Verordnung oder des Erlaſſes; ſie unterlagen der parlamentariſchen Mit- 
wirkung nicht. In ſolchen außerhalb der geſchriebenen Verfaſſung ſtehenden 
königlichen Prärogativen wirkte das ſogenannte „monarchiſche Prinzip“ fort, 
nach dem auch im konſtitutionellen Staat die Fülle der Staatsgewalt beim 
König lag und die Derfaffung nur eine von ihm frei gewährte Dergünſtigung 
an das Volk enthielt. Doch zeigte ſich auch bei der Organiſationsgewalt der 
ſich ſtändig erweiternde Einbruch parlamentariſcher Prinzipien. Das um⸗ 
faſſende Budgetrecht des Parlaments ermöglichte dieſem, z. B. durch Strei⸗ 
chung der notwendigen Etatpoſitionen, die königliche Organiſationsgewalt 
lahmzulegen. So ergab ſich die Praxis, neue große organifatoriihe Maß⸗ 
nahmen mit erheblichem Sinanzbedarf von vornherein in Geſetzesform zu 
kleiden, um ſo die finanzielle Grundlage der Organiſation zu ſichern. Es 
entſtand damit ein reichlich unklarer Zuſtand, indem die Organiſationsgewalt 
bald in Geſetzesform, d. h. unter Mitwirkung des Parlaments, bald vom 
Monarchen allein aus geübt wurde. Unter der Weimarer Republik wurde 
dieſe Praxis fortgeſetzt. Bald übte der Reichstag im Wege der Geſetzgebung, 
bald der Reichspräfident im Wege des Erlaſſes die Organiſationsgewalt aus. 
Die ganze Unklarheit der konſtitutionellen Monarchie und der parlamen⸗ 
tariſch⸗präſidentiellen Republik zeigt ſich an dieſem Beiſpiel der Organiſa⸗ 
tionsgewalt. 

Im neuen Reid) ſteht die Organiſations gewalt uneingeſchränkt dem 
Sührer zu. Auch hier hat die Organiſationsgewalt eine inſtitutionelle und 
eine perjönliche Seite. Sie umfaßt ſowohl die Errichtung von Ämtern, Ein⸗ 
richtungen und Verbänden, als auch die perſonale Beſetzung dieſer geſchaf⸗ 
fenen Organiſationen. Sie erſtreckt ſich einmal auf die Amter und Einrich⸗ 
tungen der Derfafjungsordnung, dann auf die Organiſationen der ſtaat⸗ 
lichen Derwaltung, einſchließlich des öffentlichen Dienſtes, ſchließlich auf die 
Einrichtungen der korporativen und ſtändiſchen Ordnung, alſo die ſogenann⸗ 
ten Rörperſchaften des öffentlichen Rechts. Im Rahmen der Derfafjungs- 
ordnung wirkt ſich die Organiſationsgewalt aus bei der Errichtung, Um⸗ 
bildung und Aufhebung von Reichsminifterien und bei der Ernennung und 
Entlaſſung der Reichs miniſter; ferner bei der Ernennung und Entlaſſung 
der Reichs ſtatthalter und der Mitglieder der Landes regierungen; ſchließlich 
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bei der Errichtung und Beſetzung ſonſtiger oberſter Reichs behörden, z. B. 
der Reichsſtelle für Raumordnung, und ähnlichem. Auch die Auflöfung des 
Reichstages ift eine Ausftrahlung der Organiſationsgewalt; ebenfo die Be⸗ 
rufung neuer Abgeordneter, wie fie der Führer aus Anlaß der Wiederein- 
gliederung des Saarlandes, des Memellandes und des Proteltorats Böhmen 
und Mähren (fiehe oben S. 203 ff.) vorgenommen hat. Breiten Umfang 
nimmt die Organiſationsgewalt auch im Bereich der Verwaltungsordnung 
und des öffentlichen Dienftes ein. Die Errichtung aller öffentlichen Amter 
und ihre Beſetzung wird entweder unmittelbar vom Führer vorgenommen 
oder geht mittelbar auf ihn zurück. Schließlich wirkt die Organiſations gewalt 
im Bereich des körperſchaftlichen und ſtändiſchen Cebens. In der Errichtung 
öffentlicher Anftalten und öffentlicher Körperſchaften, in dem ſtaatlichen Ein⸗ 
fluß auf die Geſtaltung der Satzungen und die Beſetzung der Amter wirkt 


ſich die dem Führer zuſtehende Organiſationsgewalt aus. 


Bei der Ausübung der Organiſations gewalt machen ſich auch heute die 
Unklarheiten der konſtitutionellen und der parlamentariſchen Praxis noch 
geltend. In der Regel wird für die Akte der Organiſationsgewalt die Form 
des Führer⸗Erlaſſes gewählt (Beiſpiele: Erlaß über die Errichtung eines 
Geheimen Kabinettsrats vom 4. Februar 1938, RGBl. I 112; Erlaſſe über 
die Ernennung des Reichsſtatthalters in Oſterreich und über die öſterreichiſche 
Landesregierung vom 15. März 1938, RGBI. I 248, 249; Erlaß über die Be- 
ftellung des Reichskommiſſars für die Wiedervereinigung Öfterreichs mit 
dem Deutſchen Reich vom 25. April 1938, REBI. I 407; Erlaß über die Er⸗ 
richtung der Film⸗Akademie vom 18. März 1938, R6BL.I 317). Gelegentlich 
werden Akte der Organiſationsgewalt in die Form von Führer⸗Verord⸗ 
nungen gekleidet (Verordnung über eine Volks abſtimmung ſowie über Auf- 
löſung und Neuwahl des Reichstags vom 18. März 1938, RG Bl. I 257). 
Schließlich wird für Alte der Organiſationsgewalt nicht felten die Form des 
Geſetzes verwandt (Geſetz über die Akademie für Deutſches Recht vom 
11. Juli 1954, RG Bl. I 605; Geſetz über das Reichsſtudentenwerk vom 
6. Juli 1938, R6BI. I 802). Sachliche Gründe für die verſchiedenartigen 
Sormen gibt es nicht; es iſt lediglich die Überlieferung der früheren Zeit, 
die ſich hier bemerkbar macht. Welchen inneren Grund ſollte es 3. B. haben, 
daß die Errichtung eines neuen Reichsminiſteriums durch einfachen Er⸗ 
laß vorgenommen wird, während die Umwandlung einer Geſandtſchaft 
in eine Botſchaft in der Form des Geſetzes erfolgt? Welchen Sinn ſollte 
es haben, daß die Verleihung der Eigenſchaft einer öffentlichen Rörper⸗ 
ſchaft in vielen deutſchen Ländern durch einen Erlaß des Staatsminiſteriums 
geſchieht, während das Reich dafür die Form des Geſetzes wählt? Es wäre 
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an der Zeit, hier eine einheitliche Praxis einzuführen. Es läßt ſich gewiß 
rechtfertigen, die oberſten Organiſationsakte von großer, weittragender Be⸗ 
deutung, z. B. die Errichtung eines neuen Reichs miniſteriums, einer oberſten 
Reichsbehörde, einer wichtigen Reichsanſtalt oder Reichskörperſchaft, eines 
oberſten Gerichtshofs, in die Form des Geſetzes zu kleiden, um hervorzu⸗ 
heben, daß das geſamte Reichskabinett beteiligt worden iſt. Organiſations⸗ 
akte minderen Ranges aber follten einheitlich durch einfachen Erlaß er⸗ 
folgen, ebenſo wie die perſönliche Beſetzung der Stellen im Rahmen der 
beſtehenden Organiſationsgeſetze durch Exekutivakt vorzunehmen ſein wird. 


b) Die innere Verwaltung 


Schrifttum: K. Emig, Deutſche Juftiz und Verwaltung. 1935. - E. Sorſt⸗ 
hoff, Das neue Geſicht der Verwaltung und die Verwaltungsrechtswiſſenſchaft. 
Deutſches Recht. 1935. S. 351 ff. Derſelbe, von den Aufgaben der Verwaltungs⸗ 
techtswiſſenſchaft, ebenda, S. 398 ff. - Derſelbe, Die Verwaltung als Leiſtungs⸗ 
träger. 1958. - h. rank, beutſches Verwaltungsrecht. 1957.— Derſelbe, Recht 
und verwaltung. 1939. - J. Beckel, in: Berichte über die Cage und das Studium 
des öffentlichen Rechts. 1955. S. 25 ff. — E. R. huber, Neue Grundbegriffe des 
hoheitlichen Rechts. 1935. - Derſelbe, Die Einheit der Staatsgewalt. DJ3. 1934. 
5p.950 ff.— $.W. Jeruſalem, Das Verwaltungsrecht und der neue Staat. 1935. - 
Derſelbe, Gejegmäßigleit der Verwaltung oder Rechtmäßigkeit der Verwaltung 
(Seſtgabe für Hedemann, 1938).- O. Koellreutter, Deutſches Verwaltungsrecht. 
1936.— fl. Köttgen, Deutſche Verwaltung. 2. Aufl. 1937. - K. Coh mann, Derwal- 
tungsrecht und Verwaltungslehre. D 33. 1956. Sp. 296ff.—Th. Maunz, Neue Grund⸗ 
lagen des Derwaltungsrechts. 1934. — Derſelbe, Die Entwicklung des deutſchen 
Verwaltungsrechts ſeit dem Jahre 1933. Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 95 (1935). 
S. 311 ff. — Derjelbe, Der Sührergedanke in der Verwaltung. Deutſches Recht. 
1955. S. 219ff.—Derſelbe, Staatsbegriff und verwaltung. Ebenda. 1935. S. 393 ff.— 
Derſelbe, Neues Rechtsdenken in der Verwaltung. Deutſche Verwaltung. 1935. 
S. 65.— Derſelbe, Verwaltung. 1937. - €. Tatarin⸗Carnheyden, Grundlagen 
des Verwaltungsrechts im neuen Staat. AöR. N. $. 24. S. 345 ff. - J. Weide⸗ 
mann, Sührertum in der Verwaltung. 1936. 


Die innere Verwaltung umfaßt die ausgedehnteften Zweige der ſtaat⸗ 
lichen Tätigkeit. Sinanzverwaltung, Polizeiverwaltung, Derfehrsverwaltung, 
Wirtſchaftsverwaltung und Kulturverwaltung find die wichtigſten Einzel- 
bezirke der heute faſt unüberſehbar gewordenen inneren Verwaltung. Die 
Entwicklung und Ausdehnung dieſer inneren Verwaltung geht mit der Ent⸗ 
ſtehung des modernen Staates Hand in hand. Im abſolutiſtiſchen Polizei⸗ 
und Wohlfahrtsſtaat hatte die innere Verwaltung ihre weiteſte Husbreitung 
und ihre ſtraffſte Durchgliederung erreicht; der Staat war hier im ſpezifiſchen 
Sinne ein Derwaltungsftaat geworden. In der konſtitutionellen Epoche ent⸗ 
ſtanden die großen Kämpfe um die Frage, ob die Verwaltung der unabhän⸗ 
gigen monarchiſchen Exekutive vorbehalten oder dem parlamentariſchen 


Einfluß unterworfen werden ſollte. Die wechſelvollen Rämpfe endeten mit 


18. 1414 


274 IV. Der Sührer 


dem für diefe Zeit typiichen Kompromiß: der Sürft blieb ſelbſtändiger Träger 
der Derwaltungshoheit, aber die Verwaltung wurde durch die Prinzipien 
vom „Vorrang des Geſetzes“ und von der „Geſetzmäßigkeit der Derwaltung” 
dem geſetzgebenden Parlament untergeordnet. In der parlamentariſchen 
Zeit drang naturgemäß der Einfluß des Reichstags auf die Verwaltung weiter 
vor: einmal durch die allgemeine parlamentariſche Kontrolle, dann durch 
den Einfluß einzelner Parteien auf die Verwaltung (insbeſondere auf dem 
Wege der Perfonalpolitit), ſchließlich durch die Beziehungen einzelner Ab- 
geordneter zu den höheren Derwaltungsſtellen, bei denen fie ein⸗ und aus⸗ 
zugehen pflegten. Nur Reſte einer unabhängigen Verwaltung konnten in 
dieſer Epoche erhalten werden. 

Das Sührerreich hat dieſe Parlamentarifierung der Verwaltung über⸗ 
wunden. Die Derwaltungshoheit ſteht dem Führer wieder unmittelbar und 
unantaſtbar zu. In allen Zweigen der Verwaltung wirkt der Wille des 
Sührers. Der Sinn jeder Derwaltungstätigteit bejieht darin, den Willen des 
Sührers als des oberſten Trägers der politiſchen Gewalt zu verwirklichen. 


Dieſer Wille des Sührers tritt den ausführenden Derwaltungsbehörden in der 


Regel in der Sorm des Geſetzes entgegen, und es iſt ſelbſtverſtändlich, doß 
die Derwaltungsbehörden bei ihrer Tätigkeit an die Führergeſetze gebunden 
ſind. Doch hat dieſe Bindung der Verwaltung an das Führergeſetz einen 
anderen Sinn als das parlamentariſche Prinzip von der Geſetzmäßigkeit 
der Derwaltung. Denn einmal unterwirft dieſes Prinzip die Derwaltung 
heute nicht mehr dem Vorrang des Parlaments, ſondern es bindet fie an den 
Sührerwillen. Zum anderen aber hat dieſes Prinzip nicht das Ziel, die Der- 
waltung unter abſtrakte Normen zu ſtellen, wie im liberalen Rechtsstaat. 
Dort hatte das Prinzip von der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung den Sinn, 
daß jeder Exekutivakt im Geſetz genau vorausbeſtimmt ſein ſollte. Die 
Exekutive war „Vollziehung des Geſetzes“, nicht freie Tätigkeit im Rahmen 
des Geſetzes. Die Erfaſſung und Begrenzung der Exekutive durch das Geſetz 
war die vitale Frage für das Bürgertum. Das Führerreich kennt dieſes 
Streben, die Exekutive durch ganz ſpezialiſierte Geſetze zu beſchränken, nicht. 
Die Geſetze ſelbſt laſſen dem freien Handeln der Derwaltungsbehörden 
weiten Spielraum, der allerdings nicht nach perſönlichem Belieben des han⸗ 
delnden Beamten, ſondern gemäß der völkiſchen Rechtsauffaſſung auszufüllen 
iſt. Das Ziel der Verwaltung iſt die Verwirklichung des völkiſchen Rechts; 
daher iſt wichtiger als die Geſetzmäßigkeit die Rechtmäßigkeit der Der- 
waltung. Durch die Tätigkeit der Derwaltungsbehörden wird das im Volke 
lebendige Recht entfaltet und verwirklicht; es wird nicht einfach die 
formale, im Geſetz niedergelegte Norm vollzogen. Deshalb können 
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Derwaltungsbehörden unter Umſtänden auch ohne ausdrückliche geſetz⸗ 
liche Grundlage tätig werden, wenn nämlich das im Volke lebendige 
ungeſchriebene Recht dieſe Tätigkeit verlangt. Auch dann führen die Der- 
waltungsbehörden den Willen des Sührers aus, der eben dahin geht, daß 
das lebendige Recht, nicht das formale Geſetz entfaltet und verwirklicht 
werde. ö 

Noch in einer weiteren hinſicht hat die innere Verwaltung im Sührer⸗ 
reich einen veränderten Sinn erhalten. Der bürgerliche Rechtsſtaat ſtrebte 
nach einer möglichſt ſtarken Einſchränkung der ftaatlichen Tätigkeit, insbeſon⸗ 
dere der Verwaltung. Als unentbehrliche Verwaltungstätigkeit wurde im 
Grunde nur die ‚Abwehr von Gefahren, die der bürgerlichen Geſellſchaft 
drohten, anerkannt. Deshalb wurde das Kerngebiet der inneren Verwaltung 
die Polizei, die durch die berühmte Kreuzberg⸗Entſcheidung des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts auf die Gefahrenabwehr beſchränkt worden wart). 
„Wohlfahrtspflege“ ſollte der Staat nicht treiben, d. h. er ſollte von jeder 
poſitiven Geſtaltung aus geſchloſſen fein. Die Entwicklung und Verwaltung 
der wirtſchaftlichen und kulturellen Güter ſollte der bürgerlichen Geſellſchaft 
vorbehalten werden; der Staat ſollte nur „Produzent von Sicherheit“ fein. 
Natürlich find dieſe liberalen Sorderungen niemals voll verwirklicht worden; 
aber ſie galten doch als das zu erſtrebende Zielbild. Grundſätzlich hatte die 
Verwaltung hier einen negativen Sinn. Ganz anders im Sührerreich, in dem 
die Verwaltung weſentlich und entſcheidend eingeſetzt wird, um die Güter 
der völkiſchen Gemeinſchaft zu entwickeln und zu geſtalten. Insbeſondere auf 


dem Gebiete der Wirtſchaft und der Kultur geht das Sührerreich zur poſi⸗ 


tiven Geſtaltung über; es iſt weit davon entfernt, nur für die äußere Sicher⸗ 
heit zu ſorgen. Deshalb iſt für die innere Verwaltung im Sührerreich nicht 
mehr die Polizei, ſondern die Wirtſchafts⸗ und Kulturverwaltung das eigent⸗ 
liche Kerngebiet der ſtaatlichen Tätigkeit geworden. Die verwaltung 
iſt in ihrem ſchöpferiſch⸗geſtaltenden Teil „der öffentliche Dienſt an der 
deutſchen Kultur⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft“ ). In Wirtſchaft und Kul⸗ 
tur übt der Sührer die Derwaltungshoheit aus, mit deren Hilfe er die 
großen Aufgaben löſt, die dem Volke auf dieſen lebenswichtigen Gebieten 
geſtellt ſind. 


) Urteil vom 14. Juni 1882; Entſcheidungsſammlung. Bd. 9. S. 353 ff. 


) J. Heckel, = N über die Lage und das Studium des öffentlichen 
Rechts. 1935. S. 2 
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Schrifttum: G. Dahm, Das Ermeſſen des Richters im nationalſozialiſtiſchen 
Strafrecht. Deutſches Strafrecht. 1934. S. 1ff.-Dahm⸗s chaffſtein, Methode und 
Suſtem des neuen Strafrechts. 1937. R. fl. Eckhardt, Richteramt. Deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. Bd. 1 (1936). S. 124 ff. R. Emig, Deutſche Juftiz und Verwaltung. 
1935. - . Stanzen, Geſetz und Richter. 1935.— R. Freisler, Recht, Richter und 
Geſetz. Die Verwaltungsakademie. Bd. 1. Beitr. 17. - H. Göring, Die Rechts ſicher⸗ 
heit als Grundlage der volksgemeinſchaft. 1935. - W. Grewe, Gnade und Recht. 
1936.- 5. Henkel, Strafrichter und Geſetz im neuen Staat. 1954.— Derſelbe, Die 
Unabhängigkeit des Richters in ihrem neuen Sinngehalt. 1934. - €. R. Huber, 
Juſtiz und Verwaltung. Deutſches Recht. 1935. S. 401 ff.—Derſelbe, Die Einheit 
der Staats gewalt. DJ3. 1934. Sp. 950 ff.- H. P. Ipſen, politik und Juſtiz. 1937. — 
K. Carenz, Deutſche Rechts erneuerung und Rechtsphiloſophie. 1934. - A. Cobe, 
Das richterliche Prüfungsrecht im neuen Reich. AöR. N. F. 28 (1937). S. 194 ff. — 
W. Stuckart, Rechtswahrer und Staat. Deutſche Verwaltung. 1935. S. 353 ff. - 
H. Tigges, Die Stellung des Richters im modernen Staat. 1935. 


a) Die Juſtiz im bürgerlichen Rechtsſtaat 

Unter dem Einfluß der Gewaltenteilungslehre hat ſich die Gerichtsgewalt 
in den liberalen Verfaſſungsſtaaten aus der politiſchen Geſamtgewalt ge⸗ 
löſt und ein unabhängiges Eigendafein entwickelt. Die Rechtſprechung wurde 
zu einer gegenüber der ſtaatlichen Geſamtgewalt unabhängigen und ſelb⸗ 
ſtändigen Gewalt und zu einer gegenüber dem völkiſchen Geſamtgeſchehen 
neutralen Funktion. Die Unabhängigkeit des Richters wurde über ihren ur⸗ 
ſprünglichen geſunden Sinn hinaus zur Trennung des Richters von Volk 
und Staat geſteigert. Das Verbot der Entziehung des geſetzlichen Richters 
und das richterliche Prüfungsrecht waren dazu beſtimmt, dieſe Trennung zu 
ſchützen. Die Gerichte dienten nicht der Dolksgemeinſchaft, ſondern einem 
von ihr unterſchiedenen Rechtswert. Dieſe von dem Gegenſatz von Politik und 
Juſtiz, von Macht und Recht, von Staat und Gerechtigkeit getragene Stellung 
der Gerichte entſprach dem Ideal des „bürgerlichen Rechtsſtaats“. 

Sinn und Bedeutung des Rechtsſtaatsgedankens find heute noch ſtark um⸗ 
ſtritten). Bald erſcheint die Idee des Rechtsſtaats als Ausdruck für eine be⸗ 
ſtimmte Zielſetzung des Staates; er ſoll die Gerechtigkeit verwirklichen und 
das Recht wahren und heißt darum „Rechtsſtaat“ (im Sinne des „gerechten 
Staates“). Bald wird die Idee des Rechtsſtaates darin gejehen, daß der Staat 
ſein eigenes handeln durch das Recht beſchränkt; die Geſetze binden nicht nur 
den einzelnen, ſondern auch den Staat und ſeine Organe; dieſer Rechtsstaat 

) gl. O. Roellreutter, Der nationale Rechtsſtaat. 1932. - C. Schmitt, 


Was bedeutet der Streit um den Rechtsſtaat? Ifgeſstaatswiſſ. Bd. 95 (1935). 
S. 189 ff. - Krauß⸗Schweinichen, Disputation über den Rechts ſtaat. 1935. 
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iſt ein „Geſetzesſtaat“. Über den Inhalt der Geſetze ift dabei zunächſt noch 
nichts geſagt; auch der abſolute oder der autoritäre Staat kann ein Rechts⸗ 
ſtaat im Sinne des Geſetzesſtaates ſein, indem hier der abſolute und autori⸗ 
täre Wille des Herrſchers in die Form des Geſetzes gekleidet wird und als 
„Geſetz'“ für die ſtaatliche Bürokratie ebenſo wie für die Bürger verbindlich 
iſt. Doch iſt dieſe Geſetzesſtaatlichkeit rein formaler Art. Die eigentliche mate⸗ 
rielle Bedeutung der Idee des Rechtsſtaates aber entſteht erſt durch die Ver⸗ 
bindung mit dem Individualismus und dem Liberalismus des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Der liberale Rechtsſtaat iſt nicht nur „gerechter Staat“ und „Ge 
ſetzesſtaat“, ſondern in ihm wird die Freiheit des einzelnen zum Maßſtab der 
Gerechtigkeit und zur Richtſchnur der Geſetzgebung. Liberaler Rechtsstaat ift 
der Staat nur dann, wenn er durch Verfaſſung und Geſetze die Freiheit des 
einzelnen in möglichſt ſtarkem Maße reſpektiert und wenn er die Recht⸗ 
ſprechung als ein Mittel zum möglichſt ſtarken Schuß der individuellen Frei⸗ 
heit entwickelt. Dieſer liberal⸗rechtsſtaatliche Sinn der Juſtiz führt in allen 
Zweigen der Gerichtsbarkeit zu ſpezifiſchen Geſtaltungs prinzipien; im Zivil⸗ 
prozeß zur Parteimaxime an Stelle der Inquiſitionsmaxime; im Strafprozeß 
zum Satz nulla poena sine lege; im Derwaltungsprozeß zur General- 
klauſel und zum Parteibetrieb; im Verfaſſungsprozeß zur Ausweitung des 
Kreifes der klageberechtigten Parteien auf nichtſtaatliche Verbände und ſogar 
auf einzelne. Dor allem aber wird in allen Arten der Gerichtsbarkeit die Un⸗ 
abhängigkeit des Richters verſtanden als eine Unabhängigkeit vom Staat, von 
der politiſchen Ordnung und von der nationalen Gemeinſchaft, damit ſo die 
Rechte des einzelnen durch die Juſtiz ungetrübt von allen Einwirkungen 
geſchützt und verwirklicht werden können. 

Gewiß galt auch im liberalen Rechtsſtaat als Kehrfeite der Unabhängigkeit 
die Bindung des Richters an das Geſetz. Aber das Geſetz erſchien dabei nicht 
als der Ausdruck völkiſcher ebensnotwendigkeiten, ſondern als der Nieder- 
ſchlag einer übervölkiſchen und überſtaatlichen Idee, deren weſentlicher 
Inhalt das Poſtulat der Freiheit und Gleichheit der Individuen war. Der 
Dollſtrecker dieſer Idee glaubte der Richter zu fein. So entſtand die Tendenz, 
die Bindung an das Geſetz zu leugnen, wenn dieſes der allgemeinen Rechts⸗ 
idee nicht entſprach. Mit den völkiſchen Kräften und Bedürfniſſen, mit der 
Subſtanz des Volkes hatte dieſe naturrechtliche Orientierung nichts zu tun; 
vom völkiſchen Ceben war der Richter abgeſchnitten. 


b) Die Juſtiz im Führerreich 
Die Einheit und Ganzheit der Volksgemeinſchaft und die Totalität der 
politiſchen Führung heben im neuen Reich dieſe Abtrennung des Juſtiz⸗ 
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bereiches vom politiſchen und nationalen Geſchehen auf und leiten die Recht⸗ 
ſprechung in die Ordnung der völkiſchen Gemeinſchaft zurück. Die Rechts⸗ 
pflege wird wieder eine Sunktion der Gemeinſchaft, indem ſie nicht dem 
Schutz des einzelnen und ſeiner Intereſſen, ſondern der Wahrung des Srie- 
dens und der Ordnung im Gemeinſchaftsleben des Volkes dient. Als oberſter 
Träger aller Gemeinſchafts funktionen wird der Sührer auch zum Träger der 
Gerichtshoheit und der Gerichts gewalt; der Sriedens⸗ und Ordnungsſchutz 
in der Gemeinſchaft gehört mit zu den weſentlichen Beſtandteilen der Sührer- 
gewalt. Der Führer iſt der oberſte Gerichtsherr des Dolkes. Die einzelnen 
Organe der Rechts pflege ſind vom Sührer eingeſetzt und mit dem Friedens⸗ 
und Ordnungsſchutz in der Volksgemeinſchaft betraut; ſie werden „im Namen 
des Volkes“ und im Auftrag des Sührers tätig und üben eine von ihm ver⸗ 
liehene Entſcheidungsmacht aus. Die Sähigkeit zum verbindlichen und un⸗ 
verbrüchlichen Urteil in einer ſtreitigen Rechtsſache, in einem Straffall oder 
einer Derwaltungsfrage ift den Gerichten vom Führer verliehen. Die Der- 
bindlichkeit des Urteils iſt eine unmittelbare flusſtrahlung der oberſten Ent⸗ 
ſcheidungsgewalt des Führers. So wie die Rechtſprechung auf die Gemein⸗ 
ſchaft, ſo wird die Urteilsgewalt auf die politiſche Führergewalt, aus der ſie 
ſtammt, zurückbezogen. Die Rechtspflege tritt wieder in die ihr urſprünglich 
eigentümliche und notwendige nahe Verbindung zum völkiſchen und poli- 
tiſchen Ganzen. Das Recht, das ſie verwirklicht, iſt keine übervölkiſche und 
überſtaatliche abſtrakte und unwirkliche Norm, ſondern es iſt die konkrete Ord⸗ 
nung, in der das Volk fein Gemeinſchaftsleben führt. Auch die Aufgabe des 
Richters iſt Schutz und Entfaltung der völkischen Cebens ordnung. Das gilt 
nicht nur für den Volksgerichtshof, wenn auch für ihn in einem beſon⸗ 
ders eminenten Sinne. Neben ihm dienen die übrigen Gerichte dem Volk und 
dem ihm gegebenen Tebensrecht. Jedes Gericht iſt ein Dolks gericht. Alle 
Gerichte ſind daher dem ganzen Volke zugeordnet; ſie müſſen des halb auch 
Gerichte des Reiches fein. Die Zivil- und Strafgerichte find mit dem 1. April 
1935 (im Lande Gſterreich mit dem 1. Mai 1958) zu Gerichten des Reiches 
geworden. Die Derwaltungsgerichte find überwiegend noch Gerichte der 
Länder, doch ſollte auch für fie die Zuordnung zum ganzen deutſchen Volke 
dahin ausgeprägt werden, daß ſie zu Gerichten des Reiches erhoben werden. 

Sür die Ausübung der Gerichtsgewalt gelten im nationalſozialiſtiſchen 
Verfaſſungsrecht folgende Grundſätze: : 

1. Die Bindung des Richters an den Sührerwillen. Das 
lebendige völkiſche Recht wird im Volke in erſter Linie durch den Führer 


) Dazu das Geſetz über den Volksgerichtshof vom 18. April 1936 (RGBl. 1 369). 
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verwirklicht, und der rechtſprechende Richter des neuen Reiches iſt not⸗ 
wendig dem Sührerwillen, der eben Ausdruck des höchſten Rechts iſt, 
untergeordnet. Die liberale Entgegenſetzung von Staat und Recht, von poli⸗ 
tiſchem Wert und Rechtswert, von politiſcher Entſcheidung und rechtlicher 
Ordnung, von Verwaltung und Juſtiz iſt im völkiſchen Reich unmöglich ge⸗ 
worden. Das Recht iſt Gemeinſchaftsrecht, deſſen höchſter Wert das Leben 
des Dolfes und der Ausbau feiner Kräfte und Möglichkeiten iſt; politiſches 
Gebot und Rechtsgebot ſind hier identiſch, Die Gerichte können der Exiſtenz 
des Volkes gegenüber nicht neutral, fie können vom Willen des Sührers nicht 
unabhängig fein. Ihre Bindung an das Geſetz iſt nicht nur eine logiſche Not⸗ 
wendigkeit im „Stufenbau des Rechts“, ſondern fie ift eine ſachliche Not⸗ 
wendigkeit. Denn das Geſetz iſt der Ausdruck des im Sührer lebendigen Ge⸗ 
meinwillens; es ift die Form, in der das völkiſche Recht in die Erſcheinung 
tritt. Dabei iſt der Richter frei in der Auslegung und in der analogen finwen- 
dung des Geſetzes; ja, es iſt ihm auch die lückenfüllende rechtsſchöpferiſche 
Tätigkeit geftattet, ſoweit er dabei nur im Geiſte des Führers und gemäß der 
im Volke lebendigen geſunden Rechtsanſchauung verfährt. Aber jede Geſetzes⸗ 
verletzung iſt als ein Derftoß gegen das völkiſche Recht und gegen den Sührer⸗ 
willen verpönt. Der Richter trägt vor dem Volk und dem Führer die Derant- 
wortung dafür, daß er ſich der Bindung an das Geſetz nicht entzieht; die Ge⸗ 
ſetzesverletzung, die Rechtsbeugung und die Rechtsverweigerung find ſchwere 
und unnachſichtig zu ahndende Derftöße gegen den Treueid, den der Richter 
beim Antritt ſeines Amtes geleiſtet hat. 

2. Die Unabhängigkeit der Gerichte wird durch die oberſte Ge⸗ 
richtshoheit des Führers nicht beeinträchtigt. Die Unabhängigkeit der Gerichte 
könnte gefährdet werden durch Einmiſchungen von politiſchen Inſtanzen in 
die Urteilsfindung im Einzelfall oder durch politiſches Vorgehen gegen den 
Richter wegen eines gefällten Urteils. Die Unabhängigkeit der Gerichte, die 
ſolche Einwirkungen nicht zuläßt, ift kein Poſtulat des Liberalismus, fondern 
die notwendige Grundlage jeder echten Rechtſprechung; es gibt begrifflich 
und weſensmäßig keine Rechtſprechung ohne unabhängige Richter. Jedes 
Anſehen des Gerichtes, jedes Vertrauen des Volkes zum Richter und zum 
Recht wird zerſtört, wenn die Unabhängigkeit der Gerichte beſeitigt oder an⸗ 
getaſtet wird. Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung wahrt dieſe richterliche 
Unabhängigkeit in vorbildlicher Weiſe. So ſchließt $ 171 des Deutſchen Be⸗ 
amtengeſetzes jedes Vorgehen gegen den Richter wegen eines von ihm ge⸗ 
fällten Urteils aus; insbeſondere kann der $ 71 des Beamtengeſetzes (Der- 
ſetzung in den Ruheſtand wegen mangelnder politiſcher Zuverläſſigkeit) nicht 
wegen der richterlichen Tätigkeit angewandt werden. 
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5. Beſeitigt iſt das Verbot der Entziehung des geſetzlichen 
Richters. Dieſes Verbot (Art, 105 der Weimarer Derfaffung) hatte ur⸗ 
ſprünglich den Sinn, die willkürliche Aufhebung oder Änderung der richter⸗ 
lichen Zuſtändigkeit in einem ſchwebenden verfahren unmöglich zu machen. 
Inſofern beſagt der Satz nur eine Selbitveritändlichfeit, da jedes der Willkür 
entſpringende Geſetz und jeder willkürliche Rechtseingriff ſchlechthin verpönt 
iſt; die willkürliche Entziehung des Richters bietet hier kein beſonderes Pro⸗ 
blem. In der liberalen Theorie wurde das Derbot aber dann dahin geſteigert, 
daß ſchlechthin jede, auch die auf ſachgemäßen Erwägungen beruhende Ände- 
rung der gerichtlichen Zuftändigfeit in bezug auf ſchwebende Verfahren ver⸗ 
boten wurde. Dieſer liberale Grundſatz hat im nationalſozialiſtiſchen Recht 
keine Geltung mehr; vielmehr iſt es jederzeit möglich, die richterliche Zu⸗ 
ſtändigkeit durch Geſetz zu ändern und damit einen neuen geſetzlichen Richter 
an die Stelle des bisherigen zu ſetzen. Es war auch möglich, durch die Ver⸗ 
ordnung vom 20. November 1938 (RGBI. I 1632) vorzuſchreiben, daß die 
Staatsanwaltſchaft kinklage vor einem Sondergericht erheben kann, wenn 
fie der Auffafjung iſt, daß mit Rückſicht auf die Schwere oder die Derwerflich⸗ 
keit der Tat oder die in der Öffentlichkeit hervorgerufene Erregung die ſo⸗ 
fortige Aburteilung geboten iſt. Die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts 
hängt hier alſo von dem pflichtgemäßen Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft ab. 

Weiter iſt es möglich, bei beſonders gelagerten Streitfällen, vor allem 
ſolchen, die einen hochpolitiſchen Einſchlag haben, die Juſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte durch eine Konfliktserheb ung auszuſchließen und 
die Entſcheidung zentralen Derwaltungsbehörden zu übertragen. Das iſt 
3. B. geſchehen in dem Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗ rechtlicher 
Streitigkeiten vom 13. Dezember 1934 (RGBI. I 1235), in dem Geſetz über 
das Beſchlußverfahren in Rechtsangelegenheiten der Evangeliſchen Kirche 
vom 26. Juni 1955 (RG Bl. I 774), und in dem Geſetz über die vermögens⸗ 
rechtliche Hus einanderſetzung zwiſchen den Ländern und den vormals regie⸗ 
renden Fürſtenhäuſern vom 1. Sebruar 1939 (RGBI. I 129). 

4. Beſeitigt iſt die Geltung des Satzes: nulla poena sine lege 
(Art. 116 der Weimarer Derfafjung), alſo das Verbot des rückwirkenden 
Strafgeſetzes und das Verbot der Analogie im Strafrecht. Der Sinn dieſer 
ſtrafrechtlichen Prinzipien beſtand darin, auch die Freiheit des verbrecheri⸗ 
ſchen Individuums nur den im Geſetz beſtimmten und damit im voraus er⸗ 
kennbaren und berechenbaren Bindungen zu unterwerfen; das Strafgeſetz⸗ 
buch erſchien damit als die „Magna Charta des Derbrechers“, da es ihm die 
Freiheit feines verbrecheriſchen Willens in allen durch das Geſetz nicht aus⸗ 
drücklich verworfenen Beziehungen garantierte. Das ſtrafrechtliche Denken 
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der Gegenwart iſt darauf gerichtet, die Betätigung des verbrecheriſchen 
Willens in allen Sällen zu beſtrafen. Es läßt daher auch das rückwirkende 
Strafgeſetz zu, wenn nämlich die ſtrafrechtliche Bewertung einer beſtimm⸗ 
ten Cat ſich ſeit dem Erlaß des früheren Strafgeſetzes grundlegend gewandelt 
hat). Serner iſt die Analogie im Strafrecht möglich geworden, indem 
der neue 92 des Strafgeſetzbuchs (Saſſung vom 28. Juni 1935, ROBI.I 839) 
eine Tat für ſtrafbar erklärt, „die nach dem Grundgedanken eines Straf 
geſetzes und nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient“. 

5. Das Gnadenrecht iſt im nationalſozialiſtiſchen Verfaſſungsrecht 

wieder zur vollen Bedeutung erwachſen. Die oberſte Gerichtsherrlichkeit des 
Sührers bedeutet nicht, daß er ſich willkürlich in die Rechtſprechung ſelbſt ein⸗ 
miſcht, ſondern daß er die unabhängigen Gerichte einſetzt, mit ihrer Aufgabe 
betraut und in ihrer Tätigkeit ſchützt. Eine Ausftrahlung diefer Gerichtsherr⸗ 
lichkeit des Sührers iſt das Recht zur Begnadigung und Niederſchlagung, das 
ihm im Gebiet der geſamten Rechtspflege zufteht. Begnadigung und Nieder⸗ 
ſchlagung (Abolition) ſind konkrete Einzelakte. Die allgemeine Gewährung 
von Straffreiheit (Aimneftie) wird auch im neuen Reich durch Geſetz geregelte). 
Die Begnadigung hat ſich bezeichnenderweiſe der Einordnung in das liberale 
Gewaltenteilungsſchema ſtets entzogen. Daher mußte dem bürgerlichen Par⸗ 
lament daran liegen, ſolche Äußerungen der ſtaatlichen Gewalt möglichſt zu 
beſchränken. Die Niederſchlagung wurde dem Parlament vorbehalten, wie es 
ſtillſchweigend in Art. 50 der Weimarer Derfaffung, ausdrücklich in Art. 54 
Abſ. 5 der preußiſchen Verfaſſung geſchehen ift. Die Begnadigung 
unterlag wie alle Akte der Regierungsgewalt der parlamentariſchen 
Kontrolle. Das Geſetz vom 16. Februar 1934 hat das Niederſchlagungs⸗ 
recht des Führers wiederhergeſtellt; es iſt wie die Begnadigung von jeder 
Kontrolle frei. Die Begnadigung und Niederſchlagung find rechtſchaffende 
Sührerakte im Bereich der Rechtspflege. In ihnen tritt die oberſte Gerichts⸗ 
gewalt des Führers ſinnfällig hervor. N 


c) Das richterliche prüfungsrecht 


Schrifttum: E. v. Hippel, Das richterliche Prüfungsrecht. hbddstR. Bd. 2, 
S. 456 ff. — R. Halberkann, Das richterliche prüfungsrecht im alten und neuen 


) Rückwirkende Strafgeſetze find das Geſetz über Verhängung und Vollzug 
der Todesitrafe vom 29. März 1933, RGBI. I 151 (lex van der Lubbe) und das 
Geſetz gegen erpreſſeriſchen Kindestaub vom 22. Juni 1936, RGBI. I 493 
(lex Gieſe), ſowie das Geſetz gegen Straßenraub mittels Autofallen vom 22. Juni 
1958 (RG l. I 651). 

) gl. Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit vom 23. April 1956 
(RGBl. 1378), ſowie Geſetz über die Gewährung von Straffteiheit vom 30. April 
1938 (RG Bl. 1 433). . 
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Rechtsdenken. 1938. J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939, S. 356 ff.— 
E. R. Huber, Rechtſetzung und richterliches Prüfungsrecht (Seſtſchrift der Deut⸗ 
ſchen Candesgruppe der J. C. A. 1938, S. 105 ff.). — A. Cobe, Das richterliche Prũ⸗ 
fungsrecht im neuen Reich. klöR. Ng. 28 (1937), S. 194 ff. - F. Schack, Richter⸗ 
liches Prüfungsrecht und neue Staatsauffaſſung. RDBI. 54 (1933), S. 81 ff. - 
Derſelbe, Die richterliche Prüfung von Geſetz und Verordnung. RD Bl. 59 (1938), 
S. 68 ff. R. Thoma, Das richterliche Prüfungsrecht. flöR. NS. 4 (1922), S. 267 ff. 
Das richterliche Prüfungsrecht gegenüber der rechtſetzenden Gewalt war 
ein weſentliches Element des liberalen Rechtsſtaats. Es iſt heute einge⸗ 
ſchränkt, aber nicht gänzlich beſeitigt, beſteht vielmehr, wenn auch mit ver⸗ 
ändertem Sinn, in wichtigen Beziehungen fort!). Ein richterliches Prüfungs⸗ 
recht gegenüber Reichs geſetzen auf ihre Derfaſſungsmäßigkeit, wie es im 
Weimarer Suſtem zunehmend von den Gerichten in knſpruch genommen 
worden war, gibt es heute ſelbſtverſtändlich nicht mehr. Denn einmal ſind 
dem Reichsgeſetze keine Derfaſſungsſchranken mehr gezogen; vielmehr kann 
im Wege des einfachen Reichsgeſetzes altes Derfaffungsrecht aufgehoben und 
neues Verfaſſungsrecht geſchaffen werden. Zum andern tritt in allen Sormen 
des Reichsgeſetzes (Regierungsgeſetz, Reichstagsgeſetz, volksbeſtätigtes Geſetz) 
der Wille des Führers unmittelbar in die Erſcheinung. Die Rechtſprechung, 
deren Sunktion ſich vom Führer ableitet, würde ſich über den Führer erheben, 
wenn fie das Sührergefe auf feine Übereinſtimmung mit irgendwelchen 
Normen, Werten oder Prinzipien prüfen wollte; fie überſchritte damit ihren 
legitimen Bereich in der völkiſchen Cebens ordnung. Das Sührergefeb iſt in 
jeder ſeiner Erſcheinungsformen für den Richter unbedingt verbindlich. 
Während dieſer Grundſatz heute allgemein anerkannt ift, beſtehen leb⸗ 
hafte Meinungsverſchiedenheiten über die Frage, ob der Richter befugt iſt, 
ein CTandesgeſetz auf feine Übereinftimmung mit dem Reichs recht zu 
prüfen. Bekanntlich iſt durch das Neuaufbaugeſetz vom 50. Januar 1934 die 
Autonomie der Landes geſetzgebung beſeitigt worden. Landesgejeße bedürfen 
der vorherigen Zuftimmung des zuſtändigen Reichsminiſters. Eine verbreitete 
Meinung geht dahin, der Reichsminiſter habe, bevor er die Zuftimmung 
erteilt, die Vereinbarkeit des Landesgeſetzes mit dem Reichsrecht zu prüfen; 
erteile er die Zuſtimmung, fo ſei damit die Vereinbarkeit autoritativ auch für 
den Richter feftgeftellt?). Das richterliche Prüfungsrecht ſcheide daher aus. 
Dabei wird jedoch überſehen, daß der Reichsminister nicht die gleiche rechts⸗ 
ſchöpferiſche Macht wie der Führer ſelbſt beſitzt, und daß feiner Entſcheidung 


) gl. E. R. Huber, Rechtſetzung und richterliches Prüfungsrecht (Seſtſchrift 
der Deutſchen Candes gruppe der J. C. H. 1938. S. 105 ff.). — fl. Cobe, Das richter⸗ 
liche Prüfungsrecht im neuen Reich. AÖR. N. §. 28 (1957). S. 194 ff. 

Y 50 das Reichsgericht; Entſch. vom 28. Juni 1936. ZALDR. 1937. S. 86 ff. (mit 
kritiſcher Anmerlung von Werner Weber). 
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nicht dieſelbe Autorität wie dem Wort des Führers innewohnt. Für den 
Reichs miniſter ift das Reichsrecht nicht minder verbindlich als für den Can⸗ 
desgeſetzgeber; iſt der Candesgeſetzgeber dabei, fich über das Reichsrecht hin⸗ 
wegzuſetzen, ſo iſt der Reichsminiſter nicht imſtande, ihm durch Erteilung der 
Zustimmung den Weg zu öffnen. Der Richter darf daher dieſes Candesgeſetz 
nicht anwenden. Der Richter, der ein außerhalb der Candeskompetenz er⸗ 
laſſenes oder ein gegen das Reichs recht verſtoßendes Candesgeſetz anwendet 
und das Reichsgeſetz, das dieſes Gebiet regelt, außer acht läßt, ſtellt damit den 
Willen des Reichs miniſters, der die Zuſtimmung erteilt, über den Willen des 
Führers, der das Reichsgeſetz, wenn es ein neueres Geſetz ift, geſchaffen, 
wenn es ein älteres Geſetz ift, zunächſt einmal als verbindliche Norm über⸗ 
nommen hat. Gleichviel, ob es ſich um ein neueres oder ein älteres Reichs⸗ 
geſetz handelt, es wäre eine unmögliche richterliche haltung und eine gröb⸗ 
liche Verletzung der übernommenen Dienſtpflicht gegenüber Führer und 
Reid), wenn der Richter das Candesgeſetz anwenden würde und, was not⸗ 
wendig damit verbunden wäre, das Reichsgeſetz verleugnen wollte. Der 
Richter, der in eine ſolche Situation geftellt ift, muß die Treue gegenüber dem 
Sührer über jede andere Rüdficht ſtellen; er hat als Wahrer des Rechts den 
im Keichsgeſetz niedergelegten Willen des Führers gegen jede Antaftung, 
woher ſie auch komme, zu verteidigen. 

Huch das richterliche Prüfungsrecht gegenüber Verordnungen, die auf 
ihre Übereinſtimmung mit den Geſetzen zu prüfen wären, iſt heute umſtritten. 
Eine Cöſung dieſer Frage ift nur möglich, wenn man die verſchiedenen Arten 
von Verordnungen unterſcheidet (darüber oben S. 252 ff.). Die Führerver⸗ 
ordnungen, gleichviel ob fie für die Volksgeſamtheit, für den ſtaatlichen 
Dienſt oder für die Partei ergehen, ſtehen in ihrem Rang dem Geſetz gleich. 
Die Sührerverordnung iſt ebenſowenig wie das Geſetz ſelbſt einer richterlichen 
Prüfung unterworfen. Weicht eine ſolche Führerverordnung vom bisher 
geltenden Geſetzesrecht ab, ſo iſt damit eine entſprechende Rechtsänderung 
eingetreten; die Führerverordnung derogiert auch dem älteren Geſetz. Der 
Führer iſt, auch wenn er Verordnungen erläßt, der Inhaber der höchſten 
rechtſetzenden Funktion im Reich und damit jeder richterlichen Kontrolle 
enthoben. 

Die im Rahmen der Geſetze von dem Führer untergeordneten Dienſt⸗ 
ſtellen erlaſſenen Verordnungen find entweder Miniſterverordnungen 
oder Derorönungen von Mittel- oder Unterinſtanzen. Man hat 
neuerdings in bezug auf das richterliche Prüfungsrecht zwiſchen dieſen beiden 

Gruppen einen Unterſchied zu machen geſucht. Der Miniſter ſei unmittelbarer 
Vertrauensmann und Mitarbeiter des Führers; er könne daher ebenſowenig 
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wie dieſer ſelbſt der Kontrolle eines Gerichts unterworfen werden!). Anders 
ſtehe es mit den Mittel⸗ und Unterbehörden, für die eine ſolche Kontrolle in 
gewiſſem Umfange ſtatthaft fei. In der Tat ergeben ſich gewiſſe Unter⸗ 
ſchiede, die jedoch nicht ſo ſchematiſch gelagert find, wie dieſe vereinfachende 
Überlegung meint. Es iſt vielmehr notwendig, die Verordnungen in ihrem 
Verhältnis zum Geſetz und damit zum Führerwillen noch genauer zu be⸗ 
ſtimmen, als es in der angeführten Meinung geſchieht. 

Gegenüber den geſetzvertretenden Verordnungen gibt es nur ein 
formelles Prüfungsrecht. Hat der Richter 3. B. eine auf das Geſetz über wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahmen vom 3. Juli 1934 (R6BI. I 565) geſtützte Derord- 
nung des Reichswirtſchaftsminiſters anzuwenden, ſo kann er lediglich prüfen, 
ob die Verordnung vor Ablauf der zeitlich bis zum 30. September 1934 be⸗ 
grenzten Ermächtigung ergangen iſt. Ob dagegen die in der Verordnung ge⸗ 
troffene Maßnahme „zur Sörderung der deutſchen Wirtſchaft und zur Der- 
hütung und Beſeitigung wirtſchaftlicher Schädigungen“ notwendig war, ent⸗ 
zieht ſich jeder richterlichen Kontrolle, Ebenſo beſteht keinerlei materielles 
Prüfungsrecht der Gerichte bei den ſonſtigen geſetzvertretenden Derord- 
nungen, wie ſie auf Grund von Geſetzen ergehen können, die ſelber keine 
materielle Regelung, ſondern nur die Ermächtigung an den zuſtändigen 
Miniſter enthalten, die erforderliche Regelung im Derorönungswege vor⸗ 
zunehmen (vgl. oben S. 255). Diefe geſetzvertretenden Verordnungen haben 
volle Geſetzeskraft; ſie ſtehen auch hinſichtlich des richterlichen Prüfungs⸗ 
rechts dem Geſetz gleich. 

Bei der geſetzergänzenden Minifterverordnung beſitzt der 
Reichsminiſter die Ermächtigung, in dem durch das Geſetz gezogenen all⸗ 
gemeinen Rahmen auch ſolche Beſtimmungen im Verordnungs wege zu er⸗ 
laſſen, die im Geſetz keine unmittelbare Grundlage haben. Wieweit ex dabei 
gehen will, iſt ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen überlaſſen. Eine richterliche 
Kontrolle greift daher nur Platz, wo die Miniſterverordnung über die „Er⸗ 
gänzung“ des Geſetzes offenbar hinausgeht und einen gänzlich abſeitigen 
Cebensbereich zu regeln unternimmt. Ebenſo kann das Gericht prüfen, ob 
der Miniſter bei ſeinen ergänzenden Beſtimmungen von den bindenden Dor- 
ſchriften des Geſetzes abgewichen ift. Wenn auch praktisch ſolche Sälle ſelten 
ſein mögen, ſo iſt es immerhin wichtig, hervorzuheben, daß der Richter einem 
ſolchen de tournement de pouvoir nicht paffiv gegenübergeſtellt ift, ſondern 
daß es zur Würde und zum Amt des deutſchen Richters gehört, in dieſem Fall 
den Willen des Führers zu ſchützen. 8 


) So Höhndorf, Deutſches Recht. 1936. S. 201 f. - Reinhard, Deutfche 
Steuerzeitung. 1935. S. 490. — Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. S. 560. 
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Bei den geſetzausführenden Derordnungen erſtreckt ſich die Doll- 
macht des Minifters auf die nähere Ausgeftaltung der im Geſetz feſtgeſtellten 
Rechtsſätze. Soweit er darüber hinausgreift und „ergänzende“ Beſtimmun⸗ 
gen trifft, vor allem aber, ſoweit er von den geſetzlichen Regeln abweicht, iſt 
feine Verordnung unwirkſam; der Richter hat das feſtzuſtellen und nicht die 
Verordnung, ſondern das Geſetz anzuwenden. Gewiß ſteht der Miniſter, der 
die Verordnung erläßt, dem Führer näher als der Richter, der die Derord- 
nung prüft. Aber gerade die beſondere Dertrauensjtellung, die dem Miniſter 
eingeräumt iſt, macht eine Überſchreitung der Derordnungsgewalt zu einem 
doppelt ſchweren Derftoß. Auch der Richter ſteht in einem unmittelbaren 
Treueverhältnis zum Führer; der Führerwille iſt für ihn oberſte und im 
Konflikts fall allein maßgebende Gewalt. Des halb find die geſetzausführenden 
Miniſterverordnungen, die der Richter anwenden ſoll, der genauen Prüfung 
unterworfen, ob fie dem im Geſetz niedergelegten Führerwillen entſprechen 
oder aber über ihn hinausgehen oder ihn durchbrechen. 

Sür ſämtliche geſetzanwendenden Verordnungen der Mittel: und 
Unterinſtanzen gilt der Grundſatz, daß ſie dem richterlichen Prüfungsrecht 
unterſtehen. Das Verwaltungsgericht, das eine Polizeiwerordnung anwenden 
ſoll, hat ihre Vereinbarkeit mit den maßgebenden polizeigeſetzen zu unter⸗ 
ſuchen. Das Arbeitsgericht, das eine Tarifordnung zur Grundlage der Streit⸗ 
entſcheidung machen ſoll, hat zunächſt die Ubereinſtimmung mit den Arbeits⸗ 
geſetzen feſtzuſtellen. Ein Zivilgericht, das feine Entſcheidung auf eine Preis- 
verordnung ſtützen will, hat deren Vereinbarkeit mit den Beſtimmungen der 
Vierjahresplan⸗Geſetzgebung zu prüfen. Dabei ift jedoch zu beachten, daß das 
richterliche Prüfungsrecht das Crmeſſen der zuständigen Verwaltungs⸗ 
behörden nicht erfaßt. Über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Der- 
ordnung iſt von den Verwaltungsbe hörden allein zu entſcheiden; auch andere 
Wertbegriffe und Generalklauſeln find von den Verwaltungs inſtanzen, nicht 
von den Gerichten, auszufüllen. So hat das Gericht nicht zu prüfen, ob eine 
Tarifordnung „zum Schutze der Beſchäftigten zwingend geboten“ war. Da⸗ 
gegen könnte es eine Polizeiverordnung, die nicht zur Abwendung einer 
„Gefahr“ für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erging, oder eine Tarif- 
ordnung, die gegen zwingende Vorſchriften des Arbeitszeit⸗ oder Arbeits⸗ 
ſchutzrechtes verſtieß, als unwirkſam behandeln. 

Eine beſonders wichtige Sunktion hat das richterliche Prüfungsrecht bei 
Satzungen, alſo den Anordnungen, in denen die öffentlichen Körperfchaften 
ihr eigenes Recht im Rahmen der Geſamtordnung des völkiſchen Rechtes 
ſchaffen. Die weitgeſpannte Entfaltung der kulturellen und wirtſchaftlichen 
Selbftverwaltung hat dazu geführt, daß in den vergangenen Jahren eine 


286 IV. Der Sührer 
SJõöͥ0ꝗ Sy ne DS SP 


überaus große Zahl öffentlicher Rörperſchaften entſtanden find, denen als 
beſonders weſentliches Merkmal ihrer Körp erſchaftsqualität die Fähigkeit der 
Kechtſetzung zuerkannt iſt. Es iſt wiederholt auf die Gefahr hingewieſen 
worden!), die mit der Exiſtenz einer ſo großen Zahl von rechtſetzenden Körper- 
ſchaften verbunden iſt, die Gefahr nämlich, daß die Einheit des völkiſchen 
Rechts durch die Vielzahl der beſonderen körperſchaftlichen Satzungen über⸗ 
wuchert und zerſtört wird. Dieſe Gefahr kann nur gebannt werden, wenn den 
in der allgemeinen völkiſchen Rechtsordnung feſtgeſtellten Grundſätzen unter 
allen Umſtänden Geltung gegenüber den Sonderrechtskreiſen der Rörper⸗ 
ſchaften verſchafft wird. Das richterliche Prüfungsrecht gegenüber körper⸗ 
ſchaftlichen Satzungen iſt ein unentbehrliches Mittel, um die Einheit der 
völkiſchen Geſamtordnung gegen das Überwuchern des körperſchaftlichen 
Sonderrechts zu ſchützen. Über den Marktordnungen der Marktverbände, über 
den Satzungen der kulturellen Stände, über den Ortsgeſetzen der Gemeinden 
ſteht das gemeinſame Recht des Volkes, ſo wie über den beſonderen Cebens⸗ 
kreiſen die Volksgemeinſchaft ſelbſt ſteht. Es iſt die höchſte Aufgabe des deut⸗ 
ſchen Richters, die Cebensordnung der Volksgemeinſchaft zu wahren, und 
zwar nicht nur gegen Antaſtungen durch einzelne Volks genoſſen, ſondern 
auch gegen Angriffe von Verbänden, die ihre partikularen Intereſſen über 
das Ganze ſetzen. Wo eine Satzung gegen Geſetz und Recht verſtößt, lehnt ſich 
ein Glied gegen die Geſamtordnung auf; das richterliche Prüfungsrecht dient 
dazu, das aufſäſſige Glied in die Geſamtordnung zurückzuführen und die 
Einheit des völkiſchen Rechts zu erhalten. 


) gl. 3. B. 5. Krauſe, Rechts einheit und ſtändiſches Recht. Deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. Bd. 1 (1936). S. 300 ff. 
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Schrifttum: Adolf Hitler, Mein Kampf. S. 409 ff.- Derfelbe, Die Reden 
am Reichsparteitag 1955. Derjelbe, Die Reden am Reichsparteitag 1955. Der⸗ 
ſelbe, Die Reden am parteitag der Ehre 1936. 

W. Frick, partei und Staat. Deutſche Verwaltung. 1934. S. 289.— Derſelbe, 

Die Geſetze gegen die Neubildung von Parteien und zur Sicherung der Einheit von 
Partei und Staat. NS.⸗Handbuch 1935. S. 389 ff. C. D ernedde, Die Praxis der 
Amterverbindungen in der Verfaſſung und Verwaltung des Reiches. Zeitſchr. f. d. 
geſ. Staatswiſſ. Bd. 98 (1938). S. 385 ff. J. Heckel, Staats=, Derwaltungs⸗ und 
Kirchenrecht im Dritten Reich. Berichte über die Lage und das Studium des öff. 
Rechts. 1935. S. 9 ff.-R. Höhn, Partei und Staat. Deutſches Recht. 1935. S. 474 ff. 
E. R. Huber, Die deutſche Staats wiſſenſchaft. Zeitſchr. f. d. geſ. Staats wiſſenſch. Bd. 95 
(1954). S. 36 ff. C. Joh anny, Partei und Staat. 1937. — O. Koellreutter, Deut⸗ 
ſches Verfaſſungsrecht. 3. Aufl. 1938. S. 153 ff.— h. 5. Lammers Partei und Staat. 
RD Bl. 1938. S. 609 ff.— G. Neeße, Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat. 1954.—Derſelbe, Die Rechts natur der NSDAP. Zeitſchr. f. d. geſ. Staats⸗ 
wiſſenſch. Bd. 95 (1935). S. 709 ff. Derſelbe, Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei. Verſuch einer Rechtsdeutung. 1935. D erſelbe, Partei und Staat. 
1956.—Derſelbe, Das Verhältnis von Partei und Staat nach fünf Jahren national⸗ 
ſozialiſtiſcher Reichsführung. Verw. Arch. Bd. 43 ( 1938). S. 1 ff. - C. Schmitt, 
Staat, Bewegung, Volk. 1933. - W. Sommer, Partei und Staat. DJ3. 1936. 
Sp. 595 ff. — W. Studart, volk, Partei, Reich. Deutſches Recht. 1935. S. 382 ff. — 
Derſelbe, Partei und Reich. Deutſche Verwaltung. 1935. S. 196, — Derſelbe, 
Partei und Staat. Deutſcher Juriſtentag. 1956. S. 262 ff. — W. Studentkowſki, 
Partei und Staat. 3. f. Politik. 1936. S. 22 ff. 


Die geſchichtliche Entwicklung der NSDAP. bis zur Machtergreifung iſt 
früher geſchildert worden. Zu behandeln iſt nunmehr die verfaſſungsrecht⸗ 
liche Stellung, die ſie ſeit der Eroberung der Macht erhalten hat. 


a) Die Entwicklung des Jahres 1933 


Unmittelbar mit der Eroberung der Macht ſetzte die Entwicklung ein, 
die die Uberbleibſel des parteienſtaates im Deutſchen Reich befeitigtet). 


) Siehe auch oben, 9 2. 
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Die ſtaatsfeindliche KPD. wurde in der Zeit des Umbruchs verfaſſungsrechtlich 
ausgeſchaltet und tatjächlic vernichtet, ihr Vermögen wurde auf Grund des 
Geſetzes vom 26. Mai 1933 eingezogen. Die bürgerlichen Parteien löſten ſich im 
Juni 1933 freiwillig ſelbſt auf. Die spd. wurde durch die DerordnungzurSiche- 
rung der Staatsführung vom 7. Juli 1933 (RGBl. 1 462) aus dem Reichs tag, 
den Landtagen und allen Gemeindevertretungen ausgeſchloſſen. Am 14. Juli 
1955 erging das Geſetz gegen die Neubildung von parteien (R GBl. 1 479), das 
die NSDAP. zur einzigen politiſchen Partei Deutſchlands erhob und jede Huf⸗ 
rechterhaltung oder Neubildung einer politiſchen Partei verbot?). Politiſche 
Partei im Sinne dieſes Geſetzes iſt natürlich nicht nur die offen als Partei orga⸗ 
niſierte politiſche Gruppe. Sondern eine verbotene politiſche Partei iſt in 
jeder Verbindung von Menſchen zu ſehen, die einen Einfluß auf das poli⸗ 
tiſche Leben des Volkes erſtrebt. Gerade die geheimen und getarnten Der- 
bindungen dieſer Art fallen unter das Verbot des Geſetz es vom 14. Juli 1933. 

Die Überwindung des alten Parteienſtaates war begleitet vom Aufbau 
des neuen Bewegungsſtaates. Aus einer politiſchen Rampfvereinigung 
wurde die NSDAP. zur volf- und ſtaattragenden Gemeinſchaft erhoben. 
Dieſer Vorgang vollzog ſich Schritt für Schritt in den erſten Monaten nach 
der nationalſozialiſtiſchen Eroberung der Macht. Die Grundlage für dieſe 
Entwicklung bildete die Übernahme des Reichskanzleramtes dur ch den Führer 
der Bewegung. Mehrere Reichsleiter der Partei wurden zu Reichs mini⸗ 
ſtern ernannt; die Reichsſtatthalter ſind Reichsleiter, wie der General von 
Epp, oder Gauleiter der Partei; die preußiſchen Oberpräſidenten ſind in 
ihrer großen Mehrzahl Gauleiter der partei; die preußiſchen Polizeiprä⸗ 
ſidenten find vielfach hohe SA.-Sührer. Durch dieſes Suſtem der Perſonal⸗ 
union zwiſchen Parteisund Staatsämtern wurde die Einheit von Partei und 
Staat hergeſtellt. Als erſtes Geſetz brachte das Geſetz betr. die Dienſtſtrafgewalt 
über die Mitglieder der SA. und SS. vom 28. April 1933 (NGRl. I 230) die 
enge Verbindung von Partei und Staat zum Ausdruck. Eine weitere enge 
Klammer fügte das Geſetz über den preußiſchen Staatsrat vom 8. Juli 1933 
(GS. 241) in das Gebäude der neuen Ordnung ein, indem die oberſten Der- 
treter der Partei in das vornehmſte beratende Organ Preußens berufen 
wurden. In der gleichen Richtung liegt das preußiſche Geſetz über den 
Provinzialrat vom 17. Juli 1933 (GS. 254). In dem preußiſchen Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetz vom 15. Dezember 1933 (GS. 427) wurde dieſe Entwicklung 
für die Gemeindevertretungen fortgeſetzt. Die Deutſche Gemeindeordnung 
vom 50. Januar 1955 führte ähnliche Grundſätze für das ganze Reich durch. 


9) In Öjterreich in Kraft geſetzt durch Erlaß vom 15. März 1938 (RG Bl. J 247), 
im Sudetenland durch Verordnung vom 10. Januar 1939 (RG Bl. I 26). 
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Der geſamte politiſche klufbau des Reiches wurde auf dieſe Weiſe von einem 
Syſtem perſonaler Verbindungen von Partei und Staat durchwirkt. 

Zugleich aber wuchs die NSDAP. als Einrichtung in die ſtaatliche Ord⸗ 
nung hinein; neben die perſönliche trat die inſtitutionelle Derbindung 
von Partei und Staat. Ihren erſten großen ſichtbaren Ausdruck fand dieſe 
inſtitutionelle Einheit von Partei und Staat auf dem Nürnberger Parteitag 
des Jahres 1955, dem Kongreß des Sieges. Wenn der Stellvertreter des Jüh⸗ 
ters Rudolf heß den Parteitag damals als den wahren Reichstag der 
deutſchen Nation bezeichnete, ſo brachte er damit die öffentliche Funktion, 
in die die NSDAP. eingetreten war, zum klaren Ausdrud, So konnte der 
Führer in feiner Proklamation zur Eröffnung des Parteitags den Satz aus⸗ 
ſprechen, der ein Grundgeſetz der neuen Derfafjung enthält: „Die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung iſt das Deutſche Reich, der deutſche 
Staat geworden!.“ Die Reichstagswahl vom 12. November 1933, die 
zu einem eindeutigen Bekenntnis des deutſchen Volkes zu der von der Partei 
aufgeſtellten Kandidatenliſte führte, ließ die verfaſſungsrechtliche Funktion 
der Partei im neuen Reich ſichtbar hervortreten. Das Geſetz zur Sicherung 
der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 gab dieſer ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Stellung, die die Bewegung in Volk und Reich innehat, 
die abſchließende Geſtaltung. ) 


b) Das Weſen des Bewegungsſtaates 


Die Einheit von Partei und Staat, die ſich ſeit dem 30. Januar 1933 ent⸗ 
wickelte, und die in dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 geſetzlich ausgeſtaltet 
wurde, iſt nicht nur eine organiſatoriſche dorm unſeres Staatsaufbaus, ſondern 
ſie beſtimmt das Weſen des neuen Reiches; das Reich iſt ein Bewegungs⸗ 
ſtaat. Das Weſen jedes Staates wird dadurch geprägt, daß eine politiſche 
Gemeinſchaft ihn formt und beherrſcht, ihn bewegt und führt. Die politiſche 
Gemeinſchaft iſt die organifierte Kraft, die die ſtaatliche Einheit und Ord⸗ 
nung begründet und geſtaltet. Sie iſt der Träger der weltanſchaulichen 
Grundſätze, die das Geſamtleben der ſtaatlich geeinten Gemeinſchaft be⸗ 
ſtimmen. Sie bildet in ſich die Männer, die auf allen Stufen und in allen 
Sunktionen der politiſchen Arbeit zur verantwortlichen Leitung berufen 
werden. Auf ihr beruhen der Beſtand, die Geſtalt und das Leben einer politi⸗ 
ſchen Ordnung. ” 


) Dgl. Adolf hitler, Reden am Reichsparteitag 1933. S. 14. 
) Zn Gſterreich in Kraft geſetzt durch Erlaß vom 15. März 1938 (RG Rl. I 247), 
im Sudetenland durch Verordnung vom 10. Januar 1939 (RG Bl. I 26). 
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Die verſchiedenen Staatstypen werden üblicherweiſe in Monarchien, 
flriſtokratien und Demokratien unterſchieden, je nachdem ob einer, mehrere 
oder alle an der Ausübung der politiſchen Gewalt teilnehmen. Weit weſent⸗ 
licher als dieſe formale Einteilung iſt die Unterſcheidung der Staaten nach 
der Art der politiſchen Gemeinſchaft, die ſie bildet, prägt und führt. Dier 
Epochen der neuen deutſchen Staatsentwicklung find in dieſer Hinficht zu 
unterſcheiden. Im Ständeſtaat gab es eine Dreiheit politiſcher Gemein⸗ 
ſchaften, die Art und Aufbau der Ordnung beſtimmten. Auf Ritterſchaft, 
Klerus und Städten war das Gebilde der ſtändeſtaatlichen Ordnung errichtet, 
wobei der ritterſchaftliche Adel in heißen Kämpfen den Vorrang erwarb. 
Der abſolute Fürſtenſtaat erhob ſich aus dem ſtehenden Heer; der 
„miles perpetuus“ war die urſprüngliche ſtaatsgeſtaltende Kraft. Neben ihm 
entwickelte ſich dann das Beamtentum als die zweite ſtaatstragende Schicht. 
Heer und Beamtentum waren die politiſchen Gemeinſchaften des abſoluten 
Staates. Der Parteienſtaat entſprang dem Verſuch, den „dritten Stand“, 
d. h. die bürgerliche Geſellſchaft, an Stelle von Heer und Beamtentum zur 
politiſchen, ſtaatstragenden Gemeinſchaft zu erheben. Während dieſer Der- 
ſuch in einzelnen Staaten, wie in England, gelang, führte er in Deutſchland 
zur vollſtändigen Zerſetzung und Aufipaltung der ſtaatlichen Einheit. Die 
völlige Auflöfung konnte nur notdürftig durch die Reſte der alten politiſchen 
Gemeinſchaften, die ſich in der Wehrmacht und im Beamtentum erhalten 
hatten, verhindert werden. Doch trat an die Stelle der geordneten Zwei⸗ 
gliederung im Militär⸗ und Beamtenſtaat nun die unendliche Zerfplitterung 
in eine Dielheit von politiſchen Parteien, Gruppen und Intereſſenverbänden. 
fluf dem Pluralismus aber läßt ſich keine Einheit errichten. Der alte Stände⸗ 
ſtaat war durch die Dreiheit der politiſchen Stände, der abſolute Fürſtenſtaat 
durch die Zweiheit der Gemeinſchaften, der Parteienſtaat durch den Pluralis⸗ 
mus gekennzeichnet. Das neue Reich dagegen iſt auf der Einheit, Kusſchließ⸗ 
lichkeit und Totalität einer politiſchen Gemeinſchaft, der NSDAP., aufgebaut. 
Hier wurde eine durch die Prinzipien der Führung und der Totalität be⸗ 
ſtimmte Bewegung zur politiſchen Gemeinſchaft. Die NSDAP. iſt der poli⸗ 
tiſche Orden des völkiſchen Sührerreiches, das durch fie zum Bewegungs⸗ 
ſtaat geworden iſt. Sie iſt, wie das Geſetz vom 1. Dezember 1933 ſagt, die 
„Trägerin des deutſchen Staatsgedankens“; fie ift, wie Adolf hitler in 
feiner Rede am 13. Juli 1934 ausgeführt hat, der einzige „Träger des poli⸗ 
tiſchen Willens“ der Nation. 

Eine echte politiſche Einheit kann nur beſtehen und ihre Aufgabe erfüllen, 
wenn ſie getragen wird vom Vertrauen des Volkes, das ſich ſeiner politiſchen 
Gemeinſamkeit bewußt iſt, wenn dieſes Volk von einer gemeinſamen politi⸗ 
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ſchen Weltanſchauung erfüllt und geprägtift, und wenn es gelingt, in dauern⸗ 
der Verbindung mit den lebendigen Kräften des Volkes den Führernachwuchs 
aus zuleſen und zu erziehen, deſſen der Staat bedarf. Jede bisherige deutſche 
Staatsgründung iſt dadurch gekennzeichnet, daß es nicht gelang, dieſe Bedin⸗ 
gungen eines echten Staates vollkommenzu verwirklichen. Kein deutſcher Staat 
aber war fo weit von dieſen Voraus ſetzungen entfernt wie die Weimarer 
Republik, die nicht auf der Einheit des Volkes, fondern feiner Zerriſſenheit, 
nicht auf einer gemeinſamen Weltanſchauung, ſondern dem tödlichen Kampf 
der einander entgegengeſetzten Weltanſchauungen, nicht auf einer aus⸗ 
erleſenen ührerſchicht, ſondern der Nivellierung des parteienſtaatlichen 
Sunktionärſyſtems beruhte. Die geſchichtliche Leiftung der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung beſteht darin, daß fie dieſes Syſtem der politiſchen Zerriſſen⸗ 
heit, der weltanſchaulichen Geſpaltenheit und der parteienſtaatlichen Nivel⸗ 
lierung revolutionär überwand, und daß ſie nach ihrem Siege aufbauend 
das Reich auf der politiſchen Einheit, der gemeinſamen Weltanſchauung 
und der geſchloſſenen Führungsordnung des Volkes zu begründen ver⸗ 
mochte. b 

Man hat den nationalſozialiſtiſchen Staat wegen dieſer ausſchließlichen 
Stellung der NSDAP. häufig als Einparteiſtaat bezeichnet und ihn da⸗ 
durch unter einen gemeinſamen Oberbegriff mit dem bolſchewiſtiſchen 
und dem faſchiſtiſchen Staat gebracht. Dieſer Ausdruck „Einparteiſtaat“ iſt 
jedoch irreführend. Einparteiſtaat im präziſen Sinne iſt ein Staat, in dem 
eine organiſierte exkluſive Minderheit eine politiſch rechtloſe Mehrheit be⸗ 
herrſcht. In dieſem ſtrengen und eindeutigen Sinne kann die Bezeichnung 
„Einparteiſtaat“ nur auf das bolſchewiſtiſche Rußland angewandt werden. 
Hier iſt die Partei in der Tat noch eine „pars“, ein vom übrigen Volk ab⸗ 
geſchloſſener Teil, der allein Träger aller politiſchen Rechte und aller politi⸗ 
ſchen Macht iſt, und der — geſtützt auf die äußere Gewalt — der rechtloſen 
Mehrheit ſeinen Willen aufzwingt. Die Bezeichnung „Einparteiſtaat“ paßte 
vielleicht auch noch auf das frühe faſchiſtiſche Suſtem, aber fie wird dem 
heutigen Italien ſchon nicht mehr gerecht. Mit den Grundſätzen des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reiches ſteht der Begriff des „Einparteiſtaates“ in offenbarem 
Widerſpruch. Das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ift das völkiſche 
Keich, ein Staat alſo, deſſen Sein und Werden von der Idee des Volkes be⸗ 
ſtimmt iſt, für den das Volk die Subſtanz der politiſchen Einheit iſt, der ſeine 
Kraft nach innen und außen aus dem ganzen Volke zieht, der vom ganzen 
Volke getragen wird. Es gibt im nationalſozialiſtiſchen Reich nur eine füh⸗ 
rende und beſtimmende politiſche Bewegung, aber es iſt darum kein „Ein⸗ 
parteiſtaat“. Denn die NSDAP. hat nicht das Ziel, als eine organiſierte 
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Minderheit alleiniger Träger der politiſchen Rechte und alleiniger Doll- 
ſtrecker der politiſchen Aufgaben zu fein, die rechtloſe Mehrheit dagegen aus⸗ 
zuſchalten und zu vergewaltigen. Das Ziel der NSDAP. ift vielmehr, das 
geſamte Volk zur politiſchen Einheit zu formen, alle Volksgenoſſen zum ge⸗ 
meinſamen freiwilligen Einſatz für das Ganze zu gewinnen und als Willens⸗ 
träger des Volkes Bürge für die politiſche Geſchloſſenheit und Macht nach 
innen und außen zu ſein. Die Partei und das Volk find im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Reich eine Einheit, nicht in dem Sinne, daß jeder Volksgenoſſe not⸗ 
wendig Parteimitglied ſein müßte, aber in dem Sinne, daß die Bewegung 
nichts anderes ſein kann als eine ſichtbare Verkörperung und Darſtellung 
der allumfaſſenden Einheit des Volkes. Die Totalität des Nationalſozialis⸗ 
mus beſteht nicht nur darin, daß alle Cebensgebiete vom politiſchen Willen 
der Bewegung durchdrungen ſind, ſondern auch und entſcheidend darin, daß 
alle Volksgenoſſen aufgerufen ſind, an dem gemeinſamen politiſchen Ge⸗ 
ſchehen teilzunehmen und das gemeinſame politiſche Schickſal mitzugeſtalten. 
Der alles beſtimmende Grundſatz von der Artgleichheit des ganzen Volkes 
ſchließt die Herrſchaft einer abgeſchloſſenen Kaſte über ein rechtloſes Volk 

nach bolſchewiſtiſchem Vorbild aus, er verlangt vielmehr den totalen Einſatz 
des ganzen Volkes, das ſich in Sreiheit zu feiner Aufgabe bekennt. Deshalb 
iſt das Reichsbürgerrecht, das die Pflicht und das Recht zur politiſchen Mit⸗ 
arbeit enthält, auch nicht auf eine kleine Gruppe beſchränkt, ſondern grund⸗ 
ſätzlich auf alle Volksgenoſſen erſtreckt worden. 

Die NSDAP. iſt als ſtaatstragende Gemeinſchaft eine dem völkiſchen 
Ganzen dienende und ihm eingeordnete Bewegung. Sie iſt keine organiſierte 
Minderheit, die herrſcht, ſondern eine politiſche Auslefe, die führt. Sie hat 
als führende politiſche Organiſation das ſelbſtverſtändliche Recht, die politi⸗ 
ſchen Grundſätze zu formulieren, die im ſtaatlichen Handeln entſcheidend 
ſind, und ſie hat die Verwirklichung dieſer politiſchen Aufgaben mit allen 
Mitteln durchzuſetzen. Sie hat, wie der Führer in feiner Schlußrede auf dem 
Nürnberger Parteitag 1935 betont hat, ſogar gegenüber den ſtaatlichen Be⸗ 
hörden darauf zu achten, daß die Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung voll zur Geltung gelangen. Die NSDAP. iſt durch dieſes Vorrecht 
ausgezeichnet, bleibt aber gerade dadurch aufs engſte mit dem Volke und 
mit dem Reich verbunden. Sie ſteht nicht als herrſchende privilegierte Kafte 
über Volk und Reich, ſondern fie wirkt als die führende politiſche Gemein⸗ 
ſchaft unmittelbar im Volk und im Reich. Gerade als Führungsgemeinſchaft 
des völkiſchen Reiches hat die NSDAP. nichts mit dem Einparteiſuſtem des 
Bolſchewis mus zu tun. Man ſollte daher nicht an einer gemeinſamen Be⸗ 
zeichnung für dieſe beiden politiſchen Erſcheinungen feſthalten, da ſie nur 
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zu verhängnisvollen Verwechſlungen führen kann. Das nationalſozialiſtiſche 
Keich ift kein Einparteiſtaat, ſondern ein völkiſches Reich; die NSdelp. iſt 
keine zur Herrſchaft privilegierte Minderheitsorganiſation, ſondern der ſtaat⸗ 
und volktragende Führungskern der politiſchen Einheit und Ganzheit. 

Das Weſen der Bewegung iſt dadurch beſtimmt, daß ſie unmittelbar aus 
dem Volke ſelbſt erwächſt und in unausgeſetzter lebendiger Sühlung mit dem 
Volke ſteht. Sie iſt ſelber das Volk, das fie zur willens⸗ und handlungsfähigen 
politiſchen Einheit zuſammenfaßt. Zugleich iſt die Bewegung mit dem Staate 
unlösbar verbunden. Ihre Grundſätze beſtimmen das ſtaatliche Handeln; ihr 
Mille ift der der ſtaatlichen Ordnung, ihr Führungskern ift auch der des 
Staates. Der deutſche Bewegungsſtaat wird durch dieſe dreigliedrige Einheit 
von Volk, Bewegung und Staat begründet, eine Einheit, die dadurch gekenn⸗ 
zeichnet iſt, „daß Staat, Bewegung, Volk unterſchieden, aber nicht ge⸗ 
trennt, verbunden, aber nicht verſchmolzen ſind!)“. Alle früheren 
politiſchen Gemeinſchaften find daran zerbrochen, daß fie fi} vom Volke ab⸗ 
ſonderten und in ihren Privilegien und „wohlerworbenen Rechten“ er⸗ 
ſtarrten. Die Cebenskraft der volk und ſtaattragenden Bewegung beruht 
darin, daß dieſe ſich nicht vom Volke abſchließt, ſondern immer neue Kraft aus 
dem Dolfe in ſich einſtrömen läßt, daß fie nicht in einer toten Dogmatik er⸗ 
ſtarrt, ſondern eine lebendige Weltanſchauung weiterbildet, daß ſie ſich 
nicht in Dorrechten und einem wohlerworbenen Beſitzſtand innerlich er⸗ 
ſättigt, ſondern daß jedes Recht und jeder Rang nur den Ausdrud für höhere 
Pflicht, ſtrafferen Dienſt und ernſtere Zucht bedeuten. 


c) Die flufgabe der Bewegung 


Das Ziel der volk⸗ und ſtaattragenden Bewegung iſt die totale Durch⸗ 
ſetzung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung in Volk und Reich. Inner⸗ 
halb dieſes großen und umfaſſenden Geſamtzieles ergeben ſich eine Reihe 
von Teilaufgaben, die jedoch niemals als Selbſtzweck aufgefaßt, ſondern ftets 
als Glieder eines geſchloſſenen Geſamtvorgangs begriffen werden müffen. 

Die erſte Aufgabe der Bewegung iſt die Erziehung des Volkes zum 
politiſchen volk. Die Bewegung weckt im Volk das Bewußtſein feiner 
eigenen Art und feiner geſchichtlichen Idee. Aus der Art und Idee des Volkes 
entwickelt ſie den ſtarken Willen zur politiſchen Einheit und Ganzheit. Sie 
erhebt die Volksgenoſſen über ihr perſönliches und privates Sein und macht 
ſie zu bewußten Gliedern einer Gemeinſchaft. Sie überwindet die Schranken 
der Stämme und Stände, der Klaſſen und Ronfeſſionen und bildet über alle 
Gliederungen und Unterſcheidungen hinweg das einige politiſche Volk, das 

) C. Schmitt, Staat, Bewegung, Volk. 1933. S. 21. 
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von einer Weltanſchauung beſeelt, von einem Willen durchdrungen, zu 
einem Handeln entſchloſſen iſt. Sie macht das Dolk zum eigenen Einſatz bereit; 
ſie erweckt in ihm die Bereitſchaft zum Dienſt, zur Pflichterfüllung, zum Opfer. 
Nicht nur durch große Derſammlungen und Aufmärjche, ſondern auch durch 
die mühſame Kleinarbeit des Tages ſchafft fie im Volke das lebendige Der- 
trauen zur Führung, das die unentbehrliche Grundlage jeder politiſchen Ar⸗ 
beit iſt. Aus Selbſtbewußtſein, Dienſtbereitſchaft und Vertrauen des Volkes 
erbaut die Bewegung das Reich, in dem das Volk ſich ſelbſt erkennt, und das 
es als feine eigene Cebensordnung empfindet. Aus dem politiſchen Volk 
bildet die Bewegung das völkiſche Reich. 5 

Dieſe Erziehung des Volkes zur politiſchen Einheit und zum Reich ift nur 
möglich, indem die Bewegung zugleich ihre zweite große Aufgabe erfüllt: 
dem Polke eine einheitliche politiſche Weltanſchauung zu vermitteln. 
Die völkiſche Weltanſchauung iſt keine ſubjektive, willkürliche Meinung Ein⸗ 
zelner, ſondern fie iſt die Cebens⸗ und Geisteshaltung, die den objektiven 
Grundgegebenheiten des völkiſchen Daſeins entſpricht. Weltanſchauung iſt 
nichts, was man beliebig konſtruieren und zurechtzimmern könnte; ſie wird 
überhaupt nicht fo ſehr geſchaffen als gefunden. Sie iſt im Weſen und in der 
Sendung des Dolfes als unwandelbarer Kern enthalten, den es aufzuſuchen 
gilt. Die ewigen Weſensgeſetze und die un vergänglichen Sendungsaufgaben 
des Doltes ſind der Kerngehalt der Weltanſchauung. Daher iſt dieſe Welt 
anſchauung kein totes Syſtem kanoniſcher Dogmen, ſondern fie iſt eine Ord⸗ 
nung lebendiger Kräfte und Werte, die mit dem Volke leben und wachſen, die 
fi entwickeln und entfalten. Daraus ergibt ſich die weltanſchauliche Aufgabe 
der Bewegung. Sie iſt nicht berufen, die völkiſche Weltanſchauung dogmatiſch 
zu Tanonifieren, ſondern fie zu erkennen, fie lebendig zu entwickeln und zu 
vertiefen, und schließlich durchzuſetzen und zu behaupten. Das Vorrecht der 
Bewegung iſt es denn auch, in den weltanſchaulichen Fragen die letzte und 
maßgebliche Entſcheidung zu treffen. Nicht mehr der politiſche Relativismus 
der ſtreitigen Parteianſchauungen, ſondern die unbedingte Verbindlichkeit 
der von der Bewegung verkörperten Weltanſchauung beſtimmt heute das 
politiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Geficht des deutſchen Volkes. 

kin die erzieheriſche und die weltanſchauliche Arbeit der Bewegung 
ſchließt fi ihre dritte Aufgabe: die Führerausleſe. Die Auswahl der 
Sührer iſt das wichtigſte Problem jeder politiſchen Gemeinſchaft. Alle Staaten 
haben um dieſes Problem gerungen; die verſchiedenen Staatsformen ſind 
im Grunde nur verſchiedene Methoden der Sührerauslefe. Auch die Ent⸗ 
wicklungsſtufen des deutſchen Staates — Ständeſtaat, Militär⸗ und Be⸗ 
amtenſtaat, Parteienſtaat — find durch die Verſchiedenartigkeit der Sührer- 


$ 26. Die Einheit von Partei und Staat 295 


ausleſe gekennzeichnet. Man hat dieſen klusleſegedanken zeitweiſe miß⸗ 
verſtanden und geglaubt, es komme lediglich auf die Auswahl eines geſchul⸗ 
ten, ſachkundigen, techniſchen „Verwaltungsſtabes“ an. Notwendig muß ſich 
die Auslefe dann mechaniſieren und organiſatoriſch verhärten. Im Be⸗ 
wegungsſtaat hat ſich die Erkenntnis wieder durchgeſetzt, daß Sachkunde und 
techniſche Schulung zwar unentbehrlich, aber nicht ausreichend ſind. Nicht 
ein techniſcher Derwaltungsſtab, ſondern ein lebendiger Führungskern muß 
gebildet werden. Nur in einer elaſtiſchen Ordnung kann eine ſolche Führer⸗ 
ſchicht ausgewählt und erzogen werden. Daß eine breite Schicht von Männern 
entſteht, in denen wirkliches Sührertum lebendig ift, das iſt eine Cebens frage 
für das völkiſche Reich. Denn das in ihm verwirklichte Führerprinzip ſchließt 
ja die freie, verantwortliche Tätigkeit der Unterführer nicht aus, ſondern 
ſetzt fie gerade voraus. Führertum iſt nicht bürokratiſcher Abfolutismus; es 
bedarf vielmehr der Männer, die fähig ſind, verantwortlich handelnd das 
politiſche Leben der Nation mitzugeſtalten. Dieſe Männer auszuleſen und 
zu formen, iſt die Bewegung berufen. Sie kann als ſtaat⸗ und volktragende 
Gemeinſchaft ihren Sinn nur dadurch erfüllen, daß es ihr gelingt, immer 
wieder den erforderlichen politiſchen Führernachwuchs heranzubilden. Die 
Gefahr, an der die früheren politiſchen Gemeinſchaften ſcheiterten, lag darin, 
daß ſie der Tendenz nicht widerſtehen konnten, ſich vom Volke abzuſondern. 
Die Bewegung beruht demgegenüber gerade darauf, ſtändig in unmittelbarer 
Verbindung mit dem Volke zu bleiben und immer neue Kräfte aus dem Volke 
in ſich einſtrömen zu laſſen. Gerade dieſe Verbindung mit den lebendigen, 
aufſteigenden, jungen Kräften des Volkes ſetzt die Bewegung in den Stand, 
die Führerſchicht aus dem ſchöpferiſchen Urgrund des Volkes dauernd zu 
ergänzen und zu erneuern. 

Erziehung des Volkes, Durchſetzung der Weltanschauung, Ausfefe der 
Führer ergeben zuſammen die vierte Aufgabe der Bewegung: politiſcher 
Willensträger des Volkes zu ſein. Das Problem der völkiſchen Willens⸗ 
bildung iſt ſeit der Franzöſiſchen Revolution rationaliſtiſch perzerrt worden. 
Als Willensbildung erſchien hier nur der äußere rationale Prozeß, in dem 
fertige bewußte Entſcheidungen eines Einzelnen oder einer Derfammlung 
produziert wurden. Heute iſt die Einſicht gewachſen, daß nicht der rationale 
Vorgang der letzten Entſchließung den weſentlichen Kern der Willensbil⸗ 
dung bedeutet, ſondern daß es maßgeblich auf die Geſamthaltung ankommt, 
aus der die Einzelentſchließungen getroffen werden. Dieſe Erkenntnis iſt für 
die Willensbildung durch die Bewegung von entſcheidender Bedeutung. Nicht 
dadurch, daß die Bewegung auf möglichit viele Einzelentſchließungen be⸗ 
ſtimmenden Einfluß ausübt, ſondern dadurch, daß ſie die politiſche Geſamt⸗ 
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haltung prägt, aus der die Einzelentſchlüſſe hervorgehen, iſt ſie der Willens⸗ 
träger des Volkes. Wer das Volk zur politiſchen Einheit zuſammenfaßt und 
handlungsbereit macht, wer die politiſche Weltanſchauung des Dolfes be⸗ 
ſtimmt und prägt, wer die politiſchen Sührer auswählt und heranbildet, 
der formt damit den politiſchen Willen des Volkes. Die Bewegung iſt, indem 
ſie dieſe politiſche Geſamthaltung ſchafft, die beſtimmende und geſtaltende 
Kraft des Deutſchen Reiches. Insbeſondere die Sührerauswahl und die Sührer- 
ſchulung ſetzen die Bewegung in die Lage, die in Wehrmacht und Verwaltung, 
in Staat und Stand verantwortlich handelnden Männer mit ihrem Wollen 
zu erfüllen. Die weitgehende Verbindung von Partei⸗ und Staatsämtern 
dient gleichfalls dazu, das Wollen der Bewegung unmittelbar in den Staats⸗ 
willen umzuſetzen. Nicht indem die Dienſtſtellen der Bewegung unmittel⸗ 
bare Anweiſungen an die ſtaatlichen Behörden erteilen, ſondern indem die 
Bewegung die in der ſtaatlichen Ordnung handelnden Männer von innen mit 
ihrem Geiſte durchdringt, formt ſie auf allen Cebensgebieten den ſachgeſtal⸗ 
tenden Tatwillen der völkiſchen Einheit. Die Einheit von Parteiund Staat, die 
ein Grundgeſetz der Verfaſſung des völkiſchen Reichesiſt, wird nicht durch äußere 
Anpaffung und äußere Einflußnahme hergeſtellt. Sie kann nur dadurch ganz 
vollendet werden, daß Weltanſchauung und Wille der Bewegung alle Be⸗ 
reiche und alle Träger des ſtaatlichen Handelns in immer ſtärkerem Maße 
von innen durch wirken und beſtimmen. 

In allen dieſen Aufgaben bildet die Bewegung die politiſch⸗dunamiſche 
Kraft gegenüber dem politiſch⸗ſtatiſchen Beharren der eigentlichen Staats⸗ 
organiſation. Die ſtaatlich⸗bürokratiſche Derwaltungsorönung ſoll ein feſtes 
Gerippe der völkiſchen Einheit bilden; ſie trägt deshalb aber auch die Gefahr, 
in ſich zu verkrampfen und zu erſtarren. Jeder Staat iſt in der Gefahr, daß 
die ſtarre Derwaltungsorönung das ſtrömende Leben verdrängt, und daß 
er zum bürokratiſchen Derwaltungsftaat verknöchert. Nicht indem man die 
Derwaltungsordnung verdammt oder fie allenfalls als notwendiges Übel 
hinnimmt, ſondern indem man die lebendigen Volkskräfte in die Verwaltung 
einſtrömen läßt und dadurch die organiſatoriſche Verhärtung auflockert, 
kann man die Entwicklung zum bürokratiſchen Derwaltungsftaat verhindern. 
Die Verwaltung ſelbſt muß immer wieder mit Leben erfüllt werden; die ein⸗ 
gefahrene techniſche Derwaltungsbürokratie muß immer wieder durch dyna⸗ 
miſche Kräfte angetrieben werden, um die Tendenz zur Erſtarrung zu über⸗ 
winden. Es iſt die große Aufgabe der Bewegung gegenüber der Verwaltung, 
daß ſie dauernd als dynamiſches Element auf die feſteren Ordnungen ein⸗ 
wirkt und ſo die urſprüngliche Kraft und die natürliche Sriſche des völkiſchen 

Reiches erhält, 
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Schrifttum: gl. die Angaben zu § 26. Serner: W. Bu ch, Die Parteigerichts- 
barkeit der NSDAP. Deutſches Recht. 1934. S. 170 ff. — fl. Cingg, Die Verwaltung 
in der NSDAP. Deutſches Recht. 1935. S. 387 ff. - Derjelbe, die rechtliche 
Stellung der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter partei. Deutſches Recht. 
1956. S. 28 ff. — H. Muth, die rechtliche Stellung des Stellvertreters des ührers. 
Deutſches Recht. 1935. S. 301 ff. — F. X. Schwarz, Das Sinanz⸗ und Derwaltungs- 
weſen der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, Deutſches Recht. 1936. 
S. 3 ff. — G. Wade, Das Verordnungsblatt der NSDAP. — ein neues Reichs⸗ 
geſetzblatt. RD Bl. 1935. S. 290 ff. N 


a) Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 


Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 hat die aus der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution erwachſene Einheit von volk, Bewegung und Staat verfaſſungs⸗ 
rechtlich näher umſchrieben. Es bezeichnet die NSDAP. als die „Trägerin 
des deutſchen Staatsgedankens“ und betont, daß ſie „mit dem Staat un⸗ 
löslich verbunden“ iſt. Es hat damit das Prinzip des Bewegungsſtaates als 
Grundgeſetz des völkiſchen Reiches formuliert. Selbſtverſtändlich war, daß 
die Bewegung nun kein „Eingetragener Verein“ wie in der Kampfzeit mehr 
ſein konnte. Um die veränderte Rechtslage auszudrücken, hat das Geſetz der 
NSDAP. die Rechtsſtellung einer „Körperſchaft des öffentlichen Rechts“ ver⸗ 
liehen. Durch dieſe Kennzeichnung ſoll die Bewegung natürlich anderen 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften nicht gleichgeſtellt werden). Das Geſetz 
will mit dem Ausdrud „Rörperſchaft des öffentlichen Rechts“ lediglich an⸗ 
zeigen, daß die NS Delp. eine öffentliche, mit hoheitlichen Befugniſſen aus⸗ 
geſtattete Gemeinſchaft iſt, beabſichtigt aber nicht, ſie einem allgemeinen 
Begriff der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft zu unterſtellen und dadurch mit 
Gemeinden, Sozialverſicherungsträgern, Marktverbänden und anderen Or⸗ 
ganiſationen gleichzuſetzen. Durch zahlreiche maßgebliche Merkmale iſt die 
NSDAP. von allen anderen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften unterſchie⸗ 
den. Sie iſt vor allem eine Einrichtung des Verfaſſungslebens, nicht — wie 
es bei den gewöhnlichen öffentlich⸗rechtlichen Rörperſchaften der Fall iſt — 
der Verwaltungs ordnung). Sie ift ein aktiver Beſtandteil der politiſchen 
Grundordnung von volk und Reich, und zwar ift fie die geſtaltende Kraft, 
die die Verfaſſung bildet, trägt und erhält. Sie hat allerdings auch zahlreiche 
Aufgaben und Befugniſſe innerhalb des Derwaltungslebens, fo wenn fie bei 
der Ernennung der ſtaatlichen Beamten, bei der Auswahl der Bürgermeiſter, 


) Dgl. J. Heckel, Berichte über die Lage und das Studium des öffentlichen 
Rechts. 1935. S. 18 ff. - ) Dgl. J. Heckel, a. a. O., S. 19. 
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bei der Berufung der Gemeinderäte, beim Erlaß der gemeindlichen Haupt⸗ 
ſatzung oder in anderen Derwaltungsangelegenheiten mitwirkt. Aber dieſe 
Derwaltungszuſtändigkeiten der Bewegung find lediglich dazu da, die ver⸗ 
faſſungsmäßige Stellung der Bewegung zu unterbauen und zu verſtärken. 

Das Weſentliche und Entſcheidende an der Arbeit der Bewegung iſt die 
dauernde Teilnahme am unmittelbaren Derfaffungsleben ſelbſt. Durch die 
Derfafjung werden die in der Bewegung tätigen Kräfte in die ſtaatliche Ord⸗ 
nung übertragen und beſtimmen fie den Aufbau der völkiſchen Einheit 
und Ganzheit. Ins beſondere iſt der alles beherrſchende Grundſatz von Führer 
und Gefolgſchaft in der Bewegung gebildet und von dort mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution in die Grundordnung des Reiches übertragen wor⸗ 
den. Das Sührertum, das die völkiſche Derfaſſung trägt, iſt in der Bewegung 
entſtanden und wird auch künftig in der Bewegung aus geleſen, geſchult und 
geprägt. Innerhalb der völkiſchen Grundordnung iſt die Bewegung die Kraft, 
die die Einheit und Ganzheit des Volkes geſtaltet und ſtetig erneuert. Sie 
formt, indem fie die Führungsordnung des Volkes ſchafft, den Aufbau, das 
Leben und den Willen des Reiches. 

Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 beſtimmt, daß die Dienſtſtellen der 
Partei mit den öffentlichen Behörden aufs engſte zuſammenarbeiten ſollen. 
Um dieſe Juſammenarbeit zu gewährleiſten, iſt der Stellvertreter des Sührers 
zum Mitglied der Reichsregierung berufen worden!). Doch iſt dieſe Zugehörig- 
keit des Stellvertreters des Führers zur Reichsregierung nur ein Einzelfall 
. aus der Geſamtheit der perſonellen Verbindungen zwiſchen Parteiſtellen 
und führenden Staatsämtern. Das Suſtem der Perfonalunion beſteht heute 
in dreifacher Stufung: 1. in den zentralen Reichsämtern, jo beim 
Reichs propagandaminiſter, dem Reichs ernährungsminiſter, dem Reichs⸗ 
führer 44 und Chef der deutſchen Polizei, dem Reichsjugendführer, dem 
Reichs arbeitsführer, dem Chef der Auslandsorganifation, dem Reichspreſſe⸗ 
chef; 2. in den Mittelinſtanzen der Staatsverwaltung, fo bei der Mehr⸗ 
zahl der Reichsſtatthalter und Oberpräfidenten (Gauleiter) und der Polizei⸗ 
präſidenten (höhere SA.- und Führer); 3. in der Leitung der ſtändi⸗ 
ſchen Organiſationen, fo bei der Deutſchen Arbeitsfront (Reichsorgani⸗ 
fationsleiter Dr. Ley), dem Reichsnährſtand (Reichsleiter Darre), der Reichs⸗ 
kulturkammer (Reichs leiter Dr. Goebbels), dem Rechtswahrerbund und der 
Alademie für Deutſches Recht (Reichsleiter Dr. Frank). Zwiſchen den oberen 
Sührerſtellen der Staatsorganiſation und der Partei find dieſe Perfonal- 


4) Die ursprüngliche Dee auch der Stabschef der SA. Mitglied der 
Reichsregierung iſi, iſt durch das Geſetz vom 3. Juli 1934 (RG Bl. I 529) auf- 
gehoben worden. 
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verbindungen unentbehrlich, damit eine wirkliche innere Einheit hergeſtellt 
und aufrechterhalten wird. In den Cokalinſtanzen der inneren Derwal- 
tung (Candräte und Bürgermeiſter) ſind die Perſonalunionen mit den ent⸗ 
ſprechenden Parteiämtern beſeitigt worden. Hier greift eine weitgehende 
Anhörung und Beratung platz, die den Einklang der Staatsverwaltung und 
der Partei herſtellt. Beſondere Bedeutung hat die Stellung der Beauftragten 
der NSDAP. in den Gemeinden, durch die der Bewegung ein feſtumriſſener 
Einflußbereich in der Gemeindeverwaltung zugewieſen ift. 

Die 98 3—6 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 regeln die Stellung der 
Parteimitglieder. Das Geſetz betont, daß den Mitgliedern der Partei und ihrer 
Gliederungen erhöhte Pflichten gegenüber Führer, Volk und Staat obliegen. 
Die Verletzung dieſer Pflichten wird in einer beſonderen Partei⸗ und SA.- 
Gerichtsbarkeit geahndet. Eine Pflichtverletzung iſt in jeder Handlung oder 
Unterlaſſung zu ſehen, die den Beſtand, die Organiſation, die Tätigkeit oder 
das Unſehen der Partei gefährdet. Bei Mitgliedern der SA. tritt insbeſon⸗ 
dere jeder Derftoß gegen Zucht und Ordnung hinzu. Als Strafen kommen 
außer den üblichen Diſziplinarmitteln Haft und Arreit in Betracht; die 
ſchwerſte Strafe iſt die klusſtoßung aus der Partei. Die öffentlichen Behörden 
haben den Parteigerichten Amts⸗ und Rechtshilfe zu leiſten ). Die partei⸗ 
gerichtsbarkeit wird in völliger Unabhängigkeit von der ftaatlichen Gerichts⸗ 
barkeit ausgeübt. Weder ſchließt die Zuständigkeit der ſtaatlichen Gerichte 
die Zuläſſigkeit des Parteiverfahrens aus, noch wird durch die Einleitung 
des Parteiverfahrens die Juſtändigkeit der ſtaatlichen Gerichtsbarkeit auf- 
gehoben. Beide Verfahren können vielmehr nebeneinander durchgeführt 
werden. Doch ſind die Parteigerichte von der Einleitung und Durchführung 
eines ſtrafgerichtlichen Verfahrens gegen ein Parteimitglied zu unterrichten. 
Sie erlangen dadurch die Möglichkeit, ihrerſeits die notwendigen Schritte 
(Sus penſion, Ausſchluß) zu tun. Ausdrüdliche Kollifionsnormen, die die 
einheitliche Beurteilung eines Streitfalls durch Parteigerichte und ftaatliche 
Gerichte ſichern, fehlen bisher. Doch iſt zu bedenken, daß die ſtaatlichen Ge⸗ 
richte wie die Parteigerichte im Auftrage des Sührers entſcheiden und feinen 
Willen zum flusdruck bringen. Beide Gerichte müflen deshalb danach ſtreben, 
die von ihnen nebeneinander zu beurteilenden Tatbeftände nach gleichen 
Maßſtäben zu bewerten und zu gleichen Ergebniſſen zu gelangen. 

91 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes beſtimmt, daß der Führer die Satzung der 
Partei feſtſtellt; nach $ 8 erläßt er die zur Durchführung und Ergänzung des 


) Durch das Geſetz über die Vereidigung durch die Parteigerichte vom 30. Sep⸗ 
tember 1956 (RG Bl. I 853) haben die Parteigerichte die Befugnis erhalten, Zeugen 
und Sachverständige eidlich zu vernehmen. 
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Geſetzes erforderlichen Vorſchriften. Die Satzung und die Durchführungs⸗ 
vorſchriften find „objektives Recht“; fie find ein Teil der völkiſchen Rechts⸗ 
ordnung. Dieje Rechtſetzungsbefugnis, die dem Führer zufteht, rührt nicht 
aus feiner staatlichen Sunktion, ſondern ift ihm als dem Führer der Bewe⸗ 
gung unmittelbar gegeben. Das Recht der Bewegung beruht nicht auf der 
Ermächtigung irgendeiner ftaatlichen Stelle, ſondern es ift urſprüngliches, 
eigenes Recht!). Das läßt der $ 8 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 deut⸗ 
lich erkennen. Nicht in feiner ftaatlichen Eigenſchaft, ſondern als Sührer der 
Partei erläßt der Reichskanzler die erforderlichen Vorſchriften. Der § 8 des 
Geſetzes enthält deshalb keine „Ermächtigung“ im rechtstechniſchen Sinn, 
ſondern er ſpricht nur einen „Hinweis“ auf weitete ergänzende Anordnun⸗ 
gen des Führers aus. Dieſe Sührerverorönungen find keine „Rechtsver⸗ 
ordnungen“ im ſonſt üblichen Sinne; fie find nicht auf ſtaatlicher Delegation 
beruhende Rechtsvorſchriften minderen Ranges. Sondern ſie ſind eine be⸗ 
ſondere Art des Rechtes, die gleichwertig neben dem ſtaatlichen Geſetz ſteht. 

Natürlich darf dieſe notwendige Unterſcheidung von ſtaatlichem Geſetz 
und parteirecht nun nicht zu einem Gegenſatz umgedeutet werden und nicht 
zu der Auffafjung verleiten, das deutſche volk lebe unter „zweierlei Recht“. 
Das ſtaatliche Geſetz wie das Parteirecht find Ausdruck des einheitlichen 
Sührerwillens; fie find in gleichem Maße Erſcheinungen der in ſich einheit⸗ 
lichen und geſchloſſenen völkiſchen Gemeinſchaft, und fie ſtehen deshalb nicht 
in Gegenſatz zueinander, ſondern ſind innerlich untrennbar verbunden. Es 
iſt daher ſinnvoll, daß die wichtige Führerverordnung vom 29, März 1935 
vom Reichsinnenminiſter mitunterzeichnet und im Reichsgeſetzblatt (Teil I, 
S. 502) veröffentlicht worden iſt. Dieſe Art der Kundmachung hat ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht erſt die Rechtsverbindlichkeit der Derorönung begründet. Durch 
fie ift auch nicht etwa das Parteirecht in Staatsrecht umgewandelt („trans⸗ 
formiert“) worden, wie man vielleicht unter Anwendung verfehlter völker⸗ 
rechtlicher Analogien meinen könnte. Sondern dieſe Art der Veröffentlichung 
dokumentiert nur die untrennbare Einheit, in der ſtaatliches Recht und Partei 
recht miteinander verbunden ſind. 


b) Gliederungen und angeſchloſſene Derbände 
Die wichtigſte unter den Führerverordnungen iſt die ſchon erwähnte Der- 
ordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat vom 29. März 1935. Die Verordnung regelt insbeſondere den 
Aufbau der NSDAP, Sie beſeitigt zunächſt den Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeiterverein e. D. und den Derein hitler⸗Jugend⸗Bewegung e. b., 
1) Dgl. J. Heckel, a. a. O., S. 20/21. 
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die beide als vermögensrechtliche Organiſationen der Bewegung in der 
Kampfzeit entſtanden waren. Die NSDAP. iſt damit auch äußerlich die ein⸗ 
zige, umfaſſende Organiſation der Bewegung geworden. Ihr ift eine Reihe 
von Organiſationen unterſtellt, bei denen zwiſchen den „Gliederungen“ und 
den „angeſchloſſenen Verbänden“ zu unterſcheiden iſt. 

Die Gliederungen find integrierende Beſtandteile der Partei; fie wer⸗ 
den von der Partei ganz umſchloſſen; in ihnen tritt die partei ſelbſt in die 
Erſcheinung. Deshalb beſitzen die Gliederungen keine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit und kein eigenes Vermögen; vielmehr bildet die Partei mit allen 
Gliederungen auch vermögensrechtlich eine Geſamtgemeinſchaft. Zu dieſen 
Gliederungen gehören die SA., die FF, das USKK., die 53. ), der NSDSB. 
und die NS.⸗Srauenſchaft; dazu iſt mit der Ausführungsbeſtimmung vom 
5. Dezember 1935 der NS.⸗Deutſche Dozentenbund getreten. Die ange⸗ 
ſchloſſenen Verbände find der Partei nicht eingegliedert, ſondern nur 
angegliedert. Sie haben ihre eigene Organiſation, fie können Rechtsperſön⸗ 
lichkeit beſitzen und eigenes Dermögen erwerben. Zu ihnen gehören der Ns. 
Arztebund, der NS.⸗Rechtswahrerbund, der NS.-Lehrerbund, die Ns.⸗Volks⸗ 
wohlfahrt, die NS.-Kriegsopferverforgung, der Reichsbund der Deutſchen 
Beamten, der NS. ⸗Bund deutſcher Technik und die Deutſche klrbeitsfront. 

Die Srage nach der Stellung der angeſchloſſenen Verbände iſt unter den 
zahlreichen Rechtsfragen, die die Verordnung aufwirft, beſonders wichtig. 
Die angeſchloſſenen Verbände find keine „Gliederungen“, alſo keine integrie⸗ 
renden Beſtandteile der NSDAP., ſondern fie haben der Partei gegenüber 
organiſatoriſche Selbſtändigkeit. Aber fie find der Weſensbeſtimmung und 
der Führung durch die Bewegung unterworfen, und ſie ſind insbeſondere 
durch ihre Leiter unmittelbar in die Bewegung eingebaut. Nach $ 5 der Der- 
ordnung vom 29. März 1955 können die angeſchloſſenen Verbände „eigene 
Rechts perſönlichkeit“ beſitzen, und in der Tat haben einige von ihnen die 
Eigenſchaft eines „eingetragenen Vereins“ erworben, während andere, wie 
die Deutſche Arbeitsfront, davon abgeſehen haben. Doch iſt diefe Stage für 
die angeſchloſſenen Verbände unerheblich geworden, ſeit die Erſte Aus- 
führungsbeftimmung vom 29. April 1955 (RG Bl. I 583) in $ 17 das Weſen 
der angeſchloſſenen Verbände genau geregelt hat. Die Beſtimmung lautet: 

„Die angeſchloſſenen Verbände ſind nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaften, 

die eigenes Dermögen beſitzen“. 

Die angeſchloſſenen Verbände bedürfen danach, um „rechtsfähig“ zu ſein, 
nicht der Eigenſchaft des „eingetragenen Vereins“. Sie find vielmehr auch 


) Nur die Stamm⸗Hitler⸗Jugend iſt Gliederung der Partei (82 Abſ. 5 der 1. Durch⸗ 
führungs verordnung zum Geſetz über die HJ. vom 25. März 1959 (RG Bl. I 709). 
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ohne die Dereinsform imſtande, Dermögen zu beſitzen und zu verwalten, 
am Rechtsverkehr teilzunehmen, prozeſſe zu führen uſw. 

Doch werden die angeſchloſſenen Verbände durch die „Dermögensfähig⸗ 
keit“ nicht den Vereinen des bürgerlichen Rechts gleichgeſtellt. Die erwähnte 
Vorſchrift hat für ſie vielmehr den Begriff der nationalſozialiſtiſchen 
Gemeinſchaft geprägt und damit einen wichtigen neuen Rechtsbegriff ge⸗ 
ſchaffen. Sie hat vermieden, den allgemeinen Begriff der öffentlichen Kör- 
perſchaft auf die angeſchloſſenen Verbände anzuwenden, und ſie hat mit 
dem Begriff der nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft einen Aus druck ge⸗ 
braucht, der die beſondere Eigenart der angeſchloſſenen Verbände konkret 
und anſchaulich zum Ausdrud bringt. Doch fteht der Begriff der national- 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchaft nicht in einem Gegenſatz zum Begriff der öffent⸗ 
lichen Rörperſchaft, wie er in der ſonſtigen Geſetzgebung etwa für den 
Reichs nährſtand oder die Reichs kulturkammer gebraucht wird. Auch die an⸗ 
geſchloſſenen Verbände haben öffentlichen und körperſchaftlichen Charakter. 
Sie ſtehen in der öffentlichen Ordnung des deutſchen Volkes, ſie erfüllen 
öffentliche flufgaben, und fie find mit öffentlichen Befugniffen ausgestattet. 
Sie haben 1. die Satzungs gewalt, die es ihnen ermöglicht, ihr eigenes 
Recht durch allgemeine, verbindliche Hnordnungen zu ſchaffen; 2. die Der- 
waltungshoheit, die fie in den Stand ſetzt, verbindliche Einzelanordnun⸗ 
gen an ihre Mitglieder zu erlaſſen (3. B. im Beitrags weſen, Aufnahme und 
flusſchluß); 3. die Gerichts hoheit, vermöge deren fie eigene Diſziplinar⸗ 
und Ehrengerichte bilden können. In alledem gleichen die angeſchloſſenen 
Verbände den öffentlichen Körperſchaften in dem bisherigen Sinne dieſes 
Begriffs. Sie unterſcheiden ſich von den ſonſtigen öffentlichen Körperfchaften 
dadurch, daß ſie nicht der „Staats aufſicht“ unterſtehen, ſondern der Führung 
durch die NSDAP, untergeordnet find. Sie ſind damit begrifflich als der 
NSDAP. zugeordnete öffentliche Körperſchaften zu beſtimmen. 
Durch die Bezeichnung als nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaften wird die 
beſondere konkrete Weſensart der angeſchloſſenen Verbände hervorgehoben, 
die in dem Gemeinſchaftscharakter und in der engen weſenhaften Beziehung 
zur nationalſozialiſtiſchen Bewegung gegeben it). 

Weder Gliederungen noch angeſch loſſene Verbände ſind einige Organiſa⸗ 
tionen, die doch in engſter Zuordnung zur Partei ſtehen: 

1. das Winterhilfswerk des deutſchen Volkes. Es iſt nach dem Geſetz 
vom 1. Dezember 1936 (RGBI. I 995) und feiner Verfaſſung vom 24. März 
1937 (RGBl. I 423) eine rechtsfähige Organiſation, die gebietsmäßig ent⸗ 
ſprechend der NSDAP. aufgebaut iſt. An ſeiner Spitze ſteht der Reichsbeauf⸗ 

) Zur Rechtsſtellung der Deutſchen Klrbeitsfront ſ. unten 8 45 b. 
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tragte, der dem Reichs propagandaminiſter untergeordnet ift. Die übrigen 
Amtsleiter werden im Einvernehmen mit den Gauleitern der NSDAP. be- 
rufen. Die Rechnungsprüfung obliegt dem Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. 

2. das NS. ⸗Sliegerkorps. Es wurde durch Erlaß des Sührers vom 17. April 
1957 (RGGBl. I 520) als Körperjchaft des öffentlichen Rechts gebildet. An 
ſeiner Spitze ſteht der Korpsführer, der dem Reichsluftfahrtminiſter unter⸗ 
ſtellt iſt. Die gleichzeitige Zugehörigkeit zur SA,, 44 und zum NSKK. iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Das NSS K. genießt die gleichen Dergünſtigungen wie die Gliede⸗ 
rungen der Partei; die bisherige Mitgliedſchaft zu ihnen wird den Ungehöri⸗ 
gen des NSS R. angerechnet. Es beſteht hier ohne organiſatoriſche Zuordnung 
eine nahe Beziehung zur NSDAP. 

5. die von der NSDAP, betreuten Organiſationen. Dahin gehören 
der NS. Reichskriegerbund und der NS.-Reichsbund für Leibesübungen 
(über dieſen der Erlaß vom 21. Dezember 1938, RGBl. I 1559). 


c) Die partei und die Staatsverwaltung 


Die Verwaltung der NSDAP. liegt hinſichtlich aller vermögensrechtlich en 
Sragen in der Hand des Reichsſchatzmeiſters. Im übrigen wird fie vom Stell- 
vertreter des Führers und den Reichsleitern ausgeübt. Dieſe Parteiverwal- 
tung unterſteht ebenſowenig wie die Rechtſprechung und die Rechtſetzung 
der Partei der Aufficht eines ſtaatlichen Organs. Die partei iſt auch als Der= 
waltungsträger eine unmittelbare Derfaffungseinrichtung, über der es keine 
ſtaatliche Kontrollinſtanz gibt. Keine ſtaatliche Dienſtſtelle iſt als ſolche be⸗ 
rechtigt, ſich durch Einſichtnahme, Hinweife, Ermahnungen oder Anord⸗ 
nungen in die Verwaltung der Partei einzumiſchen. Nur dem Führer des 
Volkes und Reiches ſelbſt iſt mit der Führung der Partei auch das letzte Ent⸗ 
ſcheidungsrecht in allen Fragen der inneren Parteiverwaltung gegeben. Die 
Selbſtändigkeit der Parteiverwaltung gegenüber der ſtaatlichen Behörden⸗ 
organiſation tritt beſonders deutlich darin hervor, daß die NSDAP. mit allen 
ihren Gliederungen von der Anwendung des Beiträgegeſetzes vom 24. März 
1954 und damit von der Sinanzaufficht des Reichsfinanzminiſters aus⸗ 
genommen worden ift. Die hinſichtlich der ſonſtigen Organiſationen und 
Rörperſchaften dem Reichsfinanzminiſter zuſtehende Finanzaufſicht wird 
hinſichtlich der NSDAP. und ihrer Gliederungen vom Reichsſchatzmeiſter 
ausgeübt). Auch der ſonſtigen Staatsaufſicht iſt die Partei nebſt ihren 

1) Der Sinanzhoheit der NSDAP. unterſtehen auch der Jugendführer des Deut⸗ 
ſchen Reiches, obwohl er eine ſtaatliche Dienſtſtelle iſt, und die hitler⸗Jugend, ob⸗ 


wohl dieſe als Ganzes keine Gliederung der Partei mehr iſt (81 Abſ. 3 der 1. Durch» 
führungsverordnung zum Geſetz über die 53. vom 25. März 1939 (RGBI. I 709). 
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Gliederungen nicht unterworfen. Sür die angeſchloſſenen Verbände“ iſt eine 
etwas andere Regelung getroffen worden. Sie unterſtehen zwar auch der 
Sinanzaufſicht des Reichsſchatzmeiſters der NSDAP., daneben aber, abgeſehen 
von den finanziellen Fragen, noch der Aufficht der zuſtändigen ſtaatlichen 
Organe ($ 5 Abj. 3 der DO. vom 29. März 1935). Die Bewegung iſt alſo 
auch hinſichtlich der Verwaltung gegenüber der ftaatlichen Behördenorgani⸗ 
ſation eine geſchloſſene und undurchdringliche (impermeable) Verfaſſungs⸗ 
körperſchaft. 8 5 

Auf der anderen Seite übt aber auch die Partei keine unmittelbare all⸗ 
gemeine Aufjicht und Kontrolle gegenüber den ſtaatlichen Derfafjungs= und 
Derwaltungsorganen aus. Alle entſcheidenden Partei⸗ und Staatsſtellen 
haben immer wieder hervorgehoben, daß ein direktes Rontroll⸗ oder 
Anweiſungsrecht der Parteidienſtſtellen gegenüber den Staatsſtellen nicht 
beiteht!). Adolf Hitler ſelbſt hat in der Schlußrede des Parteitags 1935 
darüber folgendes beſtimmt: 

„Es kann vorkommen, daß die Partei gezwungen iſt, dort, wo der Lauf der 
Staatsführung erſichtlich den nationalſozialiſtiſchen Prinzipien zuwiderläuft, er⸗ 
mahnend und wenn notwendig korrigierend einzugreifen. Allein auch diefe Korrek⸗ 
tur kann heute nur mehr erfolgen über die von der partei bereits beſetzten und 
hierfür zuſtändigen nationalfozialiftifhen Staatseinrichtungen und 
nationalſozialiſtiſchen Staatsſtellen.“) 

Die verfaſſungsmäßige Einheit von Partei und Staat wird nicht durch 
gegenſeitige Uberwachungs⸗ oder Befehlstechte, ſondern durch andere Maß⸗ 
nahmen hergeſtellt. Unter ihnen ift die wichtigſte das Syſtem der Perſonal⸗ 
und Realunionen, durch das der Aufbau der deutſchen Verfaſſung entſchei⸗ 
dend getragen wird. Ausdrüdfiche Beſtimmungen über dieſe Verbindungen 
beſtehen zwar nicht; auch eine ſchematiſche Praxis, die keine Ausnahmen 
duldete, iſt nicht ausgebildet worden. Trotzdem iſt es geltender Derfaffungs- 
grundſatz des Reiches, daß die wichtigen Staatsämter im allgemeinen mit 
den Trägern gleichſtufiger Parteiämter beſetzt werden. Bei der Ernennung 
der Beamten, die vom Führer perſönlich ernannt werden, iſt zudem der 
Stellvertreter des Führers vorher zu hören (Erlaß vom 24. September 1935, 
RG Bl. 1 1205) ). Durch alle diefe Mittel ſind innerhalb der Derfaffung und der 
Verwaltung Staat und Partei aufs engſte verbunden, ohne daß eine äußerliche 
Über⸗ und Unterordnung eingerichtet zu werden brauchte. Vor allem aber 
ift die einheitliche Führung der ſicherſte Garant der Einheit von Partei und 
Staat im völkiſchen Reich. 

1) Dal. W. Srick, Partei und Staat. Deutſche Verwaltung. 1934. S. 289, 

Adolf hitler, Die Reden am Parteitag der Sreiheit 1935. S. 81. 


) Entſprechende Beſtimmungen für die Ernennung von Führern und Amts⸗ 
waltern des Reichsarbeitsdienſtes im Erlaß vom 3. April 1936 (RG Bl. I 373). 
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d) Die hitler⸗Jugend 

Schrifttum: Baldur v. Schirach, Die Hitler-Jugend. Idee und Geſtalt. 
1934. — 5.5. Dietze, Die Rechtsgeſtalt der hitler⸗Jugend. 1939, - E. Menzel, 
Grundfragen des deutſchen Staatsjugendrechts. RD El. 1935, S. 510 ff.; 1936, 
S. 1088 ff.; 1957, S. 412 ff. - G. Neeße, Der Jugendführer des Deutſchen Reiches. 
flöR. NS. 26 (1955), S. 202 ff. - G. Wehner, Die rechtliche Stellung der hitler⸗ 
Jugend. Leipziger Diff, 1939, 

Die Hitler-Jugend (53.) wurde offiziell im Jahre 1926 als Jugend⸗ 
organiſation der Bewegung gegründet. Sie war ſeit dem Jahre 1931 
dem Reichsjugendführer der NSDAP. unterſtellt. Nach der Machtergreifung 
wurde am 17. Juni 1935 der Reichsjugendführer der NSDAP. zum 
Jugendführer des Deutſchen Reiches ernannt. Die HJ. erhielt die Stellung 
einer Gliederung der NSDAP. Sie ſelbſt umfaßt als Untergliederungen 
neben der eigentlichen HJ. das Jungvolk, den Bund Deutſcher Mädel 
und die Jungmädel. Durch das Geſetz über die Hitler-Jugend vom 1. Dezem⸗ 
ber 1956 (R6BI. J 995) wurde die geſamte deutſche Jugend in der 57. 
zufammengefaßt. Die 53. hat danach die Aufgabe, die geſamte Jugend 
körperlich, geiſtig und ſittlich im Geiſte des Nationalſozialismus zum 
Dienſt an Volk und Reich und zur Volksgemeinſchaft zu erziehen. Der 
Reichsjugendführer der NSDAP. erhielt in feiner Eigenſchaft als Jugend⸗ 
führer des Deutſchen Reiches die Stellung einer oberſten Reichsbehörde, 
die dem Führer unmittelbar unterſteht. partei und Staat ſind durch 
dieſes Geſetz für den Bereich der Jugend in beſonderem Maße zur un⸗ 
trennbaren Einheit verbunden worden. z 

Zur Durchführung des Geſetzes ergingen am 25. März 1939 zwei Der- 
ordnungen, die Allgemeinen Beſtimmungen (RGBl. I 709) und die Jugend⸗ 
dienſtverordnung (RG Bl. I 710). Der Jugendführer des Deutſchen Reiches 
it danach zuſtändig für alle Aufgaben der körperlichen, geiſtigen und ſitt⸗ 
lichen Erziehung der geſamten deutſchen Jugend des Reichsgebiets außer⸗ 
halb von Elternhaus und Schule. Obwohl er eine Oberſte Reichsbehörde iſt, 
unterſteht er mit der hitler⸗Jugend der Sinanzhoheit der NSDAP. Alle 
Jugendlichen vom 10. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr ſind verpflichtet, 
in der Hitler-Jugend Dienſt zu tun. Dieſer Dienſt in der Hitler⸗Jugend ift, 
wie der Arbeits- und der Wehrdienſt, Ehrendienſt am deutſchen Volke. 
Juden find von der Zugehörigkeit zur hitler⸗Jugend ausgeſchloſſen. Deutſche 
Staatsangehörige däniſchen oder polniſchen Volkstums können auf Antrag 
von der Zugehörigkeit zur Hitler⸗Jugend befreit werden. Jugendliche, die 
der Zugehörigkeit zur Hitler⸗Jugend unwürdig ſind, ſind ausgeſchloſſen. 

Nach dieſer Regelung iſt die Hitler⸗Jugend, wie Arbeitsdienit und Wehr⸗ 
macht, eine das geſamte Volk auf einer beſtimmten Altersſtufe umfaſſende 

20. 1414 
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Gemeinſchaft. Aus ihrer bisherigen Stellung als einer Gliederung der partei 
ſcheidet ſie damit aus. Sie iſt vielmehr nun eine unmittelbar unter der 
hoheit des Reiches ſtehende Ordnung). Sie iſt ebenſowenig wie frbeitsdienſt 
oder Wehrmacht eine dem Reich gegenüber autonome Körperſchaft, ſondern 
ſie beſitzt die Stellung eines dem Reich unmittelbar eingegliederten Ord⸗ 
nungsbereichs. Jedoch ſteht ſie als eine der Partei entwachſene Gemeinſchaft 
genau wie der Arbeitsdienſt in einer engen geiſtigen und organiſatoriſchen 
Beziehung zur NSDAP. Dieſe Zuſammengehörigkeit prägt ſich einmal in 
der perſonalunion zwiſchen dem Jugendführer des Deutſchen Reiches (d. i. 
eine Oberſte Reichsbehörde) und dem Reichsjugendführer (d. i. eine Dienſt⸗ 
ſtelle der NSDAP.) aus. Sie tritt weiter darin in die Erſcheinung, daß der 
Jugendführer und die hitler⸗Jugend der Sinanzhoheit der Partei unter⸗ 
ſtehen. Vor allem aber kommt dieſe innere Verbindung von Hitler-Jugend 
und Partei in der Bildung der Stamm⸗hitler⸗Jugend zum Ausdrud. 

Die Stamm⸗Hitler⸗Jugend ift eine Gliederung der NSDAP,, die innerhalb 
der Hitler-Jugend als deren Kerntrupp beſteht. Ihr gehören alle an, die 
ſeit dem 20. April 1938 Mitglieder der hitler⸗Jugend waren. Im übrigen 
können Jugendliche, die den Dorausfegungen für die Aufnahme in die 
AUSDAP. genügen, in die Stamm⸗Hitler⸗Jugend aufgenommen werden, 
wenn fie ſich ein Jahr in der Hitler-Jugend gut geführt haben. Die Zugehörig- 
keit zur Stamm⸗hitler⸗Jugend iſt freiwillig. 

Die Errichtung und Unterhaltung der Heime der hitler⸗Jugend liegt 
den Gemeinden ob. Partei und Staat beteiligen ſich durch Zuſchüſſe an den 
Baukoſten (Geſetz vom 30. Januar 1939, RGBl. I 215). 


e) Der Schutz der Bewegung 
Schrifttum: R. Sreisler, Gedanken zum Schutz der Bewegung im neuen 
Strafrecht. Deutſches Strafrecht 1956. S. 65 ff. -F. Gürtner, Das kommende deutſche 
Strafrecht. Beſonderer Teil 1955. S. 137 ff. 


Als ſtaat⸗ und volktragende Gemeinſchaft des Reiches iſt die Bewegung 
ein weſentlicher Teil der Verfaſſung. Sie genießt daher allen Schutz, der der 
Verfaſſung als der politiſchen Grundordnung des Volkes zuteil wird. Wer 
es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung die verfaſſungsrechtliche 
Stellung der NSDAP. zu ändern, macht ſich des Hochverrats ſchuldig ($ 80 
Hl, 2 St&B.). Daneben gilt eine Reihe ſtrafrechtlicher Vorſchriften, die dem 
Schutz der Bewegung im beſonderen dienen?). Dahin gehört in erſter Cinie der 

) Die bisher noch ſtrittige Stage, ob die HJ.-Sührer „Erzieher“ im Sinne des 
$ 174 StGB. und „Beamte“ im Sinne des $ 359 StGB. find (mit Recht bejahend 
RES. 68, 20 und RD Bl. 1936, S. 1035), wird damit endgültig geklärt ſein. 


) Eingeführt in Öfterreich durch Verordnung vom 23. Januar 1939 (RGBI. I 
80), im Sudetenland durch Derordnung vom 16. Januar 1939 (RGBl. 138). 
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8154 b StGB., der die parteibeſchimpfung unters trafe ſtellt. Danach wird 
beſtraft, wer öffentlich die NSDAP., ihre Standarten oder Fahnen, ihre Ab» 
zeichen oder Auszeichnungen beſchimpft oder böswillig und mit Überlegung 
verächtlich macht. Die Parteibeſchimpfungwird nur auf Anordnung des Reichs⸗ 
juſtizminiſters, die im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers zu 
treffen iſt, verfolgt. In zweiter Linie dient das Geſetz gegen heimtückiſchelln⸗ 
griffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen vom 
20. Dezember 1954 (RG Bl. I 1269) weſentlich dem Schutz der Bewegung. Wer 
vorſatzlich oder grobfahrläffig eine unwahre oder gröblich entſtellende Behaup⸗ 
tung aufitellt oder verbreitet, die geeignet iſt, das Anſehen der NSDAp. ſchwer 
zu ſchädigen, wird beſtraft. Wer öffentlich gehäffige, hetzeriſche oder von niedriger 
Geſinnung zeugende Außerungen über leitende perſönlichkeiten der NSDAP. 
über ihre Anordnungen oder Einrichtungen macht, die geeignet find, das Der- 
trauen des Volkes zur politiſchen Sührung zu untergraben, wird beſtraft. Das 
Geſetz enthält ferner Strafandrohungen gegen den Mißbrauch von partei⸗ 
abzeichen und Parteiuniformen, gegen die unerlaubte Herſtellung und den 
unerlaubten Beſitz derartiger Gegenſtände und ſchließlich gegen die fälſchliche 
Eingabe der Parteimitgliedſchaft. 
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Schrifttum: Siſcher, Die rechtliche Stellung der Unterführer der Partei und 
ihrer Gliederungen. Die natſoz. Gemeinde. 1936. S. 255 ff. R. Freisler, Gedan⸗ 
den zum Schutz der Bewegung im neuen Strafrecht. Deutſches Strafrecht. 1936. 
S. 65 ff. - E. Höhndorf, Beamter und öffentlicher Amtsträger. Zeitſchr. f. d. gef. 
Staats wiſſ. Bd. 97 (1936). S. 147 fl. E. R. Huber, Iſt ein SA.-Sührer Beamter im 
Sinne des $ 359 StGB.? DJ3. 1955. Sp. 1022. - O. Koellreutter, Öffentliches 
Amt und Amtsträger im nationalſozialiſtiſchen Staat. RDBI. 1935. S. 785 ff. - G. 
Neeße, Iſt ein Träger der Bewegung Beamter im Sinne des StGB. ? Jugend und 
Recht. 1955. S. 188 ff. - Reuß, Partei und Staat im Dritten Reich. Jur. Wochen⸗ 
ſchrift. 1955. 5. 2517. B. Schleich, Die Amtsträger der Partei und des Staates in 
rechtlich⸗politiſcher Beleuchtung. NS. Beamtenzeitung. 1935. S. 363 ff. 


a) Beamter und Amtsträger 
Die Selbſtändigkeit der Parteiorganiſation gegenüber der Staatsorga⸗ 
niſation äußert ſich beſonders klar in der rechtlichen Stellung der Amtsträger 
der Bewegung. Sie ſind keine „Beamten“ im ſtaatsrechtlichen Sinn. Zum 
ſtaatsrechtlichen Begriff des Beamten gehört, daß jemand durch hoheitlichen 
klkt in ein Dienſt⸗ und Treueverhältnis im Staat oder in einer dem Staat 
untergeordneten klnſtalt oder Rörperſchaft berufen wird. Die Amtsträger 


* 
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der Bewegung aber ftehen in keinem Dienftverhältnis zum Staate oder zu 
einem dem Staat unter geordneten Derband. Denn die Bewegung iſt — ob⸗ 
wohl das Geſetz fie eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts nennt — der 
Staatsorganiſation nicht untergeordnet, ſondern nebengeordnet. Wenn die 
NSDAP. nach dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 die Trägerin des deutſchen 
Staats gedankens und die führende und bewegende Kraft des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staates ift, fo macht das unmöglich, die Amtsträger der Bewegung 
als Dienſtbeauftragte des Staates anzuſehen und fie als „Beamte“ im ftaats- 
rechtlichen Sinne zu behandeln. 

Aber wenn die fimtsträger der Bewegung auch nicht „Beamte“ find, fo 
find fie doch auch nicht einfach privatrechtliche „Angeſtellte“ oder „Sunktio⸗ 
näre“ eines Verbandes. Die Aufgaben der NSDAP., die durch die Amts⸗ 
träger verrichtet werden, find öffentlicher Art und ihre Befugniſſe find hoheit⸗ 
licher Natur, obwohl fie keine vom Staate abgeleiteten „Staatsaufgaben“ 
und „Staatsbefugniſſe“ ſind. Die Amtsträger verrichten dieſe Aufgaben nicht 
auf Grund einer „privatrechtlichen“ Anſtellung oder Beauftragung, ſondern 
auf Grund eines öffentlichen, hoheitlichen Dienſt⸗ und Treueverhältniſſes, 
in das ſie berufen worden find. Aber dieſes Dienſt⸗ und Treueverhältnis ordnet 
die Amtsträger weder unmittelbar noch mittelbar in die Staatsorganiſation 
ein, ſondern begründet ein rechtlich⸗politiſches Band nur zwiſchen der Bewe⸗ 
gung und dem klmtsträger. Es gibt alſo öffentliche Amtsträger, die mit der 
Staats or ganiſation nicht in Beziehung ſtehen. Die Amtsträger der Bewegung 
md übrigens auch nicht „mittelbare“ Staatsbeamte, weil diefer Begriff vor⸗ 
ausſetzt, daß jemand im Dienſt einer dem Staat untergeordneten Körper- 
ſchaft ſteht und dadurch mittelbar dem ſtaatlichen Dienſt verpflichtet ift. 
Gerade das iſt aber bei den Amtsträgern der NSDAP. nicht der Fall. 

Durch dieſes Vorhandenſein eines ſelbſtändig neben der ſtaatlichen Behör- 
denorganiſation ſtehenden kimteraufbaus der Bewegung unterſcheidet ſich 
das neue weſentlich vom alten Reich. Dieſes war ein „Beamtenſtaat“; d. h. 
alle öffentlichen Funktionen konnten legitim nur von ſtaatlichen Behörden 
und ſtaatlichen Beamten oder von Dienſtſtellen, die vom Staate ermächtigt 
waren, vorgenommen werden. Zum Weſen dieſes Beamtenſtaates gehörte 
der „usſchließlichkeitsanſpruch“ der ſtaatlichen Behördenorganifation. 
Nichtſtaatliche Verbände, wie Parteien und Gewerkſchaften, blieben auf die 
Rechts natur privatrechtlicher Verbände beſchränkt und konnten hoheitliche 
Sunktionen im alten Staate nicht ausüben. Obwohl ſolche Organiſationen 
wichtige politiſche Rechte erworben hatten, waren fie nicht als öffentliche Der- 
bände anerkannt und nahmen ſie an der erhöhten Verantwortung öffentlicher 
Dienſtträger nicht teil. Das neue Reich ift demgegenüber ein „Bewegungs- 
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ſtaat “. Es gründet ſich auf die Bewegung, die nicht nur Trägerin des Staats⸗ 
gedankens und Derfünderin der politiſchen Weltanſchauung iſt, ſondern die 
auch die führende und bewegende Kraft des Reiches und Willens trägerin 
des Volkes iſt. Deshalb erfüllt die NSDAP. eine öffentliche Funktion im 
Reiche, und ihre Elmtsträger üben eine öffentliche, hoheitliche Tätigkeit aus. 
Dieſe Tätigkeit iſt nicht aus der „Staats gewalt“ abgeleitet, ſondern fie iſt eine 
ſelbſtändige „Parteigewalt“. Beide aber — Staats gewalt und Parteigewalt 
— entſtammen einer einheitlichen oberſten politiſchen Gewalt, der Sührer- 
gewalt, von der alle öffentlichen Funktionen in Volk, Staat und Bewegung 
ihren Ausgang nehmen. Eben wegen dieſer Ableitung aus der Sührer- 
gewalt iſt die Parteigewalt nicht weniger öffentlicher Natur als die Tätigkeit 
der ſtaatlichen Behörden. Das Monopol der öffentlichen Gewalt, das die 
Behördenorganiſation bisher beſaß, iſt heute gebrochen. Die Amtsträger der 
NSDAP. beſitzen eine eigene, aus der eee abgeleitete hoheitliche 
Gewalt. 

Nicht nur die „politiſchen Leiter” der NSDAP. ſelbſt, ſondern auch die 
Amtsträger aller Gliederungen der NSDAP. bekleiden eine öffentliche Stel⸗ 
lung dieſer Art. Die Führer der S fl. und 46, der HJ. uſw. find den Politiſchen 
Leitern gleichzubehandeln. Sraglich iſt, wieweit auch die Amtsträger der der 
KSDAP. angeſchloſſenen Derbände Inhaber einer ſolchen öffentlichen Dienſt⸗ 
ſtellung find. Es ift hier zu beachten, daß nicht alle Amtsträger der angeſchloſ⸗ 
ſenen Verbände gleich beurteilt werden können. Sie haben zwar alle eine über 
den privaten Bereich hinausgehende öffentliche Funktion zu erfüllen, doch ſind 
bei den angeſchloſſenen Derbänden nicht alle Amtsträger mit öffentlicher 
Gewalt betraut. Das iſt vornehmlich bei den Amtsträgern der Arbeitsfront 
und der NS. Volkswohlfahrt der Sall. Den Amtsträgern diefer beiden „ange⸗ 
ſchloſſenen Derbände” iſt eine jo wichtige öffentliche Aufgabe geſtellt, und ſie 
find mit fo umfaſſenden Zuſtändigkeiten ausgeſtattet, daß ſie den Politiſchen 
Leitern“ der NSDAP. gleichgeachtet werden müffen. Die Amtsträger der 
NSDAP., ſämtlicher Gliederungen, ſowie der Deutſchen Arbeitsfront und der 
NS. ⸗Volks wohlfahrt üben alſo öffentliche, wenn auch nicht ſtaatlich⸗behörd⸗ 
liche Tätigkeit aus, und ſie handeln als Inhaber eines hoheitlichen Amtes, 
ohne Beauftragte der Staatsbehörden, alſo ohne „Beamte“ zu fein. Bei den 
Amtsträgern der übrigen angeſchloſſenen Verbände iſt nach den ihnen über⸗ 
tragenen Aufgaben im Einzelfall zu entſcheiden. 


b) Schutz und berantwortlichkeit der Amtsträger 
Sind ſomit die Amtsträger der Bewegung keine „Beamten“ im ſtaats⸗ 
rechtlichen Sinne, alſo im Sinne der allgemeinen Beamtengeſetze, ſo iſt eine 
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ganz andere Stage, ob fie nicht unter die zahlreichen, außerhalb der eigent⸗ 
lichen Beamtengeſetze ſtehenden Beamtenvorſchriften fallen, die den Schutz 
und die Derantwortlichteit der Beamten regeln. Insbeſondere iſt zu prüfen, 
ob nicht die ſtrafrechtlichen und die haftungsrechtlichen Beamtenvor⸗ 
ſchriften auf die Amtsträger der Bewegung anwendbar ſind. Es iſt ein 
althergebrachter und auch heute unerſchütterter Grundſatz, daß die Beam⸗ 
tenbegriffe des Strafrechts und des Haftungsrechts von dem ſtaatsrechtlichen 
Beamtenbegriff abweichen. Sie ſind weiter und dehnbarer und umfaſſen auch 
ſolche Kategorien von Amtsträgern, die nicht Beamte im ſtaatsrechtlichen 
Sinne find. Des halb iſt es nicht ausgeſchloſſen, die Amtsträger der NSDAP. 
dem ſtrafrechtlichen oder dem haftungsrechtlichen Beamtenbegriff unterzu⸗ 
ordnen, obwohl fie nicht „Beamte“ im ſtaatsrechtlichen Sinne find. 

Der in $ 359 StGB. geregelte ſtrafrechtliche Beamtenbegriff bezeichnet 
als Beamte im Sinne des Strafgeſetzes „alle im Dienſte des Reiches oder 
eines Bundesſtaats angeſtellten perſonen“. Dieſer ſehr eng gefaßte Begriff 
iſt ſchon in der früheren reichsgerichtlichen Rechtſprechung ſtark ausgeweitet 
worden. Der vom Reichsgericht entwickelte Beamtenbegriff fordert, daß 
jemand zu öffentlich- rechtlichen Dienſtverrichtungen berufen ift, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten find und ſtaatlichen Zwecken dienen). Geht man 
heute noch von dieſem bisher gebräuchlichen Beamtenbegriff aus, ſo iſt es 
nicht möglich, ihm die Amtsträger der NSDAP. unterzuordnen, denn die 
Tätigkeit der NSDAP. iſt nicht „aus der Staatsgewalt abgeleitet“ und dient 
nicht „ſtaatlichen Zwecken“. In Wahrheit kann bei der Auslegung des 9 359 
StGB. der alte ſtrafrechtliche Beamtenbegriff jedoch nicht weiterverwandt 
werden. Denn der richtige Beamtenbegriff kann nur gewonnen werden, 
wenn man von dem inneren Grund ausgeht, aus dem die „Beamten“ unter 
die verſtärkte Strafandrohung der 98 331 ff. StGB. geſtellt worden find. Der 
Sinn dieſer verſtärkten Strafandrohung iſt, diejenigen öffentlichen Stellen, 
die einer beſonderen öffentlichen Verantwortung unterliegen, bei dienſt⸗ 
lichen Vergehen ſchärfer zur Rechenſchaft zu ziehen als einfache Volks genoſſen. 
Von dieſer ratio legis aus muß der ſtrafrechliche Begriff des Beamten im 
$ 359 beſtimmt werden. Deshalb muß ſich der ſtrafrechtliche Beamtenbegriff 
auch ändern, wenn der Kreis der öffentlich verantwortlichen * 
ſich grundlegend wandelt. 

Es entſprach dem Weſen und Aufbau des alten Staates, unter den ſtraf⸗ 
rechtlichen Beamtenbegriff nur Träger ſolcher Verrichtungen unterzuordnen, 
die ſich „aus der Staatsgewalt“ herleiten ließen, da damals nur Amtsträger 
des Staates mit öffentlichen Aufgaben betraut waren und unter öffentlicher 

1) R6St. Bb. 30. S. 29. 
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Verantwortung ſtanden. Aber dieſes Kriterium wird in einem Reiche un⸗ 
brauchbar, in dem eine ganz neue öffentliche Organiſation entſtanden iſt, 
die unmittelbar aus ſich ſelbſt heraus und ohne Ableitung aus der Staats⸗ 
gewalt öffentliche Verrichtungen wahrnimmt. Ein mit der Ausübung ſolcher 
Verrichtungen beauftragter Amtsträger dieſer ſtaatstragenden Organiſation 
muß, wenn er ſich dienſtlich vergeht, nach den gleichen ſcharfen Rechtsſätzen 
wie ein Amtsträger der ſtaatlichen Behördenorganiſation beſtraft werden“). 
Es darf nicht vergeſſen werden, daß die verſchärfte Strafandrohung nur 
der Reflex der beſonderen öffentlichen Bedeutung iſt, die den Amtsträgern 
zukommt. Wenn man die ſtaatlichen Beamten unter ſchärfere Straf⸗ 
androhungen ſtellt als die Amtsträger der Partei, fo ſpricht man zugleich 
der ſtaatlichen Behördenorganifation eine höhere öffentliche Zunktion als 
der Partei zu. 

Stehen die Amtsträger der Bewegung einerſeits unter erhöhter ſtraf⸗ 
rechtlicher Verantwortung, jo nehmen fie andererſeits aus den gleichen Grün⸗ 
den an dem erhöhten Schutz teil, den das Strafrecht (und das Prozeßrecht) 
den Beamten und den öffentlichen Behörden zuerfennt?). Der $ 113 StGB. 
(Widerſtand gegen die Staatsgewalt) kann zwar auf Amtsträger der Partei 
nicht erſtreckt werden, weil er nur beſtimmte Kategorien von Beamten, die 
„Vollſtreckungsbeamten“, ſchützt. Aber der $ 114 StGB. (Beamtennötigung) 
iſt anzuwenden, wenn jemand es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung 
einen Amtsträger der Bewegung zur Vornahme oder Unterlaſſung einer 
Amtshandlung zu nötigen. Der Tatbeſtand des $ 152 StGB. (Amtsanmakung) 
iſt auch dann gegeben, wenn jemand ſich unbefugt die Ausübung eines 
Parteiamtes anmaßt?). Der $ 164 StGB. (falſche Anſchuldigung) trifft auch 
denjenigen, der einen anderen wider beſſeres Wiſſen bei einer Parteidienſt⸗ 


1) Jutreffend RGSt. 68, 20; anders dagegen das Urteil des RG. vom 17. Juni 
1935 (RGst. 69, 321). Neuerdings hat das RG. wieder eine Schwenkung vollzogen, 
indem es eine analoge Anwendung der Vorſchriften über Amtsdelikte auf kmts⸗ 
träger der Partei vornimmt (fo RGSt. 71, 390 für einen Amtswalter der NS b., 
alſo eines angeſchloſſenen Verbandes). 

2) fluch der 9 570 BGB., der einem „Beamten“, der an einen anderen Ort ver⸗ 
ſetzt wird, die vorzeitige Kündigung von Mietverhältniffen geſtattet, iſt auf Elmts- 
träger der Bewegung entſprechend anzuwenden. So auch das OCG. Karlsruhe. 
(Urteil vom 9. Oktober 1935. JW. 1935. S. 3400 ff.) 

8) Das RG. hat die Anwendung des $ 132 StGB. abgelehnt, wenn jemand ſich 
fälſchlich als Beauftragter des NS.-Lehrerbundes ausgibt (Urteil vom 12. April 
1938, ZAKDR. 1938, S. 640 f.); es hat ſogar die entſprechende Anwendung des 
$ 132 StGB. abgelehnt mit der Begründung, daß fie dem Grundgedanken des Ge⸗ 
ſetzes nicht entſpreche und vom gefunden Volksempfinden nicht gefordert werde. 
Die an der bisherigen Rechtſprechung des RG. geübte Kritik wird in der Entſchei⸗ 
gung völlig übergangen. Zutreffend die Beſprechung von Dahm, ZAÄKDR.- 1958, 

641 f. 
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ſtelle einer ſtrafbaren Handlung oder der Verletzung einer Amt-- oder Dienſt⸗ 

pflicht bezichtigt !). Der 9 193 StGB. (Wahrnehmung berechtigter Intereſſen) 
ſchützt auch dienſtliche Anzeigen oder Urteile von ſeiten eines Amtsträc: - 
der Bewegung. Der 5 268 Ziff. 2 StGB. (Sälſchung einer öffentlichen Urkunde) 
bezieht ſich ebenfalls auf Urkunden, die von Parteidienftitellen im Rahmen 
ihrer Juſtändigkeit ausgeſtellt worden ſind ). Schließlich dürfen nach dem 
Geſetz vom 1. Dezember 1956 (RGBI. I 994) die Unterführer der USDAap. 
und ihrer Gliederungen über Umſtände, auf die ſich ihre Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit erſtreckt, im Prozeß nur mit Genehmigung der vorgeſetzten 
Dienſtſtelle vernommen werden“). 

Eine weitere wichtige Srage iſt es, ob die beamtenrechtlichen Haftungs⸗ 
grundſätze, alſo $ 859 BGB. und Art. 131 der Weimarer Derfaffung, auf die 
Amtsträger der Bewegung anzuwenden find*). In noch ſtärkerem Maße als 
beim ſtraftechtlichen Beamtenbegriff ift die bisherige Praxis beim haftungs⸗ 
rechtlichen Beamtenbegriff vom Tupus des Beamten im ſtaats rechtlichen 
Sinne abgewichen. „Beamter“ im Sinne der Haftungsvorſchriften iſt nach 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts jeder, den der Staat mit der Aus- 
übung öffentlicher Gewalt betraut hat, gleichviel ob das durch Berufung in 


) So das Och. Breslau, Urteil vom 5. Juli 1936 (Deutſche Juſtiz 1936 S. 1259). 
Die Anwendbarkeit des $ 164 StGB. iſt vom Reichsgericht bejaht worden für den 
Stellvertreter des Führers (RGSt. 71, 35) und für die Gauleiter (R6St. 71, 221; 
71, 265), ſowie für die Zellenleiter (R6St. 71, 288), die als öffentliche Behörden 
im Sinne der Strafvorſchrift angeſehen werden. Entſprechend für die Kreisleitung 
der NSD. das OCG. Dresden (Urteil vom 29. April 1937, Deutſches Strafrecht 
1937, 271). 

) Ebenſo das R., Urteil vom 17. Oktober 1935. DJ3. 1935 Sp. 1311 hinſicht⸗ 
lich eines Prämienſcheins der Winterhilfslotterie, ſowie RGSt. 70, 210 hinſichtlich 
des Mitgliedsbuches der NSDAP. Dagegen lehnt das RG. es ab, in den Mitglieds» 
büchern der Deutſchen Arbeitsfront „öffentliche Urkunden“ zu ſehen (Urteil vom 
27. Oktober 1958, ZAKDR. 1939, S. 168 f.); zur Begründung wird ausgeführt, 
daß die Arbeitsfront keine „Körperfchaft des Öffentlichen Rechts“ ſei. Doch ift das 
einerſeits unzutreffend (darüber unter $ 45b), andererſeits nicht entſcheidend. 
Denn öffentliche Urkunden können nicht nur von Dienftftellen des Staates und von 
öffentlichen Körperfchaften, fondern von allen Dienſtſtellen ausgefertigt werden, 
die im Rahmen der öffentlichen Ordnung des Volkes mit öffentlichen flufgaben und 
hoheitlichen Befugniſſen ausgeſtattet find. Das iſt bei der Arbeitsfront der Fall. 
Zutreffend Dahm, Zaäkdn. 1939, S. 169. 

) Dazu Ausführungsverorönungen des Stellvertreters des Sührers vom 2. Des 
zember 1956 (R Bl. 1997) und vom 25. April 1939 (RGBI. I 855). 

4) Bejahend das OLE. Stettin, Jw. 1937, S. 241 ff., wonach ein dienfttuender 
Skl.⸗Mann in Ausübung öffentlicher Gewalt handelt. Die Amtshaftung der NSDAP, 
wurde daher bejaht, vor allem mit der Begründung, daß der ſoziale Gedanke der 
Amtshaftungsvorfchriften dem nationalſozialiſtiſchen Gedankengut innerlich ver⸗ 
wandt ſei. Zuftimmend Neeße, Verw. Arch. Bd. 43, S. 43; Dannbed, Die Amts⸗ 
haftung (bei Srank, Deutſches Verwaltungsrecht. 1937, S. 299). 
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das Beamtenverhältnis, durch privatrechtlichen Anſtellungsvertrag oder 
auf andere Weiſe geſchehen ift!). Auch hier bringt die veränderte Staats⸗ 
ſtruktur eine veränderte Auffaffung vom Wefen des Beamten mit ſich; es 
kommt nicht mehr entſcheidend darauf an, daß jemand „vom Staate“ mit 
öffentlicher Gewalt betraut worden iſt, ſondern darauf, daß er überhaupt im 
Rahmen der völkiſchen Ordnung berechtigterweiſe öffentliche Gewalt aus⸗ 
übt. Jeder, der vom gührer mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und mit 
der Ausübung hoheitlicher Befugniſſe betraut ift, iſt Beamter im Sinne der 
Haftungsbeſtimmungen. Das iſt bei den Amtsträgern der Bewegung, wie 
bereits dargelegt worden ift, der Fall. 

Die Anwendung der Haftungsvorſchriften ſetzt jedoch außer der „Hus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt“ noch ein weiteres wichtiges Merkmal voraus, 
deſſen große Bedeutung häufig unterſchätzt wird: dem Träger öffentlicher 
Gewalt muß eine Amtspflicht gegenüber einem Dritten obliegen, die 
er durch ſein Handeln oder Unterlaſſen verletzt. Eine ſolche Amtspflicht 
gegenüber einem Dritten liegt nicht in jeder Rechtspflicht, die den Beamten 
trifft, ſondern ſie iſt nur bei einer ſolchen Rechtspflicht gegeben, die dem Be⸗ 
amten weſentlich zum Schutz und zur Sörderung der einzelnen Volksgenoſſen 
aufgebürdet worden iſt. Wo eine Rechtspflicht der Beamten vornehmlich 
im Geſamtintereſſe und ohne maßgebliche Rüdficht auf die Belange einzelner 
Volksgenoſſen begründet worden iſt, liegt keine Amtspflicht gegenüber einem 
Dritten vor. Es muß in dieſem Zuſammenhang dahingeſtellt bleiben, in 
welchem Maße den ſtaatlichen Beamten heute noch ſolche Amts pflichten 
gegenüber Dritten obliegen). Hier kommt es allein darauf an, ob für die 
Amtsträger der Bewegung ſolche Amtspflichten gegenüber Dritten beſtehen. 
Nur wenn ſolche Amtspflichten gegenüber Dritten denkbar find, kommt eine 
Anwendung der haftungsgrundſãtze auf die Bewegung überhaupt in Betracht. 

Zu prüfen ift dabei zunächſt, ob im Verhältnis der Amtsträger zu den 
Angehörigen der Bewegung ſolche „Amtspflichten gegenüber einem Dritten“ 
denkbar find. Selbſtverſtändlich beftehen Pflichten der Amtsträger gegenüber 
der Gefolgſchaft. Die Creuepflicht, die das Sundament der Gemeinſchaft ift, 
iſt ihrem Weſen nach gegenſeitiger Natur. Der Amtsträger ſchuldet der Ge⸗ 
folgſchaft Sürforge und ſteten Einſatz. Aber diefe Treue- und Sürforgepflicht, 
dieſe Einſatzbereitſchaft fällt nicht unter den Begriff „Amtspflicht gegenüber 
einem Dritten“. Der Gefolgsmann iſt nicht „Dritter“, alſo kein an ſich unbe⸗ 
teiligtes Individuum, das zufällig von den Auswirkungen der öffentlichen 
Gewalt betroffen wird, ſondern er ſteht in einer engen und perſönlichen 
Gemeinſchaft zu ſeinem Sührer. Es muß im Einzelfall im Rahmen der Bewe⸗ 

) gl. 3. B. R63. 118, 242. — ) Darüber unten, g 39 c. 


514 V. Die Bewegung 


gung nach Billigkeit entſchieden werden, ob einem ihrer Angehörigen ein 
Schaden zu erſetzen iſt, den er in ihrem Dienſt durch pflichtwidrige Maß⸗ 
nahmen eines Amtsträgers erlitten hat. Eine „Haftung“ der Bewegung im 
Sinne der Staatshaftungs geſetze beſteht dagegen in dieſem Falle nicht. 

Zu prüfen iſt in zweiter Linie, ob den Aimtsträgern der Bewegung Amts⸗ 
pflichten gegenüber den Volksgenoſſen obliegen, die zu dem betreffenden 
Amtsträger nicht in einem dienſtlichen Verhältnis ſtehen, weil ſie der Bewe⸗ 
gung nicht angehören oder jedenfalls dem betreffenden Amtsträger nicht 
unterſtellt find. Aus dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 geht hervor, daß 
allen Mitgliedern der Partei Pflichten gegenüber Volk und Staat obliegen, 
und in erhöhtem Maße gilt das natürlich für die Amtsträger der Bewegung. 
Abet ſolche Pflichten gegenüber Volk und Staat find nicht notwendig auch 
klmtspflichten „gegenüber einem Dritten“. Nicht gegenüber einzelnen Dolks⸗ 
genoſſen iſt der Amtsträger der Bewegung grundſätzlich zu einem beſtimmten 
Handeln oder Unterlaſſen verpflichtet, ſondern der völkiſchen Gemeinſchaft 
als einer übe: perſönlichen Einheit gegenüber iſt er gebunden. Es iſt daher im 
allgemeinen auch nicht Sache des einzelnen Volksgenoſſen, etwaige Pflicht⸗ 
verletzungen der Umtsträger geltend zu machen, indem er Erſatz für ſeinen 
perſönlichen Schaden verlangt, ſondern es iſt grundſätzlich Sache der oberſten 
Sührung, gegen Pflichtverletzungen einzuſchreiten und ihre Solgen zu be⸗ 
ſtimmen. Je ſtärker die Bewegung allerdings über die großen politiſchen 
Aufgaben hinaus an der Einzeldurchführung teilnimmt, in deſto höherem 
Maße werden ihre Amtsträger auch Amtspflichten gegenüber den einzelnen 
Volks genoſſen übernehmen. Bei einem Autorennen des NS KR. z. B. wird 
ein Verſchulden der Rennleitung, durch das die Zuſchauer gefährdet werden, 
als Amtspflichtverletzung anzuſehen fein. Ahnlich wird bei einer Reife der 
Ns.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Sreude“ eine Sahrläſſigkeit des Amtswal⸗ 
ters gleichfalls eine Amtshaftung begründen. Die Anwendung der Amts⸗ 
haftungsvorſchriften auf die Bewegung, ihre Gliederungen und die ange⸗ 
ſchloſſenen Verbände iſt alſo in beſtimmten Sällen möglich. 

Es ſei jedoch mit Nachdruck betont, daß eine ſolche haftung nur dann in 
Frage kommt, wenn die Amtsträger der Bewegung nicht im Bereich der 
eigentlichen politiſchen Führung und Geſtaltung, ſondern im Bereich der 
Parteiverwaltung tätig geworden ſind!). Die politiſche Tätigkeit der Be⸗ 
wegung darf nicht auf dem Wege über die Amtshaftung der Kontrolle der 
ordentlichen Zivilgerichte unterworfen werden. Selbſtverſtändlich muß auch 
dieſer politiſche Kampf ſich auf dem Boden des Rechts bewegen, dem Amts⸗ 


1) Zuftimmend Siſcher, Die rechtliche Stellung der Unterführer der Partei und 
ihrer Gliederungen. Die natſoz. Gemeinde, 1936, S. 256. 
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träger der Bewegung liegen alſo auch hier „Rechtspflichten“ ob. Aber dieſe 
Rechtspflichten beſtehen gegenüber dem Führer, nicht gegenüber dem ein⸗ 
zelnen Volks genoſſen. Wollte man dieſe Pflichten der Amtsträger in Amts- 
pflichten gegenüber dem einzelnen Dolksgenoſſen umdeuten, fo wäre die 
Solge, daß diejenigen, die ſich durch den politiſchen Kampf der Bewegung 
benachteiligt fühlen, im Rechtsweg Erſatz ihres Schadens verlangen würden. 
Es kann aber nicht Sache des Richters ſein, zu entſcheiden, ob beſtimmte poli⸗ 


tiſche Kampfhandlungen die Grenze des Rechts überſchritten haben oder nicht. 
Nur die politiſche Führung ſelbſt kann entſcheiden, ob im Einzelfall Kampf⸗ 


mittel angewandt worden ſind, die die Grenzen des Rechtes verletzen. Die 
Amtshaftung auf politiſche handlungen der Amtsträger der Bewegung aus⸗ 
dehnen, hieße, die Aufgaben der Führung und die der Rechtſprechung ver⸗ 
miſch en, — hieße, den Gerichten eine politiſche Kontrolle über die Bewegung 
aufbürden, die weder dem Sinn der Rechtſprechung noch der Selbständigkeit 
der Bewegung entſpricht. Das Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Anfprüche vom 13. Dezember 1954 (RG Bl. I 1235) hat denn auch er⸗ 
möglicht, Schadenerſatzanſprüche aus Handlungen, die mit der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Erhebung und Staats erneuerung zuſammenhängen, dem ordent⸗ 
lichen Rechtsweg zu entziehen und der nach billigem Ermeſſen zu treffenden 
Entſcheidung des Reichsinnenminiſters zu unterwerfen). 


* Entſprechende Beſtimmungen für das Land Oſterreich in der Verordnung 
vom 21. Mai 1938 (RG Bl. I 596), für das Sudetenland in der Verordnung vom 
13. Februar 1939 (RGBl. I 275). 
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829 
Reichseinheit und Föderalismus 


a) Die geſchichtliche Entwicklung des Söderalismus 

Schrifttum: Siehe die Angaben zu g 1c. 

Die innere Gliederung des Reiches iſt das politiſche Kernproblem, ſeit 
es ein Reich gibt. Das karolingiſche Reich wurde gegründet, indem die alten 
Stammesherzöge vertrieben und durch kaiſerliche Beamte, die Grafen und 
Markgrafen, erſetzt wurden. Aber ſchon unter den Nachfolgern Karls des 
Großen erhoben ſich die Sührer der Stämme in politiſchem Widerſtand gegen 
das Reich. Otto der Große erneuerte das Reich, indem er die Selbſtändigkeit 
der Stammesherzöge brach, und indem er im ottoniſchen Biſchofsſuſtem die 
zuverläſſige Grundlage der deutſchen Königsmacht ſchuf. Unter Heinrich IV. 
gingen die Vorausſetzungen für die Macht und Einheit des Reichs verloren. 
Die ſtaufiſchen Kaifer unternahmen den großartigen Derſuch, die innere und 
äußere Geſchloſſenheit des Reiches wiederherzuſtellen. Aber Sriedrich II. war 
dann gezwungen, um feines Kampfes gegen den Papſt und die oberitalieni⸗ 
ſchen Städte willen den deutſchen geiſtlichen und weltlichen Sürften eine Fülle 
obrigkeitlicher Befugniſſe auszuantworten. Seine Conſtitutionen von 1220 
und 1232 begründeten die ſelbſtändige politiſche Gewalt der Territorial- 
herren und beſiegelten den föderaliſtiſchen Aufbau des Reiches. Der Kampf 
zwiſchen Kaifer und Territorialherren, der die folgenden Jahrhunderte beut- 
ſcher Geſchichte kennzeichnete, endete mit dem Weftfälifchen Stieden, der die 
Cibertät und Souveränität der Reichsſtände proklamierte und unter aus- 
ländiſche Garantie ſtellte; die Oberhoheit des Kaifers war eine bloße Sor- 

malität. Im Jahre 1806 brach auch diefe äußere Sorm zuſammen, indem die 
Rheinbundmächte ſich vom Reiche löſten und Kaifer Franz II., einem Ulti⸗ 
matum Napoleons folgend, die Kaiſerkrone niederlegte. 

Der Deutſche Bund, der 1815 gegründet wurde, war eine nur völker⸗ 
rechtliche vereinigung der deutſchen Staaten zum Schutze des status quo 


rr 
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nach außen und innen. Die Souveränität der Einzelſtaaten blieb ausdrücklich 
erhalten. Der Verſuch, dieſen loſen Bund durch eine engere ſtaatliche Ein⸗ 
heit des deutſchen Volkes zu erſetzen, ſcheiterte in den Jahren 1848/49. Zu⸗ 
gleich aber verſchärften ſich die öſterreichiſch⸗preußiſchen Gegenſätze fo ſehr, 
daß der Juſammenbruch des Bundes nur noch eine Frage der Zeit war. Die 
gemeinſame Aktion gegen Dänemark 1864 fügte die beiden Großmächte noch 
einmal für kurze Zeit zuſammen. Dann aber kam es gerade über der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Frage zum endgültigen Bruch. Der Bund, deſſen Mehrheit 


in dem entstandenen Ronflikt die Partei Oſterreichs ergriff, wurde durch den 
Ausbruch des Krieges 1866 zerſtört. An ſeine Stelle trat der vom ſiegreichen 


Preußen begründete Norddeutſche Bund, der keine nur völkerrechtliche Der- 
einigung, ſondern eine ſtaatsrechtliche Einheit der beteiligten Mächte bedeu⸗ 
tete. Im Jahre 1871 wurde der Norddeutſche Bund durch den Eintritt der 
ſüddeutſchen Staaten zum Deutſchen Reich erweitert. i 

Das Bismarckſche Reich war im Gegenſatz zum Deutſchen Bund kein 
Staatenbund, ſondern ein Bundesſtaat. D. h. die Souveränität, die höchſte 
politiſche und rechtliche Macht lag nicht bei den Einzelſtaaten, ſondern beim 
Reich. Aber das zweite Reich war keine völkiſche, ſondern eine bündiſche 
Einheit. Es ber uhte nicht auf der einheitlichen Geſchloſſenheit des deutſchen 
Volkes, ſondern auf dem Bund feiner Sürſten. Hier lag der Anja für neue 
Spaltungen und für ein neues fluseinanderſtreben. Stets war das Reich ge⸗ 
fährdet durch die Neigung der Glieder, eine ſelbſtändige, vom Ganzen unab⸗ 
hängige politik zu führen. Jede innere Kriſis ließ die Gefahr auftauchen, daß 
die föderaliſtiſchen Kräfte partikulariſtiſche Ziele verfolgten. Nur die ſtarke 
preußiſche hegemonialgewalt, der politiſche und rechtliche Vorrang der preußi⸗ 
ſchen Krone, konnte dieſen inneren Bruch im Reichs bau überwinden. 

Die Weimarer Derfaffung ſuchte for maldemokratiſch die Reichs einheit auf 
das Reichs volk und feine Vertretung, den Reichstag, zu ſtützen. Aber ein 
doppelter Riß ging durch dieſes Gebäude des Weimarer Staates: Parteien 
und Länder verhinderten die Einheit des Reiches. Die Parteien und die 
Einzelftaaten hatten im Umſturz von 1918/19 über die Reichsgewalt trium⸗ 
phiert, und fie blieben die eigentlichen Machthaber der Weimarer Republik, 
obwohl die Verfaſſung über dieſe wahre Lage ſorgfältig ſchwieg. 


b) Das Problem der Reichsreform 


Schrifttum: Bund zur Erneuerung des Reiches. Die Reichsreform. 
Bd. 1. 1933. - ©. Geßlet, Die geplante Reichsreform. Reich und Staat. 1931. 
H. 5.— O. Koellreutter, Integrationslehre und Reichsreform. 1929. - fl. medi⸗ 
cus, Reichsreform und Cänderkonferenz. 1930. — S. Poetzſch⸗Heffter, Grund⸗ 
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gedanken der Reichsreform. 1951. - C. Schmitt, Reichs⸗ und Derfaflungsteform. 
D33.1931.Sp.5ff.- DerfaffungsausfhußderLänderlonferenz. Beratungs= 
grundlagen. 1929. - Niederſchriften 1950. - W. Dogel, Deutſche Reichsgliederung 
und Reichsreform in Dergangenheit und Gegenwart. 1932. 

Die Unhaltbarkeit des parteienbundesſtaatlichen Syſtems wurde während 
des Weimarer Zwiſchenzuſtandes häufig mit Nachdruck hervorgehoben. 
Immer ſtärker trat das Problem der Reichsreform in den Vordergrund der 
perfaſſungsrechtlichen Erörterungen. Auf der einen Seite bemühte ſich eine 
amtliche Kommiffion, die ſeit 1928 beſtehende „Länderfonferenz zur Vor⸗ 
bereitung der Reichsreform“, den inneren flufbau des Reiches neu zu glie⸗ 
dern und dabei die Mängel des parteienbundesſtaatlichen Syſtems zu ver⸗ 
meiden. Auf der anderen Seite verfolgte eine private Vereinigung, der 
„Bund zur Erneuerung des Reiches“ („Luther-Bund“ genannt) das gleiche 
Ziel. In beiden Organiſationen konzentrierte ſich die Hauptanſtrengung 
darauf, den Dualismus zwiſchen Preußen und dem Reich zu überwinden. 
Eine enge und unlösbare Verbindung Preußens mit dem Reiche wurde des⸗ 
halb in erſter Linie angeſtrebt. Auch die übrigen norddeutſchen Staaten 
glaubte man, eng mit dem Reiche verbinden zu können. Dagegen wagte 
man nicht, die „Eigenſtaatlichkeit“ der ſüddeutſchen Staaten, insbeſondere 
Bayerns, anzutaſten. Sie ſollten, das war der Vorſchlag des Luther⸗Bundes, 
im weſentlichen in ihrer bisherigen Stellung erhalten bleiben, ja es wurde 
erwogen, ihre Selbſtändigkeit durch die Erneuerung alter Reſervatrechte zu 
verſtärken. Dieſer Vorſchlag hätte alſo für Süddeutſchland ein weſentlich 
anderes ſtaats rechtliches Syſtem als für Norddeutſchland gebracht; der Süden 
ſollte föderaliſtiſch, der Norden unitariſch organiſiert ſein. Man bezeichnete 
dieſen Vorſchlag als „differenzierende Endlöſung“. Er hätte jedoch, wäre 
er durchgeführt worden, niemals eine „Endlöſung“ bedeuten können. Doch 
ging die politiſche Entwicklung über dieſe Bemühungen hinweg. 


c) Der Preußenſchlag vom 20. Juli 1932 


Schrifttum: K. Bilfinger, Exekution, Diktatur und Föderalismus. O33. 
1952. Sp. 1020 ff.-Derſelbe, Reichsexekution. DJ3. 1933. Sp. 146 fl. v. Campe, 
Der Prozeß Preußen contra Reich im Cichte von Rechtsſtaat und Rechtsgefühl. 
033. 1952. Sp. 1387 ff. — €. Srieſenhahn, Staatsgerichtshof und einſtweilige 
Verfügung. RD Bl. 1952. S. 761 ff.— 3. Heckel, Das Urteil des Staatsgerichtshofs 
vom 25. Oktober 1952 in dem Derfafjungsftreit Reich-Preußen. AöR. N. F. 23. S. 
183 ff. — E. K. Huber, Reichsgewalt und Staatsgerichtshof. 1952. - O. Roell⸗ 
reutter, Staatsrechtslehre und Verfaſſungsreform. Tägl. Rund ſchau vom 2. No⸗ 
vember 1932. — $. Poetzſch⸗Heffter, Der Spruch des Staatsgerichtshofs. O33. 
1932. Sp. 1577 ff. — Preußen contra Reich. Sten. Bericht von den Derhand- 
lungen vor dem Staatsgerichtshof. 1933. - C. Schmitt, Die Derfaffungsmäßigteit 
der Beſtellung eines Reichs kommiſſars für das Land Preußen. DJ3. 1952. Sp. 953 fl 


. 
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fl. Schüle, Einſtweilige Verfügungen in der Staatsgerichtsbarkeit. A5 R. TI. S. 23. 
S. 163 ff. — E. Tatarin⸗Carnheuden, Das Urteil des Reichs ſtaatsgerichtshofs. 
Del. 1952. Nr. 507/508 vom 29. Oktober 1932. 


Der erſte Derſuch, den Parteienbundesſtaat nicht durch Vorſchläge, ſon⸗ 
dern durch Taten zu überwinden, war der Preußenſchlag vom 20. Juli 1932. 
Zu ſeinem Derſtändnis ift es notwendig, ſich die Derhältniffe, die damals in 
- Preußen beſtanden, kurz zu vergegenwärtigen. Die alte ſchwarz⸗ rote Koali- 
tion war in Preußen durch die Wahlen vom 24. April 1932 in die Minder⸗ 
heit geraten; die Regierung Braun-Severing hatte dadurch ihre parla⸗ 
mentariſche Baſis verloren. Kurz vor den Neuwahlen hatte jedoch der alte 
Landtag ſeine Geſchäftsordnung dahin geändert, daß zur Wahl eines Miniſter⸗ 
präſidenten im Landtag die abſolute Mehrheit ſtatt der bisher ausreichenden 
einfachen Mehrheit erforderlich wurde. Der Zweck dieſes unſauberen und 
rechtswidrigen Manövers war, im Landtag die Wahl eines Miniſterpräſi⸗ 
denten aus den Reihen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung unmöglich zu 
machen. Tatſächlich fand ſich im neuen Landtag keine abſolute Mehrheit für 
einen neuen Miniſterpräſidenten; die alte ſe. warz⸗rote Regierung, die nach 
der Wahl formell zurückgetreten war, blieb als Geſchäftsregierung im Amt. 
Don dieſer Machtpoſition aus führte fie weiter ihren Kampf gegen die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung. Als am 2. Juni im Reich die Regierung 
v. Papen ans Ruder kam, gingen die Mitglieder der preußiſchen Geſchäfts⸗ 
regierung auch zum Kampf gegen die Reichsregierung vor. 

Dieſem Juſtand machte der Preußenſchlag vom 20. Juli 1932 ein 
Ende. Auf Grund des Art. 48 Abſ. 1 und 2 wurden die Mitglieder der preußi⸗ 
ſchen Geſchãftsregierung ihrer Amter enthoben; ihre Befugniſſe wurden auf 
den Reichskanzler als Kommiſſar des Reiches übertragen. Geſtützt auf die 
Präſidialvollmachten follten die Autorität des Reichspräſidenten, die Macht 
der Reichswehr und die Organiſation der Reichsverwaltung zu einer echten 
und unabhängigen Reichsgewalt zuſammengefaßt werden. Der ſchnelle 
Sieg über die alten Machthaber in Preußen war ein großer Erfolg. Aber die 
innere Unſicherheit der Präſidialregierung führte dazu, daß fie beim Aus⸗ 
bau des Sieges verſagte. Die Reichsregierung war nicht in der Lage, eine 
endgültige Tatſache zu ſchaffen und das Reich und preußen unauflöslich 
miteinander zu verbinden; fie begnügte ſich vielmehr mit einem „vorüber- 
gehenden Eingriff“. So konnte es kommen, daß ſich die Front des Parteien⸗ 
bundesſtaates ſammelte und unter der Führung der amtsenthobenen Re⸗ 
gierung Braun⸗Severing zum Gegenſchlag aus holte. Die innere Schwäche 
der Reichsregierung zeigte ſich zuerſt darin, daß die Kommiſſare des Reichs 
durch einen Vergleich mit der amtsenthobenen Preußentegierung darauf 
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verzichteten, die Rechte Preußens im Reichsrat ſofort und nachdrücklich 
wahrzunehmen. Damit war das repräſentative bündiſche Reichsorgan 
von dem Eingriff des Reiches verſchont geblieben; den parteienbundesſtaat⸗ 
lichen Mächten war der erſte Einbruch in die am 20. Juli eroberte Stellung 
des Reiches gelungen. Noch kennzeichnender war, daß man, während ſich 
von Bayern aus der Gegenangriff gegen die Reichsgew-"* vorbereitete, der 
baperiſchen Staatsregierung politiſche Angebote machte, die auf eine Stär⸗ 
kung der bayeriſchen „Eigenſtaatlichkeit“ hinausliefen. Die Träger des 
Parteienbundesſtaates konnten durch ſolche Angebote in ihrem Kampf gegen 
die Reichs gewalt nur ermutigt werden. 

So konnte es nicht wundernehmen, daß das Reich ſich mit den Vertretern 
des Parteienbundesſtaates auf einen Prozeß vor dem Staatsgerichtshof ein⸗ 
ließ, der auf dem Boden der prozeſſualen Gleichberechtigung geführt wurde, 
und der nach dem Weſen dieſes Gerichtshofs nur in einem Kompromiß enden 
konnte. Die Front, die damals in Leipzig zum Rampf gegen das Reich an⸗ 
trat, enthüllte kraß die Groteske des parteienbundesſtaatlichen Syſtems. 
Sozialdemokratie, Zentrum und Bayeriſche Volkspartei benutzten die Stütz⸗ 
punkte, die fie in den Ländern beſaßen, dazu, einen Prozeß gegen das Reich 
durchzuführen. Die Länder wurden vorgeſchoben, um die formale Grundlage 
für einen Prozeß zu ſchaffen, bei dem es ſich in Wahrheit nicht um die Der- 
teidigung der Landestechte, ſondern der Parteiintereſſen gegen das Reich 
handelte. Der unmögliche Prozeß führte zu einem unmöglichen Urteil. Am 
25. Oktober 1952 erließ der Staatsgerichtshof jene bekannte Entſcheidung, 
die die preußische Staats gewalt zwiſchen den Rommiſſaren des Reichs und 
der alten ſchwarz⸗ roten Regierung teilte. Daß es zu dieſem juriſtiſch verfehlten 
und politiſch unſinnigen Urteil kommen konnte, lag nicht nur an der mangeln⸗ 
den Einſicht der Richter, ſondern zum guten Teile auch an den damaligen 
Trägern der Reichsgewalt, denen die Entſchloſſenheit und die innere Sicher⸗ 
heit des Handelns fehlten, die notwendig geweſen wären, um den Über⸗ 
raſchungsſieg des 20. Juli zu erhalten und auszubauen. Die Unfähigkeit, 
einen Anfangs erfolg zum vollſtändigen Siege zu entfalten, war bezeichnend 
für das ganze Präſidialſyſtem, das ſich auf das Prinzip des autoritären Regi⸗ 
ments berief, ohne die Kraft zur hoheitlichen Führung zu beſitzen. Die Uber⸗ 
windung des Parteienbundesſtaats und die Erneuerung der Reichseinheit 
konnte nicht durch „vorübergehende Eingriffe“, ſondern nur durch einen 
totalen Umbruch gelingen. 
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Schrifttum: K. Bilfinger, Das Reichsſtatthaltergeſetz. AöR. N. S. 24. 
S. 131 ff. K. Emig, Das Reichsſtatthaltergeſetz. Bayer. DerwBl. 1933. S. 241 ff.— 
£. Gebhard, Ermächtigungsgeſetz und Gleichſchaltungsgeſetz. Bayer. DerwBl, 
1933. S. 82 ff. — E. R. Huber, Das Reichsitatthaltergejeg vom 30. Januar 1935. 
DJ3. 1935. Sp. 257 ff. - G. Kaiſenberg, Gleichſchaltung der Länder mit dem 
Reich. 1933. - O. Koellreutter, Die nationale Revolution und die Reichsreform. 
1933. — H. Krüger, Die Verfaſſung der nationalen Revolution. 1933. 1. Sort⸗ 
ſetzung 1934. — H. Medicus, Der Neuaufbau des Reiches. 1933.— Derſelbe, 
Re ichs verwaltung und Landesverwaltung. Die Derwelk. Bd. 2. Nr. 23.— H. Molls, 
Huftragsverwaltung in Reich und Ländern. 1938. 5. Pfundtner, Das Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935. RD Bl. 1935. S. 85 ff. - €. Schmitt, Das 
Reichsſtatthaltergeſetz. 1953. - E. Sommermann, Der Keichsſtatthalter. 1935. 


a) Die verfaſſungsrechtliche Entwicklung 19535—1955 
Unmittelbar nach ihrem Umtsantritt, noch vor den Wahlen vom 5. März 


1933 tilgte die nationalſozialiſtiſche Regierung die Refte des parteienbundes⸗ 


ftaatlichen Syſtems in Preußen aus. Auf Grund der Verordnung des Reichs⸗ 
präfidenten zur herſtellung geordneter Regierungsverhältniſſe in Preußen 
vom 6. Februar 1935 übernahm der Kommiffar des Reiches ſämtliche Be⸗ 
fugniſſe, die das unglückſelige Urteil des Staatsgerichtshofs der ſogenannten 
„Hoheitsregierung“ Braun vorbehalten hatte. Die Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1955 machte 
es der Regierung möglich, auch in den übrigen Ländern Reichskommiſſare 
einzuſetzen, ſofern die zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung nötigen Maßnahmen nicht von der Landesregierung ſelbſt getroffen 
wurden. Durch den Sieg vom 5. März 1955 wurde dann der Weg frei, um 
das parteienbundesſtaatliche Syftem in allen Ländern niederzuwerfen. 
Überall dort, wo noch Regierungen des Weimarer Syſtems am Ruder waren, 
wurden Rommiſſare des Reiches eingeſetzt, die die Landes ſtaatsgewalt im 
Auftrag der Reichsregierung ausübten. Die beiden Gleichſchaltungsgeſetze 
vom 31. März und 7. April 1933 ſchließlich vernichteten die Elemente des 
Parteienbundesſtaates reſtlos und ſchufen eine völlig neue verfaſſungsrecht⸗ 
liche Grundlage für die Stellung der Länder im Reich. Die ſpezifiſchen Merk⸗ 
male des „Bundesſtaats Weimarer Stils, nämlich das von der Juſammen⸗ 
ſetzung des Reichstags unabhängige Landesparlament, die aus dieſem her⸗ 
vorgehende „eigenwüchſige“ Landesregierung und das Recht des Landes 
auf eine eigene, von der Reichspolirik unterſchiedene und ihr unter Umſtän⸗ 
den ſogar entgegengeſetzte Candespolitik wurden durch die beiden Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetze endgültig beſeitigt. Die tauſendjährige föderative Struktur 
des Reiches war überwunden. 
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Das erſte Gleichſchaltungsgeſetz vom 31. März 1933 behandelte 
drei Gegenſtände: die Landesgeſetzgebung, die Volks vertretungen der Cän⸗ 
der und die Gemeindevertretungen. Es glich zunächſt die Landes geſetz⸗ 
gebung an die Reichsgeſetzgebung an, indem es die Candesregierungen er- 
mächtigte, Geſetze zu beſchließen, und zwar auch Haushaltgefege und Kredit⸗ 
geſetze. Abweichungen von den alten Landes verfaſſungen ſollten allerdings 
nur zur Neuordnung der Verwaltung und zur Neuregelung der Juſtändig⸗ 
keiten zuläſſig fein. Hier wurde alfo das im Reich durch das Reichsführungs⸗ 
geſetz vom 24. März 1933 eingeführte Geſetzgebungs verfahren auf die Länder 
übertragen. Ein Unterſchied beſtand nur darin, daß die Abweichung von der 
Landesverfaffung nicht ſchlechthin, ſondern nur zur Verwaltungsreform 
ſtatthaft war). Die Länder beſeitigten dieſe Lücke jedoch ſelbſt, indem ſie 
durch ihre Landtage beſondere Ermächtigungsgeſetze beſchließen ließen, 
durch die die Regierung ermächtigt wurde, ſchlechthin von der Candes⸗ 
verfaſſung abzuweichen. Ein ſolches Gefeß erging z. B. in Preußen am 1. Juni 
1935. Nur die Einrichtung des Landtags und des Staatsrats „als ſolche“ 
durfte nach dieſem Geſetz nicht angetaſtet werden. Doch wurde dieſer Dor- 
behalt durch das Neuaufbaugeſetz vom 50. Januar 1934, das die Volks⸗ 
vertretungen der Cänder beſeitigte, gegenſtandslos. Von dieſer Anderung 
abgeſehen, ſind das erſte Gleichſchaltungsgeſetz und die zu feiner Ergänzung 
ergangenen Candesermächtigungsgeſetze noch heute die Grundlage für die 
geſetzgebende Gewalt der Landestegierungen?). N 

Das Gleichſchaltungs geſetz löſte weiter die Landtage und Gemeindevertre⸗ 
tungen der deutſchen Länder (außer Preußen, wo am 12. März 1933 Neu⸗ 
wahlen ſtattgefunden hatten) auf. Die Neubildung wurde ohne Neuwahl ent⸗ 
ſprechend den Stimmzahlen vom 5. März 1933 vorgenommen. Die kommuni⸗ 
ſtiſchen Stimmen blieben von vornherein unberückſichtigt. Damit war die 
Gleichſchaltung der Landtage und Gemeindevertretungen mit dem Reichstag 
durchgeführt worden. Schon der Art. 17 der Weimarer Verfaſſung hatte eine 
ſolche Gleichſchaltung verſucht, indem er für die Cänder und die Gemeinde⸗ 
vertretungen das gleiche Wahlſyſtem, wie es im Reich beſtand, vorſchrieb. 
Aber der Art. 17 der Weimarer Derfaffung brachte nur die Gleichheit in der 
formalen Methode, nicht im Weſen der Sache. Ihm gegenüber ſtrebt das 
erſte Gleichſchaltungsgeſetz nach der materiellen Gleichgerichtetheit aller 
Vertretungskörperſchaften in Reich, Ländern und Gemeinden. Die Solge 
dieſer Gleichſchaltung war, daß die nationalen Parteien überall die Mehr⸗ 


1) Darüber unten, S. 327. 
) Außer in Hamburg, in der Oſtmark, im Saarland und im Sudetenland, wo 
beſondere Ermächtigungen beſtehen; darüber unten S. 335 ff. 
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heit beſaßen. Dieſe Mehrheit wurde bedeutend verſtärkt, als am 7. Juli 1933 
auch die Mandate der SPD, kaſſiert wurden. Seither hatte die NSDAP. in 
allen entſcheidenden Körperfchaften allein die Mehrheit. Aber die politiſche 
Entwicklung ging auch über diefe gleichgeſchalteten Landtage und Gemeinde- 
vertretungen hinweg. Der Nationalſozialismus will keinen gleichgeſchalteten 
Parlamentarismus, ſondern er lehnt den Parlamentarismus überhaupt ab. 
Nachdem am 14. Oktober 1933 die Landtage durch die Auflöfung des Reichs⸗ 
tags automatiſch mitaufgelöſt worden waren, ſah man von ihrer Wieder⸗ 
wahl ab. Das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 hob dann die Einrich⸗ 
tung der Landtage endgült!z auf. In den preußiſchen Gemeinden beftanden 
ſeit dem Gemeindeverfaſſungsgeſetz vom 15. Dezember 1933 keine gewählten 
Vertretungskörperſchaften mehr. Die Deutſche Gemeindeordnung vom 
50. Januar 1935 dehnte dieſes Prinzip auf das ganze Reich aus. Das erſte 
Gleichſchaltungsgeſetz iſt in dieſen Teilen alſo inzwiſchen hinfällig geworden. 
Innerhalb der verfaſſungsrechtlichen Entwicklung des neuen Reiches aber 
nimmt es einen hervorragenden Platz ein. 5 

Das zweite Gleichſchaltungsgeſetz vom 7. April 1933 ergänzte die 
Gleichſchaltung der Candtage und Gemeindevertretungen mit dem Reichs⸗ 
tag durch eine inſtitutionelle Verbindung der Länder mit dem Reich. Die 
ſchon vorher in den Ländern vielfach eingeſetzten Kommiſſare des Reichs 
wurden durch die Reichsſtatthalter abgelöft. An die Stelle einer kommiſſari⸗ 
ſchen, d. h. ausnahmsweiſen und vorübergehenden Verbindung trat eine 
dauernde Vereinigung der Länder mit dem Reich. Die Reichsſtatthalter 
ſollten eine ſichere Gewähr für die Einordnung der Länder in das Reich und 
für ihre Unterordnung unter die Reichsführung ſchaffen. Den Reichsſtatt⸗ 
haltern wurde die Aufgabe geſtellt, für die Beobachtung der vom Reichs⸗ 
kanzler aufgeſtellten Richtlinien der politik in den Ländern zu forgen. 
Unter den Einzelbefugniſſen, die das Geſetz ihnen zur Erfüllung dieſer 
Aufgabe zuwies, ragte das Recht zur Ernennung und Entlaſſung der 
Miniſterpräſidenten und der Cänderminiſter hervor. Ferner wurde ihnen 
die Auflöfung der Landtage und die Anberaumung der Neuwahl, die 
Ausfertigung und Verkündung der Candesgeſetze, die Ernennung und 
Entlaſſung der unmittelbaren Staatsbeamten, ſowie die Begnadigung 
übertragen. Für Preußen galt von Anfang an eine Sonderregelung, 
die Befugniſſe des Reichsſtatthalters wurden hier vom Führer ſelbſt aus⸗ 
geübt. 

Der Sinn dieſes Geſetzes iſt von Adolf hitler auf dem Nürnberger 
Parteitag 1955 ſcharf hervorgehoben worden. Er hat dort den Weg der deut⸗ 
ſchen Reichserneuerung klar und eindeutig umriſſen: 
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„Das frühere Deutſche Reich mochte ſich wenigftens ſcheinbar noch auf den ein⸗ 
zelnen Ländern aufbauen. Die Länder ſelbſt aber konnten ſich ſchon nicht mehr auf⸗ 
bauen aus den deutſchen Stämmen, ſondern höchſtens aus deutſchen Menſchen. Das 
heutige Deutſche Reich baut ſich aber nicht mehr auf den deutſchen Ländern auf, auch 
nicht auf den deutſchen Stämmen, ſondern aus dem deutſchen Volk und aus der 
Dr ganze deutſche Volk umfaſſenden und umſchließenden nationalſozialiſtiſchen 

artei 


Es iſt daher weder Preußen, noch Bayern, noch irgendein anderes Land ein 
Pfeiler des heutigen Reiches, ſondern die einzigen Pfeiler find das deutſche Volk 
und die nationalſozialiſtiſche Bewegung 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung iſt daher nicht der Konfervator der Länder 
der Vergangenheit, ſondern ihr Ciquidator zugunften des Reiches der Zukunft.“) 
Das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Reichserneuerung war nach dieſen Worten 
des Führers nicht nur die Vernichtung des verderbten parteienbundesſtaat⸗ 
lichen Syftems der Weimarer Zeit, ſondern die endgültige Überwindung 
des Söderalismus und des Bundesſtaats überhaupt. f 

‚Das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 
1954 führte die durch die Gleichſchaltungsgeſetze angebahnte und vom 
Sührer 1953 vorgezeichnete Entwicklung weiter ). Es befeitigte zunächſt, was 
ſchon erwähnt wurde, die Volks vertretungen in den Ländern und merzte 
dadurch den Cänderparlamentaris mus endgültig aus. Dor allem aber über⸗ 
trug es die Hoheitsrechte der Länder ausnahmslos auf das Reich. Die im 
zweiten Gleichſchaltungsgeſetz enthaltenen Grundgedanken wurden damit zu 
Ende geführt. Nachdem der Bundesſtaat vernichtet und nur dem Reich noch 
wahrhafte Staatlichkeit zuerkannt war, konnte auch nur dem Reich urſprüng⸗ 
liche Hoheits gewalt zuſtehen; die Candeshoheit konnte nur mehr vom Reich 
abgeleitete Hoheit ſein. Dieſe Rechtslage wurde in dem Neuaufbaugeſetz 
klar und ohne Einſchränkung feſtgeſtellt. Dem entſprach es auch, daß 
das Geſetz weiter die Candesregierungen der Reichsregierung ausdrücklich 
unmittelbar unterſtellte. Die Reichsſtatthalter, die bisher nur dem Reichs⸗ 
kanzler direkt untergeordnet geweſen waren, wurden nun auch der Dienſt⸗ 
aufſicht des Reichsinnenminiſters unterworfen. In Ausführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes wurde dann die Landesgeſetzgebung von der Zuſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſters abhängig gemacht (O0. vom 2. Februar 1934), 
die Landes ſtaatsangehörigkeit wurde beſeitigt und durch die Reichsangehörig⸗ 
keit erſetzt (OO. vom 5. Februar 1934) ), der Reichsrat wurde aufgehoben 
(Geſetz vom 14. Februar 1934), die Rechtspflege wurde auf das Reich über⸗ 


) Die Reden Hitlers am Reichsparteitag 1933. S. 19 f. 

) In Öfterreich in Kraft geſetzt durch Erlaß vom 17. März 1938 (RGBI. I 255). 

) In Oſterreich durch Verordnung vom 3. Juli 1938 (RG Bl. 1 790), im Sudeten⸗ 
land durch Verordnung vom 12. Sebruar 1939 (RG Bl. J 205). 


$ 30. Der Neuaufbau des Reiches 325 


geleitet (Geſetze vom 16. Februar 1934, 5. Dezember 1934, 24. Januar 
1935) 1). 

Das Geſetz über die Aufhebung des Reichsrats vom 14. Februar 
1934 beſeitigte die wichtigſte Inſtitution des alten Söderalismus. Schon das 
zweite Gleichſchaltungsgeſetz hatte den ſelbſtändigen politiſchen Willen der 
Länder aufgehoben und damit die Grundlage für den alten Reichsrat ver⸗ 
nichtet. Nur die äußere Form des Reichs rats war zunächſt unberührt geblieben. 
Der Führer hatte jederzeit die Möglichkeit, die haltung der Ländervertreter 
im Reichs rat zu beſtimmen, ſo daß alſo jede ſelbſtändige Politik im Reichs⸗ 
rat aufhörte. Damit verlor der Reichsrat ſeine eigentliche politiſche Funktion. 
Er wurde auf einzelne verwaltungstechniſche Aufgaben beſchränkt, wie die 
Beſtellung von Mitgliedern zu gewiſſen Reichsorganen und dergleichen. 
Durch das Geſetz vom 14. Sebruar 1954 wurde dann der Reichsrat auf⸗ 
gehoben. Gleichzeitig wurden die Tändervertretungen beim Reich beſeitigt. 
Die Mitwirkung des Reichs rats bei Rechtſetzung und Verwaltung hörte 
gänzlich auf. Überall, wo bei Geſetzen, Derorönungen oder Derwaltungs- 
akten die Genehmigung, Juſtimmung oder der Einſpruch des Reichsrats 
vorgeſehen war, fielen dieſe Mitwirkungs handlungen weg. Wo der Reichs⸗ 
rat ſelbſtändig tätig wurde (bei der Beſtellung von Organen und dergleichen), 
trat an ſeine Stelle der zuſtändige Miniſter. Damit endete eine alte Inſti⸗ 
tution, die ſtets mehr der Ausdrud deutſcher Zerriſſenheit als ein Symbol 
deutſcher Einheit geweſen war und die deshalb im neuen Reich nicht fort⸗ 
beſtehen konnte. 

Das Reichsſtätthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 ſchritt auf dieſem 
Wege weiter fort?). Es machte die Reichsſtatthalter zu ſtändigen Vertretern 
der Reichsregierung in ihrem Gebiet und übertrug ihnen entſprechende Be⸗ 
fugniſſe. Es ermöglichte, daß dem Reichsftatthalter die Führung der Candes⸗ 
regierung übergeben wird. Das Recht zur Ernennung der Mitglieder der 
Landesregierung dagegen ging auf den Führer ſelbſt über; dem Reichs⸗ 
ſtatthalter verblieb nur ein Vorſchlagsrecht. Trotz dieſer Minderung ihrer 
Stellung ſind die Reichsſtatthalter auch nach dieſem Geſetz die Träger des 
Reichsgedanfens und die Vertreter des Reichswillens in den landſchaft⸗ 
lichen Bezirken des Deutſchen Reiches. Wenn das Geſetz auch den inneren 
Aufbau des Reiches noch nicht abſchließend regelt, jo bedeutet es doch 
einen weiteren entſcheidenden Schritt auf dem Wege zur gegliederten 
Einheit des Deutſchen Reiches. 


1) In Gſterreich durch Erlaß vom 23. April 1938 (RGBI. I 415), im Sudeten⸗ 
land durch Verordnung vom 14. Oktober 1938 (RG Bl. I 1418). 
) In Gſterreich in Kraft geſetzt durch Erlaß vom 15. März 1938 (RG El. I 247). 


326 VI. Die Gliedernng des Reiches 


b) Die Stellung der Länder 

Bereits das zweite Gleichſchaltungsgeſetz vom 7. April 1933 hat das Recht 
der Länder auf eine eigene politik beſeitigt; es hat die alten föderaliſtiſchen 
Prinzipien des deutſchen Reichsaufbaus vernichtet. Das Neuaufbaugeſetz 
hat dann die Hoheitsrechte der Länder ausdrücklich auf das Reich übergeführt. 
Damit iſt die Staatlichkeit der Länder aufgehoben worden. Das Reich beruht 
nicht mehr auf dem bündiſchen Zuſammenſchluß der Cänder, ſondern auf 
der politiſchen Einheit des ganzen unteilbaren deutſchen Volks. Die bündiſche 
Struktur, die ſchon in Weimar überwunden werden ſollte, ſich dann aber 
doch behauptete, iſt vollſtändig beſeitigt worden. Die Staatsgewalt iſt in 
vollem Umfang auf das Reich übergegangen, das der Inhaber aller politi⸗ 
ſchen Macht geworden iſt. Die Länder haben aufgehört, Staaten zu fein; 
das Reich iſt allein und ausſchließlich der Staat des deutſchen Volkes. Das 
erſte Reichs ſtatthaltergeſetz ſprach zwar an einer Stelle noch von der „Staats= 
gewalt“ des Landes, womit jedoch dem Land keine eigene und urſprüngliche 
Staats gewalt und keine „Eigenſtaatlichkeit“ im alten Sinne zugeſprochen 
werden ſollte. Es gibt bereits ſeit dem Geſetz vom 7. April 1935 nur noch eine 
Staatsgewalt in den Ländern, nämlich die von den Reichsſtatthaltern im 
Namen des Reiches ausgeübte Gewalt, von der alle andern ſtaatlichen Be⸗ 
fugniſſe ſich ableiten. Zum Staat gehört die urſprüngliche eigene und unab⸗ 
hängige Hoheitsgewalt. Wo fie nicht vorhanden iſt, gibt es keinen Staat. 
Mit dem Geſetz vom 7. April 1933 haben die Länder ihren Pen 
verloren. 

Die Vernichtung der Cänderſtaatlichkeit hat die Folge, daß es keine eigent⸗ 
liche Derfaffung der einzelnen Länder mehr gibt. Derfaffung ift die politi⸗ 
ſche Grundordnung eines ſtaatlichen Gemeinweſens. Jede Derfaſſung ſetzt 
eine eigene und urſprüngliche Verfaſſungs gewalt der politiſchen Einheit, 
der ſie zugehört, voraus. Nur der mit Derfaffungshoheit ausgeftattete Staat 
hat eine Verfaſſung in dieſem beſonderen Sinne. Im Weimarer Suſtem war 
die Verfaſſungshoheit der Länder zwar ſtark eingeſchränkt. Trotzdem war 
den Ländern im Rahmen der Grundſätze des Art, 17 der Weimarer Ver⸗ 
faſſung noch eine eigene Derfafjungsgewalt zuerkannt; die Landesverfaf- 
jungen waren echte Verfaſſungen. Im neuen Reich gibt es keine Derfaf- 
ſungen der Länder in dieſem echten Sinne mehr. Es gibt nur eine Der⸗ 
faſſung des ganzen deutſchen Volkes, nur eine politiſche Grundord⸗ 
nung des Reiches. Soweit noch Einzelbeſtimmungen der alten Candes⸗ 
verfaſſungen erhalten geblieben ſind, haben ſie lediglich die Bedeutung ge⸗ 
wöhnlicher Geſetze. Sür ihre Aufhebung und Änderung gilt uneingeſchränkt 
das gewöhnliche Geſetzgebungsverfahren. Die Einſchränkungen der Re⸗ 
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gierungsgeſetzgebung in den Ländern, die das erfte Gleichſchaltungsgeſetz 
vom 31. März 1955 enthielt!), find gegenftandslos geworden. 

Man bezeichnet das neue Reich, in dem die Cänderſtaatlichkeit auf- 
gehoben worden ift, häufig als „Einheitsſtaat“. Dieſer Ausdrud iſt natürlich 
zutreffend, inſofern er auf die unlösbare ſtaatliche Einheit hinweiſt, die das 
deutſche Volk in feinem Reich gefunden hat. Aber der Ausdruck „Einheits⸗ 
ſtaat“ erweckt doch auch gewiſſe Bedenken. Er ift im Weimarer Staat von 
Sreunden einer unitariſchen Reichsreform verwandt worden, und es iſt 
nicht unbedenklich, rechtliche und politiſche Kategorien, die aus überlebten 
geiftigen Zuſammenhängen ſtammen, in das neue Derfaffungsrecht zu über- 
nehmen. Juriſtiſche und politiſche Begriffe tragen immer etwas von der 
geiſtigen Umwelt an ſich, in der ſie entſtanden ſind, und es beſteht die Gefahr, 
daß mit ihnen überalterte Denkgewohnheiten in das neue Recht eindringen. 
Der klusdruck „Einheitsſtaat“ umſchreibt weſentlich die verwaltungstech⸗ 
niſche Einheit des Staates, was ſich beſonders daran zeigt, daß man die 
beiden Formen des zentraliſierten und des dezentraliſierten Einheitsſtaates 
unterſcheidet. Zentralifation und Dezentraliſation ſind Formen der Staats⸗ 
verwaltung und bezeichnen entweder eine techniſch ſtraff auf die Staats⸗ 

mitte bezogene oder eine örtlich aufgelockerte Verwaltungsart. Sür das neue 
Reich ift nicht die verwaltungstechniſche Einheit das entſcheidende Merkmal. 
Es iſt kein „Einheitsſtaat“ im Sinne einer durch die Verwaltung bewirkten 
techniſch⸗organiſatoriſchen Einheit, ſondern es iſt ein völkiſcher „Sührer- 
ſtaat“, deſſen Einheit auf der Einheitlichkeit des Volkes und der Führung 
beruht. 

Unzutreffend iſt es insbeſondere, wenn im Juſammenhang mit dieſer 
Stage immer wieder die Meinung vorgetragen wird, daß in der neuen deut⸗ 
ſchen Verfaſſung die Länder die Stellung von „Selbſtverwaltungskörpern“ 
erhalten hätten?). Die Alternative „Staat“ oder „Kommunalverband“ reicht 
nicht aus, um das Weſen der heutigen deutſchen Cänder zu erfaſſen. Das 
ihnen zukommende Eigenleben iſt weder ſtaatlicher noch kommunaler, ſon⸗ 
dern eben „landesmäßiger“ Art. Das „Land“ (Territorium) iſt ein ver⸗ 
faſſungsrechtlicher Typus, der als dritte, ſelbſtändige Sorm neben Staat 
und Gemeinde ſteht. Auch, die Bezeichnung „Provinz“ trifft nicht das, was 
das Bezeichnende an der politiſchen und rechtlichen Stellung der Länder iſt. 
Sie find keine bloßen Derwaltungseinheiten, und ihre Eingliederung in das 
Reich iſt keine nur verwaltungsrechtliche Einordnung, wie es bei der Ein⸗ 


1) Dal. oben S. 322. 
) Dal. Röttgen, Die Neuordnung der kommunalen Selbſtverwaltung. Ge⸗ 
meindetag 1933. S. 545 ff. 
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fügung von Provinzen in einen wirklichen Einheitsſtaat der Fall wäre. Die 
„Gleichſchaltung“ der Länder mit dem Reich hat nichts mit dem alten 
„Unitarismus“ zu tun. Gerade die Einrichtung der Reichsſtatthalter, die 
keine Derwaltungsaufgabe, ſondern eine politiſche Führungsaufgabe in den 
Ländern erfüllen, zeigt, daß die überkommenen Begriffe des Derwaltungs- 
rechts nicht ausreichen, um die Stellung der Länder im Reich zu umſchreiben. 
Sie ſind die landſchaftlichen Führungsbereiche innerhalb der gegliederten 
Sührungseinheit des Reiches. 

Hoheitsrechte kommen dieſen Ländern nicht mehr zu. Der Übergang der 
Staatsangehörigkeitshoheit der Länder auf das Reich iſt oben S. 172 bereits 
dargelegt worden. Aber auch alle anderen Hoheitsrechte, insbeſondere die 
Geſetzgebungshoheit, die Derwaltungshoheit und die Juſtizhoheit, find auf 
das Reich übergegangen. Die Ausübung der einzelnen hoheitsrechte iſt 
allerdings, ſoweit nicht anderweite Vorſchriften beſtehen, den Ländern über⸗ 
tragen worden; fie machen von der Hoheits gewalt im Namen und Auftrag 
des Reiches Gebrauch. Doch kann das Reich ſich vorbehalten, allgemein oder 
im Einzelfall dieſe Hoheitsrechte ſelbſt auszuüben. Die Länder verfügen alſo 
in einem gewiſſen Umfang noch über Hoheitsgewalt, aber nicht über eine 
eigene Hoheit, ſondern über die ihnen übertragene Reichshoheit. 

Die Geſetzgebungshoheit, die ein weſentliches Stück der alten 
Cänderſtaatlichkeit war, iſt heute ausſchließlich in die Hand des Reiches gelegt. 
Nur auf Grund der vom Reich erteilten Ermächtigung können die Landes⸗ 
regierungen ſogenannte Candesgeſetze erlaſſen, die ihrem Weſen nach kein 
eigentliches Candesrecht, ſondern landſchaftlich beſchränktes Reichsrecht ſind. 
Über den Umfang und das Verfahren der Candesgeſetzgebung wurde oben 
bereits berichtet“). 

Die Derwaltungshoheit bildete unter dem Weimarer Staat die 
eigentliche Kraftquelle der Candes gewalt. Die Verwaltung war grund⸗ 
ſätzlich Sache der Länder; nur ausnahmsweiſe bildete ſich neben der Candes⸗ 
verwaltung langſam eine reichseigene Verwaltung. Zwiſchen Candes⸗ und 
Reichsperwaltung beſtand der gleiche weſenhafte Unterſchied, der (oben 
S. 248 ff.) für die Geſetzgebung feſtgeſtellt wurde; ſie waren Ausdruck ver⸗ 
ſchiedener politiſcher Gewalten. Jetzt iſt dieſer ſubſtantielle Unterſchied von 
Landes⸗ und Reichs verwaltung beſeitigt worden. Alle Verwaltung iſt Aus⸗ 
druck der Reichsgewalt; die Landesverwaltung iſt nur mehr eine beſondere 
Form der Reichsverwaltung. Das Reich iſt alſo nunmehr eine durchgängige 
Verwaltungseinheit; die Länder find gegenüber dem Reich keine undurch⸗ 
dringlichen und ſelbſtändigen Verwaltungskörper mehr. Alle Derwaltungs- 

1) Siehe oben S. 248 ff. 
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tätigkeit, die die Länder ausüben, vollbringen fie im Auftrag und Namen 
und als Organe des Reichs. Die Länderverwaltung ſteht dabei auch unter 
der unmittelbaren Leitung der zuſtändigen Reichsbehörden. Ein beſonders 
wichtiger Schritt auf dieſem Wege war die einheitliche Zufammenfaffung 
der polizeilichen Aufgaben im Reich durch die Einſetzung des Ch efs der 
deutſchen Polizei (Erlaß vom 17. Juni 1936, RGRl. I 487). Während 
die ſelbſtändige Polizeigewalt früher das eigentliche Rückgrat der „Eigen⸗ 
ſtaatlichkeit“ der Länder war, find jetzt die Vorausſetzungen für die einheit⸗ 
liche, ſtraffe Leitung des Polizeiweſens durch das Reich geſchaffen. 

»Der Übergang der Derwaltungshoheit auf das Reich tritt am deut⸗ 
lichſten im Beamtenrecht hervor. Das Beamtentum war die eigentlich 
tragende Schicht der alten Cänderſtaatlichkeit; die Exiſtenz eines eigenen 
Beamtenkörpers war die Daſeinsvorausſetzung des „Staates“ in den Cän⸗ 
dern. Nun hat das ſelbſtändige Beamtentum der Cänder aufgehört. Alle 
Beamten ſind in erſter Linie dem Reich zu Treue und Gehorſam verpflichtet, 
erſt in zweiter Linie ſtehen Treue und Gehorſam zu dem Lande, in deſſen 
Dienſt der Beamte unmittelbar tätig ift. Mit anderen Worten: alle Beamten 
ſind heute Reichs beamte; die Candesbeamten find mittelbare Reichsbeamte 
geworden. Das zeigt ſich am deutlichſten daran, daß die Ernennung und 
Entlaſſung aller Beamten, auch der Candesbeamten, grundſätzlich dem Füh⸗ 
rer zuſteht ($ 7 des Reich sſtatthaltergeſetzes). Die Ernennung und Entlaſ⸗ 
fung hat der Führer teilweiſe ſich ſelbſt vorbehalten, teilweiſe weiter über⸗ 
tragen, und zwar in Preußen auf den Miniſterpräſidenten, in den übrigen 
Ländern auf die zuſtändigen Reichsminiſter (Erlaß vom 1. Sebruar 1935, 
RGBI. I 73). Die Unterftellung ſämtlicher Candesbeamten unter das Reid 
geht aus dieſen Vorſchriften unmittelbar hervor. Sie ift die Grundlage des 
Deutſchen Beamtengeſetzes vom 26. Januar 1937 geworden. 

Die Jujtizhoheit ſchließlich ift nicht nur der Sache, ſondern auch der 
Ausübung nach auf das Reich übernommen worden, und zwar durch die drei 
Geſetze zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Sebruar und 
5. Dezember 1934 und vom 24. Januar 1935). Das letzte dieſer Geſetze, das 
die Überleitung abſchließt, führt in feinem Vorſpruch aus: 

„Nachdem die Leitung der Juſtizverwaltung der Länder in der hand des Reichs⸗ 
miniſters der Juftiz vereinigt worden iſt, übernimmt das Reich als Träger der 


Juſtizhoheit die geſamte Juſtiz mit allen Zuſtänd igkeiten, Rechten und pflichten, 
mit allen Juſtizbehörden und Juſtizbedienſteten.“ 


9 Dazu die Verordnung über die Rechtspflege in Oſterreich vom 22. März 1938 
(R6BI. 1301) und der Erlaß über die Überleitung der Rechtspflege im Cande Oſter⸗ 
reich auf das Reich vom 23. April 1938 (RG Bl. I 415). Ferner für das Sudetenland 
die Verordnung vom 8. Oktober 1938 (RG Bl. I 1545). Für das Protektorat Böhmen 
und Mähren die drei Verordnungen vom 14. April 1939 (RG Bl. I 752, 754, 759). 
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Danach find alle bisherigen Landesgerichte zu Gerichten des Reiches ge⸗ 
worden; fie ſprechen Recht im Namen des deutſchen Volkes !). Die Richter 
und ſonſtigen Juſtizbeamten ſind unmittelbare Reichsbeamte geworden. 
Die Juſtizgewalt in Zivil- und Strafſachen wird alſo ausſchließlich von Be⸗ 
hörden des Reiches ausgeübt. Dem entſpricht es, daß das Begnadigungsrecht 
in vollem Umfang dem Führer zuſteht. Er übt es zum Teil ſelber aus, 
zum Teil hat er es den zuftändigen Reichsminiftern, dem Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten und den Reichsftatthaltern übertragen (Erlaß vom 
1. Sebruar 1935). Neben das Begnadigungsrecht iſt das Recht zur Nieder⸗ 
ſchlagung anhängiger Strafſachen getreten, das gleichfalls dem Sührer zu⸗ 
ſteht. Amneſtien können ſelbſtverſtändlich nur mehr durch Reichsgeſetz, nicht 
mehr wie früher auch durch Candesgeſetz ausgeſprochen werden. 


951 
Die Neugliederung des Reiches 


a) Das Problem der Reichsgliederung 

Beim Erlaß der Weimarer Verfaſſung wurde viel über die Neugliederung 
des Reiches geredet und geſchrieben; vor allem wurde die „Zerſchlagung 
Preußens“, d. h- die Auflöfung des preußiſchen Staatskörpers in eine Diel- 
zahl von kleineren Gebilden gefordert. Der Art. 18 der Weimarer Derfaffung 
gab die Möglichkeit, auf dem Wege über Volks abſtimmungen zu einer ſolchen 
Neugliederung zu gelangen. In einzelnen Teilen Preußens wurden ſolche 
Abſtimmungen durchgeführt, doch fielen ſie gegen die Abtrennung aus (in 
Oberſchleſien am 3. September 1922; in Hannover am 18. Mai 1924). 

Dagegen wurde in anderen Sällen eine Neugliederung des Reiches ſchon 
unter der Herrſchaft der Weimarer Verfaſſung durchgeführt. Solgende Sälle 
find zu erwähnen: 1. die Bildung eines Landes Thüringen durch Zuſam⸗ 
menſchluß der ehemaligen thüringiſchen Staaten (30. April 1920); 2. die 
Vereinigung Roburgs mit Bayern (30. April 1920); 3. die Vereinigung 
Pyrmonts mit Preußen (24. März 1922); 4. der Gebiets austauſch S ach⸗ 
fen-Thüringen (30. März 1928); 5. die Vereinigung Waldecks mit 
Preußen (7. Dezember 1928). 

Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung hat die Neugliederung in einzelnen 
Sällen fortgeführt, und zwar 1. durch die Dereinigung von Mecklenburg⸗ 
Schwerin und trelitz zum Lande Mecklenburg (15. Dezember 1933); 
2. durch die Bildung von Groß⸗ Hamburg, die Vereinigung von Cüb eck, 


1) Das beſtimmte ſchon das Geſetz vom 16. Sebruar 1934. 
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Eutin und Birkenfeld mit Preußen und durch den Gebietsaustauſch 
Oldenburg⸗preußen und Mecklenburg⸗preuß en (26. Januar 1937). 
Die weitere Neugliederung wird im Zuge der geplanten Gaueinteilung des 
Reiches erfolgen. 

Über die Wiedervereinigung der Oſtmark, des Sudetenlandes, des Dro- 
tektorats Böhmen und Mähren und des Memellandes mit dem Reich ſiehe 
oben 88 8—12 und unten Ziffer e. f 


b) Preußen und Reich 


Im Neuaufbau des Reiches bereitete die richtige Einordnung Preußens 
beſondere Schwierigkeiten. Schon bei den alten Reichsreformplänen zeigten 
fi) in der Behandlung Preußens die ſchärfſten Gegensätze. Don den einen 
wurde die „Zerſchlagung Preußens“, d. h. feine Aufteilung in zahlreiche, 
etwa gleich große Cänder gefordert. Andere verlangten die Rückkehr zum 
Bismarckſchen Reichsaufbau, der durch die Dormachtſtellung des einheit⸗ 
lichen und geſchloſſenen preußiſchen Staatskörpers gekennzeichnet war. Eine 
dritte Richtung ſchlug vor, ein „Reichsland Preußen“ zu errichten, das poli⸗ 
tiſch und verwaltungsmäßig mit dem Reiche völlig verſchmolzen werden 
und die eigentliche politiſche Grundlage des Reichsganzen bilden ſollte. 

Beim nationalſozialiſtiſchen Reichsaufbau iſt man keinem von dieſen alten 
Vorſchlägen gefolgt; ein neuer Weg wurde eingeſchlagen. 

Bei der Eroberung der Macht im Jahre 1933 war Preußen der ſtärkſte 
innere Machtträger des Reiches. Preußen beſaß die ſtraffſte innere Organi⸗ 
ſation, die diſziplinierteſte Beamtenſchaft, die ſchlagkräftigſte polizei. Es 
war unmöglich, in einer Zeit der heftigſten innerpolitiſchen Auseinander- 
ſetzung dieſen preußiſchen Machtapparat aufzulockern und Preußen zu „zer⸗ 
ſchlagen“. Andererjeits hätte es dem neuen Reichsgedanken nicht entſpro⸗ 
chen, zum Bismarckſchen Reichsaufbau zurückzukehren und das Reich von 
Preußen aus leiten zu laſſen; die Wiederherſtellung der preußiſchen hege⸗ 
monie war aus geſchloſſen. Die Aufgabe beſtand alſo darin, Preußen als den 
ſtärkſten inneren Machtfaktor des Reiches zu erhalten, jede Dormadhtitellung 
Preußens im Reiche aber zu verhindern. 

Das zweite Gleichſchaltungsgeſetz vom 7. April 1933 hat dieſe Aufgabe ge- 
löſt, indem es Preußen als Einheit erhielt, aber zur hausmacht des 
Reiches machte. Preußen und Reich wurden durch Perfonal- und Real- 
unionen miteinander verbunden (ähnlich wie es in der Bismarckſchen Ver⸗ 
faſſung der Fall geweſen war), aber die politiſche Sührung wurde in die 
Hand des Reiches, nicht Preußens gegeben. Das iſt der Sinn der Beſtimmung, 
die dem Führer ſelbſt die Statthalterbefugniſſe in Preußen überträgt. 


. 
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Preußen ſoll als feſter innerer Machtbeſitz des Reiches ſtets zur unbedingten 
Verfügung des Sührers ftehen. Diefe Cage ſtellt gewiſſe Anſprüche an die 
Reichsfreudigkeit Preußens, das noch ſtärker als die anderen Cänder auf 
jede politiſche Selbſtändigkeit verzichten muß und unmittelbar an den Willen 
der Reichsführung gebunden wird. Aber zugleich iſt es eine Auszeichnung 
und Ehre für Preußen, dem als der Hausmacht des Reiches in erſter Cin ie 
der innere Schutz des deutſchen Volkes anvertraut worden iſt. 

Der Führer übt in Preußen die Befugniffe des Reichsſtatthalters aus, 
d. h. ihm obliegt die Sorge für die Übereinftimmung von Reichs⸗ und 
Candes politik. Doch kann er die Ausübung dieſer Rechte auf den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten übertragen, was zuletzt im Erlaß vom 30. Januar 1935 
(65. 9) geſchehen ift. Einen eigentlichen Reichsſtatthalter gibt es in Preußen 
nicht. Weder der Sührer noch fein Vertreter, der Miniſterpräſident, iſt Reichs⸗ 
ftatthalter in Preußen. Beide üben nur die Befugniſſe aus, die in den anderen 
Ländern den Reichsſtatthaltern zuftehen. Den beſonderen Vorſchriften, die für 
die Rechtsſtellung der Reichsftatthalter beitehen, iſt weder der Sührer noch der 
preußische Minifterpräfident unterworfen. Beide unterſtehen insbeſondere 
der Dienſtaufſicht des Reichsinnenminiſters und dem Unweiſungsrecht der 
übrigen Reichsminiſter nicht, die für die Keichsſtatthalter durch den Art. 3 des 
Neuaufbaugeſetzes und den $ 3 des Reichs ſtatthaltergeſetzes vom 30. Januar 
1955 eingeführt worden find. Sie find überhaupt nicht „Reichsmittelinſtanz“ 
wie die Reichsſtatthalter; Reichsmittelinſtanzen in Preußen find vielmehr 
die Oberpräſidenten. Der preußiſche Miniſterpräſident iſt für die Ausübung 
der Statthalterbefugniſſe allein dem Führer, den er vertritt, verantwortlich. 
Soweit er als Vorſitzender der preußiſchen Landesregierung tätig wird ($ 10 
des Reichsſtatthaltergeſetzes vom 30. Januar 1935), unterfteht er dagegen 
gemäß $ 2 des Neuaufbaugeſetzes der Reichs regierung — und damit im 
Rahmen ihres Hmtsbereichs auch den einzelnen Reichs miniſtern. Es liegt auf 
der Hand, daß dieſe Regelung nur durch ein ſehr vertrauens volles und freund⸗ 


ſchaftliches Juſammenarbeiten der beteiligten Stellen reibungslos durch⸗ 


geführt werden kann. 

Der Preußiſche Miniſterpräſident hermann Gör ing hat im Reiche 
eine einzigartige Sonderſtellung. Er iſt der Vorſitzende der preußiſchen Candes⸗ 
regierung und unterſteht inſoweit der Reichs regierung und den Reichs⸗ 
miniſtern. Als Inhaber der Statthalterbefugniſſe in Preußen unterſteht er 
nur dem Sührer, den er unmittelbar vertritt. Als Oberbefehlshaber der Luft⸗ 
waffe unterfteht er dem Oberkommando der Wehrmacht. Als Reichs luft⸗ 
fahrtminiſter iſt er dem Oberkommando der Wehrmacht und den übrigen 
Reichsminiſtern gleichgeſtellt. Ebenſo ſteht er als Reichsforſtmeiſter den 
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übrigen Reichsminiftern im Range gleich. Als Beauftragter für den Dier- 
jahresplan iſt er allen Dienſtſtellen des Staates und der Partei übergeorönet. 
Das ift eine ſehr vielſeitige und komplizierte kmterverbindung, die eine außer⸗ 
ordentliche Ceiſtungsfähigkeit und Elaftizität vorausſetzt. Der Preußiſche Mi⸗ 
niſterpräſident kann weder mit dem Miniſterpräſidenten eines anderen 
Landes noch mit einem Reichsſtatthalter verglichen werden. Das außer⸗ 
ordentliche Maß persönlicher Treue und ſachlicher Verantwortung, das dem 
Preußiſchen Minifterpräfidenten zukommt, bietet die Gewähr dafür, daß der 
alte Dualismus zwiſchen Preußen und dem Reich nicht wieder aufleben wird. 

Schon das zweite Gleichſchaltungsgeſetz ließ zu, daß Mitglieder der Reichs⸗ 
regierung gleichzeitig Mitglieder der preußiſchen Regierung ſind. In einer 
ganzen Reihe von Sällen wurden denn auch preußiſche Miniſterien den ent⸗ 
ſprechenden Reichsminiſtern übertragen. Doch ging die Entwicklung über 
dieſe Perjonalunionen bald hinweg. An ihre Stelle traten Realunionen, indem 
die preußiſchen Miniſterien mit den entſprechenden Reichs miniſterien voll⸗ 
ſtändig zu einem einheitlichen Amt zuſammengefaßt wurden. Das iſt zuerſt 
beim Innenminiſterium geſchehen; daran ſchloſſen ſich das Juſtizminiſterium, 
das Wiſſenſchaftsminiſterium, das Ernährungsminiſterium, das Wirtſchafts⸗ 
miniſterium, das Arbeits miniſterium, das Derfehrsminifterium. Ferner bil⸗ 
den das klmt des Reichsforftmeifters und des preußiſchen Landes forſt⸗ 
meiſters eine Behörde. Don den preußiſchen Miniſterien ift nur das Sinanz⸗ 
miniſterium ſelbſtändig geblieben. Dieſe perſonale und reale Verbindung 
der Ämter verſtärkt die Einheit Preußens mit dem Reiche außerordentlich. 
Schon Bis marck erſtrebte dieſe Amterunion in einem gewiſſen Umfange; 
er konnte ſie jedoch nur vereinzelt durchführen. Durch die Amterunion wächſt 
Preußen heute ſicherer in das Reich hinein, als es bei einer plötzlichen Auf- 
löſung des preußiſchen Staats verbandes möglich geweſen wäre. Die „Li- 
quidation der Länder”, die der Führer auf dem Reichsparteitag 1933 als 
Ziel proklamiert hat, erfolgt nicht durch die „Zerſchlagung“, ſondern durch das 
organiſche Einwachſen Preußens in den Reichs körper. 

Dieſe Überleitung Preußens in das Reich iſt vor allem durch die Neu⸗ 
regelung, die die Stellung der Oberpräſidenten erfahren hat, weiter⸗ 
geführt worden. Die Oberpräſidenten ſind zu einer allgemeinen Reichs⸗ 
mittelinſtanz erhoben worden. In der Geſchichte der deutſchen Reichs⸗ 
reform iſt der Kampf um die Organiſation der „Reichs mittelinſtanz“, d. h. 
der zwiſchen Zentralbehörde und Cokalbehörde eingeſchalteten mittleren 
Verwaltungs inſtanz, mit beſonderer heftigkeit geführt worden. Diefer Kampf 
iſt zuerſt in Preußen entſchieden worden. Durch das Geſetz vom 15. Dezember 
1955 find in Preußen die Oberpräſidenten zu „ſtändigen Vertretern der 
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Staatsregierung in der Provinz” erhoben worden. Zugleich ift ihnen die 
Leitung des bis dahin autonomen kommunalen provinzialverbandes über⸗ 
tragen worden. Der Öberpräfident, der vorher eine verhältnismäßig ſchwache 
Stellung hatte, wurde damit die maßgebende preußiſche Mittelinſtanz. 
Durch die zweite Ausführungsverorönung zum Neuaufbaugeſetz vom 
27. November 1954 wurden die preußiſchen Oberpräſidenten darüber hinaus 
zu „ständigen Vertretern der Reichsregierung“ in den ihnen unterſtellten 
Provinzen gemacht. Den Reichsminiſtern wurde das Recht gegeben, die 
Oberpräſidenten unter Ausſchaltung der preußischen Staatsregierung mit 
unmittelbaren Weiſungen zu verſehen. Durch dieſe Regelung wurden die 
preußiſchen Oberpräſidenten auch zur Reichs mittelinſtanz. Sie find nicht 
nur Organe der Landesregierung, ſondern fie treten auch als Vertreter des 
Reichswillens und des Reichsgedankens in ihrer Landſchaft in die Er⸗ 
ſcheinung. 

Die preußiſche Ceiſtung der vergangenen Jahre beſteht unter anderem 
darin, daß hier neue verfaſſungsrechtliche Formen gefunden worden ſind, 
die an die Stelle der überwundenen konſtitutionellen und parlamentariſchen 
Formen treten ſollen. Die wichtigſte unter dieſen neuen Einrichtungen iſt 
der Preuß iſche Staatsrat, der durch Geſetz vom 8. Juli 1933 geſchaffen 
worden iſt. Er hat die Aufgabe, das Preußiſche Staatsminiſterium bei der 
Sührung feiner Geſchäfte zu beraten. Er fett ſich aus drei Gruppen von 
Männern zuſammen: 1. dem Miniſterpräſidenten ſelbſt, den preußiſchen 
Staatsminiſtern und den preußiſchen Staatsſekretären; 2. einer Reihe von 
hohen Amtsträgern der Bewegung und ihrer Gliederungen, nämlich dem 
Stabschef der SA., dem Reichsführer 56, dem Reichsorganiſationsleiter 
der Partei, den preußiſchen Gauleitern, Obergruppenführern der SA. und 
Gruppenführern der 5; 3. vom Miniſterpräſidenten ernannten Dertretern 
der Kirchen, der Wirtſchaft, Arbeit, Wiſſenſchaft und Kunft, ſowie ſonſtigen 
um Staat und Volk verdienten Männern. Den borſitz im Staatsrat führt der 
Miniſterpräſident. In der Beratung ſollen ſich die Staatsräte zu den ihnen 
zugeleiteten Vorlagen äußern. Wichtige Geſetze ſollen dem Staats rat vor⸗ 
gelegt werden. Eine Abjtimmung findet nicht ftatt. Die Beratungen ſind 
nicht öffentlich; auch die Referate, die im Staatsrat gehalten werden, werden 
nicht veröffentlicht. Seinem Weſen nach iſt der Staatsrat keine Nachbildung 
eines Parlaments, ſondern er iſt ein Sührerrat. Die Führung ſetzt ſtets die 
tätige Mitarbeit der Gefolgſchaft voraus; beim Staatsrat iſt eine erſte Sorm 
geſchaffen worden, die dieſen Gedanken zu verwirklichen ſucht. 

Preußen iſt nach dem gegenwärtigen Rechtszuſtand immer noch die 
„Hausmacht“ des Reiches, die Quelle, aus der ſtaatliche Kraft in das 
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Reichsganze ſtrömt. Wenn auch in der künftigen Zeit, wie der Reichs⸗ 
innenminiſter wiederholt angekündigt hat, die neue Keichseinteilung 
kommen wird, wird die ſtaatliche Kraft Preußens nicht erlöſchen. Preußen 
und Preußentum find unverlierbare Grundbegriffe der deutſchen Staats⸗ 
geſinnung und Staatsgeſtaltung, die im Reiche mächtig und fruchtbar 
bleiben werden, auch wenn Preußen aufgehört haben wird, eine Staats⸗ 
einheit im räumlichen Sinne zu fein. Nicht die Zerſchlagung Preußens, ſon⸗ 
dern das Hineinwachſen Preußens in das Reich, das organiſche Eindringen 
des preußiſchen Staatsgeiftes in das Reichsganze, iſt das Kennwort, das den 
Neuaufbau des Reiches beſtimmen wird. Der Preußiſche Miniſterpräſident 
hat bei der Eröffnung des Preußiſchen Staatsrats von der fortbeſtehenden 
geſchichtlichen Miſſion Preußens geſprochen. Sie kann nur darin beſtehen, 
das Reich immer ſtärker zur politiſchen Einheit zu entwickeln und die Reichs⸗ 
gewalt gegen jede Antaftung von außen oder innen zu ſichern. 


c) Das Saarland 


en: €, Groten, Die Rückkehr des Saarlandes zum Reich. Zeitſchr. 
f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 96 (1936). S. 351 ff. 


Am 15. Januar 1935 bekannte ſich das Saarland, nachdem es 15 Jahre 
lang vom Reiche getrennt geweſen war, mit einer Mehrheit von 90,8 v. h. 
der abgegebenen Stimmen zu Deutſchland. Am 17. Januar 1935 beſchloß 
der Völkerbunds rat die ungeteilte Rückgabe des Saargebiets an Deutſchland. 
Die Rückgabe wurde am 1. März 1935 vollzogen. 

Die Rechtsſtellung des Saarlandes iſt durch das Geſetz vom 30. Januar 
1955 (RG Bl. I 66) geordnet worden. Das Geſetz bildete aus den ehemals 
bayeriſchen und preußiſchen Teilen des Saargebiets bis zur Eingliederung 
in einen Reichs gau einen einheitlichen Derwaltungsbezirk „Saarland“. Das 
Saarland hat eine ähnliche Stellung wie die übrigen Länder des Reichs; 
doch finden ſich einige Abweichungen, die eine gewiſſe Sonderſtellung be⸗ 
gründen. En der Spitze des Saarlandes ſteht der Reichskommiſſar für das 
Saarland (Erlaß vom 17. Juni 1936, RGBl. 1 491), mit dem Amtsſitz in 
Saarbrücken. Zum Reichskommiſſar wurde der Gauleiter der nsDap. 
Joſef Bürdel ernannt. Der Reichskommiſſar vereinigt in ſich die Befug⸗ 
niffe, die in den übrigen Ländern den Reichsſtatthaltern und den Landes- 
regierungen zuſtehen. Er iſt alſo ſtändiger Vertreter der Reichsregierung im 
Saarland und hat die Aufgabe, für die Beobachtung der vom Führer 
aufgeſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen. Zugleich fteht er an der Spitze 
der Verwaltung des Saarlandes, ſoweit nicht die Zuſtändigkeit beſtimmter 
Sonderverwaltungen begründet iſt. Dem Reichskommiſſar ſteht als all⸗ 
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gemeiner Vertreter ein Regierungspräſident zur Seite; außerdem ſind ihm 
die ſonſt erforderlichen Reichsbeamten zugewieſen. 

Sür das Saarland gilt eine Abrede zwiſchen der deutſchen Regierung 
und der Regierungskommiſſion des Saar gebietes über Beamtenfragen, die 
ſogenannte Sreiburger Beamtenabrede, die die Sicherſtellung der früheren 
Saarbeamten betrifft (Geſetz vom 8. Februar 1935, REBI. II 53). Serner iſt 
am 26. Sebruar 1935 eine Bekanntmachung über Vereinbarungen und Er⸗ 
klärungen aus Anlaß der Rückgliederung des Saarlandes ergangen (RG Bl. II 
121). Nach der Wiedervereinigung des Saarlandes mit dem Reich iſt durch 
zahlreiche Verordnungen der Rechts zuſtand des Saarlandes dem allgemeinen 
Reichsrecht angeglichen worden. 


d) Die Hanſeſtadt hamburg 

Schrifttum: 6. Ahrens, Die Cöſung der Groß⸗Hamburg⸗Srage. RD Bl. 1937. 
S. 511 ff. - W. Frick, Rede anläßlich des Staatsaktes in hamburg am 31. März 
1957. Deutſche Derwaltung. 1937. 8. 97 ff. - H. p. Ipſen, Das Groß⸗Hamburg⸗ 
Geſetz. Jollkb R. 1937. S. 104 ff. Derſelbe, Neuaufbau des Reiches in Hamburg. 
Ebenda. 1938. S. 82 ff.—Derſelbe, Don Groß⸗Hamburg zur Hanſeſtadt hamburg. 
Se - W. Studart, Das Groß-Kamburg-Gejeb. Deutſche Derwaltung. 1937. 

Durch das Groß⸗Hamburg⸗Geſetz vom 26. Januar 1937 (RGBl. I 91) und 
das zu ſeiner Durchführung ergangene Geſetz über die Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung der Hanſeſtadt Hamburg vom 9. Dezember 1937 (RGBl. I 1327) iſt 
das ſeit langem ungelöſt beſtehende Gebietsproblem Hamburgs großzügig 
bereinigt worden. Die Raumnot des Welthafens Hamburg wurde behoben, 
indem 3 preußiſche Stadtkreiſe (Altona, Harburg⸗Wilhelms burg, Wandsbek) 
ſowie 27 preußiſche Landgemeinden mit insgeſamt 515 271 Einwohnern in 
Hamburg eingegliedert wurden. Die Einwohnerzahl Hamburgs ſtieg, nach 
Abrechnung der an Preußen abgegebenen Gebietsteile, von 1 153 545 auf 
1 668 814; das Gebiet vergrößerte fi} um 42 904,12 ha auf 74 596,92 ha!). 
Sämtliche 49 hamburgiſchen Gemeinden (das waren die Stadt hamburg, 
18 althamburgiſche Gemeinden, 3 preußiſche Stadtkreiſe und 27 preußiſche 
Landgemeinden) wurden zu einer Einheitsgemeinde, der „Hanſeſtadt ham⸗ 
burg“, zuſammengeſchloſſen. Nach dem am 1. April 1938 in Kraft getretenen 
hamburgiſchen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſetz (HDDG.) bildet ham⸗ 
burg einen ſtaatlichen Derwaltungsbezirk des Reiches und eine Selbſtver⸗ 
waltungskörperſchaft (die Einheitsgemeinde). Entſprechend ſind die Staats⸗ 
verwaltung und die Gemeindeverwaltung mit jeweils einem ſelbſtändigen 
Behördenſuſtem zu unterſcheiden. Ein der Spitze beider Derwaltungsbereiche 


1) Dgl. B. P. Ipſen, Don Groß⸗ hamburg zur Hanſeſtadt hamburg. 1958. S. 30. 
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und Behördenſuſteme ſteht der Reichsſtatthalter. Sein allgemeiner Vertreter 
für die Staatsverwaltung iſt der Präfident, für die Gemeindeverwaltung der 
Bürgermeiſter. f i 

Die ſtaatliche Verwaltung in hamburg wird unmittelbar durch das 
Reich geführt; ſie iſt unmittelbare Reichs verwaltung. Die Beamten der 
ſtaatlichen Derwaltung find unmittelbare Reichs beamte. Hamburg iſt danach 
kein „Land“ mehr. Der ſtaatliche Verwaltungs bezirk iſt ein integrierender 
Beſtandteil der Reichs verwaltung; er beſitzt keine Rechts⸗ und Dermögens= 
fähigkeit; feine handlungen find unmittelbar dem Reich zuzurechnen. Die 
Sachaufſicht über die ſtaatliche Verwaltung in Hamburg wird von dem zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter, die Dienftaufficht über die Beamten wird vom 
Keichsinnenminiſter geführt. Eine Landesgeſetzgebung gibt es in hamburg 
nicht mehr, doch kann der Reichsſtatthalter mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
innenminiſters und des beteiligten Sachminiſters Verordnungen erlaſſen, 
ſoweit das Reichsrecht nicht entgegenſteht. Die geſamte Derordnungs gewalt 
unterſteht danach der reichs rechtlichen Genehmigungspflicht (in den übrigen 
Ländern nur, ſoweit das ausdrücklich im einzelnen vorgeſchrieben iſt); bei 
der Genehmigung iſt ſtets der Reichs innenminiſter beteiligt (in den übrigen 
Ländern nur der zuſtändige Fachminiſter). 

Die Gemeindeverwaltung wird nach den Grundſätzen der Deutſchen 
Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 geführt; dabei obliegen der Ein⸗ 
heitsgemeinde Hamburg auch die Aufgaben eines höheren Kommunalver- 
bandes. Die Gemeindeaufgaben find entweder eigene Selbſtverwaltungs⸗ 
angelegenheiten oder übertragene Auftragsangelegenheiten. Die Gemeinde⸗ 
verwaltung wird vom Reichsſtatthalter und dem ihm als bertreter bei- 
gegebenen Bürgermeiſter geführt; als Leiter der einzelnen Derwaltungszweige 
treten die Beigeordneten mit der Amtsbezeichnung „Senatoren“ hinzu. Zur 
Beratung dient der Gemeinderat, der aus 45 Rats herren beſteht. Die Aufſicht 
über die Gemeindeverwaltung wird unmittelbar vom Reichs innenminiſter, 
in Sinanzfragen im Einverſtändnis mit dem Keichsfinanzminiſter geführt. 
Beauftragter der NSDAP. für hamburg ift der Gauleiter. Träger des ge⸗ 
ſamten Vermögens des bisherigen Landes Hamburg und der bisherigen 
Einzelgemeinden iſt die Hanfeftadt Hamburg; ſie iſt auch im bisherigen 
Umfang des Landes am Sinanzausgleich beteiligt. Dafür iſt die Hanfeftadt 
Hamburg verpflichtet, dem Reich die Koſten zu erſtatten, die ihm aus der 
Wahrnehmung der ſtaatlichen Verwaltung in Hamburg erwachſen. 

Gewiſſe Schwierigkeiten bereitet es, die Stellung des Reichsſtatthalters 
in Hamburg genau zu beſtimmen. Es wird behauptet, daß der Reichsſtatt⸗ 
halter eine zweifache Organſtellung habe; er ſei Organ des Reiches als Leiter 
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der ſtaatlichen Derwaltung und Organ der Hanfeftadt Hamburg als Leiter der 
Gemeindeverwaltung!). Dieſe Lehre verkennt, daß der Reichsſtatthalter auch 
in Hamburg dem eigentlichen Kern ſeiner Stellung nach überhaupt nicht 
Derwaltungsorgan iſt, ſondern Träger der politiſchen Führungsaufgaben, 
die ihm das Reichsſtatthaltergeſetz zuweiſt. Dieſe eigentlichen Statthalter⸗ 
befugniſſe ſind von ſo überragender Bedeutung, daß nur von ihnen aus die 
Amtsitellung des Reichsſtatthalters beſtimmt werden kann; alle ſonſtigen 
Sunktionen find dieſer Rernſtellung angegliedert und nicht Ausdruck einer 
beſonderen und ſelbſtändigen Organſtellung. Daraus ergibt ſich, daß der 
Reichsſtatthalter ausſchließlich ein Organ des Reiches als Träger der poli⸗ 
tiſchen Führungsaufgabe iſt. In dieſer Eigenſchaft, alſo als Reichsorgan, find 
ihm zuſätzlich die Leitung der ſtaatlichen Verwaltung und die der Gemeinde⸗ 
verwaltung übertragen, ohne daß er damit auch noch das Organ des Der- 
waltungsbezirks und des Selbſtverwaltungskörpers würde. Der Reichsſtatt⸗ 
halter vereinigt alſo nicht mehrere Organſtellungen in ſich, ſondern er iſt 
Organ des Reiches, dem außer feiner zentralen politiſchen Führungsaufgabe 
noch zuſätzliche Derwaltungs funktionen übertragen find. 


e) Die Oſtmark und das, Sudetenland 


Die Geſetze über den Aufbau der Verwaltung in der Oſtmark (Oſtmark⸗ 
Geſetz) und im Reichsgau Sudetenland (Sudetengau⸗Geſetz) vom 
14. April 1939 (RG Bl. I 777, 780), haben die Stellung der ehemals öſter⸗ 
reichiſchen Länder und der ſudetendeutſchen Gebiete in der Derfaflung und 
der Verwaltung des Reiches endgültig geordnet. Öfterreich hat damit auf- 
gehört, eine politiſche und rechtliche Einheit zu ſein; die Stellung des Reichs⸗ 
ſtatthalters in Oſterreich (Oſterreichiſche Landesregierung) iſt mit den ſon⸗ 
ſtigen Oberſten Oſterreichiſchen Landesbehörden aufgehoben worden. Im 
Gebiet des Landes Oſterreich wurden entſprechend dem ſchon vorher voll⸗ 
endeten flufbau der Bewegung fieben Reichsgaue gebildet: 


Reichsgau: Sitzder verwaltung: 
Wien Wien 

Kärnten Klagenfurt 

Niederdonau Krems a. d. D. 

Oberdonau Linz a. d. D. 

Salzburg Salzburg 

Steiermark Graz 

Tirol (mit Vorarlberg)) Innsbruck 


) 8. H. P. Ipſen, Don Groß⸗Hamburg zur Hanſeſtadt hamburg. S. 75 f. 
) Dorarlberg bildet bis auf weiteres einen eigenen Verwaltungs bezirk und 
eine Selbſtverwaltungskörperſchaft, die vom Reichsſtatthalter in Tirol geleitet wird 
($ 1 Abſ. 2 Oftmart6.). 
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Dazu tritt weiter der Reichsgau Sudetenland (Sitz der Verwaltung: 
Reichenberg), der aus den mit dem Reich wiedervereinigten ſudetendeutſchen 
Gebieten mit Ausnahme beſtimmter, an die Provinz Schleſien, die Reichs⸗ 
gaue Nieder⸗ und Oberdonau und das Land Bayern angrenzender Teile, 
die mit dieſen Gebieten vereinigt wurden, beiteht!). Während die oſt⸗ 
märkiſchen Reichsgaue über keine derartige Zwiſcheninſtanz verfügen, iſt der 
Reichsgau Sudetenland in drei Regierungsbezirke (fluſſig, Eger und Troppau) 
untergeteilt worden?). 

Dieſe acht Reichsgaue der Oſtmark und des Sudetenlandes bilden an Stelle 
der bisherigen Organiſation der Länder alten Stiles den neuen Stil der 
Reichsgliederung, den Reichsgau, zum erften Male rein und vorbildhaft 
aus, nachdem im Saarland und in der Hanſeſtadt Hamburg in gewiſſem 
Sinne ein Übergangsſtil verwendet worden iſt. Dabei iſt bemerkenswert, daß 
die oſtmärkiſchen Reichsgaue an Gebiet und Bevölkerung verhältnismäßig 
kleine Mittelbezirke der Reichsgliederung darſtellen, während die Cänder 
alten Stiles (und die preußiſchen Provinzen) vielfach weit umfangreichere 
Mittelbezirke find). 

Die neuen Reichsgaue, an deren Spitze Reichsſtatthalter ſtehen, find 
ſtaatliche Verwaltungsbezirke und Selbſtoerwaltungskörperſchaften ). In der 
ſtaatlichen Verwaltung wird der Reichsitatthalter von dem Regierungs⸗ 
präſidenten, in der Selbſtverwaltung von dem Gauhauptmann (in Wien: 
dem Bürgermeiſter) vertreten“). Der Reichsſtatthalter hat in den neuen 
Reichsgauen grundſätzlich die Befugniſſe, die das Reichsſtatthaltergeſetz von 
1935 den Reichsſtatthaltern der Länder alten Stils zugewieſen hate). Doch 
ergeben ſich eine Reihe wichtiger Abweichungen, deren gemeinſames Ziel 
darin beſteht, den in der letzten Zeit vielumſtrittenen, doch von der maß⸗ 
gebenden Stelle erfolgreich verfochtenen Grundſatz der Einheit der ber⸗ 
waltung auf der Stufe des Reichsgaues, d. h. in der Mittelinſtanz, in der 
Hand des Reichsſtatthalters zu verbürgen”). Während das erſte Reichsſtatt⸗ 
haltergeſetz von 1935 dem Reichsſtatthalter nur eine politiſche Führungs⸗ 
aufgabe zuwies, ihn von der Verwaltung aber fernhielt, und auch das zweite 

) Geſetz über die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete vom 25. März 1939 
(RG Bl. I 745). 2) Ebenda $1. 

) Vergleich: Der Reichsgau Salzburg hat 7153 qkm Gebietsumfang und 
245 801 Einwohner; Bauern hat 76089 qkm Umfang und 7682447 Einwohner; 
die Rheinprovinz hat 24 477 qkm Umfang und 7690 266 Einwohner. 

9) 82 Oſtmarkc.; $ 1 Sudetengaud. — 5) f 7 OftmarkG.; $ 6 Sudetengaub. 

) 55 Abf. 2 Oſtmarkch.; $ 4 Abf. 2 Sudetengauch. 

) Die umfangreiche Literatur zu dieſem Sragenkreis ift zuſammengeſtellt in der 


Bibliographie des kommunalen Schrifttums von 1936 und 1937 (Komm. wiſſ. Aus⸗ 
bildung u. Sorſchung. Bd. 2. 1938), S. 201 ff. 
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Keichsſtatthaltergeſetz von 1935 ihm grundſätzlich nur ein allgemeines Über⸗ 
wachungsrecht gegenüber der Verwaltung, aber noch kein Leitungsrecht gab, 
wurde ſeitdem der Reichsſtatthalter mehr und mehr in die Derwaltung ſeines 
Gebietes eingeſchaltet, indem ihm in einigen Cändern die Sührung der 
Landesregierung übertragen wurden). In hamburg wurde dann zum erſten 
Male der Reichsſtatthalter zum Leiter der ſtaatlichen und der Selbſtverwal⸗ 
tung beitellt?). Auf dieſem Wege ſchreiten das Oſtmark⸗ und das Sudeten⸗ 
gaugeſetz fort, indem ſie den Reichsſtatthalter zum Mittelpunkt und Träger 
der geſamten Verwaltung des Reichsgaues machen. Dieſer „Einheit der Der- 
waltung“ dienen folgende Beſonderheiten gegenüber dem in den Ländern 
alten Stiles noch geltenden Rechtszuſtand: 

1. Das Unterrichtungsrecht der Reichsſtatthalter in den neuen Reichs⸗ 
gauen iſt ſchärfer abgegrenzt worden. Sie ſind befugt, ſich von den Behörden 
der Reichsſonderverwaltungen, den Gliederungen der Organiſationen der 
gewerblichen Wirtſchaft und des Verkehrsgewerbes, den Dienſtſtellen des 
Reichsnährſtandes und der Reichs kulturkammer ſowie den Dienſtſtellen ſon⸗ 
ſtiger öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften innerhalb des Reichsgaues unter⸗ 
richten zu laſſen und ſie auf die maßgebenden Geſichtspunkte und die danach 
erforderlichen Maßnahmen aufmerkſam zu machens). Hierbei iſt zu bedenken, 
daß dieſes Unterrichtungsrecht (ebenſo wie das unter 2. zu behandelnde An= 
weiſungsrecht) nur dort ausgeübt werden kann, wo es ſich um Derwaltungs= 
zweige und Dienſtſtellen handelt, die dem Reichsſtatthalter nicht unmittelbar 
angegliedert find®). Betroffen find durch dieſes Unterrichtungsrecht von den 
Keichsſonderverwaltungen alſo nur die Reichsfinanz⸗ Reichsjuſtiz⸗, Reichs⸗ 
bahn⸗ und Reichspoftverwaltung, da alle anderen Keichsſonderverwaltungen 
dem Reichsitatthalter unmittelbar unterſtehen. Aus dem gleichen Grunde 
trifft das Unterrichtungsrecht gegenüber den „Dienſtſtellen des Reichsnähr⸗ 
ſtandes“ nicht die Landesbauernſchaften, da auch dieſe unmittelbar unter der 
Leitung des Reichsſtatthalters ſtehen. Im übrigen entſpricht der Umfang des 
Unterrichtungsrechtes ſachlich dem g 2 RStHG.; nur iſt durch die neuere Sor⸗ 
mulierung klargeſtellt, daß es ſich nur auf die Keichsſonder verwaltungen, 
nicht auf andere Dienſtſtellen des Reiches (Wehrmacht, Gerichte) bezieht. 
Serner iſt deutlich gemacht, daß auch die Dienſtſtellen der Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft und des Derfehrsgewerbes, denen das Geſetz die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Rörperſchaft nicht ausdrücklich beigelegt hats) 
und von denen bei formaliſtiſcher Betrachtung daher zweifelhaft ſein mochte, 

) Siehe unten S. 352. — 2) Siehe oben S. 336 ff. 


) 83 Oſtmarkch.; $ 2 Sudetengaué ö. — 4) Darüber unten Ziffer 4. 
6) Darüber ſiehe unten $ 45d. 
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ob fie zu den in $2 RStHG. genannten Rörperſchaften gehörten, dem Unter⸗ 
richtungsrecht unterliegen. 

2. Das Unweiſungsrecht der Reichsitatthalter iſt weſentlich weiter⸗ 
geſpannt, als der § 2 RSth®. das für die Länder alten Stiles vorſieht. Die 
Reidhsitatthalter find befugt, den unter 1 genannten Dienſtſtellen und Kör- 
perſchaften im Rahmen der Geſetze und der Weiſungen der Oberſten Reichs⸗ 
behörden Unweiſungen für den Bereich der Reichsgaue zu erteilen; doch 
können die zuſtändigen Oberſten Reichsbehörden ſolche Anweiſungen auf⸗ 
heben). Dieſes Unweiſungsrecht verſtärkt die Stellung der Reichsſtatthalter 
innerhalb der Verwaltung ihres Reichsgaues ganz außerordentlich. Denn ſie 
haben damit auch gegenüber den ihnen nicht unmittelbar angegliederten 
Zweigen der Reichsverwaltung und der gefamten körperſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltung (Gemeinden, Wirtſchafts⸗ und Kulturorganifationen, Berufs⸗ 
ſtänden uſw.) ein regelmäßiges, allgemeines und umfaſſendes Anorönungs- 
recht, während $ 2 RSth&. den Reichsſtatthaltern in den Ländern alten 
Stils nur die Ausnahmebefugnis einräumt, bei Gefahr im Derzuge einſt⸗ 
weilige Anorönungen zu treffen. 

3. Die Rechtſetzungs gewalt der Reichsſtatthalter in den neuen Reichs⸗ 
gauen iſt dahin beſtimmt, daß fie mit Zuſtimmung des Reichsinnenminiſters 
und der ſonſt beteiligten Reichsminiſter Verordnungen erlaſſen können, ſo⸗ 
weit nicht übergeordnetes Reichsrecht entgegeniteht?). Es gibt alſo in den 
neuen Reichsgauen keine „Candesgeſetze“ mehr, ſondern nur noch Verord⸗ 
nungen, womit eines der letzten Relikte einſtiger Landeshoheit auch äußer- 
lich beſeitigt worden ift?). Der Umfang der Verordnungsgewalt iſt nicht durch 
das Enumerativprinzip, d. h. eine Aufzählung von beſtimmten Sachgebieten, 
ſondern durch eine Generalklauſel umſchrieben. Selbſtverſtändlich iſt, daß 
ſolche Verordnungen der Reichsgaue nicht ergehen dürfen, wo dem Reiche 
die ausſchließliche Kompetenz vorbehalten iſt. Im übrigen iſt es Sache der 
Oberſten Reichsbehörden, vor Erteilung der Zuſtimmung zu prüfen, ob die 
Verordnung ſich im Rahmen des Reichsrechtes hält. Während in den Ländern 
alten Stils dieſe Juſtimmung zwar bei Landesgeſetzen immer, bei Landes⸗ 
verordnungen dagegen nur vorgeſehen iſt, wo dies beſonders beſtimmt 
wird“), iſt in den neuen Reichsgauen die Zuſtimmung der Oberſten Reichs⸗ 
behörden für alle Derordnungen der Reichsſtatthalter erforderlich. 

4. Die Derwaltungshoheit der Reichsſtatthalter umfaßt zunächſt die 
ſtaatliche Derwaltung, an deren Spitze der Reichsſtatthalter und als fein 


1)8 3 Oitmart6.; 8 2 Subetengaub. 
) 85 Abf. 1 Oftmartb.; $4 Abf. 1 Subetengauß. — 2) Darüber oben 5.248 ff. 
4) $ 3 NeuaufbauG. 
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allgemeiner Vertreter der Regierungspräſident ſteht. Diefe ſtaatliche Der- 
waltung iſt (anders als in den Cändern alten Stils) keine „Landesverwal⸗ 
tung“, d. h. keine mittelbare Reichsverwaltung mehr, ſondern ſie iſt unmittel⸗ 
bare Reichs verwaltung). Die Behörden und Einrichtungen der ſtaatlichen 
Verwaltung find daher unmittelbare Reichsbehörden und Reichs einr ich⸗ 
tungen, die Beamten dieſer Dienſtſtellen find unmittelbare Reichsbeamte?). 
Wie ſchon vorher in hamburg), iſt hier der Grundſatz der durchgängigen 
reichsunmittelbaren Verwaltung verwirklicht worden. Völlig neu ift 
die darüber hinausgreifende Beſtimmung, daß die Behörden der Reichs⸗ 
ſonderverwaltungen auf der Stufe des Reichsgaues dem Reichsſtatthalter 
angegliedert werden; dieſer ſteht an der Spitze der betreffenden Derwaltun- 
gen und wird durch deren Behördenleiter vertreten. Ausgenommen find da⸗ 
von nur die Reichsjuſtiz⸗, Reichsfinanz⸗ Reichsbahn- und Reichspoftverwal- 
tung, für die jedoch das Unterrichtungs⸗ und Anweifungstedht des Reichs⸗ 
ſtatthalters befteht®). Alle übrigen Reichsſonderverwaltungen dagegen find 
dem Reichsſtatthalter unmittelbar unterſtellt, ſo die Reichstreuhänder der 
Arbeit, die Candesarbeitsämter, die Regierungsforftämter uſw. Dieſe An⸗ 
gliederung iſt auch auf die Landesbauernſchaften und die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten erſtreckt worden), obwohl dieſe an ſich keine Reichsfonder- 
verwaltungen, ſondern ſelbſtändige Körperſchaften und Anftalten find. So⸗ 
weit in der Oſtmark die Mittelbezirke dieſer den Reichsſtatthaltern angeglie⸗ 
derten Dienſtſtellen mehrere Reichsgaue umfaſſen, hat der Führer beſtimmt, 
welchem dieſer Reichsſtatthalter fie unterſtellt werden). Außerdem find in 
der Oſtmark die Befugniffe der Oberſten Organe der ehemaligen öſterreichi⸗ 
ſchen Länder auf die Reichsitatthalter übergegangen, foweit fie nicht auf die 
Oberſten Reichsbehörden übertragen werden“. Durch dieſe Geſamtregelung 
iſt der Grundſatz der Einheit der Derwaltung in den neuen Reichsgauen 
in beſonders ſtarkem Maße verwirklicht worden, indem hier der Reichsſtatt⸗ 
halter die geſamte Derwaltungszuftändigfeit auf der Stufe des Reichsgaues 
in ſeiner hand vereinigt (ausgenommen die vier beſonders bezeichneten 
Derwaltungsbereiche). Dem gleichen Ziel dient im Reichsgau Sudetenland 
die Vorſchrift, daß die drei Regierungspräfidenten nachgeordnete Behörden 
des Reichsſtatthalters und an deſſen Weiſungen gebunden find®). Das ift 
ein weſentlicher Unterſchied gegenüber der preußifchen Regelung, wo die 

954 flbſ. Oftmart6.; 8 3 Abi. 1 Sudentengau6, 

98 13 OftmartG.; $ 12 Sudetengaud, - ) Darüber oben S. 336 ff. 

) Darüber oben Ziffer 1 und 2. N 

) 4 Ab. 2, 4 Oſtmarkcö.; 8 3 Abſ. 2, 3 Sudetengau. 


°) $4 Abi. 3 OjtmartG.; dazu Erlaß des Sührers vom 14. April 1939 (RG Bl. I 
785). - 7) $4 Abi. 5 Oftmari6. - ) 8 7 SudetengauG. 
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Regierungspräſidenten unmittelbar den zentralen Miniſterien und nicht den 
Oberpräſidenten nachgeordnet find!). 

5. Die Derwaltungshoheit der Reichsſtatthalter umfaßt auch die S elbſt⸗ 
verwaltung des Reichsgaues, die fie unter der Aufficht des Reichs⸗ 
innenminiſters führen?). Der Reichsgau Wien ift als Selbſtoerwaltungskörper 
eine Einheitsgemeinde, die nach den Dorjchriften der Deutſchen Gemeinde⸗ 
ordnung verwaltet wird; er erfüllt außerdem die Aufgaben der Gemeinde⸗ 
verbände höherer Ordnung“). Als Selbſtverwaltungskörper hat der Reichs⸗ 
gau öffentliche Aufgaben unter eigener Verantwortung zu erfüllen. Er kann 
diefe eigenen Angelegenheiten durch Satzung regeln. Der Gauhauptmann 
(in Wien: der Bürgermeister), der dem Reichsſtatthalter als allgemeiner 
Vertreter für den Bereich der Selbſtverwaltung zur Seite fteht*), iſt Beamter 
des Reichs gaues als Selbſtverwaltungskörper, alſo mittelbarer Reichs⸗ 
beamter. Zur Beratung des Reichsſtatthalters werden Gauräte (in Wien: 
Ratsherren) berufen. Dieſe Regelung folgt dem Vorbild, das zuerſt in den 
preußiſchen Provinzen geſchaffen wurde, indem hier der Oberpräſident an 
die Spitze des Provinzialberbandes trat, während der Candeshauptmann 
ihm als allgemeiner Vertreter unterſtellt wurdes). In hamburg wurde dann 
das gleiche Syitem eingerichtete). Auch dieſe Regelung dient der „Einheit der 
Verwaltung“, indem ſtaatliche Verwaltung und Selbſtverwaltung unter 
der Leitung des Reichsſtatthalters zuſammengeſchloſſen wurden. Die Unter⸗ 
gliederung der Reichsgaue in Cand⸗ und Stadtkreiſe folgt dem gleichen Grund⸗ 
ſatz, indem der Landrat (in den Stadtkreiſen der Oberbürgermeifter) die 
ſtaatliche Verwaltung und die Selbſtverwaltung des Kreifes in feiner hand 
vereinigt’). Huch hier iſt vorgeſehen, daß die Aufgaben und Befugniſſe der 
Sonderverwaltungen auf den Landrat (bzw. den Oberbürgermeiſter) über⸗ 
tragen werden. 

Das Oſtmark⸗Geſetz und das Sude tengau⸗Geſetz find am 1. Mai 1939 in 
Kraft getreten. Während jedoch das Sudetengau⸗Geſetz ohne weiteres in 
allen Teilen angewandt werden kann, bedarf das Oſtmark⸗Geſetz noch einer 
gewiſſen Anlaufzeit®). Die oſtmärkiſchen Reichsgaue find bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1939 einzurichten; bis dahin wird auch der Auftrag des Reichs⸗ 


) Bier gilt im prinzip noch das Publikandum vom 16. Dezember 1808, wonach 
die Oberpräfidenten keine Zwiſcheninſtanz zwiſchen den Minifterien und den Re⸗ 
gierungen, ſondern „perpetuierliche Kommiſſarien“ der Miniſterien ſind. 

2) 5 6 Ditmar!G.; § 5 SudetengauG. g 

) 9 8 OftmartG. Die Regelung entſpricht der vorher in hamburg gefundenen 
Löfung; ſiehe oben S. 336 ff. - 4) 5 6, 7 OſtmarkG.; 89 5, 6 SudetengauG. 

) Geje vom 15. Dezember 1933 (65. 477). ) Darüber oben S. 336 ff. 
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kommiſſars für die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich 
verlängert. Die Aufgaben und Befugniſſe des Reichsſtatthalters in Oſterreich 
(Gſterreichiſche Landesregierung), werden vom 1. Mai 1939 ab durch den 
Reichskommiſſar ausgeübt, bis dieſe Befugniſſe durch den Reichsinnen⸗ 
miniſter auf die neuen Reichsſtatthalter übertragen ſein werden. Bis zur 
Berufung der Reichsſtatthalter führen die bisherigen Candeshauptmänner 
(in Wien: der Reichskommiſſar) die Verwaltung der Reichsgaue und üben 
fie das Verordnungsrecht aus. 


9 32 
Der Reichsſtatthalter 

Schrifttum: Siehe die Angaben zu 9 30. 

a) Das Amt des Reichsſtatthalters 

Der Reichsſtatthalter iſt aus dem Reichskommiſſar der Übergangszeit 
hervorgewachfen. Trotzdem ift er kein Kommiſſar. Dieſer hatte eine wichtige 
politiſche Funktion in einer beſtimmten Notlage und einer revolutionären 
Epoche. Die Kommiſſare find Erſcheinungen eines Hus nahmezuſtandes, fo die 
Exekutionskommiſſare, die Diktaturkommiſſare, die Revolutionskommiſſare. 
Der Reichsſtatthalter dagegen iſt eine Einrichtung des normalen Derfaſſungs⸗ 
lebens, eine dauernde organiſche Inſtitution des neuen Rechts. Er gehört zu 
den Neuſchöpfungen des neuen Verfaſſungsrechts, in denen die Prinzipien 
der neuen politiſchen Geſtaltung am deutlichſten zutage treten. Im Saarland 
liegt die oberſte Führung noch in der Hand eines Reichskommiſſars, dem 
entſprechende Aufgaben wie den Reichsſtatthaltern zugewieſen ſind. 

Der Reichsſtatthalter ift kein Candesorgan, ſondern ein Reichs⸗ 
organ. Mit voller Abficht hat man im Jahre 1933 keine Staats präſidenten, 
ſondern Reichsſtatthalter in die deutſchen Länder eingeſetzt. Auch wenn dieſe 
Staatspräſidenten durch die Reichsregierung ernannt worden wären und 
einem Anweiſungsrecht der Reichsitellen unterſtanden hätten, hätte es in 
der damaligen Zeit nahegelegen, daß ſie weniger die Intereffen des Reiches 
gegenüber dem Land als die Intereſſen des Landes gegenüber dem Reich 
wahrgenommen hätten. Staatspräfidenten wären eben Landesorgane ge⸗ 
weſen, die die Staatlichkeit des Candes gegenüber dem Reich verkörpert und 
den Landeswillen gegenüber dem Reichswillen zur Geltung gebracht hätten. 
Der Reichsſtatthalter dagegen hat nicht die flufgabe, die Intereſſen des Can⸗ 
des gegenüber der Reichsgewalt durchzuſetzen, ſondern er hat ausſchließlich 
die Ziele der Reichsführung in den Cändern zu verwirklichen. Das Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetz begründet keine Einflußrechte der Länder gegenüber dem 
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Reich, ſondern es ſichert die Sührung der Länder durch das Reich. Der Reichs⸗ 
ſtatthalter iſt alſo nicht „Hüter und Verteidiger der Rechte ſeines Candes“, 
ſondern ausſchließlich der Wahrer der Reichs politik im Lande. Die Ronfe⸗ 
renzen der Reichsſtatthalter, die wiederholt unter der Leitung des Führers 
in Berlin zuſammentraten, unterſcheiden ſich deshalb auch von Grund auf 
von Sitzungen des Bundesrats oder des Reichsrats. Nicht Abgeſandte des 
. Landes kommen zuſammen, um ihre wünſche bei der Reichsleitung vorzutra⸗ 
gen, ſondern der Führer verſammelt ſeine Unterführer, um ihnen die Grund⸗ 
linien der Reichspolitik bekanntzugeben. Immer wieder hat der Sührer dieſe 
fluffaſſung vor den Reichsſtatthaltern hervorgehoben. Er hat wiederholt be⸗ 
tont, daß die Reichsſtatthalter „die Träger des Willens der oberſten Führung 
des Reiches, nicht aber die Sachwalter der einzelnen Cänder“ ſind. „Ihre 
Aufgabe kommt nicht von den Ländern, ſondern vom Reiche; fie vertreten 
nicht die Länder gegenüber dem Reiche, ſondern das Reich gegenüber den 
Cändern!).“ Offen trat dieſe Rechtslage darin hervor, daß die Reichs⸗ 
ſtatthalter von Anfang an nur auf die Keichsverfaſſung, nicht auf die 
Lan desverfaſſung vereidigt worden find, Natürlich ſind die Reichsſtatthalter 
verpflichtet, das geltende Landesrecht zu beachten, aber eine exiſtentielle 
Bindung, wie fie durch den politiſchen Eid begründet wird, gab es von Be⸗ 
ginn an für ſie nur hinſichtlich der Verfaſſung des Reiches. 

Die Reichsſtatthalter find unmittelbare Reichs behörden. Sie üben 
ihre Befugniſſe im fluftrag und Namen des Reiches aus. Sie ſind Träger der 
Reichs gewalt, nicht der „Staatsgewalt des Landes“, wie der § 2 des zweiten 
Gleichſchaltungsgeſetzes vom 7. April 1933 noch mißverſtändlich ſagte. Sie 
find in erſter Cinie den Anorönungen des Sührers unterworfen, deſſen Politik 
fie in den Ländern durch zuſetzen haben. Das Neuaufbaugefe vom 30. Januar 
1934 hat fie der Dienſtaufſicht des Reichsinnenminiſters unterſtellt; fie find 
ſeitdem an alle Anordnungen des Reichs innenminiſters dienſtlich gebunden. 
Das Keichsſtatthaltergeſetz vom 50. Januar 1935 hat ſchließlich ein allgemei⸗ 
nes Unweiſungsrecht aller Reichsminiſter gegenüber den Reichsſtatthaltern 
begründet. Seither können alle Reichs miniſter im Rahmen ihrer Reſſorts den 
Keichsſtatthaltern unmittelbare, verbindliche Anorönungen erteilen. So find 
die Reichsſtatthalter in immer ſtärkerem Maße in den allgemeinen ämter- 
aufbau des Reiches eingegliedert worden. 

Auf das Amt des Reichsſtatthalters war anfänglich das Reichsminiſter⸗ 
geſetz vom 27. März 1930 ſinngemäß anzuwenden. Dieſes Geſetz iſt jetzt durch 
Hbſchnitt XIII des Deutſchen Beamtengeſetzes im weſentlichen beſeitigt; 
dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß auch für die Reichs ſtatthalter. So müffen 

) gl. Bericht der Berliner Börſenzeitung, Nr. 139, vom 23. März 1934. 
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fie nach $ 157 DBG. einen politiſchen Treue⸗ und Gehorſamseid gegenüber 
dem Sührer leiſten. Sie unterliegen auch den Vorſchriften über die wirtichaft- 
lichen Inkompatibilitäten, über die Amts verſchwiegenheit, über die Derab- 
ſchiedung, über Ruhegehalt und Übergangsgeld, die der Abſchnitt XIII des 
Beamtengeſetzes enthält. Ein Dienſtſtrafverfahren kann auch gegen Reichs⸗ 
ſtatthalter nicht durchgeführt werden. Dieſe rechtliche Gleichſtellung mit den 
Reichsminiſtern erklärt ſich daraus, daß die Reichsſtatthalter in ihren Amts⸗ 
bereich als politiſche Führer eingeſetzt find; fie beſitzen eine beſondere Ver⸗ 
trauensſtellung und verfügen über eine erhebliche Macht. Aus dieſem Grunde 
hat man fie den Sondervorſchriften des Reichs miniſterrechtes unterſtellt. 

Die Ernennung und Entlaſſung der Reichsſtatthalter liegt ſeit dem 
2. August 1934 in der Hand des Führers. Bis dahin wurden die Reichsſtatt⸗ 
halter durch den Reichspräfidenten auf Vorſchlag des Reichskanzlers ernannt 
und entlaſſen. Urſprünglich galt die Vorſchrift, daß die Reichsitatthalter 
möglichſt aus dem Lande, an deſſen Spitze fie geftellt wurden, ſtammen ſoll⸗ 
ten; dieſe landsmannſchaftliche Bindung iſt durch das Reichsſtatthaltergeſetz 
vom 30. Januar 1935 beſeitigt worden. Der Führer ift bei der Auswahl auch 
nicht auf den Kreis der führenden Parteimitglieder beſchränkt. Doch wird 
der Führer bei feinen alten Mitkämpfern am eheſten das hohe Maß unbe⸗ 
dingter perſönlicher Treue und Ergebenheit vorausſetzen können, das für das 
Amt des Reichs ſtatthalters erforderlich iſt. Auch wird die Einheit von Partei 
und Staat am beſten gewahrt, wenn die zuſtändigen Gauleiter der Partei 
zu Keichsſtatthaltern berufen werden können. Das iſt bisher faſt überall 
geſchehen. Eine Ausnahme beſteht nur in Bayern, wo nicht ein Gauleiter, 
ſondern der Reichsleiter General v. Epp zum Keichsſtatthalter ernannt 
worden ift!). Trotz der im allgemeinen gegebenen engen Verbindung von 
Parteiſtellung und Reichsſtatthalteramt iſt hervorzuheben, daß der Reichs⸗ 
ſtatthalter ein Staatsamt, kein Parteiamt bekleidet. 

Die Amtsbezirke der Reichsſtatthalter werden nach § 9 Abſ. 2 des 
Keichsſtatthaltergeſetzes vom Führer beſtimmt. Damit wird erheblich von 
dem bis zum 30. Januar 1955 geltenden Rechtszuſtand abgewichen. Bis 
dahin mußte jedes Land mit mehr als zwei Millionen Einwohnern feinen 
eigenen Reichsſtatthalter haben. Nur für kleinere Länder konnte ein gemein⸗ 
ſamer Reichs ſtatthalter beſtellt werden. Jetzt hat der Führer freie hand darin, 
die Amtsbezirke nach ſeinem Ermeſſen abzugrenzen. Er kann alſo auch 
mehrere größere Länder einem Reichsſtatthalter unterftellen. Der Amtsfit 


9) Zn der Oſtmark find mit dem Oſtmarkgeſetz Reichsgau und Parteigau in 
Übereinſtimmung gebracht worden, fo daß die Perſonalunion von Reichsſtatthalter 
und Gauleiter hier ermöglicht iſt. 
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des Reichsſtatthalters befindet ſich am Sitz der Landesregierung, die ihm 
unterſtellt iſt. Umfaßt der Amtsbereich mehrere Länder, fo wird der KHmts⸗ 
ſitz beſonders beſtimmt. Es gilt gegenwärtig nach Erlaß des Oſtmark⸗ und 
des Sudetengaugeſetzes folgende Gliederung: 

Umfang Einwohner⸗ 


Amtsbezirk: Umtsſitz: in qkmi): 3ahlt): 
1. Bayern Münden 76 089 7682 447 
2. Sachſen Dresden 14 995 5 196 652 
5. Württemberg Stuttgart 19508 2696 324 
4. Baden Karlsruhe 15070 2412951 
5. Thüringen Weimar 11763 1659510 
6. Heſſen Darmſtadt 7691 1429048 
7. hamburg Hamburg 746 1675 705 
8. Oldenburg und Bremen Oldenburg 5 654 866 677 
9. Braunſchweig und Anhalt Deſſau 5 986 877 404 

10. Lippe und Schaumburg ⸗Cippe Detmold 1555 225 493 

11. Mecklenburg Schwerin 15 720 804 948 

12. Wien Wien 1218 2086 815 

13. Kärnten Klagenfurt 11555 456 298 

14. Niederdonau Krems a. d. D. 20861 1477863 

15. Oberdonau Linz a. d. D. 12 463 912452 

16. Salzburg Salzburg 7153 245 801 

17. Steiermark Graz 17 388 1122 947 

18. Tirol (mit Vorarlberg) Innsbruck 13 125 471 199 

19. Sudetenland Reichenberg rd. 30 000 rd. 3 540 000 

dazu in ſtatthaltergleicher Stellung: 

20. Saarland Saarbrücken 1924 812 256 

ſchließlich die „ausmacht des Reiches“: 


21. Preußen Berlin 293 842 39 692 167 


b) Die Aufgaben des Reichsſtatthalters 

Die Aufgaben des Reichsſtatthalters ſind durch das neue Geſetz ſtark aus⸗ 
gebaut worden. Früher waren ſie weſentlich auf die ſogenannte Gleich⸗ 
ſchaltung der Cänder mit dem Reid; beſchränkt. Die Einzelbefugniſſe dienten 
der Durchſetzung dieſes allgemeinen Zieles. Dieſe „allgemeine Gleichſchal⸗ 
tungsaufgabe“ iſt erhalten geblieben. Daneben ſteht aber die umfaſſende 
Einwirkungsbefugnis auf die Landesverwaltung, die den Reichsſtatthaltern 
dadurch übertragen worden iſt, daß ſie in unmittelbarer knlehnung an das 
Preußiſche Geſetz vom 15. Dezember 1935 und die Verordnung vom 27. No⸗ 
vember 1934 (betr. die preußiſchen Oberpräſidenten) zu „ſtändigen Der- 
tretern der Reichsregierung“ in ihrem Amtsbezirk gemacht worden find. 
Serner kann ihnen, im Gegenſatz zu früher, die Leitung der Landesregierung 
anvertraut werden. Dieſe Erweiterung der Statthalteraufgaben entſpringt 
der in der Begründung zum Reichsſtatthalter geſetz angegebenen Abficht, die 

) Umfang und Einwohnerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 1938. 
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Reichsſtatthalter an die Stellung der preußiſchen Oberpräſidenten anzu⸗ 
paſſen und fie zu einer Reichs mittelinſtanz zu machen. Es ſoll damit 
zugleich der künftige Neuaufbau des Reiches vorbereitet werden, bei dem 
an die Spitze der Reichsgaue Reichsftatthalter treten werden, deren Amt 
aus dem heutigen Statthalter- bzw. Oberpräſidentenamt entwickelt werden 
wird. (Über Oſtmark und Sudetenland oben S. 338 ff.) 

Troß dieſer äußeren Angleichung iſt der Reichsſtatthalter heute noch 
etwas anderes als der preußiſche Oberpräſident. Die Aufgabe des Ober⸗ 
präſidenten beſchränkt ſich auf die Derwaltungsfunktion. Der Ober⸗ 
präſident hat nach dem Geſetz vom 15. Dezember 1933: 

„die politiſchen, wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Vorgänge in der Provinz 
zu beobachten und darüber zu wachen, daß innerhalb der provinz die Verwaltung 


im Einklang mit den Zielen der Staatsführung geſetzmäßig, wirtſchaftlich, ſparſam, 
ſauber und einheitlich geführt wird“. 


Dem Oberpräſidenten ſteht als dem Vertreter der Staatsregierung und 
ebenſo als dem Dertreter der Reichsregierung eine allgemeine Verwaltungs⸗ 
aufſicht zu. Seine Pflicht zur Beobachtung des geſamten öffentlichen Lebens 
in der Provinz und ſein Recht zur allgemeinen Unterrichtung dienen der 
Durchführung dieſer Derwaltungsaufficht. Der Reichsftatthalter hat darüber 
hinaus die allgemeine Gleichſchaltungs aufgabe zu erfüllen, d. h. für 
die Beobachtung der vom Sührer aufgeſtellten „Richtlinien der politik“ zu 
ſorgen, und zwar nicht nur im Hinblick auf die Verwaltung, ſondern auf alle 
ſtaatliche Tätigkeit und das geſamte öffentliche Leben in feinem Amtsbesitf. 
Dieſe allgemeine Gleichſchaltungsaufgabe wird in preußen nicht von den 
Oberpräſidenten, ſondern von dem Führer ſelbſt und in ſeiner vertretung 
von dem Miniſterpräſidenten wahrgenommen. 

Die „allgemeine Gleichſchaltungsaufgabe“ der Reichsſtatthalter hat ſich 
ſeit 1955 erheblich gewandelt. Urſprünglich war ihre weſentliche Funktion, 
Reichs gewalt und Landesgewalt auf ein gemeinſames Ziel auszurichten, 
wobei ſie die „Richtlinien der politik“, die vom Führer aufgeſtellt wurden, 
zur Geltung zu bringen hatten. Den Cändern wurde damit das Recht auf 
eine eigene politik genommen, ſie wurden der Reichsführung unbedingt 
untergeordnet. Trotzdem mußte man im erſten Jahre noch von einem wirk⸗ 
lichen Unterſchied von Reich und Land, von Reichs gewalt und Candes gewalt, 
von Reichsorgan und Landesorgan ausgehen. Das Neuaufbaugeſetz vom 
50. Januar 1954 hat dieſe Unterſchiede getilgt. Es gibt ſeither nur mehr ein 
einheitliches Reich und eine einheitliche Reichsgewalt; es gibt nur noch 
Reichs organe. Jetzt läßt ſich lediglich ein Unterſchied von mittelbaren und 
unmittelbaren Reichs organen feſthalten. bor allem durch die unmittelbare 
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Unterſtellung der Candesregierungen unter die Reichsregierung, die in dem 
Neuaufbaugeſetz vorgenommen worden ift, iſt die „Gleichſchaltung“ im alten 
Sinne überflüſſig geworden. Die Reichsſtatthalter ſind ſeither in immer ſtärke⸗ 
rem Maße zu politiſchen Sührern ihrer Amtsbezirke geworden. Sie beſchrän⸗ 
ken ſich nicht darauf, zu beobachten“ und zu überwachen“, ob in den Ländern 
die „Richtlinien der Reichspolitik“ durchgeführt werden. Sondern ſie ſorgen 
ſelbſt dafür, daß die Grundſätze der Reichs politik in den Ländern verwirklicht 
werden. Don der bloßen Beobachtung find die Reichsftatthalter zur pofitiven 
Geſtaltung, zur Führung der ihnen anvertrauten Hmtsbezirke übergegangen. 

Dieſe Entwicklung führte vorübergehend zu gewiſſen Schwierigkeiten, die 
die Begründung zum Reichs ſtatthaltergeſetz ſelbſt hervorhebt. Es drohte ein 
Dualismus von Keichsſtatthalter und Landesregierung auszubrechen. 
Durch das Geſetz vom 30. Januar 1935 iſt jede Ronfliktsmöglichkeit zwiſchen 
Reichs ſtatthalter und Landesregierung eindeutig zugunſten des Reichsſtatt⸗ 
halters aus geſchaltet worden. Der Reichsſtatthalter, der für die Beobachtung 
der Reichspolitifin feinem Lande zu ſorgen hat, iſt nicht auf eine allgemeine 
Aufficht und Kontrolle, auch nicht auf die Abwehr von Derftößen und die 
Beſeitigung von Störungen beſchränkt. Seine Tätigkeit umfaßt weit mehr 
als nur vermittelnde und ſchlichtende Maßnahmen, als Warnungen, Mah⸗ 
nungen und Rügen. Der Reichsſtatthalter iſt nicht auf die ausdrücklich in den 
Geſetzen aufgezählten Einzelbefugniſſe angewieſen, ſondern er beſitzt das 
allgemeine und umfaſſende Führungsrecht für das geſamte Cand. Ihm ſteht 
die Befugnis zu, die Grundſätze der Reichspolitik in ſeinem Umtsbezirk zu 
verwirklichen. Er iſt der politiſche Führer feines Amtsbezirks. 

Neben dieſer allgemeinen Führungsaufgabe fteht die Derwaltungs⸗ 
aufgabe, die dem Reichsſtatthalter zugewieſen iſt. Er hat als ſtändiger Der- 
treter der Reichsregierung — als „Reichs mittelinſtanz“ — das Recht, ſich 
von ſämtlichen Reichs⸗ und Candesbehörden ſowie von den Dienſtſtellen der 
unter flufſicht des Reiches oder Landes ſtehenden öffentlich⸗ rechtlichen Kör- 
perſchaften innerhalb feines Amtsbezirks unterrichten zu laſſen. Er kann dieſe 


ihm unterſtellten Behörden und körperſchaftlichen Dienſtſtellen auf die für 


einen beſtimmten Sachverhalt maßgebenden Geſichtspunkte aufmerkſam 
machen. Bei Gefahr im Derzuge kann er einſtweilige Anordnungen treffen. 
Der Reichsſtatthalter iſt alſo hier im allgemeinen auf Erkundigungen und 
maßgebende Hinweiſe beſchränkt. Befehle und Hnordnungen darf er nur bei 
einer beſonderen Gefahrenlage und auch dann nur für einen beſchränkten 
Zeitraum erlaſſen. Auch dieſe Vorſchrift iſt dem preußiſchen Geſetz vom 
15. Dezember 1933 und der Verordnung vom 27. November 1934 nachgebildet 
worden. Während aber die Einwirkungsbefugnis des Oberpräſidenten ſich 
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in erſter Linie auf die Verwaltung bezieht, geht das Einwirkungsrecht des 
Reichs ſtatthalters weiter. Es erfaßt ſowohl die „Regierung“ (alſo die 
allgemeine Landesleitung) und die Geſetzgebung als auch die Derwal⸗ 
tung. Wie der preußiſche Oberpräſident nach der Verordnung vom 27. No⸗ 
vember 1934, jo kann auch der Reichsſtatthalter Einfluß nicht nur auf Can⸗ 
desbehörden und Landeskörperſchaften, ſondern auch auf Reichsbehörden und 
Reichskörperſchaften des öffentlichen Rechts nehmen, alſo etwa auf Landes⸗ 
finanzämter oder Candesarbeitsämter oder Candesbauernſchaften uſw. 
flusgeſchloſſen ſind dagegen Einwirkungen des Reichsſtatthalters auf die 
Rechtſprechung; die Unabhängigkeit der Gerichte wird durch das Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetz nicht in Stage geſtellt. Lediglich im Rahmen der Juſtiz⸗ 
verwaltung find Einwirkungen auf die Gerichte zuläſſig. Ausgeſchloſſen 
ſind ferner alle Einmiſchungen in den Dienſtbereich der Wehrmacht. Das 
ergibt ſich zwar nicht aus dem Wortlaut des Reichsſtatthaltergeſetzes, muß 
aber aus dem Weſen des militäriſchen Dienftes gefolgert werden). Die Ein⸗ 
heitlichkeit der militäriſchen Kommando gewalt ſchließt alle Einwirkungen auf 
Dienſtbehörden der Wehrmacht aus, die nicht vom oberſten Befehls haber 
ſelbſt oder ſeinem Beauftragten, dem Chef des Oberkommandos der Wehr⸗ 
macht, ausgehen. Schließlich ſind aber auch alle Einmiſchungen des Reichs⸗ 
ftatthalters in die NSDAP. und ihre Gliederungen unzuläffig. Denn die 
NSDAP. unterſteht, obwohl das Geſetz vom 1. Dezember 1933 fie als Rörper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts bezeichnet, nicht der Aufficht des Reiches, fällt 
alſo nicht unter den $ 2 Abf. 1 des Reichsſtatthaltergeſetzes. Wenn eine 
Einwirkung auf Parteidienſtſtellen oder parteigliederungen notwendig 
wird, kann der Reichsſtatthalter nur, wenn er zugleich Gauleiter iſt, oder 
wenn ihm, wie dem Keichsſtatthalter General von Epp, beſondere Voll⸗ 
machten vom Sührer erteilt worden find, in dieſer Eigenſchaft klnordnungen 
und Maßnahnien treffen. Sonſt iſt er auf Dorftellungen beim Stellvertreter 
des Führers der NSDAP. beſchränkt. 


c) Die Einzelbefugniſſe des Reichsſtatthalters 

Die Einzelbefugniſſe des Reichsſtatthalters ſind durch das Geſetz vom 
50. Januar 1955 weſentlich eingeſchränkt worden. Von den fünf Befugniſſen, 
die der Reichsſtatthalter urſprünglich nach dem Geſetz vom 7. April 1933 
beſaß, find die Auflöſung des Landtags und die Anordnung der Neuwahl 
bereits ſeit dem Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 hinfällig geworden. 
Die übrigen Befugniſſe ſind durch das neue Reichsſtatthaltergeſetz mehr oder 
weniger ſtark modifiziert worden. 

) Juſtimmend J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939, S. 70 Anm. 2. 
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Die Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Landes- 
regierung ſteht nicht mehr wie urſprünglich dem Keichsſtatthalter zu, 
ſondern fie wird vom Führer felbft ausgeſprochen. Der Reichsſtatthalter 
beſitzt lediglich ein Vorſchlagsrecht. Er kann dadurch vermeiden, daß Männer 
in die Landesregierung berufen werden, mit denen er nicht zuſammenzu⸗ 
arbeiten vermag. Die eigentliche Auswahl der Regierungs mitglieder aber 
wird vom Sührer getroffen, der ſich auch über den Vorſchlag des Reichsſtatt⸗ 
halters hinwegſetzen kann. Das Vorſchlags recht des Reichsſtatthalters iſt alſo 
ſchwächer als etwa früher das Vorſchlagsrecht des Reichskanzlers bei der 
Ernennung der Reichs miniſter durch den Reichspräſidenten nach klrtikel 55 
der Weimarer Derfafjung. Der Gedanke der Reichseinheit und der Reichs⸗ 
führung wird außerordentlich dadurch verſtärkt, daß alle Landes miniſter un⸗ 
mittelbar vom Sührer berufen werden. Noch deutlicher als nach dem zweiten 
Gleichſchaltungsgeſetz wird bei dieſer Neuregelung der Gedanke einer „eigene 
wüchſigen“ Landesregierung durch die Idee der reichswüchſigen Lan⸗ 
desregierung überwunden. Die vom Sührer berufene Landesregierung 
iſt nicht mehr in erſter Cinie dem Lande und ſeinen Intereſſen verpflichtet, 
ſondern ihre erſte und vornehmſte Verantwortung gilt dem Führer und dem 
Reich. ; 

Die Ausfertigung und Derkündung der Candesgeſetze obliegt 
dem Reichsſtatthalter, in Preußen dem Miniſterpräſidenten ($ 10 des Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetzes). Daß im neuen Reichsſtatthaltergeſetz das Erfordernis 
vorheriger Zuſtimmung der Reichsregierung hervorgehoben worden iſt, ent⸗ 
ſpricht dem Rechts zuſtand, den der $3 klbſatz 1 der Erſten Derordnung über den 
Neuaufbau des Reiches vom 2. Sebruar 1934 geſchaffen hati). Die Zuftimmung 
der Reichsregierung ſchränkt die Mitwirkung des Keichsſtatthalters bei der 
Geſetzgebung erheblich ein. Während der Re ichs ſtatthalter früher ein mate⸗ 
rielles Prüfungsrecht bei der Geſetzgebung hatte, wird die materielle Prüfung 
heute von der Reichsregierung vorgenommen. hat die Reichsregierung das 
Geſetz gebilligt, ſo kann der Reichsſtatthalter die Ausfertigung und Verkün⸗ 
dung nicht mehr verweigern, auch wenn es nach feiner Anficht die Richtlinien 
der Reichspolitik verletzt. Diefe Frage iſt von der Reichsregierung bereits 
geprüft und bindend für den Reichsſtatthalter entſchieden worden. 

Das Recht zur Ernennung und Entlaffung der Landesbeamten 
ift durch den Actitel 2 Abſatz 1 des Neuaufbaugeſetzes auf den Reichspräſi⸗ 

5) Eine nur äußerliche Unſtimmigkeit liegt darin, daß die Zuſtimmung nach 
$ 6 RStH6. von der Reichsregierung, nach g 3 Abf. 1 der 1. Neuaufbaub . vom 
zuſtändigen Reichsminifter ausgeht. Nach feſtſtehender Praris wird in Sällen wie 


dem 8 6 Rsth. unter der Bezeichnung „Reichsregierung“ der zuſtändige Miniſter 
verſtanden. 8 
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denten übergegangen, der es auf die Reichsſtatthalter und die Candes⸗ 
regierungen weiter übertragen hat (Erlaß vom 3. Februar 1934). $ 7 des 
Keichsſtatthaltergeſetzes weiſt dieſes Recht dem Führer zu, der es weiter 
übertragen kann. Dieſe Regelung iſt in $ 24 des Deutſchen Beamtengeſetzes 
übernommen worden. Gleiches gilt für das Gnadenrecht gemäß $ 8 des 
Reichsſtatthaltergeſetzes. Durch die Erlaſſe vom 1. Sebruar 1935 (RG Bl. 173) 
hat der Sührer diejenigen klkte bezeichnet, die er ſich ſelbſt vorbehält, und im 
übrigen die Übertragung zugunſten der Reichsſtatthalter und anderer Stellen 
ausgeſprochen. 

Neben dieſen im Reichsſtatthaltergeſetz geregelten Befugniſſen ergeben ſich 
eine Reihe von Zuſtändigkeiten der Reichsſtatthalter aus anderen Geſetzen. 
Zu erwähnen iſt einmal die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 
1935. Sie zieht den Reichsſtatthalter heran für Namen und Hoheitszeichen 
der Gemeinde (88 9—11), für die Entſcheidung von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen dem Beauftragten der NSDAP. und dem Bürgermeiſter 
(8 35) oder der klufſichtsbehörde (8 54), für die Berufung und Abberufung 
des Bürgermeiſters ($ 41, 45). Hingewieſen ſei auch auf das Reichskon⸗ 
kordat vom 20. Juli 1933, das dem Reichsftatthalter das Recht gibt, Be⸗ 
denken allgemeiner politiſcher Art gegen die Ernennung eines Biſchofs zu 
äußern (Art. 14), und das den Eid des Biſchofs in die hand des Reichsſtatt⸗ 
halters vorſieht (Art. 16). 


d) Die Landesregierung 


Die politiihe Sührungsgewalt des Reichsſtatthalters kann dadurch noch 
befeſtigt werden, daß er mit der Leitung der Candesregierung beauf⸗ 
tragt wird. Das iſt in Sachſen und in heſſen durch Erlaſſe vom 28. Fe⸗ 
bruar 1935, ſowie in Lippe und Schaumburg⸗Cippe durch Erlaſſe vom 
4. Sebruar 1936 geſchehen. In ham burg wurde der Reichsſtatthalter durch 
Erlaß vom 29. Juni 1956 mit der Führung der Candesregierung beauftragt; 
ſeit dem hamburgiſchen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſetz vom 9. Dezember 
1957 iſt er Ceiter der ſtaatlichen Verwaltung und der Gemeindeverwaltung 
in der Hanſeſtadt hamburg. In der Oftmark und im Sudetenland 
find die Reichsſtatthalter Leiter der ſtaatlichen und der Selbitverwaltung 
der Reichsgaue. Im Saarland iſt der Reichskommiſſar, der eine ſtatthalter⸗ 
gleiche Stellung innehat, ebenfalls mit der Leitung der „Verwaltung“ 
beauftragt, d. h. auch bei ihm iſt die allgemeine Führungsaufgabe mit 
der Regierung ſeines Gebietes vereinigt. In Thüringen hat der 
Keichsſtatthalter die Leitung des Innenminiſteriums übernommen, das ihm 
direkt unterſtellt iſt und in ſeinem Auftrag von einem Staatsrat verwaltet 
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wird. Mit diefer Verbindung von Statthalteramt und Vorſitz oder Mitglied- 
ſchaft in der Landesregierung wird das Prinzip der organifatorifchen Tren- 
nung beider Bereiche aufgegeben, das im alten Reichsſtatthaltergeſetz mit 
aller Schärfe durchgeführt war und das einen gewiſſen „natürlichen Dualis⸗ 
mus“ zur Solge hatte!). In dieſer Anderung zeigt ſich am ſtärkſten die Größe 
des ſeit 1935 erzielten Erfolges auf dem Wege zur nationalen Einigung des 
deutſchen Volkes. Es wurde bereits hervorgehoben, daß man im alten Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetz mit voller Abſicht nicht „Staatspräſidenten“ mit der Wah⸗ 
rung der Reichspolitik in den Ländern betraut hat:). Man wollte in den 
Reichsſtatthaltern ausſchließlich Vertreter des Reichswillens in den Ländern, 
keine Dertreter der Länderintereſſen gegenüber dem Reiche ſchaffen. Diefer 
Grundſatz ift auch zu beachten, wo das Statthalteramt mit dem borſitz in 
der Landesregierung verbunden worden ift. Der Reichsſtatthalter bleibt, 
auch als Führer der Candesregierung, vertreter der Reichsregierung; Richt⸗ 
ſchnur für ſein Handeln ſind allein die Grundſätze der Reichspolitik. Nicht 
um die überwundene „Eigenſtaatlichkeit“ der Länder zu beleben, fondern um 
den Amtsbezirk des Reichsſtatthalters nur um fo fefter und ſicherer in die 
Einheit des Reiches einzugliedern, iſt die Amterunion zwiſchen dem Reichs⸗ 
ftatthalter und dem Dorſitzenden der Landesregierung ermöglicht und in 
einzelnen Ländern durchgeführt worden. 

Die Candesregierungen ſelbſt unterſtehen ſeit dem Neuaufbaugeſetz der 
Reichs regierung unmittelbar, nicht nur wie bis dahin durch die Dermitt- 
lung der Reichsſtatthalter. Sie unterliegen einer dreifachen Einwirkung. 
a) Einmal unterſtehen fie dem Sührer des Reiches, der fie einſetzt und entläßt, 
und der ein unbedingtes Anweiſungsrecht beſitzt. b) Zum zweiten find fie 
von der Reichs regierung als ſolcher und von den einzelnen Reichsminiftern 
abhängig geworden. Auch die einzelnen Reichs miniſter können im Rahmen 
ihrer Zuftändigteit KUnordnungen an die Landesregierungen erlaſſen ($ 4 
der Verordnung vom 2. Sebruar 1934). Dadurch find die Candesregierungen 
zu Unterorganen der Reichs gewalt geworden. Es gibt keinen Widerſtand 
gegen die Anweifungen der Reichs regierung und der einzelnen Reichsminiſter. 
Eine Sabotage der Reichs intereſſen iſt nicht mehr möglich. c) Drittens find 
die Candesregierungen dem Reichsſtatthalter untergeordnet, der ſich am Sitz 
der Landesregierung befindet, und der fo die Möglichkeit unmittelbarer Ein⸗ 
flußnahme hat. Er ſichert die Durchführung der Reichsanweiſungen und die 
Wahrung der Reichsintereſſen; er iſt der eigentliche politiſche Führer des 
Landes. Die Landesregierungen beſitzen nur eine ſehr beſchränkte Selbftän- 

) Dgl. K. Bilfinger, Das Reichs ſtatthaltergeſetz. Hö R. N. S. 24. S. 164. 

2) Siehe oben, S. 344. 
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digkeit in den reinen Derwaltungsangelegenheiten des Landes, ſoweit fie 
die Reichspolitik nicht berühren. In der Praxis kann natürlich im Einzelfall 
zweifelhaft fein, ob eine beſtimmte Stage die Reichspolitik betrifft, oder ob 
fie eine völlig interne Derwaltungsangelegenheit des Landes ift. In ſolchen 
Zweifels fällen entſcheidet der Reichs ſtatthalter, ob eine beſtimmte Angelegen-. 
heit ein reines Internum des Landes iſt oder von der Reichsführung 
mit erfaßt wird. Der Reichsſtatthalter beſtimmt alſo ſelbſtändig die 
Grenzen der Führungsaufgabe, die ihm im Bereich des Landes zuge⸗ 
wieſen iſt. 


$33 
Der Wegfall föderaliſtiſcher Einrichtungen 


Aus dem veränderten Verhältnis von Reich und Ländern ergibt ſich, daß 
eine Reihe wichtiger Einrichtungen des föderaliſtiſchen Suſtems keinen 
Beſtand mehr beſitzt. Das ſind außer dem Reichs rat — worüber an ande⸗ 
rer Stelle geſprochen wurde — die Reichsaufſicht, die Reichserefution 
und die bündiſche Staats gerichtsbarkeit. 


a) Die Reichsaufſicht 

Die Reichsaufſicht war eine Kerneinrichtung des Föderalismus im 
Bismarckſchen wie im Weimarer Staat. Sie beruhte auf dem weſensmäßigen 
Unterſchied von Reich und Land, von Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung, von 
Reichs⸗ und Landesverwaltung !). Sie diente dem Ausgleich zwiſchen den 
beiden ſtaatlichen Einheiten Reich und Land. Im Anſchluß an das Werk 
Heinrich Triepels, Die Reichsaufſicht (1917), unterſchied man zwiſchen 
der ſelbſtändigen Reichsaufſicht und der abhängigen Reichsaufſicht. Die 
ſelbſtändige Reichsaufſicht kam zur Anwendung, wo Reich und Land 
nebeneinander zur Geſetzgebung zuſtändig waren. Damit hier das Land die 
Keichs intereſſen nicht durch voreilige Geſetze verletzte, beſaß das Reich die 
Möglichkeit, Einſpruch gegen den Erlaß des Landesgeſetzes zu erheben. Die 
abhängige Reichsaufſicht griff dort platz, wo das Reich ein Geſetz 
erlaſſen hatte, das von den Landesbehörden auszuführen war. Das Reich 
beſaß hier die Möglichkeit, Mängel in der Geſetzes aus führung zu rügen. Dabei 
konnte das Reich allgemeine Anweiſungen an die Landesbehörden ergehen 
laſſen und notfalls Kommiſſare an Ort und Stelle entſenden. Konnten Reich 
und Land ſich über die Ausübung der Reichsaufſicht nicht verſtändigen, fo 


1) Siehe auch oben, S. 248 ff., 328. 
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war der Staatsgerichtshof berufen, die Entſcheidung zu treffen. Das ganze 
Verfahren der Reichsauſſicht war fo geartet, daß es die Eigenſtaatlichkeit der 
Länder möglichſt ſchonte. Deshalb konnte auch im Konfliktfall das Reich 
ſeinen Willen nicht einfach durchſetzen; es war vielmehr der Entſcheidung 
eines unabhängigen Gerichts unterworfen. 

Der neue Aufbau des Reiches hat die Reichsaufficht überflüſſig gemacht 
und beſeitigt. Das iſt ganz klar für die ſelbſtändige Reichsaufſicht. 
Candesgeſetze können nur in Kraft treten, wenn ſie von dem zuſtändigen 
Keichsminiſter genehmigt worden find. In dieſem Genehmigungsverfahren 
iſt zu prüfen, ob die Reichsintereſſen durch das Candesgeſetz verletzt oder 
gefährdet werden. Früher hätte die Reichsregierung lediglich die Candes⸗ 
regierung erſuchen können, das Geſetz nicht zu erlaſſen; im Konflikts fall hätte 
dann der Staatsgerichtshof entſchieden. Heute kann der zuſtändige Reichsmi⸗ 
niſter nach ſeinem Ermeſſen die Genehmigung verſagen und dadurch den Er⸗ 
laß eines den Reichsintereſſen zuwiderlaufenden Geſetzes von vornherein ver⸗ 
hindern. Die vorherige Prüfung jedes Candesgeſetzes durch die zuſtändige 
Reichs ſtelle wahrt die Reichsintereſſen daher vielwirkſamer, als die ſelbſtändige 
Keichsauſſicht es vermöchte. Dieſe ift deshalb gegenſtandslos geworden und 
hat keinen Eingang in das neue Verfaſſungsrecht gefunden. Auch die abhän⸗ 
gige Reichsaufſicht hat ihre Bedeutung verloren. Sie ergänzte früher die 
Reichs geſetzgebung, indem fie die ordnungsmäßige Durchführung der Reichs⸗ 
geſetze durch die Candesverwaltungen ſicherte. Jetzt find die Candesregie⸗ 
rungen der Reichsregierung unmittelbar unterſtellt; jeder Reichs miniſter kann 
unmittelbare Anweifungen an die Candes regierungen richten. Srüher war der 
Reichsminiſter, wenn er Ordnungswidrigkeiten feſtſtellte, auf die „Mängel⸗ 
tüge“ beſchränkt; im Konflikts fall entſchied der Staatsgerichts hof. Jetzt genügt 
ein einfacher Dienftbefehl, um die ordnungsmäßige Durchführung der Reichs⸗ 
geſetze durch die Landesbehörden zu gewährleiſten. Das ſchwache Inſtrument 
der Reichsaufficht ift durch die heutigen ſtärkeren Mittel der Reichsführung 
ausgeſchaltet worden. i 


b) Die Reichs exekution 

Die Reichsexekution war eine altüberlieferte Einrichtung bündiſchen 
Verfaſſungslebens. Sie fand ſich insbeſondere im Deutſchen Bund, im 
Norddeutſchen Bund und im Bis marckſchen Reid. Don dort aus ging 
fie in den Art.48 Abſatz 1 der Weimarer Verfaſſung über. Danach konnte 
der Reichspräſident, wenn ein Land die ihm verfaſſungsmäßig obliegenden 
Pflichten gegenüber dem Reich nicht erfüllte, dieſes Land zur Pflicht 
erfüllung anhalten, notfalls mit bewaffneter Macht. Von dieſer Befugnis 

23 


356 VI. Die Gliederung des Reiches 


mußte der Reichspräfident wiederholt Gebrauch machen, fo 1919 gegen 
Braunſchweig, 1923 gegen Thüringen und Sachſen, und zuletzt 1932 ge⸗ 
gen die ſchwarz⸗rote Preußenregierung. 

Der Vollzug der Reichsexekution war im Weimarer Syſtem dadurch 
ſtark gehemmt, daß er der juſtizförmigen Kontrolle des Staatsgerichts⸗ 
hofs unterworfen wurde. Zwar konnten ſich die Beſtrebungen nicht durch⸗ 
ſetzen, die für die Anwendung der Reichs exekution ein vorhergegangenes 
Urteil des Staatsgerichtshofs verlangten). Doch wurde allgemein aner⸗ 
kannt, daß das mit der Reichserefution belegte Land berechtigt ſei, gegen 
das Reich Klage vor dem Staatsgerichts hof zu erheben und dort nachträg⸗ 
lich die Dorausſetzungen der Exekution nachprüfen zu laſſen. Damit war 
die in äußerſter Gefahr für die Einheit des Reiches getroffene politiſche 
Entſcheidung des Reichspräſidenten der nachträglichen Kontrolle durch 
den Staatsgerichtshof unterworfen. Dieſe Entwicklung hat mit der Ent⸗ 
ſcheidung des Staatsgerichtshofs vom 25. Oktober 1932 in der Sache 
Reich-Preußen ihren verhängnisvollen höhepunkt erreicht?). 

Im völkiſchen Reich iſt das föderaliſtiſche Inſtitut der Reichsexekution 
entbehrlich geworden und damit weggefallen. Die Reichs ex ekution ſetzte 
voraus, daß das Land, gegen das ſie ſich richtete, ein wirklicher 
Staat war. Sie erfaßte dieſes Land als einen geſchloſſenen Geſamt⸗ 
körper, als einheitlichen Staatsverband. heute beſitzen die Länder diefe 
Staatlichkeit nicht mehr; daher iſt die Reichs exekution weggefallen. Pflicht⸗ 
verletzungen der Cänder gegenüber dem Reich werden durch die unbe⸗ 
dingte Unterordnung der Candesregierungen unter die Reichsſtatthalter 
und die Reichsregierung von vornherein vermieden und brauchen daher 
nicht gewaltſam unterdrückt zu werden. 


c) Die Staatsgerichtsbarkeit 

Die Staatsgerichtsbarkeit iſt nicht nur in den bereits erwähnten Sällen 
der Reichs aufſicht und der Reichsexekution hinfällig geworden, ſondern 
fie iſt überhaupt aus dem deutſchen Derfaſſungsleben ausgeſchieden. 
klls Mittel zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen mehreren Staaten 
und von Derfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb eines Staates hatte ſich die 
Staatsgerichtsbarkeit innerhalb des Deutſchen Bundes entwickelt. Die Bis⸗ 
marckſche Verfaſſung dagegen ſah die gerichtliche Entſcheidung ſolcher Strei⸗ 
tigkeiten nicht vor, ſondern betraute den Bundes rat als das oberſte politiſche 


80 h. Criepel, Streitigkeiten zwiſchen Reich und Ländern. Seftgabe 
für ib. 1 5 1923. S. 59 ff. 


) Dgl. E. R. huber, Reichsgewalt und Staatsgerichtshof. 1932. 
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Organ des Reiches mit der Entſcheidung ſolcher Konflikte. Die Weimarer 
Verfaſſung dagegen ſchuf ein unabhängiges Gericht für dieſe Streitfälle und 
unterbreitete ihm auch die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Reich 
und Ländern. Der klrtikel 19 der Weimarer Verfaſſung unterſchied demnach 
drei Süße der Staatsgerichtsbarkeit: 1. die Entſcheidung öffentlich⸗ rechtlicher 
Streitigkeiten zwiſchen dem Reich und einem Land; 2. die Entſcheidung 
öffentlich⸗ rechtlicher Streitigkeiten zwiſchen zwei Ländern; 3. die Entſcheidung 
von Derfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb eines Landes. Die außerordentlich 
umfangreiche Tätigkeit, insbeſondere auch in hochpolitiſchen Streitfällen, hat 
den Staatsgerichtshof zu einem der wichtigſten Organe des Weimarer Der- 
faſſungslebens werden laſſen. 

Diele Staatsgerichts barkeit iſt mit dem Weſen des völkiſchen Reiches voll⸗ 
ſtändig unvereinbar; fie lebt deshalb in der neuen Verfaſſung nicht fort. Die 
juſtizförmigen Methoden, mit denen die Weimarer Derfaffung das politiſche 
Leben in Deutſchland zu befrieden ſuchte, find unanwendbar geworden. An 
ihre Stelle ſind die dem Führerreich angemeſſenen politiſchen Methoden 
getreten. Für die Streitfälle, in denen bisher die Staatsgerichtsbarkeit ein⸗ 
griff, gilt heute folgendes Verfahren: 

I. Streitigkeiten zwiſchen dem Reich und einem einzelnen Land find nicht 
mehr denkbar, da das Land keine ſelbſtändige geſchloſſene Einheit mehr iſt, die als 
ſolche dem Reich entgegenzutreten vermöchte. Allenfalls können Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen der Candesregierung und den zuſtändigen Reichsſtellen, 
insbeſondere dem Reichsſtatthalter vorkommen. Solche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten werden zunächſt vom Reichsſtatthalter als dem Träger der überlegenen 
Hoheit des Reiches entſchieden. Im äußerſten Sall, wenn etwa die Candesregie⸗ 
rung glaubt, daß der Reichsſtatthalter ſeine Befugniffe überſchritten habe, kann 
der Führer angerufen werden, der dann die endgültige Entſcheidung trifft. 

II. Streitigkeiten zwiſchen den Regierungen mehrerer Länder ſind zunächſt 
durch die beteiligten Reichsſtatthalter zu beſprechen und gütlich auszugleichen. 
Erweiſt ſich das als unmöglich, fo hat der Reichs innenminiſter als übergeord⸗ 
nete Dienſtſtelle den Konflikt zu entſcheiden. Im äußerſten Salle entſcheidet 
der Führer ſelbſt. 

III. Verfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb eines Landes im alten Sinne find 
mit der veränderten Struktur der Länder verſchwunden. Denn diefe Der- 
faſſungsſtreitigkeiten ftammten (jedenfalls urſprünglich) aus dem Gegenſatz 
von Regierung und Parlament. Solche Verfaſſungsſtreitigkeiten aus dem 
parlamentariſchen Bereich ſind mit der Vernichtung des Parlamentarismus 
hinweggefallen. Denkbar find heute nur noch Nonflikte zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Ordnungen des neuen völkiſchen Aufbaus. Soweit ſolche Konflikte 
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innerhalb des Candesbereiches auftauchen, hat zunächſt die Landesregierung 
eine Entſcheidung zu treffen. Doch kann der Reichsſtatthalter jederzeit ein- 
greifen und auf Grund feiner umfaſſenden Zuständigkeit die Entſcheidung von 
ſich aus treffen. Die Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten, Streitig⸗ 
keiten und Konflikten im politiſchen Bereich ift ſomit keine Stage der Gerichts⸗ 
barkeit mehr, ſondern ſie ſtellt heute eine Aufgabe der politiſchen Sührung dar. 


VII. Die Rechtsſtellung des Volksgenoſſen 


9 54 a 
Don den Grundrechten zur volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung 


a) Die Überwindung der Grundrechte 


Schrifttum: B. Dennewitz, Die inſtitutionelle Garantie. 1932. G. Giere, 
Das Problem des Wertſuyſtems der Weimarer Grundrechte. 1952. - W. Hofacker, 
Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen. 1926.— E. R. Huber, Bedeutungss 
wandel der Grundrechte. Hö R. N. S. 25. S. 1 ff. (1932). — S. Klein, Inſtitutionelle 
Garantien und Inftitutsgarantien. 1934. - O. Koellreutter, Grundriß der all» 
gemeinen Staatslehre. 1955. S. 100 ff. - E. Menzel, Das Ende der inſtitut ionellen 
Garantien. AöR. N. S. 28. S. 52 ff. - C. preſtele, Das ſubjektive öffentliche Recht 
im Wandel der Staats⸗ und Rechtsidee. Münchener Diff. 1956. C. Sch mitt, Srei⸗ 
heitsrechte und inſtitutionelle Garantien der Reichsverfaſſung. 1931. - Derfelbe, 
Inhalt und Bedeutung des zweiten Hauptteils der Reichsverfaſſung. Hbddstn. 
Bd. 2. S. 572 ff. 1952.— E. Tatarin-Tarnheyden, Werdendes Staatsrecht. 1934. 
S. 149 ff.-R. Thoma, Die juriſtiſche Bedeutung der grundrechtlichen Sätze derdeut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung im allgemeinen. Die Grundrechte und Grundpflichten der 
Reichs verfaſſung. Bd. 1. S. 1 ff. (1929). - C. 5. Ule, Über die Auslegung der 
Grundrechte. AöR. NG. 21. S. 37 ff. (1952). fl. Dode, Grundrechte und National⸗ 
ſozialismus. Heidelberger Diff. 1938. 


Der Vorrang der Geſellſchaft vor dem Staat, der das überkommene Der- 
faſſungsſuſtem beſtimmte, wurde durch Einrichtungen, Dorftellungen und 
Begriffe hergeſtellt, die dazu dienten, die Rechtsſphäre des Individuums 
der Staatsgewalt gegenüber unantaſtbar zu ſichern. Diefe Aufgabe erfüllten 
vor allem die Grundrechte, d. h. die ſubjektiven öffentlichen Rechte des 
Einzelnen, die ihm einen perfönlichen unentziehbaren Sreiheitsbereich gegen⸗ 
über der Staatsgewalt verfaſſungsmäßig gewährleiſteten. Das Syftern ſub⸗ 
jektiver öffentlicher Rechte des Individuums gegen den Staat, die das öffent⸗ 
liche Rechtsleben beherrſchten, nahm von den Grundrechten ſeinen Ausgang. 
Aus den verfaſſungsmäßig verbrieften Grundfreiheiten wurden im Wege 
der Deduktion die zahlloſen ſubjektiven Einzeltechte des Verwaltungslebens 
abgeleitet. Der enge Zuſammenhang zwiſchen Verfaſſung und Verwaltung 
trat in dieſem Begriff des ſubjektiven öffentlichen Rechts beſonders ſinn⸗ 
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fällig hervor. Die private Sreiheit des Einzelnen, der die Grundrechte dien⸗ 
ten, konnte erſt in vollem Umfang verwirklicht werden, als es gelang, das 
Sreiheitsrecht aus dem Rahmen der Verfaſſung in den Bereich der Derwal- 
tung zu übertragen. In dieſem Sinne iſt es richtig, wenn Otto Mauer 
feſtſtellte, daß die perſönliche Sreiheit ſtärker noch als auf der Verfaſſung 
auf dem Derwaltungsrecht beruhe. „Der Rechtsſtaat iſt der Staat des wohl⸗ 
geordneten Verwaltungsrechts“. ) Aber dieſe Seſtſtellung ändert nichts dar⸗ 
an, daß die ſubjektiven öffentlichen Rechte des Derwaltungslebens ihren 
geiſtigen und politiſchen Urſprung in den Grundrechten haben. So ſind die 
Grundrechte das Kernwerk im ganzen individualiſtiſchen Rechtsſuſtem. 

Nun fehlte es in den Weimarer Derfaffungstämpfen nicht an Derfuchen, die 
Grundrechte aus dieſem rein negativen Charakter zu befreien und ſie zu auf⸗ 
bauenden Elementen der politiſchen Ordnung zu entwickeln. Das geſchah vor 
allem durch die von Carl Schmitt vorgeſchlagene Unterſcheidung zwiſchen 
Sreiheitsrechten, Inſtitutsgarantien und inſtitutionellen Garantien?). Unter 
Steiheitsrechten verſtand man dabei die klaſſiſchen Grundrechte, alſo die 
prinzipiell unbegrenzten und nur ausnahmsweiſe der ſtaatlichen Einwirkung 
unterworfenen Rechte des Individuums auf Sreiheit von ſtaatlichem Zwang. 
Als Inſtituts garantien erſchienen die in der Derfafjung feſtgelegten Grund⸗ 
formen der Privatrechtsordnung; nämlich Eigentum, Ehe und Erbrecht. 
Als inſtitutionelle Garantien ſchließlich wurden bezeichnet die in der Der- 
faſſung enthaltenen Gewährleiſtungen zugunſten beſtimmter öffentlicher 
Organiſationen und Rörperſchaften; vor allem die Garantien des Beamten⸗ 
tums, der Gemeinden und Religions geſellſchaften gehörten hierher. Doch 
konnte dieſe Unterſcheidung für ſich allein noch nicht zu einer Überwindung 
der liberalen Grundrechte führen. Denn nicht nur die individualiſtiſch en grei⸗ 
heitsrechte, ſondern auch die gewährleiſteten Inſtitute und Inſtitutionen der 
Weimarer Derfafjung waren ihrem Inhalte nach liberal; Eigentum, Ehe 
und Erbrecht waren in ihrem damaligen Sinngehalt und ihrer damaligen 
Subſtanz ebenſo liberal wie das Beamtentum, die Gemeinden und die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften jener Zeit. Auch gelegentliche ſoziale Jugeſtändniſſe und 
Vorbehalte im Derfafjungstert konnten an dieſem liberalen Sachgehalt des 
geſamten Grundrechtskatalogs in allen ſeinen Einrichtungen nichts ändern. 
Es hätte ſchon eines wirklichen inneren „Bedeutungswandels der Grund⸗ 
rechte“ und ihrer Neugeftaltung als „Grundformen der öffentlichen Ord⸗ 
nung“ bedurft, um von den Gewährleiſtungen des zweiten Derfaffungsteils 

) O. Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht. 3. Aufl. 1924. Bd. 1. S. 13. Anm. 2. S. 58. 


2) Carl Schmitt, Freiheitsrechte und institutionelle Garantien der Reichs⸗ 
verfaſſung. 1931. 
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aus die liberale Weimarer Derfaffung aus den Angeln zu heben?). Dorftöße 
in dieſer Richtung aber blieben ohne durchſchlagenden Erfolg. 

Erſt der politiſche Durchbruch der völkiſchen Weltanſchauung hat die 
liberalen Grundrechte wirklich überwinden können. Ins beſondere die Srei- 
heitsrechte des Individuums gegenüber der Staatsgewalt mußten ver⸗ 
ſchwinden; ſie ſind mit dem Prinzip des völkiſchen Reiches nicht vereinbar. 
Es gibt keine perſönliche, vorſtaatliche und auͤßerſtaatliche Sreiheit des Ein⸗ 
zelnen, die vom Staat zu reſpektieren wäre. An die Stelle des tfolierten Indi⸗ 
viduums iſt der in die Gemeinſchaft gliedhaft eingeordnete Volksgenoſſe 
getreten, der von der Totalität des politiſchen Volkes erfaßt und in das Ge⸗ 
ſamtwirken einbezogen iſt. Es kann hier keine private ſtaatsfreie Sphäre 
mehr beſtehen, die der politiſchen Einheit gegenüber unantaſtbar und heilig 
wäre. Die Derfaffung des völkiſchen Reiches baut ſich daher nicht auf einem 
Syſtem von angeborenen und unveräußerlichen Rechten der Einzelperſon 
auf. Nun ſind bekanntlich die wichtigſten Sreiheitsrechte der Weimarer Der- 
faſſung durch die Verordnung des Reichspräfidenten vom 28. Februar 1933 
ſuspendiert worden. Aber die Einwirkung der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 
lution auf das Weimarer Grundrechtsſyſtem erſchöpft ſich nicht in der 
„Suspenſion“, da dieſe immer nur die vorübergehende Außerkraftſetzung 
der Sreiheits rechte während einer außergewöhnlichen Notlage bedeuten 
würde. Das Reichs gericht hat allerdings die Auffaffung vertreten, dieſe Grund» 
rechte ſeien nicht total aufgehoben, ſondern nur vorübergehend fuspendiert?). 
In Wahrheit find die Freiheitsrechte der Weimarer VDerfaſſung nicht nur vor⸗ 
übergehend außer Kraft geſetzt, ſondern fie find als Derfaffungsbeftanöteile 
endgültig beſeitigt worden, weil fie mit den Grundſätzen der völkiſchen Welt⸗ 
anſchauung nicht vereinbar ſind. Beſchränkungen der perſönlichen Betätigung, 
der Meinungsäußerung, des Dereins- und Derfammlungslebens, des Eigen⸗ 
tums ſind daher nicht nur im Rahmen der Verordnung vom 28. Februar 
1955, insbeſondere nicht nur zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaats gefährden⸗ 
der Gewaltakte zuläſſig. Sondern ſolche Beſchränkungen des einzelnen Volks⸗ 
genoſſen find ſtatthaft als Abwehr eines Mißbrauchs, die erforderlich iſt, um 
die Gemeinſchaft zu erhalten und zu entwickeln und ihre Cebens notwendig⸗ 
keiten zu ſichern. 

kluch die Inſtitutsgarantien der Weimarer Verfaſſung, d. h. vor 
allem die Gewährleiſtungen der Ehe, des Eigentums und des Erbrechts, 
waren, wie ſchon erwähnt wurde, von liberalem Geiſte erfüllt. Die Ehe galt 
dem Staat als eine geſellſchaftliche Einrichtung, in der ſich nur bis zu einem 


) Dgl. E. R. Huber, Bedeutungswandel der Grundrechte. AöR. N. S. 23 (1932) 
S. 79 ff. - ) In der Entſcheidung R63. 145. S. 373. 
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gewiſſen Grade religiöſe Bindungen erhalten hatten. Das Eigentum war- 
im Sinne unſeres bürgerlichen Rechts ein freies Verfügungsrecht über eine 
Sache. Das Erbrecht war durch die nur notdürftig gemilderte Teſtierfreiheit 
ein faſt völlig willkürliches Verfügungsrecht über das Erbe geworden. So 
zeigten die verfaſſungsmäßig feſtgelegten und geſchützten Kerninſtitute der 
alten Privatrechts ordnung eindeutig liberale Subſtanz. Die „ſozialen Vor⸗ 
behalte“, unter die der Derfafjungstert fie geſtellr hatte (etwa im Art. 153 
Hlbſ. 3), wurden als unverbindliche und rechtlich nichtsſagende Proklamationen 
betrachtet. Dieſer liberale und nur ſozial verbrämte Gehalt macht es un⸗ 
möglich, die Weimarer Inſtituts garantien in die völkiſche Verfaſſung zu 
übernehmen. Überall entwickeln ſich vielmehr die Grundbegriffe des völki⸗ 
ſchen Rechts in aus geſprochenem Gegenſatz zu den Weimarer Garantien. 
Die Ehe wird aus einer geſellſchaftlichen, kirchlich ſanktionierten Einrichtung 
zu einer Urzelle des völkiſchen Cebens. Das Eigentum wird aus einem indi⸗ 
vidualiſtiſchen Verfügungsrecht zu einer verantwortlichen, gebundenen Be⸗ 
fugnis. Der Eigentümer ift der Gemeinſchaft zum Dienſt verpflichtet, und 
er kann zur Rechenſchaft gezogen werden, wenn er feiner Verantwortung 
nicht genügt. Das Erbe aber ſteht der Samilie zu; daher muß die Leſtier⸗ 
freiheit eine flusnahme ſein, die Vererbung in der Familie dagegen die 
Regel bilden. Das neue Reichserbhofrecht hat dieſen Gedanken für das be⸗ 
ſonders wichtige bäuerliche Recht mit ſcharfer Solgerichtigkeit durchgeführt. 
In allen dieſen Fragen werden beim Aufbau der völkiſchen Ordnung die 
liberalen Inſtituts garantien der Weimarer Derfaffung verneint, Ein ganzes 
Jahrhundert verfaſſungsrechtlicher Entwicklung, dem dieſe liberalen In⸗ 
ſtitute als „heilig und unantaſtbar“ galten, wird abgelehnt. 

Schließlich haben auch die inſtitutionellen Garantien der Weimarer 
Verfaſſung in der neuen völkiſchen Ordnung keinen Raum. Denn wenn es 
ſich bei dieſen inftitutionellen Garantien auch nicht um Gewährleiſtungen 
zugunſten von Einzelperſonen, ſondern um Sicherungen für Organifationen 
und Rörperſchaften handelte, jo ändert das nichts daran, daß in ihnen „Stei- 
heit vom Staate“ zugeſprochen war. Beſtimmte organiſatoriſche Einrich⸗ 
tungen und beſtimmte autonome Rörperſchaften wurden gegenüber dem 
Eingriff der politiſchen Gewalt geſichert. Wenn ihnen auch nicht alle Einzel⸗ 
rechte, die ſie erworben hatten, garantiert wurden, fo wurden fie doch „als 
ſolche“, d. h. in ihren rechtlichen Grundlagen, gegen den Zugriff des Staates 
geſchützt. Die Gegenſtellung gegen den Staat war das weſensbeſtimmende 
Kennzeichen der inſtitutionellen Garantie. Aus dieſem entſcheidenden We⸗ 
ſenszug erklärt es ſich, daß die inſtitutionelle Garantie der Weimarer Ver⸗ 
faſſung die verfaſſungsrechtliche Baſis jenes verhängnisvollen Pluralismus 
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wurde, in dem Gruppen, Verbände und Einzeleinrichtungen ſich gegen den 
Staat formierten, ihn ohnmächtig machten, zerſetzten und ſeiner einheits⸗ 
bildenden Kraft beraubten. Der Appell gegen den Mißbrauch ſolcher ver⸗ 
faſſungsmäßigen Autanomien verhallte ungehört. Im völkiſchen Reich 
kann es ſolche gegen die politiſche Gewalt geſicherte autonome Körper- 
ſchaften und ſelbſtherrliche Organiſationen nicht mehr geben. Die Heutrali= 
ſierung bon Lebensbereichen vom politiſchen Geſamtgeſchehen und die 
flutonomie von korporativen Verbänden gegenüber dem Staat, wie fie zum 
Weſen der inſtitutionellen Garantie gehörte, ſteht mit der völkiſchen Welt⸗ 
anſchauung in Widerſpruch. Es kann nicht der Sinn der völkiſchen Verfaſſung 
ſein, das Beamtentum als Einrichtung oder die Gemeinden als autonome 
Rörperſchaften gegen den Staat zu ſchützen, wie es durch inſtitutionelle 
Garantien geſchieht. Sondern die Derfaffung kann allein das Ziel haben, 
alle Einzelordnungen und alle Einrichtungen für das Reich zu mobili⸗ 
ſieren und zum Einſatz zu bringen. g 
Sreiheitsrechte, Inſtitutsgarantien und inſtitutionelle Garantien fallen 
in der völkiſchen Derfaſſung dahin. Der tiefere Grund dafür iſt der, daß in 
einer völtiihen Derfaffung das Prinzip der „Garantie“ überhaupt über⸗ 
wunden worden iſt. Die liberale Derfaffung war ihrem Weſen nach „Garan⸗ 
tie“; fie war ein Suſtem von Sicherungen und Gewährleiſtungen gegen die 
Staatsgewalt. Die völkiſche Verfaſſung hat dieſe Garantiefunktion nicht; fie 
ſoll im Gegenteil die Wirkſamkeit und Schlagkraft der politiſchen Gewalt 
erhöhen. Sie ſoll nicht die Individuen und Gruppen gegen das Ganze ſchüt⸗ 
zen, ſondern ſie dient der Einheit und Ganzheit des Volkes gegen alle indi⸗ 
vidualiſtiſchen und gruppenmäßigen Jerſetzungen. Das Grundrechtsſyſtem 
der Weimarer Verfaſſung trug zur inneren Auflöfung des Staates und zur 
Entwicklung eines pluraliſtiſchen Suſtems autonomer Inſtitutionen bei. 
Die völkiſche Verfaſſung überwindet die Rechtseinrichtungen der Auflöfung 
und des Pluralismus und ſchafft auf neuem Boden die Cebensordnung des 
völkiſchen Reiches. 


b) Der Begriff der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung 


Schrifttum: K. fl. Eckhardt, Recht oder Pflicht. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 
1956. S. 7ff.— Derſelbe, Zum Begriff des ſubjektiven Rechts. Ebenda S. 352 ff. - 
R. Höhn, Das ſubjektive öffentliche Recht und der neue Staat. Deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. 1936. S. 49 ff. — W. Hofacker, Die ſubjektiven öffentlichen Rechte. 
DJ3. 1935. Sp. 723 ff. — E. R. huber, Die Rechtsſtellung des Volksgenoſſen. 
Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 96 (1936). S. 438 ff. - Derfelbe, Die volksgenöſ⸗ 
ſiſche Rechtsſtellung in der Verwaltung. ZATDR. 1937. S. 323 ff. - Derfelbe, Die 
Verwirkung der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung im Verwaltungsrecht. Ebenda. 
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S. 566 ff. - 5. Krüger, Volksgemeinſchaft ftatt ſubjektiver öffentlicher Rechte. 
Deutſche Verwaltung. 1935. S. 37 ff. — K. Carenz, Rechtsperſon und ſubjektives 
Recht. Grundfragen der neuen Rechtswiſſenſchaft. 1935. S. 225.— Derfelbe, 
Gemeinſchaft und Rechtsſtellung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1936. S. 31 ff. — 
Th. Maunz, Das Ende des ſubjektiven öffentlichen Rechts. Zeitſchr. f. d. gel. 
Staats wiſſ. Bd. 96 (1935). S. 71 ff. - W. Siebert, Subjektives Recht, konkrete 
Berechtigung, Pflichtenordnung. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1936. S. 23 ff. — 
W. Stuckart, Nationalſozialiſtiſcher Staat und Verwaltungsgerichtsbarkeit. Deutſche 
Derwaltung. 1935. S. 162 ff. 

Wenn auch Sreiheitsrechte, Inſtitutsgarantien und inftitutionelle Garan⸗ 
tien in einer völkiſchen berfaſſung keinen Raum beſitzen, fo bedeutet das 
nicht, daß die Verfaſſung wieder wie in alten Zeiten auf die techniſche 
Staatsorganifation beſchränkt werden könnte. Für eine völkiſche Derfaffung 
kann niemals die Organiſation als ſolche entſcheidend ſein, ſondern es kommt 
ihr auf die Ordnung der volksgemeinſchaft an, die in beſtimmten Formen 
und Einrichtungen ihr wirkliches Leben führt. Die Ordnung des völkiſchen 
Gemeinſchaftslebens iſt die Derfaffung; die Geſamtheit der lebendigen Ge⸗ 
meinſchaftsverhältniſſe ift für den Aufbau und das Weſen der ver ffaſſung 
entſcheidend. Dabei find nicht nur das unmittelbare „politifhe” Leben (im 
engeren Sinne) und feine Ordnungen zu beachten. Nicht minder wichtig 
ſind die Ordnungen des Wirtſchaftslebens und des Rulturlebens, die gleich⸗ 
falls zum berfaſſungsgefüge eines Volkes gehören. Alle Grundeinrichtungen 
des pölkiſchen Gemeinſchaftslebens find Beſtandteile der Verfaſſung. Sür 
die geſellſchaftliche Struktur des liberalen Staates war, wie wir ſahen, der 
Begriff des ſubjektiven öffentlichen Rechts entſcheidend. Die völkiſche Cebens⸗ 
ordnung überwindet dieſen Kernbegriff der liberalen Geſellſchaft. Aber fie 
läßt an Stelle des zerſtörten alten Kernwerks kein wüſtes Feld von Trüm- 
mern. Die ſchöpferiſche Kraft einer weltanſchaulich⸗politiſchen Revolution 
bewährt ſich darin, daß fie nicht nur alte Einrichtungen und Dorftellungen 
zerſtört, ſondern daß fie darüber hinaus an der Stelle des Toten neue For⸗ 
men und Begriffe zu entwickeln vermag. So iſt in der Derfaffungswiffen- 
ſchaft noch nichts Entſcheidendes gewonnen, wenn das „ſubjektive Recht“ 
mit ſcharfſinnigen Argumenten vernichtet wird. Sondern der Sieg iſt erſt 
dann wirklich errungen, wenn es gelungen iſt, die neuen Ordnungen des 
völkiſchen Lebens zu entwickeln, die an die Stelle der überwundenen An⸗ 
ſchauungen und Begriffe treten können. Einer diefer Kernbegriffe der neuen 
Ordnung iſt die pflichtgebundene gliedhafte Rechtsſtellung des Volksgenoſſen 
in der Gemeinſchaft. ; 

Die Überwindung des „ſubjektiven Rechts“, die zu den Aufgaben eines 
neuen Rechtsdenkens gehört, ift nur möglich, wenn die gliedhafte Stellung 
des Dolks genoſſen in der Gemeinſchaft den ihr gemäßen rechtlichen Ausdruck 
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findet. Karl Car enz hat dieſe Gliedſtellung des Einzelnen in der Gemein⸗ 
ſchaft zutreffend umſchrieben!). Jedem Volks genoſſen kommt in der weiteren 
oder engeren Gemeinſchaft, in der er lebt und wirkt, eine konkrete Glied⸗ 
ſtellung zu. Er iſt in der lebendigen Ordnung, in der er ſteht, kein Untertan, 
der als Objekt in einer reinen Befehlsorönung ſteht. Er iſt kein bloßer Be⸗ 
zugspunkt ſtaatlicher Belaſtungen oder ſtaatlicher Fürſorge, alſo Dienſt⸗ 
pflichtiger, Steuerzahler, polizeilicher Störer, Wohlfahrtsempfänger und 
dergleichen. Sondern er iſt ein lebendiges Glied der Ordnung, in der er den 
Wirkungs raum erhält, den er nach feinen Anlagen und Kräften, nach feiner 
Einſatzbereitſchaft und nach feinen Ceiſtungen verdient. kluch die Glieder 
der ſtändiſchen Gemeinſchaften find in erſter Linie Volksgenoſſen und erſt 
dann Standesgenoſſen; ſonſt würde die Volksgemeinſchaft in eine Dielheit 
von Standesgemeinſchaften zerfallen, und an der Stelle der Rechtseinheit 
würde ſich ein ſtändiſcher Rechtspluralismus breitmachen. 

Die Gliedſtellung des Volks genoſſen in der Gemeinſchaft iſt eine Stel⸗ 
lung „im Recht“, wobei unter Recht kein abſtraktes Normenſuſtem, ſondern 
die lebendige Ordnung der Gemeinſchaft verſtanden wird. Wenn dieſe Glied⸗ 
ſtellung um ihres rechtlichen Gehaltes willen als „Rechtsſtellung“ bezeichnet 
wird, ſo handelt es ſich bei dieſem Begriff um keines der vielbefehdeten 
Doppelwörter wie „Rechtsſtaat“ oder „Rechtsgemeinſchaft“, die von einem 
Dualismus von Recht und konkreter Ordnung ausgehen. Sondern der Be⸗ 
griff der Rechtsſtellung meint nichts anderes als die gliedhafte Stellung, die 
der Volks genoſſe in der konkreten Ordnung und damit im Recht innehat. Das 
alte Recht kannte dieſe Rechtsſtellung des Volksgenoſſen in der Gemeinſchaft 
nicht. Es kannte nur die Rechtloſigkeit des Untertanen im abſoluten Staat 
und die ſubjektiven Rechte des Individuums im liberalen Suſtem. Das neue 
Recht hat dieſe abſolutiſtiſch⸗liberale Antithefe vernichtet; die ſubjektiven 
Rechte des Individuums ſind überwunden, doch kehren wir nicht zur ab⸗ 
ſolutiſtiſchen Rechtloſigkeit des Untertanen zurück. Der Begriff der volks⸗ 
genöſſiſchen Rechtsſtellung tritt als eine neue Bildung ein, die für den Auf- 
bau der völkiſchen Ordnung unentbehrlich ift. Dieſe Rechtsſtellung des Volks⸗ 
genoſſen iſt ſtets gemeinſchaftsbezogen und pflichtgebunden. Sie iſt nicht um 
des Einzelnen willen begründet, ſondern um der Gemeinſchaft willen, 
die nur dann lebendig, kraftvoll und finnhaft iſt, wenn der Genoſſe in 
ihr den rechten Wirkungs raum beſitzt. Ohne die konkrete Rechts ſtellung des 
Genoſſen gibt es keine wirkliche Gemeinſchaft. 


) Dgl. K. Carenz, Rechtsperſon und ſubjektives Recht. Grundfragen der neuen 
Rechtswiſſenſchaft. 1935. S. 225 ff. - Derſelbe, Gemeinſchaft und Rechtsstellung. 
Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1936. S. 31 ff. 
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Die Rechtsſtellung tft die gliedhafte Stellung des Volks genoſſen in der 
lebendigen Ordnung. Verpflichtungen und Berechtigungen ergeben ſich als 
Auswirkungen dieſer Rechtsſtellung für beſtimmte Einzelbeziehungen. Doch 
find ſolche Verpflichtungen und Berechtigungen nur Ausſtrahlungen, die 
aus der Rechtsſtellung hervortreten und die daher niemals ſelbſtändige Be⸗ 
deutung haben. Sie können nur aus der Geſamtſtellung begriffen werden 
und ſtehen daher wie dieſe unter der Bindung an die Gemeinſchaft und ihre 
konkrete Ordnung. Insbeſondere beſtehen alle Berechtigungen nur als 
pflichtgebundene Berechtigungen; ihr Gebrauch iſt ftets abhängig davon, 

daß der Inhaber die Pflichten, die jede Berechtigung zugleich in ſich ſchließt, 

erfüllt. Nicht der individualiſtiſche Perſonbegriff, ſondern die Teilhabe des 
Genoſſen an der völkiſchen Gemeinſchaft kommt im Begriff der Rechts⸗ 
ſtellung zum klusdruck. Weſentlich iſt der gliedhaften Rechtsſtellung ftets, 
daß ſie keine bloße Rechtsbeziehung unter Einzelnen iſt, ſondern daß 
fie von der Gemeinſchaft her Sinn und Richtung, Weſen und Bindung 
erhält. 

Hus dieſer Rückbeziehung auf die Gemeinſchaft folgen die Pflichten, die 
jedem Inhaber einer ſolchen Rechtsſtellung auferlegt find. Er iſt verpflichtet, 
von ſeiner Rechtsſtellung den Gebrauch zu machen, der dem geſunden und 
erſprießlichen Zuſammenleben der Volksgenoſſen in der Gemeinſchaft ent⸗ 
ſpricht. Erfüllt er diefe Pflichten nicht, fo macht er ſich des Mißbrauchs feiner 
Rechtsſtellung ſchuldig; er zieht ſich die Strafen zu, die für die Verletzung 
der Gemeinſchaftsſtellung vorgeſehen ſind. In ſchweren Fällen tritt die 
Verwirkung der Rechtsſtellung ein. Dieſe Verwirkung iſt eine all⸗ 

gemeine Erſcheinung der neuen Ordnung. Der Bauer kann abgemeiert 
werden, der Betriebsführer kann dieſer Eigenſchaft entkleidet werden, der 
Arbeiter kann ſeinen Arbeitsplatz verlieren, der Schriftleiter kann aus der 
Berufslifte gelöſcht werden, das Mitglied der Reichskulturkammer kann aus⸗ 
geſchloſſen werden, dem Inhaber einer Gewerbebefugnis kann die Erlaubnis 
entzogen oder die weitere Betätigung verboten werden ). Eine ſolche Derwir- 
kung iſt kein Eingriff von außen und oben in ein grundſätzlich unantaſtbares 
Recht, ſondern fie ift eine Folge, die ſich weſens notwendig aus der Bindung 
ergibt, die in der gemeinſchafts bezogenen Rechtsſtellung von Anfang an ent⸗ 
halten iſt. - 

Der Begriff der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung gilt für das geſamte 
Recht; ja die Einheit des völkiſchen Rechts beruht weſentlich auf der durch⸗ 
gängigen Bedeutung dieſes Begriffs, der für alle Ordnungen und Lebens- 


1) Dgl. E. R. Huber, Die Verwirkung der e Rechtsſtellung im 
Verwaltungsrecht. ZALDR. 1937. S. 366 ff. 
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bereiche konſtitutiv ift. Im Rechtsverkehr, in der Samilie, in den ſtändiſchen 
Ordnungen, im öffentlichen Dienit, in der Verwaltung, in der Derfaffung — 
überall gibt es die Rechtsſtellung des Doltsgenofjen!). Es gibt nicht nur die 
Rechtsſtellung des Eigentümers, des Arbeiters, des Bauern, des Mieters, 
des Familienvaters und dergleichen, ſondern auch die des Konzeffions- 
inhabers, des Arbeitsdienſtpflichtigen, des Soldaten, des Beamten, des 
Reichsbürgers. Es wäre ganz abwegig, dieſe konkreten Gliedſtellungen mit 
dem alten Begriff des ſubjektiven Rechts begreifen und in ihnen einen „In⸗ 
begriff von ſubjektiven Rechten“ ſehen zu wollen. Sondern es handelt ſich 
um gemeinſchafts bezogene und pflichtgebundene Berechtigungen des Volks⸗ 
genoſſen, die ihren Sinn und Inhalt aus der konkreten Ordnung gewinnen, 
in der der Volks genoſſe ſteht. 

Kluch im Rahmen der politiſchen Führungsordnung gibt es dieſe Rechts⸗ 
ftellung des Doltsgenoffen, der als Reichsbürger beſondere Pflichten zu er⸗ 
füllen hat, dem aber auch „politiſche Rechte“ zuerkannt find. Es iſt ein Irr⸗ 
tum, wenn gelegentlich behauptet wird, der Reichsbürger habe keine Rechte, 
ſondern nur Pflichten; es gebe kein Recht zur Abftimmung, ſondern nur eine 
Pflicht zur Akklamation. Es gibt natürlich keine angeborenen, unantaſtbaren 
politiſchen Rechte, die dem Individuum um ſeiner ſelbſt willen zuſtünden 
und die das Ziel hätten, die Führung zu beengen und zu beſchränken. In 
jeder echten politiſchen Gemeinſchaft hat der Genoſſe ſeine Rechtsſtellung, 
die ihm vom Sührer gegeben ift und die ihn zum wirklichen Gefolgs mann 
macht. Der ganze öffentliche Dienſt iſt durch ſolche Rechtsſtellungen gekenn⸗ 
zeichnet: der Soldat und der Beamte find nicht Knechte eines Apparates, 
ſondern Gefolgsmänner des Führers, denen gemeinſchafts gebundene Rechts⸗ 
ſtellungen zugewieſen find. Wenn es im Bereich der politiſchen Führungs⸗ 
ordnung dieſe „Rechtsſtellung“ des Gefolgsmannes nicht ebenfo gäbe wie 
in den ſonſtigen Cebensordnungen, fo hätten wir innerhalb des Rechts eine 
Trennung von außerordentlichem Maße, die nicht überbrückbar wäre. Die 
Anerkennung der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung als eines gemeinſamen 
Grundbegriffs innerhalb der geſamten Ordnung iſt ſchlechthin entſcheidend 
für die Einheit des völkiſchen Rechts. 

Sür die völkiſche Derfaffung find nicht nur die Rechtsſtellungen der poli⸗ 
tiſchen Sührungsorönung und des öffentlichen Dienftes wichtig, ſondern auch 
die Rechtsſtellungen des ſtändiſchen Lebens und des Volkslebens ſind ver⸗ 
faſſungsrechtlich erheblich. Wie die Rerninſtitute der bis herigen liberalen 
Privatrechtsordnung (Eigentum, Vertragsfreiheit, Teſtierfreiheit) Beſtand⸗ 


N gl. E. R. Buber, Die volksgenöſſiſche Rechtsſtellung in der Verwaltung. 
ZALDR, 1937. S. 325 ff. 
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teile der liberalen Derfaffung waren, fo find die Kernitellungen der volks⸗ 
genöſſiſchen Ordnung Beſtandteile der völkiſchen Verfaſſung. Familie, Eigen⸗ 
tum und Arbeitsverhältnis find diefe Kernftellungen unſerer volksgenöſſi⸗ 
ſchen Ordnung. Es gibt natürlich auch andere wichtige Rechtsſtellungen, 
ohne die der Aufbau des rechtlichen Gemeinſchaftslebens nicht möglich iſt. 
Aber die genannten Rechtsſtellungen geben doch das eigentliche Gerippe ab, 
um das ſich der Rörper der neuen Cebensordnung ſchließt. Dieſe Rechts⸗ 
ſtellungen, die die Grundlage des volksgenöſſiſchen Lebens bilden, erhalten 
ihren Ausbau, ihren Schutz und ihre Sörderung durch die politiſche Gewalt; 
fie ſtehen in dieſem Sinn unter dem Schutz der Derfafjung. Aber diefer 
Verfaſſungsſchutz unterſcheidet ſich ſehr erheblich von den Inftitutsgarantien 
der Weimarer Zeit. Dort kam es weſentlich darauf an, die Inſtitute der über⸗ 
kommenen Privatrechtsordnung gegen den Staat zu ſchützen. Ehe, 
Eigentum, Erbrecht ſollten in ihrer bisherigen liberalen Prägung gegen die 
politiſche Gewalt geſchützt werden, von der nicht ſicher war, ob ſie nicht 
marxiſtiſchen Tendenzen nachgeben werde. So bedeuteten die Inſtituts⸗ 
garantien im Grunde nichts anderes, als daß die im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch von 1900 niedergelegte liberal⸗individualiſtiſche Privatrechtsordnung 
durch die Derfaffung gegen den Marxismus geſichert wurde. Die Inſtituts⸗ 
garantien waren Schutzwälle des Liberalismus im Kampf der Weltanſchau⸗ 
ungen, die in Staat und Geſellſchaft um die Macht rangen. Der Schutz, den 
die völkiſche Derfaſſung den Kernftellungen der volks genöſſiſchen Ordnung 
angedeihen läßt, hat mit dieſem alten Kampf der Weltanſchauungen und 
parteien nichts zu tun. Vielmehr handelt es ſich darum, die weſentlichen 
volksgenöſſiſchen Rechtsſtellungen in eine unmittelbare lebendige Beziehung 
zu den verbindlichen Cebensgeſetzen von Volk und Reich zu bringen. Um des 
Dienſtes willen, den die Rechtsſtellungen beim Aufbau der Geſamtordnung 
leiſten, iſt es notwendig, daß fie durch ſtaatliche Mittel geſichert und geför⸗ 
dert werden. Nicht um die negative Garantie der vom Staate los gelöſten 
Privatrechts inſtitute gegen die politiſche Gewalt geht es hier. Sondern die 
fruchtbare Entfaltung unſerer völkiſchen Ordnung iſt das Ziel, wenn die 
Kechtsſtellungen des volksgenöſſiſchen Lebens den Schutz der Derfaffung 
erhalten. 


9 55 
Die Familie 
Schrifttum: 8. Burgdörfer, Bevölkerungspolitik und Steuerrecht. Deut⸗ 


ſches Recht. 1935. S. 249 ff. — G. Eiffer, Raffe und Familie. 1935. - fl. Gütt⸗ 
E. Rüdin⸗S. Ruttke, Rlutſchutz⸗ und Ehegeſundheitsgeſetz. 1936. - h. Cange, 
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Nationalfozialismus und Samilienrecht. Deutſches Recht. 1935. S. 82 ff.-$.Ruttte, 
Erbe und Kaſſenpflege in Geſetzgebung und Rechtſprechung des Dritten Reiches. 
Deutſches Recht. 1935. S. 25 ff. — W. Stuckart⸗H. Globte, Reichsbürgergeſetz, 
Blutſchutzgeſetz, Ehegeſundheitsgeſetz. 1936. 

Ehe und Samilie find die Zellen der völkiſchen Cebens ordnung. Ihr 
Schutz, ihre Sörderung und Entfaltung gehören zu den Grundaufgaben des 
Reiches. Die Eigenart der deutſchen Ehe und Samilie iſt eines der Elemente 
der völkiſchen Derfaffung. Deshalb iſt das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 ein Grundgeſetz 
der neuen völkiſchen Ordnung!). Das Ziel des ſog. Blutſchutzgeſetzes ift, 
die Reinheit des deutſchen Blutes als die Vorausſetzung für den Sortbeftand 
des deutſchen Volles zu ſichern. Es ift ein verfaſſungsgeſetz des Dritten 
Reiches, da es die naturhafte Grundlage der volksgemeinſchaft zu ſchützen 
beſtimmt iſt. Eheſchließungen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes ſind danach verboten. Trotzdem geſchloſſene 
Ehen find nichtig, auch wenn ſie zur Umgehung des Geſetzes im Ausland 
eingegangen werden. Die Nichtigkeits klage wird vom Staatsanwalt erhoben. 
flußerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staats angehörigen deutſchen 
oder artverwandten Bluts iſt verboten und für den Mann ſtrafbar, und zwar 
auch dann, wenn die Tat zur Umgehung des Geſetzes im flusland begangen 
wurde (Beſchluß des Großen Senats des Reichsgerichts vom 22. Februar 
1938, ZAEDR. 1938. S. 349). Nach der Erſten flusführungsverordnung zum 
Blutſchutzgeſetz vom 14. November 1935 ift auch die Ehe zwiſchen Juden und 
Miſchlingen mit nur einem volljüdiſchen Großelternteil (Miſchling zweiten 
Grades) verboten. Miſchlinge mit zwei volljũ diſchen Großeltern (Miſchling 
erſten Grades) bedürfen zur Eheſchließung mit Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes oder Miſchlingen zweiten Grades der Genehmi⸗ 
gung der zuſtändigen Reichsſtelle. Nach § 6 der Erſten Ausführungsverord- 
nung ſoll darüber hinaus eine Ehe nicht geſchloſſen werden, wenn durch ſie 
die Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdet würde. 

Das Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes vom 
18. Oktober 1935 (RG Bl. I 1246), das ſog. Erbgeſundheitsgeſetz, ver⸗ 
bietet darüber hinaus die Eheſchließung, wenn einer der Verlobten an einer 
gefährlichen anſteckenden Krankheit leidet, wenn er entmündigt iſt oder an 
einer geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft uner⸗ 
wünſcht erſcheinen läßt; ſchließlich wenn er an einer Erbkrankheit leidet. 


) In Oſterreich in Kraft geſetzt durch Verordnung vom 20. Mai 1938 (RGBI. I 
514), im Sudetenland durch Verordnung vom 21. Dezember 1938 (RGBI. I 1997), 
im Protektorat Böhmen und Mähren für die dort wohnenden deutſchen Volks⸗ 
zugehörigen durch Erlaß vom 16. März 1938 (RG Bl. I 485). 
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Durch Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes, das das Geſundheitsamt 
ausſtellt, iſt auf Verlangen des Standesbeamten nachzuweiſen, daß ein 
Ehehindernis der erwähnten Art nicht beſteht. Die Entſcheidung des 
Geſundheitsamts kann vor den Erbgeſundheitsgerichten angefochten 
werden. Eine entgegen dem Verbot geſchloſſene Ehe iſt nichtig, und zwar 
auch dann, wenn ſie zur Umgehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen 
wurde. Die Nichtigkeitsklage kann nur vom Staatsanwalt erhoben werden. 
Näheres enthält die Durchführungsverordnung vom 29. November 1935 
(GBl. I 1419). 

Dem Schutze des auf der gefunden deutſchen Samilie beruhenden Dolfs- 
körpers dient auch das Geſetz zur Derhütung erbkranken Nachwuchſes 
vom 14. Juli 1933 (RG Bl. 1529). Wer an einer der im Geſetz aufgezählten 
Erbkrankheiten leidet, kann durch chirurgischen Eingriff unfruchtbar gemacht 
werden, wenn nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft mit großer 
Wahrſcheinlichkeit zu erwarten ift, daß feine Nachkommen an ſchweren kör⸗ 
perlichen oder geiſtigen Erbſchäden leiden werden. Der Antrag kann von dem 
unfruchtbar zu Mach enden, aber auch vom zuständigen Amtsarzt geſtellt 
werden. Über den Antrag entſcheidet das Erbgeſundheitsgericht; in zweiter 
Inſtanz entſcheidet endgültig das Erbgeſundheitsobergericht. Näheres regelt 
die Husführungsverordnung vom 5. Dezember 1933 (RG Bl. I 1021). 

fluf der Grundlage der neugewonnenen Überzeugung vom Weſen und 
Wert der Ehe und Familie ift durch das Geſetz vom 6. Juli 1938 (RGBL I 
807) die Eheſchließung und Eheſcheidung für das ganze Reichsgebiet 
einſchließlich Oſterreichs neu geregelt worden). Die Eheverbote des Blut⸗ 

ſchutzgeſetzes und des Ehegeſundheitsgeſetzes find in das Geſetz übernommen 
worden. Nichtig ift auch die ſog. Namensehe, die ausſchließlich begründet iſt, 
um der Stau den Samiliennamen oder die Staatsangehörigkeit des Mannes 
zu verſchaffen, ohne daß die eheliche Cebensgemeinſchaft begründet werden 
ſoll (5 23). Sür die Eheſcheidung ift grundſätzlich das Verſchuldens prinzip feſt⸗ 
gehalten worden. Weſentlich iſt, daß die Ehe geſchieden werden kann, wenn 
der eine Teil ohne triftigen Grund beharrlich die Sortpflanzung verweigert 
oder verhindert ($ 48); ferner daß die Scheidung verlangt werden kann, wenn 
der andere Ehegatte vorzeitig unfruchtbar geworden iſt (8 53); ſchließlich daß 
jeder Ehegatte die Scheidung begehren kann, wenn die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft ſeit drei Jahren aufgehoben und infolge einer tiefgreifenden unheil⸗ 
baren Zerrüttung des ehelichen Derhältniffes die Wiederherſtellung einer 
dem weſen der Ehe entſprechenden Cebensgemeinſchaft nicht zu erwarten ift. 


) Im Sudetenland eingeführt durch Verordnung voni 22. Dezember 1938 
(R6BI. I 1987). 


— 
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(8 55)!). Das Geſetz geht hier wie in feinen ſonſtigen Beſtimmungen davon 
aus, daß der Sinn der Ehe in der Begründung der Familie liegt, und daß dort, 
wo dieſer Sinn mit oder ohne Schuld eines der Beteiligten nicht erfüllt werden 
kann, die Auflöfung der Ehe möglich fein muß. Die Hauptbedeutung des Ge⸗ 
ſetzes aber liegt in der Herſtellung eines einheitlichen Eherechts für das Ge⸗ 
biet des Großdeutſchen Reiches. Die Einheit des Volkes läßt eine Verſchieden⸗ 
heit des Eherechtes nicht zu, da die Samilie als Grundlage des Dolkskörpers 
nach einerlei Recht geſtaltet ſein muß. 

Neben dieſen Grundgeſetzen der deutſchen Samilie ſtehen zahlreiche wei⸗ 
tere Maßnahmen, in denen Ehe und Familie als die natürliche Grundlage des 
Volkes den Schutz des Reiches finden. So werden die Eheſchließungen durch 
die Gewährung von Eheſtands darlehen gefördert (Geſetz vom 1. Juni 1933 
Abſchn. V). Kinderreiche Familien werden durch die Steuergeſetze bevor⸗ 
zugt (Einkommenſteuergeſetz vom 6. Februar 1938). Aus dieſen und anderen 
Einzelgeſetzen ergibt ſich, in welchem Maße heute der innere Wert von Ehe 
und Familie für die völkiſche Ordnung erkannt iſt. Ehe und Familie gelten 
nicht mehr als gewöhnliche Rechtsbeziehungen des bürgerlichen Rechts. Sie 
ſind keine privaten Beziehungen zwiſchen Individuen, ſondern fie find Kern⸗ 
ſtellungen im Aufbau der völkischen Gemeinſchaft und Beſtandteile der 
Grundordnung des neuen Reiches. 
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Schrifttum: K. Blomeyer, hat der Bauer Eigentum am Erbhof? 1935. - 
M. Buffe, Der Erbhof im Aufbau der volksordnung. 1936. - Derſelbe, pflicht⸗ 
gebundenes Eigentum und Enteignung. Recht des Reichs nährſtandes 1936. S. 
147 ff. — Derſelbe, Zur Neugeſtaltung des Enteignungsrechts. ZATDR. 1936. 
S. 770 ff. - Derſelbe, Gliederung und Einheit des deutſchen Bodenrechts. Jeitſchr. 
f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 98 (1938). S. 498 ff. R. Diener, Wandlung des Eigen⸗ 
tumsbegriffs. Deutſches Recht, 1935. S. 175 ff. - 5. Dölle, Lehrbuch des Reichs⸗ 
erbhofrechts. 2. Aufl. 1939. — 5. Eichler, Wandlungen des Eigentumsbe⸗ 
griffs. 1958. — W. herſchel, Das Erbhofeigentum. 1936, — E. R. Huber, Die 
Geſtalt des deutſchen Sozialismus. 1934. S. 22 ff. Derſelbe, Die Rechts⸗ 
ftellung des Volksgenoſſen. 3. f. gef. StW. Bd. 96 (1936). S. 438 ff. - 5. Kut⸗ 
ſcher, Die Enteignung. 1938. - Th. maunz, Zur Neugeſtaltung des Enteig⸗ 
nungsrechts. DJ3. 1935. Sp. 1011 ff. — Derſelbe, Die Enteignung im Wan⸗ 
del der Staatsauffaſſung. 1936. - W. merk, Das Eigentum tm Wandel der 
Zeiten. 1954. — 5. Quecke, Keichsenteignungsrecht. 1936. -— R. Roftofty, 

) Der um die Auslegung des $ 55, insbefondere des nach Abſ. 2 dem beklagten 
Ehegatten zuſtehenden Widerſpruchsrechts, entſtandene Streit hat durch Urteil des 
RG. vom 13. Sebruar 1939 (Jak DR. 1939, S. 238) feine erfte höchſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung gefunden. 
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Das Erbhofeigentum. 1955. — U. Scheuner, Eigentum und Eigentumsbin⸗ 
dung. RD Bl. 1936. S. 5 ff. — Schmidt⸗Ernſthauſen, Zur Entwicklung des 
Enteignungsrechts. Jeitſchr. d. Akademie f. D. R. 1935. S. 657 ff.— C. Schmitt, 
Die Auflöfung des Enteignungsbegriffs. JW. 1929. S. 495 ff. h. Stoll, Deut⸗ 
ſches Bauernrecht. 1935. S. 54 ff. - w. Weber, Eigentum und öffentliche Der- 
waltung im neuen Reich. DJ3. 1935. Sp. 659 ff. - W. Weber⸗S. Wieader, 
Eigentum und Enteignung. 1935. - $. Wie acker, Wandlungen der Eigentums 
verfaſſung. 1955. — Derſelbe, Bauernrecht und bürgerliches Liegenſchaftsrecht. 
Deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1936 S. 193 ff. - Derſelbe, Bodenrecht. 1938. 


a) Der Eigentumsbegriff 


Das Eigentum iſt eine weitere Kernitellung der völkiſchen Cebens⸗ 
ordnung. ür die marxiſtiſche und bolſchewiſtiſche Doktrin war das Eigen⸗ 
tum Diebitahl; es ſollte deshalb durch die „Überführung der Produk⸗ 
tionsmittel an die Geſellſchaft“ vernichtet werden. Der Deutſche Sozialis⸗ 
mus, der ein Grundſatz der neuen Derfaffung iſt, erkennt im Gegenſatz zur 
marxiſtiſch⸗bolſchewiſtiſchen Theorie das Eigentum als notwendigen Be⸗ 
ſtandteil der völkiſchen Gemeinſchaftsordnung an. Aber er lehnt nicht minder 
ſcharf als die bolſchewiſtiſche Eigentumsloſigkeit den verderbten liberalen 
Begriff des Privateigentums ab. 

Das „Privateigentum“ der liberalen Wirtſchaftsordnung war eine Sinn⸗ 
verkehrung des echten Eigentums. Das Privateigentum bedeutete die Be⸗ 
fugnis des Einzelnen, mit den ererbten oder erworbenen Gütern nach will⸗ 
kürlichem Belieben, ohne Rückſicht auf die allgemeinen Intereſſen, zu ſchalten 
und zu walten. Es erkannte eine konkrete verantwortliche Bindung des 
Eigentümers an die Gemeinſchaft nicht an. Der Eigentümer konnte ſeine 
Güter benutzen oder nicht benutzen, er konnte ſie pflegen, verkommen laſſen 
oder vernichten. Ihm ſtand die vollſtändige Sachherrſchaft zu, die allenfalls 
von außen durch normative Schranken eingeengt, niemals aber von innen 
durch weſenhafte Bindungen beſtimmt war. Dieſer liberale Eigentums⸗ 
begriff war im $ 905 BGB. umſchrieben: 

„Der Eigentümer einer Sache kann, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenſtehen, mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Ein⸗ 
wirkung ausſchließen.“ 

Hier war die liberale Eigentumsfreiheit als Grundſatz verbrieft. Nur ausnahms⸗ 
weiſe ſtanden geſetzliche oder vertragliche Schranken dem freien Belieben des 
Eigentümers entgegen; eine urſprüngliche, weſenhafte und ſelbſtverſtändliche 
Bindung des Eigentums gab es nicht. Dieſer Eigentumsbegriff war auch im 
Art. 155 der Weimarer Derfaffung vorausgeſetzt. Denn wenn auch dort im 
klbſ. 5 ein „jozialer Dorbehalt“ angebracht war, fo war doch dieſe ſoziale Bin⸗ 
dung des Eigentums nicht zur konkreten Verantwortlich keit erwachſen; ſie blieb 
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„bloß es Programm“. Bezeichnend dafür ſind die Ausführungen, mit denen 
Gerhard nſchütz den ſozialen Vorbehalt des Art, 153 Abf. 3 kommentierte: 
„Abf. 3 iſt eine Richtſchnur, von welcher der Geſetzgeber (Y bei der privat⸗ und 
öffentlich⸗ rechtlichen Regelung des Privateigentums ſich leiten laſſen ſoll. Unmittel⸗ 
bare Rechtspflichten des Eigentümers entſpringen daraus nicht, und eben deshalb 
auch keine Zuständigkeiten des Richters“). 
Damit war der radikalliberale Eigentumsbegriff des $ 903 BGB. in vollem 
Umfang auch in der Reichs verfaſſung feſtgehalten. Der „[oziale Vorbehalt“ 
wurde nur als Richtſchnur für den Geſetzgeber, nicht als Bindung des Eigen⸗ 
tümers anerkannt. Insbeſondere wurde es dem Richter unterſagt, eine Ge⸗ 
bundenheit des Eigentums aus Art. 153 Abf. 3 abzuleiten. Es iſt kein Zweifel 
daran möglich, daß dieſe Ainficht des maßgebenden Kommentars zur Wei- 
marer Derfaffung ſich entgegen den wenigen Vorkämpfern eines wirklich 
gebundenen Eigentums in Wiſſenſchaft und Praxis durchgeſetzt hatte. 

Der deutſche Sozialismus muß diefen privaten, d. h. bindungs⸗ und ver⸗ 
antwortungsloſen Charakter des Eigentums überwinden?). Alles Eigentum 
iſt ihm Gemeingut. Der Eigentümer iſt gegenüber volk und Reich zur ver⸗ 
antwortlichen Verwaltung feiner Güter verpflichtet. Seine Rechtsſtellung 
iſt nur dann wirklich gerechtfertigt, wenn er dieſer Verantwortung gegenüber 
der Gemeinſchaft genügt. Die Gemeinſchaftsbindung tritt hier nicht als 
etwas Zufäßliches und Nachträgliches hinzu; fie iſt keine von außen an das 
Eigentum herangetragene Beſchränkung. Sondern ſie wohnt der Subſtanz 
des Eigentums von vornherein inne; das Eigentum iſt ſeinem Weſen und 
Inhalt nach eine gemeinſchafts gebundene Befugnis. Nur wo der Eigen⸗ 
tümer feiner öffentlichen Verantwortung nachkommt, iſt feine Rechtsſtellung 
vor der Gemeinſchaft gerechtfertigt. Mit Recht hat Sranz Wieacker betont, 
daß das Eigentum in der Gemeinſchaft „nicht als totale Sachherrſchaft, ſon⸗ 
dern als Zu weiſung zu eigenverantwortlichem und ſachgerechtem Verfahren 
mit dem Gegenſtand“ erjcheint?). Wo den Bindungen, die dem Eigentum 
innewohnen, nicht Genüge geſchieht, muß eine Verwirkung des Rechts 
eintreten. Dieſe Auffafjung wird von der Erklärung getragen, die Adolf 
hitler am 13. April 1928 zu Punkt 17 des Parteiprogramms abgegeben hat: 

„Da die NSDAP. auf dem Boden des Privateigentums ſteht, ergibt ſich von 
ſelbſt, daß der Paſſus Unentgeltliche Enteignung“ nur auf die Schaffung geſetzlicher 
Möglichkeiten Bezug hat, Boden, der auf unrechtmäßige Weiſe erworben wurde 


oder nicht nach den Geſichtspunkten des Volkswohls verwaltet wird, wenn nötig, 
zu enteignen.“ 


) G. Anſchütz, Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches. 14. Aufl. 1933. S. 721. 
) Dgl. E. R. Huber, Die Geſtalt des Deutſchen Sozialismus. 1934, S. 22 ff. 
) Stanz Wieacker, Wandlungen der Eigentumsverfaſſung. 1935. S. 24 f. 
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Der ſozialiſtiſche Begriff des Eigentums iſt bisher am ſtärkſten im Boden⸗ 
recht ausgeprägt worden. Im Reichserbhofgeſetz vom 29. September 
1933 hat er feinen deutlichſten Ausdruck gefunden. Der Erbhof iſt kein „pri⸗ 
vates Eigentum“ eines für ſich ſtehenden Individuums. Er hat eine öffent⸗ 
liche politiſche Aufgabe; er ſoll die bäuerliche Sippe, das lebenskräftige 
Bauerntum und damit das ganze Volk erhalten. Die individuelle Verfügungs⸗ 
macht des Bauern über den hof iſt deshalb ausgeſchloſſen worden. Er kann 
den Hof weder frei veräußern und belaften noch teſtamentariſch vererben. 
Nur mit Genehmigung des Anerbengerichts können die ſtarken Bindungen 
des Erb! ofeigentums gelockert werden. Der Bauer iſt auch nicht frei in der 
Verwaltung des Hofes. Iſt er nicht fähig oder nicht willens, den Hof ord⸗ 
nungsmäßig zu bewirtſchaften, fo kann ihm die Verwaltung und Nutznießung 
des Hofes entzogen werden; er kann abgemeiert werden. Die bäuerliche 
Wirtſchaftsführung iſt ſomit nicht in das private Belieben oder Dermögen 
des Einzelnen geſtellt, ſondern ſie iſt ein Dienſt, den der Bauer der Gemein⸗ 
ſchaft ſchuldet. 

Es iſt oft die Stage aufgeworfen worden, ob dieſes bäuerliche Eigentum 
nur ein Sonderfall des allgemeinen bürgerlichen Eigentumsbegriffs ift, oder 
ob es ſich um eine ganz einzigartige und unvergleichbare Neubildung han⸗ 
delt, die den Bauernhof aus jeder Beziehung zu der allgemeinen Erſcheinung 
des Eigentums löſt. Nun kann felbitverftändlid; das bäuerliche Eigentum 
nicht als ein Spezialfall unter den alten liberalen Eigentumsbegriff des 
8 905 BGB. gebracht werden. Das Erbhofeigentum hat nichts mit den Dor⸗ 
ſtellungen zu tun, die dem $ 905 BGB. zugrunde liegen, ſondern es iſt etwas 
weſenhaft Neues und Anderes. Aber es genügt nicht, das bäuerliche Eigen⸗ 
tum in einen ſcharfen Gegenſatz zur alten Eigentumsordnung des BGB. 
zu bringen, ſondern es iſt notwendig, vom bäuerlichen Eigentum aus ein 
Zielbild der neuen gebundenen Eigentumsordnung zu entwerfen. Der das 
Reichserbhofgeſetz kennzeichnende Gedanke, daß alles Eigentum der Volks⸗ 
gemeinſchaft dient und deshalb zum allgemeinen Beſten zu verwalten iſt, 
muß zum Prinzip der ganzen Eigentumsordnung erhoben werden. Die Der- 
pflichtung, die das willkürliche Belieben des Privateigentümers in den ver⸗ 
antwortlichen Dienſt an der Gemeinſchaft wandelt, muß ein Beſtandteil 
aller völkiſchen Eigentumsſtellungen fein. hat ſich die Dorftellung einer in⸗ 
haltlichen Bindung alles Eigentums voll durchgeſetzt, fo wird deutlicher wer⸗ 
den, daß das bäuerliche Eigentum ein beſonderer Bereich der umfaſſenden 
völkiſchen Eigentums ordnung iſt. Sicher tft jedenfalls, daß der 905 BGB. 
nicht nur auf das bäuerliche Eigentum nicht paßt, ſondern daß er überhaupt 
als Generalbegriff der Eigentumsverfaſſung unanwendbar geworden iſt. 
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Ins beſondere kann heute weder das gewerbliche noch das geiftige Eigentum 
mit den Kriterien des 905 BGB. zutreffend erfaßt werden. Die Bildung 
eines gemeinſchaftsbezogenen, weſensgebundenen Eigentumsbegriffs darf 
nicht beim bäuerlichen Eigentum ſtehenbleiben, ſondern muß alle Gebiete 
des deutſchen Rechts durchdringen. 


b) Gilt Art. 153 der Weimarer Derfaffung noch? 

Die Wandlung des Eigentumsinhaltes führt notwendig zu einer neuen 
Auffaffung von den Beſchränkungen und Entziehungen des Eigentums, die 
man bisher unter der Bezeichnung „Enteignung“ zuſammenfaßte. Der alte 
Enteignungsbegriff, der den Verfaſſungen und den Geſetzen der liberalen 
Zeit zugrunde lag, ging von der Dorftellung aus, daß die Privatſphäre 
grundſätzlich frei und unantaſtbar ſei und daß die ſtaatliche Gewalt nur aus⸗ 
nahms weiſe von außen und oben in fie eingreifen dürfe. Das Eigentum war 
„heilig und unverletzlich“; nur in außergewöhnlichen Sällen konnte es be⸗ 
ſchränkt oder gar entzogen werden. Die Enteignung bedeutete eine Durch⸗ 
brechung der verfaſſungsmäßigen Eigentums garantie; fie war nur aus⸗ 
nahmsweiſe und grundſätzlich nur gegen Entſchädigung zuläſſig. Nach der 
klaſſiſchen Dorftellung war die Enteignung auf die Entziehung von Grund⸗ 
eigentum beſchränkt. Später wurde der Begriff mehr und mehr aus geweitet, 
und es wurde ihm jede beſondere Beſchränkung oder Entziehung eines 
privaten Vermögens rechts untergeordnet. Solche Eingriffe in die privaten 
Vermögensrechte waren nach Art. 153 Abf. 2 der Weimarer Derfaffung nur 
auf geſetzlicher Grundlage und nur zum Wohle der Allgemeinheit zuläffig. 
Grundſätzlich war eine Entſchädigung zu gewähren, über deren Höhe im 
ordentlichen Rechtsweg geſtritten werden konnte. Rechtſprechung und 
Rechts wiſſenſchaft wetteiferten darin, dieſen Schutz der privaten Dermögens- 
ſphäre auf das höchſtmögliche Maß auszudehnen. So ergab ſich eine „Auf- 
löſung des Enteignungsbegriffs“), — eine uferlofe Ausweitung der ent⸗ 
ſchädigungspflichtigen Tatbeſtände. Notwendige Reformen der Eigentums⸗ 
ordnung im Siedlungsweſen, in der Städteplanung, im Denkmal⸗ und 
Naturſchutz und auf anderen Gebieten wurden erſchwert, verzögert oder 
ganz unmöglich gemacht. 

Der Begriff des pflichtgebundenen Eigentums verlangt eine Abkehr von 
ſolchen Rechtsgrundſätzen. Mit vollem Recht iſt auf einer Arbeitstagung der 
Reichsfachgruppe Hochſchullehrer des Bs. am 15./16. Juni 1935 feſt⸗ 
geſtellt worden, daß die in Art. 153 der Weimarer Derfaflung verwendeten 


8 ) Dgl. C. Schmitt, Die Auflöfung des Enteignungsbegriffs. JW. 1929. 
. 495 ff. 
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und vorausgeſetzten Begriffe und Normierungen einſchließlich ihrer ſeit dem 
Jahre 1924 durchgeſetzten Ausweitungen unverwendbat geworden find"). 
Sie ſtehen nicht mehr in rechtlicher Geltung, und das Reichs gericht irrt, wenn 
es in der Entſcheidung R63. 145, 369 den Art. 153 als grundſätzlich weiter⸗ 
geltend und nur vorläufig durch die Verordnung des Reichspräfidenten vom 
28. Sebruar 1935 ſuspendiert behandelt. Natürlich iſt aber an der Stelle des 
Art. 155 nicht einfach eine „Lüde im Recht“ entſtanden. Sondern es gelten 
für die ſogenannte Enteignung neue ungeſchriebene Grundſätze, die ſich aus 
dem Begriff des pflichtgebundenen Eigentums notwendig er geben. Dabei 
iſt zunächſt einmal die grundſätzliche Unterſcheidung zu machen zwiſchen 
ſolchen Tatbeftänden, in denen es ſich um die nähere Verwirklichung der dem 
Eigentum innewohnenden Gemeinſchaftsbindung handelt, und den ganz 
anders gearteten Fällen, in denen eine beſtimmte Eigentumsſtellung wirk⸗ 
lich entzogen wird. Eigentumsbindung und Eigentumsentziehung ſind zu 
unterſcheiden. 


c) Die Eigentumsbindung 

Wenn die dem Eigentum innewohnende Gemeinſchaftsbindung näher 
verwirklicht wird, ſo darf das niemals als „Enteignung“ bezeichnet werden, 
und zwar auch dann nicht, wenn dem Inhaber der Rechtsſtellung dabei ein 
erhebliches Opfer auferlegt wird. hier wird keine Rechtsſtellung entzogen, 
ſondern nur ihr Inhalt näher beſtimmt und geregelt. Es wird nur deutlich 
gemacht, was als pflichtmäßige Bindung der Rechtsſtellung ohnedies inne⸗ 
wohnt. Es wird alſo nicht etwa von außen und oben ein zuſätzliches Opfer 
zugemutet, eine an ſich unbeſchränkte Rechtsſtellung beſonders belaſtet, in 
die „private Dermögensſphäre des Einzelnen“ beſonders eingegriffen. Son- 
dern es wird nur der dem Eigentum immanente Gedanke des Dienſtes und 
der Pflicht für einen beſtimmten Anwendungsfall konkretiſiert. Drei Grup⸗ 
pen von Tatbeſtänden find hier wiederum zu unterſcheiden: 

Erſtens kann der dem Eigentum innewohnende Pflichtcharakter durch 
ſtaatliche Maßnahmen verſtärkt werden, jo wenn eine Bauordnung Regeln 
für die Bebauung von Grundſtücken aufſtellt, oder wenn durch die Eintra⸗ 
gung in die Denkmalsliſte die Benutzung von Bauwerken beſchränkt wird. 
Wichtige Fälle dieſer Art aus der älteren Geſetzgebung enthält ferner das 
preußiſche Sluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 in Geſtalt der Feſtſetzung von 
Baufluchtlinien, Sreiflächen und dergleichen. Eine verfehlte Rechtſprechung 
der früheren Jeit hat in ſolchen Maßnahmen teilweiſe „Enteignungen“ 

2) Dgl. den Bericht über die Tagung DJ3. 1935. Sp. 815 und dazu W. Weber⸗ 
S. Wieader, Eigentum und Enteignung. 1935. S. 5 ff. 
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ſehen wollen). Aus der neueren Geſetzgebung ſeien folgende befonders wich⸗ 
tige Sälle hervorgehoben: 1. das Geſetz über die Beſchränkung der Nach⸗ 
barrechte gegenüber Betrieben, die für die Volksertüchtigung von beſon⸗ 
derer Bedeutung find, vom 1. Dezember 1933 (RG Bl. I 1058); danach kann 
gegen Betriebe, die der Dolfsertüchtigung dienen und die vom Reichs innen⸗ 
minifter genehmigt worden find, ein nachbarrechtlicher Anſpruch auf Ein- 
ſtellung oder auf Herftellung von Schutzvorrichtungen nicht erhoben werden; 
Entſchädigung wird nur ausnahmsweiſe nach Maßgabe einer Entſche dung 
des Reichs innenminiſters gewährt). — 2. Das Schutzbereich geſetz vom 
24. Januar 1935 (RG Bl. I 499); danach iſt in den aus Gründen der Reichs⸗ 
verteidigung gebildeten Schutzbereichen die Errichtung oder Vergrößerung 
von Bauten, die Deränderung von Waſſerläufen und die ſonſtige Derände- 
rung der Bodengeſtaltung und Bewachſung nur mit Genehmigung des 
Schutzbereichamtes zuläſſig; die landwirtſchaftliche Nutzung iſt an ſich ge⸗ 
ftattet, kann jedoch eingeſchränkt werden; Entſchädigung wird nach Maßgabe 
einer Entſcheidung des Oberkommandos der Wehrmacht gewährt, wenn ein 
Betrieb durch die Beſchränkungen unwirtſchaftlich wird. — 3. Das Natur⸗ 
ſchutz geſetz vom 26. Juni 1935 (RGBI. I 831); danach iſt bei den dem Na⸗ 
turſchutz unterliegenden Denkmalen und Gebieten (Naturdenkmale, Natur⸗ 
ſchutzgebiete) eine Veränderung oder Zerſtörung ohne Genehmigung der 
Naturſchutzbehörde verboten; eine Entſchädigung wird nicht gewährt. — 
4. Das Cuftſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935 (RG Bl. I 827) mit Durch⸗ 
führungsverordnung vom 4. Mai 1937 (RG Rl. I 559); danach find alle 
Deutſchen zu Dienſt⸗ und Sachleiſtungen ſowie zu ſonſtigen Handlungen und 
Duldungen und Unterlaſſungen verpflichtet, die zur Durchführung des Cuft⸗ 
ſchutzes erforderlich ſind; Vergütungen und Entſchädigungen werden nur in 
Ausnahmefällen gewährt. — 5. Das Geſetz über die Neugeſtaltung deut⸗ 
ſcher Städte vom 4. Oktober 1937 (RGBI. I 1054); danach kann das Grund⸗ 
eigentum zur Durchführung ſtädtebaulicher Maßnahmen durch Bebauungs⸗ 
und kinderungsverbote und in anderer Weiſe beſchränkt werden; eine Ent⸗ 
ſchädigung wird nicht gewährt). — 6. Das Wehrleiſtungsgeſetz vom 
13. Juli 1938 (R GBI. I 887); danach kann für Wehrzwecke von den Be⸗ 
wohnern des Reichsgebietes verlangt werden, daß ſie den Gebrauch ihrer 
Sachen geſtatten, Rechte an beweglichen Sachen übertragen und ſonſtige 
Rechte zur Ausübung überlaffen; im beſonderen kann die Gewährung vo 


1) Dgl. R63. 128. S. 8; 132. S. 69. 8 

) Entſprechende Vorſchriften enthält das Geſetz über die Beſchränkung des 
Nachbarrechts gegenüber Betrieben, die für die Volks geſundheit von beſon⸗ 
derer Bedeutung find, vom 18. Oktober 1935 (RG Bl. I 1247). 

) Dazu unten S. 381 Anm. 1. 
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Unterkunft, die Verabreichung von Verpflegung, die Benutzungsüberlaſſung 
von Grundſtücken, die Ausführung von Beförderung u. a. m. verlangt wer⸗ 
den; Vergütung wird gewährt, ſoweit die Ceiſtung nicht billigerweiſe unent⸗ 
geltlich verlangt werden kann. — 7. Die Verordnung über Baubeſchrän⸗ 
kungen zur Sicherung der Gewinnung von Bodenſchätzen vom 28. Februar 
1959 (RGBl. T 381); danach können bei den von den zuſtändigen Behörden 
bezeichneten Slächen baupolizeiliche Genehmigungen verfagt werden, wenn 
das Vorhaben die Durchführung bergbaulicher Maßnahmen erſchweren 
würde. Wird durch die Beſchränkungen ein beſtehender Wirtſchaftsbetrieb 
unwirtſchaftlich, ſo iſt eine angemeſſene Entſchädigung zu gewähren, die von 
der höheren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt wird; gegen die Seſtſetzung iſt 
nur die Beſchwerde zuläſſig, der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. Ciegen die 
Dorausſetzungen für eine Entſchädigung nicht vor, jo kann zur Vermeidung 
von Härten eine Entſchädigung nach billigem Ermeſſen gewährt werden. In 
den erwähnten Sällen verlangen die Geſetze Opfer für die Allgemeinheit, die 
vielfach nicht in der Entziehung des Eigentums, ſondern in der Ordnung des 
Inhalts und Umfangs des Eigentums beſtehen. Dabei wird häufig keine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt, ſondern nur in Ausnahmefällen und unter Ausſchluß 
des Rechtsweges ein Billigkeitsausgleich zugewieſen. 

Zweitens kann die wirtſchaftliche Derwertung von Gütern im Markt⸗ 
verkehr durch ſtaatliche oder ſtändiſche Anordnungen geregelt werden. Der 
Erlaß von Ein⸗ und Ausfuhrverboten, die Seſtſetzung verbindlicher Preiſe 
und Cieferungsbedingungen, die Einführung eines Kennzeichnungszwanges 
und ähnliche Maßnahmen verpflichten zu einer ganz beſtimmten Art der 
Verfügung über die von den Dorſchriften betroffenen Güter. Auch kapital⸗ 
regelnde Anordnungen, etwa die herabſetzung von Zinſen, die Zwangs- 
konverſion von Anleihen u. dgl., gehören hierher. Ebenſo rechnen zu 
dieſen Maßnahmen der Erlaß eines Inveſtitionsverbots und die Begrün⸗ 
dung einer Inveſtitionspflicht; die Unternehmer werden dadurch entweder 
gehindert, ihr Kapital in beſtimmten Wirtſchaftszweigen arbeiten zu 
laſſen, oder fie werden, was wichtiger iſt, gehalten, ihr Kapital zum Aufbau 
neuer Unternehmungen einzuſetzen, wie es durch die Verordnung über die 
Errichtung wirtſchaftlicher Pflichtgemeinſchaften in der Braunkohlenwirtſchaft 
vom 28. Stptember 1934 geſchehen iſt. In ſolchen marktregelnden oder kapital⸗ 
regelnden Anordnungen wird ſtets nur eine Bindung konkretiſiert, die durch 
die gliedhafte Stellung des Eigentümers in der Gemeinſchaft von vornherein 
gegeben iſt. Eine Entſchädigung wird in dieſen Fällen der Konkretiſierung des 
Eigentumsinhaltes durch markt⸗ oder kapitalregelnde Anordnungen niemals 
zu gewähren ſein. Denn es entſteht kein „Schaden“, und es wird kein unzu⸗ 
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mutbares Opfer auferlegt, wenn die Art der Derwendung von Gütern oder 
Kapitalien zum Wohle der Gemeinſchaft geordnet wird. 

Drittens kann im Rahmen der ſtaatlichen oder ſtändiſchen Wirtſchafts⸗ 
führung eine Ablieferungspflicht für beſtimmte Güter begründet werden. 
In großem Maße ſind beim Neuaufbau der deutſchen Wirtſchaft ſolche 
Ablieferungspflichten den Volksgenoſſen allgemein oder den Angehörigen 
ſtändiſcher Organifationen auferlegt worden. So beſteht eine allgemeine 
Hblieferungspflicht für Deviſen. So find weiter für Milch, Eier, Zucker, 
Getreide und viele andere ernährungs wirtſchaftliche Güter Ablieferungs⸗ 
pflichten geſchaffen worden. Das Reichsgericht hat in ſolchen pflicht⸗ 
ablieferungen früher enteignungsähnliche Eingriffe geſehen und die Ent⸗ 
eignungsgrundſätze des Art. 155 Abſ. 2 der Weimarer Derfaffung auf fie 
angewandt). In Wahrheit haben die Pflichtablieferungen mit einer „Ent⸗ 
eignung“ nichts zu tun, da die wirtschaftlichen Güter nur planmäßig ihrer 
natürlichen Verwendung zugeführt werden. Der Abſatz von Gütern wird 
mit Hilfe der Ablieferungspflichten ſtaatlich oder ſtändiſch geleitet. Weil es 
ſich hier um die Juleitung von Gütern zu ihrer beſtimmungsmäßigen Der- 
wendung handelt, liegt es in der Natur der Sache, daß dem Ablieferungs⸗ 

pflichtigen eine angemeſſene Dergütung gewährt wird. Der Ablieferungs- 
pflichtige erhält daher den Übernahmepreis, den die zuſtändige ſtaatliche 
oder ſtändiſche Dienſtſtelle feſtſetzt. Hervorzuheben iſt, daß es ſich bei der Er⸗ 
füllung einer ſolchen Ablieferungspflicht weder um einen „Kaufvertrag“ 
handelt, für den Begriffe wie „Zwangs kauf“, „diktierter Vertrag“ oder 
„Kontrahierungszwang“ herangezogen werden könnten, noch daß eine „Ent⸗ 
eignung“ vorliegt. Denn der Zwangstauf iſt ein einmaliger ausnahms⸗ 
weiſer Eingriff in den grundſätzlich freien Rechtsverkehr; eine Enteignung 
wiederum liegt nur vor, wenn ein Gegenftand feiner bisherigen Beſtimmung 
entzogen und einem neuen wichtigeren Zweck zugeführt wird. Die Abliefe⸗ 
rungspflicht aber ſteht im Rahmen einer neuen Geſamtordnung, und ſie 
will gerade die beſtimmungsmäßige Verwendung des betroffenen Gutes 
ſichern. Der Ubernahmepreis iſt daher auch weder Kaufpreis noch Entſchädi⸗ 
gung, ſondern er iſt eine Vergütung im Rahmen eines ſelbſtändigen recht⸗ 
lichen Inſtituts: der Pflichtabliefer ung). 


d) Die Enteignung 
Die echte Entziehung des Eigentums ift von diefen Fällen zu unter: 
ſcheiden. Sie kann einmal aus Gründen erfolgen, die ausſchließlich in der 


1) R63. 110. S. 544; 113. S. 335. 
) PDgl. dazu auch K. münch, Wirtſchaftliche Selbſtverwaltung. 1938, S. 74 ff 
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Sache liegen, ohne daß das Derhalten des Betroffenen irgendeinen Anlaß 
gegeben hätte. Das iſt die „Enteignung“ im eigentlichen Sinne. Dieſer Sall 
iſt immer dann gegeben, wenn ein beſtimmtes Vermögensobjekt der bis⸗ 
herigen Zweckbeſtimmung entzogen und einer neuen Aufgabe zugewieſen 
werden ſoll. Hierher gehören insbeſondere die früher als „klaſſiſche Ent⸗ 
eignung“ bezeichneten Tatbeſtände, in denen ein Grundſtück der alten Be⸗ 
nutzung entfremdet und einer neuen Verwendung zugeführt wird, weil das 
öffentliche Wohl eine ſolche Anderung der Zweckbeſtimmung verlangt. 
Denkbar iſt natürlich auch, daß bewegliche Sachen in dieſer Weiſe ihrer bis⸗ 
herigen Zweckbeſtimmung und ihrem bisherigen Eigentümer entzogen wer⸗ 
den; etwa Gegenſtände aus lebenswichtigen Metallen oder dergleichen. 
Stets iſt für dieſe echte Enteignung die Zweckentfremdung und die Über⸗ 
weiſung zu neuer Beſtimmung kennzeichnend. 

Die Enteignung vollzieht ſich heute regelmäßig noch gemäß den vor⸗ 
ſchriften der Landesenteignungsgejete, in Preußen des Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874, das die Übereignung von Bodeneigentum aus Gründen 
des öffentlichen Wohles regelt. Das Geſetz fieht ein umſtändlich es Verfahren 
vor, das mit der Verleihung des Enteignungsrechts durch das Staatsminiſte⸗ 
rium beginnt, mit der Seftitellung des plans und der Seſtſetzung der Ent⸗ 
ſchädigung durch den Regierungspräſidenten fortſchreitet, und ſchließlich in der 
Enteignungserklärung durch den Regierungspräſidenten endet. Für die Ent⸗ 
ſchãdigung iſt der volle Wert des Grundſtücks maßgebend; wegen der höhe der 
Entſchädigung können die ordentlichen Gerichte angerufen werden. Die Ent⸗ 
eignungserklärung darf nur in dringlichen Fällen vor der Erledigung des 
Kechtswegs und auch dann nur gegen Kaution ausgeſprochen werden. Das 
Geſetz ift ein beredtes Zeugnis dafür, in welchem Maße der bürgerliche Cibe⸗ 
ralismus bereits während der Bismardzeit ſelbſt in das preußiſche Staats⸗ 
leben eingedrungen war. Durch ein übermäßig kompliziertes Verfahren und 
durch die Verpflichtung zum vollen Werterſatz wurde die Enteignung er⸗ 
ſchwert; und die Zulaſſung des Rechtswegs bedeutete eine Kapitulation vor 
den juſtizſtaatlichen Beſtrebungen des radikalen Liberalismus. Das Geſetz iſt 
ein vollendetes Abbild einer liberalen Haltung, der es darum geht, die Inter⸗ 
eſſen des Eigentümers unter allen Umſtänden in vollem Maße zu ſichern. 

Ein Reichsenteignungsgeſetz beſteht noch nicht. Doch gibt es zahlreiche 
einzelne Reichs geſetze, die für beſtimmte Sondergebiete die Enteignung von 
Grundeigentum regeln. Erwähnt ſeien 1. das Reichs ſied lungs geſetz vom 
11. Auguft 1919, das die Enteignung von Siedlungsland durch gemeinnützige 
Siedlungsunternehmungen oder Candlieferungsverbände vorſieht. — 2. Das 
Reichsbahngeſetz vom 13. März 1930, das die Enteignung zugunſten 


Eu 
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der Deutſchen Reichsbahn in die hand des Sührers (früher des Reichs präſi⸗ 
denten) und des Reichsverkehrsminiſters legt. — 3. Das Reichs autobah⸗ 
nengeſetz vom 17. Juni 1933, das ein Enteignungsrecht des General⸗ 
inſpektors für das deutſche Straßenweſen zugunſten der Reichs autobahnen 
begründet. — 4. Die Geſetze für das Staubecken Turawa vom 4. Dezem⸗ 
ber 1954 und über den Bau der Saaletalſperre bei hohenwarte vom 
15. Sebruar 1935, in denen die Enteignung für beſonders wichtige Einzel⸗ 
aufgaben der klrbeitsbeſchaffung geregelt ift. — 5. Das Geſetz über die Land⸗ 


beſchaffung für Zwecke der Wehrmacht vom 29. März 1935, das die 


Enteignung von Grundeigentum für militäriſche Zwecke in die hand der 
Reichsitelle für Candbeſchaffung beim Oberkommando der Wehrmacht legt. 
— 6. Das Naturſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935, das die Enteignung, ſo⸗ 
weit fie für die Bildung von Naturſchutzgebieten notwendig ift, in die Hand 
der beim Reichsforſtmeiſter gebildeten Reichsſtelle für Candbeſchaffung 
legt. — 7. Das Geſetz über den Grunderwerb für die Kanaliſierung der 
Mittelweſer vom 8. März 1936, das ſich ſtärker als die anderen neueren 
Geſetze an das preußiſche Enteignungsgeſetz von 1874 anlehnt. — 8. Das Ge⸗ 
ſetz über die Neugeſtaltung deutſcher Städte vom 4. Oktober 1937, das 
bei den vom Führer angeordneten ſtädtebaulichen Maßnahmen die Enteig⸗ 
nung nach Maßgabe der beſtehenden Geſetze zuläßt.). — 9. Die Verordnung 
über die Candbeſchaffung für Zwecke der Reichswerke „hermann Gö⸗ 
ring“ vom 20. Dezember 1937, die die Enteignung von Grundbeſitz nach 
Maßgabe des Landbeſchaffungsgeſetzes für Zwecke der Wehrmacht zuläßt). 
Die Verordnung findet auch auf die Erſtellung des hüttenwerkes in Linz 


) Dazu die Erlaſſe über den Generalbauinſpektor für die Reichshauptſtadt vom 
30. Januar 1937 und vom 20. Januar 1938, ſowie die Derordnungen über die Neu⸗ 
geſtaltung der Reichshauptſtadt Berlin vom 5. November 1937, 25. Januar 1938, 
23. April 1938, 30. Januar 1939, 8. Sebruar 1939. Serner der Erlaß über ſtädte⸗ 
bauliche Maßnahmen in der Stadt der Reichsparteitage Nürnberg vom 9. April 
1938 nebſt Verordnung vom 1. Juni 1938, Erlaß über den Bau der Elbe hochbrücke 
in Hamburg vom 31. März 1938, Erlaß über ſtädtebauliche Maßnahmen im Gebiet 
der Doltswagenftadt vom 6. Juli 1938, Erlaß über die Umgeſtaltung der Hauptſtadt 
der Bewegung vom 21. Dezember 1938, nebſt Verordnung vom 15. März 1939 
(RG Bl. 1492), die Erlaſſe über ſtädtebauliche Maßnahmen in Augsburg, Bayreuth, 
Breslau, Dresden, Graz, Hamburg, Würzburg vom 17. Sebruar 1939, der Erlaß 
über die Neugeſtaltung der Stadt Linz a. d. Donau vom 25. März 1939, ſowie die 
Erlaſſe über ſtädtebauliche Maßnahmen in Salzburg vom 25. März 1939 und in 
Münfter i. W. und Stettin vom 31. März 1939. 

) Dazu auch Derordnung über die Landbeſchaffung für die Umgeſtaltung der 
Verkehrsverhältniſſe der Deutſchen Reichsbahn im Wirtſchaftsgebiet Hildesheim 
Salzgitter-Braunſchweig-Sallersleben vom 7. Sebruat 1939 (RG Bl. I 163), ſowie 
Verordnung über die Umgeſtaltung der Derkehrsverhältniſſe im Raume Wilhelms⸗ 
haven und Umgebung vom 2. April 1935 (RG Bl. I 719). 
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a. d. Donau Anwendung (Derordnung vom 9. Juli 1938).— 10. Die Ver⸗ 
ordnung über die Landbeſchaffung für Zwecke des Dolkswagenwerks in 
Sallersleben vom 17. Auguft 1938, das die Enteignung nach den gleichen 
Dorichriften zuläßt. — 11. Die Derorönung über die Landbeſchaffung für den 
Bau reichseigener Getreidelagerhallen und Speicher vom 18. Sebruar 
1959, die ſich ebenfalls auf dieſe Enteignungsvorſchriften bezieht. — 12. Das 
Rhein⸗Main⸗Donaugeſetz vom 11. Mai 1958, das eine Enteignungs⸗ 
ermächtigung zugunſten des Reiches und der Rhein-Main-Donau-AG. in 
München enthält). — 15. Der Erlaß über die Erw eiterung des Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Kanals vom 25. Februar 1959, der die Enteignung nach Maß⸗ 
gabe des preußiſchen Waſſer⸗ und Enteignungsrechts vorſieht, das jedoch 
vom Reichsverkehrsminiſter durch Verordnung geändert werden kann, ſo⸗ 
weit er es für dieſen Zweck als notwendig erachtete). — 14. Das Wehr⸗ 
leiſtungsgeſetz vom 13. Juli 1938 ſieht vor, daß die Übertragung von 
Rechten an beweglichen Sachen verlangt werden kann; es iſt inſoweit ein 
Enteignungsgeſetz. 

Ebenſo wie nach dem preußiſchen Enteignungsgeſetz iſt in allen Reichs⸗ 
enteigungsgeſetzen grundſätzlich eine Entſchädigung zu gewähren. Doch 
ſchreiben die Reichsgeſetze nicht mehr einen Erſatz des „vollen Wertes“, 
ſondern nur noch eine „angemeſſene Entſchädigung“ vor?). Durch die an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung ſoll dem betroffenen Volks genoſſen die Möglich⸗ 
keit gegeben werden, ſeine geſchmälerte Rechtsſtellung wieder aufzubauen 
oder ſich eine neue entſprechende Kechtsſtellung zu ſchaffen. Deshalb iſt 
in den angeführten neuen Enteignungsgeſetzen vorgeſehen, daß die Ent⸗ 
ſchädigung für entzogenes Grundeigentum in Land erfolgen kann, und 
daß ſie grundſätzlich in Cand gewährt werden muß, wenn es ſich um 
einen Erbhof handelt. Wegen der Höhe der Entſchädigung können heute 
in manchen der reichsgeſetzlich geregelten Fälle noch die Zivilgerichte 
angerufen werden‘). In anderen Fällen legen die neuen Reichsgeſetze 
die letzte Entſcheidung in die Hand von Derwaltungsgerichten. So ent⸗ 
ſcheidet bei der Enteignung für Zwecke der Wehrmacht ein beſonderes 
Entſchädigungsgericht, das beim Preußiſchen Oberverwaltungsgericht ge⸗ 


) Dazu Verordnung vom 26. Juli 1938 (RG Bl. II 281). 

) Dazu Derordnung vom 15. April 1939 (RGBI, I 749). 

) gl. w. Weber -S. Wie acker, Eigentum und Enteignung. 1935. S. 17. 

So bei Enteignungen nach dem Reichs ſiedlungsgeſetz, dem Reichsbahngeſetz, 
dem Reichsautobahnengeſetz, ſowie nach den Geſetzen über das Staubecken Turawa, 
über die Saaletalſperre hohenwarte, über die Kanaliſierung der Mittelweser, über 


die Neugeſtaltung deutſcher Städte, über den Rhein-Main-Donau-Kanal, über den 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal. 
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bildet worden ift!). Im Wehrleiſtungsgeſetz iſt kein gerichtlicher Rechtsſchutz 
vorgeſehen ). tes, 

Nun wird bei diefer Entziehung von Grundeigentum ſtets die Stage 
auftauchen, ob die bisherige Benutzung dem öffentlichen Wohle nicht in 
gleichem Maße diente wie die Verwendung zu dem neuen vorgeſehenen 
Zweck. Dor allem kann ein Widerſtreit beſtehen zwiſchen öffentlichen Auf- 
gaben, die im Rahmen der volksgenöſſiſchen Ordnung erfüllt werden, und 
öffentlichen Zweden, die die ſtaatlichen Stellen verfolgen. Um hier einen 
gerechten Ausgleich zu finden, find beſondere Reichsſtellen geſchaffen worden, 
denen die Landbeſchaffung übertragen worden iſt. Die Landbeſchaffung für 
Zwecke der Wehrmacht liegt nach dem Geſetz vom 29. März 1955 der beim 
Oberkommando der Wehrmacht gebildeten Reichsſtelle für Land⸗ 
beſchaffung ob. Die Umſiedlung der nach dieſem Geſetz in Land zu entſchã⸗ 
digenden Erbhofbauern wird von der im Reichsernährungsminiſterium ge⸗ 
bildeten Reichsſtelle für Umſiedlung durchgeführt. Neben dieſen beiden 
Reichs ſtellen beſteht nach dem Geſetz über die Regelung des Candbedarfs der 
öffentlichen hand vom 29. März 1935 ſowie den Erlaſſen vom 26. Juni 1935 
und vom 18. Dezember 1935 die Reichsſtelle für Raumordnung, der 
die zuſammenfaſſende, übergeordnete Planung und Ordnung des deut⸗ 
ſchen Raumes für das ganze Reichsgebiet übertragen iſts). Aller Land⸗ 
bedarf der öffentlichen Hand iſt ihr zu melden; fie kann gegen die Durch⸗ 
führung eines Vorhabens, das die Landbeſchaffung erfordert, Einſpruch 
erheben. Dieſe Einrichtung iſt ein wichtiger Anfa für den neuen Aufbau 
des deutſchen Bodenrechts. 


e) Die Aufopferung 
Schrifttum: J. W. Gieſe, Der öffentlich⸗rechtliche Hufopferungsanſpruch. 
1956. - E. R. Huber, Die Rechtsſtellung des Volksgenoſſen. Zeitſchr. f. d. geſ. 
Staatswiſſ. Bd. 96 (1956). S. 467 fl. R. Stödter, Offentlich⸗ rechtliche Entſchädi⸗ 
gung. 1935. — $. Stück, Probleme der öffentlich⸗rechtlichen Entſchädigung in der 
Gegenwart. Königsberger Diff. 1939.- W. Weber, Das Problem der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Entſchädigung (bei hans Frank, Deutſches Verwaltungsrecht, 1937, S. 468 ff.). 


Die Enteignung iſt eine Husſtrahlung des allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatzes, daß jedermann verpflichtet iſt, ſeine beſondere Rechtsſtellung, feine 


) Eben ſo nach den Enteignungsgeſetzen, die ſich auf das Geſetz zur Landbeſchaf⸗ 
fung für Zwecke der Wehrmacht beziehen (f. oben). 

) Es iſt lediglich eine Derwaltungsbeſchwerde vorgeſehen. Nur wenn die For⸗ 
derung 100000 RA überfteigt, iſt die Beſchwerde ans Reichsverwaltungsgericht 
(vorläufig ans Preuß. OG.) zuläſſig ($ 27 Wehrleiſtungs G.). 

) Dazu die erſte Verordnung zur Durchführung der Reichs⸗ und Landesplanung 
vom 15. Februar 1936 (RG Bl. I 104). - Das Geſetz ift in Oſterreich eingeführt wor⸗ 
den durch Verordnung vom 14. April 1938 (RG Bl. I 392), im Sudetenland durch 
Derorönung vom 31. Oktober 1938 (RGBI. I 1529). 
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Berechtigungen und ſeine Vorteile für das allgemeine Wohl aufzuopfern, 
wenn dieſes notwendig iſt. Die Aufopferung ift mehr als die Pflichtbindung 
des Eigentums, da fie zum Derluſt der bisherigen Rechtsſtellung führt. 
Weſentlich iſt, daß der ſtaatliche Akt, der die Aufopferung durchführt, dem 
urſprünglichen Sinne nach keine bloße Notſtands handlung (alſo keine zwar 
rechtswidrige, aber durch die ſtaatliche Notlage gebilligte Maßnahme) iſt, 
ſondern daß es ſich um einen rechtmäßigen, auch innerlich gerechtfertigten 
Akt der Staatsgewalt handelt. Erſt im Laufe der liberalen Entwicklung iſt 
der urſprüngliche Gedanke der klufopferung durch das Prinzip des ftaatlichen 
Notſtands verdrängt worden. 

Der Rechtsgrundſatz der flufopferung findet ſich in Abwandlungen in 
jeder politiſchen Ordnung. Er iſt in der Form des altpreußiſchen Pflicht» 
gedankens in den berühmten 99 74, 75 der Einleitung zum Allgemeinen 
Candrecht von 1794 zuerſt geſetzlich formuliert worden. Dort heißt es: 

„ 74. Einzelne Rechte und Vorteile der Mitglieder des Staates müſſen den 
Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohls, wenn zwi⸗ 
ſchen beiden ein wirklicher Widerſpruch (Kolliſion) eintritt, nachſtehen. 

$ 75. Dagegen iſt der Staat denjenigen, welcher feine befonderen Rechte und 

Vorteile dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, zu ent⸗ 
ſchädigen gehalten.“ 
An dieſem Grundſatz iſt auch in der liberalen Zeit feſtgehalten worden. Sein 
wichtigſter Anwendungsfall iſt der polizeiliche Notſtand, der in den 88 21, 70 
des preußiſchen Polizeiverwaltungs geſetzes von 1931 entſprechend geregelt 
wurde. Hier entwickelte ſich jedoch deutlich an Stelle des Opfergedankens 
das Notſtandsprinzip. Zugleich verſchob ſich das innere Gewicht des 
Grundſatzes immer ſtärker von dem Gedanken der Aufopferung auf das 
Poftulat der Entſchädigung. In ſtändig wachſendem Umfang wurden die 
$$ 74, 75 der Einleitung zum ACR. dazu verwandt, für jedes Opfer, 
das der Einzelne für die Allgemeinheit zu bringen hatte, für jeden Nachteil, 
den er durch öffentliche Handlungen erlitt, einen Gelderſatz zu verlangen. 
Eine wirkliche Aufopferung fand nicht mehr ſtatt, ſondern eine allgemeine 
Entſchädigungspflicht des Staates für alle ſeine Maßnahmen begann ſich 
durchzuſetzen. 

Heute gilt es, dem Gedanken der Aufopferung wieder den notwendigen 
Vorrang einzuräumen und das Prinzip der Entſchädigung auf ein erträg- 
liches Maß zu beſchränken. Die $$ 74, 75 der Einleitung zum HCR. und die 
88 21, 70 pDG. gelten fort, müfjen aber dem verſtärkten Pflicht⸗ und Opfer⸗ 
gedanken entſprechend ausgelegt werden. Jeder muß feine Rechtsstellung, 
ſeine Rechte und Vorteile aufopfern, wenn das Wohl der Gemeinſchaft es 
verlangt. Die flufopferung iſt wirkliches, innerlich begründetes Recht und 
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entſpringt nicht nur einem ſtaatlich en Notſtand. Es iſt daher nicht unbe⸗ 
denklich, daß die Rechtſprechung in zunehmendem Maße die Grundſätze der 
Aufopferung auch bei rechtswidrigen Hoheitsaften angewandt hat!). Eine 
Entſchädigung aus dem Prinzip der flufopferung findet nur ſtatt, wenn 
dem Einzelnen nach geſundem Volksempfinden nicht zugemutet werden 
kann, das ihm durch rechtmäßigen Hoheitsakt auferlegte Opfer allein zu 
tragen. 

In dieſem Falle, wenn alſo das Opfer den Einzelnen fo trifft, daß ihm 
nach geſundem Dolfsempfinden nicht zugemutet werden kann, es allein zu 
tragen, iſt auch nach nationalſozialiſtiſcher Rechts anſchauung eine klusgleichs⸗ 
pflicht der Allgemeinheit gegeben. Das iſt auch dann der Fall, wenn das Ge⸗ 
ſetz, das die Grundlage der Aufopferungspflicht iſt, nichts über einen ſolchen 
flus gleich enthält. Das Reichsgericht ift bei der Behandlung von Impfſchä⸗ 
den von dieſem Grundſatz abgewichen, indem es mangels einer geſetzlich feſt⸗ 
gelegten Entſchädigungspflicht bei einer nicht vorherſehbaren ſchweren Ge⸗ 
ſundheitsſchädigung, die durch die Impfung eingetreten war, einen Ausgleich 
abgelehnt hat?). Es iſt zwar richtig, daß das Impfgeſetz eine Entſchädigung in 
ſolchen Sällen nicht ausdrücklich vorſieht; auch iſt zutreffend, daß weder der 
Art. 155 Abf. 2 noch der Art. 131 der Weimarer Verfaſſung angewandt wer⸗ 
den kann, da weder eine Enteignung noch eine Amtspflichtverletzung vor⸗ 
liegt. Doch hätten ſchon die 58 74, 75 der Einleitung zu HCR. in dieſem 
Falle zur Gewährung einer Entſchädigung führen müſſen, da es ſich bei dem 
Impfſchaden um ein beſonderes Opfer handelt, das allein zu tragen dem 
Geſchädigten nach geſundem Volksempfinden nicht zugemutet werden kann. 
Wenn das Reichsgericht dieſer Erwägung entgegengehalten hat, in den 
85 74, 75 d. a. O. ſei nur die Beſchädigung von Vermögens rechten, aber nicht 
die Geſundheitsſchädigung als ausgleichsfähiges Opfer anerkannt, ſo ent⸗ 
ſpricht diefe Auslegung weder dem Wortlaut noch dem Sinn des Geſetzes; 
mit dem geſunden Rechts empfinden ſteht fie jedenfalls in Widerſpruch. Und 
wenn das Reichsgericht weiter hervorhebt, der Impfſchaden ſei kein beſon⸗ 
deres Opfer, das dem Einzelnen auferlegt werde, ſondern ein geſetzlicher Ein⸗ 
griff, der jedermann in gleicher Weiſe treffe, ſo iſt dieſe Erwägung zwar für 
die gewöhnlichen leichten Erkrankungen richtig, die ſich im normalen Ver⸗ 
lauf der Impfung einſtellen können, nicht aber für einen ſchweren Geſund⸗ 
heitsſchaden, der auf eine außergewöhnliche, im voraus nicht erkennbare 
Konftitution des Impflings zurückgeht. Wenn das Reichsgericht ſich weiter 

) dgl. R63. 140. S. 285. 


) Beſchluß des Großen Zivilfenats vom 16. November 1937. ZEEDR. 1938. 
S. 133 ff. Mit ausgezeichneter ſchlagender Kritik von W. Weber, ebenda, S. 135 ff. 
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darauf beruft, daß die nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung eine Zurüd- 
drängung des Entſchädigungsprinzips fordere, ſo iſt auch das nur richtig, 
ſoweit es ſich um Opfer handelt, die nach geſunder Volksanſchauung vom Ein⸗ 
zelnen zu tragen find; es iſt aber falſch, ſoweit der Volksgenoſſe einen außer⸗ 
gewöhnlichen Schaden erleidet, der ihn ſo ſchwer trifft, daß das geſunde Volks⸗ 
empfinden einen Ausgleich fordert. Und wenn ſchließlich — was ich beſtreite 
— die 88 74, 75 a. a. O. hier verſagen ſollten, fo wäre jedenfalls eine Ent⸗ 
ſchädigung geboten nach den ungeſchriebenen Rechtsgrundſätzen, von denen 
das Prinzip der Aufopferung im nationalſozialiſtiſchen Recht beſtimmt iſt. 
Der Einzelne muß danach ſein Eigentum, ſeine ſonſtigen Rechte und unter 
Umſtänden ſeine Geſundheit für die Gemeinſchaft opfern; aber er kann, wenn 
es ſich um ein außergewöhnliches Opfer handelt, nach geſundem Volks⸗ 
empfinden einen Ausgleich verlangen. 

Entſprechendes gilt für die Schäden, die der Volksgenoſſe in Erfüllung der 
ihm durch $ 330c des Strafgeſetzbuches auferlegten Nothilfepflicht er⸗ 
leidet). Danach wird beſtraft, wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr 
oder Not nicht Hilfe leiſtet, obwohl dies nach geſundem Volks empfinden feine 
Pflicht ift; insbeſondere wer der polizeilichen Aufforderung zur Hilfeleiftung 
nicht nach kommt, obwohl er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr 
und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten nachkommen kann. Wer bei 
der Erfüllung dieſer Nothilfepflicht einen Schaden erleidet, der über das ge⸗ 
wöhnliche und allgemein zumutbare Maß hinausgeht, kann einen Ausgleich 
von der Allgemeinheit, in deren Dienſt er gehandelt hat, fordern. $ 555a der 
Reichs verſicherungs ordnung, der demjenigen eine Derficherungsleiftung ge⸗ 
währt, der, ohne rechtlich dazu verpflichtet zu ſein, unter Gefahr für 
Leben, Körper oder Geſundheit einen anderen aus gegenwärtiger Lebens⸗ 
gefahr rettet oder zu retten unternimmt und dabei einen Unfall erleidet, iſt 
auf die Nothilfepflicht nicht anwendbar, weil hier ja gerade eine rechtliche 
Pflicht zur Hilfeleiſtung beſteht. Liegen alſo die in J 330c StGB. genannten 
Dorausſetzungen der Nothilfepflicht vor, fo erwächſt bei einem außergewöhn⸗ 
lichen Schaden, den der Helfer erleidet, ein Ausgleichsanſpruch, der von 
95533 RDO. unabhängig iſt. Ob der Helfer gegenüber dem Geretteten einen 
bürgerlich⸗ rechtlichen Aniprud; aus „Geſchäftsführung ohne Auftrag“ oder 
ähnlichen Konſtruktionen hat, iſt eine Frage für ſich. Er hat jedenfalls, ſoweit 
das Opfer, das er gebracht hat, über das nach geſundem Volksempfinden von 
ihm zu tragende Maß hinausgeht, einen Anſpruch auf Ausgleich gegenüber 
der Allgemeinheit, der von der öffentlichen Verwaltung zu erfüllen ift. 


) Dgl. auch H. Kühl, Die völkiſche Nothilfepflicht in Vergangenheit und 
Gegenwart. Leipziger Dijj. 1937. 
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Dieſer Gedanke, der die Auslegung aller Aufopferungspflichten beſtim⸗ 
men muß, hat einen beſonderen Ausdrud in dem Geſetz über den Ausgleich 
bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche vom 13. Dezember 1934 gefunden. Der 
Vorſpruch des Geſetzes führt das näher dahin aus: s 

„Beſondere Nachteile, die Einzelnen durch politiſche Vorgänge der national⸗ 

ſozialiſtiſchen Erhebung zugefügt worden find, ſollen zu Laften der Allgemeinheit 
ausgeglichen werden, ſoweit dieſer Ausgleich nach geſundem volksempfinden zur 
Beſeitigung unbilliger Härten erforderlich iſt.“ 
Nicht jedes Opfer, das die nationalſozialiſtiſche Revolution einzelnen 
Doltsgenoffen oder Staatsangehörigen auferlegt hat, ſoll ſomit ausgeglichen 
werden, ſondern nur, wenn es eine unbillige härte bedeuten würde, den 
Einzelnen dieſes Opfer allein tragen zu laſſen. Das Geſetz bezieht fi auf 
„bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche“, die vor dem 2. Auguft 1934 entſtanden 
find und bis zum 31. Dezember 1938 geltend gemacht wurden!). Werden 
ſolche UAnſprüche vor die ordentlichen Gerichte gebracht, fo kann der Reichs⸗ 
innenminiſter Einſpruch erheben und die Sache dadurch an ſich ziehen. Die 
Entſcheidungsbefugnis des Reichsinnenminiſters iſt auch gegeben, wenn die 
Sorderung nicht rechtshängig gemacht wird, ſondern wenn der Stellvertreter 
des Führers fie dem Reichsinnenminiſter übermittelt. Der Reichsinnen⸗ 
miniſter entſcheidet nach billigem Ermeſſen unter flusſchluß des Rechtswegs 
darüber, ob und in welcher Art und Höhe ein Ausgleich aus Reichs mitteln 
zu gewähren ift?)®). Das Weſentliche an diefer Regelung iſt, daß für die Auf- 
opferung kein gerichtlich verfolgbarer Entſchädigungsanſpruch, ſondern ein 
im freien Ermeſſen ſtehender Billigkeitsausgleich gewährt wird. Der im 
bürgerlichen Rechtsstaat vorwiegende Gedanke der Entſchädigung tritt 
hier ganz hinter der Pflicht zum Opfer für Volk und Reich zurück. 

Der Grundſatz der Aufopferung ift ferner in der Verordnung zur Sich e⸗ 
tung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher 
Bedeutung (Saſſung vom 13. Februar 1939, RGBI. I 206) verwirklicht 

1) gl. Dreizehnte Durchführungsverordnung vom 21. Dezember 1937 
(R6BI. I 1410). 

) Entſprechendes gilt für Oſterreich nach der Verordnung über den Ausgleich, 
von Rechtsanſprüchen vom 21. Mai 1938 (RG Bl. 1596) für Ansprüche aus Hand⸗ 
lungen, die mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung und Neuordnung in Oſterreich 
zuſammenhängen, ſowie für das Sudetenland nach der Verordnung vom 13. Se⸗ 
bruar 1959 (RG Bl. I 275) für fnſprüche aus Handlungen, die mit der Heimkehr 
der ſudetendeutſchen Gebiete und ihrer ſtaatlichen und politiſchen Neuordnung 
zuſammenhängen. 

®) Entſprechendes gilt ferner für Anſprüche aus Handlungen, die mit den gegen 
das Judentum gerichteten Vorgängen vom November 1938 zuſammenhängen; doch 
find Anſprüche von Juden deutſcher Staatsangehörigkeit und ſtaatenloſen Juden 
nicht ausgleichsfähig (14. Durchf.⸗Derordnung vom 18. März 1939, RGBl. I 614). 
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worden!). Danach kann das Arbeitsamt Bewohner des Reichsgebiets für Auf- 
gaben, die der Beauftragte für den Dierjahresplan als beſonders bedeutſam 
und unaufſchiebbar bezeichnet, zur Dienſtleiſtung verpflichten. Ahnlich kön⸗ 
nen nach der Notdienſtverordnung vom 15. Oktober 1938 (RGBl. I 1441) 
die Bewohner des Reiches zur Bekämpfung öffentlicher Notſtände heran⸗ 
gezogen werden. In beiden Fällen muß die perſönliche Freiheit durch den 
Dienſt an der Gemeinſchaft gebunden werden, damit die völkiſche Cebens⸗ 
ordnung geſichert und geſtärkt werden kann. 


f) Die Derwirfung 


Grundſätzlich zu unterſcheiden von der echten Enteignung, d. h. der 
ſachlich gebotenen Eigentumszuweiſung an einen neuen Zweck, iſt der ganz 
anders liegende Fall, daß jemand durch eine Pflichtverletzung die ihm ge⸗ 
gebene Eigentumsſtellung verwirkt. Auf die zentrale Bedeutung des Begriffs 
der Verwirkung für alle Rechtsſtellungen wurde oben bereits hingewieſen. 
Kommt der Eigentümer den Pflichten nicht nach, die ſeine Rechtsſtellung 
mit ſich bringt, ſo kann er ſeiner Stellung für verluſtig erklärt werden. Der 
bekannteſte Sall einer ſolchen Verwirkung iſt die ftrafrechtliche Einziehung, 
die in $ 40 StGB. geregelt iſt. Wichtig find weiter die Fälle, in denen be⸗ 
ſtimmte Vermögenswerte zu ſtaats feindlichen Zwecken benutzt werden. 
uch hier iſt die Einziehung möglich (vgl. die Geſetze über die Einziehung 
kommuniſtiſchen und ſozialdemokratiſchen Vermögens vom 26. Mai und 
14. Juli 1935) 2). Bei der Aberlennung der deutſchen Staatsangehörigkeit nach 
dem Geſetz vom 14. Juli 1933 (RG Bl. I 480) kann auch die Beſchlagnahme 
und Einziehung des Vermögens vorgenommen werden. Auch iſt nach dem 
Geſetz über erbrechtliche Beſchränkungen wegen gemeinſchaftswidrigen Der- 
haltens vom 5. November 1937 (RG Bl. I 1161) der Erwerb von Todes 
wegen oder durch Schenkung durch einen ehemaligen deutſchen Staatsange⸗ 
hörigen, dem die Staatsangehörigkeit aberkannt worden ift, aus geſchloſſen. 
Nach dem Geſetz vom 31. Mai 1938 (RC Bl. I 612) fönnen Erzeugniſſe ent⸗ 
arteter Kunft, die als ſolche von der zuſtändigen Inſtanz feſtgeſtellt find und 
die ſich in Muſeen oder öffentlichen Sammlungen befinden, durch Anordnung 
des Führers ohne Entſchädigung eingezogen werden, ſofern fie nicht im 
Eigentum von Alusländern ſtehen. 

2) Dazu die Durchf.⸗Verordnungen vom 2. März 1939 (RG Bl. I 405) und vom 
10. März 1939 (RGBI. I 444). 

) Entſprechend die Derordnung über die Einziehung volks⸗ und jtaatsfeindlichen 
Dermögens im Lande Öfterreih vom 18. November 1938 (RGBI. I 1619), ſowie 


die entſprechenden Verordnungen für das Saarland vom 31. Januar 1939 (RGBl. J 
126) und für die ſudetendeutſchen Gebiete vom 12. Mai 1939 (RG Bl. J 911). 
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Huch bei anderen Arten von Pflichtverletzungen tritt eine ſolche Derwir- 
kung ein. Zu unterſcheiden ſind die Verwirkung kraft Geſetzes, die alſo 
durch ausdrückliche geſetzliche Beſtimmungen vorgeſehen iſt, und die Der=- 
wirkung kraft ungeſchriebenen Rechts, die ohne ausdrückliche geſetz⸗ 
liche Derwirkungsklauſel eintritt). 

Die Verwirkung kraft Geſetzes findet ſich vor allem in folgenden Sällen: 
1. im Arbeitsrecht; bei Verletzung der ſozialen Ehre kann dem Betriebs⸗ 
führer die Betriebs führereigenſchaft aberkannt werden; der Arbeiter kann 
aus dem Arbeitsplatz verwieſen werden. — 2. im Kulturrecht: bei Der- 
letzung der Berufspflichten kann der Ausſchluß aus dem Berufsſtand aus⸗ 
geſprochen werden; fo der Husſchluß aus der Reichskulturkammer ($ 10 der 
1. Durchführungsverordnung vom 1. November 1933, RG Bl. I 797); die 
Löfchung in der Schriftleiterlifte (58 31, 35 des Schriftleitergefeßes) ; die Rüd- 
nahme der Beſtallung als Arzt oder Apotheker (8 5 der Reichsärzteordnung, 
$5 der Reichstierärzteordnung, $2 Hbſ. 3, 8 16 der Reichs apothekerordnung); 
die Ausſchließung als Rechts anwalt oder als Notar ($ 63 der Reichsrechts⸗ 
anwalts ordnung, $ 38 des Patentanwaltsgeſetzes, $$ 38, 70 der Reichs notar⸗ 
ordnung). — 3. im Bodenrecht. So läßt das Reichserbhofgeſetz die Ab⸗ 
meierung des Bauern zu, der feinen Hof nicht ordnungsmäßig bewirtſchaftet. 
Das Unerbengericht kann die Verwaltung und Nutznießung des Hofes auf den 
Ehegatten oder den Anerben, notfalls ſogar auf eine andere bauernfähige 
Perſon übertragen?). Emſprechend ſieht die Verordnung zur Sicherung der 
Candbewirtſchaftung vom 23. März 1937 (RGBI. 1422) mit Durchführungs⸗ 
verordnung vom 22. April 1937 (RGBl. 1535) vor, daß landwirtſchaftliche 
Grundſtücke, die nicht ordnungsmäßig bewirtſchaftet werden, dem Nutzungs⸗ 
berechtigten entzogen und der Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder 
oder einen Pächter zugeleitet werden). Ahnliche Sälle kennt das Bergrecht. 
Hingewieſen ſei auf die Entziehung des Bergwerkseigentums nach preußi⸗ 
ſchem Bergrecht. Hat der Bergwerks eigentümer entgegen der Aufforderung 
des Oberbergamts das Bergwerk nicht in Betrieb geſetzt, ſo kann das Berg⸗ 
werkseigentum aufgehoben werden ($$ 156—164 des preußischen Berg⸗ 
geſetzes). Ahnliche Vorſchriften find in dem neuerdings erlaſſenen Reichsgeſetz 
zur Erſchließung von Bodenſchätzen vom 1. Dezember 1936 (RGBI. I 999) 
enthalten. — 4. im Wirtſchafts recht. Hingewiefen fei einmal auf die Er⸗ 
teilung einer Zwangslizenz im Patentrecht. Wenn ein Patentinhaber einem 


) gl. zum folgenden E. R. huber, Die Verwirkung der volksgenöſſiſchen 
Reäitsitellung im Verwaltungsrecht. Jeitſchr. d. Ak. f. OR. 1937. S. 366 ff. 
J gl. D. Rohde, Begründung und weſen der bäuerlichen Nutzverwaltung. 
1938. 
®) Dazu Verordnung vom 28. Februar 1939 (RG Bl. I 413). 
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anderen Unternehmer die Erlaubnis zur Benutzung des Patents auch bei fln⸗ 
gebot einer angemeſſenen Vergütung verweigert, fo kann das Reichspatent⸗ 
amt die Zwangslizenz erteilen, wenn die Reichsregierung erklärt, daß die Er⸗ 
laubnis geboten iſt, um die Belange der Volksgemeinſchaft zu wahren ($ 15 
klbſ. 1 des Patentgeſetzes). Dahin gehören weiter die zahlreichen Sälle des 
Gewerberechts, in denen eine Betriebserlaubnis wegen Unzuverläſſigkeit des 
Inhabers entzogen wird (ogl. $ 53 Abf. 2 Gew.) oder in denen eine be⸗ 
ſtimmte gewerbliche Tätigkeit wegen Pflichtverletzungen verboten wird (vgl. 
8 55 Gewoh.) Eine Rücknahme der Gewerbeerlaubnis findet ſich ferner im 
5 12 des Gaſtſtättengeſetzes, im $ 87 des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes, im 
$5 des Geſetz es über das Kreditweſen, im $ 8 des Energiewirtſchaftsgeſetzes. 
Erwähnt fei ferner die Rücknahme des Meiftertitels (8 61 fbſ. 4 der Derord- 
nung vom 11. Juni 1954, RGBl. I 439), die Rücknahme der verkehrsrecht⸗ 
lichen Betriebserlaubnis ($ 15 des Perſonenbeförderungsgeſetzes, $ 26 des 
Güterfernverkehrsgeſetzes, $ 11 des Cuftverkehrsgeſetzes), die Rücknahme der 
Betriebserlaubnis im Nährſtandsgewerbe (3. B. $ 88 Abſ. 2 der Getreide⸗ 
wirtſchaftsverordnung). Bemerkenswert iſt die Cöſchung in der Handwerks⸗ 
rolle, die zuläſſig iſt, wenn der Eingetragene den perſönlichen und betrieb⸗ 
lichen Vorausſetzungen für die Führung des Betriebs nicht genügt oder wenn 
ein volkswirtſchaftlich gerechtfertigtes Bedürfnis für die flufrechterhaltung 
des Betriebes nicht beſteht (Derordnung vom 22. Sebruar 1959, REBI. I 
327). Entſprechende Vorſchriften gelten für die Schließung von Einzel⸗ 
handelsgeſchäften (Verordnung vom 16. März 1959, RG Bl. 1 498). 

Neben der Verwirkung kraft Geſetzes ſteht die nicht minder wichtige Der⸗ 
wirkung kraft ungeſchriebenen Rechtes. die geſetzlichen Einzelfälle 
find nicht erſchöpfend, ſondern nur ein Alusdrud des allgemeinen Rechtsge⸗ 
dankens, daß jedem Inhaber einer Rechtsſtellung, insbeſondere jedem Eigen⸗ 
tümer, die Rechtsſtellung nur ſo lange zukommt, als er die Bindungen an die 
Gemeinſchaft nicht verletzt. Dieſer Rechtsgedanke iſt ſchon heute als unge⸗ 
ſchriebener Rechtsſatz, der die ganze Eigentums⸗ und Güterordnung beſtimmt, 
anzuſehen. Den zuſtändigen Behörden kommt daher bereits heute unabhän⸗ 
gig vom geſchriebenen Recht die Entziehung des Eigentums oder des ſonſti⸗ 
gen Rechts im Falle einer gröblichen, verantwortungsloſen Pflichtverletzung 
des Berechtigten zu. Eine Entſchädigung wird im Falle der Verwirkung na⸗ 
turgemäß nicht gewährt, weil der Inhaber der Rechtsſtellung ſich durch fein 
Derhalten ihrer unwürdig erwieſen hat. 

Dieſe Erwägung beſtimmt auch die Entſcheidungen, in denen durch die 
Polizei das Verbot einer beſtimmten gewerblichen Tätigkeit ausgeſprochen 
wird, ohne daß das Gewerberecht eine entſprechende ausdrückliche Ermächti⸗ 


$ 37. Das Arbeitsverhältnis 391 


gung enthält (3. B. beim Zahnarzt und beim Dentiſten) ). Ein Gewerbe⸗ 
treibender iſt verpflichtet, in feiner beruflichen Tätigkeit das Wohl der Ge⸗ 
meinſchaft nicht durch ſach⸗ und ordnungswidriges Verhalten zu verletzen. 
Verſtößt er gröblich und beharrlich gegen dieſe Pflicht und verſprechen mildere 
Maßnahmen keinen Erfolg, jo hat er die ihm zuſtehende Gewerbebefugnis 
verwirkt. Daher kann ihm die Ausübung ſeines Gewerbes verboten werden, 
auch wenn das Geſetz dies nicht ausdrücklich ſagt. Die $$ 1 und 143 der Reichs⸗ 
gewerbeordnung ſtehen dem nicht entgegen, weil das radikale Prinzip der 
Gewerbefteiheit, wie es in dieſen Beſtimmungen ausgedrückt war, ein ver⸗ 
faſſungspolitiſcher Grundſatz iſt, der mit dem überwundenen Perfaſſungs⸗ 
ſuſtem des Liberalismus untrennbar verbunden iſt. Wenn durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Revolution auch nicht alle geſetzlichen Einzelbeſtimmungen, die 
dem liberalen Denken entſtammen, beſeitigt worden ſind, ſo doch diejenigen, 
die Verfaſſungscharakter haben, d. h. die politiſche Grundordnung des alten 
Syſtems mit konſtituierten. Das iſt beim Grundſatz der Gewerbefreiheit der 
Fall; er iſt daher in ſeiner bisherigen radikalliberalen Bedeutung durch die 
nationalſozialiſtiſche Revolution beſeitigt worden. Er ſteht dem Verbot 
einer gewerblichen Cätigkeit, die ſich als grob gemeinſchaftswidrig erweiſt, 
nicht entgegen?). 


957 
Das Arbeitsverhältnis 


Schrifttum: 5. Crone, Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 
1954. — 5. Derſch, Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 1954. E. R. 
Huber, Die Geftalt des deutſchen Sozialismus. 1934. S. 46 ff. - Derſelbe, Be⸗ 
triebsordnung und Tarifordnung. JW. 1934. S. 1017 ff. - Derjelbe, Der Treu⸗ 
händer der Arbeit. DJ3. 1935. Sp. 202 ff. — Derfelbe, Betriebsgemeinſchaft und 
Arbeitsverhältnis. JW. 1937. S. 1111 ff. - hueck⸗Nipperdey⸗Dietz, Geſetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit. 2. Aufl. 1937. - 3. Kühn, Der Sührergedanke in 
der neuen Arbeitsverfaſſung. 1935. - K. Car enz, Die Wandlung des Dertrags- 
begriffs. Deutſches Recht. 1955. S. 488 ff. — Mansfeld⸗pohl⸗Steinmann⸗ 
Kraufe, Die Ordnung der nationalen Arbeit. 1954. — W. Mansfeld, Dom 
Arbeitsverhältnis. Zeitſchr. d. elk. f. DR. 1955. S. 906 ff. Derſelbe, Dom Arbeits» 
vertrag. Deutſches Arbeitsrecht. 1956. S. 118 ff. — A. Nikiſch, Die Ordnung der 
nationalen Arbeit im neuen Deutſchland. 1955. 5. C. Nipperdey, Arbeitsver⸗ 


) So Thür. OG. RD Bl. Bd. 57 (1936). S. 316 f., und Sächſ. O DG. Zeitſchr. 
d. Hk. f. DR. 1937. S. 121 f. Abweichend Preuß. OD6. JW. 1934, S. 1814, und 
3. 1957, S. 1032. 5 

) Dgl. E. R. huber, Die Verwirkung der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung. 
Ill DR. 1957. S. 566 ff. — Ebenſo K. Lohmann, Gewerbefreiheit und Recht⸗ 
ſprechung. ZAEDR. 1937. S. 507 ff. - U. Scheuner, Gewerbefreiheit und Polizei⸗ 
gewalt in der neuen Wirtſchaftsordnung. Deutſche Derwaltungsblätter 1936, S. 
210 ff. 
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trag und Eingliederung in die Betriebsgemeinfchaft. Deutſches Arbeitsrecht. 1937. 
5.142 ff.—Schuhmann⸗Brucker, Sozialpolitik im neuen Staat. 1934. — W. Sie⸗ 
bert, Das Arbeitsverhältnis in der Ordnung der nationalen Arbeit. 1935. — 
Derſelbe, Arbeitsverhältnis und Vertrag. Zeitſchr. d. Ak. f. DR. 1936. S. 93 - 
Derſelbe, Die Entwicklung der Lehre vom Urbeitsverhältnis im Jahre 1936. Deut⸗ 
ſches Arbeitsrecht. 1937. S. 14 ff. - Entwurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhält⸗ 
nis. Aufgeftellt vom Arbeitsrechtsausfchuß der Akademie für Deutſches Recht. 1938. 


Zu den Derfafjungsprinzipien des deutſchen Sozialismus gehört nicht 
nur der Begriff des pflichtgebundenen Eigentums, ſondern gleichwertig da⸗ 
mit der Begriff des gemeinſchaftsbeſtimmten Arbeitsverhältniſſes. Dergeb- 
lich iſt vor dem Umbruch von 1933 der Verſuch unternommen worden, das 
Arbeitsverhältnis als Rechtsinſtitut unter den Schutz der berfaſſung zu 
ſtellen; die Zeit war dafür nicht reif. Es gelang nicht, die in der Weimarer 
Verfaſſung aufgeſtellten Grundſätze zu wirklichem Leben zu erwecken und 
aus ihnen eine echte Ordnung zu bilden. Heute iſt das Arbeits verhältnis ein 
Kernftüd der politiſchen Grundordnung. So wie der Begriff des pflicht⸗ 
gebundenen Eigentums die Ordnung der wirtſchaftlichen Güter grundlegend 
beſtimmt, ſo erwächſt aus dem Begriff des gemeinſchaftsbeſtimmten Arbeits- 
verhältniſſes die Ordnung der wirtſchaftlichen Kräfte. Die gliedhafte Rechts⸗ 
ſtellung des Arbeiters in der Gemeinſchaft ift ein Grundſtein im Aufbau der 
völkiſchen Geſamtordnung. Deshalb iſt das Geſetz zur Ordnung der nationalen 
Arbeit vom 20. Januar 1954 ein Grundgeſetz der ſozialiſtiſchen Volksgemein⸗ 
ſchaft. Es gehört zu den Elementen der neuen Derfaflung. 


a) Arbeitsverhältnis und Arb eitsverfaffung 

Die Ablöfung des Arbeitsverhältniffes von dem bürgerlichen Vertragsrecht 
iſt nicht erſt das Ergebnis der neueſten Rechts entwicklung. Die Fiktion des 
klaſſiſchen Liberalismus, die im BGB. von 1897 den Sieg davongetragen 
hatte und nach der das Arbeitsverhältnis als „Dienſtvertrag“ ein zwiſchen 
gleich geſtellten, gleich freien und gleich unabhängigen Rechtsgenoſſen ab⸗ 
geſchloſſenes ſchuldrechtliches Klustauſchverhältnis fein follte, hatte ſich in der 
modernen Induſtriewirtſchaft längſt in ihrer Nichtigkeit enthüllt. Gewiß 
ſuchte die bürgerliche Rechtswiſſenſchaft auch jetzt noch, indem fie die Alhwei- 
chung des Arbeitsverhältniſſes von dem bürgerlichen Dienſtvertrag auf einige 
Beſonderheiten beſchränken zu können glaubte, im ganzen die Einordnung 
des klrbeitsverhältniſſes in das Suſtem des BGB. zu retten?). Aber der nach 
dem Novemberumſturz von 1918 vordringenden gewerkſchaftlichen Jurispru⸗ 
denz gelang im Gegenſatz zu dieſen ſpätbürgerlich en Reſtaurationsverſuchen 

1) In Gſterreich eingeführt durch Verordnung vom 9. Juli 1938 (RG Bl. J 851). 


) gl. ſtatt vieler Hued-Nipperdey, Lehrbuch des Urbeitsrechtes, 2. Aufl., 
1928. Bd. 1. S. 86 ff. 
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die Zerſtörung des bürgerlichen Arbeitsvertrages und die Aufrichtung eines 
neuen Arbeits verhältniſſes, deſſen weſentliches Kennzeichen die kollektive 
Bindung“ war. Das von der Weimarer Derfaffung anerkannte und gewähr⸗ 
leiſtete gewerkſchaftliche Suſtem, die Carifpertragsverordnung und die 
Schlichtungs verordnung, die Stillegungsverordnung und das Kündigungs⸗ 
ſchutzgeſetz, das Arbeitszeitrecht und das Arbeits gerichtsgeſetz ſchufen ein dem 
bürgerlichen Dertragsrecht entfremdetes Arbeitsverhältnis, das in allen 
weſentlichen Beziehungen der ihm eigentümlichen „kollektiwen Bindung“ 
unterworfen war, während nur in einigen Nebenfragen von untergeordneter 
Bedeutung (etwa hinſichtlich der Anfechtbarfeit und Nichtigkeit) das BGB. 
ſeine Geltung zu behaupten vermochte. Die in der Theorie, wenn auch nicht 
in der Praxis herrſchende bürgerliche Rechtswiſſenſchaft ſuchte ſich dieſer 
Situation dadurch zu entziehen, daß ſie die „kollektiven Bindungen“ in das 
„öffentliche Recht“ verwies; fie verſuchte dadurch den „privatrechtlichen“, 
dem BGB.⸗Suſtem angehörigen Arbeitsvertrag von den öffentlich⸗ rechtlichen 
Bindungen zu trennen. Aber die Wirklichkeit des Rechtslebens ließ ſolche 
Spaltungen eines einheitlichen Cebenstatbeſtandes nicht zu, und im Arbeits⸗ 
vertrag wichen die „ privatrechtlichen“, bürgerlichen Elemente in immer ftär- 
kerem Maße vor den „öffentlich⸗rechtlichen“, kollektiven Bindungen zurück. 

Die nationalſozialiſtiſche Auffaffung vom Weſen des Arbeits verhãltniſſes 
ift nicht dadurch vor dem bisherigen Arbeitsrecht ausgezeichnet, daß fie an die 
Stelle einer freien, zwiſchen iſolierten Individuen beſtehenden Dertrags- 
beziehung ein gebundenes Rechtsverhältnis geſetzt hätte. Einen „freien 
Arbeitsvertrag" hat es früher allenfalls in politiſchen Ideologien, wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Theoremen und geſetzgeberiſchen Sittionen, niemals aber in der 


Rechtswirklichkeit gegeben; es gab tatſächlich immer nur den gebundenen 
Arbeitsvertrag, weil eben dieſer Vertrag Ceiſtung abhängiger Arbeit voraus⸗ 
ſetzte. Art und Inhalt der durch die Abhängigkeit begründeten Bindung aber 
ſind im vergangenen Jahrhundert den ſtärkſten Wandlungen aus geſetzt ge⸗ 
weſen. In der Zeit des Srüh⸗ und Hochkapitalismus war der Arbeitsvertrag 
der kapitaliſtiſchen Bindung unterworfen, d. h. der Inhalt des Hrbeitsverhält⸗ 
niſſes ergab ſich aus dem Marktmechanismus der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, 
ein Zuſtand, der von der ſozialiſtiſchen Ktitik als „Ausbeutung“ gegeißelt 
wurde. In der Zeit des Spätkapitalismus wurde dieſe kapitaliſtiſche Bindung 
durch die kollektiviſtiſche Bindung verdrängt, d. h. das Maſſenbewußtſein 
einer bisher unterdrückten Schicht ſchuf ſich in den gewerkſchaftlichen und 
parteipolitiſchen Organiſationen einen kollektiviſtiſchen Apparat, der den 
Inhalt der Arbeitsverhältniſſe dem kapitaliſtiſchen Marktmechanismus ent⸗ 
zog und durch einen Marktausgleich der einander bekämpfenden Gruppen 
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beſtimmte. So war denn das ſoziale und wirtſchaftliche problem, auf das der 
Nationalſozialismus bei der Eroberung der Macht traf, nicht mehr die ver⸗ 
fehlte Einordnung des Arbeits verhältniſſes in das individualiſtiſche BGB. 
Suſtem, ſondern ſeine Einbeziehung in das kollektiviſtiſche Machtſuſtem der 
gewerkſchaftlichen Arbeits verfaſſung!). 

Die in der bürgerlichen Rechts wiſſenſchaft verbreitete individualiſtiſche 
Deutung des Arbeitsvertrages trug ihren Grundfehler darin, daß ſie Arbeits⸗ 
verhältnis und Arbeits verfaſſung glaubte trennen zu können; im 
Rahmen einer kollektiviſtiſchen, gewerkſchaftlichen Arbeitsverfaſſung ſuchte 
lie den Arbeitsvertrag als einen bürgerlichen Individualvertrag zu behan⸗ 
deln. In der Rechtswirklichkeit aber ſtehen Arbeitsverhältnis und Arbeits⸗ 
verfaſſung in unmittelbarem Zuſammenhang und in einer ſtetigen Wechſel⸗ 
wirkung. Die Arbeits verfaſſung iſt die in allen Arbeits verhältniſſen wirkende 
Weſensſtruktur; jedes rbeitsverhältnis iſt ein die Arbeitsverfaſſung mit- 
geſtaltendes Glied der Geſamtordnung. Mit einer Wandlung der Arbeits⸗ 
verfaſſung iſt des halb ſtets eine entſprechende Umgeſtaltung des Arbeitsver- 
hältniſſes verbunden, ſelbſt wenn das geſchriebene Recht in feinem äußeren 
Beſtande nicht verändert wird. Der Übergang von der alten patriarchaliſchen 
zur induſtriellen, kapitaliſtiſchen Arbeitsverfaſſung, der ſich zu Beginn des 
19. Jahrhunderts vollzog, hat das Arbeitsverhaltnis vollſtändig umgebildet, 
und zwar zu einem von der kapitaliſtiſchen Arbeits verfaſſung geprägten 
Inſtitut. Entſprechend hat der Übergang von der kapitaliſtiſchen zur kollekti⸗ 
viſtiſchen Arbeitsverfaſſung in der Nachkriegszeit das Arbeitsverhältnis zu 
einem Inſtitut der kollektiven Bindung werden laſſen. Und wenn mit der 
Machtergreifung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung das Arbeitsverhältni 
eine neue Geſtalt erhalten hat, ſo eben des halb, weil die nationalſozialiſtiſche 
Revolution das kollektiviſtiſch⸗gewerkſchaftliche Syſtem durch eine neue 
Arbeitsverfaſſung, die „Ordnung der nationalen Arbeit“, überwunden hat. 


b) Das Arbeits verhältnis 
als gemeinſchaftsgebundene Rechtsſtellung 


Nicht das Dorhandenfein einer Bindung des Arbeits verhältniſſes an ſich, 
ſondern der Inhalt dieſer Bindung unterſcheidet die nationalſozialiſtiſche 
Krbeitsverfaſſung vom Arbeits recht des Weimarer Suftems 2). Diefer neue 


Y Dgl. darüber E. R. Huber, Die Arbeitsverfaſſung des völkiſchen Reiches. 
Zeitſchr. d. Ak. f. DR. 1937. S. 73 ff. 

) Dazu Entwurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis. klufgeſtellt vom 
Alrbeitsrechtsausſchuß der Akademie für Deutſches Recht. 1938. 
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Inhalt iſt darin gegeben, daß die ganze Wirtſchaft als eine dem deutſchen 
Volke dienende Ceiſtungsgemeinſchaft verſtanden wird. Gemein⸗ 
ſchaftliche Ceiſtung im Dienſt am deutſchen Volk iſt das lebendige 
Prinzip der neuen Arbeitsverfaſſung, aus dem die das einzelne Arbeitsver⸗ 
hältnis beſtimmende Bindung erwächſt. Dieſer die ganze Wirtſchaft ver⸗ 
pflichtende Gedanke der völkiſchen Ceiſtungsgemeinſchaft gewinnt für den 
einzelnen Arbeiter umrißhafte Geſtalt in dem Betrieb, in dem er mit dem 
Unternehmer und den Arbeitsfameraden zum gemeinſamen werk konkret 
verbunden iſt. Wie die ganze Wirtſchaft, fo iſt auch die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft eine dem Volk dienende Leiſtungsgemeinſchaft, und die Bindung des 
einzelnen Arbeitsperhältniſſes im Betrieb entſtammt dieſer Verpflichtung 
gegenüber dem völkiſchen Ganzen. Die Bindung des Arbeitsverhältniſſes an 
die Intereſſen einer kollektivierten Klaſſe wird alfo überwunden durch die 
Verpflichtung jedes Unternehmers und jedes Arbeiters gegenüber der Dolts- 
gemeinſchaft, und die Bindung an die Betriebsgemeinſchaft iſt nichts anderes 
als die Sorm, in der ſich diefe Verpflichtung auf die völkiſche Ceiſtungsgemein⸗ 
ſchaft für den einzelnen Arbeiter und Unternehmer verwirklicht. Niemals 
darf die einzelne Betriebsgemeinſchaft als ein für ſich alleinſtehendes Ganzes, 
ſozuſagen als „Selbſtzweck“, aufgefaßt werden; fie iſt ein dienendes Glied in 
der Ganzheit der völkiſchen Wirtſchaft und ift ſelbſt den Bindungen an die ihr 
übergeordnete Geſamtgemeinſchaft unterworfen. 

Als ein gemeinſchaftsgebundenes Rechtsverhältnis erhebt ſich das Ar- 
beitsverhältnis über die bloß „ſchuldrechtliche Beziehung“ zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Arbeiter, die die bürgerliche Rechtswiſſenſchaft in ihm zu ſehen 
verſuchte. Es erſchöpft ſich nicht in gegenfeitigen Anfprüchen und Verpflich⸗ 
tungen und entzieht ſich überhaupt einem juriſtiſchen Denkſuſtem, das jedes 
Lebensverhältnis als ein Gegeneinander ſubjektiver Rechte zu deuten be⸗ 
ſtrebt iſt. Doch läßt diefe Überwindung des ſubjektiviſtiſchen Momentes das 
Arbeitsverhäftnis nicht in der unperſönlichen Rollektivität des Maſſen⸗ 
daſeins verſinken; vielmehr ſoll dem Arbeitsverhältnis gerade in Abkehr vom 
individualiſtiſchen Mißverſtändnis des Perſönlichkeitsbegriffs der echte per⸗ 
fonhafte Charakter wiedergegeben werden. Die neue Rechtswiſſenſchaft um⸗ 
ſchreibt dieſen perſonhaften Charakter des Arbeitsverhältniſſes mit dem Be⸗ 
griff der volksgenöſſiſchen Rechtsſtellung“ ), die dem Arbeiter zukommt. Das 
Arbeitsverhältnis iſt als volksgenöſſiſche Rechtsſtellung keine bloße Rechts⸗ 
beziehung zwiſchen dem Arbeiter und dem Unternehmer, ſondern es iſt das 
Cebens verhältnis, in dem der Arbeiter ſich als Glied der im Betrieb verwirk⸗ 
lichten völkiſchen Ceiſtungsgemeinſchaft befindet. Dieſe Rechts ſtellung des 

) Darüber oben S. 363 ff. 
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Arbeiters iſt weder individualiſtiſch noch kollektiviſtiſch, ſondern gemein⸗ 
ſchaftsgebunden, d. h. ihr rechtlicher Gehalt ergibt ſich weder aus dem indivi⸗ 
duellen flusgleich der gegenſeitigen Intereſſen des Arbeiters und des Unter⸗ 
nehmers, noch aus dem Kampf der kollektivierten Klaſſenintereſſen, ſondern 
geht aus der Ordnung hervor, in der Arbeiter und Unternehmer als Glieder 
der Volksgemeinſchaft, als Kräfte der Volkswirtschaft, als Träger des Betrie⸗ 
bes vereinigt ſind. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich aus dieſer Rechtsſtellung 
des Arbeiters eine Hülle einzelner Pflichten und Berechtigungen ergibt. Aber 
das Hrbeits verhältnis geht in dieſen einzelnen Pflichten und Berechtigungen 
nicht auf, ſondern iſt als volksgenöſſiſche Rechtsſtellung eine Lebensganzheit, 
aus der die Einzelbeziehungen als Ausftrahlungen hervorgehen. 

Der Inhalt des Arbeitsverhältniffes wird nur zum geringen Teil durch 
Hbmachungen zwiſchen dem Unternehmer und dem einzelnen Arbeiter be⸗ 
ſtimmt. Weit wichtiger find auch für das einzelne Hrbeits verhältnis die über- 
individuellen Bindungen, in die es durch feine Zugehörigkeit zur Ceiſtungs⸗ 
gemeinſchaft des Betriebes und der Geſamtwirtſchaft eingeordnet iſt. Dieſe 
Bindungen kommen rechtlich einmal in den ausdrücklichen Regeln des Ar- 
beitslebens zur Erſcheinung: in der Betriebs ordnung, der Tarifordnung, den 
Treuhänderrichtlinien und den ſtaatlichen Arbeitsgeſetzen. Aber wie jede 
lebendige Ordnung ihre tiefſten Weſensgeſetze als ungeſchriebenes Recht in 
ſich trägt, ſo beruht auch die Ordnung der Arbeit auf ſolchen ungeſchriebenen 
Grundſätzen, die im geſchriebenen Recht ſtets nur einen annähernden, nie⸗ 
mals einen erſchöpfenden Ausdruck finden können. Wie insbeſondere das 
ſtaatliche Verfaſſungsrecht nicht in den geſchriebenen Derfaffungsgefegen 
aufgeht, ſondern über dem geſetzten Recht als die lebendige Grundordnung 
des Volkes ſtehti), jo bildet die völkiſche Hrbeits verfaſſung über den ſtaatlichen 
Urbeitsgeſetzen und den fie ergänzenden und aus füllenden geſchriebenen 
Regeln die weſentliche Ordnung. Daraus, daß im Rahmen der völkiſchen 
Urbeitsverfaſſung Unternehmer und Arbeiter in Gemeinſchaft zur 
Leiſtung verbunden find, ergeben ſich für die Beteiligten unmittelbare, 
beiderſeitige Pflichten, die der beſonderen Aufzeichnung nicht bedürfen, ſon⸗ 
dern als ungeſchriebenes Recht ſelbſtverſtändlich wirkſam und verbindlich 
find. Das zeigt ſich beſonders dort, wo das geſchriebene Recht ſich als lücken⸗ 
haft oder mehrdeutig erweiſt, weiter aber immer dann, wenn es ſich um die 
Grundfragen des Rechts handelt. Zahlreiche Fragen des neuen Arbeitsrechts 
können nur aus dieſen ungeſchriebenen Grundſätzen der Urbeits verfaſſung 
beantwortet werden. 


) Darüber oben S. 54 ff. 
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c) Hrbeits verhältnis und Arbeitsvertrag 

Das Arbeits verhältnis, in dem der Arbeiter ſteht, iſt heute nicht mehr, wie 
im Syſtem des Kapitalismus, eine Sorm der ſozialen und rechtlichen Unter⸗ 
werfung des Arbeiters unter den organifierten Herrſchafts willen der klaſſen⸗ 
kämpferiſchen Intereſſengruppen. Es iſt aber natürlich erſt recht nicht, wie in 
der liberalindividualiſtiſchen Fiktion des BGB., eine ſchuldrechtliche Einzel⸗ 
beziehung zwiſchen dem Unternehmer und dem Arbeiter als gleich freien und 
unabhängigen Individuen, die den Austauſch von Leiftungen zum Gegen⸗ 
ſtand hat. Sondern das Arbeits verhältnis iſt die rechtliche Form, in der der 
Arbeiter als Glied der im Betrieb vereinten Leiftungsgemein- 
ſchaft im Dienſt des völkiſchen Ganzen zu wirken hat. Wenn die 
frühere Wiſſenſchaft hervorhob, daß zum Weſen des Arbeitsverhältniſſes die 
Ceiſtung „abhängiger Arbeit“ gehöre, jo brachte fie damit in einer ſcheinbar 
neutralen Sormel den Tatbeitand der kapitaliſtiſchen Unternehmerherrſchaft 
zum Ausdrud. Nicht dieſe „Abhängigkeit“ vom Unternehmerwillen, ſondern 
die Eingliederung in eine zur gemeinſamen Leiſtung im Betrieb verbundene 
Gemeinſchaft iſt für das neue Arbeitsrecht das weſentliche Kriterium des 
ärbeitsverhältniffes. 

Es iſt das Derdienft der bekannten Schrift Wolfgang Sieberts, die von 
der bürgerlichen Rechtswiſſenſchaft verkannte Sonderſtellung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes gegenüber dem bürgerlichen Vertragsrecht folgerichtig und 
ſuſtematiſch entwickelt zu haben ). Es iſt dort überzeugend dargelegt, daß das 
Arbeitsverhältnis kein bürgerlicher Individualvertrag und kein ſchuldrecht⸗ 
liches Klustauſchverhältnis ift, ſondern daß es ſich bei ihm um ein Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis der zur gemeinſamen Arbeit verbundenen Angehörigen des 
Betriebes handelt. Nun ſetzt die Begründung dieſes Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſes, was auch Siebert von Anfang an hervorgehoben hat, eine „Willens⸗ 
übereinſtimmung“ von Unternehmer und Arbeiter voraus, eine „Einigung“ 
mit rechtlich verbindlicher Kraft. Unter der bekannten Antitheſe „Arbeits⸗ 
verhältnis oder Arbeitsvertrag“ verbirgt ſich eine doppelte Streitfrage: ein⸗ 
mal, ob dieſe Einigung die alleinige Rechtsgrundlage des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes ift; zum anderen, ob dieſe „Einigung“ als „Vertrag“ bezeichnet werden 
kann. 

1. Die arbeitsrechtliche Einigung, alſo die Abmachung zwiſchen dem 
Unternehmer und dem Arbeiter über die Anftellung im Betrieb, hat für ſich 
allein zwar gewiſſe Rechtsfolgen, ruft insbeſondere gewiſſe gegenfeitige Rechte 
und Pflichten hervor, aber ſie begründet noch kein Arbeitsverhältnis im 

925 W. Siebert, Das Arbeitsverhältnis in der Ordnung der nationalen Arbeit. 
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vollen Sinne des Wortes, noch keine gemeinſchaftsgebundene Rechtsſtellung 
des in den Betrieb eingeordneten Arbeiters. Das Arbeits verhältnis erwächſt 
erſt in ſeiner vollen Geſtalt, wenn es in die Geſamtheit der arbeitsrecht⸗ 
lichen Ordnung (Arbeitsverfaffung, Arbeitsgeſetze, Tarifordnung, Betriebs- 
gemeinſchaft) einbezogen iſt. Das Arbeits verhältnis entſteht daher erſt mit 
der Aufnahme des Arbeiters in die Betriebs gemeinſchaft. Erſt dieſe arbeits⸗ 
rechtliche Eingliederung ſtellt den Arbeiter in die zur gemeinſamen 
Leiftung verbundene Einheit. Erſt fie läßt den Arbeiter an der Ehre und 
Treue des Arbeitslebens teilnehmen, fo daß die ſoziale Ehrengerichts barkeit 
erſt jetzt eingreift; erſt fie unterſtellt ihn in vollem Umfang den Wirkungen 
der Betriebs ordnung, der Tarifordnung und der ftaatlichen Arbeits geſetze. 
So greift die Ordnungsgewalt des Betriebsführers, die tarifliche Urlaubs⸗ 
regelung, der ſtaatliche Kündigungsſchutz erſt jetzt platz. Die durch die bloße 
„Einigung“ hervorgerufene Rechtsbeziehung iſt noch nicht das „Arbeitsver⸗ 
hältnis“, ſondern dieſes wird in ſeinem eigentlichen Inhalt erſt durch die Ein⸗ 
gliederung in die Betriebsgemeinſchaft (alſo durch die Aufnahme der Arbeit) 
geſchaffen. Aber fo wenig die Einigung für ſich allein ein volles „Arbeitsver⸗ 
hältnis“ herſtellt, ſo wenig iſt die Eingliederung für ſich allein geeignet, das 
volle „Arbeits verhältnis“ zu begründen. Das bloße Beſchäftigungs verhältnis 
muß gewiß in vieler Beziehung wie ein Arbeits verhältnis behandelt werden 
(Sürſorgepflicht, Tohnanſpruch !), ruft aber die vollen Bindungen des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes nicht hervor (kein Kündigungsfhuß!). Einigung und Ein⸗ 
gliederung ziehen ſomit jede für ſich allein zwar gewiſſe Rechtsfolgen nach 
ſich. Aber erſt Einigung und Eingliederung zuſammen ergeben 
das volle Arbeits verhältnis, d. h. die rechtliche Form, in der der Arbei- 
ter als Glied des Betriebes gemeinſame Ceiſtung im Dienſt des Volkes zu er⸗ 
bringen hat. Die Einigung und die Eingliederung ſind nebeneinander gleich⸗ 
wertige, gleich weſensnotwendige Akte für die Begründung des vollen Ar⸗ 
beitsverhältniffes. Erſt aus dem Zuſammentreffen von Einigung und Ein⸗ 
gliederung als zweier konſtitutiver, rechtsgeſtaltender Kräfte ergibt ſich der 
gemeinſchafts begründende Aft, der das Arbeits verhältnis ſchafft. 

2. Die arbeits rechtliche Einigung, alſo das eine weſens notwendige, 
konſtitutive Element des Arbeitsverhältniſſes, kann gewiß nicht unter den 
alten Dertragsbegriff des BGB. gebracht werden, da dieſer weſentlich 
den Austauſch von Leiftungen zwiſchen Einzelnen betraf, d. h. ein individu⸗ 
elles, ſchuldrechtliches Austaufchverhältnis begründete. Aber das problem 
beſteht doch offenbar darin, ob nicht diefer alte Dertragsbegriff des BGB. 
überhaupt zu überwinden iſt, und ob nicht ein neuer Begriff des gemein⸗ 
ſchafts beſtimmten Vertrages gebildet werden muß, der die Beziehungen der 
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Volksgenoſſen in ihrer Teilhabe am Leben der Dolksgemeinſchaft und an der 
geſamtvölkiſchen Ordnung geftaltet?), Um Verwechſlungen mit dem bisheri⸗ 
gen bürgerlichen Dertragsbegriff auszuschließen, wird es ſich empfehlen, für 
dieſes gemeinſchafts bezogene Rechtsgebilde den Begriff der volksgenöſſi⸗ 
[hen Einigung zu verwenden. Diefer Begriff der volksgenöſſiſchen Eini⸗ 
gung umfaßt auch die bei der Begründung des Hrbeits verhältniſſes wirkſame 
Willensübereinſtimmung zwiſchen Arbeiter und Unternehmer. Selbſtver⸗ 
ſtändlich wird es notwendig ſein, im Rahmen dieſes Begriffs klare Unter⸗ 
ſcheidungen zwiſchen verſchiedenen Arten der Einigung vorzunehmen; es 
werden etwa der ſchuldrechtliche Vertrag, der ſach enrechtliche Vertrag, die 
verbandsgeſtaltende Einigung („Geſellſchafts vertrag“) und ſchließlich auch 
die arbeitsrechtliche Einigung („Arbeitsvertrag“) zu unterſcheiden fein?), und 
dieſe verſchiedenen Gruppen der volksgenöſſiſchen Einigung werden ver⸗ 
ſchiedenartigen Rechts grundſãtzen unterworfen fein. Aber alle dieſe verſchie⸗ 
denen Formen der volksgenöſſiſchen Einigung ſind durch ein gemeinſames 
Rennzeichen verbunden: in ihnen treten gleichwertige Willens er⸗ 
klärungen der Volksgenoſſen zu einem der Volksordnung ein⸗ 
gegliederten Rechtsverhältnis zuſammen. 

Dadurch, daß das Arbeits verhältnis auf einer ſolchen durch gleichwertige 
Willenserklärungen geſchaffenen volksgenöſſiſchen Einigung beruht, unter⸗ 
ſcheidet ſich feine Entſtehung von der Begründung des Beamtenverhältniſſes 
und allen anderen Sormen des öffentlichen Dienſtes. Bei der Begründung 
des öffentlichen Dienſtverhältniſſes iſt die Willensübereinſtimmung (ſoweit 
fie überhaupt notwendig iſt) im Gegenſatz zur Entſtehung des Arbeits verhält⸗ 
niſſes nur die Dorausjeßung, aber kein konſtitutives Element des Begrün⸗ 
dungsaktes. Vielmehr unterſcheidet ſich die Aufnahme in eine politiſche Ord⸗ 
nung (Partei oder SA.) oder in den ſtaatlichen Dienft (Hrbeitsdienſt, Wehr⸗ 
dienſt, Beamtendienſt) von Grund auf von der Entſtehung des Arbeits ver⸗ 
hältniffes. Die Aufnahme in den „öffentlichen Dienſt“ der Bewegung oder 
des Staates geſchieht durch einen hoheitlich en ekt; ſie iſt kein „Vertrag“ und 
keine „Einigung“, auch kein wie immer gearteter „zweiſeitiger Derwaltungs- 
akt“, ſondern geht aus dem Willen eines Hoheitsträgers (Partei, Derwal- 
tung, Wehrmacht, Arbeitsdienſt) hervor:). Soweit dieſe Aufnahme in den 
öffentlichen Dienſt eine freiwillige Bereitſchaft des flufzunehmenden voraus⸗ 
N Carenz, Die Wandlung des Vertragsbegriffs. DR. 1935. S. 491. 

) Wieweit auch familienrechtliche Tatbeſtände unter dieſen Begriff fallen, muß 
hier dahingeſtellt bleiben. Der eheliche Gütervertrag gehört m. E. hierher, die Eher 
ſchließung wegen ihres völlig unvergleichbaren Charakters nicht. Ogl. dazu W. Sie⸗ 


bert, B6B.-Syitem und völkiſche Ordnung. Deutſche Rechts wiſſenſchaft. Bd. 1 
(1936). S. 206 ff. — 5) Darüber unten S. 413 f. 
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ſetzt, iſt die Erklärung dieſer Bereitſchaft (Antrag, Meldung, Bewerbung 
uſw.) nur eine Dorjtufe der Aufnahme, die dann durch einen hoheitlichen Akt 
vollzogen wird. Dieſer auf Grund freiwilliger Bereitſchaft vollzogene hoheit⸗ 
liche Akt der Aufnahme in den öffentlichen Dienſt ſelbſt unterſcheidet ſich in 
nichts mehr von einer Aufnahme, die ohne ſolche Bereiterklärung vorgenom⸗ 
men wird; jo iſt es für die Einziehung zum Wehrdienſt gleichgültig, ob fie auf 
Grund freiwilliger Meldung oder ohne ſie ausgeſprochen wird. Die Bereit⸗ 
erklärung iſt hier in der Tat nur eine Voraus ſetzung für die Aufnahme, läßt 
aber den Charakter des Hoheitsaktes ſelbſt völlig unberührt. Die Bereit⸗ 
erklärung hat keine rechtsbegründende konſtitutive Kraft, ſondern iſt Beſtand⸗ 
teil eines verwaltungsrechtlichen Dorverfahrens, ähnlich wie der Antrag bei 
der Erteilung einer Erlaubnis oder dergleichen. Ganz anders liegt es bei der 
Begründung des Arbeitsverhältniſſes. Es iſt für das Weſen des Arbeits ver⸗ 
hältniſſes konſtitutw, daß ihm eine Willensübereinſtimmung gleichberechtig⸗ 
ter Volks genoſſen zugrunde liegt. Das Sefthalten am Prinzip der Einigung 
als eines wefentlichen Beſtandteiles der Begründung des Arbeits verhältniſſes 
ſichert dem Arbeiter die Gleichwertigkeit feiner Rechtsftellung mit der des 
Unternehmers; der Verzicht auf die Einigung überantwortete den Arbeiter 
dem alleinbeſtimmenden Willen des Unternehmers und entſpräche dem 
Sinne der neuen Arbeitsverfaſſung nicht. 


d) Betriebsgemeinſchaft und Führergrundſatz 

Wenn hier mit beſonderem Nachdruck die Gleichwertigkeit der 
Rechtsſtellung des Arbeiters mit der des Unternehmers betont 
wird, jo widerſpricht dem nicht die Führerſtellung, die das OG. dem Be⸗ 
triebsführer innerhalb der Betriebsgemeinſchaft eingeräumt hat. Gewiß 
trifft der Betriebsführer in allen wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen des 
Betriebs in alleiniger Derantwortung die letzte Entſcheidung. Aber er ift in 
dieſer Entſcheidungsbefugnis gebunden durch die Treuepflicht, die ihn der 
Gefolgſchaft gegenüber bindet, ebenſo wie die Gefolgſchaft dem Betriebs⸗ 
führer zur Treue verpflichtet iſt. Die „in der Betriebs gemeinſchaft begründete 
Treue“, von der 8 2 Hbſ. 2 HO G. ſpricht, iſt gegenſeitige Treue, und fie trifft 
in beſonders hohem Maße den Betriebsführer, dem das HG. eine fo weit⸗ 
gehende Entſcheidungsgewalt anvertraut hat. Aus dieſer Treupflicht gegen⸗ 
über der Gefolgſchaft erwächſt die ſog. Sürforgepflicht, die der $ 2 Abſ. 2 
HO. dem Betriebsführer ausdrücklich mit den Worten „er hat für das Wohl 
der Gefolgſchaft zu ſorgen“ auferlegt. Die verbreitete Neigung, dieſe Dor- 
ſchrift „nur“ als „öffemlich⸗rechtliche Pflicht gegenüber dem Staat“, nicht 
aber als eine unmittelbar verbindliche Pflicht gegenüber dem Arbeiter an⸗ 


. m m ne 
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zuerlennen!), führt im Ergebnis dazu, daß die Gegenſeitigkeit der Treue 
innerhalb der Betriebsgemeinſchaft geleugnet wird. Das aber bedeutet 
wiederum nichts anderes, als daß die Gleichwertigkeit der Rechtsftellung des 
Arbeiters mit der des Unternehmers angezweifelt wird, da bei ſolcher Auf⸗ 
faſſung den Arbeiter zwar eine allgemeine und umfaſſende Treupflict 
gegenüber dem Betriebsführer trifft, während dieſer nur die im Geſetz aus⸗ 
drücklich aufgeführten beſonderen und begrenzten Verpflichtungen zu tragen 
bat. Nur wenn die Gegenſeitigkeit der Treupflicht voll verbürgt iſt — und das 
iſt fie nur, wenn die Sürſorgepflicht des Betriebs führers als eine unmittel- 
bare Bindung gegenüber dem einzelnen Arbeiter anerkannt wird —, iſt der 
Arbeiter nicht ein Objekt der Unternehmerherrſchaft, wie in der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft, ſondern ein dem Unternehmer in gleichwertiger Rechts⸗ 
ftellung zugeordneter Volksgenoſſe. 

Das Weſen der Betriebsgemeinſchaft wird aus der Gleichwertigkeit der 
Rechtsstellung des Unternehmers und des Arbeiters erſt voll verſtändlich. 
Die Betriebsgemeinſchaft iſt eine Genoſſenſchaft ihrer zur gemeinſamen Ar- 
beit verbundenen Angehörigen, und auch der Bettiebsführer iſt nicht ein über 
der Hrbeiterſchaft ſtehender „Herr“, ſondern ein Glied der zur Leiltung ver⸗ 
bundenen Gemeinſchaft. Erſt von dieſer Einſicht aus iſt es möglich, das 
Weſen der Betriebs ordnung zutreffend zu beſtimmen. Zwar iſt faſt allgemein 
die Auffaſſung verbreitet, daß die Betriebs ordnung „genoſſenſchaftliche 
Satzung“ ſei; doch entbehrt dieſe Anſicht der folgerichtigen Begründung, 
wenn man zugleich die Betriebsgemeinſchaft ſelber als Herrſchafts verband, 
nicht als Genoſſenſchaft auffaßt. Gemäß dem genoſſenſchaftlichen Charakter 
der Betriebsgemeinſchaft iſt der Unternehmer, indem er die Betriebsordnung 
feſtſetzt, nicht frei, ſondern gebunden?). Und zwar ift er nicht nur gebunden 
gegenüber dem „Staat“, der durch den Reichstreuhänder der Arbeit ein⸗ 
greifen kann, wenn die Betriebsordnung „mit den wirtſchaftlichen oder 
ſozialen Verhältniſſen des Betriebes nicht vereinbar“ iſt ($ 16 H OG.). Er iſt 
vielmehr in erſter Linie der Gefolgſchaft gegenüber gebunden, von der ihm 
anvertrauten Entſcheidungsgewalt gerechten und angemeſſenen Gebrauch 
zu machen. Nicht aus privatem Belieben, ſondern gebunden durch die der 
Bettiebs gemeinſchaft innewohnende Treupflicht hat der Betriebsführer die 
Betriebs ordnung feſtzuſetzen. Er handelt dabei nicht als „Herr des Unter⸗ 
nehmens“, ſondern als Glied der Betriebsgemeinſchaft und für dieſe. Nicht 
ein ihm perſönlich zuſtehendes herrſchaftsrecht, ſondern die im Weſen der 
Betriebsgemeinſchaft liegende genoſſenſchaftliche Satzungsgewalt wird vom 

) Dagegen vor allem W. Siebert, Arbeitsverhältnis, S. 63 f. 

) E. R. uber, Betriebsordnung und Tarifordnung. ZW. 1934. S. 1077 ff. 

26. 1414 gi N 
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Betriebsführer bei der Seſtſetzung der Betriebs ordnung ausgeübt, und die 
Betriebs ordnung ſelber iſt die Satzung der Betriebs gemeinſchaft als einer zur 
Setzung eigenen „objektiven“ Rechtes befähigten Genoſſenſchaft. Die Ge⸗ 
noſſenſchaft aber beruht, auch wenn einem unter den Genoſſen die beſtim⸗ 
mende Sührung und Entſcheidung zuſteht, auf der Gleichwertigkeit der 
Rechtsſtellung aller Genoſſen, und fo führt das richtige Derfländnis der Be⸗ 
triebs ordnung zu einer Beftätigung des Grundſatzes, daß Arbeiter und 
Unternehmer ſich in gleichwertiger Reditsitellung zu gemeinſamer Leiſtung 
verbunden haben. 


e) Die Ehre der Arbeit 


Das einzelne Arbeitsverhältnis erwächſt aus der pflicht zur Arbeit, 
die dem Volks genoſſen auferlegt ift, und aus dem Recht auf Arbeit, das 
dem Volks genoſſen zuſteht. Jeder Volksgenoſſe iſt verpflichtet, feine Anlagen 
und Kräfte in den Dienſt der völkiſchen Aufgaben zu ſtellen; jeder muß ſeine 
geſamten Sähigkeiten für das Ganze einſetzen. Die Arbeits dienſtpflicht iſt 
nur ein Niederſchlag dieſer allgemeinen und umfaſſenden Pflicht zum Dienſt 
am Volk). Auf der anderen Seite aber hat jeder arbeits fähige Volksgenoſſe 
auch ein Recht auf Arbeit. Die Gemeinſchaft ift dafür verantwortlich, daß 
jeder Volks genoſſe die Möglichkeit erhält, feine Kräfte und Gaben einzuſetzen, 
ſie für das Ganze nützlich zu machen und den eigenen Unterhalt zu erwerben. 
Weil nun die Arbeit ſtets Dienſt am ganzen Volke ift, trägt fie eine beſondere 
Ehre in ſich. Die Arbeits ehre iſt der Grundwert, der das Hrbeitsverhältnis 
beſtimmt. Der Arbeiter wie der Unternehmer iſt ftets zu einem der Arbeits- 
ehre entſprechenden Verhalten verpflichtet. Die Arbeits ehre iſt der Maßſtab 
des Handelns für alle im wirtſchaftlichen Ceben Tätigen. Aus ihr erwächſt 
eine Reihe beſonderer pflichten: das Geſamtwohl zu wahren, die Belange 
des Betriebs, in dem man tätig iſt, zu ſchützen, den Arbeitsfrieden zu erhalten, 
die Arbeits kraft zu pflegen. Wer dieſe pflichten in gröblicher und unentſchuld⸗ 
barer Weiſe verletzt, verwirkt die Reditsitellung, die ihm in der ſozialiſtiſchen 
Ordnung eingeräumt war. Das Arbeitsordnungsgeſetz vom 20. Januar 1934 
hat zum Schutz der Arbeitsehre ein Ehrengerichtsverfahren eingerichtet. Die 

ſchärfſten Strafen, die verhängt werden können, richten ſich auf die Der- 
wirkung der Rechtsſtellung. Sie beſtehen für den Arbeiter in der Entziehung 
des Arbeitsplaßes, für den Vertrauensmann im Derluft feines Amtes, für 


) Aus diefer pflicht zum Dienft am volk ift auch die Verordnung zur Sicherung 
des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung (Safe 
fung vom 13. Februar 1939, R Bl. I 206), ſowie die Notdienſt⸗Verordnung vom 
15. Oktober 1958 (RC Bl. I 1441) erwachſen. 


8 37. Das Arbeitsverhältnis 403 


den Unternehmer in der Uberkennung der Sähigkeit, Führer der Betriebs- 
gemeinſchaft zu ſein. 

Pflicht und Recht zur Arbeit, Arbeitsehre, öffentliche Beſtimmung durch 
Betriebsordnung, Tarifordnung, Treuhänderrichtlinien und Geſetz kenn⸗ 
zeichnen das Weſen des gemeinſchafts gebundenen Arbeitsverhältniffes. Sie 
find die Zeugniſſe dafür, daß das Arbeitsver hältnis heute einen öffentlichen 
Rang beſitzt und eine rechtliche Kernſtellung unſeres Gemeinſchaftslebens 
darſtellt. In der liberalen Weimarer Verfaſſung war das freie Eigentum 
das rechtliche Kerninſtitut, das die Wirtſchaftsordnung beſtimmte. Im völki⸗ 
ſchen Reich iſt neben dem gemeinſchafts gebundenen Eigentum das Arbeits⸗ 
verhältnis der Grundſtein, auf dem die Ordnung der Wirtſchaft erbaut iſt. 
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VIII. Der öffentliche Dienſt 


E 
Das Weſen des öffentlichen Dienftes 


a) Die Treupflicht 

Schrifttum: h. Böhme, Der Eid des Soldaten. Deutſches Recht 1935. 
5. 312 ff. - €. Srieſenhahn, Der politiſche Eid. 1928. - Derfelbe, Über 
den Eid des Beamten. Seſtſchrift zum 10jährigen Beſtehen der mittelrheiniſchen 
Verwaltungsakademie. 1935. S. 62 ff. - J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehr⸗ 
recht. 1939. 5. 181 ff. — R. Höhn, Der politiſche Eid. Deuticher Juriſtentag 1936. 
S. 347 ff. - E. R. Hub er, Das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reiches. Jeitſchr. 
f. d. gef. Staarswiſſ. Bd. 95 (1935). S. 214 f.- Derfelbe, Der Schutz der Ver⸗ 
faſſung. Zak OR. 1938. 5.78 ff.- W. Siebert, Das firbeitsverhältnis in der Ordnung 
5 nationalen Arbeit. 1955. S. 79ff.—- W. Weber, Der politiſche Eid. DJ3. 1936. 

p. 279 ff. 

Im völtiichen Reich ſteht alle Arbeit und Ceiſtung im Dienft der Gemein⸗ 
ſchaft. Auch das Dienstverhältnis unter Volksgenoſſen, insbeſondere das 
klrbeits verhältnis, iſt kein iſolierter Austaufch von Leiftung und Gegenleiſtung 
mehr und erſchöpft ſich nicht in dem juriſtiſchen Geflecht gegenſeitiger An⸗ 
ſprüche und Verpflichtungen, ſondern es tft in die Geſamtordnung des völki⸗ 
ſchen Lebens eingegliedert und erhält von ihr aus Inhalt und Sinn. Die 
Grundſätze der Treue und Ehre, die in der Gemeinſchaft lebendig ſind, er⸗ 
füllen das Dienſtoerhältnis unter den Doltsgenofien. Das lebendige Prinzip 
von Führung und Gefolgſchaft iſt für den wichtigſten Sall der volksgenöſſi⸗ 
ſchen Dienſtverhältniſſe, für das Arbeitsverhältnis, verbindlich geworden. 
Die fr beit im Betrieb iſt Dienft an der Gemeinſchaft. 

Die bisherige ſcharfe Trennung zwiſchen dem privaten Dienſtverhältnis 
und den alten Fällen öffentlichen Dienſtes (Beamtendienſt und Wehrdienſt) 
hat damit aufgehört. Ebenſo wenig wie es die alte Unterſcheidung zwiſchen 
„öffentlichem“ und privatem! Recht im früheren Sinne noch gibt!), beſteht 

) gl. E. R. Buber, Neue Grundbegriffe des hoheitlichen Rechts. 1935. S. 7 ff. 
- Derfelbe, Einheit und Gliederung des völkiſchen Rechts. Jeitſchr. f. d. geſ. 
Staatswiſſ. Bd. 98 (1938). S. 310 ff. 
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der alte Gegenſatz von „öffentlichem“ und „privatem“ Dienft. Aber daraus 
darf nicht geſchloſſen werden, daß nun alle Ordnungen zu einem unter⸗ 
ſchiedsloſen Gemenge zuſammengelaufen ſeien, in dem alle Begriffe be⸗ 
liebig vertauſchbar geworden ſind und ſchließlich nichts übrigbleibt als die 
geſtaltloſe Identität. Die Gemeinſchaft iſt ganz im Gegenteil ausgezeichnet 
durch eine innere Gliederung, durch deutlich erkennbare Strukturverſchieden⸗ 
heiten und durch gegeneinander abgegrenzte Ordnungen. Innerhalb der 
einheitlichen Gemeinſchaft gibt es alſo verſchiedene Ordnungen, die durch 
verſchiedenartige Weſens merkmale beſtimmt find. So beſteht auch die Unter⸗ 
ſcheidung von volks genöſſiſchem Arbeits verhältnis in der Betriebs gemein⸗ 
ſchaft und öffentlichem Dienft. 

Das beſondere Kennzeichen des öffentlichen Dienſtes iſt die Art der 
Treue, auf der er ſich aufbaut. Es wurde ſchon hervorgehoben, daß auch 
das ÄArbeitsverhältnis unter Doltsgenoffen auf dem Prinzip der Treue 
beruht — daß es ein „Ureueverhältnis“ iſt. Aber fo wenig die Treue ihrem 
Weſen nach in den verſchiedenen Cebens ordnungen ſtets dieſelbe und gleiche 
iſt, fo wenig wird die Unterſcheidung zwiſchen dem öffentlichen Dienft- 
verhältnis und dem Alrbeits verhältnis dadurch aufgehoben oder zu einem 
bloßen Gradunterſchied verflacht, daß hier wie dort eine „Treupflicht“ be⸗ 
ſteht. Der öffentliche Dienſt ſetzt eine beſondere Art von Treue voraus, die 
mit der Treue des klrbeitsverhältniſſes nicht identiſch iſt. Wer im öffent⸗ 
lichen Dienſt ſteht, iſt zur unmittelbaren und unbedingten Treue gegen⸗ 
über dem Führer verpflichtet. Nun haben natürlich alle Volks genoſſen dem 
Sührer die Treue zu halten, nicht nur die Angehörigen des öffentlichen 
Dienſtes. Aber das öffentliche Dienftverhältnis wird in feinem Weſen eben 
dadurch beſtimmt, daß der Verpflichtete dem Führer unmittelbare und un⸗ 
bedingte Treue ſchuldet. Die politiſche Treue zum Sührer ift für das öffent⸗ 
liche Dienſtverhältnis konſtitutiv. Des halb leiſten die Angehörigen des öffent⸗ 
lichen Dienſtes — des klrbeitsdienſtes, des Wehrdienſtes und des Beamten⸗ 
dienſtes — beim Dienſtantritt den Eid auf den Führer. Jede Verletzung der 
Dienſtpflicht iſt eine Verletzung der politiſchen Treupflicht gegenüber dem 
Führer. Das ift beim Alrbeitsverhältnis nicht in dieſem Sinne der Fall. Die 
Treue, die für das Arbeitsverhältnis konſtitutiv ift, iſt die Treue, die die 
kingehörigen der Betriebsgemeinſchaft miteinander verbindet, nicht die 
politiſche Treue gegenüber dem Führer von Dolf und Reich. Die 
politiſche Gefolgſchaftstreue des öffentlichen Dienſtes iſt etwas anderes 
als die ſoziale Gemeinſchaftstreue der volksgenöſſiſchen Arbeit. Dieſer 
Weſensunterſchied greift fo tief, daß Arbeitsverhältnis und öffentlicher 
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Dienſt auch heute nicht nur gradmäßig, ſondern in der Sache etwas Der- 
ſchiedenes findt). 

Beſonders deutlich tritt dieſe weſensbeſtimmende Bedeutung, die die 
politiſche Treupflicht gegenüber dem Führer für den öffentlichen Dienſt be⸗ 
fit, im Treueid in die Erſcheinung. Die Angehörigen des öffentlichen 
Dienſtes ſchulden dem Sührer politiſche Treue, die ſie durch den politiſchen 
Eid unverbrüchlich und feierlich bekräftigen. Der politiſche Eid iſt eine ur⸗ 
tümliche Erſcheinung der politiſchen Ordnung und des politiſchen Gefolg⸗ 
ſchaftsdienſtes. Erſt in der parlamentariſchen Demokratie iſt er entwertet 
worden, weil er hier aus einem Treueid gegenüber einer Perſon zu einem 
„Verfaſſungseid“ auf eine Inſtitution wurde. Allerdings hatte der urſprüng⸗ 
liche Derfaffungseid des konſtitutionellen Syſtems noch einen echten politi⸗ 
ſchen Gehalt, weil er ein Dertragseid war, den König und Volksvertretung 
ſich als Partner des Verfaſſungs vertrages leiſteten. An dieſem Vertrags eid 
war übrigens die Armee nicht beteiligt. Sie hielt vielmehr am reinen Treu⸗ 
und Gehorſams eid gegenüber dem König feſt und bewahrte ſich dadurch die 

Integrität des öffentlichen Dienftes?). Das Beamtentum dagegen legte den 
Vertrags eid auf die Derfaffung ab, wodurch es in die inneren Widerſprüche 
und Konflikte des konſtitutionellen Syſtems verstrickt und in Pflichtenkolliſio⸗ 
nen verwirrt wurde; die Eindeutigkeit der politiſchen Dienſttreue ging hier 
verloren. Der urſprüngliche Vertragseid verblaßte dann zum formalen 
Verfaſſungseid des parlamentariſchen Parteienſtaates, in dem der Eid nur 
mehr eine Verpflichtung zur äußeren Legalität, keine innere Treuebindung 
mehr begründete. Der Eid der „Treue gegenüber der Derfaſſung“ enthielt 
nur eine Verpflichtung zur Beobachtung der Derfaffung. Er enthielt, wie 
der Reichs diſziplinarhof am 5. Dezember 1921 feſtſtellte, „eine Bindung 
mehr äußerlicher Art, welche die innere Geſinnung unberührt läßt“). 

Erft im völkiſchen Reich hat der politiſche Eid wieder den Sinn einer 
unmittelbaren Treuebindung gegenüber dem Sührer erhalten, die weſent⸗ 
lich auf die innere Geſinnung zielt und erſt folgeweiſe auch das äußere Der- 
halten ergreift. Der Eid der Reichsminiſter, Reichsitatthalter und Candes⸗ 
miniſter ($ 157 des Deutſchen Beamtengeſetzes), der Eid der Soldaten und 
Beamten (Geſetz vom 20. Juli 1935, $ 4 des Beamtengeſetzes), der Eid 
der Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes (Art. 13 der Verordnung 

) Das iſt näher dargelegt in dem Bericht, den ich auf der erſten Tagung der 
Arbeitsgemeinſchaft für die deutſch-italieniſchen Rechtsbeziehungen im Juni 1938 
in Rom über das Thema: „Öffentliches Amt und flrbe its verhältnis“ erſtattet habe. 

) Dgl. E. R. Huber, heer und Staat in der deutſchen Gefchichte. 1936. S. 179ff.— 


R. Höhn, berfaſſungskampf und heereseid. 1938, 4 
) Dgl. Leipziger Zeitfchrift für deutſches Recht. 1922. S. 201. 
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vom 1. Oktober 1935) — fie alle ſprechen weſentlich die Verpflichtung zur 
Treue und zum Gehorſam gegenüber dem Führer des Deutſchen Reiches 
und Volkes aus. Nicht die Bindung an eine abſtrakte Rechtsnorm oder 
an eine formale Inſtitution, ſondern die unmittelbare exiſtentielle Der- 
pflichtung des Gefolgsmannes auf die Perfon des Sührers wird in dieſen 
Eiden bekräftigt. Nicht die bloße äußere Legalität, ſondern die aus der 
Geſinnung und der mannhaften Geſamthaltung rührende politiſche Treue 
wird feierlich gelobt. Der politiſche Eid begnügt ſich nicht mit der äuße⸗ 
ren Bewahrung des Rechts, ſondern er verlangt innere Hingabe an den 
Sührer und an die in ihm verkörperte politiſche Ordnung. Die durch dieſen 
politiſchen Eid angelobte politiſche Treue gegenüber dem Führer des 
Volkes und Reiches ift die geſtaltende und weſens beſtimmende Kraft des 
öffentlichen Dienſtes. Nicht durch äußere Vorrechte, nicht durch die eingeräum⸗ 
ten Zwangs rechte, nicht durch die beſondere Manneszucht wird der öffentliche 
Dienſt vom Arbeitsverhältnis unterſchieden. Die weſenhafte Unterſcheidung 
liegt in der unmittelbaren politiſchen Gefolgſchaftstreue gegenüber dem 
Sührer, die den öffentlichen Dienſt vor dem Arbeitsverhältnis auszeichnet 
und aus der erſt die übrigen unterſcheidenden Merkmale ſich als Solge- 
wirkungen ergeben. 


b) Sührung und Gefolgſchaft 


Schrifttum: E. Becker, Diktatur und Führung. 1935. S. 29, 34. Derfelbe, 
Sührungsordnung und Hierarchie. Beiträge zur Neugeſtaltung des Deutſchen Rechts. 
1957. 5. 12 ff. - 5. B. Brauße, Führung und Verwaltung. Verwelrch. Bd. 42 
1957. S. 81 ff. — R. höhn, Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken. 1934. 
5.35 ff.-Derſelbe, Das Sührerprinzip in der Verwaltung. Deutſches Recht. 1936. 
S. 504 ff. — O. Koellreutter, Führung und verwaltung, Seftgabe für hedemann, 
1958. F. Markull, Führung und Verwaltung. RD Bl. 1936. S. 777 ff. Th. 
Maunz, Der Sührergedanke in der Verwaltung. Deutſches Recht. 1935. 5. 219 ff. 


Im Aufbau der staatlichen Ordnung find drei Sormen des öffentlichen 
Dienſtes zu unterſcheiden: der Arbeitsdienſt, der Wehrdienst, der Beamten⸗ 
dienſt. Es gibt auch Sormen des öffentlichen Dienſtes außerhalb der Staats⸗ 
organifation. So beſitzt die Bewegung ihre beſondere Art des öffentlichen 
Dienftes, in dem die Politiſchen Leiter, die Angehörigen der SA., der #4 und 
des NSRR. ſtehen. Auch der Rechtsanwalt befindet ſich in einer beſtimmten 
Art von öffentlichem Dienft, dem „Dienſt am Recht“, ohne in einer feſten 
ſtaatlichen Organiſation gebunden zu fein; gleiches gilt für den Arzt, der 
als Träger der Geſundheitsführung Dienſt an der Volksgemeinſchaft zu 
leiſten hat). Die folgenden Ausführungen beſchränken ſich jedoch auf den 


1) Die Bindungen diefer Berufe, die man frühet durch den Begriff des „Halb⸗ 
beamten“ zu kennzeichnen ſuchte (Criepel, Staatsdienſt und ſtaatlich gebundener 


408 VIII. Der öffentliche Dienft- 


öffentlichen Dienft, ſoweit er im Rahmen ſtaatlicher Einrichtungen geleistet 
wird: im Reichs arbeitsdienſt, in der Wehrmacht, in der Verwaltung. 

Dieſe Einrichtungen bilden ſtraffe gegliederte Ordnungen, ſie entwickeln 
eine unbedingte Befehlsgewalt und find durch eine beſondere Oiſziplin aus⸗ 
gezeichnet. Solche befehlsmäßig und diszipliniert funktionierenden Ord⸗ 
nungen werden vielfach als mechaniſche Apparate betrachtet; wenn man 
vom „Staatsapparat“ ſpricht, jo denkt man in erſter Linie an die ſtraff diſzi⸗ 
plinierte Wehrmacht und Verwaltung. Ins beſondere in der Zeit des frühen 
Liberalismus hat man den bekämpften abſoluten Staat wegen des ſcheinbar 
rein mechaniſchen Sunktionierens der Armee und der Verwaltung als 
„Sabrik“, d. h. als eine töte Maſchinerie, bezeichnet. Es wäre verfehlt, heute 
noch an dieſer frühliberalen Einſtellung feſtzuhalten und die Ordnungen des 
öffentlichen Dienftes als tote Apparatur anzuſehen. Reichsarbeitsdienſt, 
Wehrmacht, Beamtentum ſind lebendige Glieder der völkiſchen Gemein⸗ 
ſchaft. Der Reichsarbeitsdienſt iſt völkiſcher Dienft, die Wehrmacht iſt völki⸗ 
Ihe Wehr, das Beamtentum iſt völkiſches Beamtentum. Es handelt ſich hier 
um lebendige Einheiten im völkiſchen Ganzen, die nicht „mechanisch funktio⸗ 
nieren“; fie entwickeln ſich aus der lebendigen Kraft der Volks gemeinſchaft, 
ſie können nur leben und handeln, wenn dieſe Kraft ſie nährt, und ſie ſind 
tot, ſobald die lebendige Kraft, die ſie erzeugt und geſtaltet hat, verſagt. 
Die Leiftung, zu der die Ordnungen des öffentlichen Dienftes beſtimmt find, 
könnte nicht erbracht werden, wenn es ſich dabei um lebloſe Apparaturen 
handelte. 

Die Ordnungen des öffentlichen Dienſtes bilden innerhalb des ſtaat⸗ 
lichen Aufbaus geſchloſſene Formationen mit einer ſelbſtändigen Aufgabe, 
mit einem eigenen Führerſtab, mit einer eigenen Befehls gewalt. Dieſer 
Umſtand legt die Frage nahe, was denn dieſe Ordnungen ihrer Rechtsnatur 
nach find. Diefer Frage begegnet die Literatur häufig mit der beliebten 
kintitheſe: Anſtalt oder Körperſchaft !). Auch der Student neigt vielfach 
dazu, von dieſer Srageſtellung auszugehen, die dem wahren Sachverhalt 
jedoch niemals gerecht zu werden vermag. Eine Anftalt iſt eine organi⸗ 
ſatoriſch ſelbſtändige Einrichtung des Staates, die der öffentlichen Benutzung 
gewidmet iſt. Weſentlich für die Anftalt iſt ſtets, daß es ſich um eine „Ver⸗ 
anſtaltung“ handelt, die der Benutzung durch die Öffentlichkeit oder einen 
Beruf. Seſtſchr. f. Binding. 1911. Bd. 2. S. 1 fl.), find im völkiſchen Reich nicht 
ſtaatlicher, ſondern ſtändiſcher Natur. Es wäre richtigerweiſe alſo vom ſtändiſch 
gebundenen Beruf zu ſprechen. Dgl. auch U. Scheuner, Die freien Berufe 
im ſtändiſchen Aufbau. Feſtſchr. f. hedemann. 1938. S. 424 ff. Darüber Weiteres 


unten 8 46 b. 
2) Dazu jetzt auch J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 76 ff. 
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beſchränkten Perſonenkreis freigeſtellt iſt. Die Anftalt iſt eine Benutzungs⸗ 
einrichtung. Der öffentliche Dienſt wird nicht in dieſem Sinne „benutzt“; 
er dient nicht einem „benußenden“ publikum; er iſt keine „Benutzungs⸗ 
einrichtung“. Es kann im Rahmen des öffentlichen Dienſtes beſondere „An⸗ 
ſtalten“ geben; auf den Reichsarbeits dienſt, die Wehrmacht, die behördliche 
Verwaltung als Ganzes paßt der Begriff der öffentlichen ⸗Anſtalt nicht. Eine 
Rörperſchaft iſt ein genoſſenſchaftlicher Verband, der (außer mit beſon⸗ 
deren hoheitlichen Befugniſſen) mit dem Rechte der Selbſtverwaltung aus⸗ 
geſtattet iſt. Die Begriffe „Rörperſchaft“ und „Selbſtverwaltung“ gehören 
notwendig zuſammen. Die körperſchaftliche Selbſtverwaltung nun ſetzt einen 
gewiſſen Abſtand vom unmittelbaren ſtaatlichen Aufbau voraus. Sie iſt 
etwas Beſonderes und im Rahmen der politiſchen Geſamtführung Selb⸗ 
ſtändiges neben der eigentlichen Staatstätigkeit. Der öffentliche Dienſt iſt kein 
genoſſenſchaftlicher Selbſtverwaltungsverband; er ſteht nicht in Diſtanz zum 
Staat, ſondern iſt ein unmittelbares Glied des ſtaatlichen Aufbaus. Er beſitzt 
keine Selbſiändigkeit gegenüber dem Staat, ſondern iſt den zuſtändigen 
Reich sminiſtern unmittelbar befehlsmäßig unterſiellt und wird von h 
lichen Amtsträgern geführt. 

Iſt der öffentliche Dienſt weder Anſtalt noch Rörperſchaft, jo wird man 
heute gelegentlich auf die Geneigtheit ſtoßen, ihn einfach als „Gemeinſchaft“ 
zu bezeichnen. Aber dieſe Antwort hilft keinen Schritt weiter, da ja gerade 
gefragt iſt, was für eine Art von Gemeinſchaft der öffentliche Dienſt darſtellt. 
Unverkennbar droht heute die Gefahr, daß der Begriff der „Gemeinſchaft“ 
durch die häufige und unterſchiedsloſe Anwendung, der er ausgeſetzt ift, zu 
einem abſtrakten fllgemeinbegriff entartet. hier aber wird gefragt, was der 
öffentliche Dienſt konkret iſt. Dabei iſt feſtzuſtellen, daß die alten Rechtsbe⸗ 
griffe, wie Anftalt und Rörperſchaft, Einrichtung und Verband, Inſtitution 
und Derwaltungsorganiſation, nicht anwendbar ſind, wenn das Weſentliche 
bezeichnet werden ſoll. Nur ein neuer Begriff kann das Beſondere des öffent⸗ 
lichen Dienſtes im völkiſchen Reich treffen. 

Es wird dafür hier der Begriff der Mannſchaft vorgeſchlagen. Er ſoll 
eine Organiſation bezeichnen, die eine Schar von Männern für eine dem 
völkiſchen Ganzen dienende Aufgabe, auf dem Boden der Rameradſchaft, in 
gegliederter disziplinierter Ordnung, unter einheitlicher befehlsmäßiger 
Sührung umfaßt. Dienſt am volk, Nameradſchaft, ſtraffe Gliederung und 
Ordnung, befehlsmäßige Sührung find die Kennzeihen der Mannſchaft. 
Dieſer Begriff der Mannſchaft wird hier als Rechtsbegriff verwandt.). Die 


1) Kritiſch J. Heckel, a. a. O. S. 81 mit dem Argument, es würden hier un⸗ 
gleichartige Dinge zu einer Einheit zuſammengefaßt. Nun gibt es ſelbſtverſtändlich 
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Erſcheinung der Mannſchaft ift unſerer natürlichen Anfhauung nichts Neues 
die rechtliche kinſchauung aber flüchtete ſich bisher ſtets vor den konkreten 
Begriffen des natürlichen Cebens in die abſtrakten Kategorien allgemeiner 
Begrifflichkeit. Statt „Mannſchaft“ ſagte man alſo: Hnſtalt, Körperfchaft und 
dergleichen. Die Wendung zum konkteten Denken verlangt, daß wir die 
konkreten Erſcheinungen ſelbſt benennen und ſie nicht unter allgemeinen 
abſtrakten Oberbegriffen verbergen. Der Begriff der Mannſchaft bezeichnet 
einen konkreten Typus männlicher Ordnung und männlichen Einſatzes für 
ein gemeinſames Jiel. Reichsarbeitsdienſt, Wehrmacht und Beamtentum 
ſind die lebendigen Ordnungen, die dieſem Typus entſprechen. Der Begriff 
der Mannſchaft hebt die Weſenszüge dieſer Ordnungen unſeres völkischen 
Lebens nicht nur für die natürliche kinſchauung, ſondern auch für die recht⸗ 
liche Betrachtung am deutlichſten hervor. 

Die Ordnungen des öffentlichen Dienſtes werden als „Mannſchaft“ durch 

das Cebensgeſetz von Sührung und Gefolgſchaft beſtimmt; die im Reichs⸗ 
arbeitsdienſt, in der Wehrmacht, im Beamtentum ausgeübte Befehlsgewalt 
iſt Sührergewalt. Dieſe fluffaſſung findet in der neueren Literatur bemer⸗ 
kenswerter Weiſe lebhaften Widerſpruch. Der Begriff der Führung wird dort 
in ausgeſprochenem Gegenſatz zu jeder Art von Befehls⸗ und Zwangsord⸗ 
nung dargeftellt!), Es wird von der Wehrmacht und der behördlichen Der- 
waltung geſagt, daß in ihnen die befehlsmäßige Über- und Unterorönung, 
nicht die echte Sührung wirke. In Wahrheit gibt es keine politiſche Führung, 
die nicht auch über Befehl und Zwang als Mittel der Durchſetzung verfügte. 
Befehl und Zwang ſind natürlich nicht das eigentliche Weſen der Führung, 
aber ſie ſind als Mittel notwendige Beſtandteile jeder entwickelten Führungs⸗ 
ordnung). Zum anderen aber kann im völkiſchen Reich der öffentliche Dienft 
nicht aufgebaut werden, wenn in ihm nicht echte Führung wirkt. Dabei find 
in bezug auf das Beamtentum zwei Sragen zu unterſcheiden, die häufig ver⸗ 
wirrt werden: Einmal die Frage, ob der Beamte gegenüber den Volks⸗ 
unter den verſchiedenen Arten des öffentlichen Dienſtes Unterſchiede, aber es gibt 
auf der anderen Seite ſo weſentliche Gemeinſamkeiten, daß hier eine zuſammen⸗ 
faſſende Bezeichnung geboten iſt. Daß der Begriff der „Mannſchaft“ auf jeden 
nationalſozialiſtiſch geführten perſonenverband paſſe und daher zu weitreichend 
ſei, vermag ich nicht zuzugeben. Niemand wird dieſen Begriff auf eine wirtſchaft⸗ 
liche oder kulturelle Standes gemeinſchaft anwenden wollen. 

1) So €. Becker, Diktatur und Sührung. 1935. S. 29, 34. 

) Anders neuerdings auch 8. Triepel, Die Hegemonie, 1938, S. 40 ff., der 
unter Führung eine gradmäßige Zwiſchenſtufe zwiſchen Einfluß und Herrſchaft 
verſteht und ſie gelegentlich als „beherrſchenden Einfluß“ (S. 71) definiert. Diefer 
Begriff der Führung mag mit dem engliſchen Wort, control zutreffend bezeichnet 


ſein (fo S. 41), mit dem deutſchen Begriff der politiſchen Sührung hat er wenig 
gemein. 
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genoſſen, die er zu betreuen hat, als Führer handelt; das iſt (wie oben S. 199 
näher dargelegt wurde) nur in beſchränktem Umfang der Fall. Zum andern 
die Frage, die hier unterſucht wird, ob das innere Gefüge des Dienſtes eine 
durch Führung und Gefolgſchaft gekennzeichnete Ordnung darſtellt; dieſe 
Stage wird bejaht. Beſonders deutlich wird dieſer Unterſchied am Beispiel 
der Polizei: die Polizei ſchützt die Volksgemeinſchaft, aber fie führt keine Ge⸗ 
meinſchaft; ihrem inneren Gefüge nach aber iſt die Polizei eine nach dem 
Prinzip von Führung und Gefolgſchaft aufgebaute Mannſchaftt). Reichs⸗ 
arbeitsdienſt, Wehrmacht, Beamtentum können ihre Aufgabe im völkiſchen 
Reich nicht erfüllen, wenn ſie auf bloße äußerliche Befehlsgewalt, auf bloßen 
Drill, auf toten Gehorſam geſtellt werden. Der völkiſche Gedanke kann Reichs⸗ 
arbeitsdienſt, Wehrmacht und Beamtentum nur dann wirklich durchdringen, 
wenn das völkiſche Cebensgeſetz der Führung in ihnen lebendige Wirklich⸗ 
keit geworden iſt. Nur wenn die Ordnungen des öffentlichen Dienſtes ſich 
als die geſchloſſene Gefolgſchaft des oberſten Führers und der von ihm ein⸗ 
geſetzten Unterführer empfinden, können ſie leiſten, was ihnen als Gliedern 
der völkiſchen Einheit aufgegeben iſt. 

Es darf auch nicht verkannt werden, daß das Urbild des Führers der 
Heerführer iſt, der herzog, der die völkiſche Gemeinſchaft zur kriegeriſchen 
Einheit zuſammenfaßt. Was echtes Jührertum bedeutet, iſt von großen Sol⸗ 
daten unſeres Volkes — Scharnhorſt, Gneifenau und Clauſewitz — 
gelebt und bewußt empfunden worden. In welchem Maße gerade für die 
heutige Wehrmacht ſoldatiſches Führertum notwendig ift, iſt in den „Pflichten 
des deutſchen Soldaten“ ausgeſprochen worden: 

„Gehorſam iſt die Grundlage der Wehrmacht, Vertrauen iſt die Grundlage des 
Gehorſams. 


Soldatiſches Führertum beruht auf Derantwortungsfreudigkeit, überlegenem 
Können und unermüdlicher Sürſorge.“ 


In dieſen Sätzen iſt das Führertum, wie es im ganzen öffentlichen Dienft 
wirkt, beſchrieben; ſchlichter und klarer könnte auch das Weſen des politiſchen 
Sührertums nicht zum Ausdrud gebracht werden. Es ift hier insbeſondere 
hervorgehoben, daß der Geh or ſam, auf dem der öffentliche Dienft ſich auf⸗ 
baut, kein „Kadavergehorſam“ ift, ſondern daß er nur aus dem Vertrauen 
geboren wird. Wie die politiſche Führung des lebendigen Vertrauens der 
Gefolgſchaft bedarf, fo iſt für die Führung im öffentlichen Dienſt das leben⸗ 
dige Vertrauen der Mannſchaft notwendige Vorausſetzung. 


2) In dieſem punkt ehe auch R. Höhn, Volk und Derfaffung. Deutſche 
Rechtswiſſenſchaft. 1937. S. 206. 
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5 39 
Das Dienſtverhältnis 


a) Die Begründung und Beendigung des Dienſtes 


Schrifttum: g. Daniels, Begründung und Beendigung des Beamtenverhält- 
a. B8.2.5.34ff.- C. Heyland, veutſches Beamtenrecht. 1958. 

Sollen die Ordnungen des öffentlichen Dienftes lebendige Glieder der 
Volksgemeinſchaft fein, fo muß die Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienſt 
von der Dolfszugehörigteit abhängen. Öffentlicher Dienft iſt ſtets Ehren⸗ 
dienſt am deutſchen Volk; ihn kann grundſätzlich nur der Volksgenoſſe leiſten. 
Insbeſondere kann, wie $ 4 der erſten Verordnung zum Reichs büͤrgergeſetz 
vom 14. November 1935 aus geſprochen hat, ein Jude kein öffentliches Amt 
bekleiden. Während in früherer Zeit der Eintritt in den öffentlichen Dienſt 
bloß von der Staatsangehörigkeit abhängig gemacht wurde, iſt ſeit der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Revolution das völkiſche Prinzip für den öffentlichen Dienſt 
geſetzlich feſtgelegt worden. Reichsangehörige, die nicht deutſchblütiger 
Abſtammung ſind, ſind daher vom öffentlichen Dienſt grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen. 

Das völkische Prinzip iſt geſetzlich zuerſt für das Beamtentum feſtgelegt 
worden. Das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1953 (RG Bl. I 175) hat beſtimmt, daß Beamte nichtariſcher Ab⸗ 
ſtammung in den Ruheſtand zu verſetzen find; Aus nahmen wurden für Vor⸗ 
kriegsbeamte, Srontkämpfer und Kriegs hinterbliebene gemacht!). Das Geſetz 
vom 50. Juni 1955 (RG Bl. I 435) hat weiter beſtimmt, daß Perfonen nicht⸗ 
ariſcher Abſtammung nicht Beamte werden können. fluch wer nichtariſch ver⸗ 
heiratet iſt, kann nicht Beamter werden; ein Beamter, der eine Miſchehe 
eingeht, iſt zu entlaſſen. Ausnahmen von dieſer Dorſchrift können nur aus 
dringenden Gründen der Reichsverwaltung zugelaſſen werden. Die erſte 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935 hat in 8 4 
Abſatz 2 darüber hinausgehend beſtimmt, daß alle jüdiſchen Beamten (im 
Sinne des Reichs bürgergeſetzes) mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den 
Ruheſtand treten. Maßgebend für die Anſtellung von Beamten iſt jetzt der 
$ 25 des Deutſchen Beamtengeſetzes, wonach Beamter nur werden kann, 
wer deutſchen oder artverwandten Blutes iſt; Juden und jüdiſche Miſch⸗ 
linge, ſowie Perfonen, die mit Juden oder jüdiſchen Miſchlingen verheiratet 

) Maßgebend für den Begriff der „nichtariſchen Abſtammung“ waren die 


Richtlinien vom 8. Auguſt 1935 (RG Bl. I 575), wonach als nichtariſch galt, wer 
von nichtariſchen Eltern oder Großeltern abſtammte. 0 
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find, find damit von der Anftellung ausgeichloffen!). — Sür die Wehrmacht 
wurde durch das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 vorgeſchrieben, daß Voraus⸗ 
ſetzung für den aktiven Wehrdienſt ariſche Abftammung iſt. Durch das Geſetz 
vom 26. Juni 1956 wurde dieſe Dorſchrift an das Reichs bürgergeſetz angepaßt. 
Juden find vom aktiven Wehrdienſt ausgeſchloſſen :); jüdiſche Miſchlinge 
können nicht Vorgeſetzte in der Wehrmacht werden. Die Dienftleiftung der 
jüdiſchen Staats angehörigen im Kriege iſt beſonderer Regelung vorbehalten 
worden. — Sür den Reichs arbeitsdienſt gilt nach dem 3 7 des Reichs⸗ 
arbeitsdienſtgeſetzes in der Saſſung vom 19. März 1937 (RG Bl. I 325) das 
gleiche). 

Der Eintritt in den öffentlichen Dienfterfolgt entweder auf Grund 
der allgemeinen Dienſtpflicht oder freiwillig. Allgemeine Dienſtpflicht beſteht 
für den Acheitsdienft und für den Wehrdienſt. Freiwilligkeit iſt auch hier die 
Grundlage des Dienſtes, wenn er vor Beginn der Dienſtpflicht geleiſtet wird, 
oder wenn er zeitlich über die allgemeine Dienſtpflicht hinausgeht, ferner 
bei den Sührerftellen des Arbeits» und Wehrdienſtes. Der Beamtendienſt 
beruht vollſtändig auf Sreiwilligkeit. Die Aufnahme in den öffentlichen Dienſt 
iſt ſtets — gleichgültig ob fie auf Grund freiwilliger Meldung oder auf Grund 
der Dienſtpflicht erfolgt — ein hoheitlicher Akt. Das iſt ſelbſtverſtändlich 
bei der Einberufung der Dienſtpflichtigen, bei der ein einfeitiger Hoheitsakt 
das öffentliche Dienſtver hältnis begründet. Das iſt aber auch nicht anders beim 
freiwilligen Eintritt in den öffentlichen Dienſt. Gewiß iſt hier der Wille des 
Eintretenden von rechtlicher Bedeutung für die Begründung des Dienſt⸗ 
ver hältniſſes. Trotzdem wird das Dienſtverhällnis hier nicht durch einen 
„ertrag“ — ſei es des „öffentlichen“ oder des „privaten“ Rechts — oder 
eine andere Art von „Einigung“ zwiſchen dem Reich und dem Dienſtwilligen 
begründet. Jeder Dertrag und jede ſonſtige „Einigung“ ſetzt voraus, daß 
die Beteiligten ſich auf dem Boden der Gleichberechtigung begegnen. Bei 
der Begründung des öffentlichen Dienſtverhältniſſes aber handelt der Staat 
als Träger hoheitlicher Entſcheidungsgewalt. Der Antrag des Dienſtwilligen 
iſt nur Vorausſetzung für den Dienſteintritt, aber kein Beſtandteil des Aktes 
ſelbſt, der das Dienftverhältnis hervorruft. Hier wird vielmehr der Träger 
der hoheitlichen Entſcheidung einſeitig tätig; es iſt ausſchließlich ein Akt 


1) Dazu $ 5 der 1. Durchf.⸗Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. No⸗ 
vember 1935, ſowie Runderlaß des Reichsinnenminiſters vom 26. November 1935 
(RMinBl. 1429). 

Y So $ 19 Abſ. 1 der Verordnung über die Muſterung und Aushebung vom 
17. April 1937 (in der Safjung vom 7. März 1939, RGBI. I 425). 

) Auch hier ſpricht 8 19 Abſ. 1 a. a. O. den Ae der Juden von der 
eee aus. 
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hoheitlicher Geſtaltung, der das Dienftverhältnis ſchafft. Das Dienft- 
verhältnis des Stammperſonals im Arbeitsdienft, der Unteroffiziere und 
Offiziere im Wehrdienſt und der Beamten wird alſo nicht durch „Dertrag“ 
oder „Einigung“, ſondern durch antragsbedürftigen hoheitsakt 
begründet. Fehlt. der Antrag, fo ift der trotzdem ergehende Hoheitsaft zwar 
fehlerhaft, d. h. er muß aufgehoben werden, wenn der Antrag nicht 
nachgeholt wird; aber als unbedingt wirkungslos, d. h. nichtig wird der 
At in dieſem Salle nicht anzuſehen fein). 
wie der Eintritt ſo ift auch die Entlaſſung aus dem öffentlichen 
Dienſt ein Aft der hoheitlichen Entſcheidung. Das Dienſtverhältnis wird nicht 
durch vertragliche Vereinbarung, ſondern durch einſeitigen Aft der Hoheits⸗ 
gewalt beendet. Die Dienſtpflichtigen des Reichsarbeits dienſtes und der Wehr 
macht werden regelmäßig nach Ablauf der geſetzlichen Dienſtzeit entlaffen. 
Eine vorzeitige Entlaſſung findet ins beſondere ſtatt, wenn die zur flus übung 
des Dienites erforderlichen körperlichen oder geiſtigen Eigenſchaften nicht 
mehr vorhanden find ($ 16 RADG., $ 24 Wehr.). Das Stammperſonal des 
Reichsarbeitsdienftes ſcheidet im allgemeinen mit der Erreichung beſtimmter 
kllters grenzen aus. Die vorzeitige Entlaſſung iſt aus beſonderen Gründen 
ſtatthaft, insbeſondere auch wenn der zu Entlaſſende die nötige Dienſt⸗ 
befähigung nicht beſitzt (88 11, 12 Rll OG.). Die Offiziere der Wehrmacht find 
auf Dauer in den Dienſt eingeſtellt. Sie können jedoch vorzeitig entlaffen 
werden, wenn für ſie keine Derwendungs möglichkeit mehr beſteht ( 24 
Abf. 3 Wehr.). Die Beamten werden grundſätzlich auf Cebenszeit ange⸗ 
ſtellt, treten jedoch mit der Erreichung der klltersgrenze in den Ruhe⸗ 
ſtand ($ 68 DBG. ). Die vorzeitige Entlaſſung ift im Wege des dienſtgericht⸗ 
lichen Verfahrens oder bei beſonderen Mängeln oder Verfehlungen möglich 
(8$ 50 ff. DBG.). Auch ſoweit die Entlaſſung auf Antrag des Betroffenen 
erfolgt, liegt kein vertragliches Ausfcheiden aus dem Dienſt vor. Der Antrag 
iſt nur die Grundlage, auf der die Entlaſſung durch einſeitigen hoheitlichen 
klkt verfügt wird; auch hier liegt alſo ein „antragsbedürftiger hoheitsakt“ vor. 
Die Angehörigen des öffentlichen Dienftes unterftehen der hoheitlichen 
Entſcheidungsgewalt der oberſten Dienſtbehörde. Sie find zu unbedingtem Ge⸗ 
horſam verpflichtet. Die hoheitliche Entſcheidungsgewalt, der fie unte rgeord⸗ 
net ſind, umfaßt eine beſondere Dienſtſtrafg ew alt, die in leichteren Sällen 
von den Dienſtvorgeſetzten, in ſchwereren Fällen von den Dienſtgerichten 


X) Anders C. Heuland, Deutſches Beamtenrecht, S. 45 ff., der von einem 
„zuſtimmungsbedürftigen Verwaltungsakt“ ſpricht und bei mangelhafter Zu⸗ 
ſtimmung den Akt als „ſchwebend unwirkſam und damit zunächſt 
unbedingt wirkungslos anſieht. Bezeichnend ift, daß 5. den Antrag in 
Anlehnung an die „privatrechtliche Zuſtimmung“ behandelt. 


/ 


— 
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ausgeübt wird. Der Umfang diefer Dienſtſtrafgewalt iſt verſchieden. In der 
Wehrmacht iſt außer der Diſziplinargewalt auch die geſamte Strafjuſtiz den 
Militärgerichten übertragen; dieſe urteilen auch über die gewöhnlichen ftraf- 
baren Handlungen der Wehrmachtsangehörigen. Die Dienſtſtrafgewalt im 
Reichs arbeits dienſt und im Beamtendienſt dagegen beſchränkt ſich auf eig ent⸗ 
liche Dienftvergehen. Das find handlungen, die gegen Ehre und Anfehen des 
Dienſtes, gegen Dienſtzucht und Dienſtpflicht verſtoßen. Die Dienſtſtrafen 
ſind von leichten zu ſchweren Strafen reich geſtuft. Die ſchwerſte Strafe, die 
verhängt werden kann, 'ift die Ausftoßung aus dem Dienſt. Sie iſt — von 
allen materiellen Nachteilen abgeſehen — eine ſchwere Ehrenſtrafe. Denn 
fie ſpricht aus, daß der bisherige Dienſtpflichtige des Ehrendienſtes am deut⸗ 
ſchen Volke, zu dem er berufen war, nicht mehr würdig iſt. Sie verneint alſo 
die Dienſtwürdigkeit und zieht eine Ehrenminderung von beſonderer Schwere 


nach ſich. 


b) Die Rechtsſtellung des Dienſtverpflichteten 


Schrifttum: 5. Daniels, pflichten und Rechte der Beamten. Hbddstn. 
Bd. 2. S. 41 ff. — C. Heyland, Deutſches Beamtenrecht. 1938. S. 301 ff. 


Das öffentliche Dienstverhältnis iſt kein Bündel gegenseitiger „ſubjektiver 
öffentlicher Rechte“, ſondern es ift ein einheitliches Cebens verhältnis, das 
den Menſchen total erfaßt — das ihn als Ganzheit in eine beſondere Bin⸗ 
dung gegenüber Führer, Volk und Reich ſtellt. Aber es überantwortet den 
Dienſtpflichtigen nicht ſchutz⸗ und rechtlos einer fremden und ihm feindlichen 
Gewalt, ſondern gliedert ihn in eine Mannſchaft ein, in der jeder ſeinen 
beſtimmten Ort innehat. Dieſe Stellung innerhalb der Mannſchaft iſt eine 
„Rechtsſtellung“, dr h. die Cebensordnung des Dienſtes ſorgt dafür, daß 
jedem Dienftpflichtigen das Seine zuteil wird — an Aufgaben und Pflichten, 
aber auch an der Erfüllung feiner Cebensbedürfniſſe. So erhalten der flrbeits⸗ 
mann und der Soldat Wohnung, Kleidung und Nahrung, ſowie einen Sold; 
dem Stammperſonal des Reichsarbeitsdienftes, den Unteroffizieren und 
Offizieren der Wehrmacht, den Beamten ſteht ihr Gehalt zu. Die Erfüllung 
dieſer Ceiſtungen iſt keine bloße „Wohltat“, die in das Belieben des Reiches 
geſtellt wäre, ſondern es liegt den Leiftungen eine rechtliche Pflicht des 
Reiches zugrunde. Es iſt ein alter deutſcher Grundſatz, daß die öffent⸗ 
lichen Dienſtverhältniſſe nicht nur Pflichten des Dienſttuenden, ſondern auch 
Pflichten des Dienſtherrn begründen. N 

Dieſe Pflichten des Reiches gegenüber den Männern des öffentlichen 
Dienſtes rufen jedoch keine, ſubjektiven Rechte“ im alten Sinn hervor!). Wenn 


) Anders mit Betonung €. Heyland, veutſches Beamtenrecht. S. 302 ff. 
Zutreffend dagegen J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939. S. 237 f. 
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die Geſetze an vielen Stellen noch heute von den AHlnſprüchen“ der Dienſt⸗ 
pflichtigen des Arbeitsdienftes, Wehr dienſtes und Beamtendienſtes ſprechen, 
fo darf der Begriff des Anſpruchs“ dabei nicht in dem alten Sinne gemeint 
fein, als ſollten hier, ſubjektive Rechte“ des Einzelnen gegenüber dem Reich zur 
Geltung gebracht werden. Es iſt gewiß die pflicht des verantwortlichen Sührers 
des öffentlichen Dienftes, dafür zu ſorgen, daß der einzelne Dienſtpflichtige zu 
dem Seinen kommt und leinen Schaden leidet. Wird dieſe Pflicht vezfäumt, fo 
ift dem dadurch Geſchädigten Erſatz zu gewähren. Doch darf das nicht zu der 
Annahme verleiten, daß hier im alten Geiſte mit ſubjekliven Anſprüchen gegen 
den Staat und ähnlichen Dorftellungen operiert werden dürfte. Nicht „fub- 
jektive Anſprüche eines Einzelnen werden hier eingeräumt, ſondern die 
konkrete Rechtsſtellung des in die Mannſchaft eingegliederten Dienſttuenden 
beruht ihrem Weſen nach auf den gegenſeitigen Bindungen, die das Der- 
hältnis von Sührer und Gefolgſchaft begründet. 

Wenn aus dieſem Verhältnis von Sührer und Gefolgſchaft im öffentlichen 
Dienſt Pflichten des Reiches gegenüber dem Gefolgsmann abgeleitet wer⸗ 
den, jo werden damit insbeſondere keine „vohlerworbenen Rechte 
anerkannt, die verfaſſungsmäßig verbrieft wären und auf die der Einzelne 
auch dann noch pochen dürfte, wenn die öffentliche Not das Reich zwingt, 
ſeine Ceiſtungen einzuſchränken. Der Begriff des „wohlerworbenen Rechts“, 
der in der Zeit ſtändeſtaatlicher Zerſetzung entſtanden und in der Zeit 
parteienſtaatlicher Jerſpaltung wieder aufgelebt ift, ſicherte dem Dienſt⸗ 
tuenden einen Bereich zu, der für den Staat unter allen Umſtänden unan⸗ 
taſtbar war. Die herrſchende fluffaſſung ſah in ihm insbeſondere die Garantie 
des ziffernmäßigen Höchſtgehalts. Nicht ſolche ftarren Unantaſtbarkeiten ſind 
der Inhalt der Rechtsſtellung, die dem Dienſtpflichtigen heute zukommt. 
Sondern das Reich iſt verpflichtet, das zu gewähren, was mit Rückſicht auf 
das Wohl der Dolksgemeinſchaft, auf die Art des Dienſtes, auf Ceiſtung, 
Dienſtzeit, Alter und Samilienverhältniffe dem einzelnen Dienſttuenden 
gerechterweiſe zuzuſprechen ift. Welche Ceiſtungen danach dem einzelnen 
Dienſttuenden zukommen, beſtimmt das Geſetz, in dem der Wille des Führers 
zum Ausdruck kommt. Nicht die ſtarre Zahl des einmal erreichten günftigften 
Standes, ſondern die lebendige Ordnung, die ſich entwickelt, ändert und 
anpaßt, beſtimmt die konkrete Rechtsſtellung der Glieder des öffentlichen 
Dienſtes. 

Es kann natürlich auch heute im Einzelfall ftreitig werden, was dem ein⸗ 
zelnen Dienſtpflichtigen nach den geſetzlichen Vorſchriften zuſteht. Auch hier 
iſt es ein Grundgedanke des deutſchen Rechtes, daß der Dienſtpflichtige 
nicht der einfeitigen Derwaltungsentſcheidung feiner vorgeſetzten Behörde 
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überantwortet iſt, ſondern daß er in einem geordneten Rechts gang die 
eigene Auffafjung über den Inhalt feiner Rechtsſtellung vertreten darf. Die 
jetzt geltenden Geſetze ſehen für die Entſcheidung ſolcher „vermögensrecht⸗ 
licher Streitigkeiten“ teilweiſe noch den Rechtsweg vor den Zivilgerichten vor 
(851 Wehr.; 8 25 RADG.). Für die „vermögensrechtlichen Anſprüche“ der 
Beamten hat 9 142 DBG. an ſich den Jivilrechtsweg ausgeſchloſſen und den 
Rechtsweg vor den Derwaltungsgerichten eröffnet; doch tritt nach § 182 
DBG. dieſe Vorſchrift erſt mit der Errichtung des Reichsverwaltungsgerichtes 
in Kraft, fo daß einſtweilen auch hier noch der Zivilrechtsweg offenſteht. AU- 
gemein gilt nur die Einſchränkung, daß vor der Beſchreitung des Rechtswegs 
die Entſcheidung der oberſten Dienſtbehörde, bei der Wehrmacht des Ober⸗ 
kommandos der Wehrmacht, bei dem Arbeitsdienſt des Reichsarbeitsführers 
einzuholen ift. Dieſe Zuſtändigkeit der Zivilgerichte entſtammt der Zeit der ſo⸗ 
genannten Fiskustheorie, in der alle vermögensrechtlichen Pflichten des Staa⸗ 
tes als Pflichten des Siskus, eines vom eigentlichen Hoheitsträger unterſchie⸗ 
denen privaten Dermögensträgers, angeſehen wurden. Dieſe Siskustheorie 
iſt als wiſſenſchaftliche Cehre längſt überwunden, ſie iſt aber für die praktiſche 
Geſtaltung des Rechtslebens bis auf unſere Tage beſtimmend geblieben. Es 
iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, daß ſolche Reſtbeſtände veralteter Theorien end⸗ 
lich beſeitigt werden müſſen ). Der gerichtliche Schutz der Glieder des öffent⸗ 
lichen Dienſtes muß entweder den allgemeinen Derwaltungsgerichten oder, 
wie $ 142 DBG. vorſieht, beſonderen Dienſtgerichten der einzelnen Zweige 
des öffentlichen Dienſtes übertragen werden. 


c) Die Amtshaftung 


Schrifttum: S. Dannbeck, Die Amtshaftung (bei h. Frank, Deutſches Der- 
waltungsrecht. 1937. S. 212 ff.). - H. Delius, Die Beamtenhaftpflichtgeſetze des 
Reiches und der Länder. 4. Aufl. 1929. W. Hofacker, Der Einzelne und die Geſamt⸗ 
heit. 1930. — €. R. huber, Juſtiz und Verwaltung. Deutſches Recht. 1955. S. 401 ff. 
A. Köttgen, Deutſche Verwaltung. 2. Aufl. 1937. S. 236 ff. - Th. Maunz, 
Verwaltung. 1937. S. 261 ff. €. Schmitt, Konfliktser hebung bei Schadenserſatz⸗ 
en gegen Staat und Körperjchaften des öffentlichen Rechts. DI3. 1934. 
Sp. 776 

Den Trägern des öffentlichen Dienſtes fteht eine mehr oder weniger 
umfafjende Hoheitsgewalt zu, die ihnen ermöglicht, in den Rechts kreis der 
einzelnen Volksgenoſſen einzugreifen. Es liegt in der Natur der Sache, daß 
Sehler und Irrtümer dabei nicht gänzlich vermieden werden können und daß 


einzelne Volks genoſſen unter Umſtänden rechtswidrig geſchädigt werden. 


1) So für das Wehrrecht auch J. Heckel, a. a. O. S. 405. 
27. 1414 
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Unſer Recht hat dieſe Sälle in beſonderen Haftungsbeſtimmungen ($ 839 
BGB.; Art. 151 der Weimarer Verfaſſung) geregelt!). Danach haftet ein 
Beamter, der in Verletzung einer ihm gegenüber einem Dritten obliegenden 
Amtspflicht Schaden anrichtet, auf Erſatz. dür den Beamten haftet der Staat 
(oder ein anderer Dienſtherr), wenn der Schaden in Ausübung öffentlicher 
Gewalt zugefügt worden iſt. Dieſe Dorjchriften beziehen ſich dem Wortlaut 
nach nur auf „Beamte“. Sie werden jedoch von jeher ſinngemäß auf alle 
Träger öffentlichen Dienſtes angewandt:). Sie find deshalb auch auf An⸗ 
gehörige des Reichs arbeitsdienſtes und der Wehrmacht auszudehnen. 

Vorausſetzung für die haftung iſt nach $ 839 BGB., daß „eine einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht“ verletzt worden iſt. 
Nach der herkömmlichen Lehre iſt „Amtspflicht“ in dieſem Sinne nicht jede 
„Dienſtpflicht“, ſondern es muß ſich um eine Pflicht handeln, die dem Amts= 
träger „im Intereſſe des Einzelnen“ auferlegt worden iſt. Die alte Cehre 
unterſcheidet alſo zwiſchen „innerdienftlihen pflichten“ der Amtsträger, die 
nur im ſtaatlichen Intereſſe begründet find und deren verletzung keine Hmts⸗ 
haftung hervorruft, auch wenn ein Einzelner dadurch Schaden erleidet — 
und den „Amtspflichten“, die im Intereſſe des Einzelnen geſchaffen find und 
deren Verletzung die Schadenshaftung erzeugt. Nun liegt es in der Entwick⸗ 
lung des liberalen Staates begründet, daß die pflichten der Amtsträger in 
immer ſtärkerem Maße als Pflichten gegenüber dem Einzelnen aufgefaßt 
worden ſind. Denn dieſer Staat war ja überhaupt als Schutzeinrichtung 
zugunſten des Einzelnen gedacht, und Pflichten, die nur dem ſtaatlichen 
Geſamtintereſſe, nicht auch den Einzelintereffen dienten, waren ſuſtemwidrige 
Keſtbeſtände aus einer vergangenen Epoche, die in zunehmendem Maße 
abgebaut wurden. Der entſcheidende Schritt wurde gegangen, als die Recht⸗ 
ſprechung die Pflicht der Polizei, die öffentliche Sicherheit und Ordnung auf⸗ 
rechtzuerhalten, als Aimtspflicht, die im Intereſſe des Einzelnen begründet 
ſei, anerkannte“). 

Aber das Reichsgericht blieb nicht einmal bei dieſer Ausweitung des 
individualiſtiſchen Intereſſenprinzips ftehen. In zwei wichtigen Fällen, in 
denen keine im Intereſſe des Einzelnen begründete Amtspflicht gegeben war, 
wurde gleichfalls eine Amtspflichtverletzung angenommen. Einmal dann, 
wenn der Beamte ſeine Juſtändigkeit überſchritten hat. Der Beamte hat 
nach ſtändiger Rechtſprechung jedem Dritten gegenüber die Amtspflicht, die 

Dazu treten als ergänzende Vorſchriften das Reichs haftungsge ſetz vom 22. Mai 
. en 798) und das preußiſche Staatshaftungsgeje vom 1. Auguft 1909 


) Wegen der Amtshaftung für Amtsträger der Bewegung ſiehe oben S. 312 ff. 
5) Dal. RG. JW. 1927. S. 1265. Nr. 21. RG. Pr. DerwBl. 1922. S. 394, 
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Grenzen ſeiner Juſtändigkeit einzuhalten). Und ferner wird eine Amts⸗ 
pflichtverletzung ſtets angenommen, wenn der Beamte ſein Ermeſſen miß⸗ 
braucht hat?). Man muß bei dieſer Rechtſprechung des Reichsgerichts beach⸗ 
ten, daß die beiden Fälle der Zuſtändigkeitsüberſchreitung und des Ermeſſens⸗ 
mißbrauchs ſelbſtändig neben dem Fall der Intereſſenſchutzverletzung ſtehen. 
Aus der Entſcheidung R63. 140, 427 geht klar hervor, daß die Amtshaftung 
auch dann angenommen wird, wenn es ſich „um die Erfüllung einer Amts- 
pflicht im rein öffentlichen Intereffe, nicht im Intereſſe einzelner Dritter“ 
handelt, ſofern nur entweder eine Zuſtändigkeitsüberſchreitung oder ein 
Ermeſſensmißbrauch vorliegt. Es leuchtet ein, daß das Reichsgericht mit 
dieſen Grundſätzen die Amts haftung weit über ihren urſprünglichen Sinn 
erweitert hat. Es gibt angeſichts ſolcher Entſcheidungen in der Cat kein halten 
mehr; jede geſetzliche Dienſtpflicht der ſtaatlichen Amtsträger wird nun als 
Amtspflicht gegenüber einem „Dritten“, d. h. gegenüber dem intereſſierten 
Bürger, aufgefaßt. Richard Choma hat dieſen Gedanken in der bezeichnen⸗ 
den Formulierung vertreten: 

„Die, dem Rechtsſtaatsgedanken allein entſprechende, ausdehnende Auslegung 
wird von der Marime ausgehen, daß einer obrigkeitlichen Behörde grundſätzlich 
gegenüber jedermann die Amtspflicht obliege, eine Verletzung feiner Intereſ⸗ 
fen nach Tunlichkeit zu vermeiden, und daß nicht nur die vorgeſetzte Behörde, ſon⸗ 
dern jedermann einen Anſpruch darauf habe, daß die dem Schutze des publikums 
dienenden Normen durchgeführt und von entſprechenden Ermächtigungen (ins⸗ 
an ſicherheits⸗ und verkehrs polizeilichen) pflichtmäßiger Gebrauch gemacht 
Es iſt kein Zweifel, daß damit ein allgemeiner Geſetzesvollziehungsanſpruch“ 
des Einzelnen gegenüber der ſtaatlichen Verwaltung anerkannt worden iſt. 
Das Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte erreichte in dieſem allge- 
meinen Geſetzesvollziehungsanſpruch des Bürgers feine äußerfte Vollendung. 

Das völkiſche Reich ift fein Apparat im Dienfte des Individuums und 
feiner Intereffen, ſondern es ift eine Ordnung, in der das Volksganze ſich 
ſelbſt erhält und entfaltet. Die alte, dem Weſen des liberalen Staates gemäße 
Lehre, eine „Amtspflicht gegenüber einem Dritten“ liege vor, wo ſie dem 
Beamten im Intereſſe des Ci nzelnen auferlegt ift, ift im völkischen 
Reich unmöglich geworden ). Alle ſtaatlichen Maßnahmen dienen weſentlich 
und entſcheidend dem Schutz und dem Aufbau des Volkes. Aber dieſes „Volk“ 
kann nicht von feinen Gliedern gelöft werden. Deshalb ſchützen die ſtaatlichen 


) Dgl. R63. 140, S. 428; 144, S. 395. — ®) Dgl. R63. 140. S. 430. 

R. Thoma, Das Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte und pflichten. 
Hbod StR. Bd. 2. S. 622. 

) Anders C. Heyland, Deutſches Beamtenrecht, S. 287 ff., der völlig auf 
dem Boden der früheren Cehre ſtehengeblieben tft. 
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Maßnahmen im Dolk zugleich den einzelnen Doltsgenofjen; die Schädigung 
des einzelnen Volks genoſſen, die aus behördlichen Irrtümern, Sehlern und 
Mißgriffen erwächſt, führt zugleich eine Schädigung des Dolksganzen herbei. 
Der Volksgenoſſe iſt eben kein bloßes Objekt, ſondern er iſt ein lebendiges, 
unmittelbar verbundenes Glied der Gemeinſchaft, die ſelbſt nur erhalten 
werden kann, wenn die gliedhafte Stellung des Volksgenoſſen geachtet, ge⸗ 
ſchützt und gefördert wird. 

Alle ſtaatlichen Geſetze und Maßnahmen berühren zugleich die Gemein⸗ 
ſchaft ſelbſt und ihre Glieder. Doch gibt es naturgemäß ſchwächere und ſtärkere 
Wirkungen der Geſetze und Maßnahmen auf den Volksgenoſſen. Es gibt 
insbeſondere ſtaatliche Akte, die ſich nur indirekt, auf Grund einer Art von 
Sernwirkung auf den einzelnen Volks genoſſen beziehen, und andere, die ſich 
direkt an den einzelnen Volks genoſſen wenden, um auf dieſem Wege die 
Dolksgemeinſchaft zu geſtalten. Sie treffen mit belaſtenden oder för dernden 
Beſtimmungen die Rechtsſtellung des Doltsgenofjen, um ihn in feiner glied⸗ 
haften Sunktion zu binden oder zum lebendigen Einſatz zu bringen. Doch 
darf man ſich nicht täuſchen laſſen: nicht um ihrer ſelbſt willen wird die volks⸗ 
genöſſiſche Rechtsſtellung durch ſtaatliche Maßnahmen beſtimmt, geſchützt 
und gefördert, ſondern das Ziel iſt auch hier die geſamtvölkiſche Ordnung, in 
die der Einzelne eingefügt iſt. 

Rechtsverletzungen, die die ſtaatlichen Amtsträger beim Vollzug ſolcher 
Geſetze begehen, die ſich direkt auf die Rechtsſtellung der Volksgenoſſen 
beziehen, wirken naturgemäß beſonders ſchwer. Sie treffen den Volksgenoſſen 
nicht nur in ſeiner perſönlichen Exiſtenz, ſondern gerade auch in ſeiner glied⸗ 
haften, gemeinſchaftsbezogenen Haltung. Sie hindern ihn an der Erfüllung 
der Aufgaben, die ihm in der geſamtvölkiſchen Cebensordnung zugewieſen 
ſind. Aus dieſem Grunde iſt es notwendig, den Weg zu ſuchen, auf dem die 
verletzte Rechtsſtellung des Volks genoſſen wiederhergeſtellt werden kann. 
Solange nicht neue Formen für dieſe Wiederherſtellung geſchaffen worden 
ſind, müſſen die alten Beſtimmungen des 9859 BGB. und des Artikels 131 
der Weimarer Verfaſſung hier noch verwandt werden. Aber wie überall bei 
der Weiterführung alter Beſtimmungen, ſo muß auch hier der grundſätzliche 
Sinnwandel beachtet werden, der ſich vollzogen hat. Die Staatshaftungs⸗ 
beſtimmungen müſſen dem extrem⸗individualiſtiſchen Boden, aus dem fie 
erwachſen ſind, vollſtändig entriſſen werden. Sie müſſen in den Grund des 
Gemeinſchaftsrechts verpflanzt werden, und ſie dürfen nur weiter verwandt 
werden, ſoweit ſie hier wirklich neue Wurzeln ſchlagen. 

Insbeſondere wird es dabei notwendig ſein, den hemmungsloſen Ent⸗ 
ſchädigungswahn früherer Zeiten zu überwinden. In dreifacher Richtung 


9 39. Das Dienftverhältnis 421 


ift dabei anzuſetzen. Zunächſt einmal ift weſentlich, daß alle hochpolitiſchen 
Maßnahmen, alſo alle diejenigen, die unmittelbar auf den Schutz und die 
Sicherheit der Volks gemeinſchaft und des Reiches zielen, keine Entſchädi⸗ 
gungspflicht gegenüber dem einzelnen Dolfsgenoffen hervorrufen können. 
Sür einen einzelnen Anwendungsfall ſpricht das Reichs haftungsgeſetz vom 
22. Mai 1910 das aus, in dem es in 5 5 die haftung verneint, 

„ſoweit es ſich um das Verhalten eines mit Angelegenheiten des auswärtigen 
Dienſtes befaßten Beamten handelt und dieſes Verhalten nach einer amtlichen Er⸗ 
klärung des Reichsminifters der Juſtiz politiſchen oder internationalen Rückſichten 
entſprochen hat“. f 
An die Seite dieſer Einzelbeſtimmung hat heute der allgemeine Grundſatz 
zu treten, daß bei allen Maßnahmen hochpolitiſcher Natur die Staats haftung 
von vornherein ausgeſchloſſen iſt !). Solche hochpolitiſchen Maßnahmen liegen 
einmal vor bei den Anordnungen der oberſten ſtaatlichen Führung, alſo 
denen des Führers ſelbſt, der Reichsminiſter, der Reichsſtatthalter und der 
Landesminifter. Es kann alſo nicht mehr vorkommen, daß das Reich wegen 
der Währungspolitik der zuſtändigen Reichsminiſter vor den Zivilgerichten 
zur Rechenſchoft gezogen wird, was das Reichsgericht früher an ſich für zu⸗ 
läſſig hielt, wenn es auch im Ergebnis zu einer Abweiſung der Klagen kam). 
Es wird auch künftig unmöglich fein, daß der Staat ſchadenserſatzpflichtig 
gemacht wird, weil der Juſtizminiſter aus politiſchen Gründen die flufnahme 
richterlicher Bekanntmachungen in die Zeitungen eines beſtimmten Verlags 
verboten hat, wie es noch durch Urteil des Reichsgerichts vom 21. Juni 1933 
geſchehen ift?). Über den Kreis dieſer Maßnahmen der oberſten Führungs⸗ 
ſtellen hinaus ſcheidet die Amtshaftung aber auch in den Behördenzweigen 
aus, denen die Sorge für die politiſche Sicherheit des Volkes und Reiches 
übertragen worden iſt. Deshalb können die Grundſätze der Amtshaftung bei 
Akten der Geheimen Staatspolizei von vornherein nicht angewandt werden. 
„Derfügungen in Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei“ ſind alſo 
nicht nur der Nachprüfung durch die Derwaltungsgerichte entzogen ($ 7 des 
preuß. Geſetzes über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 1936, Gs. 
S. 21), jondern fie find auch der Kontrolle durch die Zivilgerichte im Wege 
des Amtshaftungsprozeſſes entrückt. 

Zum zweiten muß der Begriff der „Amtspflicht gegenüber einem Dritten“ 
auf die Sälle beſchränkt werden, in denen dem Amtsträger pflichten ob⸗ 
liegen, die ſich direkt auf die Wahrung und Förderung der volksgenöſſiſchen 
Rechtsſtellung beziehen. Das ift vor allem im Grundbuchweſen, im Der- 

) Dgl. dazu auch h. P. Ipfen, politik und Juſtiz, 1937, und dazu meine Be⸗ 


ſprechung in Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 98 (1958), S. 193 ff. 
) Dgl. R63. 118. S. 325; 125. S. 273. - ®) Dgl. R G3. 140. S. 423. 
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kehrsweſen und im Geſundheitsweſen der Sall, wo von „Amtspflichten 
gegenüber den Volksgenoſſen“ geſprochen werden kann. Die alte Streitfrage, 
ob pflichtwidrige Unterlaſſungen der Polizei die Verletzung einer Amtspflicht 
gegenüber dem gejchädigten Volks genoſſen bedeuten, kann nicht allgemein⸗ 
gültig entſchieden werden. Es kommt auf die beſondere Eigenart der jewei⸗ 
ligen polizeilichen Aufgaben an. Für die Polizei der öffentlichen Dertehrs- 
wege beſteht jedenfalls eine ſolche Amtspflicht gegenüber den Dolfsgenoffen; 
deshalb hält das Reichsgericht mit Recht an der Haftung des Staates 
(oder der Gemeinden) für ſolche Schäden feſt, die durch pflichtwidrige 
Unterlaſſungen der Verkehrspolizei oder der Auffichtsorgane entſtanden 
ſind). Mit dieſer Anerkennung von Amtspflichten gegenüber dem Volks⸗ 
genoſſen ſoll beileibe nicht der Eindruck erweckt werden, als habe 
der einzelne Volksgenoſſe ein „ſubjektives öffentliches Recht“ auf ſtaatlichen 
Schutz. Doch ohne Zweifel erſtrebt das Reich hier den Schutz der Volksgemein⸗ 
ſchaft durch den Schutz der Volksgenoſſen. Rechtswidrige Schädigungen der 
Volksgenoſſen durchkreuzen unmittelbar und zweifelsfrei die Abſichten, die 
das Reich mit ſeinem Handeln verfolgt. Daher iſt in dieſen Fällen eine Wie⸗ 
derherſtellung der geſchädigten Rechtsſtellung geboten. 

Zum dritten muß der Begriff der „Verletzung“ auf ſolche Sälle beſchränkt 
werden, in denen der Amtsträger klaren und eindeutigen Rechtspflichten 
zuwidergehandelt hat. Wo er nach ſeinem Ermeſſen zu handeln befugt war, 
insbeſondere wo ihm ein Spielraum für politiſche Wertungen überlaſſen 
war, ſcheidet die Möglichkeit einer „Derlegung” aus. Ausgenommen iſt der 
ganz ſeltene Sall einer offenbaren und groben Willtkürhandlung. Das Reichs⸗ 
gericht hat die Ermeſſenskontrolle bei der Amtspflichtverlegung anfänglich 
nur auf ſolche reinen Willkürakte erſtreckt)). Später aber hat es mit der 
Ermeſſenskontrolle ſchon dann eingeſetzt, wenn der Amtsträger nicht „will⸗ 
kürlich“ gehandelt, aber von ſeinen Befugniſſen einen ſachlich nicht zu recht⸗ 
fertigenden Gebrauch“ gemacht hatte — wenn „fein Verhalten mit den an 
eine ordnungs mäßige Verwaltung zu ſtellenden Anforderungen ſchlechter⸗ 
dings unvereinbar“ war — wenn ein „Nicht gerechtfertigtes Mittel“ ange⸗ 
wandt worden war?) — wenn eine Handlung vorlag, „die ein verſtändiger 
Beamter nicht oder doch nicht leicht in dieſer Weife vorgenommen haben 
würde“). Selbſt die Verſetzung eines Beamten in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand wurde, wenn fie aus politiſchen Motiven erfolgte, als entſchädigungs⸗ 


) Dgl. E. des RG. Jur. Wochenſchrift 1936. S. 727. 

Y Dgl. RG 3. 99. S. 254. 

) R63. 121. S. 225; ebenſo R63. 138, S. 14; 147. S. 179. 
) RG. Jw. 1925. S. 1875. Nr. 2. 
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pflichtige Amtspflichtverletzung angeſehen !). Mit dieſer Ausdehnung der 
Ermeſſenskontrolle hatte ſich die Ziviljuſtiz zum allgemeinen Kontrollorgan 
gegenüber der Verwaltung aufgeworfen. Die Verwaltungs kontrolle bei der 
Amtspflichtverletzung war einer der wichtigſten Beſtandteile im Suſtem des 
„apotruphen Juſtizſtaates“ ). Die Schäden eines ſolchen Syſtems können nur 
vermieden werden, wenn der Begriff der „verletzung“ auf klare Rechtsver⸗ 
ſtöße und offenbare Willkürhandlungen beſchränkt wird. Jede Nachprüfung 
des Ermeſſens ſtaatlicher Amtsträger im Rahmen des Amtshaftungsver⸗ 
fahrens hat alſo zu unterbleiben. 

Für das Verfahren wegen der Vorausſetzungen und des Umfangs der 
Staats haftung ſind heute noch die Zivilgerichte berufen, obwohl es ſich dabei 
nicht um, bürgerlich⸗ rechtliche Hnſprüche“, ſondern um Streitfragen aus der 
hoheitlichen Verwaltung handelt. Es iſt ein großes Mißverſtändnis, anzu⸗ 
nehmen, die pflichtwidrigen Handlungen eines Beamten könnten, da außer⸗ 
halb deſſen amtlicher Kompetenz liegend, überhaupt nicht mehr als Ausflug 
ſtaatlicher Verwaltungstätigkeit angeſprochen werden“; der Beamte müſſe 
ähnlich wie derjenige, der ſich als Nichtbeamter ein Amt anmaßt, als Privat- 
mann behandelt werden“ ). Es gehört zum weſen der hoheitlichen Derwal- 
tung, daß auch der pflichtwidrig handelnde Amtsträger mit der Autorität 
ſtaatlicher Hoheit umkleidet bleibt und daß die von ihm erlaſſenen Akte die 
Kraft ſtaatlicher hoheitsakte beſitzen. Trotzdem hat man die Entſcheidung der 
Entſchãdigungs frage den Zivilgerichten überwieſen. Auch hierin zeigt ſich ein 
Reitbeftand der alten Siskustheorie, deren Grundſatz „Dulde und liquidiere!“ 
für das Staats haftungsrecht beſtimmend geblieben iſt. Den hoheitlichen Ein⸗ 
griff als ſolchen mußte man hinnehmen; den entſtehenden Schaden aber 
konnte man vom „Siskus“ im Ziwilrechts weg eintreiben! Dieſe Juſtändig⸗ 
keitsregelung führte dazu, daß von den Zivilgerichten über Vorausſetzungen 
und Rechtmäßigkeit hoheitlicher Akte entſchieden wurde. Die Ziviljuſtiz 
übte alſo die Kontrolle über die hoheitliche Verwaltung aus. Das prinzip 
des ſogenannten Juſtizſtaates“, das ſelbſt im rechtsſtaatlichen Aufbau des 
19. Jahrhunderts im allgemeinen aus geſchaltet wurde, hatte ſich hier durch⸗ 
geſetzt. Doch waren im alten Preußen die Gefahren einer ſolchen Juſtiz⸗ 
kontrolle der Verwaltung durch die ſogenannte „Konfliktserhebung“ gemäß 
dem Geſetz vom 15. Februar 1854 beſeitigt worden. Die Stage, ob eine Amts- 
pflicht verletzt ſei, mußte auf die Erhebung des Konflikts hin einem verwal⸗ 


) RO. Siſchers 3. 61. S. 380. Nr. 19. - Di. auch RG 3. 126. S. 164; R63. 140. 
S. 430 


J ögl. &. R. Buber, Juftiz und Derwaltung im Arbeitsrecht. AöR. N. 8. 22. 
S. 147 ff. - ) So A, Köttgen, Deutſche Verwaltung. 1936. S. 219. 
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tungsgerichtlichen Vorverfahren überlaſſen bleiben, während das zivilrecht⸗ 
liche Verfahren auf die Frage nach der Höhe der Entſchädigung beſchränkt 
wurde. Die Konfliktserhebung iſt im Weimarer Staat aufgehoben worden; 
hier erſt hat ſich die juſtizſtaatliche Regelung der Staatshaftung voll durch⸗ 
geſetzt. 

In einem Reich dagegen, in dem die Handlungen der öffentlichen Amts⸗ 
träger Ausftrahlungen der hoheitlichen Sührung find, iſt es nicht möglich, 
dieſes juſtizſtaatliche Suſtem beizubehalten. Die Hoheits handlungen des 
öffentlichen Dienſtes können der Kontrolle der Zivilgerichte nicht unterworfen 
bleiben. Es iſt immerhin zweifelhaft, ob die Wiedereinführung der alten 
„Konfliktserhebung“ eine ausreichende Neuordnung bedeutet. Doch hat 
$ 147 des Deutſchen Beamtengeſetzes dieſen Mittelweg eingeſchlagen, indem 
er die Klage aus Amtshaftung an ſich den Zivilgerichten überläßt, jedoch die 
oberſte Dienſtbehörde ermächtigt, Einſpruch einzulegen, wenn fie der Auf- 
faſſung iſt, daß keine Verletzung der Amtspflicht vorliegt. Über den Einſpruch 
hat das Reichsverwaltungsgericht zu entſcheiden. Spricht das Reichsverwal⸗ 
tungsgericht aus, daß keine Verletzung der Amtspflicht vorliegt, fo iſt diefe 
Entſcheidung für das Gericht bindend; im andern Falle iſt dem Gericht die 
Entſcheidung über das Vorliegen einer Amtspflichtverletzung zu überlaſſen. 
Bei flmtspflichtverletzungen, die von Beamten der Juſtizverwaltung in oder 
bei Ausübung der Rechtspflege begangen werden, findet die Ronflikts⸗ 
erhebung nicht ſtatt. Im übrigen kann das Verfahren der Nonflikts erhebung 
nicht durchgeführt werden, ſolange das Reichsverwaltungsgericht nicht be⸗ 
ſteht (8 182 DB6.). Einſtweilen gilt alſo die Juſtändigkeit der Zivilgerichte 
in vollem Umfang fort. 
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19355. -K. Stamm, Der Reichsarbeitsdienſt. Deutfches Recht. 1935. S. 432 ff. - 
Derſelbe, Der Reichsarbeitsdienft. 1935. 


a) Geſchichte des Arbeitsdienftes 


Der Gedanke des Arbeitsdienftes iſt nach dem Weltkrieg in der deutſchen 
Jugend entſtanden; Arbeiter und Studenten waren feine Vorkämpfer. Zwei 
Ziele wurden von Anfang an verfolgt, die auch heute den Arbeitsdienſt 
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beſtimmen: Erziehung und Leiſtung. Durch gemeinſame Arbeit ſollte die 
Jugend zur Gemeinſchaft gebildet werden; durch gemeinſame Leiftung ſollten 
gemeinnützige Aufgaben bewältigt werden, die weder die private noch die 
ſtaatliche Initiative zu löſen vermochte. Im „Lager“ wurde die neue Lebens- 
form dieſer Erziehungs⸗ und Ceiſtungsgemeinſchaft geſchaffen. 

Die erſten Arbeitslager wuchſen aus freiem Antrieb und ohne öffentliche 
hilfe. Sie blieben unbeachtet, bis in der großen Kriſe der Jahre 1930/1931 
das öffentliche Intereſſe auf ſie gelenkt wurde. Amtliche Stellen ſahen damals 
in den Arbeitslagern ein Mittel, die Arbeitslosigkeit zu mildern; es wurden 
daher öffentliche Gelder zur Unterſtützung des Arbeits dienſtes frei gemacht. Die 
zweite Verordnung des Reichspräfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Sinanzen vom 5. Juni 1951 brachte die erſte geſetzliche Regelung; dem Geſetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung wurde der § 139 a 
eingefügt, der die Reichsanſtalt anwies, den Freiwilligen Arbeitsdienſt zu 
fördern. Sie wurde ermächtigt, Mittel der Arbeitsloſenverſicherung und der 
Kriſenfürſorge für dieſen Zweck einzuſetzen. Die Förderung wurde auf 
„gemeinnützige zuſätzliche Arbeiten“ beſchränkt. Als „Träger der Arbeit“ 
wurden nur öffentliche Körperſchaften, gemeinnützige Derbände und Der- 
einigungen von Arbeitsdienſtwilligen anerkannt. Die näheren Vorſchriften 
wurden durch klusführungsverordnungen des Reichsarbeitsminiſters vom 
23. Juli 1951 RGGBl. 1 398) und vom 25. Mai 1952 (RG Bl. 1 251) getroffen. 
Dieſe erſte Regelung beſchränkte ſich vollftändig auf die finanzielle Unter⸗ 
ſtützung des Freiwilligen Arbeits dienſtes. 

Am 16. Juli 1932 erging dann die Verordnung über den Sreiwilligen 
Arbeitsdienit (RG Bl. I 352), die in ihm nicht mehr ein bloßes Inſtrument 
zur Milderung der Arbeitsloſigkeit erblickte. Artikel 1 lautete: 

„Der Sreiwillige Arbeitsdienſt gibt den jungen Deutſchen die Gelegenheit, zum 

Nutzen der Geſamtheit in gemeinſamem Dienfte freiwillig ernſte Arbeit zu leiſten 
und zugleich ſich körperlich und geiſtig⸗ſittlich zu ertüchtigen.“ 
Artikel 2 ſchrieb vor, daß die Arbeiten gemeinnützig und zuſätzlich fein müßten. 
Artikel 5 unterſchied zwiſchen dem Träger der Arbeit, der die zu leiſtende 
Aufgabe beſtimmte und finanzierte, und dem Träger des Dienites, der die 
Mannſchaft einſetzte und die Arbeit leitete. Artikel 5 ſah die finanzielle Sör- 
derung des Sreiwilligen Arbeitsdienftes durch Mittel des Reiches und der 
Keichsanſtalt vor. Artikel 7 ſchuf das Amt des Reichskommiſſars, dem die 
Leitung des Freiwilligen Arbeitsdienftes oblag, und der Bezirkskommiſſare, 
denen die Unterſtützung des Reichskommiſſars aufgetragen war. Nähere 
Einzelheiten wurden in den Ausführungsvorichriften vom 2. Auguſt 1932 
(R6BI. I 392) geregelt. 


426 VIII. Der öffentliche Dienſt 


Im Rahmen dieſer lockeren Ordnung wurde nach der Machtergreifung der 
Freiwillige Arbeits dienſt in ſeiner umfaſſenden Geſtalt aufgebaut. An diestelle 
der zahlreichen bisherigen Organiſationen trat als Träger des Dienſtes ein⸗ 
heitlich der NS.⸗Arbeitsdienſt. Ihm wurde die allgemeine und wirt⸗ 
ſchaftliche Betreuung der Arbeitsmänner ausſchließlich übertragen. Er bil⸗ 
dete die Arbeitslager, die Abteilungen und Gruppen, aus denen ſich der 
Sreiwillige Arbeitsdienſt zuſammenſetzte. Daneben entwickelte ſich die 
ſtaatliche Leitung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes. Reichskommiſſar 
blieb zunächſt noch der Reichsarbeitsminiſter. Doch ging die tatſächliche Cei⸗ 
tung auf den Oberſt a. D. Konſtantin Hierl, den Reichs beauftragten des 
Führers für den Urbeitsdienſt, der zum Staatsſekretär für den Arbeitsdienſt 
ernannt wurde, über. Am 3. Juli 1954 (RC Bl. I 581) wurde der Reichs⸗ 
kommiſſar und damit der geſamte Freiwillige Arbeitsdienft dem Reichs⸗ 
innenminiſter unterſtellt und Oberſt Hier! zum Reichs kommiſſar ernannt. 
Der Reichskommiſſar und die ihm angegliederte Reichsleitung, die Gaulei⸗ 
tungen und die Meldeämter wurden ſtaatliche Dienſtſtellen. Die unteren 
Gliederungen, nämlich die Gruppen und Abteilungen ſowie die Schulen, 
gehörten weiter zum NS. ⸗Arbeitsdienſti). Daneben gab es dann noch die 
Träger derklrbeit, d. h. die öffentlichen Körperſchaften und gemeinnützigen 
Verbände, die die Arbeitsaufgabe auszuwählen hatten. So bildete ſich eine 
dreifache Organisation heraus: ſtaatliche Leitung des Sreiwilligen Arbeits- 
dienſtes, NS.⸗Arbeitsdienſt und Träger der Arbeit... 

Grundlage des Arbeits dienſtes blieb die Freiwilligkeit. Doch wurde in 
immer ſtärkerem Maße für beſtimmte Perſonenkreiſe die KAbleiſtung des 
Urbeitsdienſtes gefordert, ſo für Mitglieder der Deutſchen Studentenſchaft, 
für den Sührernachwuchs der Partei, für die Referendare. Durch die Derord- 
nung vom 28. Auguft 1934 (Relnz. Nr. 202 vom 30. Aluguft 1934) wurde allen 
Arbeitnehmern unter 25 Jahren die Pflicht auferlegt, ihren Arbeitsplatz zu⸗ 
gunſten älterer Arbeiter zu räumen, falls fie den Arbeitsdienft nicht abgeleiſtet 
hatten. Mit Recht wurde dieſe Lage als „beſchränkte Arbeitsdienſtpflicht“ be⸗ 
zeichnet“). Durch Geſetz vom 13. Dezember 1934 (RG Bl. I 1235) wurden die 
äingehörigen des Arbeitsdienſtes einer öffentlichen Dienſtſtrafgewalt unter⸗ 
worfen; die Dienſtſtrafordnung erging am 8. Januar 1955 (RG Bl. I 5). 

Das Reichs arbeitsdienſtgeſetz vom 26. Juni 1955 (RG Bl. I 769) 
hat eine abſchließende Neuordnung des Arbeitsdienftes gebracht. Es hat die 
klrbeitsdienſtpflicht für alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts ein⸗ 
geführt und den Arbeitsdienſt zum Ehrendienſt am deutſchen Volk erklärt. Es 


) Dgl. K. Stamm, Der Reichsarbeitsdienft. Deutſches Recht. 1935. S. 433. 
) P. hußmann, Der deutſche Arbeitsdienft. 1955. S. 36 f. 
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hat dem Arbeitsdienſt die Aufgabe geftellt, die deutſche Jugend im Geifte 
des Nationalſozialismus zur Volksgemeinſchaft und zur wahren Arbeits⸗ 
auffaſſung, vor allem zur gebührenden Achtung vor der Handarbeit zu 
erziehen. Es hat die einheitliche ſtaatliche Organisation und den neuen Aufbau 
des Reichsarbeitsdienſtes geſchaffen. Die Tätigkeit des NS.-Arbeitsdienftes 
hat damit ihr Ende gefunden. Trotzdem gehört der Reichsarbeitsdienſt 
ſeinem Weſen nach der Bewegung zu. Des halb hat der Sührer geſtattet, daß 
die Hakenkreuzarmbinde der Bewegung im ſtaatlichen Arbeitsdienſt weiter⸗ 
getragen wird. Das Geſetz hat ferner die Stellung des Arbeits mannes neu 
umſchrieben. Für die Sinanzierung des Arbeitsdienſtes find die alten Be⸗ 
ſtimmungen erhalten geblieben. N 


b) Der Aufbau des Reichsarbeitsdienſtes 


Seit dem 26. Juni 1935 beſteht die Arbeitsdienſtpflichty. „Alle jungen 
Deutſchen beiderlei Geſchlechts find verpflichtet, ihrem Volk im Reichsarbeits⸗ 
dienft zu dienen.“ Zwiſchen die Schulpflicht und die Wehrpflicht ift damit die 
Pflicht der deutſchen Jugend getreten, ſich in der gemeinſamen Arbeit zu 
bewähren und in der gemeinſamen Arbeit die große Gemeinſchaft des Volkes 
zu erleben. 

Die Arbeitsdienſtpflicht erfaßt alle „Reichsangehörigen“ (Artikel 1 der 
zweiten Durchführungsverordnung vom 1. Oktober 1935), ſofern fie ariſcher 
Abſtammung und nicht mit einer Perfon nichtariſcher Abſtammung ver⸗ 
heiratet ſind. Juden werden zum Arbeitsdienſt nicht zugelaſſen; jüdiſche 
Miſchlinge können nicht vorgeſetzte werden ($ 7 RADG. in der Saſſung 
vom 19. März 1937, RG Bl. I 325). Wer die Reichsangehörigkeit nicht 
beſitzt, kann nur mit Genehmigung des Führers in den Arbeitsdienst auf⸗ 
genommen werden. Die Arbeitsdienftpflicht der männlichen Jugend beginnt 
nach vollendetem 18. und endet mit vollendetem 25. Lebensjahr. 

Die Arbeitsdienſtpflicht der weiblichen Jugend ift bisher nicht praktiſch 
durchgeführt worden. Die Stärke des weiblichen Arbeitsdienſtes ſoll bis zum 
1. April 1940 auf 50 000 Arbeitsmaiden erhöht werden?). Durch die ſiebente 
Durchführungsverordnung zum Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 15. Auguft 
1956 ift der weibliche Arbeitsdienft, für den bis dahin die Reichsanſtalt für 
Arbeitspermittlung und Arbeitslofenverficherung zuftändig war, dem Reichs⸗ 
arbeitsführer unterftellt worden. Der Arbeitsdienft für die weibliche Jugend 
iſt damit voll in den Reichsarbeitsdienſt eingeordnet worden. 

) Im Lande Gſterreich eingeführt durch Verordnung vom 19. April 1938 


(RC Bl. I 400); im Sudetenland durch Verordnung vom 6. Dezember 1938 
(R6BI. I 1719). - ) Erlaß des Führers vom 7. September 1938 (R&G Bl. I 1157). 
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Der Reichsarbeitsdienft unterfteht dem Reich sminifter des Innern. 
In dieſer reſſortmäßigen Zuteilung kommt zum Hus druck, daß der Arbeits⸗ 
dienſt weder als eine Unterſtützungseinrichtung für arbeitsloſe Jugendliche 
noch als eine Sorm der techniſchen Arbeitsſchulung anzuſehen iſt. Er iſt eine 
politiſche Erziehungsgemeinſchaft und gehört des halb ſeinem Weſen nach 
zur Zuftändigfeit des Innenminiſters, der für die innere politiſche Geſtaltung 
der deutſchen Volks gemeinſchaft in erſter Linie verantwortlich iſt. 

Unter dem Reichsinnenminiſter wird die Leitung des Reichsarbeits⸗ 
dienſtes vom Reichs arbeits führer wahr genommen. Er iſt an die Stelle des 
früheren Reichskommiſſars getreten; das Amt iſt dem Staatsſekretär Oberſt 
a. D. Hierl übertragen worden. Der Reichsarbeitsführer iſt Träger eines 
ſtaatlichen Amtes. Er ſteht an der Spitze der Reichsleitung des Arbeits⸗ 
dienſtes, die eine dem Reichsinnenminiſterium unterſtellte ſtaatliche Behörde 
iſt. Der Reichsarbeitsführer übt die Befehlsgewalt über den Arbeitsdienst 
aus; alle Befugniſſe der untergeordneten Hmtsträger leiten ſich von ihm ab. 
Der Reichsarbeitsführer ſchafft den organiſatoriſchen Aufbau des Arbeits⸗ 
dienſtes; er hat zunächſt die alte, von ihm früher geſchaffene Organiſation 
beibehalten. Der Reichsarbeits führer regelt den KUrbeitseinſatz, d. h. er ſtellt 
die notwendigen Kräfte für die in Angriff zu nehmenden Arbeitsaufgaben 
zur Verfügung. Er leitet Ausbildung und Erziehung des Arbeits dienſtes, 
und zwar ſowohl die Sührerſchulung als auch die Schulung in den Arbeits⸗ 
lagern. Durch dieſe Regelung iſt der Reichs arbeitsführer „Träger des Dienftes“ 
geworden, während dieſe Funktion früher bei dem NS. ⸗AHrbeits dienſt, alſo 
einer Parteidienſtſtelle, lag. 

Der Reichsarbeitsdienſt gliedert ſich in Arbeits gaue, an deren Spitze 
die Gauarbeitsführer ſtehen. fluch ſie ſind ſtaatliche Amtsträger, denen die 
bezirkliche Leitung des Hrbeitsdienſtes übertragen iſt. Ihr Mitarbeiterftab iſt 
in der Gauleitung zuſammengefaßt, die eine ſtaatliche Behörde iſt. Der 
Arbeitsgau enthält eine Anzahl von Gruppen, die vom Gruppenführer 
mit Hilfe des Gruppenſtabes geleitet werden. Jede Gruppe beſteht aus 
einer Anzahl von Abteilungen, deren Spitze der Abteilungsführer 
iſt. Die Abteilung bildet in der Regel gleichzeitig ein Arbeitslager und 
umfaßt im allgemeinen 152 Mann, die in 3 Züge zu je 3 Trupps ge⸗ 
gliedert ſind. 

Das Geſetz unterſcheidet bei den Angehörigen des Reichs arbeits⸗ 
dienſtes zwiſchen dem Stammperſonal, den einberufenen Arbeits dienſt⸗ 
pflichtigen und den Arbeits dienſtfreiwilligen. Alle Angehörigen des Reichs⸗ 
arbeits dienſtes leiſten beim Dienſtantritt den Eid auf den Sührer. Der Eid 
lautet (Art. 13 der zweiten Durchführungs verordnung): 


9 40. Der klrbeitsdienſt 429 


„Ich ſchwöre: ich will dem Jührer des Deutſchen Reiches und Volkes, Adolf 
Hitler, unverbrüchliche Treue wahren, ihm und den von ihm beſtellten Führern 
unbedingien Gehorſam leiſten, meine Dienſipflichten gewiſſenhaft erfüllen und 
allen Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes ein guter Kamerad fein.“ 


Sür alle Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes gilt, daß fie ſich im Dienſt 
der NSDAP. und ihrer Gliederungen nicht betätigen dürfen; die Mitglied⸗ 
ſchaft in der NSDAP. darf dagegen erworben werden. 

Alle Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes unterſtehen der Dienſtſtraf⸗ 
gewalt; maßgebend iſt die Dienſtſtrafordnung für die Eingehörigen des 
Reichsarbeitsdienſtes vom 25. Februar 1936 (RGBIL. I 125). Danach liegen 
Dienſtvergehen vor bei allen handlungen und Unterlaſſungen, die 


1. die Ehre der Gemeinſchaft oder das öffentliche Anſehen des Arbeitsdienfies 
oder die Kameradſchaft im Arbeitsdienſt verletzen oder gefährden, oder 
2. gegen Zucht und Ordnung im klrbeitsdienſt verſtoßen. 


Entſprechende Vorſchriften enthält die Dienſtſtrafordnung für die Angehöri- 
gen des Arbeitsdienjtes für die weibliche Jugend vom 6. Juli 1937 (RG Bl. I 
756). Bei ſchweren Dienſtvergehen kann die Entfernung aus dem (rbeits⸗ 
dienſt ausgeſprochen werden. 

Die Sürforge und Verſorgung der männlichen Angehörigen des Reichs⸗ 
arbeitsdienſtes wird durch das Keichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz vom 
8. September 1938 entſprechend dem Wehrmachtverſorgungsgeſetz geregelt 
(Saſſung des Geſetzes vom 29. September 1938, R6BI. I 1253). 

Das Stammperſonal beſieht aus den planmäßigen Führern und Amts» 
waltern, ſowie den Ainwärtern auf dieſe Stellen. Die planmäßigen Führer 
und Amtswalter des Reichsarbeitsdienſtes ſtehen in einem öffentlichen Dienſt⸗ 
verhältnis gegenüber dem Reich. Sie haben eine dauernde berufsmäßige 
Dienſtſtellung inne, durch die fie zur Ausübung hoheitlicher Sührungsgewalt 
berechtigt ſind !). Ihre Stellung entſpricht der des Offiziers in der Wehr⸗ 
macht und der des Beamten in der Verwaltungsordnung. Aber die Führer 
und Amtswalter des Reichsarbeitsdienſtes find nicht „Offiziere“ oder „Be⸗ 
amte“ im eigentlichen Sinne. Sie bekleiden eine öffentliche Dienſtſtellung 
und find Träger eines öffentlichen Umtes, das ſelbſtändig und gleichwertig 
neben dem Amt des Offiziers und dem des Beamten ſteht. Die Vorſchriften 
des Deutſchen Beamtengeſetzes können auf die Führer und Amtswalter des 
Reichsarbeitsdienftes nicht angewandt werden. Die Pflicht zur Umtsver⸗ 
ſchwiegenheit trifft die Aingehörigen des Reichsarbeitsdienſtes nach Maßgabe 
beſonderer Beſtimmungen (Art. 3, 4 der 9. Derorönung zur Durchführung 
und Ergänzung des RADG. vom 11. Februar 1938, RG Bl. I 190); das 


1) Siehe auch den Erlaß über die Beteiligung des Stellvertreters des Führers 
bei der Ernennung von Führern und Amtswaltern des Reichsarbeitsdienſtes vom 
3. April 1956 (RG Bl. I 375). 
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Erſtattungsgeſetz vom 18. April 1937 findet auf ſie entſprechende Anwendung 
(Art. 8 ebenda). Bei allen anderen geſetzlichen Vorſchriften, die vom „Beams 
ten“ ſprechen, iſt jeweils zu fragen, ob dabei nur an Beamte im eigentlichen 
Sinne gedacht iſt oder ob auch andere Träger öffentlichen Dienſtes betroffen 
werden ſollen. Die Vorſchriften über Amtshaftung (5 839 BGB., Art. 131 
Weimarer Verfaſſung) n) und über die erhöhte Strafbarkeit der Beamten 
(8359 St&B. ) 2) treffen alle Träger öffentlicher Amter — auch die Führer und 
Amtswalter des Reichsarbeitsdienſtes. 

Arbeitsmänner werden die Urbeitsdienſtpflichtigen und die Arbeits- 
dienſtfreiwilligen genannt. Ihre Zugehörigkeit zum Keichs arbeits dienſt 
begründet kein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis im Sinne des Hrbeitsrechts, 
des Fürſorgerechts und des Sozialverſicherungsrechts ($ 14 RAD G., Art. 17 
zweite Durchführungsverordnung). Die Geſetze begnügen ſich heute wie 
früher mit dieſer negativen Seſtſtellung, ohne ſich poſitiv über das Weſen 
des Arbeits dienſtverhältniſſes auszuſprechen. Das war früher verſtändlich, 
als der Arbeitsdienſt auf dem Boden der Sreiwilligkeit und ohne eingehende 
geſetzliche Regelung ſozuſagen im geſetzes freien Raum“ aufgebaut wurde. 
Das grundſätzlich Neue, das in ihm hervortrat, machte es unmöglich, ihn in 
die Kategorien des alten Rechts einzuordnen. Neue Rechtsbegriffe aber hatten 
ſich noch nicht klar entwickelt. Heute iſt dieſe Schwierigkeit überwunden. Der 
Reichsarbeitsdienft ift ein Glied im Aufbau unferes neuen Gemeinſchafts⸗ 
rechts. Seinem Weſen nach gehört er in den Bereich der öffentlichen Ordnung. 
Es begegnen ſich in ihm die Volks genoſſen nicht in der Form des freien Zu- 
ſammenwirkens, wie es im Rechtsverkehr ſtattfindet, ſondern ſie ſind als 
eine führungsmäßig gegliederte Mannſchaft zuſammengefaßt. Der einzelne 
Arbeits mann befindet ſich als Glied in der Ordnung einer Gemeinſchaft, 
die durch die hoheitliche Führungsgewalt des Reichs arbeitsführers und feiner 
Unterführer beſtimmt wird. Der Arbeitsmann fteht in keinem Arbeits verhält⸗ 
nis, ſondern im öffentlichen Dienſt. 


c) Die Ausführung des Arbeitsvorhabens 
Der Reichsarbeits dienſt iſt zur Durchführung gemeinnützig er Arbei- 
ten beſtimmt. Die in Angriff zu nehmenden Arbeiten zielen in der Regel 
auf die Derbefferung des Bodens für die deutſche Cand⸗ und Sorftwirticaft. 
In Betracht kommen daher in erſter Cinie Landeskulturarbeiten, Forſt⸗ 
arbeiten, Bauern⸗ und Stadtſiedlungsarbeiten, ſowie Wegearbeiten. Dazu 
) Zutreffend w. Weimar, Haftet das Reich gemäß Art. 131 RD. für An⸗ 


gehörige des Reichsarbeitsdienſtes? RD Bl. 1936. S. 725. 
) Dol. €. des RG. vom 21. Auguft 1936. Deutſche Juſtiz 1936. S. 1497f, 
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treten als Nebenarbeitsaufgaben die Erntehilfe, die Anlegung von Slug⸗ 
plätzen oder Thingplätzen und dergleichen. 5 

Die Auswahl des Arbeitsvorhabens iſt Sache des Trägers der Arbeit. 
Als Träger der Arbeit kommen in Stage Reichs⸗ oder Landesbehörden, Ge⸗ 
meinden, Waſſer⸗, Deich⸗, Wegegenoſſenſchaften, Siedlungsgeſellſchaften 
und dergleichen. Ihnen obliegt es, mit ihren Arbeits vorhaben an die Arbeits⸗ 
gauleitungen heranzutreten und die Anerkennung zu beantragen. Die Ar⸗ 
beitsgauleitung erwirkt ein Gutachten der zuſtändigen Sachbehörde (Kultur⸗ 
amt, Candesbauernſchaft, Sorſtamt u. a. m.) und legt, falls fie die Anerfen- 
nung ausſprechen will, den Antrag mit dem Gutachten der Reichs leitung 
des AUrbeitsdienſtes zur Genehmigung vor. Wird die Genehmigung erteilt, 
fo erklärt die Arbeitsgauleitung die Anerkennung des Arbeits vorhabens; ſie 
ordnet dann den Arbeitseinſatz an. 

Die näheren Beziehungen zwiſchen dem Träger des Dienſtes (alſo dem 
Reichsarbeitsführer und feinen Unterführern) und dem Träger der Arbeit 
werden durch „vertragliche Abmachungen“ geregelt. Es gelten hier in erſter 
Linie die „allgemeinen Dertragsbedingungen”, die die Reichsleitung auf⸗ 
geſtellt hat, daneben etwaige „beſondere Vertragsbedingungen“ und ein 
„Schiedsvertrag“. In dieſen Vereinbarungen find die Geſtellung der Arbeits⸗ 
kräfte und der Arbeits geräte, die Zuſchußleiſtungen, die Haftung, die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten u. a. m. geregelt. Die Abmachungen werden 
gemeinhin als privatrechtliche Verträge aufgefaßt). Deshalb hält man es 
auch für notwendig, den klusſchluß des Rechtswegs vor den bürgerlichen 
Gerichten ausdrücklich im Schiedsvertrag auszuſprechen. In Wahrheit han⸗ 
delt es ſich nicht um „Verträge des bürgerlichen Rechts“. Der Reichsarbeits⸗ 
dienſt iſt eine mit öffentlichen Aufgaben betraute und mit hoheitlicher 
Sührungsgewalt ausgeſtattete Ordnung. Ebenſo ſind die Träger der Arbeit 
entweder ſtaatliche Behörden oder öffentliche Körperſchaften; nur vereinzelt 
kommen in privater Rechtsform errichtete gemeinnützige Verbände (etwa 
Siedlungsgeſellſchaften) in Betracht, die dann die Stellung ſogenannter 
„beliehener Unternehmer“ haben, alſo ebenfalls in hoheitlicher Funktion 
aufzutreten vermögen. Beide vertragſchließenden Parteien ſind alſo der 
hoheitlichen Rechtsgeſtaltung fähig. Der Gegenſtand des Vertrages ſelbſt 
gehört in den Bereich öffentlicher Gemeinſchaftsaufgaben. Es geht um die 
Ausführung „gemeinnütziger Arbeiten“ durch eine Mannſchaft, die nicht 
auf Grund vertraglicher Abmachungen tätig wird, ſondern . durch die 
hoheitliche Führung eingeſetzt wird. 

Y) Dal. huß mann, Der deutſche Arbeitsdienſt. S. 101: „Sür diefe Verträge und 
Rechtsbeziehungen find die Normen des bürgerlichen Rechtes maßgebend.“ 


452 VIII. Der öffentliche Dienſt 


Es hieße an dem äußeren Scheine haften und nicht auf das Weſen der 
Sache ſehen, wenn man in den Abmachungen über das Arbeits vor haben 
„bürgerliche“ Verträge erkennen wollte. Nichts an dieſen klbmachungen kann 
den Werkverträgen gleichgeſtellt werden, wie ſie etwa ein privater Bauherr 
mit einem Bauunternehmer abſchließt. Die „allgemeinen Vertragsbedin⸗ 
gungen“ haben überhaupt keinen Vertragscharakter; fie find in Wahrheit 
eine von der Reichsleitung des Arbeitsdienſtes erlaſſene Verordnung, die 
für alle Arbeitsvorhaben als Rechtsſatz verbindlich iſt. Die VDerordnungs⸗ 
gewalt des Reichs arbeitsführers ergibt ſich aus $ 2 Abf. 2 RHD G., wonach 
er den Arbeitseinja zu regeln hat. Nur dieſer Verordnungscharakter erklärt 
es, wieſo es möglich ift, den „allgemeinen Dertragsbedingungen“ den Dor- 
rang vor den „beſonderen Dertragsbedingungen“ einzuräumen (vgl. 8 3 
der allgemeinen Dertragsbedingungen). Hätten die allgemeinen Vertrags⸗ 
bedingungen nur dadurch Geltung, daß fie in den beſonderen Vertragsbedin⸗ 
gungen von den Parteien anerkannt würden, ſo müßte es möglich ſein, ſie durch 
beſondere Vereinbarung zu verändern. Die „Unabdingbarkeit“ der allgemeinen 
Dertragsbedingungen kann nur daraus folgen, daß ihnen als ſtaatlichem 
Rechtsſatz höhere Geltungskraft zuſteht als den beſonderen Vereinbarungen. 

Die „beſonderen Dertragsbedingungen”, die die allgemeinen Bedin⸗ 
gungen ergänzen, ſind ebenſo wie der „Schiedsvertrag“ Einigungen, die als 
Mittel hoheitlicher Rechts geſtaltung verwandt werden. Sie find keine bürger⸗ 
lichen Verträge, ſondern Einigungen verwaltungsrechtlicher Natur. Die Ju⸗ 
läſſigkeit dieſer Einigungen ergibt ſich aus den allgemeinen Dertrags- 
bedingungen, die ausdrücklich auf die ergänzenden beſonderen „Verträge“ 
und „Schiedsverträge“ verweiſen. Die Pflichten und Berechtigungen, die ſich 
aus den allgemeinen Dertragsbedingungen und den ergänzenden Ab⸗ 
machungen ergeben, können den Dorfchriften des bürgerlichen Rechtsver⸗ 
kehrs nicht unterworfen werden, ſondern ſind nach den Grundſätzen des 
Derwaltungsrechts zu beurteilen. 

Streitigkeiten, die aus den allgemeinen Dertragsbedingungen oder den 
ergänzenden Verträgen entſtehen, ſind keine „bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten“ im Sinne des $ 13 GD. und gehören daher von vornherein nicht 
vor die ordentlichen Zivilgerichte. $ 14 der allgemeinen Dertragsbedingungen 
fieht ein Einigungsverfahren vor den beiderſeitigen vorgeſetzten Behör⸗ 
den und, wenn ſie ſcheitern, eine Entſcheidung durch Schiedsgerichte vor. 
Die Schiedsgerichte haben bei ihrer Entſcheidung nicht von den Normen 
des BGB., ſondern von verwaltungsrechtlichen Grundſätzen auszugehen. 
Bei einer Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird es notwendig fein, 
auch dieſe Sälle verwaltungsrechtlicher Streitigkeiten mit zu berückſichtigen. 
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Der Wehrdienſt 
Schrifttum: Siehe die Angaben zu $ 23. 


a) Geſchichtliche Entwicklung 

Die allgemeine Wehrpflicht iſt in Deutſchland die Frucht der Freiheits⸗ 
kriege. Während in den weſteuropäiſchen Staaten die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht aus der demokratiſchen Ideologie entſtand und eine ſinngemäße Ent⸗ 
ſprechung des allgemeinen Wahlrechts bedeutete, erwuchs die allgemeine 
Wehrpflicht in Deutſchland unabhängig von demokratiſchen Cehren und 
überhaupt unbeeinflußt von innerpolitiſchen Rüdfichten aus dem Rampf 
der Nation um Steiheit und Cebens raum). Ein Heer, bei dem die allgemeine 
Wehrpflicht auf den Prinzipien der Demokratie beruht, iſt ſeinem Weſen 
nach eine demokratiſche Inſtitution. Es iſt in die innerpolitiſchen Gegenſätze 
verſtrickt und allen Gefahren der Jerſetzung unterworfen, wie fie in Frank⸗ 
reich in der Dreyfus-Affaire hervorgetreten find?). Ein Heer dagegen, bei 
dem die allgemeine Wehrpflicht dem Kampf um die nationale Srei heit und 
Selbſtändigkeit entſprungen iſt, ſteht über den innerpolitiſchen Differenzen. 
Es iſt allen inneren Gegenſätzen und Konflikten überlegen und verkörpert 
über ſie hinaus die Freiheit und Einheit der Nation. Wie alle Erſcheinungen 
unſeres politiſchen Cebens, ſo wird auch das Weſen des Heeres beſtimmt 
durch das Geſetz, nach dem es angetreten. Die Überlegenheit der preußiſchen 
Armee über die innere Jerriſſenheit von Volk und Staat iſt nur daraus zu 
erklären, daß die Wehrpflicht, die ihr beſtimmendes Merkmal war, nicht 
auf dem Prinzip der Demokratie, ſondern auf dem Prinzip der nationalen 
Sreiheit und Unabhängigkeit beruhte. 

Das von König Friedrich wilhelm I. im Jahre 1733 geſchaffene 
Rantonſuſtem begründete nur eine „beſchränkte Wehrpflicht“, da es den 
Adel und die beſizenden Schichten von der verpflichtung zur Dienſtleiſtung 
ausnahm. Am 9. Sebruar 1815 hob Scharnhorſt dieſe Befreiungen vom 
Heeresdienſt auf; damit war die allgemeine Wehrpflicht in Preußen 
eingeführt. Das vom Kriegsminifter Boyen ausgearbeitete Wehrgeſetz vom 
5. September 1814 machte die allgemeine Wehrpflicht zur dauernden Grund⸗ 
lage der preußiſchen Armee. Befreiungen vom Heeresdienſt waren aus⸗ 

) Pgl. hierzu und zum Solgenden E. R. Huber, heer und Staat in der deut⸗ 
ſchen Geſchichte. 1938. - J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht, 1939, S. 74, 


Anm. 5, beſtreitet dieſen Unterſchied zwiſchen der demokratiſch und der national 
begründeten allgemeinen Wehrpflicht. 


) gt. W. Frank, Nationalismus und Demokratie im Frankreich der Dritten 
Republik. 1935. 


28. 1414 
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geſchloſſen. Doch konnte in der ſpäteren Zeit die Wehrkraft der preußiſchen 
Bevölkerung nicht voll ausgeſchöpft werden, weil die jährlichen Aushebungen 
trotz des Bevölkerungszuwachſes von 11 auf 18 Millionen auf die ſeit 1817 
übliche Zahl von rund 50000 Mann beſchränkt blieben. Erſt im Jahr 1860 
konnte der Kriegsminifter Roon die Heeresreform einleiten, die die jähr⸗ 
lichen Hushebungen auf 65000 Mann fteigerte und die tatſächliche Durch⸗ 
führung der allgemeinen Wehrpflicht wieder ermöglichte. Die übrigen deut⸗ 
ſchen Länder beſaßen damals noch das franzöſiſche Konſkriptions⸗ 
ſuſtem, das auf der Auslofung der Wehrpflichtigen beruhte und die Stell⸗ 
vertretung zuließ. Im Jahre 1867 wurde die allgemeine Wehrpflicht jedoch 
auf die Länder des Norddeutſchen Bundes ausgedehnt und von den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten übernommen. Art. 57 der Bismarckſchen Derfaffung 
ſchuf die Grundlage des Reichs kriegsweſens, indem er beſtimmte: 


„Jeder Deutiche iſt wehrpflichtig und kann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht 
vertreten laſſen.“ 


Die Wehrmacht des Bismardſchen Reiches beſtand aus der Kriegsmarine, 
die eine einheitliche Truppe des Reiches war, und aus dem heer, das ſich 
aus den Kontingenten der Einzelſtaaten zuſammenſetzte. Da die Mehrzahl 
der Einzelſtaaten durch Militärkonventionen ihr Kontingent in das preußiſche 
eingegliedert hatten, beſtanden nur vier ſelbſtändige Heereskontingente: das 
preußiſche, bauriſche, württembergiſche und ſächſiſche Kontingent. Die Einheit 
des Heeres wurde durch den militäriſchen Oberbefehl des Kaiſers hergeſtellt, 
von dem in Friedenszeiten nur das bauriſche Kontingent ausgenommen 
war; im Kriege trat auch die bauriſche Armee unter die kaiſerliche Befehls⸗ 
gewalt. ; 

In Art. 173 des Detfailler Diktats verpflichtete ſich der Weimarer Staat, 
die allgemeine Wehrpflicht zu beſeitigen. Die Verpflichtung wurde durch das 
Geſetz über die Abſchaffung der allgemeinen Wehrpflicht vom 
21. Huguſt 1920 (RG Bl. 1608) erfüllt. Das Wehrgeſetz vom 23. März 1921 
(RGBl. 329) enthielt in $ 1 Abf. 3 die Vorſchrift: 

„Die allgemeine Wehrpflicht iſt im Reiche und in den Ländern abgeſchafft.“ 
Die neue Reichswehr wurde als einheitliche Wehrmacht des Re ich es ge⸗ 
bildet und aus Reichsheer und Reichsmarine zuſammengeſetzt. Die zuläſſige 
Höchſtzahl der Truppen betrug für das Reichsheer 100000 Mann, für die 
Reichs marine 15000 Mann. Oberſter Befehlshaber der geſamten Wehrmacht 
war der Reichspräfident; unter ihm übte der Reichswehrminiſter die Be⸗ 
fehlsgewalt über die Wehrmacht aus. An der Spitze des Heeres ſtand der Chef 
der Heeresleitung, an der Spitze der Marine der Chef der Marineleitung. 
Die Reichswehr wurde auf der Grundlage der Freiwilligkeit organiſiert. 
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Die Zugehörigkeit zur Reichswehr wurde durch einen Verpflichtungsſchein 
begründet; die regelmäßige Dienſtzeit für Mannſchaften und Unteroffiziere 
betrug 12 Jahre, die Mindeſtdienſtzeit für Offiziere 25 Jahre. Die politiſche 
Betätigung, die Zugehörigkeit zu politiſchen Vereinen, die Teilnahme an 
politiſchen Derfammlungen war den Soldaten verboten. Das Wahl⸗ und 
Stimmrecht der Soldaten ruhte. Wenn auch die Umſtände, unter denen die 
Reichswehr aufgebaut wurde, beſonders ungünſtig waren, und wenn auch 
die geſetzlichen Formen, deren man ſich bedienen mußte, dem deutſchen 
Heeresweſen fremd und ſchädlich waren, gelang es doch, eine militäriſch 


erſtklaſſige, in der Welt bewunderte, im Volk verwurzelte Wehrmacht zu 
ſchaffen. 


b) Die Erneuerung der Wehrhoheit 


Am 16. März 1935 erließ die Keichs regierung die Proklamation „An 
das deutſche Volk“. In ihr wurde die Erklärung abgegeben, daß angeſichts 
des Scheiterns der Abrüftungsbeftrebungen und der bedrohlichen Aufrüftung 
europäiſcher Mächte „die Wahrung der Ehre und Sicherheit des Deutſchen 
Reiches von jetzt ab wieder der eigenen Kraft der deutſchen Nation anvertraut“ 
werde. Es wurde betont, daß die nationale deutſche Rüſtung kein Inſtrument 
kriegeriſchen Angriffs bilden, ſondern ausſchließlich der Verteidigung und 
damit der Erhaltung des Friedens dienen werde. Der Grundſatz der „un⸗ 
abhängigen gleichen Berechtigung“, zu dem die Dölkerbunds mächte ſich am 
11. Dezember 1952 bekannt hatten, den durchzuführen ſie ſich dann aber 
ſcheuten, wurde nunmehr durch einſeitigen Hoheitsakt des Reiches verwirk⸗ 
licht. Gleichzeitig mit der Proklamation erging das Geſetz für den Aufbau 
der Wehrmacht, das die allgemeine Wehrpflicht wieder zur Grundlage der 
deutſchen Wehrverfaſſung machte. 

Der Völkerbund glaubte, in einer Erklärung vom 17. April 1955 Deutſch⸗ 
land des Rechts bruchs anklagen zu können!). Die Reichsregierung wies in 
einer an die Mitglieder des Völkerbundrates gerichteten Note vom 20. April 
1955 den Beſchluß des Völkerbundes zurück. Am 21. Mai 1935 gab der Sührer 
in den 13 punkten feiner Reichstagstede folgende Erklärung ab: 

Punkt 1 

„Die deutſche Reichsregierung lehnt die am 17. April 1935 erfolgte Genfer 
Entſchließung ab. Nicht Deutſchland hat den Vertrag von Derfailles einfeitig ge⸗ 
brochen, ſondern das Diktat von Derfailles wurde in den bekannten Punkten ein⸗ 
ſeitig verletzt und damit außer Kraft geſetzt durch jene Mächte, die ſich nicht ent⸗ 


4) Dgl. C. Rühland, Der Beſchluß des Völkerbundrates vom 17. April 1935 
über die Srage der Rechtmäßigkeit des deutſchen Wehrgeſetzes vom 16. März 1935. 
3. f. Völkerrecht. Bd. 19 (1935). S. 131 ff. 
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ſchlieen konnten, der von Deutſchland verlangten Abrüjtung die vertraglich vor- 
geſehene eigene folgen zu laſſen.“ ) si 

In dem am 18. Juni 1935 abgeſchloſſenen deutſch⸗engliſchen Flottenabkom⸗ 
men ſetzte ſich England über den Genfer Beſchluß hinweg und erkannte die 
deutſche Gleichberechtigung tatſächlich an. 

Am 21. Mai 1955 wurde das Wehrgeſetz erlaſſen, das den Neuaufbau 
der deutſchen Wehrmacht durchführte). Es erklärt den Wehrdienſt zum 
Ehrendienſt am deutſchen Volk; es ſpricht die Wehrpflicht jedes deutſchen 
Mannes aus; es beſtimmt, daß im Kriege jeder deutſche Mann und jede 
deutſche Frau über die Wehrpflicht hinaus zur Dienſtleiſtung für das Dater- 
land verpflichtet iſt. Es kennzeichnet die Wehrmacht als den Waffenträger 
und die ſoldatiſche Erziehungsſchule des deutſchen Volkes. Die neue Wehr⸗ 
macht iſt (wie die bisherige Reichs wehr) im Gegenſatz zum Heer der Bis⸗ 
marckſchen Verfaſſung eine einheitliche Wehrmacht des Deutſchen 
Re ich es. Die ſchwachen lands mannſchaftlichen Bindungen, die der Reichs⸗ 
wehr auferlegt waren (88 12—17 des Wehrgeſetzes vom 23. März 1921) find 
für die neue Wehrmacht reſtlos beſeitigt worden. Nach der Wiedervereini⸗ 
gung Öfterreichs mit dem Reich wurde durch Verfügung des Führers vom 
15. März 1938 (Dölkiſcher Beobachter Nr. 74 vom 14. März 1938) das öſter⸗ 
reichiſche Bundesheer der deutſchen Wehrmacht eingegliedert). 

kin der Spitze der deutſchen Wehrmacht ſteht als Oberſter Befehlshaber 
und Träger der unmittelbaren Befehlsgewalt der Sührer (darüber oben $ 23). 
Als militäriſcher Stab ſteht ihm das Oberkommando der Wehrmacht zur 
Seite, auf das die Aufgaben und Befugniſſe des Reichskriegsminiſteriums 
übergegangen find (Erlaß vom 4. Februar 1938, RGBl. I 111). 

Die Wehrmacht beſteht aus drei Wehrmachtsteilen: dem Heer, der Kriegs⸗ 
marine und der Luftwaffe; jeder der Wehrmachtsteile iſt einem beſonderen 
Oberbefehlshaber unterſtellt. Das Heer beſteht aus ſechs Gruppen (Berlin, 
Srankfurt a. M., Dresden, Leipzig, Wien, Hannover) und aus 18 Armee⸗ 
korps, an deren Spitze ein kommandierender General fteht?). Die Kriegs⸗ 
marine beſteht aus dem Slottenkommando, an deſſen Spitze der Slottenchef 
ſteht, aus dem Marinegruppenbefehlshaber Oſt, ſowie aus den beiden 

1) Dgl. W. Schoenborn, Völkerrechtliche Betrachtungen zur Rede des Führers 
vom 21. Mai 1935. 3. d. Ak. f. Deutſches Recht. 1935. S. 937 ff. 

) gl. Joh. Heckel, Das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935, DJ3. 1955. Sp. 777 ff. 

) Das geſamte Wehrrecht iſt in Oſterreich und dem Sudetenland eingeführt 
worden. Darüber oben S. 120. 5 A 

) Die 18 Generalkommandos find: I: Königsberg, II: Stettin, III: Berlin, 
IV: Dresden, V: Stuttgart, VI: Münſter, VII: München, VIII: Breslau, 


IX: Kaſſel, X: Hamburg, XI: Hannover, XII: Wiesbaden, XIII: Nürnberg, 
XIV; Magdeburg, XV: Jena, XVI: Berlin, XVII: Wien, XVIII: Salzburg. 


U 


9 41. Der Wehrdienſt 1 437 


Marineſtationen der Nord⸗ und Oſtſee, die von den beiden kommandierenden 
Admiralen der Nordſee und Oſtſee geleitet werden. Die Luftwaffe befteht 
aus vier Cuftflottenkommandos, zwei Luftwaffenkommandos und zehn 
Cuftgaukommandos, an deren Spitze kommandierende Generale als Be⸗ 
fehlshaber ſtehen. Dölferrechtliche Bindungen hinſichtlich des Umfanges der 
Wehrmacht waren nur in dem deutſch⸗engliſchen Slottenabkommen vom 
18. Juni 1955 enthalten, das jedoch durch die Erklärung des Sührers vom 
28. April 1959 aufgehoben worden iſt. 

Am 7. März 1936 fielen die letzten Schranken der deutſchen Wehrhoheit. 
Der Rheinpakt von Locarno vom 16. Oktober 1925 hatte die im Derfailler 
Diktat feſtgeſetzte Entmilitariſierung des linken Rheinufers einſchließlich 
eines Streifens von 50 Kilometer Breite rechts des Rheins beſtätigt und 
unter die Garantie Englands und Italiens geſtellt. Durch die Ratifikation des 
franzöſiſch⸗ſowjetiſchen Militärbündniſſes wurde dieſer Vertrag durch Frank⸗ 
reich einſeitig vernichtet. Der Führer des deutſchen Volkes und Reiches hat 
darauf feierlich erklärt, daß Deutſchland ſich ſeinerſeits durch den erloſchenen 
Vertrag nicht mehr gebunden fühlt. Gleichzeitig ift die bis dahin entmilitari⸗ 
ſierte Zone von deutſchen Truppen wieder beſetzt worden!). Die volle und 
uneingeſchränkte Souveränität des Staates, die totale Wehrhoheit des deut⸗ 
ſchen Volkes iſt damit wiederhergeſtellt worden. 


e) Die wehrpflicht 


Die Wehrpflicht?) iſt die vornehmſte und ſtärkſte unter den mannigfachen 
flusſtrahlungen der Treupflicht, die den Volks genoſſen an Volk und Reich 
bindet. Sie entſtammt nicht der Untertanenpflicht, aus der der abſolute Staat 
fie ableiten mochte, ſondern iſt ein flus druck der gliedhaften Stellung der Volks⸗ 
genoſſen in der nationalen Gemeinſchaft; ſie iſt höchſtes Recht, indem fie 
den Einzelnen am waffenmäßigen Dienſt für das Volk teilnehmen läßt, und 
ſie iſt höchſte Pflicht, indem ſie den Einzelnen zum äußerſten Einſatz für das 
Volk verbindet. Da fie aus der Dolkszugehörigkeit hervorgeht, er⸗ 
greift ſie den Artfremden nicht, da ihm weder das Waffenrecht zuerkannt 
noch die Waffenpflicht auferlegt werden kann. Die Wehrpflicht ſetzt ferner 
den Beſitz der deutſchen Staatsangehörigkeit voraus; nur in Alus= 
nahmefällen können Nicht⸗Reichsdeutſche als Steiwillige in die Wehrmacht 
aufgenommen werden. Die Wehrpflicht erfordert ſchließlich die Wehr⸗ 

2) Dal. S. Berber, Locarno. Eine Dokumentenſammlung. 1936. 


) Darüber jetzt ausführlich J. Heckel, Wehrverfaſſung und Wehrrecht. 1939. 
S. 96 ff. 
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würdigkeit. Wer durch ſchwer gemeinſchaftswidriges Verhalten feine 
völkiſche Ehre verloren hat, hat auch das Waffenrecht des deutſchen Mannes 
eingebüßt und kann keinen Wehrdienſt leiſten. Die Wehrunwürdigkeit tritt 
nach § 15 des Wehrgeſetzes in fünf Sällen ein: 1. wenn jemand mit Zucht⸗ 
haus beſtraft iſt; 2. wenn ihm die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
worden ſind; 3. wenn er Maßregeln der Sicherung und Beſſerung nach 
$ 42a StB. unterworfen iſt; 4. wenn ihm durch militärgerichtliches Urteil 
die Wehrwürdigkeit aberkannt worden ift; 5. wenn er wegen ſtaatsfeind⸗ 
licher Betätigung gerichtlich beſtraft worden ift!). Der Eintritt der Wehr⸗ 
unwürdigkeit zeigt, daß der Betroffene nicht „gewillt und geeignet iſt, in 
Treue dem Deutſchen volk und Reich zu dienen“; er erfüllt ſomit die 
Vorausſetzungen für den Erwerb und den Beſitz des Reichsbürgerrechtes 
nicht. Er hat das Reichsbürgerrecht (oder die Anwartichaft darauf) verwirkt; 
beſitzt er es bereits, jo ift es ihm abzuerkennen?). 

Die Wehrpflicht erfaßt alle deutſchen Männer vom 18. bis zum 45. Cebens⸗ 
jahr; ſie kann im Kriege und bei beſonderen Notfällen erweitert werden. 
klktwwe Offiziere und ſolche des Beurlaubtenſtandes, ſowie im Offiziersrang 
ſtehende aktive Wehrmachtsbeamte und ſolche des Beurlaubtenſtandes find 
ohne zeitliche Beſchränkung wehrpflichtig (Verordnung vom 28. Januar 
1959; RG Bl. I 103). Der Wehrdienſt beſteht aus dem aktiven Wehrdienſt 
und dem Wehrdienſt im Beurlaubtenſtand. Die aktive Dienſtpflicht iſt 
durch den Sührer auf zwei Jahre feſtgeſetzt worden (Erlaß vom 24. Auguft 
1936, RC Bl. I 706). Juden können nicht aktiven Wehrdienſt leiſten. Jüdiſche 
Miſchlinge können nicht Dorgefeßte in der Wehrmacht werden (Geſetz vom 
26. Juni 1956, R6BI. 1518). Dorausfegung für den aktiven Wehrdienſt ift 
ferner die Erfüllung der Arbeitsdienftpfliht; Ausnahmen können durch 
Sonderbeftimmungen vorgefehen werden. Im Beurlaubtenftand be 
finden ſich die kingehörigen der Reſerve, der Erſatzreſerve und der Landwehr. 
Die Wehrpflicht wird ergänzt durch die Cuftſchutzpflicht, die im Luftfchuß- 
geſetz vom 26. Juni 1955 (REI. I 827) mit Durchführungs verordnung 
vom 4. Mai 1937 (RG Bl. I 559) geregelt iſt, ſowie durch die Wehr⸗ 
leiſtungspflicht, die in dem Wehrleiſtungsgeſetz vom 13. Juli 1938 
(RG Bl. I 887) ihren Niederſchlag gefunden hat. 

Angehörige der Wehrmacht find die Soldaten, d. h. die im aktiven Wehr⸗ 
dienſt ſtehenden Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften, ſowie die Wehr⸗ 


) Dazu die „Erläuterung“ in Anlage 2 der Muſterungsverordnung vom 17. April 
1937 (RG BI. I 497). 

) So zutreffend Stuckart⸗Globke, Reichsbürgergeſetz 1936. S. 26. 
J. Heckel, a. a. O. S. 114, Anm. 5. 
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machtsbeamten. Alle Angehörigen der Wehrmacht leiſten beim Dienſtantritt 
den Eid auf den Führer). Der Eid lautet (Geſetz vom 20. Juli 1935, KG Bl. I 
1035): 

„Ich ſchwöre bei Gott dieſen heiligen Eid, daß ich dem Sührer des Deutſchen 
Reiches und Volkes Adolf Hitler, dem oberſten Befehlshaber der Wehrmacht, un⸗ 
bedingten Gehorſam leiſten und als tapferer Soldat bereit ſein will, jederzeit für 
dieſen Eid mein Leben einzuſetzen.“ 

Soldaten dürfen ſich politiſch nicht betätigen). Die Zugehörigkeit zur 
USDAP. einſchließlich ihrer Gliederungen und angeſchloſſenen Verbände 
ruht während des aktiven Wehrdienſtes?). Ebenſo ruht das Wahl⸗ und Stimm⸗ 
recht des Soldaten. Der Grund dafür iſt nicht, eine „politiſche Neutralität“ 
der Wehrmacht aufzurichten; die Wehrmacht iſt, wie alle Einrichtungen 
unſeres Volkskörpers, von der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung be⸗ 
ſtimmt. Die Begründung zum Wehrgeſetz führt vielmehr aus: 

„Politiſche Betätigung iſt allen Soldaten verboten, damit nach bewährtem 
Grundſatz politiſche Zwiſtigkeiten unter Kameraden vermieden werden. Nach den 
getroffenen Vereinbarungen ſoll während des aktiven Wehrdienſtes die Zuge⸗ 
hörigkeit zur NSDAP. oder einer ihrer Gliederungen ruhen, weil deren Angehörige 
einer eigenen Befehls⸗ und Strafgewalt unterliegen und eine klare Trennung der 
gegenſeitigen Befugniſſe notwendig tft." — 

Das Geſetz beſtimmt ausdrücklich nur, daß das aktive Wahlrecht der 
Soldaten ruht. Daraus iſt geſchloſſen worden, daß ihnen das paſſive 
Wahlrecht und die Ausübung eines Mandats freiftehe; es iſt darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß der Oberbefehlshaber der Luftwaffe, General⸗ 
feldmarſchall Göring, nicht nur ÜAbgeordneter, ſondern ſogar Präſident des 
Reichstags ſei“). Mir ſcheint, daß dem Reichsminiſter und Miniſter⸗ 
präſidenten Göring eine ganz beſondere und einzigartige Stellung zu⸗ 
kommt. Der $ 26 Hbſatz 1 und 2 des Wehrgeſetzes gilt für ihn überhaupt nicht; 
er darf ſich unbeſchränkt politiſch betätigen, und ſeine Mitgliedſchaft zur 
NSDAP. ruht nicht. Abgeſehen von dieſem durch ganz beſondere Gründe 
geſchaffenen Ausnahmefall gilt das Verbot politiſcher Betätigung jedoch 
uneingeſchränkt'). Es ſchließt nicht nur jede propagandiſtiſche Cätigkeit, 

1) Über die Bedeutung des Eides oben $ 38. 

1) Darüber J. Heckel, a. a. O. S. 255 ff. 

9 Parteimitglieder, die ihrer aktiven Dienſtzeit genügen oder freiwillig länger 
dienen, haben nach einer Anordnung des Keichsſchatzmeiſters ihren Austritt zu 
erklären, doch können fie nach ehrenvollem flusſcheiden aus der Wehrmacht wieder 
mit ihrer alten Mitgliedsnummer aufgenommen werden; die Mitgliedſchaft gilt 
dann als nicht unterbrochen. DUgl. Haidn⸗Siſcher, Das Recht der NSDAP. 
1936. S. 352. — 9 S. Haſelmayr, Die Wehrmacht. 1935. S. 15. 

3) Denkbar wäre, daß auch andere führende Offiziere der Wehrmacht auf Be⸗ 


fehl des Führers in den Reichstag eintreten (jo J. Heckel, a. a. O. S. 255 f.), doch 
hat dieſe Erwägung gegenwärtig nur hupothetiſchen Charakter. 
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ſondern auch die Ausübung eines Abgeordnetenmandats durch die Soldaten 
aus. Der Artikel 39 der Weimarer Derfaffung, der die Tätigkeit von Soldaten 
in den Parlamenten geſtattete, hat keine Geltung mehr. Er hat übrigens 
auch in der Weimarer Zeit keine praktiſche Bedeutung erlangt. 

Den Angehörigen der Wehrmacht ſtehen nach Maßgabe des Reichsbeſol⸗ 
dungsgeſetzes Gebührniſſe und heilfürforge zu. Dermögenstechtliche 
Streitigkeiten, die aus ſolchen Berechtigungen hervorgehen, ſind vom Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht zu entſcheiden. Deſſen Entſcheidung 
kann zur Zeit noch durch Klage im ordentlichen Rechtsweg, die gegen das 
Reich zu richten iſt, angegriffen werden. Die Verſorgung der Wehrmachts⸗ 
angehörigen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienftbe ſchädigung regelt 
das Reichsverſorgungsgeſetz in der Saffung vom 1. April 1939 (RGBl. J 663). 
Imübrigen iſt die Sürſorge und Derforgungder ehemaligen Wehrmacht⸗ 
angehörigen und ihrer Hinterbliebenen in dem Wehrmachtverſorgungsgeſetz 
vom 28. Hluguſt 1958 (RGBT.I 1077) geordnet!) 

Für Amtspflichtverletzungen der Wehrmachtsangehörigen, die in 
Ausübung öffentlicher Gewalt geſchehen find, haftet das Reich; die Wehr- 
machtsangehörigen gelten als „Beamte“ im Sinne des Artikels 131 der Wei- 
marer Derfajjung?). Doch werden ſolche Fälle nicht häufig ſein, da nur ſelten 
Amtspflichten der Wehrmachtsangehörigen gegenüber einem Dritten“ ge⸗ 
geben find; in Betracht kommt z. B. die Verletzung von Verkehrsvorſchriften 
durch Kraftfahrer der Wehrmacht. Der Verletzte kann nach dem gegenwärti⸗ 
gen Zuſtand Klage gegen das Reich im ordentlichen Rechtsweg erheben. Nach 
Errichtung des Reichsverwaltungsgerichtes wird auch hier die Konflitts- 
erhebung Platz greifen (8 147 DBG. ). 

Die Angehörigen der Wehrmacht unterſtehen der beſonderen Militär⸗ 
ſtrafgerichtsbarkeit nach Maßgabe des Militärſtrafgeſetzbuchs und der 
Militärſtrafgerichtsordnung vom 4. November 1933 in der Neufaſſung vom 
29. September 1936 (RGBI. I 751) 2). fluch die Wehrpflichtigen des Beur⸗ 
laubtenſtandes ſind in beſtimmten Beziehungen der Militärſtrafgerichts⸗ 
barkeit unterworfen (88 7 und 299 der Militärſtrafgerichtsordnung). Die 
Militärgerichtsbarkeit“) erſtreckt ſich nicht nur auf militäriſche Vergehen, 

) Dazu Durchführungsbeſtimmungen hinſichtlich der 44-Derfügungstruppe 
vom 10. November 1938 (RG Bl. I 1607). f 

2) Dgl. auch 8 1 Abſ. 2 des Reichshaftungsgeſetzes vom 22. Mai 1910 (RG Rl. 
198): „Perſonen des Soldatenſtandes ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes den Reichs⸗ 
beamten gleich.“ 

) In Öfterreich in Kraft geſetzt durch Verordnung vom 12. Mai 1938 (RGBI. I 
517); im Sudetenland durch Verordnung vom 21. Sebruar 1939 (RGB. I 287). 


J Dol. Eb. Schmidt, Militärſtrafrecht. 1936. — 6. Schneider, Gerichtsherr 
und Spruchgericht. 1937. 
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ſondern erfaßt alle ſtrafbaren handlungen der Wehrmachtsangehörigen, 
auch die ſogenannten „bürgerlichen Delikte“. Daran zeigt ſich eben, daß 
der Soldat, auch wenn er ſich außerhalb des militäriſchen Dienſtes bewegt, 
kein. „Bürger“ iſt, ſondern Angehöriger einer totalen Ordnung bleibt. 
Notwendig iſt dieſe beſondere Militärgerichtsbarkeit, um die Einheit der mili⸗ 
täriſchen Kommandogewalt zu wahren. Die Gerichts gewalt iſt hier nur eine 
klusſtrahlung der umfaſſenden militäriſchen Befehlsgewalt. Träger der mili⸗ 
täriſchen Gerichtsgewalt iſt der Gerichtsherr, der nicht nur das Verfahren 
einleitet, ſondern auch das Gericht, das er für den Einzelfall zuſammenſetzt, 
mit der Entſcheidung beauftragt. In die Entſcheidung der Militärgerichte 
miſcht ſich der Gerichtsherr nicht ein, doch kann er Rechtsmittel einlegen; 
auch ift die Bollſtreckung der Urteile feine Sache. Don den entſcheidenden Ge⸗ 
richten ſind die Kriegsgerichte und die Oberkriegs gerichte völlig in die mili⸗ 
täriſche Ordnung eingefügt worden; ſie werden als Organe des Gerichts⸗ 
herrn tätig. Als Oberſter Gerichtshof der Wehrmacht wurde durch Geſetz vom 
26. Juni 1936 (RG Bl. 1 517) das Reichskriegsgericht eingefebt!). Bis dahin 
wurde das Reichsgericht als Reviſionsinſtanz tätig, ein Zuftand, der mit der 
Einheit der militäriſchen Kommandogewalt unvereinbar war und der nun⸗ 
mehr beſeitigt ift. i 
Das Dienſtſtrafrecht der Soldaten?) iſt geregelt durch die Difziplinar- 
ſtrafordnung für das Heer vom 18. Mai 1926 in der Saſſung der Verordnung 
vom 24. September 1935 (gültig auch für die Luftwaffe) und die Diſziplinar⸗ 
ſtrafordnung für die Kriegsmarine vom 22. Mai 1926. Dienſtſtrafgerichte für 
die Beamten der Wehrmacht ſind die Wehrmachtsdienſtſtrafkammern und 
der Wehrmachtsdienſtſtrafhof, der beim Reichskriegsgericht gebildet ift (Ver⸗ 
ordnung vom 24. Juni 1937 (RGRl. I 722). 
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Schrifttum: I: Gönner: Staatsdienſt und Staatsdiener. 1808.— R ehm, 
Die rechtliche Natur des Staatsdienſtes nach deutſchem Staatsrecht. Ann. d. D. R. 
1834. - Triepel, Staatsdienſt und ſtaatlich gebundener Beruf. Seſtſchr. f. Binding. 
1911. II: 8. Gerber, Dom Begriff und Weſen des Beamtentums. AöR. 
N. F. 18. S. 1 ff.— Derjelbe, Entwicklung und Reform des Beamtenrechts. 
Deröff. d. Dgg. d. Deutſchen Staatsrechtslehrer. Heft 7. 1952. S. 2 ff.—Derſelbe, 
Politiſche Erziehung des Beamtentums im nationalſozialiſtiſchen Staat. 1933, — 
C. Heyland, Deuiſches Beamtenrecht. 1958. E. Höhndo rf, Beamter und 


) Dgl. E. 5. Hoffmann, Zur Wiedererrichtung eines oberſten Wehrmacht⸗ 
gerichtes. RD Bl. 1956. S. 887 ff. - M. Wa gner, Das Keichskriegsgericht. O33. 
1936. Sp. 1148 fl. - 2) Darüber im einzelnen J. Heckel, a. a. O. S. 372 ff. 
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öffentlicher Amtsträger. Jeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. Bd. 97. (1936) S. 147 fl. 
kl. Köttgen, Das deutſche Beamtentum und die parlamentariſche Demokratie. 
1928.— M. Nadler⸗H. Wittland⸗K. Ruppert, Deutſches Beamtengeſetz. 1938.— 
H. Schmidt, Entwicklung und Weſen des Begriffs „mittelbarer Beamter“. Berl. 
Diſſ. 1939. — R. Schneider, Kommentar zum Deutſchen Beamtengeſetz. 1938. - 
h. Seel, Die Neuordnung des Beamtenrechts. 1933. — Derſelbe, Deutſches Be⸗ 
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a) Geſchichtliche Entwicklung 

Das Beamtentum ift eine Schöpfung des abſoluten Staates. Dorgebildet 
im ſiziliſchen Staat Kaifer Sriedrichs II., ſetzte es fi im abſoluten Staat 
der beginnenden Neuzeit gemeinſam mit dem ſtehenden Heer als ſtaats⸗ 
tragende Schicht durch. Die ehemalige „ſtändiſche“ Verwaltung wurde durch 
die „ſtaatliche“ Verwaltung verdrängt; Träger der ſtaatlichen Verwaltung 
aber waren die Diener des Candesherrn, waren die „Beamten“. Wie der 
abſolute Sürft ſich mit dem ſtehenden Heer umgab, um die Freiheit und Un⸗ 
abhängigkeit des Candes machtmäßig zu erhalten, ſo umgab er ſich mit dem 
Beamtentum, um die finanzielle, wirtſchaftliche und kulturelle Pflege des 
Landes wirkſam durchzuführen, Das Weſen des Beamtentums jener Zeit 
kann nur verſtanden werden, wenn man ſich auf das wirkliche Weſen des 
abſoluten Staates beſinnt. Nach außen war die Macht, nach innen die 
Wohlfahrt der Zweck des Staates. Dieſe allgemeine Wohlfahrt zu pflegen, 
war die klufgabe des Beamtentums; ihm oblag die „Polizey*, d. h. im Sinne 
jener Zeit die Sürforge für die gute Ordnung und die Blüte des Gemein⸗ 
weſens. Nicht um der eigenſüchtigen und perſönlichen Ziele des abſoluten 
Herrſchers, ſondern um der allgemeinen Wohlfahrt des Landes willen wurde 
das Beamtentum des abſoluten Staates geſchaffen. Nur daraus iſt es zu er⸗ 
klären, daß die Perſon des Sürften mehr und mehr hinter dem Staate ſelbſt 
zurücktrat, daß das Beamtentum aus dem Fürſtendienertum zum Staats⸗ 
dienertum wurde, ja, daß der größte der preußiſchen Könige ſich ſelbſt als 
den erſten Diener des Staates bezeichnete. Wie der Sürft ſelbſt fo wurde der 
Beamte zum „Staatsorgan“, d. h. zum Willens⸗ und Handlungsträger des 
als juriſtiſche Perſon vorgeſtellten Staates. Über der berechtigten Kritik an 
dieſer Konſtruktion der „Staatsperſon“ und des „Staatsorgans“ darf nicht 
vergeſſen werden, welches politiſche Ethos dieſen „Beamtenſtaat“ des ſpäten 
Abſolutismus beſtimmte. Die politifche Macht nach außen, die Wohlfahrt des 
Gemeinweſens nach innen waren zum ausſchließlichen Zwed der öffentlichen 
Arbeit geworden; alle Kräfte und Einrichtungen hatten ſich vorbehaltlos in 

den Dienſt des ſtaatlichen Macht⸗ und Wohlfahrtsgedankens geſtellt. 
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Kein Zweifel, daß die geſamte ſpätere Entwicklung des Beamtentums 
von dieſem Urſprung im Macht⸗ und Wohlfahrtsgedanken beſtimmt blieb, 
Ein Jahrhundert parteipolitiſcher Jerſetzung des Volkes und parteienſtaat⸗ 
licher Entwicklung hat nicht vermocht, das Beamtentum ſeinem urſprüng⸗ 
lichen Sinn, der Pflege der ſtaatlichen Macht und Wohlfahrt, zu entfremden. 
Unentwegt haben Parteien, Klaffen und Intereſſengruppen verſucht, das 


Beamtentum in ein Inſtrument von partei⸗ oder Klaſſen⸗ oder Gruppen⸗ 


intereſſen zu verwandeln. Das Beamtentum hat daran feſtgehalten, daß es 
ausschließlich Diener der allgemeinen Wohlfahrt, nicht der individuellen 
Intereſſen ſei. Trotz der parteienſtaatlichen Entwicklung, die das Bismarck⸗ 
ſche Reich nahm, blieb neben dem Heer das Beamtentum die feſte Baſtion, 
von der aus die ſtaatliche Einheit gegen die Kräfte der Zerſetzung verteidigt 
werden konnte. In einer Zeit, in der die Einheit des Staates aufhörte, ſicht⸗ 
bare und präſente Wirklichkeit zu ſein, war neben dem Heer das Beamten⸗ 
tum der Repräſentant der Einheit, die als Idee beſtimmend blieb. 

Erſt im Weimarer Staat wurde das alte, dem Dienſt am Ganzen ver⸗ 
pflichtete Beamtentum in feinem Beſtande erſchüttert. Alle „inftitutionellen 
Garantien“ konnten nicht verhindern, daß die Abhängigkeit der Verwaltung 
vom parlamentariſchen Geſetz ſich mehr und mehr in eine Abhängigkeit des 
Beamtentums von den parlamentariſchen parteien verwandelte. Nur müh- 
ſam gelang es, Reſtbeſtände der alten Beamtenordnung zu erhalten, indem 
die Beamtenſchaft ſich gegenüber den parteienſtaatlichen Einwirkungen auf 
die ihr gewährleiſtete Geſinnungs⸗ und vereinigungsfreiheit berief und in⸗ 
dem ſie ihre Neutralität und Objektivität als Schutzwall gegen die partei⸗ 
politiſche Uberſlutung aufzurichten ſuchte. Doch wäre das Beamtentum aus 
eigener Kraft nicht in der Cage geweſen, die parteipolitiſche Zerſetzung ab⸗ 
zuwehren. Denn es zeigte ſich in dieſen Kämpfen deutlich, daß die „Idee des 
Staates“, an der das Beamtentum im Gegenſatz zur Wirklichkeit des Parteien- 
ſuſtems feſthielt, eine bloße Sittion geworden war. Es gibt feinen „Staat an 
ſich“ und keine „Staatsidee als ſolche“; es gibt keine politiſche Ordnung, die 


losgelöſt von den politiſchen Kräften der zeitlichen Wirklichkeit ein ſelbſtän⸗ 


diges Daſein führen könnte. Die „Idee des Staates an ſich“, auf die das Be⸗ 
amtentum ſich zu gründen verſuchte, war ohne Subſtanz und ohne innere 
Kraft; fie war ohne Wirklichkeit. Auch die Objektivität und Neutralität des 
Beamtentums bedeuteten keine poſitive Entſcheidung für eine wirkliche 
politiſche Kraft und einen echten politiſchen Wert; ſondern ſie waren nur 
die Negation gegenüber den Unwerten und den zerſetzenden Kräften des 
parteienſtaatlichen Syftems. Eine wirkſame Verteidigung aus der bloßen 
Negation aber iſt auf die Dauer nicht möglich. 
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So begann im Weimarer Staat ein langſames, immer ſtärker werdendes 
Zerbröckeln des alten Berufsbeamtentums. Auf der einen Seite drang der 
Geiſt des Parteibuchbeamtentums korrumpierend vor. Es gelang nicht — 
was von vielen Einſichtigen gefordert wurde — die Zugehörigkeit von Be⸗ 
amten zu politiſchen Parteien allgemein zu verbieten und eine Unvereinbar⸗ 
keit (Inkompatibilität) von Beamten⸗ und Hbgeor dnetenſtellung durch⸗ 
zuſetzen. Bald gab es Beamtenvertreter in den großen parlamentariſchen 
Sraktionen und Parteivertreter in allen Zweigen der Verwaltung; das Sy- 
ſtem der Querverbindungen ſetzte ſich durch. Auf der anderen Seite aber 
traten die individuellen Intereſſen der einzelnen Beamten den Vormarſch 
an. Der Kampf um die „wohlerworbenen Rechte“ der Beamten, der in der 
großen Kriſe des Jahres 1951 begann, iſt ein trauriges Kapitel in der Ge⸗ 
ſchichte des Berufsbeamtentums. Die dem Berufsbeamtentum zuteil ge⸗ 
wordene „inltitutionelfe Garantie“ wurde in eine Gewährleiſtung ſubjek⸗ 
tiver Einzeltechte der Beamten umgedeutet. Man ging von der oberfläch⸗ 
lichen Theſe aus, jede perſönliche Sicherung der einzelnen Beamten komme 
der „Beamtenſchaft als ſolcher“ mittelbar zugute. Nur wenn die Beamten⸗ 
ſchaft als eine Summe von Einzelnen gedacht wird, iſt dieſe immer wieder⸗ . 
kehrende Beteuerung zutreffend. In Wahrheit verletzt jede Überfteigerung 
der Einzelanſprüche des Beamten den Geiſt des Beamtentums in feiner 
Wurzel. Dienſt, Pflicht, Opfer und Treue wurden entwürdigt, als die Einzel⸗ 
anſprüche der Beamten nicht unbedingt und vorbehaltlos gegenüber dem 
Intereſſe des Ganzen zurückgeſtellt wurden. Die berufenen Wahrer der all⸗ 
gemeinen Wohlfahrt ſetzten ihr individuelles Intereſſe über das allgemeine 
Wohl und verfochten ihre Anfprüche ohne Rüdficht auf die allgemeine Not. 
Dieſer Vorgang zeigte, daß der Untergang des alten Beamtentums zur 
drohenden und ſcheinbar unabwendbaren Gefahr geworden war. 


b) Das Beamtentum im Sührerreich 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat die Urſachen beſeitigt, die zur 
Kriſe des Beamtentums im Parteienftaat geführt hatten. Die Gefahr einer 
Zerſetzung durch die Dielheit der Parteien wurde gebannt; die Neigung, 
individuelle Anſprüche überwuchern zu laſſen, wurde ausgerottet; die trüge⸗ 
riſche Fiktion der „Staatsidee an ſich“ wurde durch die konkrete Idee des 
völkiſchen Reiches überwunden. Doch erhob ſich nun die große und ernſte 
Stage, ob das Beamtentum, das ein Erzeugnis des abſoluten Staates iſt, in 
das neue völkiſche Jührerreich eingebaut werden könne. Denn dieſes völkiſche 
Jührerreich iſt durch völlig andere Ziele geleitet, durch völlig andere Kräfte 
bewegt, durch völlig andere Werte beſtimmt, als der abſolute Staat es war. 
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Nicht mehr das Streben nach Macht und Wohlfahrt iſt das erſte politische 
Ziel, ſondern die Erhaltung und Entfaltung des Doltstums als einer ur⸗ 
ſtändigen Cebenskraft iſt die primäre politifche Aufgabe. Nur wenn es gelang, 
die Beamtenſchaft für dieſe neue politiſche Aufgabe mit allen ihren Solge: 
wirkungen einzuſetzen, war es möglich, das Berufsbeamtentum als Ein- 
richtung des öffentlichen Dienſtes im neuen Reich zu erhalten. 

Vorausſetzung dafür war ein doppeltes: einmal das vorbehaltloſe Be⸗ 
kenntnis des Beamtentums zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung; zum 
anderen die unbedingte Bindung an den Führer. Beides verlangt vom 
Beamtentum einen Weſenswandel, deſſen außerordentliches Maß man nicht 
verkennen darf. Schon im abſoluten Staat hat der Rationalismus, der dort 
um ſich griff, die urſprüngliche weltanſchauliche Bindung des Beamtentums 
aufgelöst; fie wurde durch die „Staatsraiſon“ erſetzt. Dieſe bloße Staats⸗ 
raiſon — die „Idee des Staates an ſich“ — muß heute im Beamtentum 
durch eine bedingungsloſe Bindung an die völkiſche Weltanſchauung überwun⸗ 
den werden. Das Handeln des Beamten darf dort, wo es auf eine verantwort⸗ 
liche Entſcheidung ankommt, nicht auf die bloß rationale Technizität eines 
äußeren Ablaufs gerichtet ſein, ſondern es muß die Derwirklichung von 
Grundſätzen völkiſcher Weltanſchauung bedeuten. Dieſer Zuftand aber kann 
nicht erreicht werden, indem man ſich bloß loyal „auf den Boden des neuen 
Staates“ ſtellt und korrekt die ergangenen Geſetze ausführt. Nur wenn das 
Beamtentum in der Tiefe von völkiſcher Weltanſchauung durchdrungen iſt, 
wird es dahin kommen, daß jede Verwaltungs handlung und jeder Urteils⸗ 
ſpruch eine ſelbſtverſtändliche, inſtinktſichere Ausstrahlung völkiſchen Geiſtes ift. 

Die zweite Vorausſetzung iſt die unbedingte Bindung an den Sührer. 
Es wurde ſchon erwähnt, wie inı ſpäten Abſolutismus im Beamtentum die 
unmittelbare Beziehung zum König durch die Beziehung auf den „Staat 
an ſich“ verdrängt wurde; der Beamte war kein Gefolgs mann feines Königs 
mehr, ſondern ein „Staatsorgan“. Dieſe Haltung des bloßen Staats organs 
muß im Beamtentum überwunden werden, indem die unmittelbare Be⸗ 
ziehung auf die Perfon des Führers hergeſtellt wird. Natürlich handelt der 
Beamte mit Wirkung für den Staat, aber er kann dies nur, weil er als Ge⸗ 
folgsmann des Führers in deſſen Namen und Auftrag tätig werden darf. 
Nicht den abſtrakten Willen des Staates an ſich hat der Beamte in die Tat 
umzuſetzen, ſondern der wirkliche Wille des Sührers ſoll in ihm lebendig fein 
und durch ſein Handeln in die Erſcheinung treten. 

Dabei wird vom Beamten mehr verlangt, als daß er nur das Geſetz 
korrekt anwende. Das Geſetz iſt zwar der innere Gehalt des Sührer- 
willens. Aber nicht der Wortlaut, ſondern auch der Geiſt des Geſetzes muß 
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vernommen werden, wenn man den Willen des Sührers wirklich verſpüren 
will. Dazu genügen die logiſche Erfaſſung und die ſcharfſinnige Auslegung 
des Geſetzes nicht; es gehört auch dazu, daß der Geiſt des Geſetzes erlebt und 
daß der Sührerwille im eigenen unbeirrbaren Willen der Beamten erneuert 
wird. Nur wenn im Beamtentum der lebendige Wille des Führers ſtets wirk⸗ 
ſam iſt, wird die Gefahr vermieden werden können, daß das Beamtentum zu 
einem bloß techniſchen Apparat herabſinkt. Dieſes Erſtarren zum Apparat 
müßte das Ende des Beamtentums bedeuten. Denn das völkiſche Reich muß 
in allen Teilen und Sunktionen eine lebendige Ordnung ſein; alles Tote und 
Starre widerſteht ſeinem Weſen und muß daher ausgeſchieden und beſeitigt 
werden. Kann das Beamtentum den Weg zum Träger völkiſcher Welt⸗ 
anſchauung und zum Vollſtrecker des Führerwillens nicht finden, fo werden 
andere Einrichtungen des öffentlichen Dienſtes entwickelt werden müſſen, 
die nicht toter Apparat, ſondern lebendige Träger des Sührerwillens find. 

Da der Nationalſozialismus erwarten durfte, daß das Beamtentum fähig 
ſei, fich in dieſer Weiſe als eine dem Sührer verbundene Gefolgſchaft und als 
eine der Volksgemeinſchaft dienende Ordnung zu entwickeln, hat er ſich von 
der Machtübernahme ab darum bemüht, das Berufsbeamtentum zu erneuern 
und in das Reich einzubauen. Am 7. April 1935 erging das Geſetz zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums, das die Grundlagen des Beamtentums 
neu geſtaltete, indem es die „Parteibuchbeamten“ ſowie die nichtariſchen 
und die politiſch unzuverläſſigen Beamten ausſchied. Durch Geſetz vom 
30. Juni 1933 wurden entſprechende Beſtimmungen für die Neueinſtellung 
von Beamten erlaſſen. Das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 beſeitigte 
den Unterſchied von Reichsbeamten und Landesbeamten; die bisherigen 
Candesbeamten wurden zu mittelbaren Reichsbeamten, die in erſter Linie 
dem Reich zu Treue und Gehorſam verpflichtet waren. Das Recht zur Er⸗ 
nennung der bisherigen Candesbeamten ging auf den Reichspräfidenten 
über. Durch das Staatsoberhauptgeſetz vom 1. Auguft 1934 wurde der gührer 
zum alleinigen oberſten Vorgeſetzten aller deutſchen Beamten; das unmittel⸗ 
bare Treueverhältnis der Beamten zum Sührer wurde durch den Treueid, 
der nach dem Geſetz vom 20. Aluguft 1934 zu leiſten war, ausgedrückt. Am 
26. Januar 1937 ergingen dann das Deutſche Beamtengeſetz und die Reichs⸗ 
dienſtſtrafordnung, die ein einheitliches Recht für alle deutſchen Beamten 
ſchufen. Der Sinn des Beamtentums im nationalſozialiſtiſchen Reich wird 
durch den Vorſpruch des Beamtengeſetzes umſchrieben, der lautet: 


„Ein im deutſchen Volk wurzelndes, von nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung 
durchdrungenes Berufsbeamtentum, das dem Führer des Deutſchen Reiches und 
Volkes Adolf Hitler in Treue verbunden it, bildet einen Grundpfeiler des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates.“ 
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c) Die Rechtsſtellung des Beamten 

Der Begriff des Beamten, wie er für das nationaljozialiftifche 
Beamtentum beſtimmend ift, befagt: Beamter ift, wer zu Sührer und Reich 
in einem öffentlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis ſteht und mit der Derwirk⸗ 
lichung des Sührerwillens in der Verwaltung und der Juſtiz des Reiches oder 
der ihm eingeordneten Anftalten und Rörperſchaften betraut iſt, wobei er 
einer beſonderen Derantwortlichkeit unterliegt, zugleich aber einen beſonde⸗ 
ren wirtſchaftlichen und rechtlichen Schutz genießt. Nicht jeder Amtsträger, 
der zum Führer in einem öffentlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis ſteht, iſt 
Beamter. Die Amtsträger der Bewegung, die Angehörigen der Wehrmacht 
und des Reichsarbeitsdienſtes ſind keine Beamten. Der Begriff des Beamten 
ift enger als der des öffentlichen Amtsträgers; er umfaßt nur diejenigen, die 
in der Verwaltung und der Juſtiz des Reiches mit der Vollziehung des Führer⸗ 
willens beauftragt ſind. 0 

1. Der Beamte leiſtet unmittelbaren Dienft für volk und Reich, 
indem er durch feine Tätigteit in der Verwaltung und in der Juſtiz die Ent⸗ 
faltung der völkiſchen Kräfte fördert und die Volksgemeinſchaft in ihrem 
Daſein und in ihrer Wirkſamkeit ſchützt. Das Dienitverhältnis zum Reich ift 
unmittelbar oder mittelbar, je nachdem, ob das Reich oder ein dem Reich ein⸗ 
geordneter Derwaltungsträger der unmittelbare Dienſtherr iſt ($ 2 DBG.) 
Huch bei „mittelbaren Reichsbeamten hat die Treuepflicht gegenüber dem 
Reich den Vorrang vor der Bindung an den unmittelbaren Dienſtherrn. 

2. Der Beamte iſt zur Derwirklich ung des Führerwillens berufen, 
wobei ihm nicht der mechaniſche Vollzug von Befehlen, ſondern die geſtaltende 
Mitarbeit im Geiſte des Führers aufgegeben ift. Kraft dieſer Aufgabe iſt der 
Beamte dem Sührer zur vorbehaltlofen Treue, zum unbedingten Gehorfam 
und zur äußerſten Pflichterfüllung verbunden ($ 1b BG.). Die beſondere 
politiſche Treuepflicht, die durch den Eid bekräftigt wird (8 4 DBG.), iſt kon⸗ 
ſtituierend für das öffentliche Amt. Wer den Eid verweigert, iſt des halb zu 
entlaſſen (5 57 DBG.). 

5. Der Beamte iſt verpflichtet, ſich jederzeit rückhaltlos für den 
nationalſozialiſtiſchen Staat einzuſetzen. Er muß ſich in feinem Der- 
halten von der Einſicht leiten laſſen, daß die NSDAP. in unlöslich er Der- 
bundenheit mit dem Volke die Trägerin der Reichsidee iſt. Dorgänge, die den 
Beſtand des Reiches oder der NSDAP. gefährden könnten, muß er dem Dienſt⸗ 
vorgeſetzten anzeigen, auch wenn ſie ihm außerhalb des Dienſtes bekannt 
werden ($ 5 Abſ. 2 DBG. ). Iſt die Gewähr dafür, daß der Beamte jederzeit 
für den natio nalſozialiſtiſchen Staat eintreten wird, nicht mehr gegeben, ſo 
kann er durch den Sührer in den Ruheſtand verſetzt werden ( 71 DBG.). 
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4. Der Beamte fteht in einer totalen pflichtbindung, die feine ge⸗ 
ſamte Eriftenz durchdringt und nicht nur feine dienſtliche Tätigkeit, ſondern 
auch ſein außerdienſtliches Verhalten erfaßt ($ 3 DBG. ). Sie fordert vom Be⸗ 
amten nicht nur die geſetzestreue ſachliche Ceiſtung, ſondern auch eine be⸗ 
ſtimmte geiſtige und ſittliche Haltung im Sinne der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung. Sie dauert grundſätzlich auf Lebenszeit und ergreift nicht 
nur die Zeit des aktiven Dienftes, ſondern auch noch die Zeit des Ruheſlandes. 

5. Der Beamte iſt der hoheitlichen Dienftgewalt der ihm vorgeord⸗ 
neten Amtsträger unterworfen. Er wird durch Hoheitsatt ins Amt berufen 
und entlaſſen. Er unterſteht der unbedingten Befehlsgewalt und einer vor⸗ 
behaltloſen Gehorſamspflicht, die den Vorrang vor jeder anderen Bindung 
beſitzt ($ 7 DBG. ). . 

6. Der Beamte iſt regelmäßig befugt, an der Husübung hoheitlicher 
Gewalt teilzunehmen, d. h. je nach ſeiner beſonderen Stellung durch leitende 
oder durchführende Tätigkeit bei der Verwirklichung der politiſchen Aufgaben 
des Volksganzen mitzuwirken. Für nichthoheitliche wirtſchaftliche oder tech⸗ 
niſche Verrichtungen ſind nicht Beamte zu berufen, ſondern ſind Behörden⸗ 
angeſtellte und ⸗ arbeiter einzuſetzen, deren Dienſtſtellung ſich nicht nach dem 
Beamtengeſetz, ſondern nach dem Hrbeitsordnungsgeſetz für öffentliche Der- 
waltungen und Betriebe vom 23, März 1934 bemißt. 

7. Der Beamte unterſteht einer beſonderen Verantwortlichkeit des 
öffentlichen Dienſtes, die in ihrem Kerne eine ſittliche Verantwortlich⸗ 
keit bedeutet. Sie wird in dreifacher Weiſe verwirklicht: durch die diſziplinar⸗ 
rechtliche Derantwortlichkeit nach Maßgabe der Reichsdienſtſtrafordnung, 
durch die ſtrafrechtliche Derantwortlichkeit nach Maßgabe des Strafgeſetz⸗ 
buches, durch die haftungsrechtliche Verantwortlichkeit nach Maßgabe des 
8 839 BGB. und des Art. 131 WRV. 

8. Der Beamte genießt eine ihm eigentümliche wirtſchaftliche und 
rechtliche Sicherung (Gehalt, Ruhegehalt, Verſorgung), die jedoch nicht 
um des einzelnen Beamten willen geſchaffen iſt, ſondern die die Ausleje ' 
leiſtungsfähiger Kräfte und die Ceiſtungsfreudigkeit der Amtsträger im 
Intereſſe des Dienſtes ſichern ſoll. Für die vermögensrechtlichen Anfprüche 
ſteht der Zivilrechtsweg offen, bis das Reichsverwaltungsgericht geſchaffen iſt; 
dann werden die Derwaltungsgerichte zuſtändig ſein (88 142, 182 DBG. ). 


d) Die politiſche Funktion des Beamtentums 
Die damit in den Grundzügen umſchriebene Aufgabe und Stellung des 
Beamten iſt eine politiſche Funktion, d. h. der Beamte iſt zur geſtaltenden Mit⸗ 
arbeit bei der Erfüllung der politiſchen Aufgaben des Volkes berufen. Der 
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Beamte iſt kein bloß techniſcher Derrichtungsträger und kein bloßes Dollzugs- 
organ innerhalb eines mechaniſierten bürokratiſchen Apparates. Sondern er 
hat eine ihm eigentümliche politiſche Aufgabe: Er iſt berufen, aus dem inne⸗ 
ren Bekenntnis zur nationalſozialiſtiſchen Idee und aus der vorbehaltloſen 
Treue zum Führer an der Entfaltung und dem Schutz der Volks gemeinſchaft 
in der dienſtlichen Hierarchie der öffentlichen Verwaltung und der Rechts⸗ 
pflege unter Einſatz hoheitlicher Mittel ſchöpferiſch mitzugeſtalten. 

Ohne ein Beamtentum, das mit Rückſicht auf die politiſche Zuverläſſig⸗ 
keit und die fachliche Tüchtigkeit ausgewählt iſt, das den Dienſt in der Der- 
waltung und der Rechtspflege als ausſchließlichen Cebensinhalt leiſtet, das 
in pflichtgebundener Derantwortlichkeit ſteht und ſich in geſicherter Rechts⸗ 
ſtellung befindet, das die Treue zu Volk, Reich und Führer als vorbehaltloſe 
Bindung begreift, können die großen Aufgaben der Entfaltung und des 
Schutzes der Volksgemeinſchaft nicht erfüllt werden. Sie können aber auch 
nur erfüllt werden durch ein Beamtentum, das nicht nur wie eine techniſche 
Apparatur die vorgegebenen Geſetze, Verordnungen und Anweifungen auto: 
matiſch im Wege juriſtiſcher Subſumtion durchführt, ſondern das unter 
öffentlicher Derantwortung und in ſchöpferiſchem Einſatz aufbauende und 
geſtaltende flrbeit leiſtet. Ein Beamtentum, das für geſtaltende Arbeit an der 
Entfaltung und dem Schutz der Volks gemeinſchaft eingeſetzt wird, erfüllt eine 
hohe politiſche Sunktion, bewirkt in ſich eine politiſche Auslefe und iſt Träger 
eines ihm eigentümlichen politiſchen Ethos. Dieſe beſondere politiſche Sunt- 
tion, die natürlich in den einzelnen Angehörigen des Beamtentums in ge⸗ 
ſtuftem Umfang und in verſchiedener Intenſität in die Erſcheinung tritt, iſt 
es, die das Beamten verhältnis weſensmäßig und inſtitutionell vom Arbeits⸗ 
verhältnis unterſcheidet. 

Ich bezeichne dieſe politiſche Aufgabe, die das Weſen des Beamtentums 
und feine Verſchiedenheit vom krbeits verhältnis konſtituiert, als verantwort⸗ 
liche hoheitliche Geſtaltung, die dem Beamtentum als einem politiſchen 
Handlungs organ des Reiches aufgegeben ift. Ich verſtehe unter hoheitlicher 
Geſtaltung nicht nur die mit dem Mittel des Befehls und Zwangs aus gerü⸗ 
ſtete unmittelbare Durchführung des politiſchen Willens, ſondern vor allem 
auch die vorausſchauende Planung, die beſtimmende Leitung, die ſittliche 
und fachliche Erziehung und das ſtreitentſcheidende und ſtrafende Richten, 
ſoweit dieſe Alufgaben der öffentlichen Verwaltung und der Rechtspflege zu⸗ 
gewieſen ſind. Die verantwortliche hoheitliche Geſtaltung, die die weſens⸗ 
mäßige Funktion des Beamtentums iſt, umfaßt alſo die planende, leitende, 
erziehende, richtende und durchführende Verwirklichung der politiſchen Auf- 
gaben, die die Dolfsgemeinfchaft ſich zu ihrem Schutz und zu ihrer Entfaltung 
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ſetzt. fluch die im öffentlichen Dienft ſtehenden Sorſcher, Erzieher und Lehrer, 
denen eine eigentliche Befehlsgewalt fehlt oder doch nur nebenbei zuſteht, 
nehmen an der hoheitlichen Geſtaltung in dteſem Sinne teil. Dagegen man⸗ 
gelt die hoheitliche Funktion in dteſem Sinne den Trägern bloßer techniſcher 
Verrichtungen, auch wenn ſie im Dienſte der öffentlichen Derwaltung ftehen; 
es handelt ſich dann nicht um etn Beamtenverhältnis, ſondern um ein „Ar⸗ 
beitsverhältnis im öffentlichen Dienſt“. 

Aus dieſen Seſtſtellungen ergibt ſich auch die Abgrenzung des Beamten⸗ 
tums gegenüber den ſonſtigen Trägern öffentlicher Amter Gechtsan⸗ 
wälten, Ärzten). Sie liegt darin, daß dieſe außerhalb der Hierarchie des 
öffentlichen Dienſtes ſtehen und durch eine ſtändiſche Berufs ordnung gebun⸗ 
den find. Sie ſind Inhaber eines „ſtändiſch gebundenen Berufs“. Auch ſie 
wirken an der Entfaltung und dem Schutz der Volks gemeinſchaft mit, aber 
außerhalb der Ordnung des öffentlichen Dienſtes und ohne Einſatz hoheit⸗ 
licher Gewalt. Der Kreis dieſer öffentlichen Amter erfährt heute eine ſtarke 
Erweiterung, indem zum Beiſpiel auch der Schriftleiter, in gewiſſem Sinne 
auch der frei ſchaffende Künſtler, ja in gewiſſem Umfange auch der Wirt⸗ 
ſchaftsunternehmer in etn ſolches ſtändiſch gebundenes öffentliches Amt ein⸗ 
getreten ſind. 


e) Begründung und Beendtgung des Beamtenverhältniſſes 

Das Beamtenverhältnis wird durch die Anftellung im öffentlichen Dienft 
begründet. Dorausfegung für die Anjtellung iſt 1. daß der Anzuſtellende 
deutſchen oder artverwandten Blutes iſt und daß er, wenn er ver⸗ 
heiratet iſt, einen Ehegatten deutſchen oder artverwandten Blutes hat 
(8 25 DBG.) ; — 2. daß der Anzuftellende Retchs bürger iſt (oder nur des- 
halb nicht iſt, weil er das erforderliche Cebensalter noch nicht erreicht hat) 
(826 Nr. 1 DBG. ). Da die Staatsangehörigkeit Vorausſetzung für den Beſitz 
des Reichs bürgerrechts iſt, kann jemand, der die deutſche Staatsangehörigkeit 
nicht beſitzt, nur auf Grund einer flusnahmebewilligung Beamter werden; — 
5. daß der Anzuftellende die für feine Laufbahn vorgeſchriebene oder übliche 
Vorbildung beſitzt ($ 26 Nr. 2 DBG.);— 4. daß der klnzuſtellende die Gewähr 
dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den nationalſozialiſtiſchen Staat 
eintritt ($ 26 Nr. 3 DBG. ). Die Anhörung des Stellvertreters des Führers 
oder des ſonſt zuſtändigen politiſchen Leiters, die in 851 DBG. vorgeſehen iſt, 
gilt vor allem der Entſcheidung diefer Frage nach der politiſchen Zuverläffigteit. 

Die Anſtellung wird vollzogen, indem dem Anzuftellenden eine Urkunde 
ausgehändigt wird, in der ſich die Worte „unter Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis“ finden ($ 27 DBG. ). Wer keine ſolche Urkunde erhalten hat, iſt 
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nicht Beamter. Stichtag für dieſes ſtrenge Sormerfordernis iſt der 2. Juli 
1953. Wer vor dieſem Tage als Beamter berufen worden iſt, ohne eine ent⸗ 
ſprechende Urkunde erhalten zu haben, iſt Beamter. Doch muß auch er „als 
Beamter“ berufen worden ſein. Iſt er nur auf Grund eines „bürgerlichen 
Dienſtvertrages“ beſchäftigt worden, fo iſt er nicht Beamter, und zwar auch 
dann nicht, wenn gegenteilige Juſicherungen, Vereinbarungen, Vergleiche, 
rechtskräftige Urteile und Schiedsſprüche vorliegen. „Die ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Übertragung einer mit obrigkeitlichen oder anderen öffent⸗ 
lichen Aufgaben verbundenen Tätigkeit allein iſt keine Berufung als Beamter“ 
($ 178 DBG.). Anlaß zu dieſen ſcharfen Beſtimmungen gab die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, das auch bloßen Behördenangeſtellten die Be⸗ 
amteneigenſchaft zuerkannte, wenn ſie im Laufe des Dienſtes mit obrigkeit⸗ 
lichen Aufgaben betraut wurden ). Der $ 178 DBG. hat die Wirkungen dieſer 
reichs gerichtlichen Judikatur nachträglich beſeitigt. 

Beamte werden grundſätzlich „auf Lebenszeit” angeſtellt; die Worte 
„auf Lebenszeit“ müſſen ſich dann in der Anſtellungsurkunde finden ($ 28 
DBG. ). Daneben gibt es Beamte „auf Zeit“; die Dauer des Dienitoerhält- 
niſſes wird hier in der Anſtellungsurkunde feſtgeſetzt ($ 29 DBG.). Solche 
Beamte auf Zeit ſind vor allem die leitenden Beamten der Gemeindever⸗ 
waltung (Bürgermeiſter und Beigeordnete). Sie ſind verpflichtet, ihr Amt 
nach Ablauf der Amtszeit fortzuführen, wenn ihnen die Verlängerung unter 
gleichen Bedingungen für die gleiche Zeit angetragen wird. Schließlich gibt es 
Beamte „auf Widerruf“, die jederzeit durch Kündigung entlafjen werden 
können. Verwalten fie eine Planftelle, fo find fie ſpäteſtens nach Ablauf einer 
Bewährungsftiſt von 6 Jahren auf Lebenszeit anzuftellen ($ 30 DBG. ). 

Das Beamtengeſetz regelt ausführlich eine Erſcheinung, die das bisherige 
Recht nicht kannte: die Richtigkeit der Ernennung, die bei ſchweren Rechts⸗ 
verſtößen eintritt. Zu unterſcheiden iſt 1. die unmittelbare Unwirkſam⸗ 
keit, bei der das Beamtenverhältnis von vornherein unheilbar nichtig iſt, 
ohne daß es einer ausdrücklichen Erklärung bedarf. Sie tritt ein, wenn der 
Ernannte nicht Reichs bürger iſt (alfo 3. B. wenn er Jude iſt), oder wenn er 
entmündigt iſt (alſo 3. B. bei Geiſteskrankheit), oder wenn er infolge ſtraf⸗ 
gerichtlicher Verurteilung unfähig ift, öffentliche Amter zu bekleiden, alſo 
3. B. bei Zuchthausſtrafen ( 32 DBG. ). Der Ernannte iſt hier nur Schein⸗ 
beamter. Die Dienstbezüge find ohne rechtlichen Grund geleiſtet, können aller⸗ 
dings belaſſen werden. Die vorgenommenen Amtshandlungen ſind als gültig 
anzuſehen ($ 54 DBG.) ; — 2. die Vernichtbarkeit, bei der das Beamten⸗ 
verhältnis ausdrücklich von dem zuſtändigen Reichs miniſter für nichtig erklärt 

2) Pgl. R63. 125, 420. 
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wird. Es gibt Sälle, in denen die Nichtigerklärung ausgeſprochen werden 
muß, z. B. wenn die Ernennung durch Zwang, argliſtige Täuſchung oder 
Beſtechung herbeigeführt worden iſt, oder wenn nicht bekannt war, daß der 
Ernannte zur Zeit der Ernennung aus der NSDAP. ausgeſchloſſen oder aus⸗ 
geſtoßen war. In anderen Fällen kann die Nichtigkeit erklärt werden, z. B. 
wenn der Ernannte früher auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufs beamtentums entlaſſen oder durch Dienſtſtrafurteil aus dem Dienſt 
entfernt worden war. Die Nichtigerklärung muß binnen einer Friſt von ſechs 
Monaten, gerechnet von der Aufdeckung des Nichtigkeitsgrundes ab, er⸗ 
folgen; ſonſt wird die Vernichtbarkeit geheilt. Die Nichtigerklärung hat rück⸗ 
wirkende Kraft; ſie beſeitigt das Beamtenverhältnis ex tunc. 

Die Beendigung des Beamtenverhältniſſes kann (außer durch Todes⸗ 
fall) in drei Sormen vor ſich gehen: 1. durch fl us ſcheiden aus dem Beamten⸗ 
ver hãltnis; hier ſchließt ſich die Beendigung des Beamtenverhältniſſes kraft 
Geſetzes an einen anderen Vorgang ſelbſttätig an, ohne daß eine beſondere 
Verfügung notwendig wäre. Das iſt 3. B. bei Derluft des Reichsbürgerrechts 
(8 51 DBG.) oder bei einer ſchweren ſtrafgerichtlichen Verurteilung ($ 53 
DBG.) der Sall; — 2. durch Entlaſſung aus dem Beamtenverhältnis; hier 
wird die Beendigung durch einen beſonderen Verwaltungsakt ausdrücklich 
verfügt. Zuſtändig iſt die Behörde, die die Ernennung ausgeſprochen hat. 
Die Entlaſſung wird durch reine Verwaltungs entſcheidung, alſo ohne dienſt⸗ 
ſtrafgerichtliches Verfahren angeordnet. Sie muß 3. B. ausgeſprochen wer⸗ 
den, wenn der Ernannte ſich weigert, den Treueid zu leiſten ($ 57 DBG.), 
oder wenn der Ernannte oder ſein Ehegatte nicht deutſchen oder artverwand⸗ 
ten Blutes iſt, außer wenn ohne ſein Verſchulden feine deutſchblütige 
Abſtammung angenommen wurde ($ 59 DBG.) . Außerdem wird fie 
auf Antrag des Beamten ausgeſprochen); — 3. duch Entfernung 
aus dem Dienjt; hier wird die Beendigung des Beamtenverhältniſſes im 
Dienſtſtrafverfahren durch dienſtſtrafgerichtliches Urteil ausgeſprochen. Dor- 
ausſetzung iſt ein ſchweres Dienftvergehen, d. h. eine ſchwere ſchuldhafte Der- 
letzung der dem Beamten obliegenden pflichten (8 22 DBG.). Das Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren kann auch noch gegen Ruheſtandsbeamte mit dem Ziele der 
Aberkennung des Ruhegehalts durchgeführt werden. — Beim Husſcheiden, 
bei der Entlaſſung und der Entfernung aus dem Dienſt geht das Beamten⸗ 
verhältnis mit Wirkung ex nunc unter. 


1) Dazu jetzt 5 2 des Geſetzes vom 25. März 1939 (RG Rl. I), wonach für die 
Dauer des flufbaues der Wehrmacht bei Beamten der Wehrmacht, und bis zum 
31. Dezember 1941 bei den übrigen Beamten dem Antrag nicht eniſprochen zu 
werden braucht. 


$ 42. Das Beamtentum 453 


Keine eigentliche Beendigung des Beamtenverhältniſſes liegt beim Ein- 
tritt in den Warteſtand und den Ruheſtand vor, da hier nur die aktive Dienſt⸗ 
leiſtung aufhört, während die Beamtenſtellung im ganzen (3. B. die Treue⸗ 
pflicht, die wirtſchaftliche Sicherung) fortbeſteht. Inſofern iſt J 50 DBG., der 
den Eintritt in den Ruheſtand unter den Sällen der Beendigung des Beam⸗ 
tenverhältniſſes aufzählt, ungenau. — 1. Der Eintritt in den Warteſtand 
findet ſtatt entweder bei Auflöjung einer Behörde; er trifft hier alle Beamten⸗ 
kategorien. Ferner können die ſog. politiſchen Beamten (Staatsſekretäre, 
Miniſterialdirektoren, Reichstreuhänder der Arbeit, höhere diplomatische 
oder konſulariſche Beamten, Oberpräfidenten, Regierungspräfidenten, Cand⸗ 
räte, Staatsanwälte u. a. m.) jederzeit durch den Führer in den Warteſtand 
verſetzt werden. Der Warteſtands beamte bleibt Beamter, verliert aber feine 
Amtsitelle; er bezieht ein Wartegeld.— 2. Der Eintritt in den Ruheſtand er⸗ 
folgt allgemein, wenn die Altersgrenze von 65 Jahren erreicht ($ 68 DBG.) !) 
oder wenn der Beamte vorher dienſtunfähig wird (88 75—75 DB6.). Serner 
wird der Eintritt in den Ruheſtand ſtatt der Entlaſſung verfügt, wenn der 
Mangel deutſchblütiger Abftammung bei der Ernennung ohne Derfchulden 
des Beamten nicht erkannt wurde (572 DBG. ). Beſondere Bedeutung hat der 
Sall des $ 71 DBG. : wenn ein Beamter nicht mehr die Gewähr dafür bietet, 
daß er jederzeit für den nationalſozialiſtiſchen Staat eintreten wird, ſo kann 
auf einen Antrag, den die Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
innenminiſter jtellt, der Sührer die Derfegung des Beamten in den Ruheſtand 
anordnen. Die Tatſachen, auf die der Antrag ſich ſtützt, ſind in einem beſonderen 
Unterſuchungs verfahren feſtzuſtellen, in dem der Beamte zu hören iſt. 

Beſondere Beſtimmungen beſtehen für die Rechtsverhältniſſe der be⸗ 
amteten Lehrer an den wiſſenſchaftlichen hochſchulen nach dem hochſchul⸗ 
lehrergeſetz vom 9. April 1938 (RG Bl. I 377). Hochſchullehrer können 
gegen ihren Willen nicht aus „dienſtlichem Bedürfnis“ verſetzt werden. 
Sie können weiter nicht wegen behördenorganiſatoriſcher Anderungen in 
den Warteſtand verſetzt werden. Schließlich tritt bei ihnen an die Stelle 
der Verſetzung in den Ruheſtand die „Entpflichtung“, die eine bloße Ent⸗ 
bindung von den amtlichen Verpflichtungen bedeutet. 


) Dienſtſtrafverfahren und Erftattungsverfahren 
Verletzt der Beamte ſchuldhaft die ihm obliegenden Pflichten, jo macht er 
ſich eines Dienſtvergehens ſchuldig; er hat die Dienſtbeſtrafung verwirkt 
) Dazu jetzt $ 1 des erwähnten Geſetzes, wonach der zuſtändige Reichs miniſter 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers den Eintritt in den Ruhe⸗ 


ſtand über das 65. Lebensjahr hinaus längſtens bis zum 31. Dezember 1941 vers 
ſchieben kann. 


454 VIII. Der öffentliche Dienft 


($ 22 DBG.). Das Derfahren ift in der Reichsdienſtſtrafordnung vom 
26. Januar 1937 geregelt. Als Strafen kommen in Betracht: Warnung, Derweis, 
Geldbuße, Gehaltskürzung und Entfernung aus dem Dienſt. Die Gehalts⸗ 
kürzung und die Entfernung aus dem Dienft können nur in einem förmlichen 
Dienſtſtrafverfahren vor den Dienſtſtrafgerichten ausgeſprochen werden. 
Dienſtſtrafgerichte find die Dienſtſtrafkammern und der Reichsdienſtſtrafhof. 
Wichtig iſt das Verhältnis der Dienſtſtrafgerichte zu den Strafgerichten. 
Sit wegen des Verhaltens eines Beamten ein Strafverfahren vor den ordent⸗ 
lichen Strafgerichten eingeleitet worden, fo darf das Dienſtſtrafverfahren 
wegen der nämlichen Tatſache zwar eingeleitet werden; es iſt aber bis zur 
Beendigung des Strafverfahrens auszuſetzen. Kommt das Strafgericht zum 
Sreiſptuch, fe iſt das Dienſtſtrafgericht daran gebunden; ein Dienſtſtrafver⸗ 
fahren iſt nur noch möglich, ſoweit der Sachverhalt, ohne den Tatbeſtand 
eines Strafgeſetzes zu erfüllen, ein Dienftvergehen enthält, Kommt das 
Strafgericht zur Verurteilung, fo kann das Dienſtſtrafv erfahren eingeleitet 
werden; das Dienſtſtrafgericht iſt an die Seftitellungen des Strafgerichts ge⸗ 
bunden, wenn es nicht einſtimmig eine erneute Prüfung der Tatſachen be⸗ 
ſchließt. 

Sind im Rahmen der Verwaltung gehlbeſtände am öffentlichen Vermögen 
entſtanden, fo iſt das ſogenannte Erſtattungsverfahren zu eröffnen (Er⸗ 
ſtattungsgeſetz vom 18. April 1937). Gegen den verantwortlichen Beamten 
ift ein Erſtattungsbeſchluß zu erlaſſen, der ihn zur Erſtattung des Sehlbetra⸗ 
ges verpflichtet. Gegen den Beſchluß ſteht dem Beamten die Klage vor den 
Derwaltungsgerichten offen. Bis das Reichsverwaltungsgericht gebildet iſt, 
bleiben jedoch an Stelle der Derwaltungsgerichte wie bisher die Zivilgerichte 
zuſtändig. Aus dem Erſtattungsbeſchluß findet die Vollſtreckung im Derwal- 
tungswege ſtatt. 

Hat der Beamte durch ſchuldhafte Verletzung feiner klmtspflicht dem 
Dienſtherrn einen Schaden zugefügt, fc haftet er auf Erſatz ($ 23 DBG.) . Der 
Anfprud) iſt einſtweilen noch vor den Zivilgerichten, nach Bildung des Reichs⸗ 
verwaltungsgerichts aber vor den Derwaltungsgerichten geltend zu machen 
(88 142, 182 DBG.). 


8) Das Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienſt 
Das Beamtengeſetz verfolgt die Abficht, die Zahl der Beamtenſtellen 
möglichſt zu beſchränken. Deshalb dürfen Beamte im Reich, in den Ländern 
und den Verbänden des öffentlichen Rechts nur eingeſtellt werden, ſoweit 
dauernd erforderliche Amtsſtellen zu beſetzen ſind, die die Wahrnehmung 
obrigkeitlicher Aufgaben in ſich ſchließen oder die aus Gründen der Staats⸗ 
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ſicherheit nicht von Angeſtellten oder Arbeitern verſehen werden dürfen. 
Soweit die Einſtellung von Beamten nicht zuläſſig ift, müſſen im öffentlichen 
Dienſt alſo Behördenangeſtellte (oder Behördenarbeiter) beſchäftigt werden. 
Diefes „Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienſt“ iſt eine ſelbſtändige Zwi⸗ 
ſchenform zwiſchen dem Beamtenverhältnis und dem Arbeitsverhältnis in 
der volksgenöſſiſchen Wirtſchaft. 

Das Dienstverhältnis der Behördenangeſtellten (und arbeiter) wird 
durch das Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben vom 25. März 1954 (RG Bl. I 220) geregelt. Das Geſetz iſt dem 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 nach⸗ 
gebildet worden. Die wichtigſten Abweichungen ſind, daß im öffentlichen 
Dienſt eine „Dienſtgemeinſchaft“ (keine Betriebs gemeinſchaft) beſteht und 
daß eine „Dienſtordnung“ (keine Betriebs ordnung) gilt, ferner daß in den 
hoheitsverwaltungen kein Vertrauens rat gebildet wird, ſchließlich daß Tarif⸗ 
ordnungen nicht nur zum Schutze der Beſchäftigten, ſondern auch im Intereſſe 
des Dienſtes zu erlaſſen find. Don dieſen und einigen weiteren Abwei- 
chungen abgeſehen, wird das Dienftverhältnis der Behördenangeſtellten (und 
arbeiter) wie ein gewöhnliches Arbeits verhãltnis behandelt. Es entſteht durch 
„Vertrag“, alſo durch eine Einigung über den Eintritt in die Dienſtgemein⸗ 
ſchaft; es ift kündbar; Streitigkeiten werden von den Arbeits gerichten ent⸗ 
ſchieden; es gilt das allgemeine Arbeitszeit= und ftbeitsſchutzrecht. 

Über dieſer weitgehenden äußeren Gleichſtellung dürfen die wichtigen 
Unterſchiede nicht verkannt werden, die das Dienſtverhältnis des Behörden⸗ 
angeſtellten (und ⸗arbeiters) vom gewöhnlichen Arbeitsverhältnis trennen. 
fluch die Behördenangeſtellten (und arbeiter) find dem öffentlichen Dienft 
eingeordnet. fluch wenn fie ſelbſt in der Regel keine hoheitliche Tätigkeit 
ausüben, jo ſtehen fie doch im Dienſte von Hoheitsträgern. Ihre Tätigkeit 
iſt öffentlichen Aufgaben gewidmet. Die Dienſtgemeinſchaft, in der ſie ſtehen, 
iſt ein Gebilde der ftaatlichen Derwaltungsorönung und nicht der ftändifchen 
Wirtſchaftsordnung. Die Dienſtordnung, die vom Führer der Verwaltung 
(oder des öffentlichen Betriebes) erlaſſen wird, iſt, ſofern fie Verhältniſſe 
des ſtaatlichen Dienſtes regelt, kein autonomes Satzungsrecht, ſondern eine 
ſtaatliche Rechtsverordnung). Die Dienſtpflichten der Behördenangeſtellten 
(und ⸗arbeiter) find Pflichten gegenüber dem Führer des Reiches. Auch die 
Behördenangeſteſlten ſtehen, wie die Beamten, im unmittelbaren Dienft 
am Volk. Was fie von den Beamten unterſcheidet, ift, daß die Beamten durch 
die Anſtellung auf Tebenszeit, durch den politiſchen Treueid, durch die über 


) Unzutreffend Hueck⸗Ripperdey⸗Dietz, Das Geſetz zur Ordnung der natio⸗ 
nalen Arbeit. 1934. S. 589. 
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ſie ausgeübte Befehls gewalt, durch die ihnen übertragenen hoheitlichen Funk⸗ 
tionen, durch die dienſtſtrafrechtlich geſicherte hohe Verantwortlichkeit in 
einem beſonders engen und unbedingten Gefolgſchaftsverhältnis zum Sührer 
ſtehen, während bei der kündbaren Stellung und der regelmäßig auf tech⸗ 
niſche Verrichtungen beſchränkten Tätigkeit der Behördenangeſtellten ein 
relat iv ſchwächer entwickeltes Gefolgſchaftsverhältnis gegeben iſt. 

Die begriffliche Ausprägung des „Arbeitsverhältniſſes im öffentlichen 
Dienſt“ als einer Zwiſchenform zwiſchen dem Beamtenverhältnis und dem 
Arbeits verhältnis in der volksgenöſſiſchen Wirtſchaft hat verfaſſungspolitiſch 
die Bedeutung, daß ſie es ermöglicht, das Beamtentum angeſichts der un⸗ 
geheuren Aufgabenvermehrung und Organiſations erweiterung der Staats- 
verwaltung vor der Dermaffung und der damit verbundenen Auflöfung 
feines politiſch· inſtitutionellen Sinngehaltes zu bewahren. Sie wird die Auf- 
blähung des Beamtentums einſchränken, wie fie vor allem nach dem Kriegs- 
ende einſetzte, als um der wirtſchaftlichen Beſſerſtellung willen eine wahlloſe 
Überführung von Arbeitern und Kingeſtellten in das Beamtenverhältnis ein- 
ſetzte; der beſondere Weſensgehalt des Beamtentums mußte durch eine ſolche 
inflationiſtiſche Ausweitung verlorengehen. Ebenſo ſchädlich wirkte allerdings 
die Gegenbewegung der ſog. „Entbeamtung“, bei der aus bloßen Erſparnis⸗ 
gründen auch Aufgaben der hoheitlichen Geſtaltung an „private Angeſtellte“ 
übertragen wurden. Sür die Zuteilung zur Rategorie des Beamten oder des 
Kingeſtellten oder Arbeiters im öffentlichen Dienſt dürfen weder ſolche Er⸗ 
ſparnisgründe noch das Jiel wirtſchaftlicher Beſſerſtellung noch ſonſtige 
Erwägungen der Opportunität entſcheidend ſein, ſondern allein die 
funktionelle Zugehörigkeit zum einen oder zum anderen Bereich. Es gibt 
einen Vorbehalt des öffentlichen Amtes, d. h. im öffentlichen Dienft 
darf das Beamtenverhältnis nur begründet werden, es muß aber auch be⸗ 
gründet werden, wenn dem Dienftpflichtigen die verantwortliche hoheitliche 
Geſtaltung im Rahmen der politiſchen Aufgaben der Volks gemeinſchaft über⸗ 
tragen werden ſoll. 
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Schrifttum: 5. Brauweiler, Berufsstand und Staat. 1925. - $. Bülow, 
Ständeſtaat und berufsſtändiſche Ordnung. Bl. f. d. Phil. Bd. 7 (1933). S. 323 fl. 
Derſelbe, Der deutſche Ständeſtaat. 1934.— M. Srauendorfer, Der ſtändiſche 
Gedanke im Nationalfozialismus. 4. Aufl. 1955. - 5. Gerber, Genoſſen⸗ 
ſchaftliche Verwaltung im nationalſozialiſtiſchen Staat. AöR. N. §. 25 (1934). 
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franzöſiſchen Revolution bis zur Gegenwart. 1921. - E. R. Huber, Die genoſſen⸗ 
schaftliche Berufsordnung. Bl. f. d. Phil. Bd. 7 (1933). S. 293 ff. - Derfelbe, Die 
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W. f. Jöhr, Die ſtändiſche Ordnung. 19357. - O. Koellreutter, Grundriß der 
allgemeinen Staatslehre. 1933. 95 35, 36. . Kraufe, Rechtseinheit und ſtändi⸗ 
ſches Recht. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 1 (1936). S. 300 fl. K. Münch, Wirt⸗ 
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recht und die deutſche Wirtſchaftsverfaſſung. 1922.—Derſelbe, Werdendes Staats⸗ 
recht. 1954. 88 8, 9, 11. — Chr. Vogel, Dom weſen ſtändiſchen Rechts. 1937. — 
S. Doigt, Die Selbftverwaltung als Rechtsbegriff und als juriſtiſche Erſcheinung. 
1938. - A. Weber, Über die berufsſtändiſche Idee in Deutſchland. Jahrb. f. Nat. 
u. Stat. Bd. 143 (1935). S. 129 ff. 


a) Die Überwindung des korporativen pluralismus 


Eines der grundlegenden Verfaſſungsprobleme aller Zeiten beſteht in 
der Frage, wie es möglich iſt, die mannigfaltigen gewachſenen Lebensord- 
nungen, die ein Volk in ſich bildet, zur geſchloſſenen Einheit zuſammenzu⸗ 
faſſen, ohne ſie zu vergewaltigen und zu zerſtören. Stets trägt die politiſche 
Einheit die Gefahr in ſich, daß die gewachſenen Teilorönungen durch einen 
uniformierenden Zentralismus vernichtet werden; ſtets bergen die eigen⸗ 
ſtändigen Teilordnungen die Gefahr in ſich, daß fie ſich zur Selbſtherrlichkeit 
aufwerfen und die politiſche Einheit ſprengen. So ging das alte Reich durch 
die Selbſtherrlichkeit ſeiner Reichsſtände zugrunde, und ſelbſt die Territorien 
wurden durch den Pluralismus ihrer Landftände dem Zerfall ausgeſetzt. Der 
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abſolutiſtiſche Territorialftaat konnte nur durch einen ſtraffen Zentralismus 
dieſer Gefahr Herr werden; er löſchte damit aber zum Schaden des Ganzen 
die eigenlebendigen Teilordnungen weithin aus. Das 19. Jahrhundert 
erweckte in der gemeindlichen Selbftverwaltung die Teilordnungen zu neuem 
Leben, beſchwor damit aber die Gefahr eines von der Geſellſchaft getragenen 
körperſchaftlichen Pluralismus herauf, die in der Weimarer Derfaffung voll 
hervortrat. Es gehört zu den vielen Widerfprüchen des Weimarer Suſtems, 
daß es einerſeits von dem Beſtreben nach öder Gleichmacherei getragen 
war und zahlloſe gewachſene und echte Cebens formen dem Nivellierungs⸗ 
bedürfnis der parlamentariſchen Demokratie opferte, daß es andererſeits 
aber mit einer kaum glaublichen Leichtfertigkeit der Entwicklung eines korpo⸗ 
rativen Pluralismus freie Bahn ſchuf — ja ihn ſogar mit den ſtärkſten ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Sicherungen verſah. 

Die Weimarer Grundrechte enthielten, wie früher gezeigt wurde, nicht 
nur Gewährleiſtungen zugunſten der Einzelperſon, ſondern daneben Garan⸗ 
tien zugunſten körperſchaftlicher Verbände, für die ſich der flusdruck „in⸗ 
ſtitutionelle Garantien“ durchſetzte. Die Gemeinden, die Religions⸗ 
geſellſchaften, die Univerſitäten, die Sozialverſicherungsträger, die wirt⸗ 
ſchaftlichen Koalitionen erhielten in der Derfaffung mehr oder weniger ſtarke 
Schutzverſprechungen, die ihnen ermöglichten, gegenüber der Staatsgewalt 
ihre ſelbſtherrliche Autonomie zu entfalten. Diefe Autonomie bedeutete 
Sreiheit vom Staat und von der politiſchen Geſamtordnung; lediglich in den 
geſetzlich ausdrücklich geregelten Sällen waren die Verbände mit Pflichten 
gegenüber dem Staat belaſtet. Nur dieſer geſetzlich umſchriebene Randbereich 
ihres Weſens wurde von der ſtaatlichen Ordnung erfaßt, der Kernbereich 
ihres Daſeins war ihrer ſelbſtherrlichen „Eigenſtändigkeit “' überantwortet. Die 
ſtaatliche Geſetzgebung konnte zwar dieſe Einflußzone des Staates erweitern, 
aber ſie konnte in den eigentlichen Weſenskern nicht eindringen; dem ſtand 
die „inftitutionelle Garantie“ entgegen. Eine totale Eingliederung der garan⸗ 
tierten Korporationen in den Staat war alſo unmöglich. 

Auf dieſer Verfaſſungsgrundlage entwickelten die Korporationen den 
Pluralismus, der das Weimarer Syſtem kennzeichnete. Die ſtaatliche Gewähr- 
leiſtung wurde weſentlich als Einbruchſtelle benutzt, um alte Privilegien zu 
behaupten und neue Vorrechte zu erwirken. Für die Gemeinden war die 
„Univerſalität des Wirkungsbereichs“, für die Religions geſellſchaften die 
Eigenſchaft „öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften“, für die wirtſchaftlichen 
Koalitionen die „Tarifmacht“ eine Ausgangsftellung zur ſtändigen Erwei⸗ 
terung ihrer Machtſtellung im Staat. In immer ſtärkerem Umfang beſetzten 
die Verbände politiſche Pofitionen und unangreifbare Schlüſſelſtellungen, 
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von denen aus fie die ſtaatlichen Entſchlüſſe lenkten, ohne eine Derantwor- 
tung dafür zu tragen. Der politiſche Einfluß, den die großen Städte, die 
katholiſche Kirche und die Gewerkſchaften innerhalb des Weimarer Suſtems 
ausübten, kann ſchwerlich überſchätzt werden. Die ſtaatliche „Aufficht” war 
demgegenüber ohne erhebliche Bedeutung. Sie beſchränkte ſich gegenüber 
den Gemeinden auf die engumgrenzten geſetzlichen Einflußrechte; ſie fand 
bei den Religions geſellſchaften an den „innerkirchlichen Angelegenheiten” 
eine unüberwindliche Schranke; und fie verſagte gegenüber den Gewerk⸗ 
ſchaften vollſtändig, da dieſe als „private Vereine“ völlige Autonomie 
genoſſen und insbeſondere der Aufficht, der öffentlich⸗ rechtliche Rörperſchaften 
unterworfen ſind, entzogen waren. Man hat mit Recht davon geſprochen, 
daß der Weimarer Staat nicht nur Parteienſtaat, ſondern auch „Korpora⸗ 
tionenſtaat“ war. Die ſtaatliche Ordnung war durch eine Dielheit privile⸗ 


gierter und mit inſtitutionellen Verfaſſungsgarantien ausgeftatteter Der⸗ 


bände zerſetzt und ausgehöhlt; neben dem parteienſtaatlichen Pluralismus 
beſtimmte der korporative Pluralismus das politiſche Syſtem des Weimarer 
Zwiſchenreichs. J 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat dieſen korporativen Pluralismus 
des Weimarer Suſtems überwunden. Die Selbſtherrlichkeit der Gemeinden 
wurde vernichtet, indem die Ziele der Staatsführung zur unbedingten Der 
bindlichkeit für die gemeindliche Selbſtverwaltung erhoben, indem die ge⸗ 
meindliche Amterbejegung unter ſcharfe ſtaatliche Überwachung geſtellt und 
indem die parteienſtaatlichen Gemeindevertretungen aufgehoben wurden. 
Die politiſche Herrſchaft der Religionsgeſellſchaften, insbeſondere der katho⸗ 
liſchen Kirche, wurde beſeitigt, indem die Organiſations formen des politi⸗ 
ſchen Katholizismus zerſtört wurden. Der politiſche Einfluß der Gewerk⸗ 
ſchaften wurde zum Erlöſchen gebracht, indem die Arbeitnehmer⸗ und Arbeit⸗ 
geberverbände zerſchlagen, indem eine einheitliche Front der Deutſchen Arbeit 
errichtet und indem die Tohngeſtaltung von ſtaatlichen Treuhändern der 
Arbeit übernommen wurde. Die Autonomie, der politische Einfluß, die 
verfaſſungsmäßige Sicherung der pluraliſtiſchen Korporationen — die ge⸗ 
ſamte Grundlage des pluraliſtiſchen Suſtems fiel zuſammen. Die national⸗ 
ſo zialiſtiſche Revolution iſt jedoch wie überall jo auch hier nicht bei der bloßen 
Negation alter politiſcher Sormen ſtehen geblieben, ſondern hat an Stelle des 
zerſtörten Suſtems eine neue Ordnung errichtet. Nicht der bürokratiſche Zen⸗ 
tralismus und Abſolutismus eines etatiſtiſchen Syſtems iſt das Ziel. Den 
gewachſenen Cebens ordnungen ſoll auch im neuen Reich Raum für die 
eigene Entfaltung gegeben werden. Aber nur unter dem unbedingten Dor- 
rang des geſamtvölkiſchen Lebens geſetzes kommt den Teilordnungen Eigen⸗ 


> 
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ſtändigkeit zu. Das Ziel des Neuaufbaus ift ſomit, eine Ordnung echter ftän- 
diſcher Selbſtverwaltung zu errichten, in der das geſamtvölkiſche Lebens geſetz 
unbedingte Verbindlichkeit beſitzt und zugleich die völkiſchen Teilorönungen 
ein kraftvolles Eigenleben führen. 


b) Das Weſen der ſtändiſchen Selbſtverwaltung 


Das Weſen der Stände iſt ſeit dem nationalſozialiſtiſchen Siege in vielen 
literariſchen Derfuchen behandelt worden, wobei eine Zülle der verſchieden⸗ 
artigſten Auffaffungen ſich unter dem gleichen Ausdruck vereinte). Dor- 
ſtellungen der politiſchen Romantik und der Hegelſchen Philoſophie, Begriffe 
des katholiſchen Solidarismus, Gedanken aus dem ſozialiſtiſchen Sundikalis⸗ 
mus und dem faſchiſtiſchen Korporativismus verbanden ſich zu einer unklaren, 
widerſpruchsvollen und lebensunfähigen Konſtruktion. Ein Segen war es des⸗ 
halb, daß man ſich beim Aufbau der ſtändiſchen Ordnung von allen ſolchen Ide⸗ 
ologien, Theorien und Konſtruktionen frei machte und unbeſchwert von ſtaats⸗ 
philoſophiſchem und ſoziologiſchem Ballaſt zur praktiſchen Geſtaltung ſchritt. 

In drei Lebensbereichen ift diefer ſtändiſche Neuaufbau vorgenommen 
worden: auf dem Gebiet der gemeindlichen Selbſtverwaltung, der Wirtſchafts⸗ 
ordnung und der Kulturorönung. Die Stände dieſer drei Cebensbereiche 
haben nichts mit Gebilden früherer Zeiten oder Konſtruktionen früherer theo⸗ 
retiſcher Syſteme zu tun, ſondern ſie ſind Ordnungen unſerer Zeit und unſeres 
Lebens, die aus dem Volke erwachſen und durch die politiſche Führung 
geſtaltet worden ſind. Wenn gelegentlich die Frage geſtellt wird, ob die Stände 
unſerer Zeit naturhaft gewachſen oder bewußt geſchaffen feiert, jo führt dieſe 
antithetiſche Frageſtellung in die Irre. Volkliche Lebensorönungen müſſen zu⸗ 
gleich aus eigenem Grunde wachſen und bewußt geſtaltet werden, wenn ſie Kraft 
und Sinn in ſich tragen ſollen. Volkliche TCebens ordnungen können nicht konſtru⸗ 
iert werden, ſondern ſie wachſen aus eigenem Grund und aus eigenem Kern. 
Aber fie wachſen nicht wild, ſondern bedürfen der geſtaltenden Tat, die ihnen 
die Sorm gibt und die umfaſſende Aufgabe im Ganzen zuweiſt. So ſind auch die 
Stände des gemeindlichen, des wirtſchaftlichen und des kulturellen Cebens 
zugleich gewachſene und durch ſtaatliche Sührung geſtaltete Einheiten. 

Stãnde ſind öffentliche, ſich ſelbſtverwaltende Rörperſchaften, die berufen 
ſind, am inneren Aufbau der politiſchen Grundordnung mitzuwirken. Nicht 
alle Selbſtverwaltungs körperſchaften find ſomit Stände, ſondern nur die⸗ 
jenigen, die für den inneren Aufbau der politiſchen Grundordnung von weſent⸗ 
licher Bedeutung ſind. Das iſt bei den Gemeinden, ſowie bei den Körper: 


) Dgl. auch meine Sammelbeſprechung „Ständiſches Recht“ in der Zeitſchr. f. 
d. gef. Staatswiſſ. Bd. 99 (1939). S. 351 ff. 2 
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ſchaften der Wirtſchafts⸗ und Kulturorönung der Sall. Denn wenn fie auch 
die Verfaſſung nicht tragen und geftalten, wenn fie auch das Derfaſſungs⸗ 
leben nicht beſtimmen und führen, ſo findet doch das völkiſche Geſamtleben 
in ihnen erſt ſeine volle Wirklichkeit. Mit einem anderen Wort: die völkiſche 
Grundordnung baut ſich nicht auf den Ständen auf, ſondern ſie verwirklicht 
ſich in ihnen. Bier liegt der weſentliche Unterſchied zwiſchen den Ständen 
und der ſtaat⸗ und volktragenden Bewegung. Dieſe erweckt und geſtaltet die 
politiſche Ordnung; fie führt das Volk; fie trägt das Reich. Sie ift deshalb 
„Derfaſſungskörperſchaft“ in dem ſpezifiſchen Sinn, daß ſich aus ihr die Der- 
faſſung bildet. Die Stände dagegen nehmen an der politiſchen Führung nicht 
teil; die politiſche Ordnung erwächſt nicht aus ihnen, ſondern fie formt ſich in 
den ſtändiſchen Cebensordnungen aus. 

Deshalb iſt die ſtändiſch gegliederte Ordnung kein „Ständeſtaat“. 
Von einem Ständeſtaat kann man nur reden, wo der Staat aus den Ständen 
erwächſt, wo die lebendige Kraft und die politiſche Führung aus den Stän⸗ 
den kommt, wo die Einheit und Ordnung des Ganzen auf den Ständen 
beruht. Die mittelalterliche Ordnung tendierte zu einem ſolchen Ständeſtaat, 
der feine volle Sorm dann fand, wenn es den Ständen — wie in England — 
gelang, die eigentliche ſtaats⸗ und verfaſſungsgeſtaltende Macht zu erobern. 
Die Magna Carta Libertatum von 1215 war die Derfaffung eines wirk⸗ 
lichen Ständeftaats. Die politiſche Willensbildung lag hier bei den Ständen. 
Das völkiſche Reich hat mit einem ſolchen Ständeftaat nichts zu tun. Die 
Stände konſtituieren das Reich nicht und nehmen an der politiſchen Willens⸗ 
bildung nicht teil. Sie find vielmehr der politiſchen Sührung des Reiches unter⸗ 
geordnet, und ihre Aufgabe beſchränkt ſich auf die Selbſtverwaltung des 
Cebensbereichs, der ihnen von der Führung anvertraut iſt. Das völkiſche 
Reich iſt kein Ständeſtaat, ſondern ein Bewegungsſtaat; nicht die Stände, 
ſondern die Bewegung iſt der politiſche Willensträger der Nation. 

Die Stände haben die Rechtsſtellung öffentlicher Rörperſchaften. Ent⸗ 
weder iſt ihnen dieſe Eigenſchaft ausdrücklich verliehen worden, wie den 
Gemeinden, oder ſie haben dieſen Charakter durch die Sunktion, die ſie im 
völkiſchen Ceben erfüllen, erlangt. Der Begriff der öffentlichen Rörperſchaft 
wird allerdings gelegentlich als ein Erzeugnis individualiſtiſcher Rechts⸗ 
betrachtung bezeichnet und deshalb für die Ordnung echter Gemeinſchaften 
verworfen. So ſtellt vor allem S. W. Jeruſalem die Rörperſchaft in Gegen⸗ 
ſatz zur echten Gemeinſchaft; er bezeichnet ſie als „ein techniſches Mittel 
des individualiſtiſchen Zeitalters, um ein Geſamthandeln oder ein Mitein⸗ 
anderhandeln von Individuen, die begrifflich ſelbſtändig und unabhängig 
find, möglich zu machen“; fie iſt ihm eine „gedachte“, eine „unſichtbare 
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Perſönlichkeit “). Deshalb werden Genoſſenſchaft und Rörperſchaft in aus⸗ 
geſprochenen Gegenſatz geſtellt; die Genoſſenſchaft gilt als Fall der Gemein⸗ 
ſchaft, die Körperfchaft als Fall des individualiſtiſchen Verbandes. ö 

Nun iſt ſelbſtverſtändlich, daß im Jeitalter individualiſtiſchen Rechtsden⸗ 
kens alle Rechtsbegriffe individualiſtiſch umgebogen worden ſind, auch der 
Begriff der Rörperſchaft. Aber die echte und urfprüngliche Rörperſchaft ift 
kein individualrechtlicher Verband. Sie unterſcheidet ſich vom verein gerade 
dadurch, daß ſie keine Organiſation von Individuen, ſondern eine überindi⸗ 
viduelle Einheit und Ganzheit iſt. Die echte Körperſchaft erwächſt aus der 
Genoſſenſchaft; ſie unterſcheidet ſich von der Genoſſenſchaft nicht durch ihre 
innere Struktur, ſondern lediglich dadurch, daß ſie in eine höhere Ordnung 
(Poll, Staat oder Reich) eingegliedert iſt. Die Körperſchaft ift alſo die glied⸗ 
haft gewordene Genoſſenſchaft; ſie weiſt über das genoſſenſchaftliche Eigen- 
leben hinaus auf die Geſamtordnung, in der ſie ſteht; ſie iſt einbezogen in 
das Leben der umfaſſenden Einheit, der ſie angehört. Der Unterſchied von 
Rörperſchaft und Genoſſenſchaft liegt dar in, daß die Elemente der rechtlichen 
Organiſation bei der Rörperſchaft ſtärker entwickelt ſind als bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft; der Akt der Einordnung insbeſondere drückt ſich in beſtimmten Rechts⸗ 
formen aus. Aber das darf nicht zur Annahme verleiten, die Körperſchaft 
ſei im Gegenſatz zur Genoſſenſchaft nicht mehr lebendige Gemeinſchaft, ſon⸗ 
dern rechtliche Inſtitution. Denn dieſe Antithefe von Recht und Leben iſt 
verfehlt; die lebendige Ordnung trägt in ſich ſelber das Recht, und das Recht 
ift nur ein Ausdruck des lebendigen Seins. So wird die Körperfchaft nicht 
durch ihre Rechtsform eine gemeinſchaftsgelöſte Organiſation, ſondern ſie 
iſt in ihrer Rechtsform die gefügte und geſtaltete Ordnung einer echten Ge⸗ 
meinſchaft. x 

Der Begriff der Rörperſchaft ift allerdings kein konkreter Begriff; er kenn⸗ 
zeichnet vielmehr einen allgemeinen Typus von Verbänden. Er umſchließt in 
fi} eine Reihe verſchiedenartiger konkreter Ordnungen, die bei genauerer 
Betrachtung auseinandergehalten werden müſſen. Es gibt ſechs Gruppen von 
Ordnungen, die in dem Sammelbegriff, Rörperſchaft“ enthalten ſind ): Erſtens 
die der NSDAP. angeſchloſſenen Verbände; fie find ihrem konkreten Begriff 
nach „nationalfozialiftifche Gemeinſchaften“ ). Zweitens die dem Staat und 


) S. W. Jeruſalem, Der Staat. 1935. S. 206 ff. — Serner R. Höhn, 
Staat und Rechtsgemeinſchaft, Zeitſchr. f. d. geſ. Staats wiſſ. Bd. 95 (1935). S. 686.— 
Derſelbe, Dolf und Verfaſſung. Deutſche Kechtswiſſenſchaft 1937. S. 201 ff. — 
Zu dem Geſamtproblem neuerdings A. Röttgen, Die rechtsfähige Verwaltungs⸗ 
einheit. 1939, 

2) Dal. E. R. Huber, Die Selbſtverwaltung der Berufs ſtände (bei 5. Frank, 
Deutſches Verwaltungsrecht. 1937. S. 239 ff.). — 5) Siehe oben, S. 301f. 
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zugleich der Bewegung zugeordneten, mit dem Recht der Selbſtverwaltung 
ausgeſtatteten Gemeinden und Gemeindeverbände. Drittens die Verbände, 
die der Sicherung und Derforgung der Hrbeiterſchaft auf genoſſenſchaftlicher 
Grundlage dienen; alſo die Sozialverſicherungsträger. Viertens die Der- 
bände, die die gemeinſame Bodengeſtaltung und Bodennutzung durch die 
Gemeinſchaft der unmittelbar Beteiligten verfolgen; das ſind die Boden⸗ 


und Waſſergenoſſenſchaften. Sünftens die Verbände des wirtſchaftlichen 


und kulturellen Cebens, die im Rahmen der politiſchen Führung zur Selbſt⸗ 
geſtaltung ihres Weſens berufen ſind; das find die Berufsſtände. Sechſtens 
die religiöſen Gemeinſchaften, die vom Staate öffentlich anerkannt und die 
dafür dem Staate beſonders verpflichtet find; fie werden konkret als „öffent- 
liche Religionsgeſellſchaften“ bezeichnet. Diefe Überſicht ergibt, daß der Be⸗ 
griff der Rörperſchaft Gebilde zuſammenfaßt, die ſehr verſchiedenartige 

Merkmale aufweiſen. Der Begriff der Rörperſchaft iſt zunächſt nur ein 
Sammelbegriff, deſſen Inhalt erſt deutlich wird, wenn man ſich den einzel⸗ 
nen konkreten Ordnungen zuwendet, die er umfaßt. Unter ihnen kommt 
den Ständen eine beſondere Bedeutung für das Leben der völkiſchen 
Gemeinſchaft zu. 

Die Stände find durch die Selbſty erwaltung ausgezeichnet. Huch der 
Begriff der Selbftverwaltung iſt im 19. Jahrhundert individualiſtiſch uinge⸗ 
deutet worden. Man hat ihn zur „Autonomie“, d. h. zur Selbſtgeſetzlichkeit 
und Selbſtherrlichkeit der verbände gegenüber dem Staate werden laſſen. 
Die Selbſtverwaltung wurde als „ſublektives Recht“ einer Rörperſchaft 
gegen den Staat aufgefaßt, und zwar als ein grundſätzlich unbeſchränktes 
Recht, dem nur die beſonders vorgeſehenen flufſichtsrechte des Staates ent⸗ 
gegenſtanden. So wurde die Selbſtverwaltung als ein Suſtem gegenſeitiger 
Rechte zwiſchen Staat und Verband konſtruiert, wobei die Vermutung für 
die Unbeſchränktheit der körperſchaftlichen und für die Beſchränktheit der 
ſtaatlichen Rechte ſprach. Die echte Selbſtverwaltung bedeutet in Wahrheit 
keine Selbſtgeſetzlichkeit und Selbſtherrlichkeit eines Verbandes gegenüber 
der politiſchen Einheit. Sie iſt die Form, in der die Sreiheit ſchöpferiſchen 
Wollens und Geſtaltens mit der politiſchen Einordnung in das Reich ver⸗ 
einigt wird. Steiheit und Bindung werden in der Selbſtverwaltung zur Ein⸗ 
heit zuſammengefaßt. Die Selbitverwaltung ſetzt voraus, daß eine Körper- 
ſchaft in ſich genoſſenſchaftliches Eigenleben entwickelt, daß ſie ſelbſt wollen, 
entſcheiden und handeln kann. Aber die Selbſtverwaltung verlangt zugleich, 
daß ſich die Rörperſchaft nicht aus der umfaſſenden ſtaatlichen Einheit löſt 
und daß ſie nicht ſelbſtherrliche Autonomie beanſprucht. Zur Selbſtverwal⸗ 
tung gehört, daß die Rörperſchaft ſich mit ihrem Eigenleben aus freien 
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Stücken dem Reid, unterorönet und jo dazu beiträgt, die politiſche Einheit 
des ganzen Volkes zu verwirklichen und zu erhalten. 

Die Stände, die Träger öffentlicher Selbſtverwaltung find, ſtehen unter 
der politiſchen Sührung des Reiches. Dieſe Führung bedeutet mehr als die 
„fluſſicht“, der die körperſchaftlichen Verbände im alten Suſtem unterworfen 
waren. Die frühere Derbandsauflicht war „Geſetzesaufſicht“; der Staat war 
darauf beſchränkt zu kontrollieren, ob die Verbände in ihrer Eigentätigkeit 
geſetzmäßig verfuhren, d. h. ſich im Rahmen ihrer geſetzlichen Juſtändigkeit 
hielten und ihre geſetzlichen klufgaben erfüllten. Nur bei Geſetzes verletzungen 
konnte der Staat einſchreiten. Die politiſche Führung dagegen iſt nicht auf 
dieſe Cegalitätskontrolle beſchränkt. Ihr obliegt es in erſter Cinie, Ziel und 
Richtung für das ſtändiſche Wirken zu beſtimmen. Die politiſche Führung gibt 
die großen Aufgaben an, denen die ſtändiſche Arbeit zu dienen hat; fie weiſt 
die großen Linien, die zu verfolgen find. Erſt im Rahmen dieſer umfaſſenden 
Ausrichtung haben die Stände die Möglichkeit, ſich dem genoſſenſchaftlichen 
Eigenleben gemäß zu entfalten. Stets haben die allgemeinen Grundſätze der 
politiſchen Führung den Vorrang, weil auf ihnen die Einheit des ganzen 
Volkes beruht. Stets müſſen die Sonderbelange der einzelnen Stände hinter 
die allgemeinen Ziele zurücktreten, die dem ganzen Volke geſteckt find. Dieſer 
Vorrang des Dolkes vor den Ständen, der politiſchen Führung vor der 
Selbſtverwaltung wird von den Geſetzen dadurch ausgedrückt, daß die „Ziele 
der Staatsführung“ als für die Selbſtverwaltungskörper verbindlich erklärt 
werden. 

Dieſer Vorrang des Geſamtvolkes vor den Ständen gilt auch für das 
Verhältnis des völkiſchen Gemeinrechts zum ſtändiſchen Recht. Die 
Stände entwickeln in ſich eine eigene, lebendige Ordnung, die ihr Recht iſt; 
fie bilden in ſich eigenes ſtändiſches Recht. Doch darf nicht überſehen werden, 
daß dieſes ſtändiſche Recht nicht im Gegenſatz zum völkiſchen Gemeinrecht 
ſteht und von ihm nicht getrennt werden kann. Es iſt nur ein Teil der geſamt⸗ 
völkiſchen Ordnung; es iſt verbindliches Recht nur des halb, weil es auf dieſe 
Geſamtordnung zurückweiſt, und es beſitzt nur Beſtand, ſoweit es ſich im 
Rahmen der Geſamtordnung hält. Allerdings beruht dieſes ſtändiſche Recht 
nicht nur auf ſtaatlicher Delegation — wie etwa die Verordnungen unter⸗ 
geordneter Derwaltungsbehörden ſich lediglich auf die ſtaatliche Ermäch⸗ 
tigung ſtützen. Das ſtändiſche Recht erwächſt aus der eigenlebendigen Gemein⸗ 
ſchuft des Standes; es hat ſeine Wurzel im Boden der ſtändiſchen Gemein⸗ 
ſchaft. Aber das ſtändiſche Recht bedarf zugleich der ſtaatlichen Anerkennung, 
um wirklich verbindliches Recht zu ſein; ſeine unmittelbare Geltung kommt 
ihm erſt aus der ſtaatlichen Ermächtigung zu. Hier zeigt ſich wiederum, wie 
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unmöglich es ift, die Erſcheinungen einer lebendigen Ordnung in einfache 
Antitheſen zu preſſen. Das ſtändiſche Recht beruht zugleich auf dem Eigen⸗ 
leben der Gemeinſchaft und auf der ſtaatlichen Vollmacht. Deshalb wird das 
ſtändiſche Recht auch vom ſtaatlichen Geſetzesrecht nicht nur von außen 
begrenzt, ſondern es wird vom ſtaatlichen Geſetzesrecht mitgeſtaltet. Stän⸗ 
diſches Recht iſt nicht nur die Ordnung, die der Stand ſich durch ſeine Organe 
ſelber ſchafft, ſondern auch die Ordnung, die durch staatliche Geſetze und Der- 
ordnungen mitgeſtaltet wird. Denn auch der ſtaatliche Geſetzgeber vermag 
aus dem Urgrund des ſtändiſchen Gemeinſchaftslebens die Ordnung zu 
ſchaffen, die von den Standes genoſſen als eigenes Recht empfunden und 
gehandhabt wird. 
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a) Die Überwindung der Gemeindekriſe 
Unter den Körperfchaften der ſtändiſchen Selbſtverwaltung ragt von 
jeher die Gemeinde hervor. Sie iſt aus der Markgenoſſenſchaft des alten 
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deutſchen Rechts hervorgewachſen; ſie bildete im mittelalterlichen Reich die 
Grundlage des Volksaufbaus; fie erhielt ſich notdürftig gegenüber dem Zen⸗ 
tralismus des abſoluten Staates; und fie fand im 19. Jahrhundert im Reichs⸗ 
freiherrn vom Stein ihren Erwecker und Erneuerer. Das ſich entfaltende 
wirtſchaftliche Leben leitete die äußere Blütezeit der Gemeinden, insbeſon⸗ 
dere der großen Städte ein. heute erkennen wir, daß dieſe Scheinblüte nicht 
wenig zur inneren Auflöſung des Staates beigetragen hat. Der genoſſen⸗ 
ſchaftliche Gedanke wurde für demokratiſche und liberale Ziele mißbraucht. 
Die gemeindliche Autonomie wurde zur Eigengeſetzlichkeit des Gemeinde⸗ 
lebens überſteigert; der Staat wurde auf eine formale Aufſichts gewalt 
beſchränkt. So löſten ſich insbeſondere die großen Städte aus der Einordnung 
in den Staat, und fie wurden auch die hauptſächlichen Nutznießer der Ga⸗ 
rantien, die der Artikel 127 der Weimarer Derfafjung der gemeindlichen 
Selbitverwaltung zuerkannte. Der fortſchreitende Verfall des öffentlichen 
Lebens aber konnte durch Verfaſſungs garantien nicht aufgehalten werden, 
und fo entwickelte ſich in der Weimarer Zeit in erſchreckendem Maße jene 
Erſcheinung, die man als die „Kriſe der kommunalen Selbſtverwaltung“ 
bezeichnete. Es waren nicht nur finanzielle und andere materielle Nöte, die 
dieſe Krife hervorriefen, es war vor allem nicht nur die Vernichtung der finan⸗ 
ziellen Selbſtändigkeit und Selbſtoerantwortlichkeit in der Erzbergerſchen 
Reichs finanzreform, die den Juſammenbruch der Selbſtverwaltung herbei⸗ 
führte. Sondern es war weſentlich der Schwund innerer lebendiger 
Kraft und bewußten Lebens willens, es war die Agonie des parteienſtaat⸗ 
lichen Syſtems, aus der die Krife rührte. Nur durch einſchneidende ſtaatliche 
Hotmaßnahmen, insbeſondere durch die Einſetzung ſtaatlicher Kommiſſare, 
gelang es, in den Jahren 1931 und 1932 die äußere Ordnung des Gemeinde⸗ 
lebens aufrechtzuerhalten. 

Im neuen Reich konnte man ſich nicht mit ſolchen Notmaßnahmen 
begnügen, ſondern es galt, das Gemeindeleben von innen her zu erneuern. 
Dieſer inneren Erneuerung wurde die entſprechende geſetzliche Grundlage 
geſchaffen, und zwar zunächſt für Preußen in dem Gemeindeverfaſſungsgeſetz 
vom 15. Dezember 1933, dann für das ganze Reich in der Deutſchen Gemeinde⸗ 
ordnung vom 30. Januar 1955). Der Dorſpruch der Gemeindeordnung 
bezeichnet dieſe als ein „Grundgeſetz des nationalſozialiſtiſchen Staates“. Sie 
iſt in der Tat ein weſentlicher Beſtandteil der im Aufbau begriffenen völ⸗ 
kiſchen Derfaffung. „Die Gemeinden find die Zellen des Staates“, ſagt die 


1) Eingeführt in Öfterreich durch Verordnung vom 15. September 1938 
(RGI. I 1167), im Sudetenland durch Verordnung vom 10. November 1938 
(RG Bl. I 1614). 
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Begründung der Gemeindeordnung, und wenn dieſer Satz auch nicht dahin 
verſtanden werden darf, als ſei der Staat organiſch aus den Gemeinden 
erwachſen, jo iſt doch ſicher, daß der deutſche Volks⸗ und Reichsaufbau ohne 
eine eigenlebendige gemeindliche Selbſtverwaltung nicht möglich iſt. Die 
Gemeinden ſtehen nicht mehr, wie unter der Weimarer verfaſſung, in einem 
„ſtaatsfreien Raum“, der mit ſtarken Sicherungen gegen die Staatsgewalt 
umkleidet war, ſondern fie find in die politiſche Sührungsordnung mit ein⸗ 
bezogen und tragen mit zum Aufbau des Reiches bei. Ihre Bedeutung für 
Volk und Reid) iſt nicht geſchmälert, ſondern geſteigert worden. 


b) Der Sührergrundſatz in der Gemeindeverfaſſung 

Als weſentliche Beſtandteile der deutſchen Derfaffung ſtehen die Ge⸗ 
meinden unter dem Sührergrundſatz, und zwar in einem doppelten Sinne. 
Erſtens ſtehen ſie als Ganzes unter der politiſchen Führung des Reiches. 
Sie ſind als eigenlebendige Glieder von volk und Reich auf die gleichen Ziele 
ausgerichtet wie die politifche Einheit ſelbſt; die Ziele der Staatsführung ſind 
auch für fie poſitiv beſtimmend. Die Gemeindeordnung verwendet für dieſe 
Sührung der Gemeinden durch das Reich noch den Begriff der „lufſicht“ 
(88 106 ff.). Doch hat der Begriff der Aufficht, wie er im alten Recht geprägt 
wurde, einen weſentlich negativen Gehalt; er richtet ſich auf die Abwehr von 
geſetzwidrigem Handeln der Gemeinden. Die Führung der Gemeinden durch 
das Reich, die im Sinne der Gemeindeordnung liegt, bedeutet dagegen 
weſentlich die pofitive Ausrichtung der Gemeinden auf ein gemeinſames 
politiſches Ziel. Der Sührergrundfaß in der Gemeinde bezeichnet alſo zu⸗ 
nächſt einmal die Überwindung der bloßen Geſetzmäßigkeitsaufſicht durch 
die politiſche Führung. 

Zum zweiten betrifft der Sührergrundſatz Weine Leben der Gemeinden 
ſelbſt und hat hier den Sinn, daß dem Bürger meiſter als dem Leiter der 
Gemeinde eine echte Sührerftellung eingeräumt wird. Er ſoll mehr fein als 
bloß ein von der ſtaatlichen Derwaltungszentrale abhängiger Funktionär; er 
ſoll etwas anderes ſein als bloß ein Inhaber autoritärer Gewalt. Er ſoll 
der wirkliche Sührer der lebendigen Gemeinde fein; er kann das nur, wenn 
er die Gemeinde zu aktiver Mitgeftaltung des genoſſenſchaftlichen Eigen⸗ 
lebens formt. Er ſteht nicht nur an der Spitze eines formalen Derwaltungs⸗ 
mechanismus, ſondern er führt, wenn er fein Amt recht wahrnimmt, eine 
lebendige Gemeinſchaft. Die Stellung des Bürgermeiſters iſt eine Stellung in 
der Gemeinſchaft, nicht über der Gemeinſchaft. Das wird nicht durch die 
Catſache in Srage geſtellt, daß der Bürgermeiſter nicht von der Gemeinde 
gewählt, ſondern von den ſtaatlichen Stellen im Einvernehmen mit den 
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Parteidienſtſtellen berufen wird. Es war ein Irrglaube der liberal⸗demokra⸗ 
tiſchen Zeit, daß angenommen wurde, das Organ einer Körperſchaft könne 
nur im Wahlverfahren von den einzelnen Mitgliedern beſtimmt werden; 
wo das nicht der Fall ſei, ſchwinde die Möglichkeit einer eigenlebendigen 
Selbitverwaltung. Wir wiſſen heute, daß gerade das Wahlverfahren in der 
Regel nicht zur Ermittlung von Männern führt, die lebendiger Ausdruck der 
geſamten Rörperſchaft find, ſondern daß die Wahl Intereſſenvertreter und 
Exponenten beſtimmter Machtgruppen an die Spitze bringt. Das heutige 
Berufungsverfahren ſoll dazu führen, daß die ganze Gemeinde im Bürger⸗ 
meiſter den wirklichen Vertreter ihrer Einheit erblickt. Dazu iſt aber notwen⸗ 
dig, daß die Auswahl bereits mit Rüdficht auf die konkrete Weſensart einer 
beſtimmten Gemeinde erfolgt, damit nicht ein bloßer Verwalter, ſondern 
ein wirklicher Führer an die Spitze des gemeindlichen Lebens tritt. 

Dieſe echte Führung der Gemeinde durch den Bürgermeiſter ſetzt voraus, 
daß er ſich in den Gemeinderäten wirkliche Beiräte ſchafft, die ihre Auf- 
gabe ernſt nehmen und ſich nicht mit der formalen Juſtimmung zu den Vor⸗ 
ſchlägen des Bürgermeiſters begnügen. Richtig verſtanden, iſt die Aufgabe 
eines verantwortlichen Beraters eine ſehr hohe und wichtige Funktion. Echtes 
Sührertum hat ſtets den verantwortlichen Rat der Mitarbeiter zu nutzen 
verſtanden. Echtes Führertum hat insbeſondere ſtets danach geſtrebt, in 
lebendiger Fühlung mit allen Schichten der ihm zugeordneten Gemeinſchaft 
zu ſtehen. Dazu geben die Art der Berufung, die Zuſammenſetzung und die 
Aufgabe der Gemeinderäte eine geeignete Grundlage. Die Berufung der 
Gemeinderäte geſchieht durch den Beauftragten der NSDAP., alſo durch den 
Mann, der in der Gemeinde als der Träger des politiſchen Geſamtwillens 
wirkt. Bei der Auswahl der einzelnen Gemeinderäte iſt auf nationale Zuver⸗ 
läſſigkeit, Eignung und Ceumund zu achten; ferner find ſolche Männer zu 
berückſichtigen, deren Wirkungskreis für die Gemeinde beſondere Bedeutung 
hat. Die Aufgabe der Gemeinderäte beſteht darin, daß fie den Bürgermeiſter 
in allen wichtigen Fragen beraten. Bei zahlreichen Angelegenheiten muß 
der Bürgermeiſter die Gemeinderäte hören. Das Geſetz betont beſonders, 
daß die Gemeinderäte zur klußerung verpflichtet find, wenn ihre Meinung 
von der des Bürgermeiſters abweicht. Es ſieht in den Gemeinderäten alſo 
keine formale Einrichtung, ſondern ein weſenhaftes Glied im Geſamtaufbau 
der Gemeinde. Für die Entwicklung der deutſchen Führerverfaſſung wird 
es von großer Bedeutung fein, ob es gelingt, die Sorm, die die Deutſche 
Gemeindeordnung den Beiräten gegeben hat, zur lebendigen Ordnung zu 
entfalten. 
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c) Partei und Gemeinde 

Daß die Gemeinde eine Zelle des deutſchen Verfaſſungsaufbaus ift, 
prägt ſich auch darin aus, daß für fie eine beſondere Form gefunden wurde, 
in der der Einfluß der politiſchen Bewegung geltend zu machen ift. Die 
NSDAP. als der politiſche Willens träger des Volkes muß in einen engen 
Zuſammenhang mit der Gemeinde gebracht werden, wenn dieſe in die poli⸗ 
tiſche Grundordnung eingebaut werden ſoll. Die notwendige Derbindung 
wird durch den Beauftragten der NsDAp., den die Gemeindeordnung 
vorſieht, hergeſtellt. Der Beauftragte der NSDAP., der vom Stellvertreter 
des Führers beſtimmt wird, iſt zwar kein allgemeines Aufſichtsorgan gegen⸗ 
über der Gemeindeverwaltung. Aber er iſt bei einer Reihe von beſonders 
wichtigen Akten der Gemeindeverwaltung zur Mitwirkung berufen. Er 
ſchlägt den zuſtändigen Behörden die zu berufenden Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten vor. Er wirkt bei der Abberufung von Bürgermeiſtern und Bei⸗ 
geordneten innerhalb des erſten Amtsjahres mit. Er beruft im Benehmen 
mit dem Bürgermeiſter die Gemeinderäte, und er ift bei ihrer Entlaſſung zu 
befragen. Die Hauptſatzung der Gemeinde bedarf feiner Juſtimmung. Das 
Ehrenbürgerrecht ſowie Ehrenbezeichnungen dürfen nur mit feiner Zuſtim⸗ 
mung verliehen und aberkannt werden. Der Sinn dieſer verſchiedenen Mit⸗ 
wirkungsrechte liegt darin, durch ſolche Einwirkungs möglichkeiten eine enge 
Zuſammenarbeit zwiſchen der partei und der Gemeinde herzuſtellen in den 
Fragen, die die Grundordnung der Gemeinde berühren und die damit mit- 
telbar von Bedeutung für die politiſche Geſamtordnung ſind. Die Rechte des 
Beauftragten der NSDAP. haben alſo nicht nur techniſch⸗verwaltungsrecht⸗ 
liche, ſondern fie haben politiſch⸗verfaſſungs rechtliche Bedeutung. Hier wird 
eine weſentliche Dorausſetzung für die ſtändiſche Eigenverwaltung der Ges 
meinde im Sinne eines beſonderen verfaſſungs rechtlichen Status geſchaffen. 
Beſonders ſtark iſt der Einfluß, der dem Gauleiter von Berlin als dem 
Beauftragten der NSDAP, eingeräumt ift (vgl, das Geſetz über die Der- 
faſſung und Derwaltung der Reichshauptſtadt Berlin vom 1. Dezember 
1936, RGEBl. I 957). 
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H. Haemmerle, Wirtſchaftsrecht als Dißiplin. Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſ. 
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akademie. Bd. 1 (1935). Nr. 20.- J. Jeffen, bolt und Wirtſchaft. 2. Aufl. 1936. - - 
A.B. Kraufe, Organiſation von Arbeit und Wirtſchaft. 1935.- Ff. Kühn, Der 
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A. Müller-Armad, Staatsidee und Wirtſchaftsordnung im neuen Reich. 1933. - 
R. Münch, Wirtſchaftliche Selbſtverwaltung. 1936. — 5. Reiſchle⸗W. Saure, 
Aufgaben und Aufbau des Reichsnährſtandes. 1934. - H. Reiſchle, Der Reichs⸗ 
nährſtand und ſeine Marktordnung. Die Derwaltungsafademie. Bd. 3. Nr. 48a. 


a) Die Sührung der Wirtſchaft 


Zum Aufbau der deutſchen Derfaffung gehört, daß dem Bauer, dem 
Arbeiter wie dem Unternehmer der rechte Ort innerhalb der Volksgemein⸗ 
ſchaft zugewieſen wird. Dieſes Ziel zu erreichen, ift den „Wirtſchaftsſtänden“ 
aufgegeben worden. Wirtſchaftsſtände ſind diejenigen Ordnungen, die die 
Glieder des Wirtſchaftslebens, die Bauern, die Arbeiter und die Unternehmer 
zuſammenfaſſen, damit ſie ihre eigenen Angelegenheiten unter öffentlicher 
Verantwortung ſelbſtändig verwalten. In drei großen Lebensorönungen 
wird im Rahmen der deutſchen Derfaffung dieſe ſtändiſche Selbſtverwaltung 
der Wirtſchaft geformt: in der Arbeitsorönung, in der bäuerlichen Ordnung 
und in der Unternehmerordnung. Die Arbeitsordnung, in der Arbeiter und 
Betriebs führer vereinigt find, fol die deutſche Arbeit ſchützen und zur höͤchſt en 
Leiſtung entfalten, damit aus ihr die Volks gemeinschaft als eine Leiſtungs⸗ 
gemeinſchaft erwachſe. Die bäuerliche Ordnung ſoll das deutſche Bauerntum 
zu einer Einheit zuſammenſchließen, feine lebendige Kraft erhalten und die 
Ernährung des deutſchen Volkes ſichern. Die Unternehmerordnung ſoll die 
gewerblichen Unternehmungen in den Geſamtaufbau der Wirtſchaft ein⸗ 
gliedern und fo eine zielbewußte Führung der Wirtſchaft möglich machen. 

Der körperſchaftliche Aufbau der Wirtſchaft, der heute durchgeführt wird, 
iſt nicht um ſeiner ſelbſt willen oder um ſtändiſcher Einzelintereſſen willen 
da; er iſt nichts anderes als die organiſatoriſche Grundlage des deutſchen 
Sozialismus. Die Wirtſchaftsordnung iſt kein Selbſtzweck, ſondern ſie 
dient der ſozialiſtiſchen Ordnung des Volkes. Der Sozialismus kann eines 
ſolchen organiſatoriſchen Gerippes nicht entbehren, denn er iſt nicht nur, wie 
manche annehmen, ein regulatives ethiſches Prinzip; er ift nicht nur eine 
Eingelegenheit der politiſchen Geſinnung und des Gemeinſchaftserlebniſſes. 
Gewiß ſetzt der Sozialismus eine neue ethiſche Haltung und Geſinnung vor⸗ 
aus; aber aus ihnen muß, ſofern fie ſich als echt erweiſen ſollen, eine neue 
Ordnung erwachſen. Die heutigen Organiſationen des Wirtſchaftslebens ſind 
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die erſten Sormen, in denen der ſozialiſtiſche Geiſt feine Verwirklichung finden 
ſoll. Wenn wir auch von der vollen Verwirklichung des deutſchen Sozialismus 
noch entfernt ſind, ſo iſt doch ſtets zu bedenken, daß die neu geſchaffenen 
Wirtſchaftsorganiſationen uns dem Ziele der ſozialiſtiſchen Ordnung näher⸗ 
bringen ſollen. Der Sinn ihres Daſeins beſteht darin, daß ſie ſchrittweiſe 
dieſem Endziel einer ſozialiſtiſchen Wirtſchaft zuſtreben. 

Die ſozialiſtiſche Wirtſchaft ift eine völkiſche Wirtſchaft; ſie iſt die Wirt⸗ 
ſchaftsordnung, deren lebendige und beſtimmende Kraft das Volk iſt. Sie 
ſoll eine echte Dolkswirtſchaft fein, die nichts anderes als die Erſcheinungs⸗ 
und Ausdrucksform der völkiſchen Einheit ſelber iſt. Eine ſolche Wirtſchaft 
tft weder totale Staats wirtſchaft, die vom Staate durch bürokratiſche Mittel 
als Ganzes verwaltet wird, noch iſt fie geſellſchaftliche Intereſſenwirtſchaft, 
die in völliger Ablöfung von der politiſchen Ordnung nichts als den höchſten 
individuellen Nutzen erſtrebt. Sondern ſie iſt eine zugleich freie und gebundene 
Wirtſchaft: frei, indem die perſönliche Schöpferkraft und Leiſtung in ihr 
wirkſam iſt, gebunden, indem ſie dem völkiſchen Lebensgeſetz vorbehaltlos 
verpflichtet iſt. Dieſe Verbindlichkeit des völkiſchen Lebens geſetzes wird der 
Wirtſchaft gegenüber durch die politiſche Führung zur Geltung gebracht. 
Die Wirtſchaft führt ſich nicht ſelbſt, ſondern ſie ſteht unter der Sührung des 
Reiches, durch die ſie Ziel, Richtung und Sinn erhält. Der politiſche Süh- 
rungswille des Reiches, in dem die völkiſche Lebenskraft konkret erſcheint, 
und nicht mehr der ſelbſttätige Mechanismus des freien Marktes, iſt das 
Bewegungsgeſetz der deutſchen ſozialiſtiſchen Wirtſchaft. 

Die ſtändiſch geordnete völkiſche Wirtſchaft bildet ſomit keine in ſich 
ruhende autonome „Ständewirtſchaft“; ſie unterſteht vielmehr der politiſchen 
Sührung des Reiches — fie iſt Sührungswirtſchaft. Seit der Der- 
kündung des Dierjahresplanes auf dem Reichsparteitag 1936 hat dieſe 
politiſche Sührung der Wirtſchaft durch das Reich beſonders klare und feſte 
Geſtalt gewonnen. Durch den Dierjahresplan iſt die Geſamtaufgabe der 
deutſchen Wirtſchaft einheitlich umriſſen worden. Alles Wirtſchaften dient 
dem Ziel, die Exiſtenz des deutſchen Volkes zu ſichern und eine möglichſt 
weitgehende Unabhängigkeit von der Einfuhr fremder Güter herbeizuführen. 
Die am 18. Oktober 1936 ergangene Derordnung des Führers zur 
Durchführung des Dierjahresplanes (R6BI. 1887)1) lautet: 


„Die Verwirklichung des von mir auf dem Parteitag der Ehre ver- 
kündeten neuen Dierjahresplanes erfordert eine einheitliche Cenkung 


) Eingeführt in Oſterreich durch Verordnung vom 19. März 1938 (R Bl. I 262), 
im Sudetenland durch Verordnung vom 10. Oktober 1938 (RGBI. I 1392). 
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aller Kräfte des deutſchen Volkes und die ſtraffe Zufammenfaffung 
aller einſchlägigen Zuſtändigkeiten in Partei und Staat. 

Die Durchführung des Dierjahresplanes übertrage ich dem mini⸗ 
ſterpräſidenten Generaloberſt Göring. 

Miniſterpräſident Generaloberſt Göring trifft die zur Erfüllung 
der ihm geſtellten Aufgabe erforderlichen Maßnahmen und hat ſoweit 
die Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften. Er iſt berechtigt, alle Behörden, einſchließlich 
der oberſten Reichsbehörden, und alle Dienſtſtellen der Partei, ihrer 
Gliederungen und der ihr angeſchloſſenen Verbände anzuhören und 
mit Weiſungen zu verſehen.“ 


Im Auftrag des Führers hat der Miniſterpräſident Generalfeldmarſchall 
Göring ſomit die Geſamtführung der deutſchen Wirtſchaft übernommen. 
Er beſitzt die Ermächtigung, durch allgemeine Vorſchriften oder Einzel⸗ 
anweiſungen alle Maßnahmen zu treffen, die zur Verwirklichung des Vier⸗ 
jahresplanes erforderlich find. Wie alle Dienftitellen von Partei und Staat 
fo find auch die Dienſtſtellen der ſtändiſchen Ordnungen verpflichtet, allen 
Anmeifungen, die an fie ergehen, Folge zu leiſten und mit allen Kräften 
zur Verwirklichung des Dierjahresplanes beizutragen. 

Dem Beauftragten für den Dierjahresplan unterfteht der Reichskom⸗ 
miſſar für die Preisbildung (Geſetz vom 29. Oktober 1936, RG Bl. I 
927) ). Er iſt ermächtigt, die zur Sicherung volkswirtſchaftlich gerechtfertigter 
Preiſe und Entgelte erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Insbeſondere 
kann er höchſtpreiſe für beſtimmte Warengattungen feſtſetzen. Don feinen 
klnordnungen iſt die wichtigſte die ſog. Preisſtoppperordnung vom 26. No⸗ 
vember 1956 (RG Bl. I 955), die die Preiserhöhung über den Stand vom 
18. Oktober 1936 hinaus verbietet, ſoweit nicht Ausnahmen zugelaſſen wer⸗ 
den. Soweit Preife für einen räumlich begrenzten Bezirk von Bedeutung ſind, 
werden die Derwaltungsbehörden als Preisbildungsbehörden tätig (klnord⸗ 
nung vom 12. Dezember 1936, Rllnz. Nr. 291). Zuwiderhandlungen gegen 
Anordnungen des Preiskommiſſars oder der ſonſtigen Preisbildungsbehör⸗ 
den werden mit Sreiheitsſtrafen oder Geldstrafen geahndet; auch können 
Ordnungsſtrafen in unbegrenzter Höhe und die Schließung von Betrieben 
angedroht und verhängt werden. 

Unter den vielfältigen Aufgaben des Beauftragten für den Dierjahres⸗ 
plan iſt die Regelung des Urbeits einſatzes von befonderer Bedeutung, die 


1) Eingeführt in Oſterreich durch Verordnung vom 27. März 1938 (RGBLI 313), 
im Sudetenland durch Verordnung vom 18. Oktober 1938 (RG Bl. I 1444). 
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dem Reichsarbeitsminiſter übertragen ift!). Der ſtarke Mangel an Fachkräften 
macht es notwendig, dafür zu ſorgen, daß die vorhandenen Kräfte richtig an 
den vordringlichen Aufgaben eingeſetzt werden. Dieſem Ziel dienten ſchon 
Anordnungen über den Einſatz von Metall⸗ und Bauarbeitern, die 1937 
ergingen (vgl. Anorönung vom 16. Februar 1937, Ränz. Nr. 35; Anordnung 
vom 6. Oktober 1957, Rllnz. Nr. 233). Dazu trat die Anordnung über den 
verſtärkten Einſatz von weiblichen Arbeitskräften in der Haus⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 15. Februar 1958 (RAnz. Nr. 43) ). Am 22. Juni 1938 erging 
dann die Verordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung (RG Bl. I 652) ?). Danach können für 
Aufgaben der erwähnten Art deutſche Staatsangehörige für begrenzte Zeit 
pflichtweiſe herangezogen werden, um auf einem ihnen zugewieſenen Arbeits- 
platz Dienſte zu leiſten oder ſich einer beſtimmten beruflichen Ausbildung 
zu unterziehen. 


b) Die Arbeitsordnung 


Der Träger der Arbeitsordnung iſt die Deutſche Arbeitsfront. Sie iſt 
aus der Überwindung des gewerkſchaftlichen Syſtems erwachſen, das in der 
Weimarer Derfaffung in den Artikeln 159 und 165 Abſatz 1 feine inſtitutionelle 
Sicherung erhalten hatte. Das Prinzip der „Roalitions freiheit“ hatte eine 
klaſſenmäßige und weltanſchauliche Jerreißung der arbeitenden Menſchen 
herbeigeführt. Seine Verankerung in Artikel 159 ſicherte den pluraliſtiſchen 
Charakter des gewerkſchaftlichen Suſtems. Die „Anerkennung der Berufs⸗ 
verbände“, die der Artikel 165 Abſatz 1 ausſprach, bedeutete praktiſch vor 
allem die Anerlennung ihrer CTariffähigkeit und beſchränkte ſich tatſächlich 
auf die drei privilegierten Gewerkſchaftsrichtungen (Sreie Gewerkſchaften, 
Hirſch⸗Dunckerſche Gewerkſchaften, Chriſtliche Gewerkſchaften). Der Sinn der 
Vorſchrift ging dahin, daß die kollektive Regelung der Arbeitsbedingungen 
den Verbänden ſelbſt zu überlaſſen fei und daß der Staat lediglich eine 

) Die Aufgaben, die urſprünglich dem Präfidenten der Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung zuſtanden, find durch Erlaß des Führers 
vom 21. Dezember 1938 (RG Bl. I 1892) auf den Reichsarbeits miniſter übergegangen. 
Dieſer hat damit auch die Leitung der Reichsanſtalt übernommen. Durch die Der- 
ordnung vom 25. März 1939 (RGBI. I 575) find die Candesarbeitsämter und 
Arbeitsämter unmittelbare Reichsbehörden geworden, ebenſo die „Reichsſtelle für 
Krbeitsvermittlung“. Die bisherige Reichsanstalt beſteht nur als Dermögensträger 
für das Beitragsaufkommen fort und führt jetzt die Bezeichnung „Reichsſtock für 
Krb eitse inſatz“. 

) Dazu Durchführungsanordnungen vom 16. Februar 1938 und 23. Dezember 
1938 (Ränz. Nr. 43 und 305). 

) Jetzt in der Saſſung vom 13. Februar 1939 (RG Bl. I 206); dazu Durch⸗ 
führungsanordnungen vom 2. März und 10. März 1939 (RG Rl. I 403, 444). 
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unterftüßende, vermittelnde und ſchlichtende Funktion auszuüben habe. Von 
der poſitiven, richtungweiſenden Führung ſollte der Staat ausgeſchloſſen 
fein. klus der Koalitionsfreiheit und der Tariffähigkeit der Berufsverbände 
erwuchs das gewerkſchaftliche Intereſſenſuſtem, in dem nicht das Gemein⸗ 
wohl und die Geſamtwirtſchaft, ſondern die Einzelintereſſen der Klaſſen, 
Verbände und Gruppen entſcheidend waren. So war auch das Arbeitsleben 
unter der Weimarer Verfaſſung von den gleichen Kräften der Auflöfung 
beſtimmt, die die ganze Derfaffung kennzeichneten. 

Durch die Vorgänge vom 2. Mai 1953 wurde dieſes gewerkſchaftliche 
Syſtem beſeitigt. An feiner Stelle entſtand die Deutſche Arbeitsfront. Sie 
hat die Aufgabe, die arbeitenden Menſchen — Arbeiter wie Unternehmer — 
zur Einheit zuſammenzuſchließen und ſo die Grundlage eines echten Sozia⸗ 
lismus zu ſchaffen. Durch die Verordnung des Sührers vom 24. Oktober 1954 
find die Aufgaben der Arbeitsfront näher umſchrieben worden. Ihr Ziel iſt 
„die Bildung einer wirklichen Volks⸗ und Leiſtungs gemeinſchaft aller Deut⸗ 
ſchen“. Sie „hat dafür zu ſorgen, daß jeder Einzelne ſeinen platz im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben der Nation in der geiſtigen und körperlichen Derfaffung 
einnehmen kann, die ihn zur höchſten Leiſtung befähigt und damit den 
größten Nutzen für die Volks gemeinſchaft gewährleistet“. Die Arbeitsfront 
hat daher in erſter Cinie eine erzieheriſche Sunktion. Sie hat im Arbeiter und 
Unternehmer den Willen zur Gemeinſchaft, zur Leiftung und zum Sozialis⸗ 
mus zu entwickeln und zu prägen. In zweiter Linie hat die Arbeitsfront 
zur Erhaltung des Arbeitsfriedens beizutragen. Nach der Verordnung des 
Sührers hat fie die Aufgabe, „den Kirbeits frieden dadurch zu ſichern, daß bei 
den Betriebsführern das Verſtändnis für die berechtigten Anſprüche ihrer 
Gefolgſchaft, bei den Gefolgſchaften das Derftändnis für die Cage und die 
Möglichkeiten ihres Betriebes geſchaffen wird”, Sie ſoll „zwilchen den berech⸗ 
tigten Intereſſen aller Beteiligten jenen Ausgleich finden, der den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen entſpricht und die klnzahl der Sälle einſchränkt, die 
nach dem Geſetz vom 20. Januar 1934 den zur Entſcheidung allein zuſtändigen 
ſtaatlichen Organen zu überweiſen find”. Bei dieſer Friedens wahrung und 
Schlichtung darf ſie allerdings nur die Mittel der gütlichen Übereinkunft 
anwenden; verbindliche Rechts vorſchriften oder gar Zwangsakte können von 
der Arbeitsfront nicht angeordnet werden. 

Die Entſcheidung des Kampfes um die Urbeitsbedingungen, die die 
weſentliche Aufgabe der früheren tariffähigen Berufsverbände war, ſteht 
der Arbeitsfront nicht mehr zu. Bereits das Geſetz über die Treuhänder der 
Arbeit vom 19. Mai 1933 hatte den Berufsverbänden die Tarifgeftaltung 
genommen, und der Aufruf „An alle ſchaffenden Deutſchen“ vom 27. No⸗ 


$ 45. Die Wirtſchaftsordnung 45 


vember 1933 hatte endgültig ausgeſprochen: „Nach dem Willen unſeres 
Sührers Adolf Hitler iſt die Deutſche Arbeitsfront nicht die Stätte, wo die 
materiellen Sragen des täglichen Arbeitslebens entſchieden werden“. Nach 
dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 ſteht die 
Geſtaltung der Arbeitsbedingungen nicht der Arbeitsfront, ſondern in erſter 
Cinie dem Betriebs führer, in zweiter Linie dem Reichstreuhänder der lirbeitzu. 
Der Betriebs führer regelt in der Betriebs ordnung die KUrbeitsbedingungen für 
den Betrieb. Der Reichstreuhänder der Arbeit überwacht den Betriebsführer; 
er trifft darüber hinaus überbetriebliche Regelungen in den Tarifordnungen 
oder Richtlinien, wenn ihm dies aus Gründen der Geſamtwirtſchaft notwendig 
erſcheint. Die Arbeitsfront hat nur die Möglichkeit, Verhandlungen zu 
führen, Anregungen zu geben, auf Mißſtände hinzuweiſen, an das ſoziale 
Verſtändnis zu appellieren; fie kann nicht ſelbſt rechtlich entſcheiden und 
geſtalten. Aber gerade dieſe vorbereitende, verhandelnde, gütliche Tätigkeit 
iſt eine beſonders wichtige Funktion. Denn nicht aus dem ſtaatlichen Zwang, 
nicht aus dem rechtlichen Befehl, ſondern nur aus der freiwilligen Einglie⸗ 
derung kann der echte Sozialismus erwachſen. ; 

Die rechtliche Stellung der Arbeitsfront hat ihre endgültige Regelung 
durch die Verordnung des Führers vom 29. märz 1935 erfahren. Danach 
iſt die Deutſche Arbeitsfront ein der NSDAP. angeſchloſſener Verband, der 
unter der Sührung des Reichsorganiſationsleiters der Partei ſteht. Das 
Weſen der angeſchloſſenen Verbände iſt früher dargeſtellt worden!). Danach 
iſt der angeſchloſſene Derband und ſomit auch die Arbeitsfront eine gegen⸗ 
über der NSDAP. organiſatoriſch ſelbſtändige, aber der Weſensbeſtimmung 
und Führung durch die Bewegung unterworfene Körperichaft. Die Arbeits- 
front hat die Stellung einer „nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft“. Sie hat 
öffentliche Aufgaben und öffentliche Befugniſſe, und ſie nimmt einen hervor⸗ 
ragenden Platz in der öffentlichen Ordnung des deutſchen Volkes ein. Wenn 
ſie auch keine unmittelbaren Zwangs⸗ und Befehlsrechte beſitzt, ſo ſind ihr 
doch Aufgaben der politiſchen Führung übertragen. Denn die Erziehung zur 
völkiſchen Ceiſtungsgemeinſchaft und die Bewahrung des ſozialen Friedens, 
die ihr obliegen, ſtellen umfaſſende Aufgaben aus dem Geſamtbereich der po⸗ 
litiſchen Führung dar. Die Deutſche Arbeitsfront hat daher keinen geringeren 
Rang als die Ordnungen, denen die Eigenſchaft einer „öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft“ geſetzlich beigelegt worden iſt, ſondern ſie iſt als nationalſozialiſtiſche 
Gemeinſchaft dieſen öffentlichen Körperſchaften politiſch und rechtlich voll⸗ 
kommen gleichgeſtellt. Sie iſt, wenn auch nicht „kraft Geſetzes“, jo doch „kraft 
Weſens“ eine öffentliche Körperſchaft der deutſchen Dolksordnung. 

1) Siehe oben, S. 301 f. 
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Das Reichsarbeitsgericht hat ſich zwar in einer vielbeſprochenen Ent⸗ 
ſcheidung gegen dieſe Auffaflung gewandt, indem es auf den Mangel einer 
ausdrücklichen geſetzlichen Anerkennung der Arbeitsfront als einer „öffent⸗ 
lichen Rörperſchaft“ hingewieſen hat. Es hat die Arbeitsfront als einen Der- 
band sui generis bezeichnet, der an den beſonderen Befugniſſen der öffent⸗ 
lichen Körperſchaften nicht teilhat!). Dabei hat das Reichsarbeitsgericht ver⸗ 
kannt, daß die Eigenſchaft einer öffentlichen Körperſchaft nach anerkannter 
Lehre nicht nur durch ausdrückliche geſetzliche Verleihung erworben werden 
kann, ſondern auch aus den Aufgaben und Befugniffen einer Gemeinſchaft 
folgen kann, wenn dieſe nämlich öffentlicher Natur find, d. h. dem Aufbau, 
der Sicherung oder der Entfaltung der Volksordnung dienen. Daß die Ar- 
beitsfront in ſtärkſtem Maße eine ſolche Sunktion erfüllt, wird nicht beſtritten 
werden können: daß fie nach ihrer Geſamtſtellung der öffentlichen Volks⸗ 
ordnung zugehört und kein bloßes Gebilde des privaten Verbandsrechtes 
darſtellt, iſt offenbar. Sie gehört damit aber auch unter den Rechtsbegtiff der 
öffentlichen Körperſchaft, den unſer Recht als Sammelbezeichnung für alle 
Verbände dieſer Art entwickelt hat. Als eine der öffentlichen Volksordnung 
zugehörige Körperfchaft iſt die Deutſche Arbeitsfront bei ihrer Tätigkeit nicht 
auf die Mittel des volksgenöſſiſchen Rechtsverkehrs beſchränkt; fie verfügt 
vielmehr über die Mittel der hoheitlichen Rechtsgeſtaltung. Das 
zeigt ſich im Organiſationsrecht, im Satzungsrecht, im Verwaltungsrecht und 
im Difziplinarrecht der Arbeitsfront. Die Or ganiſation der Arbeitsfront 
iſt durch das Dorhandenfein öffentlicher Amter und öffentlicher Amtsträger 
gekennzeichnet). Die Walter der Arbeitsfront find zwar keine „Beamten“ im 
ſtaatsrechtlichen Sinn, aber fie find öffentliche Amtsträger. Ihre Dienſt⸗ 
pflichten und ihre Rechte find öffentlicher Natur; fie ſtehen in keinem „Ar⸗ 
beitsverhältnis“, ſondern in einem öffentlichen Dienſtverhältnis. Das wirkt 
ſich unter Umſtänden auf die ſtrafrechtliche und haftungsrechtliche Derant- 
wortlichkeit bei Verletzungen der Amtspflicht aus; die 99 331 ff. StGB. und 
der 8 859 BGB. in Verbindung mit Art. 131 WeimR v. greifen hier Platz. Die 
allgemeinen Anordnungen der Arbeitsfront find öffentliche Satzungen; fie 
ſtehen nicht den Dereins= und Geſellſchaftsbeſchlüſſen gleich, ſondern ent⸗ 
ſprechen den Satzungen der öffentlichen Körperſchaften, 3. B. der Gemeinden. 
Sie find alſo ſtändiſche Eigengeſetze, die mit unbedingt rechtsverbindlicher 

) Entſcheidung des RAG. vom 16. Dezember 1936. Arbeitsrecht⸗Sammlung. 
Bd. 29. S. 250. Mit zuſtimmender Anmerkung von Mansfeld. 

Y Derkannt vom Reichsgericht im Urteil vom 27. Oktober 1938 (5k DR. 1939, 
5.168), wo die Mitgliedsbücher der DAS. nicht als „öffentliche Urkunden“ anerkannt 


find. Zutreffend die Kritik von Dahm, a. a. O. S. 169 ff. Siehe auch oben S. 312, 
Anm. 2. u 
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Wirkung gegenüber den Mitgliedern ausgeſtattet ſind. Das iſt beſonders 
wichtig für die Beitragsordnung ſowie die Dißziplinar⸗ und Ehrenordnung 
der Deutſchen Arbeitsfront, denen dieſe geſetzliche Kraft zukommt. Die für 
den Einzelfall ergangenen Verfügungen der DAS. find öffentliche Ver wal⸗ 
tungs akte. Sie ſind keine Rechtsgeſchäfte, auf die die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des BGB. anzuwenden wären, ſondern fie unterliegen den Grund⸗ 
ſätzen, die das Verwaltungsrecht für die hoheitlichen Akte öffentlicher Amts⸗ 
träger entwickelt hat. Daraus ergeben ſich insbeſondere wichtige Solgen für 
die Beurteilung von Willensmängeln und ſonſtigen Sehlern, die gemäß den 
Grundſätzen der von Otto Mayer entwickelten Cehre vom „fehlerhaften 
Verwaltungsakt“ vorzunehmen iſt. Schließlich find die von den Ehren⸗ und 
Diſziplinargerichten der Deutſchen Arbeitsfront ergangenen Entſcheidungen 
öffentliche Urteile. Der flusſchluß eines Mitglieds, der durch ein ſolches 
Urteil ausgeſprochen wird, iſt ein Akt, der nicht nur für den Betroffenen, 
ſondern auch für alle ſonſtigen öffentlichen Dienſtſtellen, einschließlich der 
ſtaatlichen Gerichte, unmittelbar verbindlich iſt. Es iſt dem Betroffenen daher 
verwehrt, die Nachprüfung eines ſolchen Urteils durch ein ſtaatliches Gericht 
zu verlangen; der Rechtsſchutz, deſſen er bedarf, wird ihm innerhalb der 
eigenen Inſtanzenordnung der Deutſchen Arbeitsfront gewährt. 


c) Die bäuerliche Ordnung 

Träger der bäuerlichen Ordnung iſt der Reichs nährſtand. Er iſt 
durch das Geſetz vom 15. September 1955 und durch die Verordnung vom 
8. Dezember 1935 geſchaffen worden“). Er iſt die zuſammenfaſſende, reprä⸗ 
ſentative Organiſation der deutſchen Bauernſchaft und der deutſchen Land- 
wirtſchaft, einſchließlich der landwirtſchaftlichen Gen oſſenſchaften, des Land» 
handels und der Be⸗ und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. An 
ſeiner Spitze ſteht der Reichsbauernführer, der vom Führer berufen wird. 
Gegenwärtig iſt der Reichsernährungsminiſter zugleich Reichs bauern⸗ 
führer. Grtlich iſt der Reichsnährſtand in die Candesbauernſchaften, Kreis⸗ 
bauernſchaften und Ortsbauernſchaften gegliedert. Die Aufgabe des Reichs⸗ 
nährſtandes beſteht darin, die im Bauerntum und in der Landwirtſchaft 
tätigen Menſchen zu einer lebenskräftigen Ordnung zuſammenzuſchließen, 
in ihnen die Verantwortung für Volk und Reich zu wecken und fie zum Auf- 
bau, zur Erhaltung und Kräftigung des deutſchen Volkes einzuſetzen. Das 
Handeln des Reichs nährſtandes iſt alſo in erſter Linie auf die Ganzheit und 
Einheit des Volkes gerichtet. Erſt in zweiter Linie ſtehen die Maßnahmen, die 


) Eingeführt in Oſterreich durch Verordnung vom 14. Mai 1938 (RG Bl. J 525), 
im Sudetenland durch Verordnung vom 19. Ottober 1938 (R&G Bl. I 1450). 
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ſich auf die Förderung des Standes ſelbſt richten: er hat die einzelnen Glieder 
der Ernährungswirtſchaft zu unterſtützen; er hat die wirtſchaftlichen und 
genoſſenſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Standesangehörigen zu 
regeln; er hat zwiſchen den verſchiedenartigen Beſtrebungen ſeiner Mit⸗ 
glieder einen Ausgleich zu ſchaffen, der dem Gemeinwohl entſpricht; er hat 
auch die Behörden in landwirtſchaftlichen Fragen zu unterſtützen. 

Das Geſetz bezeichnet den Reichs nährſtand als eine Körperfchaft des 
öffentlichen Rechts. Das beſagt, daß er eine lebendige Gemeinſchaft der ſtän⸗ 
diſchen Ordnung iſt, die eigene Aufgaben von öffentlichem Rang unter ſtaat⸗ 
licher Führung erfüllt. Der Reichsnährſtand iſt durch feine Aufgaben und 
ſeine Stellung gegenüber den Verbänden des volksgenöſſiſchen Rechtsver⸗ 
kehrs herausgehoben; insbeſondere find ihm vom Reiche die Mittel hoheit⸗ 
licher Rechtsgeſtaltung zur Verfügung geſtellt, deren er zur Erfüllung feiner 
Aufgaben bedarf. Er hat feinen Gliedern gegenüber die Befugnis, verbind⸗ 
liches Recht zu ſchaffen (Satzungsgewalt); er kann ihnen gegenüber hoheitliche 
Verwaltungs handlungen vornehmen (Verwaltungs hoheit); er kann zur Ent- 
ſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen feinen Angehörigen Schiedsgerichte ein⸗ 
ſetzen (Gerichts gewalt). Die Aufgaben, die der Reichs nährſtand erfüllt, ent⸗ 
ſtammen den Notwendigkeiten des bäuerlichen Lebens. Die Mittel, dieſe Huf⸗ 
gaben zu erfüllen, find ihm vom Führer, in dem alle Reichs gewalt vereinigt 
iſt, übertragen worden. Deshalb iſt der Reichsnährſtand auch der Klufſicht 
des Reiches unterſtellt, die vom Reichsernährungsminiſter ausgeübt wird"). 
Der Reichsernährungsminiſter hat alſo die Möglichkeit, dem Reichsnährſtand 
gegenüber die politiſchen Ziele des Ganzen zur Geltung zu bringen und die 
umfaſſende politiſche Führungs gewalt, die ihm anvertraut iſt, anzuwenden. 


d) Die Unternehmerordnung 


Träger der Unternehmerordnung ſind einerſeits die Organiſationen der 
gewerblichen Wirtſchaft, andererſeits die der Derkehrswirtſchaft. Der Aufbau 
beider Bereiche iſt langſam vorwärtsgeſchritten und hat wohl auch jetzt 
feinen Abſchluß noch nicht gefunden. Der drganiſche Aufbau der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft iſt durch das Geſetz vom 27. Februar 1934 eingeleitet 
worden und hat durch die Verordnung vom 27. November 1934 ſeine erſte 
Sorm erhalten“). Er iſt durch den Erlaß des Reichs wirtſchaftsminiſters vom 
7. Juli 1936 über die Reform der Or ganiſation der gewerblichen Wirtſchaft 


) In die gleiche Richtung weiſen das OftmartG. und das Sudetengauch. vom 
14. April 1939, indem fie die Candesbauernſchaften den Reichsſtatthaltern unter⸗ 
ſtellen; die Landesbauernführer find Vertreter der Reichsſtatthalter. 

Y) Eingeführt in Öfterreich durch Verordnung vom 24. September 1938 (RGB. 1 
1201), im Sudetenland durch Verordnung vom 29. Oktober 1938 (RGBI. I 1547). 
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Reichs anzeiger Nr. 157) fortgebildet worden. Die Organiſation der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft iſt fachlich in ſieben Reichsgruppen (Industrien, Handwerk, 
Handel, Banken, Derfiherungen, Energiewirtſchaft und Fremdenverkehr?) 
zuſammengefaßt. Die Reichsgruppen ſind dann ihrerſeits wieder in Wirt⸗ 
ſchafts gruppen, Sachgruppen und Fachuntergruppen gegliedert. Daneben 
iſt eine örtliche Gliederung nach Wirtſchaftsbezirken geſchaffen worden. 

Die Wirtſchaftsgruppen (ſowie ihre ſelbſtändigen fachlichen und bezirk⸗ 
lichen Untergliederungen) haben nach $5 der Verordnung vom 27. November 
1934 die „Stellung von rechtsfähigen Vereinen“; einzelne ausdrücklich an⸗ 
geführte Vorſchriften des BGB. find „ſinngemäß“ auf fie anzuwenden. Dieſe 
Dorſchrift will die Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft nicht einfach dem 
bürgerlich en Vereins recht unterwerfen. Mit der Zuerkennung der „Rechts⸗ 
fähigkeit“ wird ihnen lediglich die Teilnahme am Rechtsverkehr eröffnet; 
die Anwendung des BGB. iſt auf wenige, beſonders erwähnte Vorſchriften 
beſchränkt und kann auch da nur „ſinngemäß“, alfo unter Anpaffung an die 
beſondere Aufgabe und die unvergleichbare Stellung der Gruppen der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft erfolgen. Aufgabe und Stellung der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft und ihrer Teilordnungen aber ſind öffentlicher Natur; 
fie find ihrem Weſen nach Rörperſchaften des öffentlichen Rechts. 

Die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft iſt eine Ordnung, die durch 
Pflichtzugehörigkeit der Unternehmer, hierarchiſchen Aufbau und ſtaatliche 
Führung gekennzeichnet iſt. Der Aufbau wird vom Reichswirtſchaftsminiſter 
geregelt; durch ſeine Anordnungen werden die Unternehmer eines beſtimm⸗ 
ten Sachgebietes der für ſie zuſtändigen Sachgruppe angeſchloſſen. Nur durch 
Verzicht auf die gewerbliche Tätigkeit kann die Zugehörigkeit zur Organi⸗ 
ſation der gewerblichen Wirtſchaft beendet werden. Die Leiter der Reichs⸗ 
gruppen und Wirtſchafts gruppen werden vom Reichs wirtſchaftsminiſter 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers berufen. Die Aufgabe 
des Leiters beſteht darin, feine Gruppe im Sinne des nationalſozialiſtiſchen 
Reiches zu führen und die Angelegenheiten der Gruppe undihrer Mitglieder 
unter Rückſicht auf die Geſamtintereſſen der gewerblichen Wirtſchaft und 
unter Wahrung des Standesintereſſes zu fördern. Der Leiter hat das Recht, 
verbindliche Weiſungen an die Mitglieder zu erteilen; er kann ihre Befolgung 
notfalls durch Ordnungsſtrafen erzwingen. Jedem Leiter einer Gruppe ſteht 
ein Beirat zur Seite, der in wichtigen Fragen zu hören iſt und der verant⸗ 
wortlichen Rat zu erteilen hat. 

) Die früheren Hauptgruppen der Reichs gruppe Induſtrie find befeitigt worden 
durch die Verordnung vom 27. Oktober 1938 (RG Bl. I 1529). 


) Die Reichs gruppe Fremdenverkehr iſt neugeſchaffen worden durch die Der- 
ordnung vom 4. April 1939 (RGBI. I 734). 
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Der organiſche Aufbau des Verkehrs iſt auf Grund des Geſetzes vom 
27. Sebruar 1954 durch die Verordnung vom 25. September 1935 durch⸗ 
geführt worden. Das Verkehrsgewerbe iſt in den ſieben Reichs verkehrs⸗ 
gruppen: Seeſchiffahrt, Binnenſchiffahrt, Kraftfahrgewerbe, Suhrgewerbe, 
Schienenbahnen, Spedition und Cagerei, Hilfsgewerbe des verkehrs zu⸗ 
ſammengefaßt. Sür die Rechtsform, den Aufbau und die innere Organiſa⸗ 
tion der Reichsverkehrsgruppen gelten entſprechende Vorſchriften wie für 
die Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft. 

Dieſer Aufbau der gewerblichen Wirtſchaft und des verkehrs wird 
ergänzt durch die Einrichtung der Wirtſchaftskammern, die als öffentliche 
Vertretungen der gewerblichen Wirtſchaft gebildet wurden und denen ſeit 
der Verordnung vom 25. September 1935 auch die Organiſation des Der- 
kehrsgewerbes angehört. Wirtſchaftskammern werden für die einzelnen 
Wirtſchaftsbezirke zur gemeinſamen Vertretung der bezirklichen Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft und des Verkehrsgewerbes ſowie der Induſtrie⸗ 
und Handelskammern und der Handwerkskammern gebildet!). Ihre Ceiter 
werden vom Reichs wirtſchaftsminiſter berufen. Die Bezirksgruppen der 
Reichsgruppe Induſtrie und der Reichsgruppe Handel ſind durch den 
Erlaß vom 7. Juli 1936 in Abteilungen der Wirtſchaftskammern umgewan⸗ 
delt worden, wodurch eine enge Verbindung zwiſchen Kammerorganifation 
und gewerblicher Wirtſchaft hergeſtellt worden iſt. Mit Nachdruck betont 
der Erlaß: „Gruppen und Kammern bilden die einheitliche Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft.“ 

Bei den Wirtſchaftskammern ſind gemäß der Ehrengerichtsordnung 
der gewerblichen Wirtſchaft vom 20. Januar 1937 (Ränz. Nr. 23) die Ehren- 
gerichte der Wirtſchaft gebildet worden; ſie ſind auch für die Derfehrswirt- 
ſchaft zuftändig?). Jeder Unternehmer, der der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft oder der Verkehrswirtſchaft angehört, hat die Pflicht, in feiner 
wirtſchaftlichen Tätigkeit Anjtand und Sitte des ehrbaren Unternehmers zu 
wahren und ſich durch fein Verhalten der Achtung würdig zu erweiſen, die der 
Beruf und die Zugehörigkeit zur Organiſation der Wirtſchaft erfordern. Der: 
ſtöße gegen die Berufsehre werden von den Ehrengerichten geahndet; 
Strafen find Warnung, Verweis, Geldbuße und Aberkennung der Sähigteit, 
ein Organiſationsamt zu bekleiden. Gegen das Urteil kann Berufung ein⸗ 
gelegt werden, über die der Ehrengerichtshof der Wirtſchaft, der bei der 
Reichswirtſchaftskammer errichtet iſt, endgültig entſcheidet. 


1) Dazu Erlaß über die Eingliederung der Handwerkskammern in die Wirt⸗ 
ſchaftskammern vom 20. Februar 1937 (RAnz. Ur. 44). 
) Erlaß vom 10. Auguft 1937 (Renz. Nr. 184). 
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Über den bezirklichen Wirtſchafts kammern ſteht die Reihswirtfhafts „ 
kammer als gemeinſame Vertretung der Reichs gruppen der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft und des Verkehrsgewerbes, ſowie der Wirtſchafts⸗ 
kammern, der Induſtrie⸗ und handels kammern und der handwerkskammern. 
fluch ihr Leiter wird vom Reichs wirtſchaftsminiſter berufen. Die Reichs wirt⸗ 
ſchaftskammer bearbeitet als Organ der Selbftverwaltung die gemeinſamen 
zentralen Angelegenheiten der gewerblichen Wirtſchaft und des Verkehrs. 
Ihr repräſentatives Organ iſt der Beirat, deſſen erſte Sitzung am 4. Septem⸗ 
ber 1935 ſtattgefunden hat. 

Die Wirtſchaftskammern treten auf Grund des Leipziger Abkommens 
vom 21. März 1935), das zwiſchen dem Reichs wirtſchaftsminiſter und der 
Deutſchen Arbeitsfront abgeſchloſſen worden iſt, mit den Arbeits kammern, 
die die Deutſche Arbeitsfront bildet, zu gemeinſamen Arbeits⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsräten zuſammen. In den einzelnen Wirtſchaftsbezirken werden 
Bezirks arbeits⸗ und⸗wirtſchaftsräte gebildet. An der Spitze ſteht der Reichs⸗ 
arbeits⸗ und ⸗wirtſchafts rat. Er ift die oberſte öffentliche Vertretung der 
deutſchen Wirtſchaft. Ihm übergeordnet iſt der Reichs wirtſchaftsminiſter, fo 
daß auch hier durch eine ſtreng hierarchiſche Gliederung der politiſche Füh⸗ 
rungswille des Reiches zur Geltung gebracht werden kann. 
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a) Die Kultur in der Dolksgemeinſchaft 


Schrifttum: A. Baeumler, hochſchule und Staat. „Männerbund und 
Wiſſenſchaft“ (1934). S. 139 ff. - G. Dahm, Zur gegenwärtigen Lage der 
deutſchen Univerfität. Zeitichr. f. D. Kulturphiloſophie. Bd. 2 (1936). S. 211 ff.— 
K. A. Eckhardt, Die Richtlinien zur Dereinheitlihung der Hochſchulverwaltung 
und die Strafordnung für Studenten vom 1. April 1935. Deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchoft. Bd. 1. 5. 89 ff.— E. Krieck, Sührung in der künftigen deutſchen Hoch⸗ 
ſchule. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 1. S. 87 ff. - p. Ritter buſch, Idee und 
Aufgabe der Reichsuniverſität. 1935. - A. Roſenberg, verteidigung des deut⸗ 
ſchen Rulturgedankens. Reden auf dem Reichsparteitag 1938. - Derſelbe, Der 
Kampf um die Sreiheit der Sorſchung. 1938. - Derfelbe, Geſtalt und Leben. 
1939. — B. Ruſt⸗C. Krieck, Das nationalſozialiſtiſche Deutſchland und die 
Wiſſenſchaft. 1936. 


Die Weimarer Verfaſſung proklamierte wie alle liberalen Derfaffungen 
die Sreiheit von Wiſſenſchaft und Runſt, alſo die Freiheit des kulturellen 
Lebens. Dieſer Grundſatz von der Steiheit der Kultur war entſtanden in der 


) gl. Völkiſcher Beobachter Nr. 86 vom 27. März 1935. 
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berechtigten und geſunden Abwehr einer engſtirnigen bürokratiſchen Bevor⸗ 
mundung des kulturellen Lebens und Schaffens im abſoluten Staat; die 
Wöllnerſchen Edikte von 1788 waren die bezeichnenden Dokumente der 
abſolutiſtiſch⸗bürokratiſchen Bevormundung des geiſtigen Cebens. Doch die 
Sreiheit der Kultur, die der Liberalismus heraufführte, wurde im Laufe der 
Entwicklung etwas anderes als ein Coſungs wort im berechtigten Rampf gegen 
den engen bürokratiſchen Geiſt des Abſolutismus. Sie wurde das Signal für 
die vollſtändige Ablöſung des geiſtigen und kulturellen Lebens von der völ⸗ 
kiſchen und politiſchen Ordnung. Die Steiheit des Geiſtes wurde zur Selbſt⸗ 
herrlichkeit des freiſchwebenden, vorausſetzungsloſen Intellekts; die ſachliche 
Objektivität und Nüchternheit der Wiſſenſchaft wurde zur bindungsloſen 
und ſachentleerten Neutralität eines engen Fachgelehrtentums. Mit der 
Erneuerung des völkischen Lebens ſoll dieſe Abgeſchiedenheit der Kultur 
überwunden werden und eine wirkliche Volkskultur entſtehen, die aus 
dem Volke wächſt und mit dem Volke lebt und ſich entfaltet. 

Sür eine ſolche Volkskultur kann das Poftulat der Sreiheit im Sinne 
der liberalen Derfafjungen nicht mehr gelten. Eine Gewährleiſtung der Stei- 
heit von Wiſſenſchaft und Kunft nach dem vorbild des Artikels 142 der Wei- 
marer Derfajjung kann es nicht mehr geben. Denn dort war die Voraus⸗ 
ſetzungsloſigkeit und Neutralität des Geiſtes gegenüber allen politiſchen Bin⸗ 
dungen geſichert, und alle Verſuche, dieſe Verfaſſungsvorſchrift auf einen 
vernünftigen Sinn zurückzuführen, ſchlugen fehl. Doch bedeutet die Abkehr 
von der liberalen Selbſtherrlichkeit des freiſchwebenden Intellekts nicht, daß 
im kulturellen Ceben die bürokratiſchen Bindungen eines polizeiſtaatlichen 
Suſtems wieder einzuführen wären. Wiſſenſchaft und Kunſt gedeihen nur 
auf dem Boden der Sreiheit — einer Sreiheit allerdings, der die innere 
Verbundenheit mit der völkiſchen Gemeinſchaft ſelbſtwerſtändlich iſt. Deshalb 
ſchließt die Freiheit der kulturellen Arbeit auch nicht aus, daß Ziele, Formen 
und Einrichtungen der Wiſſenſchaft und Kunft unter politiſcher Führung 
geſtaltet werden. Die wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Leiſtung ſelbſt wird 
vom einzelnen Glied der Gemeinſchaft ausgehen. Die grundſätzliche Aus⸗ 
richtung und Ordnung des kulturellen Lebens aber muß in der Hand der 
politiſchen Führung liegen. 

Ein tragendes Glied der völkiſchen Kulturordnung iſt die deutsche 
Univerſität. Die Freiheit der Wiſſenſchaft, die der Ariikel 142 der Wei⸗ 
marer Verfaſſung garantierte, war nach ihrem weſenhaften Sinn eine Ge⸗ 
währleiſtung der Univerſität des 19. Jahrhunderts. In ihr hatte der huma⸗ 
nismus der Humboldt⸗Zeit ein feſtes Bollwerk erhalten, das feine Über- 
lieferung auch in der Zeit der Zerſetzung noch hatte bewahren können. Aber 
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gerade dieſe Überlieferung hinderte die Univerfität daran, gleichen Schritt 
mit der inneren Entwicklung des Volkes zu halten und an der Spitze der völ⸗ 
kiſchen Wiedergeburt zu ſtehen. Im neuen Reiche find die Univerfitäten unter 
die ftraffe politiſche Sührung geſtellt worden, um fie aus der Deritridung in 
alten Traditionen zu löſen und auf den Weg zu neuen Aufgaben zu lenken. 
Dieſe Aufgaben ſelbſt, die der neuen Univerſität geſtellt find, können nicht 
durch bürokratiſche Verordnungen und Eingriffe, ſondern nur durch die 
freie ſchöpferiſche Arbeit der volksgebundenen Wiſſenſchaft gelöſt werden. 
Wiſſenſchaft iſt ſinnvoll nur möglich, wenn fie aus der ſelbſtverſtändlichen 
politiſchen Grundhaltung heraus ſelbſtverantwortlich geleiftet werden kann. 
Deshalb iſt es für die deutſche Wiſſenſchaft eine Cebensfrage, daß die Selbſt⸗ 
verwaltung der Univerſität erhalten bleibt, nicht im Sinne einer ſelbſtherr⸗ 
lichen Autonomie, ſondern im Sinne einer organiſchen Gemeinſchaft, die 
unter politiſcher Führung, nicht unter bürokratiſcher Kontrolle ſteht. Mit 
vollem Recht hat Alfred Baeumler betont, daß die Selbſtändigkeit der 
Wiſſenſchaft eine Schöpfung des germaniſchen Unabhängigkeitsſinnes iſt, der 
das verantwortungsloſe Gerede des freiſchwebenden Intellekts ebenſo ab⸗ 
lehnt wie die von der Bürokratie verordnete Geſinnung. 


b) Die Kulturgeſetzgebung 

Schrifttum: Deutſches Recht. Jg. 1935. Heft 13/14 (Kulturrecht). — 
h. Rohwer⸗Kahlmann, Die Reichsfilmkammer. 1936. - h. Schmidt⸗Ceon⸗ 
hardt, Die Reichskulturkammer. Die Derwaltungsafademie. Bd. I. Nr. 20 a. 
h. Sch midt⸗Ceonhardt⸗ p. Gaft, Das Schriftleitergeſetz. 2. Aufl.1938.- K. $. 
Schrieber, Die Reichskulturkammer. 1934. - E. Tatarin⸗Tarnh eyden, 
Das Reichskulturkammergeſetz und ſeine grundſätzliche Bedeutung. JW. 1933, 
S. 2557 ff. - Derfelbe, Werdendes Staatsrecht. 1934. $ 10. 

Das öffentliche Kulturſchaffen eines Volkes äußert ſich in einem weiten 
Umfang in der Prefje (Bud, Zeitſchriften⸗ und Jeitungsweſen), im 
Theater und im Silm. Die Weimarer Derfaffung hatte im Einklang mit 
den liberalen Grundſätzen die Sreiheit auch auf dieſen Gebieten gewährleiſtet. 
Die Garantie der freien Meinungsäußerung (Art. 118 Weimarer Derfaffung) 
ſchloß die Preſſe⸗ und Theaterzenſur aus und ließ lediglich einſchränkende 
Maßnahmen für Lichtſpiele zu; ferner waren Einſchränkungen zur Bekämp⸗ 
fung der Schund⸗ und Schmutzliteratur und zum Schutze der Jugend bei 
öffentlichen Schauſtellungen und Darbietungen ſtatthaft. Über dieſe Grund⸗ 
ſätze des Art. 118 Weimarer Derfaffung iſt das neue Recht hinweggeſchritten, 
aber wiederum nicht, um einfach zum Jenſurſuſtem des abſoluten Staates 
zurückzukehren, ſondern um zu einer neuen inneren Gebundenheit des 
Kulturſchaffens in Preffe, Theater und Silm zu gelangen. u 

31 i 


484 IX. Die Selbſtverwaltung der Stände 


Im Preſſeweſen iſt das Preſſegeſetz vom 7. Mai 1874, das weſentlich 
auf liberalem Boden erwachſen iſt, zwar noch formell in Kraft, es hat jedoch 
durch das Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1935 eine grundſätzliche Er⸗ 
gänzung erfahren!). Wer im Hauptberuf oder auf Grund der Beſtellung zum 
Hauptſchriftleiter an der Geſtaltung des geiſtigen Inhalts der im Reichs⸗ 
gebiet herausgegebenen Zeitungen und politiſchen Zeitſchriften mitwirkt, 
iſt Schriftleiter. Seine Tätigkeit iſt eine in ihren beruflichen Pflichten und 
Rechten vom Staat geregelte öffentliche Aufgabe. Schriftleiter können daher 
nur Perſonen ſein, die neben anderen die Eigenſchaften beſitzen, die die 
Aufgabe der geiſtigen Einwirkung auf die Öffentlichkeit erfordert. Nur wer 
in die Berufsliſte der Schriftleiter eingetragen ift, darf den Schriftleiterberuf 
ausüben. Die Geſamtheit der Schriftleiter iſt im Reichsverband der deutſchen 
Preſſe zuſammengefaßt, der eine Rörperſchaft des öffentlichen Rechts iſt, 
deſſen Leiter vom Reichspropagandaminiſter berufen wird und der feine 
Aufgaben unter der Kufſicht des Reichspropagandaminiſters erfüllt. Wer 
gegen die öffentlichen Berufspflichten des Schriftleiters verſtößt, kann vor 
den Berufsgerichten der Preſſe zur Rechenſchaft gezogen werden. In 
ſchweren Fällen können die Gerichte die Löfchung des Schriftleiters in der 
Berufsliſte verfügen, ihm damit alſo die Ausübung ſeines Berufs ver⸗ 
bieten. Unabhängig von dieſem gerichtlichen Verfahren kann auch der 
Reichspropagandaminiſter die Cöſchung eines Schriftleiters in der Berufsliſte 
anordnen, wenn er es aus Gründen des öffentlichen Wohles für not⸗ 
wendig hält. Während in früheren Zeiten die Preſſearbeit als eine private, 
ungebundene und nur den allgemeinen ſtrafrechtlichen Vorſchriften unter⸗ 
worfene Tätigkeit galt, tritt heute die öffentliche Bindung des Schriftleiter⸗ 
berufs durch beſondere Pflichten gegenüber Volk und Reich klar hervor. 

Das Theaterweſen hat durch das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 
feine erſte reichsrechtliche Regelung erfahren?). Alle Theater, d. h. alle Ver⸗ 
anstaltungen zur Aufführung von Schaufpielen, Opern und Operetten, die 
für den allgemeinen Beſuch beſtimmt find, unterſtehen der Aufficht des 
Reichspropagandaminiſters. Einzelperſonen und Verbände des Privatrechts 
bedürfen für den Theaterbetrieb der Zulafjung durch den Miniſter. Die Zu⸗ 
laſſung iſt zu verſagen, wenn der Bewerber die zum Betrieb des Theaters 
erforderliche Zuverläſſigkeit, Eignung und wirtſchaftliche Ceiſtungsfähigkeit 
nicht beſitzt. Sie iſt zu entziehen, wenn die genannten Vorausſetzungen nach⸗ 


3) In Oſterreich in Kraft geſetzt durch Derordnung vom 14. Juni 1938 (RGBIL.I 
629), im Sudetenland durch Verordnung vom 19, Oktober 1938 (RG Bl. I 1447). 
2) In Gſterreich in Kraft geſetzt durch Verordnung vom 20. Juni 1936 (RGBI. I 
649), im Sudetenland durch Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RG Bl. I 1447). 
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träglich wegfallen. Serner bedarf die Anftellung von Bühnenleitern, Inten⸗ 
danten, Theaterdireitoren, erſten Kapellmeiftern und Oberfpielleitern der 
Beſtätigung durch den Miniſter. Wenn ſich die mangelnde Juver läſſigkeit 
oder Eignung einer dieſer Perſonen nachträglich ergibt, ſo kann ihr die 
weitere Tätigkeit vom Minifter unterſagt werden. Schließlich hat der Miniſter 
die Befugnis, die Aufführung beſtimmter Stücke im allgemeinen oder im 
einzelnen Salle zu unterſagen. Er kann umgekehrt aber auch die Aufführung 
eines Stüdes verlangen, wenn er es zur Erfüllung der Kulturaufgabe des 
Theaters für notwendig hält und wenn dadurch dem Träger des Unter- 
nehmens keine Nachteile oder Mehrkoſten entſtehen, die ihm billigerweiſe 
nicht zugemutet werden können. 

Gerade dieſe letzte Beſtimmung verdeutlicht das Ziel des neuen ubeater⸗ 
rechts am beſten. Die politiſche Führung ſoll darüber wachen, daß die Kultur⸗ 
aufgabe des Theaters „nach beſter künſtleriſcher und ſittlicher Überzeugung 
im Bewußtſein nationaler Verantwortung“ erfüllt wird ($ 2 d. G.). Sie 
ſoll zu dieſem Zwecke nicht nur ungeeignete und unzuverläſſige Unter nehmer 
und Theaterleiter fernhalten und nicht nur unkünſtleriſche, ſittenwidrige 
oder volksſchädliche Aufführungen verbieten. Sondern fie ſoll vor allem das 
Theater anregen, ihm Aufgaben ſtellen und es bei der Erreichung ſeiner 
Ziele poſitiv unterſtützen. Die Theaterverwaltung des neuen Reiches iſt 
nicht polizeilicher, ſondern kultureller Art. Deshalb ſind die allgemeinen 
polizeilichen Befugniſſe gegenüber Theateraufführungen eingeſchränkt wor⸗ 
den. Mit der künſtleriſchen Aufgabe des Theaters haben die Polizeibehörden 
nichts zu tun; nur wenn eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicher⸗ 
heit und Ordnung gegeben iſt, darf eine Theateraufführung polizeilich unter⸗ 
ſagt werden. 

Das Cichtſpielweſen ſchließlich hat bee Ordnung im Lichtſpielgeſetz 
vom 16. Sebruar 1934 erhalten). In ihm tritt die poſitive Sörderung der 
Kulturaufgaben des Silms durch die politiſche Sührung beſonders hervor. 
Spielfilme können dem Reichsfilmdramaturgen zur Begutachtung eingereicht 
werden. Hält er einen Silm für förderungswert, fo kann er den Herſteller 
beraten und unterſtützen. Daneben vollzieht ſich die Prüfung der Silme durch 
die amtliche Prüfſtelle. Diefe hat die Zulaſſung des Silms zur öffentlichen 
Vorführung abzulehnen, wenn die Vorführung geeignet wäre, lebenswichtige 
Intereſſen des Staates oder die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu ge⸗ 
fährden, das nationalſozialiſtiſche, religiöſe, ſittliche oder künſtleriſche Emp⸗ 
finden zu verletzen, verrohend oder entſittlichend zu wirken, das deutſche 


2 In Oſterreich in Kraft geſetzt durch Verordnung vom 11. Juni 1938 (RGBI. I 
625). 
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kinſehen oder die Beziehungen Deutſchlands zu auswärtigen Mächten zu 
gefährden. Die prüfung hat ſich auch darauf zu erſtrecken, ob der Film als 
ſtaatspolitiſch oder künſtleriſch beſonders wertvoll, oder als ſtaatspolitiſch, 
künſtleriſch, kulturell oder volkstümlich wertvoll, oder als volksbildend 
anzuerkennen iſt). Durch dieſe Bewertung wirkt die Silmprüfftelle poſitiv 
anregend auf die Zilmgeſtaltung ein. Iſt ein Silm von der Prüfſtelle 
zugelaſſen worden, fo kann der Reihspropagandaminifter die Nachprüfung 
durch die Oberprüfſtelle anordnen, die gegebenenfalls die Zulaſſung zu wider⸗ 
rufen hat. Unabhängig von dieſem Verfahren kann der Minifter das Verbot 
eines zu gelaſſenen Silms ausſprechen, wenn er es aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Wohls für erforderlich hält. Alle dieſe Maßnahmen geben den zu⸗ 
ſtändigen ftaatlichen Stellen die Möglichkeit, ſowohl poſitiv fördernd als 
auch kontrollierend und verbietend in das Silmſchaffen einzugreifen. 

Die Geſamtordnung des deutſchen Kulturſchaffens bildet die Reichs⸗ 
kult ur kammer, die durch das Geſetz vom 22. September 1933 errichtet 
worden it?). Sie iſt eine „Körperfchaft des öffentlichen Rechts“, die unter der 
Aufſicht des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda ſteht; 
dieſer iſt auch Präſident der Reichskulturkammer. Bei der Reichskultur⸗ 
kammer iſt der Reichskulturſenat gebildet, der ſich aus Männern zuſammen⸗ 
ſetzt, die ſich um Volk und Kultur verdient gemacht haben. Er ſtellt die vor⸗ 
nehmſte Repräſentation deutſcher Kulturarbeit dar. Im Rahmen der Reichs⸗ 
kulturkammer find fieben Einzelkammern errichtet worden: die Reichsſchrift⸗ 
tumskammer, die Reichs preſſekammer, die Reichsrundfunkkammer, die 
Reichstheaterkammer, die Reichs muſikkammer, die Reichskammer der bil⸗ 
denden Künite und die Reichsfilmkammer ?). Auch dieſe Einzelkammern haben 
die Eigenſchaft von „Körperſchaften des öffentlichen Rechts“. Den Einzel⸗ 
kammern müflen alle perſonen angehören, die bei der Erzeugung, der 
Wiedergabe, der geiſtigen oder techniſchen Verarbeitung, der Verbreitung, 
der Erhaltung, dem Abſatz oder der Vermittlung des Abſatzes von Kultur⸗ 
gut mitwirken. Wer die erforderliche Zuverläſſigkeit und Eignung nicht 
beſitzt, kann nicht in eine der Kammern aufgenommen werden. Die Einzel⸗ 
kammern wie die Reichskulturkammer können Bedingungen für den Be⸗ 
trieb, die Eröffnung und die Schließung von Unternehmungen auf dem Ge⸗ 
biete ihrer Zuſtändigkeit feſtſetzen und Anordnungen über wichtige Fragen 

) Dazu Verordnung vom 1. April 1939 (GBl. I 707). 

) In Oſterreich eingeführt durch Verordnung vom 11. Juni 1938 (RG Bl. I 
624), im Sudetenland durch Verordnung vom 19. Oktober 1938 (RGBl. I 1447). 

3) Über die letztgenannte vgl. das Geſetz über die Errichtung einer vorläufigen 


Silmkammer vom 14. Juli 1933 mit flusf. DO. vom 22. Juli 1933 (R GBI. 1 483, 
531).- In Öfterteich eingeführt durch Derordnung vom 11. Juni 1938 (GBl. I 324). 
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innerhalb ihres Wirkungsbereiches, inſonderheit über Art und Geſtaltung der 
Derträge zwiſchen den von ihnen umfaßten Tätigkeitsgruppen treffen. Die 
Reichs kulturkammer hat darüber hinaus die Aufgabe, durch Zufammen- 
wirken der Angehörigen aller von ihr umfaßten Cätigkeitszweige unter der 
Sührung des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda die 
deutſche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich zu fördern, die wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und 
zwiſchen allen Beſtrebungen der ihr angehörenden Gruppen einen Ausgleich 
zu bewirken. In dieſer Organiſation hat die geſamte kulturelle Tätigkeit des 
Volkes, ſoweit fie fich nicht in den ſtaatlichen Schulen, Hochſchulen und For⸗ 
ſchungsſtellen vollzieht, ihre öffentliche, verbindliche Ordnung erhalten. 


c) Die ſtändiſche Ordnung im Rechts- und Geſundheitsweſen 

Zur Kulturorönung im weiteren Sinne gehören auch diejenigen Orga⸗ 
niſationen, die die Wahrer des Rechtes und der Doltsgefundheit berufs⸗ 
ſtändiſchzuſammenfaſſen. Rechtsanwälte und Ärzte, die beiden hauptgruppen 
dieſer Ordnung, wurden früher in der Regel als Inhaber „freier Berufe" 
gekennzeichnet und damit in Gegenſatz zum ſtaatlichen Beamten geſtellt. 
Später hat man die auch dieſen Berufen innewohnende Bindung anerkannt 
und von „ſtaatlich gebundenen Berufen“ und von „Halbbeamten“ ge⸗ 
ſprochen ). Im völkiſchen Reich iſt dieſe Bindung der Rechtsanwälte und 
Arzte erſt voll entwickelt worden: fie ſtehen im Dienſt an der Dolfs- 
gemeinſchaft und find ihr zu treuer, fachgerechter Berufsausübung ver⸗ 
pflichtet; fie find in ſtändiſchen Rörperſchaften zuſammengeſchloſſen, die 
über die Berufsausübung wachen und unwürdige Glieder aus der Berufs⸗ 
gemeinſchaft ausſtoßen. Es handelt ſich hier alſo nicht um „freie Berufe“, 
ſondern um ſtändiſch gebundene Berufe). Diefe Bindung wird 
bei den Rechtsanwälten beſonders bekräftigt, indem ihnen (wie den Be⸗ 
amten) die Ceiſtung eines Treueides auf den Führer aufgegeben iſte). 
Notare find Träger eines öffentlichen Amtes und leiſten gleichfalls dieſen 
Eid‘). Sür die Ärzte iſt im Geſetz befonders hervorgehoben, daß fie im 
Dienſte der Doltsgemeinihaft ſtehen und eine „öffentliche Aufgabe“ zu 
erfüllen haben?). N 

) . Triepel, Stactsdienft und ſtaatlich gebundener Beruf. Feſtſchr. f. 
Binding. 1911. 5 

) Dgl. U, Scheuner, Die freien Berufe im ſtändiſchen Aufbau. Feſtſchr. f. 
Hedemann. 1938. A 

®) 5 19 Reihs-Redhtsanwaltsordnung, — ) 88 2, 14 Reichs⸗Notarordnung. 
. 1 Neichs⸗kirzteordnung; 81 Reichs-Tierärzteorönung; 91 Reichs⸗Apotheker⸗ 
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Die berufsſtändiſche Organiſation der Rechtsanwälte hat durch die Reichs⸗ 
Rechtsanwaltsordnung vom 13. Dezember 1935 RG Bl. 1956 I 107) eine 
neue Geſtalt erhalten). Die Reichs⸗Rechtsanwaltskammer umfaßt 
kraft Geſetzes ſämtliche an deutſchen Gerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte. 
Sie iſt nach dem Geſetz für „rechtsfähig“ erklärt, doch wird ihr Weſen 
mit dieſer Kennzeichnung nicht hinlänglich aus gedrückt. Denn fie nimmt, 
indem ſie die gemeinſamen Aufgaben des Anwaltsitandes „als Selbſt⸗ 
verwaltungsangelegenheiten“ erledigt, eine öffentliche Funktion wahr (jo 
auch in der Mitwirkung bei der Ausbildung der Hſſeſſoren). Auch find ihr 
hoheitliche Befugniſſe zugewieſen (ſo bei der Wahrung der Standes ehre 
durch Ehrengerichte, die in ſchweren Fällen die Ausſchließung aus der 
Unwaltſchaft aussprechen können, ſowie bei der Erhebung von Beiträgen, 
bei der vollſtreckbare Zahlungsaufforderungen erlaſſen werden können). 
Sie iſt alſo zur hoheitlichen Rechtsgeſtaltung fähig; ihrer Rechtsnatur nach 
iſt ſie — obwohl das Geſetz darüber ſchweigt — eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts. Sie unterſteht der gemeinſamen Führung durch den 
Reichs juſtizminiſter und den Reichsrechtsführer, die zuſammen den präſi⸗ 
denten der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer, ſowie die Präfidenten der bei den 
Oberlandesgerichten gebildeten einzelnen Rechtsanwalts kammern berufen. 

Entſprechendes gilt für die Patentanwalts kammer, die durch 
Geſetz vom 28. September 1955 (RG Bl. I 669) gebildet worden iſt, und 
für die Reichs notarkammer, die gemäß der Reichsnotarordnung 
vom 13. Sebruar 1937 (R GBl. I 191) ) errichtet worden iſt. Während das 
Geſetz über die Rechtsnatur der Patentanwalts kammer ſchweigt, iſt die 
Reichsnotarkammer ausdrücklich als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
anerkannt. Ein ſachlicher Unterſchied ergibt fi} daraus nicht; die Patent- 
anwalts kammer hat kraft ihrer Aufgaben und Befugniſſe gleichfalls die 
Rechtsſtellung einer öffentlichen Rörperſchaft. 

Für das große Gebiet des Geſundheitsweſens iſt durch die Reichs⸗ 
ärzteordnung vom 13. Dezember 1935 (RGBl. 1 1435) die Reichs⸗ 
ärztekammer gebildet worden), die die deutſchen Arzte kraft Geſetzes 
zuſammenfaßt; die einzelnen Arzte ſind nicht „Mitglieder“ der Arzte⸗ 
kammer, ſind ihr aber unterſtellt. Ceiter der Reichsärztelammer iſt der 
Reichsgeſundheitsführer, den der Führer beruft. Der Reichsärztekammer 
obliegt vor allem, die Wahrung der ärztlichen Berufsehre und die 
Erfüllung der ärztlichen Berufspflichten zu überwachen. Dieſer Aufgabe 

9 Eingeführt im Sudetenland durch DO. vom 31. märz 1939 (RGBl. I 657). 


) Eingeführt im Sudetenland durch DO, vom 26. April 1939 (RG Bl. I 845). 
) Im Sudetenland eingeführt durch DO. vom 27. März 1959 (RG Bl. 1 582). 
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dienen die Bezirksgerichte und der Arztegerichtshof, die über Berufs⸗ 
vergehen der Ärzte entſcheiden. In den ſchwerſten Sällen ſtellen fie die 
Unwürdigkeit, den ärztlichen Beruf auszuüben, feſt; in dieſem Falle muß 
die Beſtallung des Arztes zurückgenommen werden, wodurch ihm die 
Ausübung der Heilkunde verboten wird und die Zugehörigkeit zur Arzte⸗ 
ſchaft erliſcht. Die Reichsärztekammer iſt im Geſetz als „Rörperſchaft des 
öffentlichen Rechts“ qualifiziert. 

In entſprechender Weiſe find die Reichstierärztekammer nach 
der Reichstierärzteordnung vom 3. April 1936 (RGBl. I 347) ) und die 
Reichsapothekerkammer nach der Reichsapothekerordnung vom 
18. April 1937 (RG Bl. I 457) 2) aufgebaut worden. Auch dieſe beiden 
Rammern haben durch ausdrückliche Geſetzesvorſchrift die Eigenſchaft einer 
„Rörperſchaft des öffentlichen Rechts“ erhalten“). 


1) In Öfterreich eingeführt durch Derorönungen vom 13. November 1938 
(RG Bl. I 1608) und vom 28. Februar 1939 (RG Bl. 1 441), im Sudetenland durch 
Verordnung vom 14. April 1939 (RG Bl. I 766). 

) In Öfterreich eingeführt durch Verordnung vom 27. Februar 1939 (RG Bl. I 
335), im Sudetenland durch Verordnung vom 4. Sebruar 1939 (RG Bl. I 128). 

2) Dagegen iſt die Reichshebammenſchaft nur für „rechtsfähig“ erklärt 
worden ($ 20 Hebammengeſetz vom 21. Dezember 1938, R&Bl. I 1893); in der 
Tat fehlen ihr auch die hoheitlichen Befugniſſe, die eine andere Qualifikation recht⸗ 
fertigen würden. Huch die Deutſche heilpraktikerſchaft e. D. beſitzt die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Körperſchaft nicht (vgl. Verordnung vom 18. Sebruar 
1939, RGBl. I 259). 
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9 47 
Die Wandlung des kirchenpolitiſchen Syſtems 


a) Das kirchenpolitiſche Syſtem der Weimarer Verfaſſung 


Schrifttum: G. J. Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutſchland, 1930. — 
€. Sorſthoff, Die öffentliche Körperſchaft im Bundesſtaat. 1931. - 8. Gie ſe, 
Staat und Kirche im neuen Deutſchland. Ib. d. ö. R. XIII. S. 249ff.; XX. S. 116 ff.— 
J. Heckel, Kirchliche Autonomie und ſtaatliches Stiftungsrecht in den Rirchen⸗ 
gemeinden der Evangeliſch⸗Cutheriſchen Candeskirche in Bauern r. d. Rh. 1932.— 
6. holſtein, Die Grundlagen des evangeliſchen Kirchentechts. 1928. - €. R. 
Huber, Derträge zwiſchen Staat und Kirche im Deutſchen Reich. 1930, - Ders 
ſelbe, Die Garantie der kirchlichen Dermögensrechte in der Weimarer Derfafjung. 
1927.-J. Cöhr, Iſt eine ſtaatliche Kirchenhoheit und eine beſondere Staatsaufjicht 
über die Kirche mit der deutſchen Reichsverfaſſung vereinbar? 1927. - H. Rieder, 
Staat und Rirche nach modernem erfaſſungsrecht. 1928. - J. Schmitt, Kirchliche 
Selbftverwaltung im Rahmen der Reichsverfaffung. 1927.— U. Stutz, Konkordat 
und Coder (Sonderausgabe aus den Sitzungsberichten der Preußiſchen Alademie 
der Wiſſenſchaften). 1950. 


Die Stellung der chriſtlichen Kirchen in der Weimarer Derfaffung wurde 
durch den Kompromiß der in der Nationalverſammlung herrſchenden Par- 
teienkoalition Sozialdemokratie⸗Ciberalismus⸗Zentrum geſchaffen. Jede der 
damals maßgebenden Richtungen verſuchte, ihr kirchenpolitiſches Programm 
zu verwirklichen, und man kam dabei zu einem Kompromiß, der die inneren 
Widerſprüche zwiſchen den beteiligten Parteiprogrammen nicht einmal zu 
verdecken vermochte. Liberalen Urſprungs waren die vollſtändige Bekennt⸗ 
nisfreiheit (Axt. 135), die Ablehnung der Staatskirche (Art. 137 HAbſ. 1) und 
die Freiheit der religiöfen Körperſchaftsbildung (Art. 137 Abf. 2), die ſich 
insbeſondere zugunften religiöſer Splittergruppen, Sekten und freier Ge⸗ 
meinſchaftsbildungen auswirkte. Aus dem zentrumskatholiſchen Standpunkt 
ergaben ſich die Selbſtändigkeit der kirchlichen Eigenverwaltung (Art. 137 
Abf. 3), die Anerkennung der Kirchen als Körperichaften des öffentlichen 
Rechts (Art, 137 Abf. 5), das Steuerprivileg der Kirchen (Art. 137 Hbſ. 6) 
und die Garantie der kirchlichen Dermögensrechte (Art. 138). Die Sozial⸗ 
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demokratie ſetzte ſich im allgemeinen für die liberalen Ziele ein, erwirkte 
aber darüber hinaus noch die grundſätzliche Gleichſtellung der Freidenker⸗ 
organiſationen mit den Religionsgeſellſchaften (Art. 137 Abſ. 8). Daß dieſe 
in der Derfaffung zum Ausdrud gekommenen kirchenpolitiſchen Anſchau⸗ 
ungen unvereinbare Gegenſätze in ſich enthielten, iſt oft hervorgehoben 
worden. Dem liberalen und dem ſozialdemokratiſchen Standpunkt entſprach 
die vollſtändige Trennung von Staat und Rirche: „Die freie Kirche im freien 
Staat!“ Die zentrumskatholiſchen Forderungen dagegen richteten ſich auf die 
freie Kirche im gebundenen Staat: Die Kirche ſollte von allem ſtaatlichen Ein⸗ 
fluß frei fein; der Staat aber ſollte zum Schutz und zur Sörderung der Kirche 
verpflichtet bleiben, wozu eine gewiſſe Verbindung von Staat und Kirche 
aufrechterhalten werden mußte. Die Weimarer Derfaffung ſuchte die Tren⸗ 
nung und die Verbindung von Staat und Kirche zu vereinigen, ein Vorhaben, 
das einen Widerſpruch in ſich enthielt. Bezeichnend iſt das Kennwort, das 
für dieſes kirchenpolitiſche Syftem gefunden wurde: man ſprach von einer 
hinkenden Trennungskirche, und man darf — um im Bilde zu bleiben 
— hinzuſetzen, daß das kirchenpolitiſche Suſtem der Weimarer Verfaſſung 
auf beiden Beinen — dem katholiſchen wie dem liberalen — hinkte. Weder 
die Trennung noch die Verbindung von Staat und Rirche war wirklich durch⸗ 
geführt. Die Weimarer Verfaſſung enthielt ein doppelt hinkendes 
Kirchenſuſtem. 

Da die Weimarer Derfaffung ſelbſt nicht zu einer wirklichen Entſcheidung 
der kirchenpolitiſchen ragen gelangt war, kam es für die beteiligten Kräfte 
darauf an, ihren Standpunkt in der ſpäteren Derfaſſungsentwicklung 
durchzusetzen. Bezeichnenderweiſe trat die liberale Richtung dabei fehr in 
den Hintergrund; die Verbindung von Staat und Kirche wurde dauernd 
verſtärkt. Von zwei Seiten her wurde dieſe Verbindung gefördert. Einmal 
von der Seite des Staates ſelbſt: Liberalismus und Sozialdemokratie, die 
für die Trennung von Staat und Kirche eingetreten waren, ſolange fie ſich 
in der Oppoſition befanden, erſtrebten nun als ſtaatliche Machthaber einen 
ſtarken Einfluß auf das kirchliche Ceben; ſie betonten die Kirchenhoheit des 
Staates. Dieſes Machtſtreben ſcheiterte gegenüber der katholiſchen Kirche am 
Widerſtand des Zentrums; gegenüber der evangeliſchen Kirche aber drang 
es weithin durch. In dem preußiſchen Kirchengeſetz vom 9. April 1924 wurde 
die ſtaatliche Aufficht über die evangeliſchen Kirchen mit Nachdruck durch⸗ 
geführt. Die Kirchen erkannten dieſes Geſetz ohne Widerſpruch an und 
unterwarfen fi} der Aufficht der preußiſchen Staatsregierung. Für die evan⸗ 
geliſchen Kirchen ergab ſich daraus eine Verbindung von Staat und Rirche 
unter ſtaatlichem Vorrang. Durch den Vertrag des preußiſchen Staates mit 
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den proteſtantiſchen Kirchen vom 11. Mai 1931 wurde dieſer ſtaatliche 
Vorrang noch erhöht. Ins beſondere wurde die vielumſtrittene „politiiche 
Klauſel“ eingeführt (Art. 7), die es dem Staat ermöglichte, gegen die Er⸗ 
nennung führender Rirchenmänner „Bedenken politiſcher Art“ zu er⸗ 
heben. . 

Jum anderen wurde eine Verbindung von Staat und Kirche von der 
Seite der katholiſchen Kirche erſtrebt, wobei die Parteien des politiſchen 
Katholizismus im Dienſt der Kirche handelten. Hier kam es natürlich nicht 
auf die Einordnung der Kirche in den Staat und die Herſtellung der Kirchen- 
hoheit des Staates an, ſondern auf die Privilegierung der Kirche im ſtaat⸗ 
lichen und im öffentlichen Ceben. Der Kampfruf, unter dem diefe Bewegung 
ſtand, war: Koordination von Kirche und Staat. Dieſe Koordination 
wurde nicht auf die geiſtlichen Angelegenheiten beſchränkt, ſondern die katho⸗ 
liſche Kirche nahm als „societas perfecta“ für ſich den gleichen Rang wie 
der Staat auch in weltlichen Fragen in Kinſpruch. Insbeſondere behäuptete 
fie für ſich eine der ſtaatlichen gleichwertige Rechtſetzungs gewalt; ſie beharrte 
alſo auf dem mittelalterlichen Dualismus von geiſtlichem und welt⸗ 
lichem Recht. Eine ſtaatliche Kirchenhoheit wurde deshalb durchaus ge⸗ 
leugnet. Der Art. 137 Abf. 3 wurde fo interpretiert, daß nur die kirchliche 
Sreiheit übrigblieb, während der Vorbehalt „des für alle geltenden Ge⸗ 
ſetzes“ zur Bedeutungsloſigkeit abgeſchwächt wurde. Der Art. 137 Abf. 5 
wurde ſo aufgefaßt, als ob er nur eine Privilegierung der Kirche bedeutete; 
die ſtaatliche Rörperſchaftsaufſicht wurde für unanwendbar erklärt. Das 
Ziel der Derfaſſungs interpretation war, der Kirche eine unabhängige, ſouve⸗ 
räne Stellung im Staate zu ſichern. 

Doch blieb die Kirche bei dieſen Methoden der Verfaſſungs interpretation 
nicht ſtehen; fie betrieb vor allem eine aktive Roordinationspolitik, deren 
ſichtbarer Niederſchlag das Konkordatsſuſtem wurde. Viel wichtiger als 
die Verfaſſungsbeſtimmungen waren für das Weimarer kirchenpolitiſche 
Suſtem die Konkordate, die mit der Kirche abgeſchloſſen wurden. Die Ver⸗ 
faſſungsgarantien, die der Kirche eingeräumt waren, ſchienen ihr nicht aus⸗ 
reichend zu ſein; denn auch ſie waren der einſeitigen Abänderung durch den 
Staat unterworfen. Des halb ſtrebte die Kirche nach Vertrags garantien, 
die Schutz gegen jedes einſeitige Vorgehen des Staates boten. Die katholiſche 
Kirche leitete nach dem Weltkrieg eine allgemeine Vertragspolitik ein, die 
auch auf viele außerdeutſche Staaten erſtreckt wurde und ſich zu einem groß⸗ 
angelegten Syſtem von Ronkordaten verdichtete. Die deutſchen Ronkordate 
waren — von der katholiſchen Kirche aus geſehen — nur ein Ausfchnitt aus 
einer umfaſſenden Vertrags ordnung. Solgende Kirchenverträge wurden in 
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der Weimarer Epoche von der katholiſchen Kirche in Deutſchland abge- 
ſchloſſen: 

1. das Konkordat mit Bayern vom 29. März 1924, 

2. das Konkordat mit Preußen vom 14. Juni 1929, 

3. das Konkordat mit Baden vom 12. Oktober 1932. 

Es entſtand dadurch ein beſonderes kirchenpolitiſches Suſtem, das über die 
Vorſchriften der Weimarer Derfaffung weit hinausgehende Sicherungen der 
Kirche enthielt: das Syſtem der vertragsgeſicherten Religions- 
geſellſchaften des öffentlichen Rechts. 

Der erſte große Erfolg, den die kuriale Konkordatspolitik in Deutſchland 
errang, war das bayriſche Konkordat vom 29. März 1924, das der 
Kirche außerordentlich weitgehende Jugeſtändniſſe machte. Während die 
ſtaatlichen Rechte ganz zurücktraten, wurden der Kirche beſonders in Ver⸗ 
mögensfragen und in Schulfragen ſehr ſtarke Rechte eingeräumt, die zum 
Teil gegen die Vorſchriften der Weimarer Derfaffung verſtießen und die 
jedenfalls der beabſichtigten Crennung von Staat und Kirche ſchnurſtracks 
zuwiderliefen. Am 14. Juni 1929 kam es dann zum Abſchluß des preußi⸗ 
ſchen Konkordats, das für die Kirche zwar nicht die gleichen Vorteile wie 
in Bayern brachte (insbeſondere wurden die Schulfragen nicht angeſchnitten), 
das aber im ganzen den Einfluß der Kirche auf den Staat doch weſentlich 
verſtärkte. Insbeſondere wurde in dieſem Konkordat die Bildung zahlreicher 
neuer katholiſcher Bistümer in Preußen zugelaſſen, was die Feſtigkeit der 
katholiſchen Organiſation außerordentlich erhöhte. Auch hier waren an die 
Stelle einer Trennung von Staat und Kirche und einer Kusſchaltung der 
Kirche aus dem öffentlichen Leben ein verſtärkter Einfluß und eine beſondere 
Privilegierung der Kirche getreten. Das am 12. Oktober 1932 abgeſchloſſene 
badiſche Konkordat lehnte ſich ſtark an das preußiſche Vorbild an. Gewiß 
beſtanden nach den drei Kirchenverträgen auch ſtaatliche Einwirkungs⸗ und 
Auffichtsrechte gegenüber der katholiſchen Kirche. Doch ſchloſſen die maß⸗ 
gebende Teilnahme des Zentrums an der Regierung ſowie die ſtarke inter⸗ 
nationale Stellung der Kurie gegenüber dem ſchwachen Reich aus, daß von 
dieſen Rechten ein wirkſamer Gebrauch gemacht wurde. 

Nun gehörte ſeit langem zu den feſtſtehenden Grundſätzen deutſcher 
Kirchenpolitit das Prinzip der Parität. Katholifhe und proteſtantiſche 
Kirche waren durch den Staat grundſätzlich gleich zu behandeln. Geſtützt auf 
dieſes Prinzip der Parität verlangten die proteſtantiſchen Kirchen, daß auch 
mit ihnen Verträge des Staates nach dem Vorbild der Konkor date abgeſchloſ⸗ 
ſen würden. Man ließ ſich durch das formale Paritätsprinzip verleiten, in 
die Bahnen kurialer Politik einzuſchwenken, obwohl die tatſächliche Machtlage 
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und die geistliche Subſtanz der proteſtantiſchen Kirche einen ſolchen Weg 
eigentlich hätten verbieten ſollen !). Nachdem in Braunſchweig am 8. Auguft 
1925 ein erſter proteſtantiſcher Kirchenvertrag abgeſchloſſen worden war, 
bot ſich in den Ländern mit katholiſchen Ronkordaten das merkwürdige Bild, 
daß jeweils im Anſchluß an die Nonkordate auch evangeliſche Kirchenverträge 
um des Grundſatzes der Parität willen gefordert wurden. Folgende Kirchen⸗ 
verträge wurden von den evangeliſchen Kirchen abgeſchloſſen: 

1. der Kirchenvertrag mit Braunſchweig vom 8. Auguft 1923, 

2. die Kirchenverträge mit Bayern vom 15. November 1924, 

3. der Kirchenvertrag mit Preußen vom 11. Mai 1931, 

4. der Kirchenvertrag mit Baden vom 9. Dezember 1932. 
Die evangeliſchen Kirchen hatten damit das von der kurialen Politik ent⸗ 
wickelte Konkordatsſuſtem übernommen. Doch wurden den evangeliſchen 
Kirchen überall geringere Rechte eingeräumt, dafür aber ſtärkere Pflichten 
auferlegt, als es in den entſprechenden katholiſchen Kirchenverträgen ge⸗ 
ſchehen war. Um des Grundſatzes der formalen Parität willen hatte man auf 
die materielle Parität Verzicht geleiſtet. 


b) Die Richtlinien der neuen Kirchenpolitik 

Schrifttum: h. Gerber, Recht — Staat — Bekenntnis. Zeitſchr. f. Theologie 
und Kirche. N. §. 16 (1935). Heft 2. — E. R. Huber, Anmerkungen zum Urteil des 
Sondergerichts Darmstadt. JW. 1934. S. 1745 ff. — O. Roellreutter, Deutſches 
Verfaſſungsrecht. 3. Aufl. 1958. S. 197ff.— J. Poppitz, Die Grnndftage des Staats⸗ 
kirchenrechts. 1938. - fl. Roſenberg, Nationaljozialismus, Religion und Kultur. 
Die Verwaltungsakademie. Bd. 1. Nr. 1.- E. Tatarin-Tarnheyden, Werdendes 
Staatsrecht. 1934. S. 171 ff.— 5. Ule, Die kirchliche Beſteuerung Andersgläubiger in 
Schleswig⸗Holſtein. Verwllrch. 42 (1937). S. 224 ff. - W. Weber, Staatskirchen⸗ 
recht. 2 Bde. 1936/38. 


Das nationalfozialiſtiſche Reich hat fein Verhältnis zu den chriſtlichen 
Kirchen nicht durch einen gewaltſamen Umbruch, ſondern durch eine konti⸗ 
nuierliche Entwicklung zu gewinnen geſucht. Doch darf dieſe äußere Kon- 
tinuität nicht zu der Annahme verleiten, daß das Weimarer kirchenpolitiſche 
Syitem einfach fortgeführt worden wäre. Denn gerade die politiſchen Träger 
des Weimarer Kirchenkompromiſſes find im Jahre 1953 überwunden worden. 
Das nationalſozialiſtiſche Reich mußte von einer neuen geiſtigen Grundlage 

) Um aufgetretene Mißdeutungen auszuſchließen, ſei auf folgendes hin⸗ 
gewieſen: Mein Buch „Verträge zwiſchen Staat und Kirche im Deutſchen Reich“ 
(1950) formuliert das politiſche Problem der Konkordate dahin, daß dieſe entweder 
der Ausdrud eines echten Bundes von Staat und Kirche, oder aber ein Mittel zur 
pluraliſtiſchen Aufipaltung des Staates durch die Rirche fein können. Es iſt nicht 
zweifelhaft, daß die Weimarer Kirchenverträge in dieſem zweitgenannten Sinne 


angelegt waren. - Dal. neuerdings E. Sorſthoff, Die verträge zwiſchen Staat 
und evangeliſcher Kirche. Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Bd. 4 (1939). S. 141 ff. 
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aus die Stellung der Religion und der chriſtlichen Kirchen im Staat regeln. 
Dieſe Grundlage iſt durch Punkt 24 des Parteiprogramms gegeben, der für 
das neue Reichs kirchenrecht der oberſte verpflichtende und beſtimmende, un⸗ 
bedingt verbindliche Verfaſſungsgrundſatz iſt. Punkt 24 des Parteiprogramms 
lautet: 

„Wir fordern die Sreiheit aller religiöſen Bekenntniſſe im Staat, ſoweit ſie nicht 
deſſen Beſtand gefährden oder gegen das Sittlichkeits⸗ und Moralgefühl der ger⸗ 
maniſchen Raſſe verſtoßen. ; 

Die Partei als ſolche vertritt den Standpunkt eines pofitiven Chriftentums, 
ohne ſich konfeſſionell an ein beftimmtes Bekenntnis zu binden.“ 

Es iſt nicht Sache einer verfaſſungsrechtlichen Unterſuchung, dieſen Pro⸗ 
grammſatz im einzelnen zu interpretieren. Nur zweierlei ſei hervorge⸗ 
hoben: 

Erſtens: Die Bekenntnisfreiheit iſt ein beſtimmender Grundſatz des 
Reichskirchenrechts. Doch ift dieſes / Prinzip der Bekenntnisfreiheit nicht ein⸗ 

fach identiſch mit der Garantiebeſtimmung des Art. 135 der Weimarer Der- 
faſſung. Denn im neuen Reichskirchenrecht gilt die Bekenntnisfreiheit nicht 
ſchlechthin und ohne Einſchränkung, ſondern fie ſteht unter der Doraus- 
ſetzung, daß das Bekenntnis das Sittlichkeits⸗ und Moralgefühl der germani⸗ 
ſchen Raſſe nicht verletzt und den Beſtand des Reichs nicht gefährdet. Der 
Art. 135 der Weimarer Derfaſſung enthielt einen ſolchen Vorbehalt nicht, 
ſondern betonte nur, daß durch die Anerkennung der Bekenntnisfreiheit „die 
allgemeinen Staatsgeſetze“ unberührt blieben. Dieſer Vorbehalt wurde mit 
Recht als ſelbſtverſtändlich angeſehen: „Was die Staatsgeſetze als ſtaats⸗ 
gefährlich, ſicherheits⸗ oder ſittenwidrig, ordnungswidrig oder aus ſonſt 
einem Grunde verbieten, wird nicht dadurch erlaubt, daß es in Ausübung 
einer religiöfen Überzeugung geſchieht.“) Jedoch konnten nur ausdrückliche 
ſtaatsgeſetzliche Verbote allgemeinen Charakters der Bekenntnisfreiheit 
Schranken ziehen. Die Verbote mußten alfo durch ausdrückliche geſetzliche 
Anordnungen erlaſſen werden; das bloße geſunde Volksempfinden zog der 
Bekenntnisfreiheit noch keinerlei Schranken. Und die Derbote mußten „all⸗ 
gemein“ ſein, d. h. ſie durften ſich nicht gegen ein beſtimmtes Bekenntnis als 
ſolches richten und es nicht wegen ſeines beſonderen Gehaltes beschränken 
oder ausſchließen. Heute gilt über dieſen formalen Vorbehalt der allgemeinen 
Staatsgeſetze hinaus der materielle Vorbehalt der ſtaatlichen Exiſtenzſicher⸗ 
heit und des völkiſchen Sittlichkeitsgefühls, die durch die im deutſchen Reichs⸗ 
gebiet vertretenen Glaubenslehren nicht verletzt werden dürfen. Dieſer Dor- 
behalt iſt weit zu interpretieren; es fallen unter ihn alle Handlungen oder 
Beſtrebungen, die die Weltanſchauung, die politiſche Ordnung oder die 
2), G. Anſchütz, Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches. Anm. 6 zu Art. 155. 
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Sicherheit des deutſchen Volkes verletzen oder direkt oder indirekt gefährden. 
Eine religiöſe Lehre, die z. B. jede ſtaatliche Ordnung als „Teufelswerk“ 
ablehnt und die den Kriegsdienſt verwirft, kann für ſich die Bekenntnis freiheit 
nicht in knſpruch nehmen. Ebenſowenig gilt die Bekenntnisfreiheit für eine 
religiöſe Cehre, die die nationalſozialiſtiſchen Maßnahmen, die der inneren 
Dolksgeſundung dienen, grundſätzlich verneint. 

Zweitens: Daß die Partei als ſolche auf dem Boden eines poſitiven 
Ehriftentums ſteht, ohne ſich konfeſſionell zu binden, macht ein pofitives 
Verhältnis des nationalſozialiſtiſchen Reiches zu den chriſtlichen Kirchen 
grundſätzlich möglich. Ob dieſe Möglichkeit zur Wirklichkeit werden kann, 
hängt in erſter Linie von den chriſtlichen Kirchen ſelber ab. Unter feinen Um⸗ 
ſtänden iſt mit dem Punkt 24 eine Rückkehr zum Syſtem der Staatskirche ange⸗ 
kündigt. Das verhindern ſowohl der Grundſatz der Bekenntnisfreiheit als auch 
die konfeſſionelle Neutralität, die der Punkt 24 betont. Insbeſondere iſt nicht 
erſtrebt, daß den Kirchen ein beſtimmender Einfluß auf das politiſche und 
ſtaatliche Leben eingeräumt werde. Die konfeſſionelle Neutralität hat ſich viel⸗ 
mehr zur Forderung einer „Entkonfeſſionaliſierung des öffentlichen Lebens“ 
verdichtet. Es iſt lediglich die Möglichkeit eröffnet, daß die chriſtlichen Kirchen 
gemäß der Stärke ihrer Stellung im deutſchen Volke Anerkennung, Schutz 
und Förderung durch den Staat finden, ſoweit ſie ſich in ein entſprechendes 
Verhältnis zum neuen Reiche begeben haben. 

Auf der Grundlage des Punktes 24 des Parteiprogramms hat der 
Führer in der Regierungserklärung vom 23. März 1933 die kirchenpolitiſche 
Haltung des neuen Reiches entwickelt: 

„Die nationale Regierung ſieht in den beiden chriſtlichen Konfeffionen die 
wichtigſten Faktoren zur Erhaltung unſeres Volkstums. Sie wird die zwiſchen ihnen 
und den Ländern abgeſchloſſenen Verträge reſpektieren. Ihre Rechte ſollen nicht 
angetaſtet werden. Sie erwartet aber und hofft, daß die Arbeit an der nationalen 
und ſittlichen Erneuerung unſeres Volkes, die ſich die Regierung zur Aufgabe 
geſtellt hat, umgekehrt die gleiche Würdigung erfährt.“) 

Dieſe programmatiſche Erklärung des Führers enthält die verbindliche Sor⸗ 
mulierung der kirchenpolitiſchen Abfichten der Regierung. Die Erklärung 
begründet den rechtlichen Vorrang, den die beiden chriſtlichen Konfeſſionen 
im neuen Reid; vor anderen religiöſen Vereinigungen genießen. Sie 
betont aber auch den Vorbehalt, unter dem die öffentliche Anerkennung 
der chriſtlichen Kirchen ſteht. Nur ſoweit und ſolange ſie der ſtaatlichen 
Arbeit „die gleiche Würdigung“ zuteil werden laſſen, die das Reid) 
ihnen gewährt, können fie die Anerkennung, den Schutz und die Sörde⸗ 
rung des Reiches erhalten. Jeder offene oder geheime Widerſtand der 
1) Völkiſcher Beobachter Nr. 83 vom 24. März 1933. 
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Kirchen gegen die ſtaatliche Arbeit, jede Nichtachtung oder Mißachtung 
der ſtaatlichen Tebensgrundſätze durch die Kirchen hebt die Voraus⸗ 
ſetzungen auf, die die Grundlage des pofitiven Derhältniffes von Reich und 
Kirchen find. Die verfaſſungsmäßige Anerkennung und die vertragliche Siche⸗ 
rung der Kirchen durch das Reich ſtehen unter dem Vorbehalt, daß die ſtaat⸗ 
liche Arbeit die poſitive Würdigung der Kirchen erfährt. 

Die perſönliche Bekenntnisfreiheit der einzelnen Volksgenoſſen wird durch 
den ſtaatlichen Schutz, den die chriſtlichen Kirchen genießen, nicht beeinträch⸗ 
tigt. Das hat der Stellvertreter des Führers Rudolf Heß in einer Verfügung 
vom 13. Oktober 1933 ausgeſprochen, die lautet: 

„Kein Nationalſozialiſt darf irgendwie benachteiligt werden, weil er ſich nicht 

zu einer beſtimmten Glaubensrichtung oder Konfeſſion oder weil er ſich zu über⸗ 
haupt keiner Konfeſſion bekennt. Der Glaube iſt eines jeden eigenſte Angelegenheit, 
die er nur vor ſeinem Gewiſſen zu verantworten hat. Gewiſſenszwang darf nicht 
ausgeübt werden.“) 
Zuſammen mit dem Punkt 24 des Parteiprogramms und der Regierungs- 
erklärung vom 23. März 1933 enthält die Verfügung des Stellvertreters des 
Sührers vom 10. Oktober 1933 die maßgebenden Richtlinien für das Der- 
hältnis des neuen Reiches zu Kirche und Religion. 


9 48 
Das neue Reichskirchenrecht 
Schrifttum: Siehe die Angaben zu 9 47 b. 


a) Die Bekenntnisfreiheit 


Der oberſte Rechtsgrundſatz der neuen kirchenpolitiſchen Ordnung iſt die 
Wahrung des völkiſchen Ethos und der ſtaatlichen Autorität gegenüber reli- 
giöſen Lehren und handlungen. Jede Verletzung dieſes oberſten Rechtsgrund⸗ 
ſatzes wird vom Reiche mit den entſprechenden geſetzlichen Mitteln des 
Straf⸗ oder Polizeirechts geahndet. Sind religiöfe ehren oder Handlungen 
geeignet, direkt oder indirekt die Zerſetzung des Volkes und die Auflöfung des 
Staates zu fördern, jo kann die Verordnung des Reichspräfidenten vom 
28. Sebruar 1953 zur Anwendung gebracht werden. Mit Recht find internatio⸗ 
nale Bibelforſchergruppen, die den Staat, als ſolchen“ ablehnen und bekämp⸗ 
fen, auf Grund der genannten Verordnung verboten worden. Ein Urteil des 
Sondergerichts Darmſtadt vom 26. März 1934 hat ein ſolches Derbot zwar unter 


— 


) Dölkiſcher Beobachter vom 17. Oktober 1933. 
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Berufung auf die Religionsfreiheit für rechtswidrig erflärt!), dabei jedoch über⸗ 
ſehen, daß im neuen Reich die Erhaltung des völkiſchen und ſtaatlichen Be⸗ 
ſtandes den unbedingten Vorrang vor der Religionsfreiheit jeder Sorm beſitzt. 

In dem Rahmen, der durch den unbedingten Schutz des völkiſchen und 
ſtaatlichen Beſtandes gezogen iſt, gewährt das neue Reich die Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit wie die Kultusfreiheit. Die Rechtsſtellung der Dolts- 
genoffen im Rechtsverkehr, in der ſtändiſchen Ordnung und im Staat iſt von 
dem religiöſen Bekenntnis und der Teilnahme an religiöſen Übungen un⸗ 
abhängig. Nur foweit das Bekenntnis als Anhalt für die Beſtimmung der 
Kaſſenzugehörigkeit verwandt wird, hat es mittelbare Bedeutung. Ein 
Zwang zu religiöſen Handlungen darf nicht ausgeübt werden; auch die Be⸗ 
nutzung einer nichtreligiöſen Eidesformel iſt zuläſſig. In allen diefen Bezie⸗ 
hungen werden jedoch nicht einfach die Vorſchriften der Art. 135 und 136 
der Weimarer Verfaſſung fortgeführt. Denn nicht um des Individuums und 
ſeiner perſönlichen Freiheit willen wird in allen dieſen Beziehungen die 
Bekenntnisfreiheit gewährt. Sondern um der politiſchen Einheit und Ge⸗ 
ſchloſſenheit des deutſchen Volkes willen wird dieſe „Entkonfeſſionaliſierung 
des öffentlichen Lebens“ durchgeführt. 

Aus dem gleichen Grunde vermeidet das neue Reich, eine „Staats⸗ 
kirche“ aufzurichten. Der Begriff der Staatskirche iſt bekanntlich vieldeutig. 
Er kann folgendes bejagen: 

1. daß der Staat nur eine Religion und nur eine Kirche anerkennt oder 
ſie wenigſtens allein privilegiert; 

2. daß der Staat mehrere Konfefjionen und mehrere Kirchen paritẽtiſch 
anerkennt, fie aber ſämtlich als ſtaatliche Anſtalten betrachtet und leitet; 

5. daß das Staatsoberhaupt als zummus episcopus an der Spitze einer 

evangeliſchen Kirche ſteht (landes herrliches Kirchenregi ment). 
In keiner dieſer Hinſichten iſt das nationalſozialiſtiſche Reich zum Staats⸗ 
kirchentum zurückgekehrt. Insbeſondere ſind nicht nur die alten chriſtlichen 
Kirchen vom Reiche zugelaſſen; auch andere religiöſe Strömungen haben das 
Recht, ſich organiſatoriſch zuſammenzuſchließen und ſich öffentlich zu betätigen. 
Huch hier greift ſelbſtverſtändlich die rechtliche Dorausfegung Platz, daß nur 
ſolche Vereinigungen zugelaſſen werden, die ſich nicht gegen das germaniſche 
Sittlichkeits gefühl, die völkiſche Einheit und den Beſtand des Reiches richten. 
Jede religiöfe Organiſation kann verboten werden, wenn fie dieſen Dor- 
behalt verletzt. 

) Dgl. meine Kritik an dem Urteil, Zw. 1934. S. 1745, Serner R. Stödter, 


verfaſſungsproblematik und Rechtspraxis. Die Rechtſprechung zum Bibelforſcher⸗ 
verbot. Hö R. N. S. (1936), S. 166 ff. 
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b) Die Kirchenhoheit des Reiches : 

Daraus, daß jede Form von Staats tirchentum abgelehnt wird, folgt, 
daß alle religiöſen Vereinigungen in der Verwaltung ihrer inneren Ängelegen= 
heiten ſelbſtändig ſind. Das Reich nimmt auf die innerkirchlichen Angelegen⸗ 
heiten keinen Einfluß, ſondern überläßt ſie der freien Geſtaltung durch die 
teligiöfen Vereinigungen ſelbſt. Die Kirchen und alle ſonſtigen Religions⸗ 
geſellſchaften haben das Recht zur freien Eigenverwaltung ihrer 
inneren Ungelegenheiten. In doppelter Weiſe unterſcheidet ſich dieſes 
Recht von der kirchlichen Autonomie gemäß Art. 137 Hbſ. 5 der Weimarer 
Derfaffung. Einmal gilt auch hier der Vorbehalt des Punktes 24 des Partei⸗ 
programms, und zwar auch in bezug auf die inneren Angelegenheiten der 
Religions geſellſchaften. Das Reich kann alſo in die kirchliche Eigenverwaltung 
eingreifen, wo der Beſtand oder das Sittlichkeitsempfinden des deutſchen 
Volkes verletzt oder gefährdet wird. Zum zweiten beſchränkt ſich das Eigen⸗ 
verwaltungs recht auf die innerkirchlichen Angelegenheiten im präziſen Sinne, 
während die Weimarer Derfaffung alle Angelegenheiten der Religions⸗ 
geſellſchaften der Eigenverwaltung überließ (Art. 137 Hbſ. 3). Nur die res 
in sacra, alſo nur die Angelegenheiten des Bekenntniſſes und des Kultus, 
können der völlig ſelbſtändigen Geſtaltung durch die Kirchen überlaſſen 
bleiben. Überall wo die Religionsgeſellſchaften über dieſe reinen Bekenntnis⸗ 
und Kultusfragen hinausgreifen, z. B. in den Schul- und Erziehungsfragen, 
muß ſich das Reich ein Einflußrecht wahren. Es handelt ſich nicht mehr um 
res in sacra, die der kirchlichen Eigenverwaltung vollſtändig überlaffen find, 
ſondern um res circa sacra, die der ſtaatlichen Aufficht unterliegen. Das 
völkiſche Reich muß auf dem jus circa sacra beſtehen, d. h. es muß ſich die 
Kirchenhoheit in allen Angelegenheiten vorbehalten, die das völkiſche Ethos, 
die politiſche Ordnung und Exiſtenz ſowie den ſtaatlichen Aufgabenbereid) 
betreffen!) 

Die ſtaatliche Kirch enhoheit iſt unentbehrlich, weil keine Religionsgeſell⸗ 
ſchaft ſich vollſtändig auf ihre rein geiſtlichen Angelegenheiten beſchränken 
kann. Jede Religionsgeſellſchaft bedarf einer wirtſchaftlichen Grundlage für 
ihre geiſtliche Arbeit. Sie muß daher zunächſt einmal rechtsfähig“, d. h. vermö⸗ 
gensfähig fein; fie muß Einkünfte ziehen und Ausgaben vornehmen können. 
Dieſe Dermögensverwaltung der Kirchen, die bekanntlich einen ſehr erheb⸗ 
lichen Umfang hat und für die Volkswirtſchaft wie für die ſtaatliche Sinanz- 
wirtſchaft von großer Bedeutung iſt, ragt über den rein geiſtlichen Bezirk 
hinaus und weit in den weltlichen Bezirk hinein, der dem Reich zugeordnet 

2) Zur Geſchichte diefer Begriffe vgl. J. Heckel, Cura religionis — Jus in 
sacra — Jus circa sacra (Seſtſchrift für U. Stutz. 1938. S. 224 ff.). 
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ift. Dazu kommt, daß die Religionsgejellihaften in großem Umfang auf 
ſtaatliche Zuſchüſſe (die ſogenannten Staatsleiſtungen) und auf die ſtaatliche 
Hilfe bei der Erhebung ihrer Steuern angewieſen find. Die geſamte Der- 
mögens verwaltung der Religionsgeſellſchaften muß daher der ſtaatlichen 
Sinanzaufſicht unterftehen. Dieſer Grundſatz iſt für Preußen in dem Geſetz 
über die Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 
und in dem Geſetz über die Dermögensverwaltung in den evangeliſchen 
Landeskirchen vom 11. März 1955 durchgeführt worden“). 

Nun ragt nicht nur dieſe vermögensrechtliche Stellung der Kirchen in das 
vom Reich beſtimmte weltliche Gebiet hinein, ſondern die geſamte äußere recht: 
liche Organiſation der Kirchen iſt eine Aingelegenheit, die nicht rein geiſtlichen, 
ſondern auch weltlichen Charakter beſitzt. Deshalb muß das Reich das Recht 
in Unſpruch nehmen, auch über diefe Organiſation der Kirchen zu wachen 
und dafür zu ſorgen, daß ſie die ſtaatlichen Intereſſen nicht verletzt. Beſon⸗ 
ders ſtark iſt dieſe ſtaatliche Organifationsaufficht bei den Religions⸗ 
geſellſchaften, die die Eigenſchaft einer öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft be⸗ 
ſitzen, weil hier jede organiſatoriſche Änderung unmittelbar das Derfaffungs- 
und Verwaltungsrecht des Reiches mitberührt. Gegenüber den öffentlichen 
Religionsgeſellſchaften behält ſich das Reich die Genehmigung aller Ande⸗ 
rungen des organiſatoriſchen und rechtlichen Aufbaus vor. Deshalb mußte 
die neue katholiſche Bistums organiſation vom Staat im preußiſchen Kon- 
kordat von 1929 genehmigt werden, und ebenſo bedurfte der Neuaufbau 
der Deutſchen Evangeliſchen Kirche der Genehmigung des Reichs, die in dem 
Geſetz über die Verfaſſung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 14. Juli 
1933 erteilt worden ift. 

Schließlich aber wirkt die Beſetzung der kirchlichen Amter auf die 
ſtaatliche Ordnung ein. Das Reich kann ſich zwar dieſe Beſetzung nicht 
ſelbſt vorbehalten; das würde einen Eingriff in die inneren geiſtlichen Hn⸗ 
gelegenheiten der Kirche bedeuten und eine Rückkehr zum Suſtem der Staats⸗ 
kirche in ſich ſchließen. Alber wenn das Reich auch die Auswahl der kirchlichen 
Amtsträger der Kirche überläßt, jo muß es doch um feiner eigenen Ordnung 
willen gewiſſe Mindeſtanforderungen an die kirchlichen klmtsträger ſtellen. 
Es ſteht ihm die Amteraufſicht zu. Die Vorſchrift des Art. 137 Abſ. 3 
Sat 2 der Weimarer Verfaſſung, die jeden Einfluß des Staates auf die Be⸗ 
ſetzung der Kirchenämter ausſchließen ſollte, hat ſich ſelbſt innerhalb des 
Weimarer kirchenpolitiſchen Suſtems nicht völlig durchſetzen laſſen. Sie hat 
heute keine Geltung mehr; vielmehr bedingt die politiſche Grundordnung 
des neuen Reiches die ſachgemäße Wahrung der ſtaatlichen Belange gerade 

) Siehe auch unten S. 507 f. 
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in der überaus wichtigen Ämterfrage. Das Reich kann verlangen, daß dieſe 
Amtsträger die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Es kann einen be⸗ 
ſtimmten Ausbildungsgang, insbeſondere den Beſuch deutſcher Schulen und 
Univerſitäten vorſchreiben. Es kann ſchließlich für die leitenden kirchlichen 
Amtsträger verlangen, daß fie dem Deutſchen Reich und feiner politiſchen 
Ordnung nicht feindlich geſonnen ſind. Deshalb muß es ſich ein Einſpruchs⸗ 
recht gegenüber politiſch bedenklichen Perſönlichkeiten, die für leitende Kir⸗ 
chenämter vorgeſehen ſind, wahren. Es kann auch fordern, daß von den hohen 
kirchlichen Amtsträgern ein Eid der Treue gegenüber Sührer, Volk und Reich 
abgelegt wird. 


c) Die Kirchen als Körperſchaften des öffentlichen Rechts 

Die Weimarer Derfafjung gewährleiftete in Art. 137 Abf. 5 den Kirchen 
die Stellung von Rörperſchaften des öffentlichen Rechts. Sie übernahm damit 
einen Begriff, der ſich im Staatskirchenrecht des 19. Jahrhunderts entwickelt 
hatte, deſſen Urſprung aber bis in das 16. und 17. Jahrhundert zurückreicht. 
fluch heute wird in Kirchenverträgen und Geſetzen an dem Begriff der öffent⸗ 
lichen Rörperſchaft für die Kirchen feſtgehalten. Doch ſetzt fi die Er⸗ 
kenntnis durch, daß der Begriff der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft eine 
bloße Sammelbezeichnung für die verſchiedenartigſten Gebilde iſt, die nur 
das eine gemeinſam haben, daß ſie in irgendeiner Weiſe der öffentlichen 
Ordnung des Reiches zugehören!). Abgejehen von dieſem einzigen gemein⸗ 
ſamen Merkmal find die konkreten Gemeinſchaften, Derbände und Einrich⸗ 
tungen, die unter der Bezeichnung „öffentliche Körperſchaft“ gemeinhin zu⸗ 
ſammengefaßt werden, weſensverſchieden. Es iſt niemals möglich, aus den 
Eigenſchaften einer dieſer ebensordnungen Rückſchlüſſe auf die einer anderen 
zu machen. Das gilt in beſonderem Maße für die Religionsgeſellſchaften, die 
öffentliche Körperſchaften ſind. Es iſt alſo nicht möglich, Rechtsgrundſätze, die 
für andere öffentliche Körperſchaften entwickelt worden find, auf die Religions⸗ 
geſellſchaften einfach zu übernehmen. Sondern es iſt notwendig, die Rechts⸗ 
lage öffentlicher Religionsgeſellſchaften unmittelbar aus ihrer eigenen 
Weſensart zu entwickeln. 

Seit ſteht zunächſt, daß die Eigenſchaft einer öffentlichen Körperſchaft 
den Religionsgeſellſchaften vom Reiche beſonders verliehen ſein muß. Die 
Religionsgeſellſchaften bringen dieſe Eigenſchaft alſo nicht mit ſich, ſondern 
erhalten ſie durch ſtaatliche Verleihung, die im Ermeſſen der zuſtändigen 
ſtaatlichen Organe ſteht. Der Art. 157 Abſ. 5 der Weimarer Derfaffung hatte 
dieſes ſtaatliche Ermeſſen allerdings ſtark beſchränkt. Den Religionsgeſell⸗ 

3) Siehe oben S. 462 f. 
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ſchaften, die bereits öffentliche Körperſchaften waren, wurde dieſe Qualität 
garantiert; die Entziehung der öffentlichen Eigenſchaft wurde ausgeſchloſſen. 
Anderen Religionsgeſellſchaften mußte die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Körperſchaft verliehen werden, wenn fie beſtimmte Dorausſetzungen er⸗ 
füllten, wenn fie nämlich „durch ihre Derfaffung und die Jahl ihrer 
Mitglieder die Gewähr der Dauer“ boten. Dieſe Bindungen ſind heute 
entfallen. Das Reich iſt nicht gehindert, die Verleihung der öffentlichen 
Rörperſchaftsqualität zurückzuziehen“), und es ift nicht verpflichtet, neuen 
Religionsgefellichaften dieſe Eigenſchaft zu verleihen, wenn die genannten 
Dorausfegungen erfüllt find. Sondern es kann über Verleihung und Wider⸗ 
ruf nach ſeinem Ermeſſen entſcheiden. Eine Bindung beſteht nur dort, wo 
durch Verträge mit einzelnen Kirchen die Hnerkennung als öffentliche Körper⸗ 
ſchaft aus geſprochen worden iſt. 

Die Eigenſchaft der „öffentlichen Körperfchaft“, die auch heute den großen 
chriſtlichen Kirchen erhalten geblieben iſt, bedeutet für ſie eine Auszeihnung 
und Privilegierung durch das Reich. Sie nehmen durch diefe öffentliche 
Qualifizierung an den ſtaatlichen Funktionen teil, und zwar auf eine drei⸗ 
fache Weiſe: ihnen wird öffentliche, d. h. vom Reich ſtammende Hoheits⸗ 
gewalt überlaſſen, fie empfangen finanzielle Sörderung durch die Gewährung 
von Staatsleiſtungen, und fie werden im ſtaatlichen Erziehungsweſen durch 
die Einrichtung von Bekenntnisſchulen und durch die Erteilung von Reli- 
gionsunterricht berückſichtigt. In allen dieſen Sällen handelt es ſich um freie 
Ceiſtungen des Reiches, und eine rechtliche Bindung beſteht nur, ſoweit ſie 
in den Kirchenverträgen ausdrücklich begründet worden iſt. 

Die öffentlichen Religionsgeſellſchaften üben in erfter Linie vom Reiche 
überlaſſene Hoheits gewalt aus. Sie ſetzen Recht, das das Reich anerkennt 
und das durch dieſe knerkennung Verbindlichkeit in der ſtaatlichen Ordnung 
erhält. Es mag ſein, daß in der rein geiſtlichen Ordnung der Kirche das kirch⸗ 
liche Recht auch ohne ſtaatliche Anerkennung „gilt“. Für die weltliche Ord⸗ 
nung leitet das kirchliche Recht ſeine Geltung von der ſtaatlichen Anerkennung 
ab. Gleichgültig iſt dabei, ob der Staat ſich ein ſpezielles Placet für einzelne 
kirchliche Geſetzgebungsakte vorbehält, oder ob er ein generelles Placet aus⸗ 
ſpricht, das von vornherein alle kirchlichen Geſetzgebungsakte zuläßt. fluch 
in dieſem letzten Sall iſt vorausgeſetzt, daß die kirchliche Geſetzgebung ſich im 

) Dürch das Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Kultusvereinigun- 
gen vom 28. März 1938 (RG Bl. I 338) iſt den Synagogengemeinden und verbän⸗ 
den die Stellung von öffentlichen Körperfchaften entzogen worden, ſoweit ſie dieſe 
bisher beſaßen. Sie find nunmehr rechtsfähige Vereine, unterſtehen aber einer ver⸗ 


ſchärften ſtaatlichen Auffict. - Nach Art. 157 Abf. 5 WRV. wäre eine ſolche Rechts⸗ 
änderung nicht zuläſſig geweſen! „ 
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Rahmen ihrer Juſtändigkeit hält, d. h. insbeſondere, daß fie nicht gegen die 
ſtaatlichen Geſetze verſtößt. Wie die Rechtſetzung, ſo bedarf auch die kirchliche 
Der waltung der ſtaatlichen Julaſſung, um über den rein geiſtlichen Raum 
hinaus weltliche Verbindlichkeit zu beſitzen. „Verwaltungsakte“ mit verbind⸗ 
licher Wirkung für die ſtaatliche Ordnung kann die Kirche nur auf Grund 
ſtaatlicher Anerkennung erlaſſen. Das zeigt ſich am deutlichften im kirchlichen 
Steuerrecht. Nur ſoweit der Staat der Kirche das Recht, Steuern zu erheben, 
einräumt, kann die Kirche verbindliche Steuergeſetze ſchaffen und vollſtreck⸗ 
bare Steuerbeſcheide erlaſſen. Schließlich iſt auch die kirchliche Recht⸗ 
ſprech ung von der ſtaatlichen Anerkennung abhängig, ſoweit ſie mehr als 
eine geiſtliche Wirkung beanſprucht. Das gilt insbeſondere für die kirchlichen 
Diſziplinarurteile, deren Vollſtreckung von der ſtaatlichen Zulaſſung abhängt. 

Die öffentlichen Religionsgeſellſchaften erhalten finanzielle Lei⸗ 
ſtungen des Staates, die in Art, 138 Abf. 2 der Weimarer Verfaſſung aus⸗ 
drücklich garantiert waren, ſoweit ſie auf Geſetz, Vertrag oder ſonſtigen 
Rechtstiteln beruhten. Dieſe „Derfaſſungs garantie“ fehlt den Staats⸗ 
leiſtungen heute; doch gibt es beſondere Dertragsgarantien, an die der 
Staat gebunden ift!). Ahnlich verhält es ſich mit den Beſtimmungen der Wei⸗ 
marer Derfaſſung über das Schulweſen. Weder der Art. 146 Abf. 2, der die 
Errichtung von Bekenntnisſchulen gewährleiſtet, noch der Urt. 149 Abſ. 3, 
der die Erteilung konfeſſionell gebundenen Religionsunterrichts zuſichert, 
beſteht als Verfaſſungs garantie fort. Nur ſoweit vertragliche Abmachungen 
über dieſe Fragen gegeben find, hat der Staat ſich gebunden. Abgeſehen da⸗ 
von hat er mit dem Sturz der Weimarer Derfaflung die volle Handlungs⸗ 
freiheit zurückerworben. 
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a) Die katholiſche Kirche 


Schrifttum: R. Buttmann, Das Konkordat des Deutſchen Reiches mit der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche. Nationalſozialiſtiſches handbuch. S. 453 ff. W. Weber, 
Das Reichs konkordat in der deutſchen Rechtsentwicklung. ZATDR. 1938. S. 532 ff.— 
Derſelbe, Das Nihil obſtat. Beiträge zum Verhältnis von Staat und katholiſcher 
Kirche. Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſ. Bd. 99. S. 193 ff. 

Die Rechtsſtellung der katholiſchen Kirche im neuen Reich iſt in dem 


Konkordat vom 20. Juli 1933 umſchrieben worden. Das Konkordat 


) Dol. zu dieſer Frage die Entſcheidung des Reichsgerichts vom 9. September 
1937, ZATDR., 1938, S. 25, mit Stellungnahme von Miniſterialrat Stahn. 
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beſtätigt die mit Bauern (1924), Preußen (1929) und Baden (1932) ge⸗ 
ſchloſſenen Cänderkonkordate von Reichs wegen; das alte Vertragsrecht iſt 
alſo aufrechterhalten und gilt neben dem Reichstontordat?). Don den Einzel⸗ 
beſtimmungen des Ronkordats ſeien die folgenden als beſonders weſentlich 
hervorgehoben. 

Das Reichstontordat gewährleiſtet die Bekenntnis⸗ und Kultus freiheit 
für die katholiſche Religion. Es erkennt das Recht der katholiſchen Kirche an, 
ihre Angelegenheiten ſelbſtändig zu verwalten und bindende Geſetze und 
Anordnungen für ihre Mitglieder zu erlaſſen. Doch iſt das Eigenverwaltungs⸗ 
recht der Kirche nur im Rahmen der für alle geltenden Geſetze 
gewährt, und ihre Rechtſetzungs gewalt iſt auf den Rahmen ihrer Ju⸗ 
ſtändigkeit beſchränkt. 

Die kirchliche Diözejanorganifation und ⸗zirkumſtription bleibt nach dem 
Konkordat beſtehen. Veränderungen dürfen von der Kirche nur durch Derein- 
barung mit der Reichsregierung getroffen werden. Soweit die innere Neu⸗ 
gliederung des Reiches Änderungen in der Diözeſanorganiſation erforderlich 
macht, ſind ergänzende Vereinbarungen zwiſchen dem Reich und der Kurie in 
Ausficht genommen. Kirchliche Ämter können frei errichtet und umgewandelt 
werden, wenn Staatsmittel dafür nicht aufgewandt werden müſſen. Die Bil- 
dung und veränderung von Kirchengemeinden dagegen unterliegt ſtets der 
ſtaatlichen Mitwirkung, die nach vereinbarten Richtlinien zu erfolgen hat. Die 
Eigenſchaft von Körperſchaften des öffentlichen Rechts iſt den katholiſchen 
Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbänden und Diözeſanverbänden, den 
Biſchöflichen Stühlen, Bistümern und Kapiteln, den Orden und anderen 
religiöſen Genoſſenſchaften gewährleiſtet, ſoweit ſie bisher ſolche waren. Im 
übrigen wird die Eigenſchaft eines rechtsfähigen Verbandes oder einer öffent⸗ 
lichen Rörperſchaft gemäß den ſtaatlichen Vorſchriften erworben. Auch das 
katholiſche Derbandswejen unterliegt der ſtaatlichen Einwirkung. Die⸗ 
jenigen katholiſchen Organiſatjonen und Verbände, die ausſchließlich reli⸗ 
giöſen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen, werden in ihrem 
Beſtand und in ihrer Tätigkeit durch den Staat nicht angetaſtet. Aber ſie 
unterliegen natürlich den allgemeinen Staats geſetzen, die für ſie verbindlich 
find. Die ftaatliche Organiſationsaufſicht iſt im Reichs konkordat alſo in vollem 
Umfang anerkannt. 

Die Art. 14 und 16 des Konkordats regeln die ſtaatliche Amteraufficht. 
Danach hat die Kirche grundſätzlich das freie Beſetzungs recht für alle Ämter 
und Benefizien ohne ftaatliche Mitwirkung. Doch ſind für alle katholiſchen 
Geiſtlichen die deutſche Staatsangehörigkeit und ein beſtimmter Alus bildungs⸗ 

) Über das öſterreichiſche Konkordat von 1934 ſiehe oben S. 88, 95. 
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gang vorgeſchrieben. Ferner find den Geiſtlichen und Ordensleuten die Mit⸗ 
gliedſchaft in politiſchen Parteien und die Tätigkeit für ſolche Parteien ver⸗ 
boten. Die Zugehörigkeit zur ſtaatstragenden Bewegung kann aber natürlich 
durch dieſes Verbot nicht getroffen fein. Für die Beſetzung der Biſchöflichen 
Stühle gelten die in den drei Candeskonkordaten getroffenen Vorſchriften, 
die ein Recht der Landes regierungen vorſehen, Erinnerungen oder Bedenken 
politiſcher Art gegen die Ernennung zu erheben (Art. 14 des bayriſchen 
Ronkordats, Art. 6 des preußiſchen Ronkordats, Art. 3 des badiſchen Ron⸗ 
kordats). Das Reichskonkordat dehnt dieſes Erinnerungsrecht auf die bisher 
nicht erfaßten Bistümer Rottenburg und Mainz aus. Es begründet darüber 
hinaus die Pflicht der Kirche, die Ernennung von Biſchöfen nur zu vollziehen, 
wenn der Reichsſtatthalter feſtgeſtellt hat, daß Bedenken allgemein politiſcher 
Natur gegen den Auserſehenen nicht beſtehen. Damit iſt neben das Erinne⸗ 
rungsrecht der Landesregierungen ein Einſpruchsrecht der Reichsſtatthalter 
getreten. Das Schlußprotokoll vom 20. Juli 1955 bemerkt dazu, daß ein 
„ſtaatliches Vetorecht“ nicht begründet werden ſoll. Solche Feinheiten der 
kurialen Amtsfprache können nicht darüber täuſchen, daß die Ernennung 
eines Biſchofs unzuläſſig iſt und vom Staate nicht anerkannt zu werden 
braucht, wenn politiſche Bedenken erhoben werden. Die Biſchöfe leiſten vor 
ihrem Amtsantritt in die hand des Reichsſtatthalters oder des Führers einen 
Eid folgenden Wortlauts: 

„Vor Gott und auf die heiligen Evangelien ſchwöre und verſpreche ich, fo wie es 
einem Biſchof geziemt, dem Deutſchen Reich und dem Lande .. . Treue. Ich 
ſchwöre und verſpreche, die verfaſſungsmäßig gebildete Regierung zu achten und von 
meinem Klerus achten zu laſſen. In der pflichtmäßigen Sorge um das Wohl und das 
Intereſſe des deutſchen Staatsweſens werde ich in Ausübung des mir übertragenen 
geiſtlichen Amtes jeden Schaden zu verhüten trachten, der es bedrohen könnte.“ 

Zu erwähnen find ſchließlich noch die Schulvorſchriften des Konfordats. 
Die Schule iſt im neuen Reich grundſätzlich eine Staatsſchule, die der 
kirchlichen klufſicht nicht unterliegt. Das Konkordat hält an dieſem Grundſatz 
durchaus feſt. Hinſichtlich des Religionsunterrichts und der konfeſſionellen 
Schulen enthält es allerdings gewiſſe Jugeſtändniſſe zugunſten der Kirche. 
Der katholiſche Religionsunterricht ſoll ordentliches Cehrfach in Volks⸗ 
ſchulen, Berufsſchulen, mittelſchulen und höheren Lehranſtalten fein. Er [ol 
in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der katholiſchen Kirche erteilt 
werden. Der Lehrſtoff und die Lehrbücher werden vom Staat im Einver⸗ 
nehmen mit der Kirche beſtimmt. Ebenſo werden die Religionslehrer auf 
Grund einer Derftändigung zwiſchen der Landesregierung und dem Biſchof 
angeſtellt. Das Reich garantiert der Kirche die Beibehaltung und Neubildung 
latholiſcher Bekenntnisſchulen, ſoweit das im Rahmen eines geordneten 
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Schulbetriebs durchführbar iſt. Was „geordneter Schulbetrieb“ heißt, wird 
durch die ſtaatlichen Vorſchriften, nicht durch die kirchlichen Anſchauungen 
beſtimmt. Der Staat verpflichtet fi} weiter, an katholiſchen Volksſchulen nur 
ſolche Cehrer anzuſtellen, die der katholiſchen Kirche angehören und den 
beſonderen Erforderniſſen der katholiſchen Bekenntnisſchule entſprechen. Ob 
dieſes letzte Erfordernis gegeben iſt, kann nur von den ſtaatlichen Schul⸗ 
behörden entſchieden werden. Denn auch die Bekenntnisſchule iſt Staats⸗ 
ſchule, nicht Kirchenſchule, und ihr Weſen wird vom Staate, nicht von der 
Kirche geſtaltet. 


b) Die Deutſche Evangeliſche Kirche 

Schrifttum: Cölle, Rechtsfragen aus dem Gebiet der 15. Durchführungsver⸗ 
ordnung des Geſetzes zur Sicherung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche. Rb Bl. 
1937. S. 669 ff.—Derſelbe, Die rechtliche Stellung der Sinanzabteilungen und ihr 
klufgabenbereich nach der 15. Durchführungsverordnung zum Geſetz zur Sicherung 
der Deutſchen Evangeliſchen Kirche. Ebenda. S. 937 ff.—Derſelbe, Bemerkungen 
zur Auslegung und Ergänzung des Geſetzes über das Beſchlußverfahren in Rechts⸗ 
angelegenheiten der Evangeliſchen Kirche. Ebenda. S. 1013 ff. - A. Röttgen, 
Staat und Kirche. RD Bl. 1935. S. 829 ff. - F. Schucht, Das Beſchlußverfahren in 
Rechts angelegenheiten der evangeliſchen Kirche. RD Bl. 1955. S. 788 ff. - Stahn, 
Die Arbeit der Beſchlußſtelle in Rechtsangelegenheiten der Evangeliſchen Kirche. 
Zeitſchr. d. AL. f. DR. 1937. S. 709 ff. W. Weber, Das Beſchlußverfahren in 
Rechts angelegenheiten der Evangeliſchen Kirche. DI3. 1935. Sp. 1075 ff. - 
Derſelbe, Die Entwicklung des neuen evangeliſchen Staats⸗Rirchenrechts. O33. 
1956. Sp. 88 ff. 


Während es der katholiſchen Kirche nach der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 
lution entſcheidend darauf ankam, ihre gegebene Rechtsſtellung zu ſichern 
und den kirchenpolitiſchen status quo mit neuen Garantien in Sorm eines 
Reichs konkordats zu umkleiden, verſuchte der deutſche Proteſtantismus einen 
anderen Weg zu gehen. Ihm ſchien die Aufgabe geſtellt zu ſein, den völki⸗ 
ſchen Umbruch im religiöſen Bereich fortzuſetzen — die ſtaatliche Erneuerung 
mit einer kirchlichen Erneuerung zu begleiten. Wenn dabei zu Beginn des 
Jahres 1933 die Idee einer Reichskirche auftauchte, jo war damit nicht 
nur der Plan einer äußeren Vereinheitlichung des zerſplitterten evangeliſchen 
Kirchentums und einer organiſatoriſchen Unpaſſung an die durch die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Reichsreform geſchaffene ſtaatliche Ordnung gemeint. Reichs⸗ 
kirche konnte nur eine an haupt und Gliedern und im inneren Weſen erneu⸗ 
erte Kirche ſein, der es gelang, die aufgebrochenen völkiſchen Kräfte in ſich 
zu ſammeln. Es iſt bekannt, daß der zunächſt hoffnungsvolle Beginn um die 
Pfingſtzeit des Jahres 1933 bereits erſtickt war. Der beginnende Rirchenſtreit 
führte zu einem erſten Eingriff des Landes Preußen, indem wegen der ent⸗ 
ſtandenen Notlage der Kirche am 24. Juni 1933 Staatskommiſſare in den 
preußiſchen Landeskirchen eingeſetzt wurden. 


„ 
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Troß der bereits eingetretenen inneren Zerwürfniſſe gelang es, am 
11. Juli 1933 die organiſatoriſche Einheit der De utſchen Evangeliſchen 
Kirche herzuſtellen und ihr eine Derfaffung zu ſchaffen. Dieſes Derfaffungs- 
werk war ein Akt innerkirchlicher Rechtſetzung. Da es ſich jedoch um eine 
völlige Neuordnung des ganzen evangeliſchen Kirchenweſens handelte, mußte 
die ſtaatliche Organiſationsaufſicht eingreifen; nur mit ſtaatlicher Genehmi⸗ 
gung konnte die Derfaffung in Kraft treten. Dieſe Genehmigung wurde in 
Artikel 1 des Geſetzes über die Derfaffung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche 
vom 14. Juli 1935 ausgeſprochen. Der Artitel 2 dieſes Geſetzes verlieh der 

Deutſchen Evangeliſchen Kirche die Stellung einer Rörperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts; er begründete damit die öffentliche Privilegierung der Kirche 
und ſchuf zugleich die Grundlage für das jus circa sacra des Reiches gegen⸗ 
über der Kirche. Die flrtikel 3 und 4 trafen Vorſchriften von verwaltungs⸗ 
mäßiger Bedeutung in bezug auf Zwangsetatiſierung und Diſziplinarver⸗ 
fahren. Der Artitel 5 ordnete Neuwahlen für ſämtliche Vertretungskörper⸗ 
ſchaften der deutſchen Tandeskirchen an. Er griff damit ſehr tief in die kirch⸗ 
liche Organiſation ein; doch ſetzte die Neuordnung des geſamten evange⸗ 
liſchen Kirchenweſens eine Neubildung der Dertretungsorgane notwendig 
voraus, und jo war es gerechtfertigt, daß das Reich diefe einſchneidende orga⸗ 
niſatoriſche Maßnahme traf. 

Das Derfaſſungswerk vom 11. Juli 1933 hat bekanntlich die wirkliche 
innere Einheit der Kirche nicht zu bringen vermocht; durch den Kirchenſtreit 
wurde vielmehr auch die äußere Ordnung in zunehmendem Maße zerſtört. 
Trotzdem hat das Reich lange Zeit davon abgeſehen, von ſeinem Recht der 
Organiſationsaufſicht Gebrauch zu machen und mit ſeinen Mitteln für äußere 
Ordnung und Rechtsficherheit zu ſorgen. Erſt als in den preußiſchen Kirchen 
durch den Streit die geſamte Finanzlage in völlige Verwirrung geriet, hat 
das Land Preußen mit dem Geſetz über die Dermögensverwaltung 
in den evangeliſchen Candeskirchen vom 11. März 1935 eingegriffen. 
Bei den leitenden kirchlichen Amtern wurden vom Staate Sinanzabteilungen 
gebildet, denen die geſamte Sinanzgebarung und Dermögensverwaltung 
der Kirchen übertragen wurde. Die Anordnungen der Rirchenleitungen mit 
finanzieller Auswirkung wurden von der Zuſtimmung der Sinanzabteilun- 
gen abhängig gemacht. Dieſe Sinanzabteilungen find Kirchenorgane; fie find 
jedoch der Staatsregierung für die ordnungsmäßige Verwendung der Staats⸗ 
zuſchüſſe verantwortlich. Es liegt ihnen, wie die 1. Durchführungsverordnung 
vom 11. April 1935 betont, darüber hinaus ob, dafür Sorge zu tragen, daß 
eine den öffentlichen Belangen entſprechende ordnungsmäßige Verwaltung 
der Kirchen gewährleiſtet bleibt. Sie haben deshalb nicht nur die Kirchen⸗ 
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leitung, fondern auch den zuftändigen Staatsminiſter über die Sinanzlage 
ſtändig zu unterrichten. Der Staat hat hier von ſeinem Recht der Sinanz- 
auſſicht einen ſehr tiefgehenden, aber notwendigen Gebrauch gemacht. 
Eine beſondere Komplikation hatte ſich für das Reich aus dem Kirchen⸗ 
itreit dadurch ergeben, daß in ſteigendem Maße die ftaatlichen Gerichte ange⸗ 
gangen wurden, Fragen des Kirchenſtreits zu entſcheiden. Insbeſondere die 
Gehaltsklagen amtsenthobener Geiſtlicher ſtellten die Gerichte vor die Not⸗ 
wendigkeit, die Rechtmäßigkeit kirchlicher Amtshandlungen zu prüfen. Das 
führte zu einer ſtarken Belaſtung der Gerichte mit kirchenrechtlichen und 
kirchenpolitiſchen Streitfragen, darüber hinaus aber wegen der Möglichkeit 
widerſprechender Gerichtsurteile zu einer zunehmenden Rechts unſicherheit 
im Volk. Dieſen Gefahren iſt das Reich mit dem Geſetz über das Beſchluß⸗ 
verfahren in Rechtsangelegenheiten der Evangeliſchen Kirche 
vom 26. Juni 1935 begegnet. Das Geſetz richtet eine Beſchlußſtelle in Rechts⸗ 
angelegenheiten der Evangeliſchen Kirche ein, deren Aufgabe es iſt, über die 
Gültigkeit kirchlicher Maßnahmen, die ſeit dem 1. Mai 1933 getroffen wur⸗ 
den, zu entſcheiden, falls die Beurteilung eines bürgerlichen Rechtsſtreits 
davon abhängt. Das gerichtliche Verfahren iſt bis zur Entſcheidung der Be⸗ 
ſchlußſtelle, die endgültig und allgemein verbindlich iſt, auszuſetzen. Es kann 
natürlich keine Rede davon ſein, daß das Reich mit dieſem Geſetz unbefugt 
in innerkirchliche Angelegenheiten eingegriffen habe. Es hat vielmehr an die 
Stelle der an ſich zuständigen ſtaatlichen Zivilgerichte eine andere ſtaat⸗ 
liche Inſtanz geſetzt. Das Verfahren, das manche Ahnlichkeiten mit der 
früheren preußiſchen Konflittserhebung nach dem Geſetz vom 13. Februar 
1854 aufweiſt, dient der Entlaſtung und der Entpolitiſierung der Juſtiz, 
ſowie der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung im deutſchen Volk und Reich. 
Handelt es ſich bei der Einſetzung der Sinanzabteilungen und der Bes 
ſchlußſtelle um ſtaatliche Einzelmaßnahmen, jo bezweckt das Geſetz zur 
Sicherung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 24. September 
1955 eine totale Sanierung der gefährdeten kirchlichen Organiſation. Der 
Vorſpruch des Geſetzes ſtellt feſt, daß das evangeliſche Kirchenvolk den Zu⸗ 
ſammenſchluß zur Deutſchen Evangeliſchen Kirche zwar vollzogen habe, daß 
jedoch durch den Kampf kirchlicher Gruppen untereinander die Einigkeit des 
Kirchenvolks zerriſſen, die Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit des Einzelnen 
beeinträchtigt, die Volksgemeinſchaft geſchädigt und der Beſtand der evan⸗ 
geliſchen Kirche den ſchwerſten Gefahren ausgeſetzt worden ſei. In dieſer 
Notlage mußte die Reichsregierung ihrer pflicht als Treuhänder ge⸗ 
mäß zu beſonderen Anordnungen greifen, um den Beſtand der Deutſchen 
Evangeliſchen Kirche zu ſichern und eine Ordnung herbeizuführen, in der 
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die Kirche ihre Glaubens⸗ und Bekenntnisfragen ſelbſt zu regeln ver⸗ 
mag. Sie erteilte dem Reichskirchenminiſter die Vollmacht, zur Wiederher⸗ 
ſtellung geordneter Zuftände in der Deutſchen Evangeliſchen Kirche und in 
den Landeskirchen Verordnungen mit rechtsverbindlicher Kraft zu erlaſſen. 

Der Vorſpruch des Geſetzes, der keine unverbindliche Proklamation, ſon⸗ 
dern vollverbindliches Recht iſt, ergibt dreierlei: Einmal zieht ein innerkirch⸗ 
licher Kampf, der die Einheit und den Beſtand der Kirche erſchüttert, auch 
die Ordnung des Reiches in Mitleidenſchaft. Denn wenn auch religiöfe und 
politiſche Ordnung geſchieden find, fo iſt doch das evangeliſche Kirchenvolf 
ein Teil der geſamtvölkiſchen Gemeinſchaft, und die Kirche ſelbſt iſt als 
öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft ein Teil der öffentlichen Ordnung des Reiches. 
Unruhen und Wirren in der Kirche ſtören auch die ſtaatliche Ordnung und 
fordern ein ſtaatliches Eingreifen. Jum zweiten handelt das Reich, wenn es 
Maßnahmen zur Sicherung der Kirche trifft, nicht als bloßer Bewahrer einer 
äußeren Ordnung und Ruhe, ſondern ihm kommt es auf die innere Einigkeit 
und den wahren Srieden in der Kirche an. Es trifft ſeine Maßnahmen nicht 
als Inhaber der Polizeigewalt, ſondern als Treuhänder der Kirche. 
Zum dritten aber dient fein Eingreifen nicht der Aufrichtung eines Staats⸗ 
kirchentums. Es ſtrebt nicht danach, die Kirche dauernd der ſtaatlichen Leitung 
zu unterſtellen, ſondern es handelt — wie der Vorſpruch mit Nachdruck fagt — 
„von dem Willen durchdrungen, einer in ſich geordneten Kirche möglichſt 
bald die Regelung ihrer Angelegenheiten ſelbſt überlaſſen zu können“. 

Auf Grund der ihm erteilten Ermächtigung hatte der Reichskirchen⸗ 
miniſter zunächſt verſucht, durch die Einſetzung der Kirchenausſchüſſe zu einer 
Befriedung zu gelangen. Er hatte für die Deutſche Evangeliſche Kirche 
einen Reichskirchenausſchuß gebildet, der aus Männern der Kirche be⸗ 
ſtand und dem die Leitung und die Vertretung der Kirche, ſowie der Erlaß 
von Verordnungen zuſtand. Ebenſo hatte er für eine Reihe von Landeskirchen, 
nämlich die Altpreußifche Union, Naſſau⸗heſſen, Sachſen, Kurheſſen⸗Waldeck, 
Braunſchweig, Schleswig⸗holſtein und Hannover, Candeskirchenausſchüſſe, 
in der Altpreußifchen Union auch Provinzialkirchenausſchüſſe gebildet. Alle 
dieſe Kirchenausſchüſſe ſollten nicht ſtaatliche Organe zur Derwaltung der 
Rirche, ſondern kirchliche Organe ſein, denen im Gebiet der betreffenden 
Kirchen die Ausübung kirchenregimentlicher und kirchenbehördlicher Befug⸗ 
niſſe allein zuſtand (5. Durchführungsverordnung vom 2. Dezember 1935 
mit Bekanntmachung vom 20. Dezember 1955, REBl. I 1370/1522), 

Nachdem es dem Reichskirchenausſchuß jedoch nicht gelang, eine Einigung 
der kirchlichen Gruppen der Deutſchen Evangeliſchen Kirche durchzuführen, 
erklärte er Anfang Sebruar 1937 feinen Rücktritt. Die vom Sührer darauf in 
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ſeinem Erlaß vom 15. Februar 1937 (RGBL I 203) in Ausſicht genommene 
Wahl einer verfaſſunggebenden Generalſunode der Deutſchen Evangeliſchen 
Kirche konnte wegen des fortdauernden inneren Kampfes der kirchlichen 
Gruppen bisher nicht durchgeführt werden). Am 23. Auguft 1937 mußte 
auch der Candeskirchenausſchuß der kltpreußiſchen Union abberufen werden; 
auch die übrigen Kirchenausfchüffe wurden nun liquidiert). 

Der Sicherung des Beſtandes der Deutſchen Evangeliſchen Kirche dienen 
ſeither vor allem die 15. und 17. Durchführungsverordnung zu dem Geſetz 
vom 24. September 1935. Die 15. Durchführungsverordnung vom 25. Juni 
1957 (R6BI. I 697) hat die Stellung der Sinanzabteilungen auf 
das geſamte Reichsgebiet ausgedehnt. Bei der Deutſchen Evangeliſchen 
Kirchenkanzlei und bei den Derwaltungsbehörden der einzelnen Landes⸗ 
kirchen beſteht je eine Finanzabteilung, die die Vermögens verwaltung 
der Kirche leitet, den Haushaltsplan feſtſetzt, die Umlage der Kirche regelt 
und die Verwendung der Haushaltsmittel überwacht. Die Finanzabteilung 
iſt dem Staat für die ordnungsmäßige Verwendung der Staatszuſchüſſe und 
der Rirchenſteuermittel verantwortlich. Innerhalb der Kirche übt die Sinanz⸗ 
abteilung die Sinanzaufficht über die einzelnen Kirchengemeinden aus. — 
Die 17. Durchführungsverordnung vom 10. Dezember 1937 (RGBLI 1346) 
hat die Kirchenleitung in den Kirchen neu geregelt, in denen auf Grund 
der innerkirchlichen Wirren Unklarheiten entſtanden waren. Die Leitung 
der Deutſchen Evangeliſchen Kirche wurde dem Leiter der Rirchenkanzlei 
übertragen. Die Leitung der Landeskirchen wurde den im Amt befindlichen 
Kirchenregierungen beſtätigt. In Altpreußen, Sachſen, Schleswig-Hofftein 
und Naſſau⸗heſſen wurde die Leitung der Kirche dem im Amt befindlichen 
Leiter der oberſten kirchlichen Derwaltungsbehörde übertragen?). Die 
Kirchenleitung im Sinne dieſer Regelung umfaßt auch die Ausübung der 
kirchenregimentlichen Befugniſſe. Don anderen Stellen als den damit an⸗ 
erkannten Kirchenleitungen dürfen kirchenregimentliche und kirchenbehörd⸗ 
liche Befugniſſe nicht in Anſpruch genommen werden. 

) Über die Kufſchiebung der Kirhenwahl die Erklärung des Reichskirchen⸗ 
miniſters. Völkiſcher Beobachter, Nr. 346, vom 12. Dezember 1937. 

Ein letzter Candeskirchenausſchuß beſteht noch in Kurheſſen⸗Waldeck. Ogl. 


W. Weber, Neues Staatskirchenrecht. 1938. S. 34/35. 
) Dazu die Zufammenftellung bei w. Weber, a. a. O. S. 54 f. 
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353, 358 
Memelland und F. 149 
Ordensverleihung durch den §. 192 
Organiſationsgewalt des $. 270-273 
Oſtmark und F. 91 
Partei und $. 198, 212, 213, 214, 218, 
219, 222, 223, 299, 303 
Preußen und F. 331, 332 
Proklamation des F. 91, 136, 289 
Reichskanzler und F. 213-219, 221, 
227, 288 
Reichs kommiſſar und F. 98, 99, 117 
Reichs präſident und $. 40, 41, 45, 52, 
213-219, 222 
Reichs protektor und §. 141 
Reichsregierung und $. 223-229 
Reichsftatthalter und §. 344-347 
Reichstag und F. 197, 203-209, 220 
bis 222, 272 
Richtertum und $. 283, 285 
Richtlinien des $. 141, 142 
Vertretung des F. 91 
Derwaltungshoheit des $. 270-275 
Doltsabftimmung und F. 199-203 
Doltswille und S. 194-199, 209-211 
Wehrmacht und F. 142, 233, 253, 
267-270, 405, 415, 416, 439 
Sührerausleje 294, 295 
Sürforgepflicht 398, 400, 401 
Sürftenabfindung 200 
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Gaueinteilung 101 
Gauhauptmann 339, 343 
Gauleiter 98, 136, 141, 288, 298, 303, 
334, 355, 337, 346, 469 
Gauräte 3415 
Gebiet 75, 116, 137-141, 149, 155-157 
Geburtenüberſchuß 108 
Gegenzeichnung 17, 73, 228, 229, 268 
Geheime Staatspolizei 119, 123, 421 
Geheimer Kabinettsrat 141, 224, 225, 
253, 269 
Geiſtiges Eigentum 375 
Gemeinde: 
Arbeitsdienſt und G. 431 
Aufſicht über die G. 117, 466-469 
Auftragsangelegenheiten 337 
Beauftragter der NSDAP. 337, 352, 
469 
Bürgermeifter 297, 352, 468, 469 
Slaggenrecht der G. 188 
Gemeinderat 76, 79, 337, 468 
Gemeinderecht: 
des Reichs 97, 117, 122, 337 
Oſterreichs 97 
der Iſchecho⸗Slowakei 105-108 
Gemeindetag 97, 122 
Gemeindeverfaſſung 55, 288, 323, 
352, 465-469 
Gemeindevertretung 84, 86, 105, 
110, 112, 170, 288, 298, 323, 459 
Gewährleiſtung der G. 360, 363, 458 
Gleichſchaltung der G. 323 
Hamburg als G. 356-338 
HJ..heime 306 
Körperſchaftsqualität der G. 288, 
460, 461 
Reichsſtatthalter und G. 341 
Satzungen der G. 286 
Selbitverwaltung der G. 105, 259, 
462, 465-469 
Wien als 6. 343 
Generalbauinſpektor f. d. Reichshaupts 
ſtadt 225 
Generalbaurat f. d. Hauptſtadt d. Be⸗ 
wegung 225 
Generalinſpektor für das Straßenweſen 
Generalſtaatskommiſſar 85 
Generalſtab 268 
Genfer Protokolle 65-68, 86, 94, 95 
Geopolitik 156 
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Gerichtsgewalt 75, 122, 140, 141, 142, 
144, 276-286, 299 
Geſandter 141 
Geſchäftsre gierung 35, 319 
Geſellſchaft: ſiehe bürgerliche G. 
Geſetz: 
Husfertigung 17, 72, 99, 142, 258, 
239, 250 
Begriff 28, 49, 197, 239-242 
Durchführung der Reichsgeſetze 354, 
355 
Einzelakt und G. 259-261 
Sormelles Geſetz 245-248, 250, 265, 
272 
Grundgeſetz 55, 56, 57, 96, 117, 
253 


Initiative 77, 241 

Recht und G. 242-245 

Reichs⸗ und Candesgeſetz 99, 242 bis 
245, 354 

Richter und ©. 277, 278, 280-283 

Sanktion des G. 258 

Derfaſſung und G. 260, 282 

Verordnung und G. 48, 239, 251 bis 
259 


Verwaltung und G. 27, 236, 244, 
245, 273-275 

Vorbehalt des G. 240, 255, 254 

Geſetzgebung: 

G. durch den Bundesrat 22 

G. durch den Führer 197, 202, 203, 
207, 208, 209, 235, 235-261, 274 

G. durch die Nationalverſammlung 13 

G. durch das Parlament 24, 27, 76, 
236, 237, 238, 239, 240, 241, 244, 
246, 247, 258, 271, 274 

G. durch die Reichs regierung 45, 47, 
48, 226, 237, 238, 264 

6. durch den Reichstag 16, 24, 32, 
207, 208, 209, 220, 237, 258, 239, 
263, 264, 272 

G. durch die Volksabſtimmung 199 bis 
203, 237, 258 

G. durch den Volksentſcheid 201 

6. im Memelland 146 

G. in Öfterreich 61, 71, 75, 88, 100 

G. im Protektorat 141, 143 

Schranken der G. 26, 179 

Zuſtändigkeit zur G. 75, 100, 143, 
144, 248, 249, 341 

Geſetzgebungsſtaat 235 
Geſundheitsweſen 131, 132, 487-489 
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Gewaltenteilung 24, 26, 27, 51, 52, 56, 
160, 162, 215, 220, 236, 237, 246, 
247, 251, 257, 258, 261, 276, 281 

Gewerbebetrieb 185 

Gewerbefreiheit 590, 391 

Gewerbliches Eigentum 575 

Gewerbliche Wirtſchaft 127, 129, 255, 
340, 478-481 

Gewerkſchaften 109, 308, 392, 393, 394, 
458, 459, 475, 474 

Gewohnheitsrecht 243 

Gleichberechtigung der Völker 68, 112, 
264, 265, 455 

Gleichheit 56, 103, 104, 240, 259-261, 
277 

Gleichſchaltung 18, 39, 46, 52, 521-525, 
328, 348, 349 

Godesberger Verhandlungen 114 

Gouverneur 146, 148 

Großdeutſch 62 

Großdeutſche Partei 69, 71, 74, 87 

Großdeutſches Volksreich 95, 115, 265 

Grundrechte 24, 25, 27, 38, 52, 165, 
179, 259-263 


Haager Gerichtshof 67, 68, 69, 147, 179 

Habsburg 58, 59 

Hakenkreuz 30, 59, 84, 187-1%, 427 

Hamburg 350, 336-538, 359, 340, 343, 
347, 352 

handels flagge 187, 189 

Handwerk 183, 390 

Handwerkskammer 480, 481 

Hannover 550 

Hauptſatzung 298, 469 

Haushaltsplan 32, 33, 71, 76, 100, 124, 
208, 245-248, 271, 322 

Hausſuchung 83, 86 

Heer 225, 269, 434, 436 


Heilpraktiker 182, 489 


Heimatblock 71, 72 

Heimatſchutz 84 

Heimtückegeſetz 307 

Heimwehr 79 

Herrenhaus 60 

heilen 347, 352 

Hitler⸗Jugend 184, 301, 305, 306, 309 

Hlinka⸗Garde 134 

Hochſchulen 84, 103, 110, 121, 455, 482, 
483 


Hochverrat 38, 40, 123, 144, 306 
Hoheitsrechte der Länder 326-530 
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Hoheitszeichen 117, 119, 190, 191, 352 
Horſt⸗Weſſel⸗Cied 193 

Hradſchin 136 

Hüter der Derfaffung 17, 220 
Hultſchiner Cändchen 102 
Humanismus 482 

Hungerblockade 65 


Illegalität 32, 35, 82, 83, 88, 90 

Imperialismus 138 

Impfſchaden 385, 386 

Induſtrie⸗ und Handelskammer 480, 
481 

Inkompatibilität 220, 221, 346, 444 

Inſtitutionelle Garantie 360-364, 444, 
458, 459 8 

Inſtitutsgarantie 360-364, 368 

Intervention 65, 138, 139 

Italiener 60 


Juden 121, 122, 124, 168-171, 181 bis 
185, 189, 204, 305, 369, 412, 413, 427, 
438, 451 

Jugendführer des Deutſchen Reiches 
305, 306 

Jugendwohlfahrt 132 

Juli⸗Albkommen 89 

jus circa sacra 499, 507 

jus eminens 234 

jus sanguinis 168, 172 

jus soli 168 

Juſtiz 24, 25, 27, 28, 49, 118, 121, 122, 
160, 245, 276-286, 329, 330, 350, 
447, 449 

Juſtizförmige politik 28, 357 

Juſtizſtaat 28, 236, 382, 423 


Kärnten 63, 75, 101, 338, 347 

Kaifer 11, 58, 59, 115, 190 

Kaiſer⸗Wilyelm⸗Kanal 382 

Kantonſuſtem 433 

Kanzler prinzip 227, 228 

Kapitalismus 393, 394, 397 

Karlsbader Sorderungen 111, 112 

Karpatho⸗Ukraine 104, 134, 135, 140 

Kartell⸗ Verordnung 130 

Katholizismus 26, 85, 88, 459, 500, 
503-506 

Kirche 178, 188, 255, 280, 334, 459, 
490-510 ° 

Kirchenhoheit 491, 499-501 8 

Kirchenrecht 502 
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Kirchenſtreit 506, 507, 508 
Klaſſe 162, 239, 243, 261, 293, 443, 474 
Kleindeutſch 59, 62, 115 
Klerikalismus 79, 85, 86, 88, 95 
Koalition 13, 16, 18, 20, 21, 23, 31, 162, 
490 
Koalitionsfreiheit 473, 474 
Koburg 330 
Körperichaft: 
KUngeſchloſſene Verbände als K. 302 
Hrbeitsfront als K. 475-477 
Aufficht über die K. 117 
Beamtentum der K. 447 
Begriff der K. 410, 411, 462, 463 
Errichtung der K. 272, 273 
Sinanzaufſicht über die K. 303 
Slaggenrecht der K. 188 
Gemeinde als K. 336 
Gewährleiſtung der K. 360, 362, 363 
NSDAP. als K. 297, 308, 350 
Raſſenprinzip für die K. 170 
Reichsgaue als K. 339 
Reichskulturkammer als K. 340, 486, 
487 r 
Reichsnährſtand als K. 340, 478 
Reichsverband der deutſchen Preſſe 
als K. 484 
Religionsgeſellſchaften als K. 458, 
490, 492, 501-503, 504, 507, 509 
Satzungen der K. 259, 285, 286 
Sonſtige K. 488, 489 
Stände als K. 460, 461 
Volksgruppen als K. 180 
Kollegialſyſtem 18, 227 
Kollektivismus 393, 396 
Kolonialweſen 249, 265 
Kommandogewalt 98, 253, 441 
Kommiſſar 319-321, 323, 354, 466 
Kommuniſtiſche Partei 42, 71, 113 
Kompetenz-Kompetenz 76, 249 
Kondominat 146 
Konfeffion 168, 191, 239, 293, 494, 
496, 497, 498, 503, 505, 506 
Konfiskation 83, 84, 89 
Konfliktserhebung 280, 424, 508 
Konkordat 88, 95, 352, 492, 493, 494, 
500, 503-506 
Konſkriptionsſyſtem 434 
Konftitutionelles Syftem 16, 17, 60, 
216, 220, 228, 229, 238, 258, 262, 
267, 270-273, 334, 406 
Kontrahierungszwang 379 
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Kontribution 185 

Konzentrationslager 40 

Ronzeſſion 84, 107 

Krankenpflege 182 

Kreditermächtigung 246, 247, 248, 322 

Kreditweſen 130, 390 

Kreisrat 170 

Kreuzberg⸗Urteil 275 

Krieg 138, 174 

Kriegserklärung 22, 77, 246, 247, 
262-264 

Kriegsflagge: ſiehe  „Reietriegsflagge 

Kriegsgericht 147, 

Kriegsmarine 189, = 269, 434, 436, 
437 

e nee Ermächtigungs⸗ 
geſetz 81-83, 87 

Kriegszuſtand 147 

Kriſenfürſorge 425 

Kroaten 60 

Ründigungsſchutz 393, 398 

Kultur 124, 140, 152, 159, 160, 177 bis 
181, 242, 275, 274, 285, 286, 334, 
363, 481-489 

Kulturftand 158, 198, 481-489 

Rultus freiheit 498, 504 


Land: 
Landesdirektorium 146-148 
Landesgeſetz 26, 53, 54, 248-251, 
282, 522-324, 326-328, 351, 354, 
555 
Landeshauptmann 76, 88, 98, 100, 
343, 344 
Landeshaushalt 250 
Landeshoheit 326-330 
Landesjuſtiz 329, 330 
Landestäte 76, 84 
Landesregierung 20, 21, 39, 40, 52, 
76, 77, 84, 93, 95, 98, 99, 100, 102, 
172, 248-251, 272, 273, 521, 323 bis 
525, 354, 335, 338, 340, 347-358, 
380, 406, 421, 504-506 
Landesverfaſſung 326 
Landesverwaltung 328, 329, 342 
Landtag 20, 21, 31, 38, 76, 77, 78, 84, 
86, 154, 155, 146-148, 288, 319, 
321-325, 351 
Oſterreichiſche Länder 75-78, 98, 100 
Länderkonferenz 318 
Landbeſchaffung 120, 125, 126, 381-383 
Landbund 69, 71, 74, 87, 109, 111 
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Landentſchädigung 381-383 
Landesarbeitsamt 342 
Landesherrliches Kirhenregiment 498 
Sandestirchenausfhuß 509, 510 
Landesverrat 38, 40, 123, 144 
Candesverſicherungsanſtalt 342 
Landlieferungsverband 381 
Landrat 299, 343 
Legalität 30, 31, 32, 34, 46, 49, 51, 81, 
82, 87, 88, 90, 407, 464 
Legitimation 168, 172, 174 
Legitimität 49, 85 
Leipziger Abkommen 481 
Liberalismus: 
früher Ciberalismus 408 
Weimarer Liberalismus 13, 23-29, 
30, 51 
lib. Arbeitsbegriff 392 
lib. Demokratie 51, 59, 468 
lib. Eigentumsbegriff 372, 373, 380 
lih. Geſetzesbegriff 259, 240, 257, 258 
lib. Individualismus 259, 277, 368, 
396 
lib. Juſtiz 276, 277-282 
lib. Kirchenſyſtem 490, 491 
lib. Kulturorönung 481, 482 
lib. Staat 165, 276, 365, 418 
lib. Volksbegriff 14, 162 
Siehe auch: Sreiheit, bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaft, Gewaltenteilung, Grund⸗ 
recht, Parlamentarismus, Rechts⸗ 
ſtaat 
Lichtſpielweſen 84, 124, 483, 485, 486 
Lippe 347, 352 
Litauen 145-149 
LCocarno⸗Pakt 437 
Cübeck 350, 347 
Cuftrecht 125, 390 
Luftſchutz 121, 184, 377 
Luftwaffe 120, 189, 269, 332, 436 


Magna Carta Libertatum 461 

Mähren 63, 101, 107, 132-145, 181, 
253, 265 

Maginot⸗Cinie 114 

Magyaren 60, 104, 181 

Marktordnung 130, 259, 286, 297, 378, 
390 

Marxismus 26, 29, 38, 42, 44, 79, 86, 
112, 361, 368, 372 

Mecklenburg 330, 347 

Meinungsfreiheit 25, 361, 483 


> 
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memelland 145-149, 265 

Militärgerichtsbarfeit 97, 415, 438, 440, 
441 

Militärgewalt 139, 144 

Militärſtaat 290, 294 

Minderheitenrecht 102-115, 116, 152, 
176-181 

Miniſterverantwortlichkeit 228, 229 

Mißtrauensvotum 17, 33, 36, 52, 74, 
76, 147, 208 

Mittelweſer 381 

Monarchie 13, 14, 17, 61, 161, 211, 258, 
258, 268, 270, 271, 274, 290 

Münchener Abfommen 115, 116, 132 bis 
135 ö 

Münzweſen 249 


Nationalhymne 193 
Nationalrat 64, 70, 71, 73, 74, 76-81, 
86-88 
Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter 
Partei: i 
Amtsträger 307-315, 407, 447 
Angeichloffene Verbände 98, 117, 
226, 301, 302, 304, 314, 439, 462, 
475477 
Arbeitsdienft und Dartei 426-429 
Aufbau der Partei 300-303 
Huslandsorganiſation 129 
Beauftragter der Partei 337, 352, 469 
Bewegungsſtaat 51, 222, 289-295, 
297, 308, 461 
Dienſtſtellen der Partei 98, 226, 288, 
296, 298, 299, 303, 472 
Ehrenzeichen der Partei 192, 226, 507 
Einheit von Partei und Staat 96, 97, 
117, 118, 188, 191, 212, 213, 222, 
223, 226, 289-296, 297, 304, 305, 
346, 447 
Sührer und Partei 198, 212, 213, 214, 
218, 219, 222, 223, 299, 303 
Sührerauslefe durch die Partei 294, 
295 
Gauleiter 98, 136, 141, 288, 298, 305, 
354, 335, 337, 346, 469 
Gerichtsbarkeit der Pariei 299 
Gliederungen 98, 117, 191, 226, 
300-502, 306, 309, 312, 350, 439 
Gründung der Partei 29, 31 
Hitler⸗Jugend 184, 301, 305, 306, 509 
Hoheitszeichen 117, 119, 190, 191, 
352 
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Körperſchaftsbegriff und Partei 297, 
308, 350 

Memeldeutſche NSDAP. 147, 148, 149 

mitglieder der Partei 299, 307, 313, 


314 
Oſterreichiſche NSDAP. 79, 83-91, 
98, 99 
Parteitag 113, 197, 212, 289, 292, 
304, 323, 324, 4711 
Programm der Partei 30, 168, 
494-497 
Recht der Partei 299, 300 
Reichsleiter 288, 303, 346 
Reichsorganiſationsleiter 298, 334 
Reichs ſchatzmeiſter 303, 304 
Reichsſtatthalter und Partei 350 
Reichstag und Partei 205, 206 
Sammlungsordnung 129 
Satzung der Partei 299 
Schutz der Partei 123 
Stellvertreter des Führers 117, 118, 
169, 190, 222, 224, 225, 241, 289, 
298, 307, 312, 350, 387, 450, 469, 497 
Sudetendeutſche NSAP. 106, 109, 
118 
Derbot der Partei 30 
Derwaltung der Partei 296, 303, 314 
Volk und Partei 289-296, 298 
Wehrmacht und Partei 269, 270, 495 
Nat ionalverſammlung 
Frankfurter N. 59, 95 
Oſterreichiſche N. 61-64, 101, 102 
Uſchecho⸗Slowakiſche N. 104, 107 
Weimarer N. 12, 13 
Naturrecht 159, 243 
Naturſchutz 126, 377, 381 
Neuaufbaugeſetz 47, 48, 55, 97, 100, 
117, 204, 248, 250, 282, 384, 385, 446 
Neugeſtaltung deutſcher Städte 126, 
377, 381 
Niederdonau 101, 338, 339, 347 
Niederöſterreich 75, 79, 101 
Niederſchlagung 281, 330 
Norddeutſcher Bund 139, 186, 317, 355 
Notare 84, 121, 122, 182, 389, 427, 488 
Notdienſtverordnung 388 
Nothilfepflicht 386 
Notverordnung 72, 73, 250 
NS.-Sliegerforps 303 
Nürnberger Geſetze 55, 56, 117, 154, 
.168-171 
Nulla poena sine lege 277, 280 
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Oberbefehl 17, 73, 142, 233, 267, 270, 


34, 436 

Oberdonau 101, 338, 339, 347 

Oberkommando der Wehrmacht 
224, 225, 269, 332, 350, 377, 381, 
417, 436 

Oberöſterreich 75 

Oberpräfident 288, 298, 333, 334, 343, 
347, 348, 350, 453 

Oberſchleſien 152, 177, 330 

Oberſte Reichsbehörde 141, 225, 226, 
305, 306 5 


Oberverwaltungsgericht 186, 275, 382 

Odenburg 75 

Offentliche Sicherheit und Ordnung 
144, 255, 321, 418, 485 

Öfterreich 58-101, 119-132 

Offiziere 72 

Oldenburg 331, 347 

Optionsrecht 116, 132, 133 

Orden 192 

Ordensland 145 

Ordnungsſtrafe 472, 479 

Organifationsgewalt 253, 270-273 


Ostmark 58, 265, 338-344 = 


Panzerkreuzerbau 200 
Parität 493, 494, 498 
Parlament: 
Entlaſtung durch das P. 198 
Söderalismus und P. 19-23, 77 
Kontrolle durch das P. 42, 73, 76, 
250, 262, 263, 274, 281. 
NSDAP. und P. 31, 32, 201 
Präſidialſyſtem und P. 33, 34 
Reichsrat kein P. 22 
Derwaltung und P. 274 
Dorrang des P. 27, 28 
Wehrmacht und P. 267, 268 
Weſen des P. 205 1 
Parlamentarismus: 
parl. Geſetzgebung 16, 24, 26, 48, 76, 
236-239, 240, 241, 244, 246, 247, 
258, 271, 274 
parl. Regierung 11, 13, 16, 19, 20, 
25, 71, 73, 74, 228, 229 
parl. Syftem 11, 17, 51, 52, 53, 61, 
70, 78-80, 83, 88, 190, 204-209, 
215, 216, 220, 228, 229, 262, 272, 
334, 357, 406, 458 
Parteien 14-17, 23, 28, 71, 96, 97, 106, 
108, 109, 117, 118, 158, 162, 200, 


239, 243, 261, 274, 287, 288, 290, 
294, 308, 317, 320, 322, 323, 368, 
393, 443, 505 

Parteienbundesſtaat 20, 23, 78, 318 bis 
321, 324 

Parteienſtaat 11, 13, 15, 20, 23, 31, 42, 
51, 54, 56, 71, 78, 88, 204, 205, 211, 
241, 243, 287, 288, 290, 294, 368, 
416, 443, 444, 459, 466 

Partikularismus 19, 20, 28 

Patentamt 122 

Patentanwalt 122, 182 

Patentanwaltskammer 488 

Patentrecht 130, 389, 390 

Perfonalunion 60, 226, 288, 298, 299, 

304, 331, 353 

Pflichtgemeinſchaft 378 

Placet 502 

Plebiscite de tous les jöurs 152 

Pluralismus 15, 24, 160, 239, 241, 290, 
362, 363, 365, 457-459, 475 

Polen 60, 104, 178, 180, 181, 305 

Polizei 38, 76, 83, 106, 113, 118, 119, 
121, 123, 124, 144, 145, 148, 149, 
191, 193, 255, 257, 273, 275, 329, 
331, 584, 418, 421, 422, 442, 485, 509 

Polizeipräſident 288 


Poltzeiſtaat 273, 482 


Pouvoir neutre 17, 220 

Präſidialkanzlei 218, 224, 228 

Präfidialfyftem 33-37, 74, 229, 319,320 

Prag 102, 104, 110, 112, 133, 134, 136, 
141, 144 

Pragmatiſche Sanktion 58 

Preisbildung 472 

Preßburg 134 

Preſſe 85, 178, 483, 484 

Preußen 19, 21, 22, 35, 37, 38, 145, 
149, 190, 268, 288, 317-320, 329, 
350-355, 347, 423, 466, 491, 507 

Preußenſchlag 318-320, 356 

Primat des Völkerrechts 265 


- Privateigentum 372, 373 


Propaganda 83, 86, 118, 124 
Protektorat 132-145, 181, 253, 265 
Proteſtantismus 491, 493, 494, 

499-501, 506-510 i 
Protokoll 

von Genf 65-67, 69, 86, 94, 95 

von Laufanne 68, 69, 86, 95 

von Denedig 75 

von Wien 67 
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Provinz 327, 354, 343 

Provinzialkirchenausſchuß 509 

Provinzialrat 170 

Provinzialverband 334, 343 

Prüfungsrecht des Richters 25, 236, 
243, 260, 281-286 

Pyrmont 350 


Quadragesimo anno 88 


Raffenprinzip 14, 56, 103, 150-155, 
167-171, 181-185, 208, 261, 369, 
412, 413, 427, 437, 438, 446, 450, 
452, 453, 495, 498 

Kätediktatur 12, 13, 162 

Ratifikation 69, 88, 146, 246, 247 

Raum 155-157 

Raumordnung 125, 225, 272, 383 

Realunion 60 

Rechnungshof 225 

Recht: 


Begriff 240-242 

Recht auf Arbeit 402, 403 

Rechtsangleichung 98, 99, 119-132 

Rechtsanwalt 84, 121, 122, 182, 259, 
389, 407, 450, 487, 488 

Rechtsfähigkeit 301, 302, 479, 499, 
504 


Rechtsgemeinſchaft 365 
Rechtſprechung, ſiehe Juſtiz 
Rechtsſchöpfung 245 
Rechtsſtaat 24, 27, 28, 51, 52, 162, 
239, 274, 275, 276, 277, 282, 365, 
423 
Kechtsſtellung 363-368, 373, 376, 
382, 588-391, 392, 395, 398, 401, 
432, 420 1 
Rea sverkehr 367, 430, 432, 478, 
479, 498 
Rechtsverordnung 257-259, 455 
Rechtswahrerbund 298, 301, 315 
Rechtsweg 375, 378, 380-383, 387, 
417, 421, 423, 424, 431, 432, 441, 
448, 454, 508 
Referendum (in Öfterreich) 70 
Regierungsbezirk 339 
Regierungsbildung 
im Reich 13, 16, 17, 26, 32, 37, 52 
in Gſterreich 71, 73, 76 
Regierungspräfident 339, 342, 343, 453 
Reich (Begriff) 163-167 
Reichsadler 187, 190, 191 
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Reichsärztekammer 488, 489 

Reichsangehörigkeit: ſiehe Staatsange⸗ 
hörigkeit 

Reichs apothekerkammer 489 5 

Reichsarbeitsdienft: fiehe Arbeitsdienft 

Reichsarbeitsführer 225, 226, 298, 417, 
428, 450, 431 

Reichsaufficht 354, 355 

Reichsautobahnen 125, 127, 133, 188, 
381 


Reichsbahn 118, 125, 188, 265, 340, 
342, 381, 382 
Reichsbank 40, 128, 188, 225, 265 
Reichsbauernführer 477 
Reichsbeauftragter für Öfterreich 97, 98 
Reichsbürgerrecht 56, 97, 119, 140, 154, 
167-171, 181, 182, 204, 292, 367, 
412, 438, 450, 451, 452 
Reichsdienſtflagge 187, 188 
Keichsdienſtſtrafordnung 97, 446, 454 
Reichsdiſziplinarhof 406 
Reichs erbhofgeſetz 131 
Reichsexekution 17, 22, 76, 355, 356 
Reichs filmdramaturg 485 
Reichsflaggengefeß 56, 97, 117, 119, 
154, 185-189 
Reichsforftmeifter 118, 131, 224, 332 
Reichsführer 44 123, 225, 226, 298, 333 
Reichs führungsgeſetz 43, 96, 322 
Reichsgau 334, 335, 338-344 
Reichsgedanke 140 
Reichsgericht 32, 122, 221, 312, 376, 
379, 585, 418, 419, 451 
Reichsgrenze 125 
Reichsjagdgeſetz 131 
Reichsjugendführer 225, 226, 298, 305, 
306 
Reichslanzlei 218, 224, 225 
Reichskanzler: 
Amt des R. 54 
Entlaſſung des R. 17, 35, 216 
Ernennung des R. 16, 17, 35, 216, 
288 
Führer und R. 213-222, 228, 288 
Präfidialfyften und R. 31-37, 215, 
216, 221, 319 
Reichspräfident und R. 215, 216 
Reichsregierung und R. 18, 215, 216, 
223-229, 351 
Reichsftatthalter und R. 345 
Reichs tag und R. 215, 216, 222, 228 
Reichskirchenausſchuß 509, 510 
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Reichs kommiſſar 
Allgemeines 37, 38, 39, 394, 395 
in Oſterreich 98, 99, 100, 343, 344 
im Sudetenland 117, 118, 119, 124 
für Preisbildung 127, 472 
Keichskriegsflagge 39, 185-189 
Reichskulturkammer 124, 298, 302, 540, 
566, 389, 486, 487 
Reichsleiter 288, 303, 346 
Reichsmark 128, 143, 149 
Reichsminiſter: 
Amtshaftung 421 
Ernennung und Entlaſſung 16, 17, 
35,37 
Reichs miniſtergeſetz 345 
Derantwortlichkeit 228, 229 
Dereidigung 227, 229, 406 
Urbeitsminiſter 224, 333, 425, 473 
Außenminijter 135, 136, 142, 148, 
224, 225 
Ernährungsminiſter 224, 226, 298, 
333, 477, 478 
Sinanzminijter 118, 128, 224, 303, 337 
Innenminijter 37, 98, 99, 100, 117, 
169-172, 184, 185, 188, 190, 193, 
217, 224, 241, 300, 315, 324, 333, 
335, 337, 341, 343, 344, 345, 357, 


387, 426, 428 
Juſtizminiſter 118, 122, 190, 224, 
307, 333, 421, 488 
Rirchenminiſter 224, 509, 510 


Kriegsminijter 269, 436 

Luftfahrtminiſter 37, 224, 303, 332 

Poſtminiſter 118, 125, 143, 224 

Propagandaminiſter 40, 124, 143, 

224, 225, 226, 298, 303, 484-486 

Derkehrsminiſter 143, 224, 3353, 381 

Wehrminiſter 35, 268 

Wirtſchaftsminiſter 127, 224, 284 

Wiſſenſchaftsminiſter 224, 333 
Keichsmittelinſtanz 332-333, 339, 348 
Reichsnährſtand 130, 255, 259, 298, 

302, 340, 477, 478 
Reichsnotarlammer 488 
Reichspatentamt 122, 390 
Reichspräſident: 

bſetzung 25, 30, 220 

Amt 14, 16-18, 35-37, 75, 220 

klußerkraftſetzung von Grundrechten 

361, 376, 497 
Autorität 32 
Befugniſſe 17, 24, 446 


Diktaturgewalt 16-18, 25, 26, 33, 
256, 250, 254, 319, 320 

Eid 219 

Slaggenerlaß 39, 45, 51, 186 

Sührer und R. 40, 41, 44, 45, 52, 
213-219, 222 

Geſetzgebung und R. 238 

Oberbefehl 17, 267, 454 

Ordensverleihung 192 

Organiſationsgewalt 27 

Reichserefution 17, 22, 319, 320, 
355, 356 

Reichskanzler und R. 215, 216 

Reichsregierung und R. 16-18, 33 bis 
37, 228, 351 

Keichsſtatthalter und R. 346 

Reichstag und R. 17, 18, 25, 35-37, 
200, 206, 220, 221 

Stellvertreter des R. 221, 222 

Völkerrechtliche Vertretung 262 

Wahl 13, 16, 35, 219 


Reichspreſſechef 298 
Reichsprotektor 141, 142, 144 
Reichsrat: 


deutſcher 16, 19, 22, 23, 77, 319, 
325, 345 

öſterreichiſcher 104 

Reichs rechtsanwalts kammer 488 

Keichsrechtsführer 122, 224, 488 

Reichs reform 41, 317, 318, 327 

Reichsregierung: 

Abſetzung 30 

Beſchluß 248 

Bildung 13, 16, 17, 26, 32, 37, 52, 351 

Entlaſſung 17 

Erklärung 42, 43, 242 

Führer und R. 223-229 

Gegenzeichnung 17, 228, 229, 268 

Geſetzgebung durch die R. 43, 47, 48, 
237, 238, 240, 264, 282 

Kirche und R. 496 

Landesregierung und R. 20, 21, 39, 
324, 332, 348, 353, 354-358 

Oberpräſident und R. 334, 348 

Patentrecht und R. 390 

Programm der R. 200 


Reichskanzler und R. 18, 215, 216, 


223-229, 351 

Reichspräſident und R. 16-18, 33 bis 
37, 228, 351 

Keichsſtatthalter und R. 324, 348, 
349, 353, 356, 357 


Sachregiſter 


Reichstag und R. 18, 21, 25, 31, 32, 
205-209 
Stellung der R. 14, 18, 24, 40, 344 
Stellvertreter des Führers und R. 298 
Dolksabſtimmung und RN. 201 
Volksentſcheid und R. 200 
Reichsſchatzmeiſter 503, 304 
Reichsſiedlungsgeſetz 130, 242, 375, 
380, 450, 451 
Reichs ſiegel 117, 119 
Reichs ſtatthalter: 
Amtsbezirk 346, 347, 353 
Amtshaftung 421 
Aufgaben 322-325, 347-350 
Ausfertigung der Geſetze 250, 351 
Beamtenernennung 351 
Begnadigung 330, 352 
Ernennung und Entlaſſung der R. 
271, 346 
Führer und R. 344-346 
Gauleiter und R. 288, 298, 346 
Gemeinde und R. 341, 352 
Hamburg und R. 336-338 
Konkordat und R. 352, 505 
Landesregierung und R. 100, 339, 
349, 352-354, 357, 358 
Oſterreich und R. 95, 97, 98, 99, 126, 
338, 344 
Oſtmark und R. 338-344 
Preußen und R. 332 
Reichsinnenm iniſter und R. 324, 345 
Reichskanzler und R. 546 
Reichsregierung und R. 324, 348, 
349, 353, 356, 357 
Saarland und R. 355 
Sudetenland und R. 117, 338-344 
Vereidigung des R. 346 
Verordnungen des R. 337, 341 
Wehrmacht und R. 340, 350 
Re ichs tag: 
Abgeordnete des R. 15, 16, 40, 170, 
205, 206 ö 
Aufgaben des R. 96 
kluflöſung des R. 16-18, 22, 25, 33, 
35-37, 93, 201, 206, 207, 272, 323 
klusſchaltung des R. 33, 34, 48 
flusſchluß aus dem R. 288 
Auswärtige Gewalt und R. 261-264 
Brand des R. 38 
Budgetrecht des R. 32, 208, 246, 247 
Führer und R. 197, 203-209, 220 bis 
222, 272 
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Geſetzgebung durch den alten R. 16, 
24, 32, 204, 220, 272 

Geſetzgebung durch den neuen R. 207, 
208, 237, 238, 263, 264, 282 

Mißtrauensvotum des R. 17, 33, 36, 
52, 208 

Präſident des R. 36, 42 

Regierungsbildung durch den R. 16, 
32, 205 

Reichskanzler und R. 215, 216, 222, 
228 


Reichspräſident und R. 17, 18, 25, 
35-37, 200, 206, 220, 221 
Reichsregierung und R. 18, 21, 25, 
31, 32, 205-209 
Sitzung des R. 41-43, 263 
Stellung des alten R. 14-16, 204-209, 
317 
Stellung des neuen R. 54, 200, 
203-209, 220, 221 
Dertagung des R. 33 
Dertrauen des R. 17, 21 
Verwaltung und R. 274 
Wahl des R. 16, 31, 38, 45, 93, 140, 
203-207, 289, 321 
Reichstierärzte kammer 489 
Reichsverſicherungs ordnung 386 
Reichsverwaltungsgericht 448 
Reichswehr 30, 38, 268, 319 
Reichswerke hermann Göring 126, 127, 
381 
Reichswirtſchaftskammer 481 
Religionsfreiheit 25, 177, 178, 490, 
494-498, 504 
Religionsgejellihaft 173, 360, 458, 463 
(fiehe auch Kirche) 
Religionsunterricht 502, 503, 505 
Repräſentation 70 
Republik 11-13, 61, 64, 70, 75 
Republikſchutzgeſetz 110 
Res in sacra 499 
Revolution: 
R. von 1848 59, 62 
R. v. 1918 11, 12, 61 
National ſozialiſtiſche Revolution 
27-46 


R. in Öfterreich 81, 82 

Rheinbund 316 

Richterliches Prüfungsrecht 25, 236, 
243, 260, 276, 281-286 

Richtlinien der Politik 18, 54, 215, 216, 
323, 335, 348 
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Richtlinien des Treuhänders der Arbeit 
396, 403 

Ruheſtand 121, 182, 279, 412, 414, 422, 
447, 448, 452, 453 

Rumänen 60 

Rundfunk 83, 93, 124, 143 

Rutbenen 60 8 

Saarland 272, 335, 336, 359, 347, 359 

SA. der nsbap. 30, 54, 84, 149, 288, 
298, 301, 303, 309, 399, 407 

Salzburg 65, 75, 79, 101, 338, 347 

Satzung 259, 272, 285, 286, 299, 402, 
455, 476, 478 

Selbſtbeſtimmungsrecht 63, 64, 65, 86, 
101, 102, 113, 146 

Selbftverwaltung 105, 106, 111, 139, 
140, 141, 162, 180, 181, 186, 259, 285, 
327, 336, 337, 359, 341, 343, 409, 
457-465, 466, 481, 483, 488 

Senat 110 

Serben 60 

Siebenerausſchuß 89 

Siebenjähriger Krieg 59 

Siedlungsweſen 130, 242, 375, 380, 
430, 451 

Slowakei 60, 104, 133-135, 140, 145 

Slowenen 60, 181 

Soldat 367, 415, 438-441 

Sondergericht 40, 280 

Souveränität 66, 81, 92, 95, 116, 138, 
145, 146, 178, 207, 265, 316 

Sozialdemofratifce partei 11-13, 71, 
74, 76, 77, 78, 86, 109, 111 

Sozialer Dorbehalt 362, 372 

Sozialismus 372-374, 470, 471, 474 

Sozialverſicherung 131, 297, 458, 462 

Sprachenfrage 104, 111, 140, 178 

44 84, 149, 288, 298, 301, 303, 309, 
407 

Subjektives Recht 151, 359, 364-367, 
395, 416, 417, 419, 463 

Sudetenland 61, 63, 75, 101-132, 140, 
253, 265, 338-344, 347, 352 

Sudetendeutſche partei 110-113, 117 

Sudetendeutſches Freikorps 113, 114 

Summus episcopus 498 

Symbole 97, 117, 119, 185-193 

Schaumburg⸗Cippe 347, 352 

Schiedsgericht 478 

Schiedsvertrag 431, 432 

Schleſien 102, 339 
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Schriftleiter 124, 182, 566, 389, 450, 484 

Schule 103, 105, 111, 140, 178, 258, 
493, 501, 505, 505, 506 

Schund und Schmutz 483 

Schutzbereich 120, 126, 377 

Schutzhaft 58, 40 

Schutzkorps 85, 86 

Schutzverhältnis 138, 139, 141 

Schutzvertrag 138, 145 

Staat (Begriff) 157-167 

Staatenausfhuß 13 

Staatenbund 316 

Staatenhaus 22, 77 

Staatenkonferenz 19 

Staatenſukzeſſion 94, 95 

Staatsakt von potsdam 40-43 

Staatsangehörigkeit 14, 97, 116, 119, 
120, 132, 138, 140, 142, 144, 148, 
168-175, 181, 209, 210, 249, 266, 
324, 328, 369, 370, 415, 427, 437, 
450, 501, 504 

Staatsfeind 38, 40, 288, 388, 438 

Staatsgebiet: ſiehe Gebiet 

Staatsgerichts barkeit 20, 28, 236, 356 
bis 358 

ee ef 20, 28, 186, 320, 

355-358 


Staateficche 490, 496, 498, 500, 509 

Staatsleiſtungen (an die Kirche) 500, 
502, 507, 510 

Staatsnotrecht 34, 80, 81 

Staatsoberhaupt 17, 55, 96, 141, 201, 
212, 222, 228, 229, 268, 446 

Staatspräfident 135, 136, 141, 344, 353 

Staatsrat, Allgemeines, 170 
Oſterreichiſcher St. 61, 88, 89 
Preußiſcher St. 322, 334 

Staatsſtreich 34, 81, 134 

Staatsverteidigungsgeſetz 107, 108 

Staatsvolf 150, 151, 156, 161, 162, 177 

Stabschef der SA. 334 

Städtebau 126, 377, 381 _ 

Stadtjenat 76 

Stammperſonal des Arbeitsdienftes 
414, 415, 417, 418 

Stand 158, 198, 272, 290, 293, 296, 
365-568, 379, 457-465, 477, 478 

Ständeſtaat 290, 294, 416, 461 

Ständijch-autoritäre Verfaſſung 70, 88 

Standrecht 83, 89, 113, 134 

Stehendes Heer 261, 290, 294, 442 

Steiermark 75, 101, 338, 347 


Sachregiſter 


Stellvertreter des Führers 117, 118, 
169, 190, 222, 224-226, 241, 289, 
298, 507, 512, 350, 387, 450, 469, 497 

Stellvertreter des Reichspräfidenten 
221, 222 

Stellvertretergeſetz von 1878 227 

Steriliſation 261, 570 

Steuerrecht 128, 129, 183, 184, 371, 
490, 500, 503 

Strafrecht 123, 144, 182, 190, 191, 193, 
204, 261, 280, 281, 299, 306, 307, 
366, 440, 441, 448, 454, 497, 498 


Tabakmonopol 66, 69 

Tarifordnung 257, 285, 396, 398, 403, 
455, 474, 475 

Tarifvertrag 393, 458, 474, 475 

Teſtierfreiheit 361, 367 

Theaterweſen 124, 484, 485 

Thüringen 330, 347, 352 

Tierärzte 132, 182, 183, 489 

Tirol 65, 75, 100, 338, 347 

Titel 192, 193 

Totaler Staat 158-160 

Trennung von Staat und Kirche 
491, 493 

Treuhänder der Arbeit 257, 396, 401, 
403, 459, 475 

Treupflicht 169-171, 181, 189, 198, 
507, 308, 315, 329, 400, 437, 447 

Uſchechen 60, 101-119, 152-145, 180 - 

Iſchecho⸗Slowakei 65, 102-119, 120, 
132-137, 177 


Umſiedlung 383 

Unabhängigkeit der Gerichte 24, 27, 
28, 98, 276, 277, 279, 340, 350 

Unabhängigkeit Oſterreichs 63-69, 86, 


U 7 5 
Unabhängigkeit der Slowakei 135, 140, 
145 ä 


Ungarn 135, 140 (ſ. a. Magyaren) 

Uniform 40, 88, 110, 184, 191, 307 

Unitarismus 327 

Univerſität 84, 133, 458, 482, 501 

Unternehmer 395, = 450, 470, 474, 
478-481 

Untertan 365 

Urkundenfälſchung 312 


Vaterländiſche Front 85-87, 89, 90 
Dereinsfreiheit 25, 83, 361 - 
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Derfaffung: 

Begriff 54-57, 396 

Entſtehung 44-57 

Geltung 46-54 

Nationalſozialiſtiſche Verfaſſung 
37-43, 96, 116 

Oſterreichiſche Derfaffung 61, 69-78, 

96 


Uſchecho⸗Slowakiſche Verfaſſung 104 
Vernichtung der D. 37-43 
Dölkiſche Derfaſſung 54-57, 394 . 
Weimarer Verfaſſung 11-29, 64, 70, 
71, 75, 77, 78 
Derfaffungsänderung 22, 76, 87 
VDerfaſſungsbruch 81, 82 
Derfafjungseid 406 
Verfaſſungsgerichts barkeit 28, 72, 74, 
76, 77, 82, 236, 277, 356-358 
Verfaſſungskriſe 18, 36, 37, 211 
VDerfaſſungsmäßigkeit 25, 282 
Derfaſſungsnotſtand 80 
Verfaſſungsſtreitigkeit 356-358 
Verfaſſungsüberlagerung 46 
Verhältniswahl 12, 14, 16, = 70, 76, 
77, 322 
vertehrsweſen 143, 144, 340, 480, 481 
Dermögensrecht 375 
Vermögensrechtliche Streitigkeiten 417 
Dermögensverwaltung der Kirchen 499, 
500, 507, 508 
verordnung: 
flusführungs verordnung 256, 285 
Erlaß von Verordnungen 117 
Sührerverordnung 252-254, 283, 
300, 475 
Geſetz und Verordnung 251-259 
ee Verordnung 256, 


See Verordnung 48; 73, 
239, 250, 254, 255, 284 
Kirchen verordnung 510 
Notverordnung 250 
Organijationsverordnung 271, 272 
‚ Polizeiverordnung 255, 257, 285 
Prüfungsrecht bei Derorönungen 
283-285 
Rechtsverordnung 257-259, 455 
Reidhsitatthalterverordnung 337, 341 
Derwaltungsverordnung 257-259 
Verſailler Diktat 13, 63, 64, 65, 102, 
145, 177, 434 
Derſammlungsfreiheit 25, 83, 178, 361 
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Vertragsfreiheit 367 Doltsaufitand 89 
Dertrauensmann 402, 455 Dolfsbeauftragte 11, 12 
Derwaltung: Volksbegehren 14, 31, 200 


Abſolutismus und D. 442 

Einheit der D. 339, 340, 342, 343 
Flaggenrecht der D. 188, 189 
Führer und D. 160, 258, 273-275 


Sührertum in der D. 199, 408-411, 


468 
Geſetzmäßigkeit der D. 27, 28, 245, 
274, 275 : 
Juſtiz und D. 279 
RKirchenverwaltung 503 
Cänderverwaltung 328, 329, 354, 355 
Legalität und D. 49 
Minderheitenſchutz und D. 179 
Nationale Symbole und v. 193 
Oſterreichiſche D. 76, 338-344 
Partei und D. 295-298 
Parteien und D. 444 
Protektorats verwaltung 143, 145 
Reich sbürgerrecht und D. 170 
Sonderverwaltungen 340, 342, 343 
Ständiſche D. 478 
Sudetendeutſche D. 118, 119, 338 bis 
344 


Uniform und D. 199 
Verwaltungsakt 173, 399, 414, 477, 
505 
Verwaltungs gerichtsbarkeit 28, 118, 
277, 278, 285, 418, 423, 424, 432, 
448, 454 
Derwaltungsrechtsrat 182 
Derwaltungsitaat 227 
Derwaltungsſtrafe 83, 84 
Doltsgenoffe und D. 366-368, 
419, 422 ö 
Wirtſchaft und D. 470, 471 
Verwirkung 126, 366, 374, 388-391, 402 
Deto 71, 77, 146 
Dielnationenitaat 58, 59, 62 
Vierjahresplan 127, 197, 224-226, 228, 
285, 333, 388, 471-473 
Dierzehn Punkte Wilfons 63 
Dizekanzler 37, 225 
Volk: 
Begriff 14, 150-167, 239 
Rechte des D. 96 
Volksabſtimmung 45, 65, 70, 75, 
77, 87, 90, 93, 96, 113-115, 140, 
170, 194, 195, 199-203, 206, 212, 
217, 219, 237, 238, 264, 282, 330 


Dolksdeutſche 132, 140 
Volksentſcheid 14, 16, 25, 200, 201 
Dolksertüchtigung 377 
Doltsgedanfe von 1848 59, 62 
Volksgemeinſchaft 150-167, 287-296, 
392, 395, 446, 447, 449, 456, 487 
Deltsgenofje 159, 168, 176, 181, 189, 
195, 196, 197, 210, 240, 292, 293, 
313, 361-368, 395, 399, 400-402, 
412, 418, 419-422, 430, 437 
Volksgerichtshof 123, 278 
Volksgruppe 102-115, 132-137, 
176-181 
Dolksheer 56 
Dolksidee 82, 140, 150-155 
Volksinitiative 70 
Doltspolitiiche Referenten 89, 90 
Doltsfouveränität 14, 210 
Dolts[portverband 109, 110 
Volksvertretung 15, 16, 70, 240 
Doltswille 14, 70, 194-211, 239, 264 
Dolkswirtſchaft 471 
Doltszugehörigfeit 14, 119, 145, 151, 
152, 167-171, 178, 412, 437 
Volkswagenwerk 382 
Dölferbund 63, 67, 68, 94, 103, 147, 
177, 179, 201, 263, 335, 435 
Völkerrecht 94, 95, 138, 139, 177, 
264-267, 316, 317, 437 
Volonté generale 195, 196, 209-211, 
239, 240 
Dorarlberg 75, 101, 338, 347 
Dorfriedensvertrag 63, 64 


Währung 128, 143, 144, 149 
Wahl: 


des Reichspräſidenten 16, 17, 35 

des öſterreichiſchen Bundes präſiden⸗ 
ten 72 

der Weimarer Nationalverfammlung 
12, 63 

der öſterreichiſchen Nationalberſamm⸗ 
lung 63 

des Reichstags 16, 32, 34-36, 93, 
203-207, 289, 321 

der Landtage 19, 20, 31, 79, 84, 140 

des öſterreichiſchen Nationalrats 
70, 79, 81, 102 

des Memellandtags 146-148 
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des tſchecho⸗flowakiſchen Landtags 111 Wehrhoheit 265 
der Gemeinderäte 79, 106, 110, 112 Wehrleiſtungsgeſetz 120, 377, 382 


Wahlkreis 79 Wehrmachtsteile 436 
Wahlperiode 79, 207 Wehrpflicht 55, 120, 174, 182, 184, 
Wahlrecht 14, 70, 71, 93, 204 265, 268, 400, 413, 427, 437, 438 
Wahlſuſtem 12, 14, 16, 19, 70, 76, 77 Wehrrecht 97, 117, 120, 249, 258 
Wahlvorſchlag 93 Wehrwürdigkeit 458 
Waldeck 350 W. im Protektorat 139, 142, 144 
Warteſtand 453 W. in der Slowakei 145 
Wehrmacht: Weimarer Koalition 13, 23 
Abfolutismus und W. 290 Weimarer Verfaſſung: fiehe Derfaffung 
Amtshaftung und w. 418, 440 weltkrieg 60, 62, 81 
| Aufbau der W. 436, 437 Weſtfäliſcher Frieden 59, 316 
| ; Dienſtauszeichnung 192 Wiedervereinigung: 
Dienftverhältnis 404-411, 438-441 des Saarlandes 335, 336 
Diſziplinarſtrafordnung 97, 120 Öfterreihs 92-101, 111, 116, 118, 
Eid der W. 120, 267, 268, 406, 439 119-132 
Einſatz der W. 91, 136 des Sudetenlandes 116-118, 119-132 
Entlaſſung aus der W. 84, 174, 414 Böhmens und Mährens 132-145 
Fahnenflucht 174 i des Memellandes 145-149 
Sührer und W. 142, 267-270, 405, Wien 75, 76, 78, 79, 88, 98, 100, 101, 
406, 415, 4359 120, 122, 338, 343, 347 


Führertum in der W. 198, 410, 411 Winterhilfswerk 302, 303 
Heer 118, 136, 225, 269, 434, 436 Wirtſchaft 159, 160, 164, 242, 273, 275, 


Kommandogewalt 98, 267, 268, 285, 286, 363, 395 
350, 441 Wirtſchaftsfreiheit 25 
Kriegsmarine 120, 189, 225, 269, Wirtſchaftsgruppen 478-481 
434, 436 Wirtſchaftskammern 480, 481 
Landbeſchaffung für die W. 120, 125, Wirtſchaftsordnung 372, 403, 460, 470, 
126, 381, 383 478-481 


Militärge richtsbarkeit 97, 120, 415, Wiſſenſchaft 482, 483 
437, 440, 441 Wöllnerſches Edikt 482 
Oberbefehl 17, 75, 142, 267-270, Wohl der Allgemeinheit 375, 380, 384 
434, 436 Wohlerworbene Rechte 54, 293, 416, 
Oberbefehlshaber 118, 136, 225, 269 444 
Oberkommando 142, 224, 225, 269, Württemberg 347 
332, 350, 436 
Offizier 72, 413-415, 438 Young=-Doltsbegehren 31, 200 
Oſterreichiſche Armee 72, 73, 91, 120 
Partei und W. 296, 439 Zahnarzt 183, 391 
Politiſche Betätigung 435, 439 Jenſur 483 
Preußiſche fürmee 433, 434 Jentralismus 59, 457, 459, 466 
Kaſſenprinzip in der W. 153, 171, Zölle 66, 69, 128, 143, 144, 149 
413, 438 Zollunion 67, 68 
Reichskommiſſar und W. 98 Zuſtändigkeit zur Geſetzgebung 75, 143, 
Reichsſtatthalter und W. 340, 350 144, 248, 249, 341 
Reichswehr 33, 40, 56 Zuſtändigkeitsüberſchreiiung 146, 418 
Staatsbegriff und w. 167 Zwangskartell 130 
Unteroffizier 413, 415, 438 Zwangs kauf 379 
Volks heer 56 Zwangs konverſion 378 


Luftwaffe 120, 189, 269, 436, 439 Wirtſchaftsſtand 470 
Wahlrecht des Soldaten 204, 435,439 Zwangslizenz 390 


Grundzüge der Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft 
Folgende Alm liegen vor: _ 
Reihe A: Rechtswissenschaft 


Vertrag und Unrecht. Don Prof. Dr. Karl Carenz. 1. Teil: Vertrag und 
Vertragsbruch. Kart. RM. 4,50. Leinen RM. 5,50. 2. Teil: Die Haftung für 
Schaden und Bereicherung. Kart. RM. 3,50. Leinen RM. 4,50 


Verwaltung. Don prof. Dr. Theodor Maunz. Kart. RM. 6,50. Cn. RM. 7,50 
Bodenrecht. von prof. Dr. Stanz Wieacker. Kart. Rm. 6,80. Cn. RM. 7,80 
Geſellſchaften. Don Prof. Dr. Hans Würdinger. 1. Teil: perſonalgeſell⸗ 


ſchaften. Kart. RM. 4,—. Leinen Rm. 5,—. 2. Teil: Kapitalgeſellſchaften. 
In Dorbereitung 


Reihe B: Wirtschaftswissenschaft 


Volk und Wirtſchaft. Zugleich eine Einführung in das deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsleben. Don Prof. Dr. Jens Jeſſen. 2., ergänzte Auflage. Kart. 
RM. 4,50. Ceinen RM. 5,50 { 


Grundlagen der deutſchen Dolkswirtichaftspolitik. von Prof. 
Dr. Jens Jeſſen. Kart. RIM. 3,50. Leinen RM. 4,50 


Betriebswirtichaftslehre. wirtſchaftsleben der gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen. Don Prof. Dr. Martin Lohmann. Kart. RM. 4,.—. Cn. RM. 5.— 


Sozialverwaltung. Don Dr. Heinz Brauweiler. Kart. Rm. 3,80. Ceinen 
RM. 4,80 


Deutſches Genoſſenſchaftsweſen. von prof. Dr. Emil Wehrle. Kart. 
RM. 2,80. Ceinen RM. 3,80 ; 


Statiſtik. Don Dr. Otto Donner. Kart. RM. 5,80. Leinen Rm. 6,80 


Wirtſchaft und Raum. Don Prof. Dr. G. Schmölders und Prof. Dr. 
W. Dogel. Kart. RN. 3,80. Leinen RM. 4,80 


Deutſche Finanzwirtſchaft. Einschließlich Uberſicht über die Geſchichte 
der Deutſchen Sinanzwirtſchaft. Don Prof. Dr. Jens Jeſſen. Kart. 
AM. 4,80. Leinen RM. 5,80 


Deutſche Geld⸗ und Kreditpolitik. von Prof. Dr. Rudolf Studen. 
Kart. AM. 4,20. Leinen RM. 5,20 


Ausführliche Prospekte auf Wunsch . Die Reihe wird fortgesetzt 
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